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Indem ich hiermit dem Publikum den zweiten und 
letzten Theil der Verfaſſungs-Geſetze deutſcher Staa— 
ten ꝛc. übergebe, bleibt mir auf die möglicherweiſe ge— 
macht werdende Bemerfung, daß man von den 38 
Staaten, aus welchen der deutfihe Bund befteht, in 
dem genannten Werf nur die Verfaffungen von 21 
Staaten und von der öfterreihifhen Monarchie allein 
die ftändifche Einrichtung von Tyrol findet, bier an: 
zuführen übrig, daß, wie ich auc, bereits im erften 
Theil, Abſchnitt I. Kapitel 22 erwähnt babe, meine 
Abſicht war, die kurz vor Abſchluß des deutfchen Bun— 
des — hierher gehört die ftändifche Verfaffung des 
HerzogtHums Naſſau — und nad) demjelben ins Le; 
ben getretene Verfaflungen, von den älteren aber nur 
Diejenigen hier aufzunehmen, welche in der neueren 
Zeit entweder Abänderungen oder Zuſätze erhal: 
ten haben; dies ift der Fall bei ven Berfaffungen ver 
freien Stadt Frankfurt, von Tyrol und den beiden 
Großherzogthümern Medlenburg. Die übrigen Staa: 
ten Deutfchlands haben theils Feine Landftände, theils 


weichen die in enigen derfelben beftehenden ftändifchen 
* * 


IV 


Einrihtungen fo wefentlid) von den neueren Verfaſ—⸗ 
fungen ab, daß fie in diefem Werk eine Stelle nicht 
finden fonnten. 


Um das Auffuchen zu erleichtern, hielt ich es übri; 
gend für zweckmäßig, dem zweiten Theil ein alphabe- 
tifhes Sachregifter über das ganze Werf anzuhängen, 


Die Veränderung meiner Dienftverhältniffe, welche 
die Veränderung meined Wohnorts herbeiführten, hat 
mich verhindert, die Reviſion des zweiten Theils felbft 
zu beforgen; dies it der Grund, Daß im Anfang Ded- 
felben eine ziemlich bedeutende Anzahl Drudfehler un: 
tergelaufen iſt. Erft fpäterhin hatte ich das Glück, 
daß ein Mann fih der Revijion annahm, der mit 
der nöthigen Aufmerffamfeit auch Sachkenntniß ver: 
band, deshalb kommen, befonderd von dem 14ten Bo; 
gen an, nur wenige und den Sinn nicht entftellende 
Drudfehler vor, — 


Schließlich nehme ich, fowie überhaupt, auch ind: 
befondere der Druckfehler wegen, die Nachſicht des 
Publifums in Anſpruch. — 


Köln am Rhein im Oftober 1829. 
v, Zangen. 
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in Sechster Abſchnitt. 
Von der ſtändiſchen Verfaſſung. 


Erſte Abtheilung. 


Von der ſtandiſchen Verfaſſung in Deutſchland im 
Allgemeinen. 


Einleitung. 


** eutſchland hatte, vor der im Jahr 1806 erfolgten gaͤnz— 
ichen Aufloͤſung des tauſendjaͤhrigen Reichs *), eine ein— 
geſchraͤnkte monarchiſche Verfaſſung, indem der Kaiſer ohne 
Ein illigung der Reichsſtaͤnde gewiſſe Majeſtaͤts-Rechte 

nicht ausüben konnte. ES bildeten daher die Reichsſtaͤnde 

einen Mittelftand zwifchen dem Reichs-Oberhaupt und der 
| Nation. Aber auch die Reichsſtaͤnde konnten in allgemei- 
3 nen Landes» Angelegenheiten ?), ohne die Einwilligung der 





1) Abdifations = Urkunde, datirt Wien den 6. Auguft 1806; in den 
| e europäiichen Annalen IX. 249 und politifches Sournal, 1806 ©, 
859; Winkopps rheinifche Konföderationg: Akte Seite 104. — 
Diefe Urfunde wurde am 11. Auguſt 1806 den reichsftändifchen 
. Gefandten zu Regensburg durch den Gefandten Oefterreichs mit— 

. getheilt. 

2) Manche der deutfchen Fürften waren aber auch in einer gewiffen 
zur und perfönlichen Rehens: Abhängigkeit vom Kaifer und den 
Reis: Gerichten und felbit diejenigen, welche privilegia de non 

. appellando befaßen, waren für fih und ihre Unterthanen in gege— 
benen Fällen der Faiferlichen Autorität untergeordnet, 

II. 2», 1 


2 


in den meiften deutfchen Landen beftandenen Landitände ), 
viele Hoheit3- Rechte nicht ausüben ; die Landſtaͤnde waren 
daher ein Mittelftand zwifchen dem Fürften und dem Bolf. 

Bedurfte der Kaifer die Geld - Hülfe der Reichs— 
fände, fo war er genöthigt, einen Reichstag zu halten; 
ebenfo mußten die deutfchen Fürften, wenn fie von den Un— 
tertbanen Abgaben erhalten wollten, die Landftände *) ver- 
fammeln und ihre Zuftimmung einholen. 

Nicht alle Stände der Nation wurden aber auf den 
Landtagen vertreten. Denn da bei der in Deutjchland be— 
ftandenen Leibeigenfchaft der Leibeigene binfichtlich der An— 
gelegenheiten des Staats nicht in Betracht fam, fo fonn- 
ten auch aus dem Bauern- Stande Feine Abgeordneten auf 
den Landtagen erjcheinen. 

Sah man audy nicht allerwärts diefen Stand als leib— 
eigen, der feinen Willen hatte, an, jo war dies doch mei- 
ſtens der Fall. 

Deshalb waren nur der Adel, die Prälaten und die 
Städte zur Landſtandſchaft berechtigt. In den Fleineren 
deutfchen Ländern, wo fein Nitterfig, Fein Klofter und feine 





3) Landſtände im Sinne wahrer Volfsvertretung find Staatsbürger, 
die, Eraft der Staats: Grundverfaffung, zu Follegialifcher Volks— 
vertretung des Volks bei dem Regenten für beftimmte Staats: 
Verhältniſſe berufen find. Klüber öffentliches Recht des deut: 
fhen Bundes ©. 437. Landftandfchaft heißt die Pflicht und Be— 
rechtigung zu Sit und Stimme in landftändifchen Verſammlun— 
gen, es fey in Perfon oder durch Bevollmächtigte, oder durch ge: 
wählte Abgeordnete. 

4) Ueber den Urfprung der Landftände, welche einige beffimmt in 
das zwölfte, andere in das dreizehnte, noch andere in das funf: 
zehnte, und wieder andere zwifchen das vierzehnte und fieben- 
zehnte Jahrhundert fegen, läßt fih, mit hiftorifcher Treue, im 
Allgemeinen wenig fagen. Die Gefchichte der einzelnen Staaten 
muß die nähere Beftimmung geben. Auch zeigen fich meift Sta- 
dien in der formalen Ausbildung Iandfchaftlicher Verfaſſung. 
Klüber öffentliches Recht des deutfchen Bundes, $. 2163 Seite 
444, 








“ 


Mr 


3 
Stadt ſich befand, bat es auch deshalb im Anfang feine 


| — gegeben. 


Die Landtage hatten aber in Älteren Zeiten Feine ge- 


wiffe und beftimmte Form, alles beruhte auf Herfommen. 


Diefes war natürlich verfchieden in den einzelnen deutfchen 
Ländern und daher auch war der Umfang der Rechte der 
Landſtaͤnde fehr verfchieden. Frühe aber fhon fchloffen fie 
in mehreren Ländern Verbindungen 5), deren Zweck dahin 
gieng, die Landes - Freiheiten mit vereinigten Kräften auf: 
recht zu erhalten. Defters vereinigten ſich auch die Land- 
fände mit ihren Fürften über den Umfang der gegenfeiti- 
gen Rechte und Pflichten °). 

Urfprünglich bat der Bauern- Stand, wie bereits be— 
merft wurde, nicht zu den Landitänden gehört. In der 
Folge wurde jedod im einigen Ländern, vorzüglich in den— 
jenigen, in welchen jich die Ritterfhaft von den Landſtaͤn— 
den getrennt hatte, auch wohl feine Prälaten waren, den 
Flecken, fürftlihen Aemtern oder dem Bauern-Stande das 
Recht der Landſtandſchaft ebenfalls zugeftanden ”). 


li BE — 
5) So ſchloſſen fhon im Fahr 1346 die Landftände im Bisthum 
Münfter einen Berein unter fich, den fie im Jahr 1466 wegen 
verfchiedener Landes = Befchwerden erneuerten und fchärften. Im 

— Jahr 1354 vereinigten ſich die Landſtände in Pommern, 1392 in 

“ Lüneburg und Bayern, 1403 in Salzburg, 1433 in Sachſen, 
Meißen, Franken, Ofterland und DVoigtland, 1456 im Zrieri- 
fhen, 1458 in Sclefien, 1463 im Kölnifchen und 1467 in der 
Laufis. Häberlin Handbuch des deutſchen Staatsrechts 2r Band 
©. 36. — Mofer von der Reiheftände Lande und Untertha: 
nen ©. 659 — 702. 

6) Der ältefte bis jest bekannt gewordene Vertrag diefer Art ift 
ber Friede zu Fer im Lüttichifchen v. $. 1316. Häberlin 
Handbuch ꝛc. Band 2. ©. 41, 

Ein anderer Vertrag wurde im Jahr 1514 zu Tübingen zwi: 
fhen dem Herzoge Ulrich von Württemberg und den Prälaten 
und der gemeinen Landfchaft diefes Herzogthums gefchloffen. 

7) €s war dies der Fall im Württemdergifhen und im Branden— 
burg= Baireuthifhen. Häberlin Handbuch ıc, 2, Bd. ©, 60 
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Als im Sahr 1806 die deutiche Reichs⸗Verfaſſung durch 
Bildung des rheiniſchen Bundes und Niederlegung der deut⸗ 
ſchen Kaiſer-Krone von Seiten des Kaiſers Franz II. ſich 
aufloͤßte und die dem rheiniſchen Bunde beigetretenen deut: 
ſchen Fürften die volle Souveränität erhielten, wurden von 
den meiften derfelben die in ihren Landen beftandenen land- 
ſtaͤndiſchen Verfaſſungen aufgehoben. Nur in einigen deut- 


fhen Staaten blieben ſolche bejtehen °) und erhielten ſich 


bis in die neueſten Zeiten. 

Die waͤhrend der Dauer des rheiniſchen Bundes von 
einigen Bundes -Staatenzur Schau ausgejtellten Berfuche 
einer landftändifchen Verfaffung waren ohne Dauer und 
gedeihlichen Erfolg. 


Erftes Rapitel. . 
Berhbandlungen auf dem Kongreß zu Bien. 


Auf dem Wiener Kongreß ward im Kamen faft aller 
deutfchen Staaten unummwunden anerfannt, daß auf der 


heutigen Stufe politifcher Kultur, in allen deutſchen Stan- 


ten Berfaffungen mit Volksvertretung nothiwendig feyen ). 
Es wird deshalb von Sutereffe feyn, die verfchiedenen 
Abftimmungen über diefen Gegenftand Fennen zu lernen °). 
Für die Nothmwendigfeit der landftändifchen Derfa 
in allen Bundes-Staaten und die Beftimmung des‘ 
mums der Gerechtfame. der Landftände ftimmte — 
A. Preußen in dem am 13. September 1814 zu Ba- 






den bei Wien, in einer Konferenz, dem damaligen kaiſerli⸗— 


8) Dies war der Fall in dem Königreich Sachſen und in den 
Großherzogthümern Mecklenburg » Schwerin und Mecklenburg: 
Strelis. 

1) Klüber öffentl» Recht des deutfchen Bundes ꝛc. 9. 216b Geite 
447, 

2) Beurkundete Darftelung der Eurheflifchen Landtags: Berhand- 
lungen mit Blicken auf die Vergangenheit, Gegenwart und Zus 
kunft. 1816, Seite 45 folg. 
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chen oͤſterreichiſchen Staats- und Konferenz-Miniſter und 
Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten, jetzigen Staats— 
Kanzler, Fuͤrſten von Metternich, von dem koͤniglich preu— 
ßiſchen Staats-Kanzler Fuͤrſten von Hardenberg mitge— 
theilten Entwurf der Grundlage der deutſchen Verfaſſung 
Art. 7 in den Worten: 

In jedem zum Bunde gehörenden Staate ſoll eine 
ftändifche Verfaffung eingeführt oder aufrecht erhalten wer- 
dem. Allgemeine Grundjäge find dieferhalb als Minimum 
der Rechte der Landſtaͤnde fejtzufegen. Sie follen befteben 
aus den Familienhäuptern der vormaligen, mediatifirten 
Reichsjtände des ſonſt unmittelbaren und übrigen Adels, 
als ‚erblichen und erwählten Ständen. Ihre Befugniffe 
folfen zugleich feyn, ein näher zu beftimmender Antheif an 
der Gefeßgebung, Verwilligung der Kandes- Abgaben, Ber: 
tretung ' der Derfaffung bei dem Landesherrn und -dem 
Bunde. — 

“ Am 16. Dftober 1814 wurden im Namen der Höfe von 
Wien, Berlin und Hannover, in der Berfammlung der Be- 
vollmächtigten diefer Höfe und derer von Bayern und Wuͤrt— 
temberg, zwölf Artifel vorgelegt, die bei der Konferenz 
diefer fünf deutſchen Mächte zur Grundlage dienten und 
in deren eilfien es heißt: „der Bundes-Vertrag fegt die 
Nothwendigkeit einer (Land) ftändifchen Verfaſſuüng in je 
dem einzelnen Bundes-Staat feſt, und beftimmt ein Mi- 
nimum der jtändifihen Rechte, überläßt es aber übrigens 
den einzelnen (Land) Ständen nicht nur ein mehreres ein 
zuräumen, fondern auch ihnen eine der Landesart, dem 
Charafter der Einwohner und dem Herfommen angemejjene 
Einrichtung zu geben ).“ 

im Anfang des Aprils 1815, wurde von dem Königlich 
preußifchen Bevollmächtigten der Entwurf eines Bundes- 
Bertrags vorgelegt, deffen F. 9 folgendes fagt: 


3) Klüber, Akten des Wiener Kongreffes, Bd, 1. 9. 1. Seite 
47, 61, 


„In allen deutfchen Staaten wird die beftehende Iand- 
kändifche Verfaffung erhalten oder eine neue eingeführt, 
damit den Fanditänden das Recht der Bewilligung newer 
Steuern, die Berathung über Landesgefege, welche Eigen 
thum und perfönliche Freiheit betreffen, der Befchwerde- 
führung über Verwaltungs-Mißbraͤuche und der Vertretung 
der Berfaffung und der aus ihr herfließenden Rechte Ein- 
zelner zufiehe. Die einmal verfaffungsmäßig beftimmten 
Rechte der Landſtaͤnde, werden unter den Schuß und die 
Garantie des Bundes geftellt *). 

In einer von den föniglich preußifchen Bevollmaͤchtig⸗ 
ten dem Herrn Fürften von Metternich am 10. Febr. 1815 
übergebenen Note heißt es: „Es giebt bei der deutfchen 
Berfaffung nur drei Punfte, von denen man nad der in— 
nigften Ueberzeugung der LUnterzeichneten nicht abgehen 
fann, ohne der Erreichung des gemeinfchaftlichen Endzweds, 
den weſentlichſten Nachtheil zuzufügen: 

eine fraftvolle Kriegsgewalt, ein Bundes- Gericht, und 
landftändifche, durch den Bundes-Vertrag geficherte Ver— 
faffungen. * 

In dem mit diefer Note zugleich übergebenen erften Ent- 
wurf einer Verfaffung des zu errichtenden deutfchen Bun— 
des heißt es F. 82 bis 88: 

$. 82. Sn. allen deutfchen Staaten foll entweder die 
ſchon vorhandene ftändifche Verfaſſung erhalten, oder eine 
neue eingeführt werden. 

$. 83. Die Art der Einrichtung derfelben fteht jedem 
Staate frei, und richtet ſich nach den Lofalverhäftuiffen 
und der bisherigen Verfaffung jedes Landıs, 

Es dürfen aber in Abficht der periodifchen Berfamm- 
(ungen der Stände, des Nechts der Regierung, fie wieder 
auseinander gehen zu laffen, und des in Bezug auf die 
zwifchen den Ständen und der Regierung nothwendigen 

4) Klüber, Akten des Wiener Kongreffes, B. 1. 9, 4. ©. 109, 

Dafelbft, 9.5. ©,43—45, 
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Mittheilungen eingeführten Gefchäftsganges, Feine Beftim- 
mungen gefaßt werden, welche den Endzweck der Einrich- 
tung ganz oder groͤßtentheils vereiteln würden. 
$. 84. Die eingerichtete DVerfaffung wird dem Bunde: 
vorgelegt, und befindet ſich, fo wie Died gefchehen, unter 
dem Schuße desfelben, wird von ihm vertreten, und fann 
nicht, ohne Zuftimmung der Stände und neue Mittheilung 
an den Bund, abgeändert oder aufgehoben werden. Das— 
ſelbe gilt von allen, nachher zwiſchen den Landesherrn and 
Staͤnden geſchloſſenen Vertraͤgen. 

$. 85. Unabhängig von der Verſchiedenheit landſtaͤndi— 
fcher Berfajfungen in den einzelnen Ländern, befigen alle 
deutſche Landjtände folgende Rechte: 

a) das der Mitberathbung bei Ertheilung neuer, allge- 
meiner, die perfönlichen und Eigenthums-Rechte der 
Staatebürger betreffenden Geſetze. 

$. 86b) Das der Bewilligung bei Einführung neuer 
Steuern, oder bei Erhöhung der fchon vorhandenen. 

$. 870) Das der Befchwerde- Führung über Mißbraͤuche 
oder Mängel in der Landes - Verwaltung, worauf ih- 
nen die Regieruug die nöthige Erflärung hierüber nicht 
verweigern darf. 

$. 88 d) Das der Schuͤtzung und DVertretung der einge: 
führten Berfaffung, und der durch diefelbe und durch 
den Bundes - Vertrag geficherten Rechte der Einzelnen, 
bei dem Landesherrn und bei dem Bunde. 


Endlich wurde in dem am 1. März 1815 föniglich preu— 
Bifher Seits Hbergebenen zweiten Entwurfe $. 9 Folgen 
des vorgefchlagen: „In allen deutjchen Staaten wird Die 
beſtehende Ianditändifhe Berfaffung erhalten, oder eine 
neue dergejtalt zu organifirende, daß alle Klaffen der Staats— 
bürger daran Theil nehmen, eingeführt, damit den Land- 
fänden das Recht der Bewilligung neuer Steuern, der 
Berathung über Landesgefege, welche Eigenthum oder per: 
fönlihe Freiheit betreffen, die Befchwerde- Führung über 
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bemerkte Verwaltungs-Mißbraͤuche und die Vertretung der 
Verfaſſung und der aus ihr fließenden Rechte Einzelner, 
zuftehen. 
Die einmal verfaffungsmäßig Gerinhaten Rechte der 
Pandftände werden unter den Schug und die Garantie des 
Bundes geftellt °). 
B. Defterreich flimmte in dem im December 1814 
übergebenen Entwurf der deutschen Bundes-Berfaffung Art. 
13 dahin: 
„In allen deutfchen Staaten werden Landftäinde binnen 
Sahr und Tag eingeführt, welchen in Hinficht der Steuern 
und der allgemeinen Landes » Anftalten befondere Rechte eins 
geräumt werden. Sedoch bleibt jedem einzelnen Staate uͤber⸗ 
laffen, den Ständen eine der Landesart, dem Charafter der 
Einwohner und dem Herfommen gemäße Einrichtung zu geben. 
Sn dem am 23. Mat öfterreichifcher Seite, mit Einver- 
ftändnig mit Preußen, übergebenen Entwurf heißt es nur, 
8.10: „In allen deutfchen Staaten foll eine landftändifche 
Berfaffung beftehen. 
C. Die vereinigten Fürften und freien Städte 
außerten fich in der Note vom 16. November 1814 folgen: 
dermaßen: „Namentlich find fie damit einverftanden, daß 
aller und jeder Willführ, wie im Ganzen durch die Bun— 
des + Berfaffung, fo im Einzelnen in allen deutfhen Stan: 
ten, durch Einführung landjtändifcher Verfafjungen, wo 
diefelben noch nicht beftehen, vorgebengt und den Ständen 
folgende Rechte gegeben werden: 
1) das Recht der Berwilligung und Regulirung fammt- 
licher, zur Staatsverwaltung nothmwendiger, Abgaben ; 

2) das Net der Einwilligung bei neu zu erlaffenden 
Landesgeſetzen; 

3) das Recht der Mitaufſicht uͤber die Verwendung der 
Steuern zu allgemeinen Staatszwecken; 

4) das Recht der Beſchwerde-Fuͤhrung, insbeſondere in 


5) Daſelbſt, H. 7. S. 304, 
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- Füllen der Malverfation der Staatsdiener, und bei 

fi ergebenden Mißbräuchen jeder Art. 

Wobei übrigens den einzelnen Staaten die angemeffene 
Einrihtung der ſtaͤndiſchen Verfaffung, nach dem Charaf- 
ter der Einwohner, den Lofalitäten und dem Herfommen 
überlaffen bleibt 9.“ 


D. Baden erklärte im einer, den Fürften von Metter- 
nich und Hardenberg am 1. December 1814 übergebenen 
Rote Folgendes: 

„Se. koͤnigliche Hoheit der Großherzog hätten ſich ent- 
ſchloſſen, als dem Geift des Zeitalters angemeffen, eine 
ſtaͤndiſche Verfaffung in Ihren Staaten einzuführen, und 
fomit Shren Unterthanen die Bewilligung der direften ſo— 
wohl als der indireften Steuern, die Mitaufficht auf deren 
Verwendung, die TIheilnahme an der Gefesgebung, und 
das Recht zur Befchwerde- Führung bei eintretender Mal: 
verfation der Staatsdiener zu geftatten, welche, im Ein 
fange mit denen aus den Verhandlungen des Kongreffes 
‚bervorgehenden Refultaten, ihre endliche Bildung erhalten 
folle. Um jedoch hierin Feine Zeit zu verlieren, hätten Se. 
Fönigliche Hoheit eine Kommiffion ernannt, welche die auf 
jeden Fall den Lofal » Verbältniffen anyaffenden Modalitä- 
ten in Borfchlag bringen ſolle. 

E. Die Herzoglihd Medlenburgifhen Bevoll— 
mädtigten legten ins Konferenz - Vrotofoll vom 5. Juni 
1515 den Wunſch, dem Art. 13 der Bundes-Afte, welcher 
die landſtaͤndiſche Verfaffung betreffe, eine weitere und be- 
friedigendere Ausdehnung zu geben; fte hielten es feinem 
Zweifel unterworfen, daß diefer Gegenftand jomohl für 
jeden deutichen Staat insbefondere, als für alle deutfchen 
Staaten insgemein, von einer hohen Wichtigfeit fey und 
trugen darauf an, dag in dem bejagten Artifel die Faf- 
fung möge angenommen werden, welcher in dem Borfchlag 





6) Klüber Akten des Wiener Kongreifes, Br. 1.9.1. ©, 74, 
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der vereinigten Bevollmächtigten mehrerer deutſchen Fürften 
und Städte vorgefchlagen worden jey. 


Sm Fall aber diefe Fafjung vormaltender Grinde we⸗ 
gen, nicht anwendbar gefunden werden follte, fo empfeh- 
Ien fie fo angelegentlich als dringend: 

„daß mindeftens der Erhaltung der Be land: 

ftändifchen Gerechtfame in den deutfchen Staaten, wo 
folche annoch beftehen, und der Einführung ähnlicher auf 
die urſpruͤngliche Einrichtung der Kandftände begründe- 
ten Berfaffungen innerhalb Sahresfrift, da wo zur Zeit 
feine landftändifchen Verfaffungen vorhanden wären, in 
der Bundes: Afte ausdrücliche Erwähnung gefchehen möge.“ 


Sm 10. Konferenz - Protofolle wurde Mecklenburgifcher 
Seits diefer Antrag wiederholt. 


F. Die Hanndverifhen Bevollmähtigten drüd- 
ten fich in einem fchriftlihen Votum, das am 21. Dftober 
1514 der Komité der fünf deutfchen Höfe CDefterreich, 
Preußen, Bayern, Hannover, Württemberg) übergeben 
ward, nach vorausgefchieften allgemeinen Grundfäßen, fol- 
gendermaßen aus: 


„Unter Vorausſchickung diefer Grundfäge muͤſſen Un— 
terzeichnete darauf beſtehen, daß kuͤnftig in Deutſchland 

1) die Rechte beſtimmt werden mögen, die deutſchen Un— 
terthanen, von Alters her mit Recht zugeftanden haben ; 

2) daß es ausgefprochen werden möge, daß die auf Ges 
feße und Verträge beruhende Zerritorial - Verfaffung, 
unter Vorbehalt der nöthig werdenden Mopdiftfationen, 
beftehen folle ; | 

3) daß da, wo feine ftändifche Verfaffung gemefen, aud) 
auf den Fall, daß Deftreich, Preußen, Bayern, Würt- 
temberg, entweder wegen ihrer befonderen Verhältniffe, 
oder auf die angeführten Traftate geftüßt, fi davon 
ausfchliegen follten, für die Stände, die fi zur Unz 
terwerfung unter alle für Deutſchlands Wohl nöthige 
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Mafregeln verftanden haben, für die Folge als Ge- 
feß erflärt werde, daß die Einwilligung der Stände: 

a) zu den aufzufegenden Steuern (wohl verftanden, daß 
fie zu den Bedürfniffen des Staats beizutragen ſchul— 
dig find) erforderlich ſey; 

b) daß fie ein Stimmrecht bei neu zu verfaffenden Ge— 
ſetzen, 

e) die Mitaufſicht über die Verwendung der zu bewilli— 
genden Steuern haben follen ; 

d) daß fie berechtigt find, im Fall der Malverfation, 
die Beitrafung fchuldiger Staatsdiener zu begehren ). 


G. Die Kurheſſiſchen Bevollmächtigten erflär- 
ten zum 10. Konferenz » Brotofoll Nr. 5, e8 würde ihnen 
befonder3 angenehm ſeyn, wenn die am 5. Juni von Med- 
fenburg vorgefhlagene Veränderung des Art. 13 angenom- 
men wiirde. 


Ganz anders dachte über diefen Gegenftand 

H. die föniglih Bayerifhe Geſandtſchaft, ins 
dem Fürft Wrede, in der am 20. Dftober 1814 übergebes 
nen Note, Art. 11 erflärte: 

„Haben Se. Majeftät der König von Bayern fchon 
früher befchloffen, Ihren Staaten eine Ihrer Würde, Ih— 
ren Außeren und inneren Verhältniffen angemeffene und 
geeignete Verfaffung zu geben, halten es daher nicht für 
zweckmäßig, über das Marimum und Minimum der einem 
oder dem andern Stande zu ertheilenden Rechte, den Fünf- 
tigen Bundes-Rath ausfprechen zu laſſen.“ 

Deswegen war Bayern bei der Disfuffion der 17 Ars 
tifel der deutichen Bundes-Afte am 26. Mai 1815 mit der 
generellen Faſſung des 10. Artifels einverftanden: es folle 
nämlih in allen deutfhen Staaten eine Iandftändifche 
Verfaſſung beitehen °). 


7) Akten des Wiener Kongreffes. Bd. 1. 9. 1. ©. 70. 
8) Akten des Wiener Kongreffes. Bd. 2, 9. 5. ©. 9. Num. 11. 
Heft 7. in dem zweiten Konferenz Protokolle. Art. 10. 
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In eben diefem Geifte ſprachen 

J. die koͤniglich Württembergiihen Bevoll— 
mächtigten in ihrer am 20, Oktober 1814 zum Protofoll 
gegebenen Erflärung: 

ad 11 (wo es heißt): Wenn die allgemeine Verbindlich» 
feit, jedem Staate des Bundes eine ftändifche Berfaffung _ 
zu geben, anerfannt werden dürfte, fo fann doch die Be— 
fiimmung eines Minimums, als die Nechte eines jeden 
Landesherrn Fränfend, unmöglich zugelaffen werden, fon- 
dern muß nothwendig, die Einleitung und Ausführung, 
jedem Staate felbft überlaffen werden. 

Sn den königlih Wiürttembergifchen Vorfchlägen zur Re- 
daftion der 12 Deliberationg » Punkte, die deutfche Bun- 
des- Verfaffung betreffend, heißt es Art. 12: „die veinzel- 
nen Glieder des Bundes nehmen die Verbindlichfeit auf 
ſich, ihren untergeordneten Staaten eine ftändifche Verfaſ— 
fung zu geben, welche der Landesart, der Lofalität und 
den Bedürfniffen derfelben angemeſſen ift. 

Bei der nun am 26. Mai 1815 unter fämmtlichen Be: 
vollmächtigten, mit Ausnahme von Württemberg, ftattge- 
fundenen Disfuffion der einzelnen Artifel, über den von 
Defterreich am 23. Mat 1815 uͤbergebenen, vorhin gedach— 
ten Entwurf, wurde jedoch nur Folgendes beliebt: 

„Sn allen deutfchen Staaten fol eine landftändifche 
Derfaffung bejtehen. 


Zweites Kapitel: 


Beftimmungen der deutfhben Bundes-Afte und 
der Wiener Schluß: Afte. 


Nachdem wir auf dDiefe Weife die Gefchichte der Ver— 
handlungen auf dem Wiener Kongreffe hinfichtlich einer 
Beftimmung über die landftändifche Verfaffung in den ein- 
zelnen Bundes - Staaten gegeben haben, wenden wir ung 
zu dem, was darüber die deutfche Bundes - Afte und Die 
Wiener Schluß » Akte wirfiich feftfegen. 


i 
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Der Artifel 13 der tıflgennupgen Akte verfügt Fol- 
gendes: - 

„In allen Bundes-Staaten wird eine land: 
ſtaͤndiſche Verfaffung ftattfinden ').“ 

Sn dem Herzogtbum Nafau war fihon vor dem Ab- 
fchluß der Bundes -» Akte eine landftändiiche Verfaffung ein- 
geführt worden, in anderen Staaten gefihah dies einige 
Zeit nachher ?). 

In vielen wurde jedoch der Einführung landſtaͤndiſcher 
Verfaſſungen noch Anſtand gegeben, theils weil die Fuͤr— 
ſten neue Organiſationen ihrer Staaten beabſichtigten und 
dieſe erſt ins Leben treten laſſen wollten, theils weil die 
Abtretung und Erwerbung von Laͤndertheilen, der Erfuͤl— 
lung der in dem Artifel 13 der Bundes-Akte enthaltenen 
Beſtimmung einige Zeit Hinderniſſe in den Weg legten. 

Dieſe Zoͤgerung veranlaßte unberufene Vertreter des 
Volks ſowohl bei betreffenden Regierungen, als bei der 
Bundes-Verſammlung auf Erfuͤllung des Art. 13, uͤber 
deſſen Sinn man ſich vielfaͤltig ſtritt, zu dringen. So ge— 
wiß es iſt, daß von Manchen die Einfuͤhrung der Land— 
ſtaͤnde aus reinen Abſichten und um einen feſten und gere— 


1) Kouſtitutionen der europäiſchen Staaten. Th, II. ©, 100. 


2) Die Staaten, in welchen Iandftändifche Verfaſſungen eingeführt 
wurden, find folgende, nach der Zeitfolge geordnet: 1) Herzog: 
thum Naſſau, 1814; 2) Großherzogthum Luremburg, 1815; 3) 
die Färftenthümer Schwarzburg - Rudolftadt, 1816; 4 Schaum: 
burg=Lippifchen Theils, 1816; 5) Walde, 1816; 6) Groß: 
herzogthum Sadhfen: Weimar- Eifenah, 1816; 7) Zürftenthum 
Sachſen-Hildburghauſen, 18185 8) Königreih Bayern, 18185 
9) Großherzogthum Baden, 1818; 10) Fürſtenthum Litchten- 
flein, 18185 11) Fürſtenthum Lippe= Detmold, 1819; 12) die 
Königreihe Württemberg, 1819; 13) Hannever, 1819; 14) dag 
Herzogthum Braunſchweig, 1820; 15) Großherzogthum Heſſen, 
1820; 16) Herzogthum Sachſen-Koburg, 1820; 17) Herzogs 
thum Sachen Meiningen, 1824. Die fürſtlich Lippifche Ver: 
faſſung ift aber nicht ins Leben getreten. 
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gelten Zuftand der Dinge berbeisuführen, betrieben wurde, 
eben fo gewiß ift aber auch, daß in der Zeit der Umtriebe 
die noch mangelnde Erfüllung der erwähnten Beftimmung 
der Bundes -Afte dazu benußt wurde, das Volf in Oppo— 
fition gegen die Regierungen zu ſetzen. 

Da e8 zu mweitläufig ſeyn würde, das, was über die— 
fen Gegenftand in den Protofollen der Bundes - Berfamm- 
fung vorfommt, bier anzuführen, fo begnügen wir ung, 
dasjenige bier zu erwähnen, was die Schluß-Afte der 
über Ausbildung und Befeſtigung des deutfchen Bundes zu 
Wien gehaltenen Minifterial- Konferenzen vom 15. Mat 
1820, welde am 8. Suni 1820, dem fünften Jahrestag 
der Unterzeichnung der deutfhen Bundes; Afte ‚zu Frank: 
furt als allgemeines Bundes- Gefeß angenommen und be- 
fannt gemacht wurde, darüber enthält °). 

Die Art. 54, 55 bis Art. 62 der allegirten SchIuß-Afte 
enthalten Folgendes: 

Da nach dem Sinne des dreizehnten Artifeld der Bun—⸗ 
des-Afte, und den darüber erfolgten fpäteren Erflärungen, 
in allen Bundes» Staaten landftändifche Berfaffungen ftatt- 
finden follen; jo hat die Bundes-Verfammlung darüber zu 
wachen, daß diefe Beftimmung in feinem Bundes: Staat 
unerfüllt bleibe. 

Den fouveräinen Fürften der Bundes-Staaten bleibt 
überlaffen, diefe innere Landes - Angelegenheit, mit Beruͤck⸗ 
ſichtigung ſowohl der fruͤherhin geſetzlich beſtandenen ſtaͤn— 
diſchen Rechte, als der gegenwaͤrtig obwaltenden Verhaͤlt⸗ 
niſſe zu ordnen. — 

Die in anerkannter Wirkſamkeit beſtehenden landſtaͤndi— 
ſchen Verfaſſungen koͤnnen nur auf verfaſſungsmaͤßigem 
Wege wieder abgeaͤndert werden. 

Da der deutſche Bund, mit Ausnahme der freien Staͤdte, 
aus ſouveraͤnen Fuͤrſten beſteht; ſo muß, dem hierdurch ge— 
gebenen Grundbegriffe zufolge, die geſammte Staats-Ge— 


3) Konſtitutionen der europäiſchen Staaten. Th. IV. ©, 12. 


15 


malt in dem Oberhaupte des Staates vereinigt bleiben und 
der Souverin kann dur eine Tandftändifche Verfaſſung 
nur in der Ausübung beftimmter Rechte an die Mitwir- 
fung der Stände gebunden werden. 

Die im Bunde vereinten fonveränen Fürften dürfen durch 
feine landftändifche Verfaſſung in der Erfüllung ihrer bun— 
desmäßigen Verpflichtungen gehindert oder befchränft werden. 

Wo die Deffentlichfeit Iandftändifcher Verhandlungen 
durch die Verfaffung geſtattet ift, muß durch die Geichäfts- 
Drdnung dafür geforgt werden, daß die gefeglichen Gren- 
zen der freien Neußerung, weder bei den Verhandlungen 
felbft, noch bei deren Befanntmachung durch den Drud, 
auf eine die Ruhe des einzelnen Bundes-Stantes oder des 
gefammten Deutfchlands gefährdende Weiſe uͤberſchritten 
werden. 

Wenn von einem Bundesgliede die Garantie *) des Bun— 
de3 für die in feinem Lande eingeführte Iandftändifche Ver— 
faffung nachgefucht wird; fo ift die Bundes- VBerfammlung 
berechtigt, folche zu übernehmen. Sie erhält dadurd die 
Befugniß, auf Anrufung der Betheiligten, die Verfaffung 
aufrecht zu erhalten, und die über Auslegung oder Anz 
wendung derfelben entjtandenen Irrungen, Sofern dafür 
nicht anderweitige Mittel und Wege geſetzlich vorgefchrie- 


4) Die Garantie des deutihen Bundes ward in folgenden Verfaf: 
> fungs:Urkunden ausdrüdtiih als Schubmittel aufgeftellt: 1) in 
der Sachfen- Weimar: Eifenahifchen vom Jahr 1816; 2) in der 
Sadfen-Hildburghaufifhen vom Sahr 1818; 3) in der Sad: 
fen-Koburgifchen vom Jahr 1820.— Auch Baden machte bei der 
Bundes: Berfammlung den Antrag auf Gemährleiftung feiner 
Verfaſſungs-Urkunde und die Bundes: Verfammlung befchloß In— 
firufrions-Einholung in dem Protok. von 1818 $. 214, feitdem 
ruht die Sahe.— Eine Verordnung der Großherzoge von Med: 
lenburg vom 28. November 1817, betreffend die fcehiedsrichter: 
liche Entfcheidung der Verfaflungs = Streitigkeiten zwifchen der 
Landesherrfchaft und den Landftänden, erhielt die Garantie der 
Bundes: Berfammlung in den Protof, von 1818 $. 127. 
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ben find, durch gültige Vermittelung und kompromiſſariſche 
Entſcheidung beizulegen. Auffer dem Fall der uͤbernomme⸗ 
nen befonderen Garantie einer landftändijchen Verfaſſung, 
und der Aufrechthaltung der uͤber den dreizehnten Artikel 
der Bundes-Akte hier feſtgeſetzten Beſtimmungen, iſt die 
Bundes-Verſammlung nicht berechtigt, in landſtaͤndiſche An— 
gelegenheiten, oder in Streitigkeiten zwiſchen den Landes— 
herrn und ihren Staͤnden einzuwirken, ſo lange ſolche nicht 
den im 26. Artikel bezeichneten Charakter annehmen, in 
welchem Falle die Beſtimmungen dieſes ſo wie des 27. 
Artikels, auch hierbei ihre Anwendung finden. — Der Art. 
46 der Wiener Kongreß-Akte vom Jahr 1815, in Betreff 
der Verfaſſung der freien Stadt Frankfurt, erhaͤlt jedoch 
hierdurch keine Abaͤnderung. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen in Bezug auf den drei— 
zehnten Artikel der Bundes-Akte ſind auf die freien Staͤdte 
inſoweit anwendbar, als die beſonderen Verfaſſungen und 
Verhaͤltniſſe derſelben es zulaſſen. 


Drittes Kapitel. 


Verſchiedene Organiſation des landſtaͤndiſchen 
Snftituts. . 


Die angegebenen Beftimmungen enthalten nichts über 
die befondere Einrichtung des landftändifchen Inſtituts, ſie 
uͤberlaſſen dieſe den einzelnen Regierungen. Daher kommt 
auch die verſchiedenartige Organiſation der Landſtaͤnde in 
den einzelnen zum deutſchen Bunde gehoͤrigen Staaten. 

——— 
Einheit oder Abtheilungen der Staͤnde-Ver— 
ſammlungen 9. 

1. Nach einigen Verfaſſungs-Urkunden, wie z. B. nad) 

der Kurbeffifchen (der projeftirten), der Sachſen-Weimari— 





1) Klüber öffentliches Recht des deutfchen Bundes $, 222a Seite 
471. 


.- 
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fchen, der Sadhfen- Roburgifchen, der Sachen » Meiningi- 
fhen, der Sachen - Hildburgbaufifchen, der Schwarzburg- 
Rudolſtaͤdtiſchen, der Schaumburg s Lippifchen,, der Wal: 
deckiſchen ) bilden auf dem Landtage für Beratbichlagung 
und Beihlüffe alle Landſtaͤnde zufammen eine einzige Vers 
fammlung, ein Plenum, welches nicht hindert, daß in der 
Berfammlung die Sitz-Ordnung nach verfihiedenen Staͤn— 
den, Klaſſen, Kurien oder Bänfen beftiimmt feyn Fonne. 

1I. Sn anderen Bundes-Staaten berathichlagen und bes 
fchließen die Landftäinde örtlich getrennt, in zwei Abthei- 
lungen, genannt Kammern, Geftionen oder Herrnbanf 
und Verfammlungen der Landes -Deputirten, oder erfte 
Klaffe und Landes -Verfammlung, überall eine Art von 
Ober- und Unterhaus. Diefes findet 3. B. ſtatt in Bayern, 
Hannover, Württemberg, Baden, Großherzogthum Heflen, 
Luremburg (in diefem Land vereinigt mit den Ständen deg 
Königreichs der Niederlande), Braunfchweig, Naſſau °). 

111. Sn etlichen Bundes-Staaten hat man, für ein— 
zelne Landestheile, befondere oder Provinzial» Stände und 
Landtage, für alle zufammen hingegen allgemeine Reichs— 
oder National-Stände und Neichstäge oder allgemeine 
Stände » Berfammlungen, die nicht überall nothwendig aus 
Mitgliedern der Provinzial» Stände -Berfammlungen zus 
fammenzufegen find. Dies findet in Hannover ſtatt; eben 
fo find in Preußen Provinzial» Stände, aus welchen eine 
Berfammlung der Landes-Nepräfentanten gewählt werden 
fol. (Abtheilung 11.) 


2) Abtheilung II. Kap. 6 $. 1, Kap. 9 9.5, Kay. 12 . 1, Ka: 
pitel 13 $. 3, Kap. 14 9.1, Kap. 15 $. 1, Kap. 18, Kapi⸗ 
tel 17. 

3) Ueber die DVertheilung der Volksvertreter in Kammern fiehe 
Pölitz, die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. J. 
Geite 392 5. 20, — Abtheilung 2, Kap. 25.1, Kap.3 5.1, 
Kap. 48.1, Kap. 5 $.1, Kap. 79.1, Kap. 10 5. 2. Kap. 
11 5, 1. 

I. Bd. 2 
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6.1: 

KRlaffen der Landftände 2). 
Gewöhnlich ift die Landftandfchaft, nach verfchiedenem 
Berhältnig, beftimmten Klaffen zugetheilt ). Man findet 
jeßt in deutfchen Bundes - Staaten, nah Berfchiedenheit 
der angenommenen Grundlage der Landitandichaft: 1) bald 
zwei Klaffen, beftehend 3. B. aus Nitterfchaft und Staͤd— 
ten, wie in Mecklenburg 3), oder aus Geiſtlichkeit und Land— 
mannsfhaft, wie in Liechtenftein ); 2) bald drei Klaffen, 
beftehend a) entweder theild aus Fürften, Grafen und Herrn, 
theild aus Nitterfchaft, theils aus Städten, oder b) aus 
einem Kollegium der Prälaten, Grafen und Herrn, (und 
zwar in dem Königreich Sachſen jest mit Inbegriff der 
Univerfität Leipzig) aus Nitterfchaft und aus Städten, oder 
c) aus Abgeordneten der Ritterfchaft, der Städter und der 
Bauern, Kandbezirfe oder Dorfgemeinden, wie in Sachſen— 
Weimar, Sachfen: Koburg, Sachjen - Meiningen und in 
Schwarzburg-Rudolftadt °), oder aus Ritterguts-Befigern 
und Deputirten der Städte und Fleden und der bäuerli- 
chen Amts- Bezirke, wie in Schaumburg »Lippe und Wal- 
def 9); 3) bald vier Klaffen, beftehend a) aus Herrn, aus 
Prälaten, aus Ritter und Mannfchaft, und aus Städ- 
ten, wie bis 1815 in der Ober- und Niederlaufiß, oder b) 
aus Geiftlichfeit, Nitterfchaft, Städten und Bauern, oder 
c) aus Abgeordneten der Ritterguts-Beſitzer, der Städte, 


1) Klüber 6. R. d. deut. B. $. 222b ©. 475. 

2) Die Ernennung der Volksvertreter Fann entweder nach der nu: 
merifchen Gefammtheit des Volkes oder nad Ständen geſche— 
hen; man nennt die erfte Form das repräfentative, die zweite 
dag ftändifche Syſtem. — Polis, die Staatswiffenfchaften im 
Lichte Unferer Zeit. Th. 1. ©, 377 $. 19. 

3) Abtheilung IT,-Kap. 8 $. 2. 

4) Abtheilung II, Kap. 16 $. 1. 

5) Abtheitung IT, Kap. 9 $. 3, Kap. 11 9. 2, Kap. 13 $. 1, Ka: 
pitel 15 $. 1. 

6) Abtheilung II, Kap. 17 9. 1, Kap. 18 5. 1. 
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der Eirgefeffenen auf dem ylatten Lande und des geiftli- 
chen oder Lehrftandes, wie nad der Hildburghaufifchen 
Konftitution ”). 4) Bet der neuen Einrichtung der land: 
ſtaͤndiſchen Berfaffung in Baiern, Hannover, Württemberg, 
Baden, Großherzogtbum Heffen und in dem Herzogthum 
Nafjau bat man, bei Vertheilung der Landes-Repraͤſenta— 
tion, auf die verfchiedenen Standes-Klaffen nicht ausfchlie: 
Bend Rücdjicht genommen, jondern auf auszeichnende Ver— 
hältniffe der Geburt (bei den Prinzen des Regentenhaufes) 
der Familien, einzelner Perfonen, des Grundbefikes, des 
Gewerbes, des Amtes, der Gemeinden, der Kirchen und 
Lehr - Anftalten ®). (Abtheilung IL) 


Ss. 3. 

Landftandfhaft der Standesherrn und des 
ehemaligen unmittelbaren Reihs-Adels; fo aud 
der Geiftlichfeit Y. 

In Abſicht auf Landitandfchaft verordnet die deutſche 
Bundes-Afte: 1) daß die Häupter der ftandesherrfichen 
Familien die erftien Standesherrn in dem Staat, zu dem 
fie gehören, ſeyn und mit ihren Familien die privilegirtefte 
Klaffe bilden ?), mithin zu den erften Stellen unter den 
Landftänden berechtigt feyn follen; 2) daß die (landtaafä> 
big) begüterten aus dem ehemaligen unmittelbaren Reichs— 
Adel, Antheil an der Landitandfchaft haben follen °). 

Diefe Beitimmung der Bundes-Afte ift auch überall be— 


. folgt worden. Ueber die Berechtigung der Fatholifchen und 
evangeliſchen Geiftlichfeit, an der ftändifchen Verfaſſung 


Theil zu nehmen, fagt die erwähnte Afte nichts. Dennoch 


7) Abtheilung IT, Kap. 16 S. 2. 

8) Abrheilung II, Kap. 2,3, 4,5, 7 und 11, 

1) Klüber ö. R. d. deut. B. $. 23 ©, 481, 

2) Bundes: Afte, Art. 14 lit. b,— Abſchnitt V, Abtheifung I. 
Einleitung. 

3) Bundes Afte Art. 14 gegen das Ende. — Abſchuitt V, Ab: 
theilung II. Einleitung, 

2” 


20 


haben in einer Reihe von Bundes - Staaten, jowohl Bis 
ſchoͤfe als auch andere höhere Geiſtliche beiderlei Religion, 
Pandftandfchaft erhalten, wie in Bayern, Hannover, Würt- 
temberg,, Baden, Großherzogthum Hefjen und Naſſau 9. 

In mehreren Bundes - Staaten find geiftliche Stiftun- 
gen und Korporationen, wohin auch Univerfitäten gerech— 
net zu werden pflegen, wegen landtagfähigen Güterbefiges 
zur Pandftandfchaft berechtigt. 


$. 4 

Berfammlungen der Landftandfchaft, Ort und 
Zeit. 

Nach Berfchiedenheit der Landes-Berfaffung und der 
Umftände, mwerden,. unter verfaffungsmäßiger Mitwirfung 
des Negenten, ordentliche und aufferordentliche Landtage, 
allgemeine Landtags-VBerfammlungen und engere Ausſchuß— 
und Deputations- Tage gehalten, in der Iandesherrlichen 
Reſidenz, oder an einem andern beftiimmten oder beliebigen 
Ort. Die Ausfhreibung der ordentlichen Landtage gefchieht 
von dem Negenten, entweder zur befiimmten Zeit 3. 3. 
jährlich, wie in dem Herzogthum Naffau, oder nah 2 G. 
B. in Baden), drei G. B. in Bayern, Württemberg und 
Großherzogthum Heffen), oder fehs Sahren, wie in Sach— 
ſen-Koburg; oder aufferordentlich, fo oft es nöthig ift, ins 
fonderheit nad) einem Regierungs-Wechſel, oder nach Gut- 
finden, allenfalls auch auf Anfuchen der Landftände. (Ab⸗ 
theilung III.) 

5:55. 

Rechte der landftändifchen Korporationen. 

Was nun?) den Wirfungskreis der Landftände betrifft, 
fo erftrecft fich Dderfelbe bei der Gefeßgebung in der Regel 
nicht blos auf die Errichtung neuer, fondern auch auf Aen- 
derung, Aufhebung und authentifche Auslegung bisheriger 
Gefege, wie nad der Württembergifchen Verfaffungs - Ur- 


4) Abtheilung II, Kap. 2, 3, 4,5, 7 und 11. 
1) Klüber 6, R. d. deut. B. $. 225b-©, 487. 


SG 
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kunde; nicht nur auf bürgerliche und peinliche, fondern auch), 
in der Regel, auf Polizei» Gefege, zuweilen felbit auf mi— 
litaͤriſche Strafgefege, wie nach der Württembergifchen Ver- 
faſſungs⸗Urkunde. — Aber das Recht, die zur Vollziehung und 
Handhabung der Gejeise erforderlichen Berordnungen und 
Anftalten zu errichten, auch in dringenden Fällen interimi- 
fifhe Verfügungen zu machen, und zur Sicherheit des 
Staats das Nöthige vorzufehren, fteht dem Negenten ohne 
vorhergegangene ändifhe Mitwirfung zu. Bet dem Fi- 
nanzwejen fann der Begriff der Selbfibefteuerung des Volks 
durch Landſtaͤnde umfaffen, nicht nur das Befenntnif über 
Nothwendigfeit oder Nüslichfeit, Rechtmäßigkeit, Art, 
Summe und Bertheilung aller direften und indireften Auf: 
lagen, in Kriegs > und Friedengzeiten, fondern auch das 
Recht der Einfiht der Rechnungen, der Gegen- oder Mit- 
aufiiht oder Kontrole in der Verwendung der Staats: 
Ausgaben, wohl gar das Recht der Umlage und des Ein: 
zugs in eine abgefonderte Kaffe Clandfchaftliche Staats: 
oder Steuer - Kafje), wie zum Theil in Hannover, in Sach— 
jen-Weimar, in Braunſchweig, Hildburghaufen, Walde 2), 
unterfchieden von andern Staats: Kaffen, namentlih von 
der Kammer + und Domänen» Kaffe, oder auch zum Theil 
in eine unter landftändifcher Aufjicht geitellte Staatsſchul— 
den» Zahlungsfaffe, wie nach der Württembergifchen und 
Hildburghauftichen Verfaſſungs-Urkunde. 


Das verfaffungsmäßige Mitwirfungs-Recht °) der — 
ſtaͤnde kann ſich erſtrecken, nicht nur auf Errichtung oder 
Prüfung des Finanz-Geſetzes für einen beſtimmten Zeit— 
raum, jondern auch auf Kontrahirung und Tilgung der 
Staats -Schulden, auf Uebernehmung neuer Laften auf 
den Staat und defjen Angehörige, auf Erwerb und Ber: 
Außerung der Staats » Gerechtfame, des Staat3-Eigen- 


2) Abtheilung IV, Kap. 2, 9, 10, 14 und 17. 
3) Klüber ö. R. d. deut. B. $. 256 ©. 489, 
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thums, insbefondere des Staatögebietes *), auf Gründung, 
Beränderung und Aufhebung der Staats Anftalten, auf 
Ausübung des Vertrags: Rechts mit Auswärtigen, infon- 
derheit bei Handels - und Subfidien- Verträgen, wie nad) 
den Berfaffungs »Urfunden für das Königreich Württem- 
berg und für Sachfen=-Hildburghaufen °). 

Zum Beruf der Landftände gehört überdies, daß fie in 
Hinfiht auf Mängel oder Mißbräuce bei der Staats— 
Verwaltung, ihre Wünfche, Vorftellungen und Befchwerden 
dem Negenten vortragen, auch wegen verfaffungswidriger 
Handlungen Klage anftellen, wie nach der koͤniglich Würt- 
tembergifchen Berfaffungs-Urfunde und nach der für Sach— 
fen - Hildburghaufen 9. Auch die Zahl der zu Ergänzung 
des ftehenden Heeres jährlich erforderfihen Mannfchaft, 
fann zu einer Vereinbarung mit den Ständen ausgeſetzt 
ſeyn, wie nach der Föniglich Württembergifchen Berfaffungs- 
Urfunde 7). 

Aenderung, beftimmende Erläuterung oder Auslegung 
und Ergänzung der Verfaffungs-Urfunde, fann ohne ver- 
faffungsmäßige Einwilligung der Stände nicht ftatt haben. 

Beifpiele hiervon liefern die BVerfaffungs-Urfunden für 
Bayern, Baden, Württemberg, Großherzogthum Heffen, 
Hildburghauſen und die Schwarzburg - Rudolftädtifche lan— 


4) Was der Regent, durch irgend einen Rechtstitel, von Staats: 
wegen erwirft, wird fofort Eigenthum des Staates und gehört 
zu dem Staats- Vermögen. — Württembergifhe Verfaſſungs— 
Urfunde von 1819. — Hildburghanfifhes Haus: und Grundge— 
fe über Staats- Güter und Staats: Schulden vom 2%6. April 
1820. — Sind es Landes:Bezirfe mit Souveränität, fo erfolgt 
ihre Bereinigung mit dem Staatsgebiet in der Regel ipso 
jure, und fie treten dann mit folhem, im Zweifel in volle 
Rechtsgemeinfchaft. — Klüber 5. R. d. deut. B. $. 250, 
Seite 547, 

5) Abtheilung IV. Kap. 4 $. 10 und Kap. 14 9. 9 a) und $. 18, 

6) Abtheilung IV. Kap. 4 $. 7 und Kay. 14 1.9 8). 

7) Abtheilung IV. Kap. 4 S. 13, 
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errliche Erklärung vom 21. April 1821 und die pro- 

firte Verfaffung für das Kurfürftentbum Heffen 9. 
WVerbindlichkeiten, welche durch Grundverträge, Staats: 
verträge und Herfommen des deutfchen Bundes den Bun: 
de8- Staaten in Hinfiht auf ihre Verfaffung, Vertretung 
und Berwaltung, oder in Anſehung der Rechts-Berhältniffe 
ihrer Staats-Angehörigen, oder in Abficht auf Leiftungen 
für Bundes-Zwede, 3. B. durh Mannfchaftitellung und 
Geld » Beiträge, aufgelegt find oder werden, befinden fich 
außer der Wirfungs -Befugniß der Landſtaͤnde, und nur 
bei Feitfesung und Anwendung der Mittel zu deren Er- 
füllung , fann ihre verfaffungsmäßige Mitwirkung eintreten. 

Beifpiele hierzu liefern die Verfaffungs - Urfunden für 
Hildburghbaufen °), Baden 19), Württemberg *'), Kurfür: 
fentbum Heffen *), Großberzogthbum Heffen ), Sachſen— 
Koburg '’), Braunſchweig '°) und die Schwarzburg - Rus 
dolftädtifche Erklärung vom 21. April 1821 9. 

58. 
Fortſetzung. 

Ihrer urſpruͤnglichen und weſentlichen Beſtimmung nach 
gebuͤhrt den Landſtaͤnden, ſoweit ihre Befugniſſe reichen, 
allgemeine Vertretung bei dem Regenten, in Hinſicht auf 


8) Abtheilung IV. Kap. 2 9. 41; Kap. 5 5. 17; Kap. 4 S. 9; 
Kay. 7 $. 27; Kap. 14 9. 9b); Kap. 15 9.5 und Kap. 6 
$. 33. Abfchnirt XI. Von der Gewähr der Berfaffungen. 

9) Abſchnitt II. Kap. 13; Abfchnitt VI. Abtheilung III. Kap. 14 
$. 7 und Abtheilung IV. Kap. 14 $. 14. 

10) Abtheil. III. Kap. 5 S. 7 und Wiheil. IV. Rap. 5 $. 17. 

11) Abtheil. TIL Kap. 4 $. 7. 

12) Abtheil. IIT. Kay. 6 $. 7. 

13) Abichnitt II. Kap. 6 $. 2; Abfchnitt VI. Abtheil. III. Kap. 7 
F. 9 und Note dazu; Abtheit. IV. Kap. 7. Note zu $. 21. 
14) Abfchnitt II. Kap. 11 5. 2. Abſchnitt VI. Abtheil. III. Kap. 

12 $. 9; Abtheil. IV. Kap. 12 $. 22, 
15) Abfchnitt II. Kap. 9; Abfchnitt VI. Abtheil. IV. Kap. 10 9. 19. 
16) Abtheil. IV. Kap. 15 S. 2, 
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die Gefammtheit der Unterthanen, und jo, Daß jedes Mit- 
glied.der Stände als Vertreter nicht blos feines Bezirke, 
fondern des ganzen Landes anzufehen iſt; ein Grundfag, 
der in den meiften neuen landfiändifchen DVerfaffunas-Ur- 
kunden ausdrüclich ausgefprochen iftz wie in den DVerfaf- 
fungs-Urfunden von Gachfen- Weimar, Hildburghaufen, 
Baden, Württemberg, Großherzogthum Heſſen, Braun- 
ſchweig, Sachen » Koburg '). | 

Anträge, Vorſchlaͤge, Vorftelungen, Bitten, Wünfche, 
Anzeigen, Erinnerungen und Bejchwerden, das Gtants- 
wohl betreffend , fünnen die Landſtaͤnde eben fo unauf- 
gefordert vor die Landesperrfchaft bringen, wie alle Unter- 
thanen. 

Wegen Mißbrauchs ihrer verfaffungsmäßigen Nechte find 
Landfiände verantwortlich. 

Dft fommt auch in den Berfaffungs » Urfunden vor D 
die Feftfegung fchiedgrichterlicher Entfcheidung, für den Fall 
eines Zwiefvalts über Auslegung und Anwendbarkeit eins 
zelner Beftimmungen ded Grundgefeges, wie Dies die Ber: 
ordnung ?) der Großherzoge von Mecklenburg-Schwerin und 
Strelig vom 8. November 1817 bejtimmtz; 2) eine. Beftim- 
mung über die Art, wie Zufäße, Erläuterungen und Aen> 
derungen der Berfaffungs-Urfunde zu Stande gebracht wer- 
den fünnen, wie in den Grundgefegen für Baden und das 
Großherzogthum Heffen und nach der Schwarzburg-Rudol- 
ftädtifchen Iandesherrlichen Erklärung vom 21. April 1821 
geſchehen ift. 

ST 
Kollegial: und Deputations-Rechte. 

1) Den Landftänden, als einer eigenen, für ſich be- 

fehenden Koryoration, ſteht in der Negel das Recht zu, 


1) Abtheil. IV. Kap. 9 $. 135 Kap. 14 $. 155 Kap. 5 $.4; Ka: 
pitel 4 9.65 Kap. 7 SS. 6 und 29; Kap. 10 9. 75 Kap. 12 
8, 

2) Abfchnitt XL Kap. 7, I. 
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unter landesherrlicher Oberaufjicht, ihre follegialifchen An— 
gelegenheiten nach Gutfinden zu beftimmen und die nöthi- 
gen landichaftlichen Diener zu beftellen, DBeifpiele hiervon 
liefern die Verfaſſungs-Urkunden von Sachfen «Weimar, 
Sachſen-Hildburghauſen, Sachen Koburg und Braun; 
ſchweig ). 

2) Willkuͤhrliche Zuſammenkuͤnfte (Privat-Konvente) 
werden ihnen in den meiſten Staaten nicht mehr geſtattet; 
wie nach den Verfaffungs-Urfunden für Sadfen - Weimar, 
Bayern, Baden, Sachen »Hildburghaufen, Großherzog- 
thum Heffen ) und andern Staaten. 

3) Sn manchen Staaten find für gewiffe, laufende oder 
blos vorbereitende Gefchäfte, Ianditändifche Kommiffionen, 
Ausihüffe oder Deputationen angeordnet, zuweilen ein 
Ausſchuß, wie nach der Braunfchweigifchen erneuerten Land» 
Ichafts - Ordnung, in manchen Ländern fortbeftehend, auch 
außer der Zeit der allgemeinen Stände» Berfammlung. 
Dies findet ftatt nach dem Meclenburgifchen Erbvergleich, 
nach den Konftitutionen für Sahfen- Weimar, Hildburg— 
haufen, Baden, Württemberg, Sadfen - Koburg, Walde 
und nah der Schwarzburg-Rudofftädtifchen Erflärung vom 
21. April 1821 3). 

$. 8 

Berhandlungen während der Stände- Ber 
fammlung. 

Für die Berhandlungsart in der Stände-Berf ammlung be> 
fteht gewöhnlich eine Gefchäfts- oder Berhandlungs - Drd- 
nung, entweder in der Verfaffungs-Urfunde, oder abge: 


1) Abtheil. IV. Kay, 9 55. 3 und 18; Kap. 14 $. 4; Kap. 12 $. 
4— 8,7; Kap. 10 8.8 —$. 10, 

2) Abtheil,. II. Kap. 9 $. 8; Kap. 2 9. 12; Kap. 5 9. 3; Kay. 
14 6.5; Kay. 7. 8. 1. 

3) Abtheil. IV. Kap. 8; III. $. 23— $. 37; Kay. 9 9. 23; Kay. 
14 $. 35; Kap. 5 $. 24; Rap. 4 $. 40 ff.; Kap. 12 9. 30 fi; 
Kap. 17 5. 6; Kap. 15 $. 6. 
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fondert von derfelben, wie in Naffau. Unter Beobachtung 
des gehörigen Geremonield erfolgen bei einer Stände -Ber- 
fammlung die Eröffnung des Landtags ), die Ernennung 
oder Erwählung des Präfidenten und des Bice- Präfiden- 
ten ?), die DVorlegung des Finanz» Berihts oder Finanz- 
N ans, fo wie die Entwürfe zu neuen Gefegen und Ein; 
rihtungen, die Berathſchlagung ꝛc. ). Die Deffentlichfeit 
der Sandftändifchen Verhandlungen (Zulaffung des Publi— 
fums in den Sikungen und oͤffentliche Mittheilung des 
Denfwürdigen der Berhandlungen) ift nad) einigen Ver— 
faffungs » Urkunden, bisweilen nur theilmeife geftattet, nad) 
andern findet dieſe Deffentlichfeit nicht ftatt. 

Sn Bayern, Württemberg und Heffen (Großherzogthum 
Heffen) find die Sitzungen der zweiten, nicht aber die der 
erftien Kammer, öffentlich, doch werden die Verhandlungen 
der leßteren durch den Druck befannt gemadt. Sn dem 
Großherzogthum Sachfen- Weimar wurde ein auf Deffent- 
fichfeit der Sikungen von Seiten der Staats -Negierung 
an die Stände gerichteter Vorfchlag von diefen abgelehnt *). 


1) Abtheilnng TIT. 

2) Abtheilung III. oder IV. 

3) Abtheilung TIT. IV. und V. 

4) Abtheilung V. Kap. 9 am Ende. 


nn a un u ne nn u u u u nn nn 


Zweite Abtheilung. 


Von dem Landtag, den Beftandtheilen desfelben, den 
Wahlen und den Erforderniffen der zu Wählenden. 


Erftes Rapitel, 


Königreih Preußen. 


1. Marf Brandenburg und Marfgrafthum Niederlaufig, 
11. Königreih Preußen, 111. Herzogtbum Pommern und 
Fuͤrſtenthum Rügen, IV. die Rheinprovinzen, V. die Pro- 
vinz Sachſen, VI. Provinz Weſtphalen, VII. Großherzog- 
tbum Poſen, VII. Herzogthum Schlefien, Grafichaft Glas 
und das preußifhe Marfgrafthbum Oberlaufig. Beſtand— 
theile des ftändifchen Verbands, Anzahl der Mitglieder 
desjelben , Bedingungen zur Wählbarfeit, Leitung der 
Wahlen. 

Kommunal» Landtage und freisftändifche Verſamm— 
lungen. — 


Sn den Gejegen wegen Anordnung von Provinzial- 
Ständen in der preußifchen Monarchie ift hierüber Folgen: 
des bejtimmt worden: 

J. 

In Folge des wegen Anordnung der Provinzial-Stände 
in Unferer Monardhie am 5. Suni 1823 ertheilten allge- 
meinen Gefeßes, ertheilen Wir für den ftändifchen Verband 
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der Marf Brandenburg und des Marfgraftbums 
Kiederlaufis nachftehende befondere Borfchriften 9: 
Ey 
Diefer Berband begreift 
1) die Kurmarf, 
2) die Neumarf, 
3) die Niederlauſitz. 

Zur Kurmarf treten, in ftändifcher Beziehung, die Aem— 
ter Belzig, Dahme und Füterbogf und die Herrfchaft Baruth. 

Mit der Neumarf werden vereinigt der Schwiebufer 
Kreis, ingleichen die Orte Schermeifel und Grochow. 

Zur Niederlaufig fommen die Aemter Fürftenwalde und 
Senftenberg. 

Sonft giebt überall die frühere hiftorifche Begränzung 
die Negel für diefen ftändifchen Verband, mit alleinigem 
Ausfhluß der Enflaven, welche bei den Kreifen bleiben, 
zu denen die neue Verwaltungs-Eintheilung fie gelegt hat. 

IE 
Die Stände diefes Verbands beftehen, und zwar 
J. der erfte Stand 
a) aus dem Domfapitel zu Brandenburg, 
b) aus dem Grafen zu Solms - Baruth, 
c) aus dem Herrenftand der Niederlaufiß , 
d) aus der Nitterfihaft. 

II. Der zweite Stand aus den Städten. 

Ill. Der dritte Stand aus den übrigen Gutsbefigern, 
Erbpächtern und Bauern. 

8,73 

Auf dem Landtage erfcheint das Domkapitel zu Bran- 
denburg durch einen aus feiner Mitte zu ernennenden Be— 
vollmächtigten, und der Graf zu Solms: Baruth mit der 


1) Geſetz vom 1. Juli 1823 55. 1, 2 bis 38. — Konfkitutionen 
der europäifchen Staaten, Th. IV. S. 299 ff. und Geſetz-Samm— 
fung für die Föniglich preußifchen Staaten vom Sahr 1823, 
Nr. 13. Seite 130 ff. 


29 


Befugniß, ſich in erheblichen Verhinderungs- Fällen durch 
ein Mitglied aus feiner Familie oder einem fonft geeigne- 
ten Bevollmächtigten aus dem erſten Stande vertreten zu 
laffen. 

Alle übrigen Stände erfcheinen durch Abgeordnete, welche 
von ihnen durh Wahl bejtimmt werden. 

$. 4. 

Die Anzahl der Mitglieder eines jeden der in $. 2 be- 

nannten Stände beftimmen Wir ?) 
A. für die Kurmarf und zwar: 
1. für den eriten Stand 
1) das Domfapgitel zu Brandenburg auf 1 


2) den Grafen zu Solms-Barıtb — 1 
Be Ritrwaft a... , Wa 
1. für den zweiten Sad ...— 14 


111. für den dritten Sta . . . — t 


8 
für die Kurmarf auf . 2... — 44 Mitglieder 
B. Für die Neumarf: 


ae den erfte Stand... .. — 6 
11. für den zweiten Sam . ..— 4 
111. für den dritten Stand . ..— 2 
für die Neumarf . . . . auf 12 Mitglieder 


C. Für die Niederlaufig : 
3. für den erften Stand 
A Fe 1 0, | 


2) der Bee 7, 5 ee 5 
4. Für den zweiten Sam... — 4 
I. für den dritten Stand . . — 2 





für die Niederlaufis . . . . auf 12 Mitglieder 
Hieraus ergiebt fih die Gefammtzahl vorn 68 Mitglie- 
dern für dieſen ganzen ftändifchen Verband. 


2) Die Ritterfchaft der Kurmark und die Städte diefes Landes 
teils find, und zwar jeder diefer Stände um ein Mitglied, 
vermehrt worden; fiehe Anhang zu I. diefes Kapitels. 
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Die ſpeciellere Vertheilung der Abgeordneten jedes Stan— 
des, wird eine befondere Verordnung feftfegen. 

$.52 

Bei der Wählbarfeit der Abgeordneten aller Stände 
zum Provinzial» Landtage werden folgende Bedingungen 
vorausgefchict: 

1) Grundbefig in auf- und abfteigender Finie, ererbt 
oder auf andere Weife erworben und zehn Sahre lang 
nicht unterbrochen. Im PBererbungs-Falle wird die 
Zeit des Befiges des Erblaffers und des Erben zufam- 
mengerechnet; 

2) die Gemeinfchaft mit einer der chriftlichen Kirchen; 

3) die Vollendung des dreißigften Lebensjahrs; 

4) der unbefcholtene Ruf. 

$...6s 

Bon der Bedingung des zehnzährigen Befikes zu dis— 
yenfiren, behalten Wir Uns Allerhöchft felbft vor. Sn Anz 
fehung der übrigen Bedingungen findet Feine Dispenfa- 
tion ſtatt. 

6’ 72); 

Das Recht zu dem erften Stande für die Ritterfchaft 
als Abgeordneter gewählt zu werden, wird durch den Befik 
eines Ritterguts in der Provinz, ohne Ruͤckſicht auf die 
adelihe Geburt des Befigers, begründet; Wir behalten Uns 
jedoch vor, den Befit bedeutender Familien - Fiveifommiß- 
Güter auf angemefjene Weife hierbei zu bevorrechten. 

nee 

Der Beſitz eines Nitterguts in einer andern unſerer 
Provinzen wird auf die beſtimmte Dauer von zehn Jahren 
angerechnet. 

§. 9. 

Wenn Geiſtliche, Militaͤr- und Civil-Beamte, die durch 
den mit vorſtehenden Bedingungen verknuͤpften Beſitz eines 

3) Der Artikel III. der Verordnung vom 17. Auguſt 1825 be— 


flimmt das Weitere hierüber. Gefeb: Sammlung für die kö— 
niglich preußifchen Staaten v. 3, 1835 Nr. 17. ©, 193 ff. 
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Rittergut8 dem erfien Stande angehören, als Abgeordnete 
desfelben gewählt werben; jo bedürfen fie der Beurlaubung 
ihrer Borgefesten. 

$. 10. 

Als Abgeordnete des zweiten Standes fönnen nur ftädti- 
fhe Grundbefiger gewählt werden, welche entweder zeitige 
Magijtrats - Perfonen find, oder ein bürgerliches Gewerbe 
treiben. 

Bei den leßteren muß der Grundbejig mit dem Gewerbe 
zufammen einen nach der BVerfchiedenheit der Städte abzu- 
mefjenden Werth haben, welchen die $. 4 vorbehaltene be- 
fondere Verordnung bejtimmen wird *). 


6. #1. 

Bei dem dritten Stande wird zu der Eigenfchaft eines 
Landtags» Abgeordneten der Befit eines als Hauptgewerbe 
felbjt bewirtbichafteten Landguts erfordert, deffen Größe 
ebenfall3 die befondere Verordnung (5. 45 feftfegen wird 9), 


m 12 
Die vorbemerften Bedingungen der Waͤhlbarkeit treten 
auch für die Befugnig zur Wahl ein, mit dem Unterfchiede, 
daß für die Wählenden oder Wahlmänner die Vollendung 
des 24. Lebensjahrs genügt, und nicht zehnjähriger, fondern 
nur eigenthümlicher Befis, ohne Ruͤckſicht auf die bei dem 
dritten Stande nach $. 11 zu beftimmende Größe des Grund: 
Beſitzes erforderlich ift. 
Bei den Städten ſteht das Wahl-Recht denjenigen zu, 
die den Magiſtrat wählen. 
6 4 
Wenn, wie in einigen Städten der Niederlaufig die Be- 
ftellung der Magijtrats - Mitglieder einem Dominio oder an- 
dern bejonders Berechtigten zuſteht, fo wird das Wahlrecht 
von den mit Grundeigentum angefeffenen Bürgern aus— 





4) Urt. IV. der Verordnung vom 17. Auguft 1835 a. a, O. 
5) Art. V. der Verordnung vom 17. Auguft 1825 a. a. O 
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geübt 9). Die Wahl des Landtags - Abgeordneten ift aber 
auch bei diefen Städten immer an die Bedingungen der Wähl- 
barkeit gebunden, welche der $. 5 für alle drei Stände und 
der 6. 10 für die Städte feftfest. 

. +14. 

Das Wahlreht und die Wählbarfeit ruhen, wenn über 
das Vermögen deffen, dem diefe Befugnifje zuftehen, der 
Konfurs eröffnet ift, ingleichen während eines nicht einer 
moralifhen Perſon zuftändigen gefellfchaftlichen Befites. 

Bei dem erften Stande hören Wählbarfeit und Wahlrecht 
auf, wenn durch Zerftücelung die Eigenfchaft eines Ritter: 
guts vernichtet wird ). 

$: 29; 

Sn mehreren Kreifen angefefjene fönnen in jedem der 
Kreife, in weldhem fie anfaffig find, wählen und gewählt 
werden. In letzterem Kalle bleibt e8 dem Gemwählten über: 
laffen, für welchen Kreis er eintreten will. 

6; »I5 

Ein Abgeordneter fann auch Mitglied des Landtags ei— 
ner andern Provinz feyn, wenn die Zeit der Berfammlung 
es zuläßt. 

5: IA 

Wer durch Wahl beftimmt ift, ald Abgeordneter auf dem 
Landtage zu erfcheinen, Fann feinen Andern für ſich bevoll- 
mächtigen. 

$:; 18; 
Auch das Wahlrecht muß in Perfon ausgeuͤbt werden °). 


6) Diefe Wahlen find nur fo lange gültig, bie die Verfaffung der 
Städte dafelbft gefeslich neu geordnet feyn wird. Verordnung 
vom 17. Auguft 1825 Art. VI. a. a. ©. 


7) Das Nähere hierüber ift in Art. VII. der Verordnung vom 17. 
Auguſt 1825 enthalten a. a, D. 

8) Ehemänner von Adergüter = Befiserinnen find bei dem Wahlge- 
fhäfte für ihre Ehefrauen zuzulaffen. Art. VII. der Verord— 
nung vom 17. Auguft 1825 a. a. O. 
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Ss. 19. 

Die Wahlen der Abgeordneten zum Landtage werden von 
dem erjten Stande auf Kreistagen nad) bisheriger Obſer— 
vanz vollzogen. 

5-2: 209; 

Sede einzelne derjenigen Städte, welche durch Die be: 
fondere Berorduung ($.H Virilſtimmen erhalten, wählt ihre 
Abgeordneten zum Landtag in fih; alle übrigen Städte ohne 
Unterfchied, ob fie Immediat- oder Mediatjtädte find, wäh- 
Ien in fig Wähler. Diefe treten folleftiv in Wahl-Verſamm— 
lungen nach Bezirfen zufammen, und wählen die Landtags: 
Abgeordneten. Die Zahl der Wähler wird die bemerfte Ver— 
ordnung nad der Größe der Städte befiimmen ). 

— 

Von den Dorf-Gemeinden waͤhlt eine jede nach ihrer fuͤr 
andere Dorf-Angelegenheiten hergebrachten Weiſe einen 
Waͤhler, die Waͤhler verſammeln ſich mit den Beſitzern der 
einzeln liegenden, zu Feiner beſtimmten Dorf-Gemeinde ge— 
börenden Güter des dritten Standes, welche aber das Maas 
der Wahlfaͤhigkeit (F. 11) haben müßen, bezirfsweife zu der 
Wahl des Bezirfs-Wählers; die Bezirks-Wähler treten dann 
zufammen, und wählen dann den Landtags - Abgeordne: 
ten 120). 

A 

Die Zufammenlegung der Bezirfe, fowohl für die follef- 
tiv-mwählenden Städte, als für den dritten Stand, wird die 
befondere Verordnung ($. 4 feftfegen. 

6. 2 

Die Wahlen der Abgeordneten zum Landtage gefchehen 
auf 6 Sahre dergeftalt, daß alle drei Jahre die Hälfte der 
Adgeordneten eines jeden Stand3 ausfcheidet, und alle drei 
Sabre zu neuen Wahlen gejchritten wird. 

5 24. 
Die für das Erfiemal Ausfcheidenden werden nad) drei 





9) Art. IX. der mehrmals allegirten Verordnung, 


10) Art. X. der alfegirten Verordnung, 
Bd. 3 
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Jahren durch das Loos beſtimmt. Alle Ausſcheidenden find 


wieder waͤhlbar. 
$. 25; 

Für jeden Abgeordneten. wird gleichzeitig ein Stellwer- 
treter gewählt ''). 
$. 26. 

Penn bei ven Wahlen zu Wählern, Bezirks» Wählern 
und Landtags» Abgeordneten gleiche Stimmen entſtehen, ſo 
steht die Stimme des Aeltejten der Wählenden den Aus- 


schlag. 
$. , 27: 


Alle Wahlen ftehen unter der Anffiht des Landzachs, 
in deſſen Kreife fie vorgenommen werden. Die Wahlen ver 
Bezirks-Waͤhler und der Landtagss Abgeordneten leitet er 
unmittelbar, oder dur einen von ihm zu ernennenden 
Stellvertreter, die Wahlen in den einzelnen Städten und 
Dorf- Gemeinden aber werden zunächit von der Orts-Obrig— 
feit geleitet. 

Fa 2 

Die gefchejene Wahl der Wähler iſt dem Landrath, die 
Wahl der Bezirks: Wähler und Landtags-Abgeordneten aber 
dem Kandtags- Kommiffarius, mit Cinfendung der Wahl- 
Protokolle, anzuzeigen. Xeßterer hat zu prüfen, ob ſolche 
in der Form und nach den Eigenfchaften der Abgeordneten, 
der Vorſchrift gemäß, gefchehen find. 

tur wenn derselbe in diefer Beziehung Mängel findet, 
ift er berechtigt, eine andere Wahl zu verlangen. 
IL. 

Sn Folge des wegen Anordnung der Provinzial-Stände 

in Unferer Monardhie am 5. Sunt 1823 erlaffenen allge> 


11) Wenn ein Landtags- Abgeordneter bei Eröffnung des Landtages 
bis zum Ablauf der erften von diefem Zeitpunfte an laufenden 
Woche zu erfcheinen behindert iſt, fo verbleibt der für ihn ein: 
berufene Stellvertreter Mitglied des Landtages für die ganze 
Dauer desfelben, der Abgeordnete aber geht in die Stellung 
des Stellvertreters über. Art. XI. der allegirten- Bervrdnung. 
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meinen Geſetzes, ertheilen Mir für den ſtaͤndiſchen Verband 
des Königreichs Preußen nachftehende befondere Vor; 
ſchriften '). 


Diefer Verband begreif 
1. Dfipreußen, 
2, Litthauen, 
3. Weſtpreußen. 
Zu Oſtpreußen wird in ſtaͤndiſcher Beziehung der vor— 
malige Marienwerderſche Kreis gerechnet; die Enflaven 
verbleiben den Kreifen, zu welchen fie die neue Verwal: 


$. ' hi 


J 


tungs⸗Eintheilung gelegt hat. 
SB 
Die Stände diefes Verbandes beftehen : 

J. Der erfte Stand 
aus der Kitterfchaft; je 
ll. der zweite Stand 

aus den Städten; 
| 1ll. der dritte Stand x 
aus dem unter dem erſten Stande nicht begriffenen Kol: 
mern und Freien, und aus den bäuerlichen Grundbefigern. 
7 
Auf dem Landtage erfcheinen die Stände durch Abge: 
ordnete, welche von ihnen durch Wahl beftimmt werden. 
9. 4 
Die Anzahl der Abgeordneten eineg jeden Standes ($. 9 
beftimmen Wir 
1. Für Oftpreußen und Litthbauen und zwar: 
1) für den erften Stand af 
2) für den zweiten Stand uf . 15 
3) für den dritten Stand auf  . . 15 
für Oftpreußen und Litthauen auf 60 Abgeordnete. 





1) Geſetz vom 1. Juli 1823. — Konftitntionen der europäiſchen 
Etaaten. Theil IV. Seite 3:0 ff. und Gele: Sammfung für 
die Föniglich preußifchen Staaten v. 5, 1823 Nr. 13 ©, 138 ff. 

3 * 
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11. Zur Weftpreußen und zwar; 
1) für den erften Stand uf... . 5 
2) für den zweiten Stand uf... 3 
3) für den dritten Stand auf . . . 7 
sufammen für Weftpreußen auf . . 35 Abgeordnete. 
Hieraus ergiebt fih die Gefammtzahl von fünf und 
neunzig Abgeordneten für diefen ganzen ftändifchen Berband. 
Die fpecielle Vertheilung der Mitglieder jedes Standes 
wird eine befondere Verordnung feftfegen. 
F. 5 und $. 6. 
Die in diefen SS. enthaltenen Beftimmungen find woͤrt— 
lich die nämlichen, wie in dem Gefes wegen des ftändi- 
fhen Verbandes der Mark Brandenburg und des Mark: 


grafthums Niederlauſitz. 
$, T. 


Das Necht zu dem erften Stande als Abgeordneter ge- 
wählt zu werden, wird begründet: 

1) für die Nitterfchaft, durch den Beſitz eines Nitterguts 
in der Provinz, ohne Nücficht auf die adeliche Geburt 
des Beſitzers; Wir behalten Uns jedoch vor, den Befit 
bedeutender Kamilien-Fideifommiß-Güter anf angemefz 
fene Weife hierbei zu bevorrechten; 

2) für die übrigen zum erften Stande zu rechnenden Grund: 
eigenthümer ($. 2) durch den Beſitz 
a) eines Fölmifchen Gutes von ſechs Fulmifchen Hufen 

feparirten, kontribualen Landes, welches nicht Theil 

eines Dorfes, fondern ein für fich beftehendes Land- 
gut iſt; | 

b) eines andern größeren, dem vorbezeichneten Föllmi- 
chen gleichartigen Landbefikes, 

Die 69. 8, 9, 10, 11, 12 find mit den in dem Gefeß we 
gen des ftändifchen Verbandes der Marf Brandenburg und 
des Marfgrafthums Niederlaufiß enthaltenen fünf FF. won 
Ss — 12) ganz gleichlautend. 

SR 
Die Wählbarkeit und das Wahlrecht ruhen, wenn über 
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das Vermögen deffen, dem diefe Befugniffe zuftehett, der 
Konkurs eröffnet ift, ingleichen während eines nicht einer 
moraliſchen Perſon zuftändigen geſellſchaftlichen Beſitzes. 

Bei dem erſten Stande hoͤren Wahl-Recht und Waͤhl— 
barkeit auf, wenn durch Zerſtuͤckelung die Eigenſchaft eines 
größeren Grundbeſitzes vernichtet wird. 

$. 14. 

Die Beſitzer folder Fleinen adelichen Güter, vornehm⸗ 
lich in Maſuren und Pomerellen, welche vereinigt eine 
Kommune bilden, und welche die Ehren-Rechte nur ge— 
meinſchaftlich ausuͤben, koͤnnen auch das Wahl-Necht nur 
folleftiv vornehmen. 

88,15, 16,17. 

Diefe SS. find mit denjenigen sg. wörtlich gleichlantend, 

welche in dem Gefeß unter I. enthalten find, 
$. 18. 

Auch das Wahl- Recht muß in Perſon ausgeuͤbt wer: 
den; eine Ausnahme machen nur die im 5. 14 erwähnten 
Heinen Gutsbefiger, welche aus ihrer Mitte einen Bevoll- 
mäctigten zu Wahrnehmung desjelben erwählen. 


| $. 19. 

Die Wahlen der Abgeordneten werden von dem erſten 
Stande auf den Kreistagen vollzogen, welche fuͤr dieſen 
Zweck bei der großen Ausdehnung einiger der alten Kreiſe, 
an mehreren Orten in denſelben abgehalten werden ſollen, 
wie dieſes auch bisher ſchon in Litthauen ſtattgefunden hat. 

$$. 20 und 21. 

Diefe SS. ſtimmen mit den SS. 20 und 21 des Geſetzes 
unter J. uͤberein. 

6.2 22, 

Die Zufammenlegung der Bezirfe, ſowohl für die Fol- 
lektiv wählenden Städte (5.20), als für den dritten Stand 
($.21), ingleichen auch für die Wahlen des eriten Standes 
in Weftpreußen und Litthauen (6. 19) wird die befondere 
Berordnung ($. 4) feftfegen, 
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Die $$. 23, 24, 25, 26, 27 und 28 find gleichlautend 
mit den in dem Gefes unter I. enthaltenen $$. 


111. 


In Folge des wegen Anordnung der Provinzial-Stände 
in Unferer Monarchie am 5. Suni 1823 erlaffenen allge: 
meinen Gefeßes, ertheilen Wir für den ftändifchen Verband 
im Herzogthum Pommern und Fürftenthbum Rügen, nach— 
ftehende befondere Vorſchriften 9: 

—5 

Dieſer Verband begreift 

1) Altpommern, 
2) Neupommern und Ruͤgen, 
3) Hinterpommern. 

Die vormals zu Weſtpreußen gehoͤrig geweſenen Orte 
Heinrichsdorf, Repow, Blumenwerder und Wahrlang wer: 
den, in ſtaͤndiſcher Beziehung, zum Neu- Stettiner Kreiſe 
von Hinterpommern gerechnet. 

Sonft giebt überall die frühere hiftorifche Begränzung 
die Regel für diefen ftändifchen Verband, mit alleinigem 
Ausſchluß der Enflaven, welche bei den Kreifen bleiben, 
zu denen die neue Berwaltungs- Eintheilung fie gelegt hat. 

6.02, 
Die Stände diefes Verbandes beftehen : 
J. der erfte Stand 

aus der Nitterfchaft, wobei der Fürft zu Putbus, wegen 
feines Familien-Majorats, eine Viril- Stimme zu führen 
berechtigt ſeyn fol. 

II. Der zweite Stand 
aus den Städten. 

Il, Der dritte Stand 
aus den übrigen Gutsbefikern, Erbpaͤchtern und Bauern. 





1) Geſetz vom 1. Juli 18233. — S. Konftitutionen der europäi⸗ 
hen Staaten. Th, IV. Eeite 320 ff. und Gefeb: Sammlung 
für die königlich preuß. Staaten v. J. 1833 Nr. 13 S. 146 ff. 
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’ ‚Te? 
Alle Stände erfcheinen auf dem Landtage durch Abge— 
ordnete, weldye von ihnen durch Wahl beftiimmt werden. 
Nur der Fürft von Putbus führt die ihm $. 2 zugewieſene 
Biril- Stimme in Perfon, im BVerbinderungsfalle tritt ein 
aus der Ritterfchaft von Neu-Vorpommern und Rügen ge; 
wählter Abgeordneter an feine Stelle >). 
U N 
Die Anzahl der Mitglieder eines jeden der im $. 2 be: 
nannten Stände beftiimmen Wir: 
A. für Altpommern 
1. für den erftien Stand °) auf. 
11. für den zweiten Stand auf 
111. für den dritten Stand auf 


OD + 


für Altyommern auf . .» 2... 10 Mitglieder. 
B. Für Neupommern und Rügen: 
1. für den erfien Stand mit Einfluß 
des Fürften zu Putbus auf 
ll. für den zweiten Stand auf . 


+ 
+ 
111. für den dritten Stand auf. . . 2 
0 


für Neupommern und Rügen auf . 10 Mitglieder. 
C. Für Hinterpommern: 

J. für den erfied Stand . -. = - 16 

11. für den zweiten Stand . . 2.8 


111. für den dritten Stand . . ... 4 
für Hinterpommern auf . . . . . 28 Mitglieder. 


2) Nach der Verordnung vom 17, Auguft 1325 erfcheint der Fürſt 
von Puttbus perſönlich, ohne DBefugniß fih in Behinderungs— 
Sälfen vertreten zu laffen. König! preußifche Gefes-Sammlung 
von 1825 Nr. 17 ©. 211. 

3) Nach der Verordnung vom 17. Auguft 1825 wird die Zahl der 
Mitglieder des erften Standes von Neu-Vorpommern nachträg: 
lich auf fünf feftgefest. Königl. preußifche Geſetz- Sammlung 
v. 5.1825. Nr. 17 ©. 210, 
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Hieraus ergiebt fih die Gefammtzahl von 48 Mitglie- 
dern für diefen ganzen ftändifchen Verband. 

Die fpeciellere Bertheilung der Abgeordneten jedes Stan- 
des wird eine befondere Verordnung feftfeßen 9. 

$$. 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11 und 12 

find mit diefen acht SS. in dem Gefes unter I. ganz gleich: 
lautend, 

Der $. 13 des Gefeßes unter I. fehlt bier. Uebrigens 
find die 6. 13, 14, 15, 16, 17, 18, 19, 20 — 27 mit den 
$$. 14, 15 bis 28 des erwähnten Gefeßes ganz gleichlautend. 


x 


IYV, 


Sn Folge des wegen Anordnung der Brovinzial-Stände 
in Unferer Monarchie am 5. Suni 1823 erlaffenen allge: 
meinen Geſetzes, ertheilen Wir fir den ftändifchen Ber: 
band Unferer Rheinprovinzen nachftehende befondere Bor: 
fhriften 9: 

65 


Diefer Verband begreift alle Landestheile, welche 
1) das Großherzogthum Niederrhein, 
2) die Herzogthuͤmer Kleve, Sülih, Berg, in 

Beziehung auf die Verwaltung bilden. 

5.2, 
Die Stände diefes Verbandes beftehen 
I. der erfte Stand 
aus den vormals unmittelbaren Reichsftänden ; 





4) Diefe Verordnung ift vom 17. Auguft 1825 und fleht in der 
Föniglich preußifchen Gefeb-Sammlıng von dem bemerkten Jahr 
Nr. 17 ©. 210 ff. Sie enthält außer dem bereits Angeführ— 
ten (Moten 2 und 3) in den Artikeln II. bis XT. nähere Be— 
flimmungen zu den 6. 7, 10, 11, 14, 18, 19, 20, 24 und 26, 
Die in dem Gefes unter I. in der Note 11 zum $. 25 enthal- 
tene Bemerkung gilt hier für den $. 24, 

1) Geſetz vom 27. März 1824. — ©, Konſtitutionen der europäi⸗ 
ſchen Staaten. Th. IV. S. 330 ff. und Geſetz-Sammlung für 
die königlich preußiſchen Staaten v. J. 1824 Nr, I S. 101 ff. 
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U. der zweite Stand 
ans der Nitterfchaft ; 
11. der dritte Stand 
aus den Städten; 
IV. der vierte Stand 
aus den übrigen Grundbefisern, welche im zweiten und 
dritten Stande nicht begriffen find. 
wor 
Auf dem Landtage erfcheinen die vormals unmittelba- 
ren Reichsftände, jo bald fie die Majorennität erreicht ha— 
ben, in der Regel in Verfon, mit der Befugniß, fih in 
erheblichen VBerhinderungs- Fällen, durch ein Mitglied aus 
ihrer Famife, oder einen font geeigneten Bevollmächtigten 
aus dem zweiten Stande, vertreten zu lafjen. 
Ale übrigen Stände erfcheinen durch Abgeordnete, 
welche von ihnen durch Wahl beftimmt werden. 
$. 4. 
Die Anzahl der Mitglieder eines jeden der im $. 2 be- 
nannten Stände beftimmen Wir 
1) für den erften Stand und zwar die Fürften von Wied: 
Neuwied, v. Wied-Runfeld),v.Solms-Braun- 
—fels, von Solms-Hohenſolms-Lich, jeden mit 
einer Biril- Stimme, zufammen auf 4 Mitglieder ?) 
2 für den zweiten Stand. . ». -.:.9 — 
3) für den dritten Stand . . . ..23 — 
4) für den vierten Stand.... 25 — 
Hieraus ergiebt ſich die Geſammtzahl von Neun und 
Siebenzig Mitgliedern fuͤr dieſen ſtaͤndiſchen Verband. 





2) Die Linie Wied-Runkel ſtarb 1824 aus: ſiehe S. 229 Note 16). 


3) Unterm 15. März 1825 wurde dem Fürften von Hatzfeld noch 
eine Biril-Stimme verliehen. Cbenfo wurde dem Zürften von 
Salm : Reifferfheidt: Dyef für fein großen Theils aus ehemali— 
gen reiksunmittelbaren Beſitzungen geftiftetes Majorat eine Di- 
ril-Stimme im Stande der Fürſten ertheilt. Siehe den Anhang 
zu IV. diefes Kapitels. 


Die fpeciellere Vertheilung der Abgeordneten des zwei— 
ten, dritten und vierten Standes, wird eine befondere Ver— 
ordnung feitfegen. 

Die SS. 5°) und 6 find mit dieſen zwei $$. in dem Ge 
feg unter 1. gleichlautend, 

5437, 

Das Recht zu einer Biril- Stimme im erftien Stande 
wird durch den Befiß eines vormals unmittelbaren Landes 
nach Maßgabe Unferer Snftruftion vom 30. Mai 1820 SS. 
2 und 63 begründet; mehrere dergleichen in der Perſon 
eines Befiters vereinigte Länder berechtigen nur zu einer 
Stimme, auch fann das Stimmrecht durch Theilung nicht 
vermehrt werden. Wir behalten Uns jedoch Kor °), den 
Befit bedeutender Familien » Fideifommiß- Güter dur) Erz 
theilung von Biril-Stimmen in diefem Stande zu bevorrechten. 

er. ? 

Sn dem zweiten Stande wird die Wählbarfeit begründet: 

1) durch den Beſitz eines früher reichgritterfchaftlichen 
oder landtagsfähigen Gutes in der Provinz, von wel: 
chem jährlih an Grundſteuer wenigfiens fünf und 
fiebenzig Thaler entrichtet ‚werden ; 

2) dur den Befig eines andern größern Landgutes, 
welches in den zweiten Stand aufzunehmen Wir für 
angemefjen erachten 9). 

Eine Matrifel wird die hiernach zum zweiten Stande 
gehörenden Landguͤter feſtſetzen. 

. 9. 
Grundbeſitz in einer andern Unſerer Provinzen, welcher 


4) Das Nähere hinſichtlich diefes $. iſt in dem Art. XVII. der 
Verordnung vom 13. Juli 1827 enthalten. Siehe Geſetz-Samm— 
lung für die königlich preußiſchen Staaten v. d. J. 1827 Nr. 
16 ©. 103 fi. 2 

5) Siehe den Anhang zu IV. dieſes Kapitels. 

6) Das Nähere hierüber ift in dem Artifet VI. der Verordnung 
vom 13. Juli 1827 enthalten. Gefes: Sammlung für die kö— 
wiglich preußifgen Staaten v. d. J. 1827 Nr, 16 ©, 103 ff. 
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nad F. 5 zum zweiten Stande eignet, wird auf die be: 
fimmte Dauer von zehn Sahren, $. 5, angerechnet. 
$. 10. 

Das, was in $. 10 des Gefekes unter 1. hinfichtlich des 

eritien Standes bejtimmt it, gilt bier für den zweiten. 
% 11:9. 

Als Abgeordnete des dritten Standes fünnen nur in 
den zu vertretenden Orten wohnhafte Grundbefiger erwaͤhlt 
werden, welche entweder gewählte Magiftrats = Perfonen 
find, "oder ein bürgerliches Gewerbe betreiben; die legtern 
müffen einen nad Berfchiedenheit der Orte abzumeffenden 
Betrag von Grund- und Gewerb- Steuer entrichten, wels 
chen die $. 4K vorbehaltene befondere Verordnung beftimmen 
wird. 

$. 12. 

Bei dem vierten Stande wird zu der Eigenfchaft eines 
Abgeordneten ein als Hauptgewerbe felbjt bewirtbfchafteter, 
eigenthuͤmlicher oder erblich nußbarer Grundbefis in dem 
Wahlbezirfe, von einem Grundfteuer » Betrage, welchen die 
befondere Verordnung ($. 45 feitfegen wird, erfordert 5). 

5:13: 

Die vorbemerften Bedingungen der Wählbarfeit treten 
auch für die Befugniß zur Wahl ein, mit dem Unterfchiede, 
daß für die Wählenden oder Wähler die Vollendung de3 
Aſten Lebensjahrs genügt, auch nicht ererbter, oder zehn 
jähriger Beſitz, und diefer für den dritten und vierten Stand 
nur in einem geringeren Umfange, welchen die befondere 
Verordnung ($. 4 näher beftimmen wird, erforderlich it °). 

$. 14. 
Das, was im $. 14 des Geſetzes unter 1. hinfichtlich 


7) Das Nähere ift in dem Art. X. der allegirten Verordnuug ent: 
halten. 

8) Das Nähere ift in der allegirten Verordnung Art. XI. ent: 
halten, 

9) Das Nähere ift in dem Art. XII der alfenirten Verordnung 
enthalten, 
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des erfien Standes feftgefeßt ift, gilt hier für dem zwei— 
te AR 
5. 

Uebereinſtimmend mit dem fo bezeichneten S. des Ge- 
feßes unter I., nur ftatt: In mehreren Kreifen — In meh— 
reren Wahl » Bezirfen. 

$$. 16, 17 und 18. 

Uebereinfliimmend mit den fo bezeichneten S$. des Ge- 

feßes unter 1. 
$. 19. 

Die Wahlen der Abgeordneten werden für den zweiten 
Stand von den Mitgliedern desfelben in Wahl -Bezirfen 
vollzogen. 

7 2m 

Für den dritten Stand erwählt die wahlberechtigte Bür- 

gerfchaft ($. 13) 
a) in den Städten, welche durch die befondere Verordnung 
($. Virilſtimmen erhalten, die Abgeordneten in ſich; 
bh) in den Orten, welche eine gemeinfchaftliche Stimme 
erhalten werden, zunaͤchſt Wähler und diefe die Ab— 
geordneten. Die Zahl der Wähler und die Weife der 
Wahl wird die bemerfte Verordnung näher beftimmen. 


5: 12 
Sn dem vierten Stande werden von den wahlberechtig- 
ten Grundbefigern nad) näher (F. 4) zu beftimmenden 
Abtheilungen zunähft Wähler, von den Wählern ei— 
nes jeden Kreifes Bezirfs- Wähler, von den Ießteren aus 
dem ganzen Wahl-Bezirfe vereinigt, die Abgeordneten ge- 
wählt; die befondere Verordnung ($. wird hierüber dag 
Nähere feftfegen. 
5. DE 
Die Zufammenlegung der Wahl: Bezirke für den zwei— 


10) Das Nähere ift im Art. XVL der allegirten Verordnung ent- 
halten, 
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ten, dritten und vierten Stand, wird die befondere Ver: 
ordnung (8. D feitfegen ''). 
_ 66 23,24, BR 

Uebereinjtimmend mit den fo bezeichneten SS. des Ge- 
ſetzes unter 1. 

6. IR 

Ale Wahlen ſtehen unter der Aufficht des Landraths, 
in defjen Kreife fie vorgenommen werden. Die Wahlen der 
Bezirfs- Wähler und der Landtags - Abgeordneten leitet er 
unmittelbar, oder durch einen von ihm zu ernennenden 
Stellvertreter; die Wahlen in den einzelnen Städten und 
Land =» Gemeinden aber werden zunächft von den Orts-Be— 


hoͤrden geleitet. 
$. 28. 


Die geſchehene Wahl der Wähler ift dem Landrath, die 
Wahl der Bezirfs-Wähler und der Landtags - Abgeordne- 
ten aber dem Landtags - Kommijjarius, mit Einfendung der 
Wahl- Protokolle, anzuzeigen. Letzterer hat zu prüfen, ob 
ſolche in der Form und nad den Eigenjchaften der Abge- 
ordneten der Vorſchrift gemäß gefchehen find. 

Nur wenn derfelbe in diefer Beziehung Mängel findet, 
it er berechtigt, eine andere Wahl zu verlangen. 


Anbang zu IV. 

Die Verordnung v. 13. Juli 1827 beftimmt Folgendes 12): 

tachdem die Grafichaft Wied-Runkel dem Fürften vor 
Keumwied anheimgefallen it, Wir auch dem Fürften von 
Hasfeld für feine Herrihaft Wildenburg - Schönftein, 
nicht minder dem Fürften von Salın » Neifferfcheidt = Dy«k 
für fein großen Theil aus ehemaligen reichgunmittelbaren 
Beſitzungen geftiftetes Majorat Viril-Stimmen im Stande 
der Fürften verliehen haben, befteht diefer Stand aus 


11) Das Nähere ift in der alfegirten Vorordnung Art, VIL ent: 
halten. 

12) Die angeführte Verordnung. S. Gefes-Sammlung für die Po: 

niglich preußifchen Staaten v. d. 5, 1827, Nr, 16 S, 103 fi. 
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dem Fürften von Solms-Braunfels, 

— Fürften von Solms-Hohenſolms-Lich, 
— Fürften von Wied, 

— Fürften von Hasgfeld, 

— aan von Salm-⸗Reifferſcheidt— Due. 


V. 

In Folge des wegen Anordnung der Prosinsial-Stände 
in Unferer Monarchie am 5. Juni 1823 erlafjenen allge: 
meinen Geſetzes, ertheilen Wir für den ftändifchen Verband 
in der Provinz Sachſen, nachſtehende VeinDeHE Bor; 
fchriften 9: 


15 


Pe ® zu 
Diefer Verband umfaßt, mit alleiniger Ausnahme der in 
ftändifcher Beziehung zur Mark Brandenburg gemiefenen 
Altmark, alle diejenigen Landestheile, welche nach der Ver- 
ordnung vom 30. April 1815 die Provinz Sachſen bilden. 
—— 
Die Staͤnde dieſes Verbandes beſtehen und zwar: 
1. der erſte Stand 
1) aus dem Domkapitel zu Merſeburg; 
2) aus dem Domkapitel zu Naumburg; 
3) aus dem Grafen zu Stollberg-Wernigerode; 
4) aus dem Grafen zu Stollberg-Stollberg; 
5) aus dem Grafen zu Stollberg - Roßla; 
6) aus dem Befiser des Amtes Walternienburg. 
11. Der zweite Stand: aus der Nitterfchaft. 
HI. Der dritte Stand: aus den Städten. 
Vi. Der vierte Stand: aus den übrigen Guts-Beſitzern, 
Erbpaͤchtern und Bauern. 
ra 
Auf dem Landtag erfcheinen Die beiden Domfapitel zu 
Merfeburg und Naumburg, jedes durch einen aus feiner 





1) Gefeg vom 27. März 1824. Siehe Gefes : Sammlung für die 
Föniglich preußifchen Staaten Nr. 6 ©. 70, 
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Mitte zu ernennenden Bevollmächtigten, und die Grafen 
zu Stollberg =» Wernigerode, Stollberg-Stollberg und Stoll: 
berg-Rofla, fo bald fie die Majorennität erreicht haben, 
in der Negel in Perſon, mit der Befugniß fih in erheblis 
chen Verbinderungs- Fällen durd ein Mitglied aus ihrer 
Familie oder einen font geeigneten Bevollmächtigten aus 
dem zweiten Stand vertreten zu lafjeı. 

Wegen des Amts Walternienburg, welches von dem 
Herzoglichen Haufe Anhalt» Defjau bejeffen wird, findet 
aber unbedingt die Vertretung durch einen Bevollmächtig- 
ten aus dem zweiten Stande ftatt. Alle übrigen Stände 
erfcheinen durch Abgeordnete, welche von ihnen dur Wahl 
beitimmt werven. 

$. 4. 

Die Anzahl der Mitglieder eines jeden der im $. 2 ber 
nannten Stände beftimmen Wir: 

J. für den erften Stand auf . . 2... 6 

wie jolche $.2 bereits namentlid) aufgeführt fi 6: 

IL?) für den zweiten Stmd auf . 2 22.2.9 
1. für den dritten Stand auf . . 24 
1V. für den vierten Stand auf . MMS 

Hieraus ergiebt fi) die Gefammtzahl von 72 Mitglie- 
dern für dieſen ganzen jtandifchen Verband. 

Die ſpeciellere Vertheilung der Abgeordneten des 2., 3. 
und 4, Etandes, jo wie die Bildung der hierzu erforder- 
lihen Wahlbezirfe, wird eine befondere Verordnung feit- 
ſetzen. 

$$. 5 und 6. 

Uebereinftimmend mit den jo bezeichneten SS. im Gefeß 
unter I. 

6. A 


Das Recht, zu dem zweiten Stand als Abgesrdneter 


2) Das Nähere hinfichtlich IT., IIT. und IV. beftimmen die Art. 
1 bis 13 der Verordnung vom 17. Mai 18277. S. Geſetz— 
Sammlung für die königl. preußifhen Staaten v. d. J. 1827 
Nr. 10 S. 47 fi. 
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gewählt zu werden, wird durch den Befig eines Nitterguts 
in der Provinz, ohme Ruͤckſicht auf die adelige Geburt des 
Befizers, begründet. Wir behalten Ung jedoch vor, den 
Befi bedeutender Familien» Fideifommiß- Güter auf ange- 
meffene Weife hierbei zu bevorrechten. 
Ss. 8 und 9. 
Uebereinſtimmend mit diefen Sg. in dem Gefeß unter I. 


$. 10. 

Mag in dem $. 10 des Geſetzes unter 1. hinſichtlich des 
zweiten Standes beftimmt wird, gilt hier für den dritten 
Stand. 

8,2. 

Die in dem $. 11 des Geſetzes unter J. hinfichtlich des 
dritten Standes enthaltene Beftimmung gilt hier für den 
vierten Stand. 

$. 12, 

Webereinftimmend mit dem jo bezeichneten $. im Geſetz 

unter 1. 
$. 13 

In denjenigen Städten, wo Die Beftellung der Ma: 
giftrats » Mitglieder Unjeren Regierungen oder einem Do— 
mino zufteht, wird das Wahlrecht von den mit Grund⸗Ei⸗ 
genthum angeſeſſenen Buͤrgern ausgeuͤbt. Die Wahl des 
Landtags-Abgeordneten iſt aber auch bei dieſen Staͤdten 
immer an die Bedingungen der Waͤhlbarkeit gebunden, welche 
der $. 5 für alle drei Stände und der 8. 10 für bie Städte 
feſtſetzt. 

$. 14. 

Das, was in $. 14 des Geſetzes unter I. vom erften 

Stand gefagt wird, gilt hier für den zweiten. 
$. - 45. 

Uebereinftimmend mit $. 15 Des Gefeßes unter J., nur 
anftatt: In mehreren Kreifen ꝛc. — In mehreren Wahl- 
Bezirken ꝛc. — 
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$$. 16, 17 und 18 °). 

Uebereinftiimmend mit den jo bezeichneten SS. des Ger 
ſetzes unter I. 

19. 

Die Wahlen der Abgeordneten zum Landtage werben 
von dem zweiten Stande nach den, durch die Verordnung 
($. 4 zu befüimmenden Bezirfen dergefialt vollzogen, daß 
alle in einem Bezirke begriffene Ältere Landestheile gegen- 
feitig an der Wahl der Abgeordneten Theil nehmen, 

$. 20. 

Uebereinftimmend mit dem fo bezeichneten $. des Ge, 
feßes unter 1, 

6 24. 

Das, was in $. 21 des Gefekes unter I. vom dritten 
Stande gejagt wird, gilt bier für den vierten. 

| 5 2 
Dasjelbe findet hier ftatt. 


$$. 23, 24, 25 *), 26 und 27. 
Uebereinftimmend mit den fo bezeichneten SS. des Ge- 
feßes unter L Nur hat bier der F. 27 noch folgenden Zu- 
faß: Sn den Grafichaften Wernigerode,’ Stolberg und Roßla 
wird das Wahlgefchäft von der dortigen Behörde beforgt. 


u. 
Uebereinftimmend mit dem $. 28 des Geſetzes unter J. 


3) Wo e3 in den Dorf: Gemeinden herfömmlich ift, daß die Ehe: 
männer von Ackerguts-Beſitzerinnen in allen Gemeinde-Angele— 
genheiten für ihre Ehefrauen flimmen, da find, weil bei der 
Wahl der Ortswähler auf das Herfommen im $. 21 des Ge: 
feßes verwiefen ift, dergleichen Chemänner bei diefem Wahlge— 
fchäft für ihre Ehefrauen zuzulaſſen. Die allegirte Verordnung 
Art. VI. 

4) Hinfichtlich diefes S. ift in dem Art. 13 der allegirten Verord— 
nung dasjenige beftimmt, was zu dem $. 25 des Geſetzes un— 
ter I. verfügt wurde und in der Mote 11) zu dem angeführten 
Geſetz bemerkt ift, 

1I. 3», + 


0 


v1. 

In Folge des wegen Anordnung der Provinzial-Stände 
in Unferer Monardie am 5. Zuni 1823 erlaffenen allge- 
meinen Gefeßes, ertheilen Wir für den ftändifchen Verband 
der Provinz Weftphalen nachftehende befondere Bor: 
fohriften I: 

$. 1. 

Diefer Verband umfaßt alle diejenige Landestheile, welche 

in Beziehung auf Verwaltung die Provinz Weftphas 


fen bilden. 
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Die Staͤnde dieſes Verbands beſtehen 
J. der erſte Stand aus den vormals unmittelbaren 
Reichsſtaͤnden; 
1. Der zweite Stand aus der Ritterſchaft; 
III. Der dritte Stand aus den zur Vertretung des 
bürgerlichen Gewerbs geeigneten Städten; 
IV. der vierte Stand aus den übrigen, im zweiten 
und dritten Stande nicht begriffenen Grund-Befigern. 
33 
Auf den Landtagen erſcheinen die vormals unmittelba— 
ren Reichsſtaͤnde, ſo bald ſie die Majorennitaͤt erreicht ha— 
ben, in der Regel in Perſon, mit der Befugniß, ſich in 
erheblichen Verhinderungs-Faͤllen durch ein Mitglied aus 
ihrer Familie, oder einen ſonſt geeigneten Bevollmaͤchtigten 
aus dem zweiten Stande vertreten zu laſſen. 
Alle uͤbrigen Staͤnde erſcheinen durch Abgeordnete, welche 
von ihnen durch Wahl beſtimmt werden. 
. 4. 
Die Anzahl der Mitglieder eines jeden der in $. 2 be- 
nannten Stände beftimmen Wir 
1) für den erften Stand und zwar: 


1) Geſetz vom 27. März 1824.  Konftiturionen der europäifchen 
Staaten. Th. IV. ©. 340. ff. und Gefes: Sammlung für die 
Eöniglich preußifchen Staaten v. J. 1824 Nr, 9, ©, 108 ff. 
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den Herzog von Aremberg, die Fürften von Salm- 
Salm, von Salm-Kyrburg ), von Kauniz- 
Rietberg, den Herzog von Lootz, die Fürften vor 
Sain-®WBittgenftiein- Berleburg, von Sain 
Wittgenftein » Wittgenfiein, von Bentheim: 
Tecklenburg-Rheda, von Benthbeim- Steinfurt, 
von Salm-Horfimar, den Herzog von Grey, 
jedem mit einer Virilſtimme, zufammen auf eilf Mitglieder; 
2) für den zweiten Stand auf zwanzig Mitglieder ; 
3) für den dritten Stand auf zwanzig Mitglieder; 
4) für den vierten Stand auf zwanzig Mitglieder. 
Hieraus ergiebt ſich für diefen ganzen ftändifchen Ver— 
band die Gefammtzahl von einundfiebenzig Mitgliedern. 
Die fpeciellere Vertheilung der Abgeordneten wird eine 
befondere Verordnung feitfegen. 
Die $$. 5 und 6 find mit diefen SS. in dem Gefek un— 
ter 1. gleichlautend °). 
8:7. | 
Das Recht zu einer BVirilftimme in dem erften Stande 
wird durch den Beſitz eines vormals unmittelbaren Landes, 
nah Maßgabe Unferer Inſtruktion vom 30. Mai 1820 66. 
2 und 63 begründet; mehrere dergleichen in der Perfon des 
Befigers vereinigten Länder berechtigen nur zu einer Stimme, 
auch kann das Stimm-Recht durch Theilung nicht ver: 
mebrt werden. Wir behalten Uns jedoch vor, den Beſitz 
bedeutender Familien-Fideikommiß-Guͤter durch Ertheilung 
von Virilſtimmen in dieſem Stande zu bevorrechten. 
$. 8. 
In dem zweiten Stande wird die Wählbarfeit begründet: 





2) Der Fürſt von Salm-Kyrburg hat feine fandesherrfiche Be— 
fisung veräußert, fällt alfo hier weg, dagegen tritt der Reiche: 
Sreiherr von Stein mit einer Virilſtimme eiu; fiehe den An: 
hang zu VI. diefes Kapitels, 

3) Der Art. IV. der Verordnung vom 13. Juli 1827 beftimmt 
das Weitere hierüber. Siehe Gefes- Sammlung für die kö— 
niglich preußifhen Staaten v. J. 1827 Nr. 16. S. 109 fi. 

4* 
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1) durch den Befis eines früher Iandtagsfähigen Nitter- 
Guts, von welchem jährlih an Grundſteuer wenig- 
ftens 75 Thaler entrichtet werden; 

2) dur den Befis eines anderen größeren Landguts, 
welches in den zweiten Stand aufzunehmen Wir für 
angemeffen erachten. Eine Matrifel wird die hiernad) 
zum zweiten Stande gehörenden Landgüter feſtſetzen ). 

§. 9. 

Grund- Befiß in einer andern Unferer Provinzen, wel- 
cher nad) F. 8 zum zweiten Stande eignet, wird auf Die 
Dauer von zehn Sahren ($. 5) angerechnet. 

&. _ 205 

Menn Geiftliche, Militär- und Givilbeamte, die durch 
den mit vorftehenden Bedingungen verfnüpften Beſitz eines 
Guts dem zweiten Stande angehören, als Abgeordnete 
desfelben gewählt werden; fo bedürfen fie der Beurlauz- 
bung ihrer Vorgeſetzten. 

Pad 5 MR 

Als Abgeordnete des dritten Standes koͤnnen nur in den 
zu vertretenden Städten wohnhafte ſtaͤdtiſche Grundbefiger 
erwählt werden, welche entweder gewählte Magifirats » Per- 
fonen find, oder ein bürgerliches Gewerbe betreiben. Die 
letzteren müffen einen nad der Verjchiedenheit der Städte 
abzumeffenden Betrag von Grund - und Gemwerb- Steuer 
entrichten, welchen die $. 4 vorbehaltene befondere Verord- 


‚ nung beftimmen wird °). 
S 1% 


Sm vierten Stande erfordert die Wählbarfeit einen felbft 
bewirtsfchafteten eigenthümlichen oder erblich nutzbaren 
Grundbefis im Wahlbezirfe, von einem Grundfteuer - Bes 
trage, deffen Größe ebenfalls die — Verordnung 
cs. 4 feſtſetzen wird °). 





4) Das Weitere beftimmt die alfegirte Verordnung Art. V. 

5) Das Weitere beftimmt die allegirte Verordnung Art. VIT. und 
VII. 

6) Das Weitere beftimmt Art. IX. der allegirten Verordnung, 
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$. 13. 

Die vorbemerften Bedingungen der Wählbarfeit treten 
auch für die Befugniß zur Wahl ein, mit dem Unterfchiede, 
dag für die Wählenden oder Wähler die Vollendung des 
24. Lebengjahrs genügt, auch nicht zehnjähriger Grundbefig, 
und diefer für den dritten und vierten Stand nur in ei: 
nem geringern Umfange, welchen die vorbehaltene befon- 
dere Verordnung ($. H näher befiimmen wird, erforder: 
lich iſt. 

$. 14 

Das Wahlrecht und die Wählbarfeit ruhen, wenn über 
das Vermögen deffen, dem diefe Befugniffe zuftehen, der 
Konkurs eröffnet ift, ingleichen während eines nicht einer 
moralifhen Perſon zufiäindigen geſellſchaftlichen Beſitzes. 
Bei dem zweiten Stande hoͤren Wahlrecht und Waͤhlbarkeit 
auf, wenn durch Zerſtuͤckelung die Eigenſchaft eines groͤße— 
ren Grundbeſitzes vernichtet wird ). 

§. 415⸗ 

In mehreren Wahlbezirfen Angeſeſſene koͤnnen in jedem 
derfelben wählen und gewählt werden. Im legteren Kalle 
bleibt es dem Gewaͤhlten überlaffen, für welchen Wahlbe- 
zirf er eintreten will. 

$. 16. 

Ein Abgeordneter fann auch Mitglied des Landtags ei- 
ner andern Provinz ſeyn, wenn die Zeit der Berfammlung 
es zuläßt. 

ae ef 

Wer durh Wahl beftimmt ift, ald Abgeordneter zu er- 

fcheinen, fann feinen Andern für ſich bevollmächtigen. 
& .18 
Auch das Wahlredht muß in Perfon ausgeibt werden. 


7) Bei dem gemeinfchaftlichen Belize, welcher Brüdern oder meh⸗ 
reren Mitgliedern eines Geſchlechts zuſteht, iſt einer der Mit— 
beſitzer zur Ausübung des Wahlrechts und zur Wählbarkeit in 
der Ritterſchaft berechtigt. Art. X. der allegirten Verordnung. 
Das Weitere ſiehe Art. XI. 
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$. 19. 

Die Wahlen der Abgeordneten werden in dem zweiten 
Stande von den Mitgliedern desfelben in jedem Wahlbe— 
zirfe vollzogen. 

Ss. O0. 

Für den dritten Stand erwählt die wahlberechtige Bür- 
gerfchaft °) ($. 13): 

a) in denjenigen Städten, welche durch Die befondere 
Berordnung ($. 4) Virilſtimmen erhalten, die Abge— 
ordneten in ſich; 

b) in den übrigen Städten, welche gemeinfchaftlich eine 
Stimme erhalten werden, zunähft Wähler und dieſe 
nach den Wahlbezirfen die Abgeordneten. 

Die Zahl der Wähler und die Weife der Wahl, wird 

die bemerkte Verordnung näher beftimmen. 


5. 21. 

In dem vierten Stande werden von den wahlberechtig- 
ten Grundbefisern in näher (F. 4) zu beftimmenden Abs 
tbeilungen zunähft Wähler, von den Wählern eines jeden 
Kreifes Bezirf3:Wähler, von den lekteren aus dem ganzen 
Wahlbezirk vereint t, die Abgeordneten gewählt; die be— 
fondere Verordnung ($. H wird hierüber das Nähere feits 
fegen °). 

$. 22. 

Die Zufammenfegung der Wahl» Bezirfe für den zweis 
ten, dritten und vierten Stand, wird die befondere Ber; 
ordnung (8. 4) feitfegen. 


Die $$. 23, 24, 25%, 26, 27 und 28 find mit die; 
fen ſechs SS. in dem Geſetz unter 1. gleichlautend. 





8) Das Weitere fiehe Art. XII. der allegirten Verordnung. 
I) Das Weitere fiche in Art. XII. der allegirten Verordnung. 


10) Dier findet die Bemerkung in Note 4) des Geſetzes unter V. 
gleichfalls Anwendung, 
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Anbang 3u VI. 

Die Verordnung wegen der nach dem Gefeße vom 27. 
März 1524 vorbehaltenen Beftimmungen für die Provinz 
Weſtphalen vom 13. Juli 1827 bejtimmt noch Folgendes ''): 

Rachdem der Fürft von Salm-Kyrburg feine ftandes- 
berrlihe Befisung veräußert bat, und Wir die Unferm 
Staatsminifter Neichsfreiberrn von Stein gehörenden Be— 
fisungen Gappenberg und Scheda zu einer Herrfchaft mit 
Birilftimme im Stande der Fürften und Herrn erhoben ha— 
ben, fo beſteht diefer Stand gegenwärtig aus 

1) dem Herzoge von Aremberg, 

2) — Fürften von Salm-Salm, 

3) — Fürften zu Sayn-Wittgenſtein-Berle— 
burg, 

9) — Fürften zu Sayn-Wittgenftein-Wittgen- 


ftein, 
5) — Fürften von Kaunitz-Rietberg, 


6) — Fürfen von Bentheim» Tedlenburg- 


Rheda, 
D — Fuͤrſten von Bentheim-Steinfurt, 
8) — Fuͤrſten von Salm-Horſtmar, 


9) — Herzoge von Lorz, 

10) — Herzoge von Croy, 

11) — Freiherrn von Stein, wegen der Herrfichaf- 
ten Gappenberg und Scheda. 


Vu. 
In Folge des wegen Anordnung der Provinzial-Stände 


in Unferer Monardhie am 5. Juni 1823 erlafjenen allge: 
meinen Gefeßes, ertheilen Wir für den ftändifchen Ver— 
band im Großherzogthum Poſen nachſtehende bejon- 


dere Borfchriften '): 


11) Die alfegirte Verordnung. Siehe Gefes: Sammlung für die 
Föniglich preußifchen Staaten v. J. 1877 Nr. 16, ©. 109 fi. 

1) Gefes vom 27. März 1824. S. Konftitutionen der europäi— 
fhen Staaten. Th. IV. ©. 350 fi. und Geſetz-Sammlung für 


96 


Sc 
Diefer Berband umfaßt alle diejenigen Landes - Theile, 
welche nad) der Verordnung vom 30. April 1515 die Pro- 
vinz Pofen bilden. 


EN 
Die Stände dieſes Verbandes beitehben und zwar 
1. der erfie Stand 
a) aus dem Fürften von Thurn und Taris, wegen 
des Fuͤrſtenthums Krotoszyn; 
b) aus dem Fuͤrſten von Sulkowski, wegen ſeines 
Familien-Majorats Reiſen; 
c) aus der Ritterſchaft. 
11. Der zweite Stand aus den Staͤdten; 
Ill. Der dritte Stand aus den übrigen Gutsbe- 
fißern, mit Grundeigenthbum verfehbenen Bauern 
und Erb - Zinsmännern. 


—R 

Auf dem Landtage and fih der Fürft von Thurn und 
Taxis durch einen dazu geeigneten Bevollmächtigten aus 
der Ritterfehaft vertreten laffen. Der Fürft von Sulkowski 
führt aber, fo bald er die Majorennität erreicht hat, bie 
ihm zugemwiefene Stimme in Perfon. 

Alle übrigen Stände erfcheinen durch Abgeordnete, welche 
von ihnen durh Wahl beftimmt werden, und wenn der 
Fürft von Sulfowsfi behindert ift auf dem Landtage zu 
erfcheinen, fo tritt ein von der Nitterfchaft gewählter Ab- 
genrdneter an feine Stelle. 


. 4. 
Die Anzahl der Mitglieber eines jeden der im F. 2 be⸗ 
nannten Stände befiimmen Wir 
3. für den erften Stand 
4) den Fürften von Thurn und TZarısauf 1 
2) den Fürften von Sulfowsfi auf . 1 
3) die Ritterfhaft auf . + #8 22 
24 Mitglieder . 
die Föniglich preußifchen Staaten vom Jahr 1824, Nr, 14, 
Seite 141 ff, 
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1I. Für den zweiten Stand. . . auf 16 

III. für den dritten Std . 2 — 8 

Hieraus ergiebt fich die Gefammtzahl von achtundvier— 
zig Mitgliedern für diefen ganzen ſtaͤndiſchen Verband. 
Die fvecieliere DVertheilung der Abgeordneten jeden Stans 
des, fo wie die Bildung der hierzu erforderlichen Wahl— 
Bezirfe, wird eine befondere Verordnung feitjegen. 

9, 

Bei der Wählbarfeit der Abgeordneten aller Stände 
zum Provinzial: Landtag, werden folgende Bedingungen 
vorausgefeßt: 

1) Grundbefig, in auf- und abjteigender Linie, ererbt oder 
auf andere Weife erworben und zehn Jahre lang nicht 
unterbrochen. Sm DBererbungs- Falle wird die Zeit 
des Befiges des Erblaffers und des Erben zuſammen— 
gerechnet; | 

9) die Gemeinfchaft mit einer der chriſtlichen Kirchen; 

3) die Vollendung des 30. Lebensjahres 5 

4) der unbefcholtene Ruf, und 

5) daß der zu Wählende nach dem Staats-Bertrag vom 
3. Mai 1815 für einen preußiſchen Unterthan zu hal: 
ten jey. 

Die 66. 6, 7, 8, 9, 10 und 11 find. mit diefen ſechs SS. 
in dem Geſetz unter I. gleichlautend. 

Er? 

Die vorbemerkften Bedingungen der Wählbarfeit treten 
auch für die Befugniß zur Wahl ein, mit dem Unterfchiede, 
daß für die Wählenden oder Wahlmänner die Vollendung 
des 24. Lebensjahres genuͤgt, und nicht zehmjähriger, ſon— 
dern nur eigenthümlicher Befis erforderlich if. 

Sn den Städten wird das Wahl-Necht von den mit 
Grund Eigenthum angefeffenen Bürgern ausgeübt. 

Bei dem dritten Stande wird dasfelbe durch den Beſitz 
eines Landguts von einer gewiffen, durch die Verordnung 
($. 4) zu beftimmenden Größe bedungen. 
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Die $$. 13, 14, 15, 16 und 17 find mit den 66. 14, 

15, 16, 17 und 18 des Gefeges unter 1. gleichlautend. 
$. 18. 

Die Wahlen der Abgeordneten zum Landtage werden 
von dem erften Stande nach den, durch die Verordnung 
(F. D zu befiimmenden Bezirfen vollzogen. 

§F. 19. 

Jede einzelne derjenigen Staͤdte, welche durch die be— 
ſondere Verordnung ($. H Virilſtimmen erhalten, waͤhlt 
ihre Abgeordneten zum Landtage in fih; alle übrigen Städte 
ohne Unterschied, ob fie Immediat- oder Mediatftädte find, 
wählen in fih Wähler. Diefe treten kollektiv in Wahl: 
Berfammlungen nach Bezirken zufammen und wählen die 
Landtags » Abgeordneten. 

Die bemerkte Verordnung wird ſowohl die Zahl der 
Wähler nach dem Umfange der Städte, als die Größe des 
Grundbefises, welches bei einem folhen Wähler erforder: 
lich ift, beftimmen. 

8. 20, 

Bei dem dritten Stande wird jeder landräthliche Kreis 
in Bezirke getheilt, in welchen die zur Wahl berechtigten 
Grundbefiser ($. 12) den Bezirfs- Wähler wählen. Diefe 
Wähler treten dann zufammen und wählen den Landtagss 
Abgeordneten. 

Die 66. 21, 22, 23, 24 und 25 find mit den SS. 22, 
23, 24, 25 und 26 des Gefeges unter I. gleichlautend. 

$. 26. 

Ale Wahlen ſtehen unter der Aufficht des Landraths, 
in deffen Kreife fie vorgenommen werden. Die Wahlen 
der Bezirks - Wähler und der Landtags Abgeordneten leitet 
er unmittelbar, oder durch einen von ihm zu ernennenden 
Stellvertreter; die Wahlen in den einzelnen Städten aber 
werden zunächft von der Ortöbehörde geleitet, 

SH2T 

Die gefchehene Wahl der Bezirfs-Mähler und Landtags: 

Abgeordneten ift dem Landtags» Kommiffarius mit Einfen- 


99 


dung der Wahl» Protofolle anzuzeigen. -Er hat zu prüfen, 
ob folhe in der Form, und nach den Eigenfchaften der 
Abgeordneten der Vorſchrift gemäß gefcheben find. 

Nur wenn derfelbe in diefer Beziehung Mängel findet, 
ijt er berechtigt, eine andere Wahl zu verlangen. 


VIII. 


In Folge des wegen Anordnung der Provinzial-Staͤnde 
in Unſerer Monarchie am 5. Juni 1823 erlaſſenen allge- 
meinen Gefeges, ertbeilen Wir für den ftändifchen Verband 
bes Herzogtbums Schlefien, der Grafſchaft Glag 
und des preußiſchen Marfgrafthbums Oberlaufis 
nachitehende befondere Borfchriften ): 

4; % 

Diefer Verband begreift 

1) dad Herzogtbum Sclefien; 

2) die Örafihaft Glas; 

3) das preußifhe Marfgraftbum Oberlaufig 2). 

Die Enflaven verbleiben den Kreifen, zu welchen die 
neue Verwaltungs - Eintheilung fie gelegt hat. 

02, 
Die Stände diefes Verbandes Berteden und zwar 
l. der erfte Stand 

a) aus dem Fuͤrſten von Liechtenjtein, wegen des 

preußifhen Antheils von Troppau und Sägerndorff; 

b) aus dem Fürften von Dels; 

c) aus dem Herzoge von Sagan; 


1) Gefes vom 27. März 1824. — Gefes:-Sammlung für die Eö- 
niglich preußifchen Staaten v. J. 1824 Nr. 6 S. 62 ff. 

2) Das Herzogthum Schlefien und die Grafichaft Glas werden 
in der im Fahr 1806 und das preußifche Marfgrafthum Ober: 
laufig in der im Fahr 1815 flattgehabten Begrenzung ange: 
nommen. Verordnung vom 2. uni 1827 Art. I. — Gefeb: 
Sammlung für die königlich preußifchen Staaten v. J. 1827. 
Nr. 11. ©. 61. 


60 


d) aus den Befigern der freien Standesherrfchaften. 

Il. Der zweite Stand: aus der Ritterjchaft. 

III. Der dritte Stand: aus den Städten. 

IV. Der vierte Stand: aus den übrigen Gutsbefigern, 

Erbpaͤchtern und Bauern. 
5.83% 

Auf dem Landtage erfcheinen: die Fürften, fo bald fie 
die Majorennität erreicht haben, in der Regel in Perfon, 
mit der Befugniß, fich in erheblichen Berhinderungs-Fällen 
durch ein Mitglied aus ihrer Familie oder einen fonft ge- 
eigneten Bevollmächtigten aus dem zweiten Stande, ver- 
treten zu laſſen. 

Die Standesherrn ſtets in Perfon, mit der Beſchraͤn⸗ 
fung jedoch, ihr Stimmrecht nur durch drei aus ihrer Mitte 
auszuuͤben. Alle übrigen Stände erfcheinen durch Abger 
ordnete, welche von ihnen durch Wahl beftiimmt werden. 

$. 4 

Die Anzahl der Mitglieder eines jeden der im $. 2 be— 

nannten Stände beftimmen Wir 
J. für den erftien Stand: 

a) der Fürft von Liechtenfiein; der Fürft von 
Dels; der Herzog von Sagan, jeder mit einer 
Virilſtimme; 

b) die Standesherrn, gegenwaͤrtig die Beſitzer der freien 
Standesherrfchaften Pleß, Wartenberg, Militſch, Tra— 
chenberg, Ober-Beuthen, Nieder-Beuthen, Goſchuͤtz, 
Ratiber, Muskau, gemeinſchaftlich mit 3 Kuriatſtimmen, 
fuͤr den erſten Stand zufammen auf 6 Mitglieder °). 

1. Für den zweiten Stand °): 
im Herzogthum Schlefien und der Grafichaft Glas auf 30, 


3) Die Verordunng vom 2. Suni 1827. (Gefe- Sammlung für 
die Föniglich prenßifchen Staaten v. 3. 1877 Nr. 11, ©. 61 ff. 
hat hierin einige Abänderungen beftimmt; fiehe deshalb den An— 
hang zu VIII. diefes Kapitels.) 

4) Siehe den Anhang zu VIIT. diefes Kapitels, 
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im Marfgraftbum Oberlaufis uf . . . 6 
zufammen auf 36Mitglieder. 
III. Für den dritten Stand °): 
im Herzogtbum Schlefien und der Grafihaft Glatz auf 24, 
im Marfgraftbum Oberlaufis auf . » 2...» u 
zufammen auf 28 Mitglieder. 
IV. Für den vierten Stand 9): 
im Herzogthbum Schlefien und der Graffchaft Glatz auf 12, 
im Marfgraftbpum Oberlaufis auf . . . . 9 
zuſammen auf 14 Mitglieder. 

Hieraus ergiebt fich die Gefammtzahl von 84 Mitglie- 
dern für diefen ganzen ftändifchen Verband ”). Die ſpe— 
ciellere DVertheilung der Abgeordneten wird eine befondere 
Verordnung feftfegen. 

56. 5 u. 6. 
Uebereinſtimmend mit dieſen SS. im Geſetz unter I. 
"2% 

Das Recht zur Theilnahme an den Kuriatſtimmen der 
freien Standesherrn (SS. 3 und 4) wird durch den Befts 
einer bevorrechtigten freien Standesherrfchaft (K. H und 
Durch die adelige Geburt des Befigers begründet. 

$. 8. 

Uebereinſtimmend mit $. 7. des Geſetzes unter I., mit 
dem Unterſchied jedoch, daß das, was dort für den erften 
Stand beftimmt ift, bier für den zweiten °) gilt. 

. 9 
Uebereinftimmend mit dem $. 8 des Gefeßes unter I. 


5) Siehe den Anhang zu VIII. diefes Kapitels, 

6) Siehe den Anhang zu VIII. diefes Kapitels, 

7) Rah dem, was in dem Anhang zu VIII diefes Kapitels be: 
merkt ift, ergiebt fi eine Gefammtzahl von 92 Mitgliedern 
für diefen ganzen ftändifchen Verband, 

8) Der Art. IX. der alfegirten Verordnung enthält die näheren 
Beftimmungen darüber, 
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$: + AD 

Uebereinftimmend mit dem $. 9 des Gefeßes unter 1.5 

doch gilt auch hier die Bemerfung bei $. 8. 
$. 11. 

Uebereinftimmend mit dem $. 10 des Geſetzes unter 1., 
mit dem Unterfchiede jedoch, daß das, was dort für den 
zweiten Stand feftgefeßt wird, hier für den dritten bes 
ftimmt ift °). 

$$. 12 u. 13. 

Uebereinftimmend mit den $$. 11 und 12 des Gefekes 
unter J., mit dem linterfchied jedoh, daß das, was dort 
von dem dritten Stande gejagt ift, hier für den vierten !”) 
gilt. (Sn den $. 13, dort $. 12, wird der vorhergehende 
$. 12 (dort 11) allegirt). 

$. 14. 

Uebereinftimmend mit dem $. 13 des Gefeßes unter. (Hier 

wird auffer dem $. 5 auch der $. 11 (dort 10) allegirt.) 
5 97 

Uebereinftimmend mit dem $. 14 des mehrerwähnten 
Geſetzes. Das, was jedoch dort bhinfichtlich des erften 
Standes beftimmt ift, muß bier auf den zweiten u) Stand 
bezogen werden. 

$$. 16, 17, 18 und 19 '?). 

Uebereinftimmend mit den SS. 15, 16, 17 und 18 des 

ofterwähnten Gefetes. 


9) Das Weitere ift in Art. X. der Verordnung vom 2. Juni 1827 
enthalten. 

10) Das Weitere ift im Art. XI. und XII der alfegirten Verord⸗ 
nung enthalten. 

11) Art. XIII. der allegirten Verordnung enthält das Weitere. 

12) Da bei der Wahl der Ortswähler im Staude der Land: Ge: 
meinden im Geſetze auf das Herfommen verwiefen ift, fo wer: 
den in denen Orten, wo es herkömmlich ift, daß die Ehemän- 
ner in allen Dorf: Angelegenheiten für ihre Ackergüter befiten- 
den Ehefranen ftimmen, dergleichen Ehemänner bei dem Wahl: 
gefchäfte an die Stelle ihrer Frauen zuzuziehen ſeyn. Urt XIV. 
der Verordnung vom 2, Juni 1827. 
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6. 20. 

Die Wahlen der Abgeordneten werden von dem zweiten 

Stande nad) Wahl > Bezirfen vollzogen. 
u Br. 

Jede einzelne derjenigen Städte, welche durch die be— 
fondere Verordnung ($. 4) PRirilftimmen erhalten, wählt 
ihre Abgeordneten in ſich; alle übrigen Städte ohne Unter- 
fchied , ob fie Immediat- oder Mevdiatitädte find, wählen 
in fih Wähler; diefe treten nach Bezirken zufammen und 
wählen die Abgeordneten. Die Zahl der Wähler wird die 
bemerfte Verordnung nach der Größe der Städte beftimmen. 

$. 22. 

Bon den Dorfgemeinden wählt in Schleftien eine jede 
nad) ihrer für andere Dorf: Angelegenheiten hergebracdhten 
MWeife, in der Ober-Laufiß dagegen die angefeffenen Wirthe, 
einen Wähler; die Wähler verfammeln fich mit den Be— 
figern der einzeln liegenden, feiner bejtimmten Dorf Ges 
meinde angehörigen Güter des vierten Standes, welde 
aber das Maas der Wahlfähigfeit haben müffen (12) bezirks— 
weiſe zur Wahl des Bezirfs-Wählers ; die Bezirfs-Wähler tre— 
ten dann zufammen und wählen den Landtags-Abgeordneten. 

54 23, 

Die Zufammenlegung der Wahlbezirfe und die Beſtim— 
mung der Wahlorte für den zweiten Stand ($. 20) '), 
für die kollektiv wählenden Städte ($. 21) 29 und für den 
vierten Stand ($.22) wird die befondere Berordnung ($. 4) 
15) feſtſetzen. 

$$. 24, 25, 26 °), 27, 383 und 29. 

Uebereinftimmend mit den Ss. 23, 24, 23, 26, 77 und 

25 des Geſetzes unter 1. 


13) Art, III. Nr. II. der alfegirten Verordnung. 
14) Art. II. Nr. III. der allegirten Verord. Siehe auch Art. XVI. 
15) Art. III. Nr. IV. der alfegirten Verord. ©. auch Art. XV. 


16) Hier findet die Note ı1 bei dem Geſetz unter I. ebenfalls An: 
wendung, 
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Anhang ') zu Vi. 

Sm Stande der Fürften und Standesheren, find die 
Fuͤrſten von Habfeld und von Garolath, in Gemäßheit der, 
ihren Vorfahren bei der Erhebung der vormaligen freien 
- Standesherrfchaften Trachenberg und Carolath-Beuthen zu 
Fuͤrſtenthuͤmern ‚ geſchehenen Verleihungen bereits auf Un⸗ 
ſeren Befehl aus der Zahl der $. 4 des Geſetzes vom 27. 
März 1824 benannten Standesherrn ausgefhteden und den 
mit Birilftimmen berechtigten Fürften zugetreten. Demz 
nächft haben Wir dem Durchlauchtigen Landgrafen zu Heffen- 
Rothenburg, wegen des Herzogthbums Natibor und dem 
Durchlauchtigen Fürften zu Anhalt Köthen-Pleß, wegen der 
von Uns zu einem Fürftenthum erhobenen feitherigen freien 
Standesherrfehaft Pleß für ſich und die nachfolgenden maͤnn— 
lichen Befiger des Herzogthums Ratibor und Fuͤrſtenthums 
Pleß, fofern diefelben aus dem Landgräflich Hefjen-Rothen- 
burgifchen oder Fürftlih Anhalt» Köihen Pfeffifchen Haufe 
feyn werden, Birilftimmen verliehen und endlich auch Die 
dem Erb: Landhofmeifter Grafen von Schaffgotfch gehörende 
Majorats-Herrſchaft Kimaſt zu einer freien Standesherr- 
Schaft erhoben und denen im S. 4 des Gefeges vom 27. März 
1824 aufgeführten Standesherrfchaften hinzutreten lafjen. 

Auf dem Provinzial: Landtage des Herzogthums Schle— 
fin, der Grafſchaft Glas und Marfgrafthum Oberlauſi itz 
erſcheinen und ſtimmen: 

I. Sn dem Stande der Fuͤrſten und Standesherrn 

4) wegen des Fürftenthums Dels, Se. Durchlaucht der 

Herzog von Braunfhweig-Deld . . mit 1 Stimme 

2) wegen des Fürftenthums Jägerndorf und 

Troppau preußifchen Antheils, der * 


von Liechtenſtie . — — 
3) wegen des Fuͤrſtenthums Sagan die 
zoge Bon-Eurland „at » Peer 


Latus 3 Stimmen 
17) Art. IT. und II. der Verordnung vom 2, Juni 1827, 
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Transport 3Stimmen 
4) wegen bes Fürftenibums Trachenberg, der 
Fürft von Haßfed. » 2 2 02. . mitl Stimme 
5) wegen des Fürftentbums Garolath der 
Fürft von Schönaich-Garolath . . ». — 1 — 
6) wegen des Herzogtbums Natibor, Se. 
DurchlederLandgraf zuHeſſen-KRothenburg 1 — 
D wegen bes Fuͤrſtenthums Pleß, Se. Durch— 
laucht der Fuͤrſt zu Anhalt-Koͤthen-Pleß mt 1 — 
8) wegen der Standesherrſchaft Ober-Beuthen, der 
Erbland » Mundichenf Graf Henfel von Donners— 
marf; 
9) wegen der Standesherrfchaft Wartenberg, der 
Prinz Biron von Curland; 
10) wegen der Standesherrfchaft Militfh, der Erb 
Dberfämmerer Graf von Maltzan; 
11) wegen der Standesherrfchaft Goſchuͤtz, der Erb: 
land »Dojtmeilter Graf von Reichenbach-Goſchuͤtz; 
12) wegen der Standesherrfhaft Muskau, der Fürft 
von Puͤcklar-Muskau; 
13) wegen der Standeöherrichaft Kienaſt, der Erb 
land + Hofmeifter Graf von Schaffgotich ; 


Zufammen im Stande der Fürften und 
Standesherrn mit . . 0. .410Stimmen. 
1. Sm Stande ver Ritterſchaft öbeiten Wir hiermit 
11 Majorats » Gefchlechts - Fideifommiß - Befigern die Be— 
fugniß, fih aus einem von ihnen aus ihrer Mitte zu er- 
wählenden Abgeordneten in der Nitterfchaft vertreten zu 
laffen, bejtiimmen aber zugleich, daß diefer denenfelben ver- 
willigte Abgeordnete in der Zahl der im S. 4 des Gefeses 
vom 27. März 1824 unter Nr. II. für die Ritterfchaft des 
Herzogthums Schlefien und der Grafſchaft Glatz beftimm- 
ten Abgeordneten mit einbegriffen feyn felle. 
111. und IV., dem Stande der Städte und dem der 
Zandgemeinden verleihen Wir das Recht, daß ein jeder 
1. Bd. 5 


ID E u Naumdlnd 
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derfelben über die, im Gefege vom 27. März 1824 $. 4 
ihm zuerfannte Zahl von kandtags-Mitgliedern noch 2 Ab- 
geordnete auf den Landtag fchiefen koͤnne. 





Anbang zu dem erftien Kapitel. 


Bon den KRommunal-Landtagen und den freig; 
kändifhen Berfammlungen. 

1. Hierüber enthält das Gefeß wegen Anordnung der 
Provinzial Stände für die Marf Brandenburg und 
das Marfgrafthum Niederlaufit ') folgende Beſtim— 
mungen: 

A 

Die in jedem der einzeinen Landestheile diefes ſtaͤndi— 
fchen Verbandes beftchenden Kommunal: Verhältniffe gehen 
auf die Gefammtheit derfelben nicht über, wenu folches 
nicht durch gemeinfchaftliche Uebereinfunft befchloffen wird. 

Bid dahin dauern daher Die bisherigen Kommunal-Ber- 
faffungen diefer einzelnen Landestheile in ihrer obſervanz— 
mäßigen Einrichtung fort, und Wir gejtatten, daß für 
diefe Angelegenheiten, auf vorgängige Anzeige bei Unferem 
Landtags: Kommiffarius und deſſen Bewilligung, jährlic) 
befondere Kommunal: Landtage, jedoch mit verhältnigmäßi- 
ger Zuziehung von Abgeordneten aller Stände, welden 
dag gegenwärtige Gefek die Landftandfchaft beilegt, in 
Berlin, Küftrin und Lübben gehalten werden. 

Die Befchlüffe über Veränderungen in den Kommunal: 
Einrichtungen und neue KommunalsAuflagen bedürfen Un 
ferer Sanftion. 

Zur Feftfegung ?) der deshalb nöthigen Beſtimmungen 


1) Geſetz vom 1. Juli 1823 $$. 57 und 58 in den Konfkitutionen 
der europäifchen Staaten, Th. IV. ©. 299. und Gefeb:Samnı= 
fung für die Fönigl, preußifchen Staaten v. 3. 1823 Nr. 13. 
©. 130 ff. 

2) Unterm 17. Auguft 1825 ijt eine Eönigl. Verordnung wegen zu— 
künftiger Verfaſſung der Kommunal-Landtage in der Kur- und 
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und Ordnungen, erwarten Wir die Vorfchläge des nächiten 
Landtages. ar 


Was die Freisjtändifchen Verſammlungen betrifft, fo 
follen solche, wo fie bis jest noch ftattfinden, bis auf wei- 
tere Anordnung ferner beſtehen, und da, wo fie früher be; 
ftanden baben, wieder eingeführt werden °). 

Bon dem erften Landtage, zu welchem diefer ftändifche 
Berband berufen werden wird, erwarten Wir die Vorfchläge, 
wie die freisftändifchen Verfammlungen mit den Modifikatio— 
nen, welche der Zutritt aller Stände erfordert, einzurich- 
ten jeyn werden. 

Hiermit ſtimmen im Ganzen überein die Geſetze wegen 
Anordnung der Provinzial» Stände 

1. in dem Königreih Preußen *. 

Es werden bier jedoch feine Städte genannt, wo die 
Kommunal» Landtage gehalten werden follen. Auch hat 
der F. 1 bier noch folgenden Zufag : insbefondere über die 
Fortdauer des in Königsberg bejtehenden ftändifchen Kom- 
mittee und deſſen dem Vorſtehenden gemäße Bildung. 

111. Sn dem Herzogtbum Pommern und Für: 

ſtenthum Rügen °). 

Als Städte, wo die Kommunal-Landtage °) gehalten 


Neumarf erfchienen. Gefes : Sammlung für die Fönigl. preußis 
ſchen Staaten v. J. 1825 Nr. 17 ©. 00 ff. 

3) Die Verordnung wegen Einrichtung der Kreistage in der Kur: 
und Neumarf Brandenburg ift vom 17. Auguſt 1825, Geſetz— 
Sammlung für die königl. preußiſchen Staaten Nr. 17. Seite 
203 fi. 

4) Gefes vom 1. Juli 1323 55. 57 und 58. Konftitutionen der 
europäifchen Staaten. Th. IV. ©. 310 ff. und Gefes - Samm- 
ang für die königl. preußifchen Staaten v. J. 1833, Nr. 13. 

“©. 138. | 
5) Geſetz vom 1. Juli 1823 55. 56 und 57. Konfkitutionen der 
europäischen Staaten. Th. IV. S. 30 ff. Gefes : Sammılıng 
für die königl. preuß. Staaten v. J. 1833 Nr. 13. Seite 146 ff. 

6) Die Verordnungen wegen zufünftiger Berfaffung der Kommu— 

5* 
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werden follen, werden fir Alt» Bor -» und Hinterpommern, 
Stettin und für Neu: Vorpommern und Rügen Stralfund 
bezeichnet. 

1V. Sn den Rhein- Provinzen "N. 

Städte, wo die Kommunal: Landtage gehalten werden 
follfen, find hier nicht genannt °). 

V. Sn der Provinz Sadjen °). 

Städte find hier auch nicht genannt *). 

VI. Sn der Provinz Weſtphalen . 

v1. Sn dem Großherzogthbum Pofen '). 

Vi. Sn dem Herzogthbum Schleſien, der Graf 





nal: Landtage und wegen Einrichtung der Kreistage in dem Her— 
zogthum Pommern und dem Sürftenthum Rügen find vom 17, 
Auguſt 1825. Gefeb:Sanımlung für die Föniglich preußifchen 
Staaten v. 5. 1825 Nr. 17. ©. 215 und 217. 


7) Geſetz vom 77. März 1824. 56. 57 und 58. Konſtitut. der eu— 
ropäifhen Staaten. Th. IV. ©. 320 ff. und Geſetz-Sammlung 
für die Fönigl. preuß. Staaten v. J. 1824. Nr. 9. ©. 101 ff. 


8) Die Verordnung wegen Einrichtung der Kreistage in Weſtpha— 
len und den Rheins Provinzen ift vom 13. Juli 1827. Gefeb: 
Sammlung für die königl. preuß. Staaten v. J. 1827 Nr. 16. 
Seite 117. 


9) Geſetz vom 27. März 1824. SS. 57 und 58. Gefeb:-Samm- 
fung für die Eönigl. preuß. Staaten v. I. 184 Wr. 6. ©.70 ff. 


10) Die Verordnung wegen Einrichtung der Kreistage in der Pro= 
vinz Sachfen ift vom 17. Mai 1827, Gefeb: Sammlung für 
die Fönigl. preußifchen Staaten v. 3. 1827. Nr. 10, ©. 54, 


11) Geſetz vom 27. März 1824. 99. 57 und 58. Konſtitut. der eu- 
ropäifchen Staaten. Th. IV. ©. 349, Gefeb: Sammlung für 
die Bönigl. preuß, Staaten v. J. 1824. Nr. 9, ©. 108. Siehe 
auch Note 8), 


12) Geſetz vom 27. März 1824, 55. 55 und 56. Konftitut, der 
europäifchen Staaten. Th. IV. ©. 359. Geſetz-Sammlung für 
die Eönigl, preuß, Staaten vom Jahr 1824, Nr, 14, ©, 141, 
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haft Glatz und dem preufifhen Marfgraftbum 
Ober-Lauſitz ®). 


Zweites Kapitel. 
Königreihb Bayern 


Zwei Kammern, Zufammenfegung der Kammer ber 
Reichsraͤthe, lebenslängliche und erbliche Reichsräthe, Be: 
ffandtheile der Kammer der Abgeordneten, Zahl jeder Klaffe, 
Dedingungen für Mitglieder der erjten und der zweiten 
Kammer, Vornahme neuer Wahlen, Wahl der Abaeord> 
neten zur zweiten Kammer, Grundbeſitzer mit gutsherrli— 
cher Gerichtsbarkeit, Abgeordnete der Univerfitäten, Ab- 
geordnete aus der Klaffe der Geiltlihen und aus den 
Städten und Märften, Grundeigenthbümer ohne gutsherr- 
liche Gerichtöbarfeit, Gründe, aus welchen die Wahl zur 
Kammer der Abgeordneten abgelehnt werden fann. — Er- 
ganzung und Erläuterung der Beftimmungen wegen Bil; 
dung der Kammer der Reichgräthe. — 


Die Berfaffungs - Urfunde des Königreihs Bayern "), 
die Beilage X. (Edift über die Stände - BVerfammlung) ° 
und das Gefek vom 9. März 1828 ?) enthalten hierüber 
folgende Beſtimmungen: 


13) Gefes vom 277. Mär; 1824. 99. 58 und 59, Gefeb: Samm- 
fung für die Eönigl. preug. Staaten v. 5. 1824. Nr. 6. Seite 
62 ff. Die Verordnung wegen Einrichtung der Kreistage in 
den genannten Landestheilen ift vom 2, Zuni 1827. Geſetz⸗ 
Sammlung für die königlich preußifchen Staaten v. J. 1877, 
=.1.85. #M. 

41) Königl. Bayerifhe DVerfaffungs- Urkunde vom 26. Mai 1818. 
Titel v1.8.1 — $. 14. Siehe Konftitut, der europ. Staaten 
Th. III. Seite 112. 

2) Beilage X. $. 1 bis 5. 48; fiehe Verfaffungs-Urkunde des Kö- 
nigreichs Bayern. München 1818. ©, 289, ff. 

3) Geſetz-Blatt für das Königreih Bayern. UI. Stück. Montags 
den 10, März 1828, 


1. 


4, 
Die zwei Kammern der allgemeinen PVerfammlung der 
Stände find: 
a) die der Reichs-Raͤthe, 
b) die der Abgeordneten. 
6; 2, 


Die Kammer der Neichs - Räthe ift zufammengefegt aus 

1) den volljährigen Prinzen des königlichen Haufes ; 
2) den Kronbeamten des Reichs 5 

3) den beiden Erzbifchöfen; 

4) den Häuptern der ehemals reichsftändifchen fürit- 
lichen und gräflichen Familien, als erblichen Reiche: 
Käthen, fo lange fie im Befiß ihrer vormaligen 
reihsfländifchen im SKönigreiche gelegenen Beſitzun— 
gen bleiben; 

5) einem vom Könige ernannten Bifchofe und dem, je- 
desmaligen Präfidenten des yproteftantifchen Gene 
ral- Konfiftoriums; 

6) aus denjenigen Perſonen, welche der König ent- 
weder wegen ausgezeichneter dem Staate geleiſteter 
Dienfte, oder wegen ihrer Geburt, oder ihres Ver— 
mögend zu Mitgliedern Ddiefer Kammer entweder 
erblic) oder lebenslänglich befonders ernennt °). 


4) Die Kron-Aemter werden als oberfie Würden des Reichs, 
entweder auf die Lebenszeit der Würdeträger oder auf deren 
männliche Erben, nach dem Rechte der Erffgeburt und der ag: 
natisch = finealifchen Erbfolge als Thron-Lehen verliehen. — 
Die Kron-Beamten find durch ihre Reichs: Würden Mitglie- 
der der erften Kammer der Stände: Verfammlung. Königlich 
Bayeriſche Konftitution Titel V. $. 1. 

5) In Beziehung auf die 55. 1. 2 und 4 diefes Kapitels ift am 
9. März 18283 ein erläuterndes und ergänzendes Grundgefes 
erfchienen, weiches am Ende diefes Kapitels folgen wird. 
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Serreirde 

Das Recht der Vererbung wird der König nur adeli— 
den Gutsbefigern verleihen, welche im Königreich das volle 
Staats» Bürgerreht, und eine mit dem Leben» oder Fi- 
deifommiffarifchen Berbande belegtes Grund-Vermoͤgen be— 
figen, von welchem fie an Grund» und Domanial-Steuern 
in sıimplo 300 Gulden entrichten, und wobei eine agna- 
tifch = Tinealifche Erbfolge nach dem Rechte der Erfigeburt 
eingeführt ift. 

Die Würde eines erblichen Reichs-Raths geht jedesmal 
mit den Gütern, worauf das Fideifommiß gegründet ift, 
nur auf den mad) diefer Erbfolge eintretenden Befiger über. 

$. 4. 

Die Zahl der Iebenslänglichen Reichs - Räthe kann den 

dritten Theil der erblichen nicht überfteigen ©). 
u: 8 

Die Reichs-Raͤthe Haben Zutritt in die erfte Kammer 
nach erreichter Bolljährigfeit; eine entfcheidende Stimme 
aber kommt den Prinzen des koͤniglichen Haufes erft mit 
dem Cinundzwanzigiten, den übrigen Reichs - Räthen mit 
dem Fünfundzwanzigiten Lebensjahre zu. 

Sir; 

Die Kammer der Reichs-Raͤthe fann nur dann eröff- 
net werden, wenn wenigftens die Hälfte der fämmitlichen 
Mitglieder anweſend it. (Abtbeilung IV. Kay. 28.5). 

er p 

Die zweite Kammer der Stände-Verfammlung bildet fich 

a) aus den Grundbejigern, welche eine gutsherrliche Ge- 
richtsbarfeit ausüben und nicht Sitz und Stimme in 
der eriten Kammer haben; 

b) aus den Abgeordneten der Univerfitäten ; 

ce) aus Getitlihen der Fatholifchen und yproteftantifchen 
Kirche; 

d) aus Abgeordneten der Städte und Märfte; 


— 





6) Siehe Note 5). 
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”  e) aus den nicht zu a) gehörigen Landeigenthuͤmern. 
$.78 
Die Zahl der Mitglieder richtet fih im Ganzen nad 
der Zahl der Familien im Königreiche, in dem Verhaͤltniß, 
daß auf 7000 Familien ein Abgeordneter gerechnet wird. 


$. 9. 

Bon der auf folche Art beftimmten Zahl ftellt: 

a) die Klaffe der adelichen Gutsbefiger ein Achttheil; 
b) die Klaffe der Geiftlihen der Fatholifchen und pro— 
teftantifchen Kirche ein Achttheil; 

c) die Klaffe der Städte und Märfte ein Viertheil; und 

d) die Klaffe der übrigen Landeigenthiümer, welche Feine 
gutsherrliche Gerichtsbarkeit ausüben, zwei Viertheile 
der Abgeordneten ; 

e) jede der drei Univerfitäten ein Mitglied. 

$. 10. 

Die jede einzelne Klaffe treffende Zahl von Abgeordne- 
ten wird nach den weiter unten folgenden Befiimmungen 
vertheilt, 

G #4: 

Jede Klaffe wählt in jedem Negierungs + Bezirfe die fie 
Dafelbft treffende Zahl von Abgeordneten nach der weiter 
unten folgenden Wahl: Ordnung für die Gjährige Dauer 
der Verfammlung. Die während derfelben erledigten Stel: 
len werden aus denjenigen erfeßt, welche den Gemwählten 
in der Stimmen» Zahl zunächft fommen. 

A 

Jedes Mitglied der Kammer der Abgeordneten muß 
ohne Nücfiht auf Standes - und Dienftverhältniffe ein 
felbitftändiger Staatsbürger feyn, welcher das dreißigfte 
Lebensjahr zurückgelegt hat, und den freien Genuß eines 
folhen im betreffenden Bezirfe oder Drte gelegenen Ber- 
mögens befißt, welches feinen unabhängigen Unterhalt 
fihert und durch die weiter unten feftgefeßte Größe der 

- jährlichen Beftenerung beftimmt wird. 
Er muß fich zu einer der drei chriftlichen Religionen bes 
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fennen, und darf niemals einer Special Unterfuchung, 
wegen Verbrechen oder Vergehen unterlegen haben, wovon 
er nicht gänzlich freigefprochen worden ift. 

$. 13. 

Alle jehS Jahre wird eine neue Wahl der Abgeordnes 
ten vorgenommen, und jonjt nur in dem Falle, wenn die 
Kammer von dem Könige aufgelöfet wird. Die austres 
tenden Mitglieder find wieder wählbar. 

$. 14. 

Der Austritt eines bereits ernannten Mitgliedes erfolgt 
während der Dauer der Berfammlung 

1) wenn dasjelbe die Nealität, das Gericht, Gewerbe 
oder die geiftliche Pfruͤnde, welche feine Wahl für den 
betreffenden Regierungs » Bezirk, oder die Klaffe befons 
ders begründeten, aus was immer für Beranlaffun: 
gen zu befigen aufhört, ohne einen gleichen Erfat in 
demjelben Bezirfe, Drte oder in derfelben Klaffe zu er- 
werben; 

2) wenn ein Mitglied unter der Zeit eine der oben ($. 
12) zur paffiven Wahlfähigfeit wefentlich erforderlis 
chen Eigenschaften verliert. 

In diefen Fällen hat die Kammer der Abgeordneten auf 
die gefchehene Anzeige und nah Vernehmung des Betheis 
ligten zu entjcheiden. 

II. 
Die Beilage X. zur Verfaffungs - Urfunde. 
I. Zufammenjegung der beiden Kammern und 
Eigenfhaften ihrer Mitglieder, 
FE 5 

Die allgemeine Berfammlung der Stände des Reichs 
befteht nach F. 11) aus zwei Kammern, nämlich: der 
Kammer der Reihs-Räthe und der Kammer der 
Abgeordneten. 





1) Verfaffungs= Urkunde Ziter VI. $, 1, 


- 


74 


—A 

Die Bildung der erſten Kammer (der Reichs-Raͤthe) 
iſt in ss. 2 — 5 feſtgeſtellt 2); Die zweite Kammer (der Ab- 
geordneten) bildet fich nach den Beftimmungen $. 7 bis 13°). 
Die für diefelbe berechnete Gefammtzahl wird in Folge SS. 
9 und 10, und nach den beftehenden Verhältniffen auf die 
einzelnen Regierungs » Bezirfe, und für jede einzelne Klaffe 
in folgender Art vertheilt. 

Ge 
A. Grundbefiger mit gutsherrliher Gerichts: 
barkeit. 

Der Antheil an dem für diefe Klaffe beftimmten achten 
Theile wird für jeden Negierungs =» Bezirf nach der Zahl 
der gutsherrlichen Gerichts - Bezirfe desfelben Regierungs— 
Bezirfes beitimmt. 

9. 4. 
B. Univerfitäten. 
Ihre Theilnahme ift bereits in der Urfunde $.9 fefigefeßt. 
BE} 
G. Klaffe der Geiftliden. 

Der achte Theil für dieſe Klaffe wird vor Allem zwi- 
fchen den Sndividuen der Fatholifchen und proteftantifchen 
Kirche nach der Zahl ihrer Pfarreien getheilt, und nad 
diefem Maßſtabe den erftern zwei Drittheile, den letztern 
ein Drittheil der Stellen in der Kammer der Abgeordne- 
ten zugewiefen. Die Bertheilung derfelben auf die einzel- 
nen Regierungs-Bezirke gefchieht bei jenen nach der Zahl 
der Pfarreien, und bei leßteren nach der Größe der Ge- 
neral - Defanate. 

5 u 

D. An der Wahl der Abgeordneten aus den Staͤd— 
ten und Märkten, für weldhe ein Viertheil beftimmt 
ift, nehmen nur jene Theil, welche eine Bevölferung von 


2) Berfaffungs = Urkunde Titel VI. . 2 — $. 5, 
3) Verfaſſungs-Urkunde Titel VL F.7 — S 13. 
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wenigitens 500 Familien bejigen, die ın den Föniglichen 
Ausfchreiben befonders benannt feyn werden; die übrigen 
wählen mit den Landgemeinden, und find in diefer Klaffe 
wahlfähbig. Bei den Städten wird den bedeutendern der— 
felben, ſowohl in Anfehung ihrer befondern Verhaͤltniſſe, 
als ihrer Bevölkerung die Wahl von eigenen Abgeordneten, 
und zwar der Stadt München von zwei, jeder der Städte 
Nürnberg und Augsburg von Einem Abgeordneten gejiat- 
tet; alle übrigen wahlfähigen Städte und Märkte, welche 
über 500 Familien zählen, wählen in jedem einzelnen Re— 
gierungs = Bezirfe die für denfelben noch zu ftellenden Ab- 
geordneten dieſer Klaffe. 
Su.F, 

E. Die für die übrigen Landeigenthuͤmer, welche 
feine gutsherrliche Gerichtsbarkeit haben, beftimmte 
Hälfte der Gefammtzahl der Abgeordneten wird wieder für 
jeden einzelnen Regierungs-Bezirk nach der Bevöfferung 
oder Kamilienzahl (jedoch nah Abzug der Familien von 
den im Regierungs-Bezirke befindlichen, und als folche 
wahlfähigen Städten und Märften) verhaͤltnißmaͤßig aus: 
geschieden. 

$. 8. 


Neben den allgemeinen Eigenfchaften, welche zur paſ— 
fiven Wahlfähigfeit eines Abgeordneten für die zweite Kam— 
mer nach $. 12 vorgezeichnet find, wird noch insbejondere 
erfordert, daß 

a) der Abgeordnete aus der Klaffe der Grundbefiger mit 
grundherrlicher Gerichtsbarkeit in dem nämlihen Re— 
gierungs= Bezirfe, von welchem er in die Kammer ge— 
wählt wird, begütert fey; daß 

b) die Abgeordneten der Univerfitäten nur ans or—⸗ 
dentlichen defretirten Lehrern, und 

e) jene von der Klaffe der Geijtlichen nur aus wirf- 
Iihen jelbitftändigen Pfarrern, welche ihre Pfarrei 
felbjt verfehen, gewählt werden fönnen; daß ferner 

d) die Abgeordneten der Städte und Märfte in je 


nen Städten und Märkten, von welchen fie entweder 
als folche oder als Wahlmänner ernannt werden, mit 
einem freieigenen Örundvermögen, oder einem bArger- 
lichen Gewerbe anfäffig feyen, und ſolches wenigſtens 
ſchon drei Jahre im Befige haben, wovon fie an Häus 
ſer- und Ruftifal-Steuer ein Simplum von zehn Gul—⸗ 
den oder an Gewerbjtener einen für die dritte Haupt: 
Klaffe fefigefegten Betrag von dreißig bis vierzig Gul— 
den, oder in Verbindung diefer Steuern mit einander 
eine folche Gefammt- Summe entrichten, welche dem 
fo eben beſtimmten Betrage der dritten Haupt-Klaſſe 
der Gewerbeſteuer entfpriht; daß endlich 

e) auf gleiche Art die Abgeordneten aus der Klaffe der 

Landeigenthuͤmer ein freieigenes oder erblich nuß- 

bares Eigenthum in ihrem rejpeftiven Regierungs-Be— 

zirfe jeit vollen drei Sahren befigen, wovon fie als 

Simplum der Steuer wenigftens zehn Gulden bezahlen. 
$. 9% 

Sn das Steuer - Simplum bei diefer Klaffe wird nur die 
Ruſtikal-, Haͤuſer- und Gemwerbfteuer mit Ausfchluß der 
Perſonal- und indireften Auflagen, jedoch nicht blos von 
den in einem einzelnen Landgerichte, fondern von ſaͤmmt— 
fichen in einem Negierungss Bezirfe befindlichen Befiguns 
gen des zu wählenden Sndividuums eingerechnet. In jenen 
Negierungs - Bezirfen, in welchen die dermalige Gteuer- 
Berfaffung der Altern Regierungs-Bezirke nicht befteht, wird 
ein diefer feftgefesten Steuer: Quote nad) der jährlichen Ge— 
fammt » Summe gleichfommender Betrag zur Grundlage ge- 


nommen, 
5. 10. 


Ein Unterthan, welcher in verfchiedenen Regierungs— 
Bezirfen, oder in mehreren Klaffen des einen Negierungs- 
Bezirfes wahlfähig ift, kann zwar in jeder derfelben ge- 
wählt werden, doch nur in Einer Eigenfchaft als Abge- 
ordneter eintreten, und zwar in jener, in welcher ihn die 
größere Mehrheit ver Stimmen berufen hat. 
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U. Wahl der Abgeordieten zur zweiten Sammer. 


%. 11. 

So oft nah den Beltimmungen der Verfaſſungs-Ur— 
funde ($. 13 diefes Kapitels) eine neue Wahl der Abge- 
ordneten erforderlich it, wird jedesmal die Zahl der zu 
Waͤhlenden nach den Schon im Allgemeinen beftimmten Ver: 
haͤltniſſen für jeden einzelnen Regierungs-Bezirk und für 
jede Klaſſe öffentlich befannt gemacht, und die Vornahme 
der Wahl von der Föniglihen Regierung des Bezirkes an— 
geordnet werden. 

%. BB. 

Seder Wähler der Abgeordneten hat vor der Wahl den 
in der Berfafungs= Urkunde Abfchnitt von der Gewähr 
der Verfaffungen Kapitel 2) ') vorgefchriebenen Eid, wenn 
er ihm nicht ſchon früher gefhworen hat, und nebitdem noch 
nachſtehenden Wähler: Eid abzulegen: 

„Ich ſchwoͤre, daß ich meine Wahlftimme nach freier 
„innerer Ueberzeugung, wie ich ſolches zum allgemei- 
„nen Beiten des Landes für dienlich erachte, ohne 
„fremde Einwirkung abgebe, und dießfalls von Nies 
„mand, unter was immer für einem Vorwand, weder 
„mittel = noch unmittelbar irgend eine Gabe oder Ge: 
„ſchenk angenommen babe, noch annehmen werde; 

„Ich Ihwöre, daß ich ebenfalls, um zum Abgeordne- 
„ten der zweiten Kammer erwählt zu werden, Nie: 
‚„mand weder mittel- nody unmittelbar eine Gabe oder 
„Geſchenk verfprochen oder gegeben} habe, noch geben 
„oder verjprechen werde. 

„So wahr ıc. 20. 

Die Wähler der Abgeordneten für die erften drei Klaſ⸗ 
ſen uͤbergeben dieſen Eid ſchriftlich mit ihrer Wahlſtimme, 
jene der vierten und fuͤnften Klaſſe ſchwoͤren ihn vor der 


Vornahme der letzten Wahl in Gegenwart der koͤniglichen 
Wahl-Kommiſſion. 





1) Verfaſſungs-Urkunde Tit. X. 5, 3, 
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$ 13 
Die Wahlftimme kann nicht durch Bevollmächtigte, fon: 
dern nur perfönlich durch Die aus der Klafje biezu berufe- 
nen Mitglieder, welche wenigftens 25 Jahre, und im Falle, 
wenn fie als Wahlmänner zu den festen Wahl-Momenten 
aufzutreten haben, wenigſtens 30 Sahre alt find, geführt 


werden. 
s. 14, 
A. Wahl der Grundbefiger mit gutSherrlidher 
Gerichtsbarfeit. 


Nach Erhaltung der Föniglichen Ausfchreibung erläßt jede 
Regierung an die in ihrem Bezirfe befindlichen wahlfähi- 
gen Mitglieder diefer Klaſſe mit Ausfchluß derjenigen, 
welche bereits Siß und Stimme in der erfien Kammer ha— 
ben, einen befondern Aufruf zur Abgabe der Wahlftimme 
mit Beftimmung einer zerfiörlichen Zeitfrift, jest fie von 
der Zahl der für gedachte Klaffe aus dem Regierungs- 
Bezirfe zu wählenden Abgeordneten in Kenntniß, und theilt 
ihnen zugleich ein namentliches Verzeichniß aller im naͤm— 
lichen Bezirke befindlichen wahlfähigen Mitglieder der 
Klaffe mit. 

Sedes wäÄhlende Mitglied übergiebt fodann in der be- 
ftimmten Zeitfrift mit Beifügung der oben $. 12 geforder- 
ten Eide feine fohriftliche Wahlftinnme mit eigener Unter- 
fchrift und Fertigung, und fendet fie mit einem befondern 
beliebigen Wahlfpruche unmittelbar an den koͤniglihen Re⸗ 
gierungs-Praͤſidenten ein. 

$. 45. 

Der Präfident der Regierung des Bezirks beftimmt den 
Tag zur Eröffnung der Wahlfiimmen, und beruft hiezu 
die nächftgelegenen fünf Mitglieder diefer Klafje, in deren 
Gegenwart er mit Beiziehung der beiden Direktoren ber 
Regierung und eines Sefretärd als Aktuar, jede einzelne 
Wahlftimme eröffnet, und fie mit Erwähnung des Wahl- 
foruches, jedoch mit Verſchweigung des Namens des Waͤh— 
lers öffentlich befannt macht. — Die Wahlftimme wird in 
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das Wahl: Protofoll aufgenommen, und am Ende das 
Refultat der Wahl nady der Stimmen: Mehrheit berechnet 
und ausgefprochen, das Protokoll aber von fämmtlichen 
Anwesenden mit Ausnahme der allfenfall8 erwählten Abge— 
ordneten unterschrieben. 

Bei allenfallfiger Stimmengleichheit haben die gegen- 
wärtigen Mitglieder der Klaſſe fogleih durch fchwarze und 
weiße Kugeln zu entfcheiden, und zwar nicht bloß für die 
Wahl der wirklichen Abgeordneten, fondern auch für die 
Erſatzmaͤnner. 

— 

Eine Abſchrift des Protokolls und der hierin bei jedem 
Wahlſpruche eingetragenen Stimme iſt mit Beſeitigung des 
Namens des Waͤhlers jedem Mitgliede der Klaſſe zur Kennt— 
niß und zu ſeiner Ueberzeugung uͤber die richtige Aufnahme 
ſeiner Stimme mitzutheilen. 

—3 

Wahlſtimmen, welche nicht in der vorgeſchriebenen Form 
zur beſtimmten Zeitfriſt übergeben find, werden nicht ein- 
gerechnet; auc bat ein Mitglied, welches allenfalls meh— 
rere Örundbefisungen mit gutöherrlicher Gerichtsbarfeit im 
Regierungs-Bezirfe hat, nur Eine Stimme abzugeben. 

6. 18. 
B. Bahl der Abgeordneten der Univerfitäten. 


Die Wahl ter Abgeordneten von den Univerfitäten ges 
fhieht in einer vollftändigen Berfammlung aller ordentli- 
hen und aufjerordentlichen Lehrer, melde ihre ſchriftliche 
Wahlftimme unter einem beliebigen Wahlſpruche mit eben— 
mäßiger Beifigung des Konftitutions- und des Wahleides 
übergeben. Der Borftand öffnet fie in der Verſammlung 
und laͤßt ſie dem Protokoll einverleiben, ſpricht den Erfolg 
der Stimmenmehrheit aus, und ſendet das Protokoll, wel— 
ches von ſaͤmmtlichen Anweſenden, mit Ausſchluß des Er— 
waͤhlten, unterzeichnet werden muß, an den Praͤſidenten 
der Regierung des Bezirks ein. 
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Bei Stimmengleichheit entfcheidet wie oben $. 15- die 
Mahl durch Kugeln. 


$, 19. 


C. Wahl der Abgeordneten von der Klaffe der 
Geiftlihen. 

Zur Wahl der Abgeordneten aus diefer Klaffe find zwei 
Mahlhandlungen erforderlich; die erfte zur Auswahl des 
MWahlmannes gefchieht am Site eines jeden Defanats, wo— 
zu nach vorläufiger Aufforderung des Land» oder Herr: 
fchafts - Gerichtes alle nad) $. S wahlfähigen Pfarrer des: 
felben einberufen werden, fie mögen zu dem namlichen Re— 
gierungs = Bezirke gehören oder nicht. Der Dechant fammelt 
die fihriftlichen Stimmen, trägt fie in ein Protofoll ei, 
welches von allen Anweſenden unterfchrieben wird, und 
fendet folches durch das Land- oder Herrichafts- Gericht an 
die Bezirks-Regierung. 

Pfarreien, welche feinem Defanate zugetheilt find, ftims 
men für diefen Fall bei dem nächjtgelegenen Defanate mit, 
und find auch in demfelben wahlfähig. 

$. 20. 

Bei der zweiten Wahlhandlung fiimmen nur die er- 
nannten Wahlmänner der Defanate, und wählen bloß unter 
ſich (mit Ausschluß aller übrigen) die für den Regierungs— 
Bezirk beftimmten Abgeordneten mittelft Einfendung einer 
fohriftlihen Wahlftimme, welcher fie gleichfall8 die vorge— 
fchriebenen Eide und einen befondern Wahlſpruch beizufuͤ⸗ 
gen haben. 

Zu dieſem Ende theilt der Praͤſident der Regierung ei⸗ 
nem jeden der ihm bekannt gemachten Wahlmänner der De— 
fanate die volijiäindige Fifie derfelben unter den F. 14 an⸗ 
geordneten Beflimmungen mit, und erhoft von denfelben die 
Wahljtimme, welche er auf gleiche Art nach den $. 15 ges 
gebenen Beftimmungen in Gegenwart der hiezu einberufes 
nen, nächfigelegenen 5 Wahlmänner diefer Klaffe eröffnet, 
und weiter auf die hierin angezeigte Art verfährt. 
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5-28 
D. Wahl der Abgeordneten aus ben Städten 
und Märften. 


Bei jenen Städten, welchen eigene Stellen angewiefen 
find, tritt nur eine Wahlbandlung ein, die von dem ver- 
faffungsmäßig erwählten Magiftrate und den Gemeinde- 
Bevollmächtigten unter dem Vorſitze eines eigends hierzu er- 
nannten föniglihen Kommiſſaͤrs nach vorher abgelegtem 
Wahleide vorgenommen wird. 

Die Wahl gefchieht durch fchriftliche Wahlzettel, welche 
befonders hierzu vorbereitet, mit fortlaufenden Nummern 
bezeichnet, und nachdem fie untereinander gemengt worden 
find, unter die Wahlmänner ausgetheilt werden. 

Seder Wahlmann hat in derfelben den oder die gewaͤhl— 
ten Abgeordneten mit Tauf- und Zunamen, ihrem Gewerbe 
oder Charakter einzutragen, ihn mit feiner Unterfchrift zu 
bezeichnen und dem föniglihen Kommiffär, welcher die Ein- 
fammlung beforgt, zu übergeben. 


5 v2 

Nachdem alle Wahlzettel übergeben find, lieft der Kom— 
miffär jede einzelne Wahlftimme in Gegenwart fämmtlicher 
Wähler mit Beifügung der Ziffer des Wahlzettels, jedoch 
mit Verſchweigung der Unterfchrift öffentlich-ab, damit je: 
der Wahlmann beim Ablefen feiner Ziffer fich überzeugen 
fönne, ob feine Stimme unverfälfcht aufgenommen und in 
die Berechnung eingeftellt worden ſey. Wird gegen die 
Wahl feine weitere Erinnerung gemacht, fo ift das Reful- 
tat der Stimmen mit Beiziehung der zwei älteften Mitglie- 
ber des Magiftrats und der Gemeinde - Bevollmächtigten 
feitzufegen, und auf gleibe Art der Wahlverfammlung zu 
eröffnen, das Wahl-Protofoll aber von obigen zwei Mit: 
gliedern des Magiftrats und der Gemeinde: Bevollmächtigten, 
welche ſich nicht unter den erwählten Abgeordneten befin- 
den, zu unterzeichnen, und mit fämmtlihen Wahlzetteln 
dem fönigiglichen Regierungs - Präfidenten einzufenden. 

Br. IL 6 
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54 
Um die Guͤltigkeit der Stimmen nicht durch den Vor; 
ſchlag yaffiv »mwahlunfähiger Individuen zu vereiteln, ift 
noch vor der Wahl von dem Nentamte ein alphabetifches 
Verzeichniß fämmtlicher angefeffenen und begüterten Ge⸗ 
meindeglieder, welche ſowohl hinfichtlich ihrer dreijährigen 
Anfäffigfeit als ihrer Steuerzahlung zur Wahl gezogen wer- 
den koͤnnen, herzuftellen, und folches nicht allein den Waͤh— 
Iern einen Tag vor der Wahl fchriftlich mitzutheilen, fon- 
dern auch in dem Wahlzimmer zur allgemeinen Einficht 
anzuheften. 
$. 24. 

Fir die Städte, welche gemeinfchaftliche Abgeordnete 
zu wählen haben, find zwei Wahlhandlungen erforderlich. 
Die erfte hat den Zweck, die erforderlichen Wahlmänner 
für die Wahlverfammlung des Negierungs - Bezirks zu er- 
nennen, und wird auf die oben in den 66. 21, 22 und 23 
bezeichnete Art vorgenommen. 

G 2 

Sede wahlfähige Stadt, fo wie jeder wahlfähige Markt 
hat für 500 Familien der Bevölkerung einen Wahlmann 
zu ftellen, welcher aber bereits alle für die Abgeordneten 
in die Kammer erforderlichen Eigenfchaften befigen muß, 
indem die legte Auswahl nur aus diefen Wahlmännern 
ftatt hat. 

$. 26. 

Die zweite Wahlhandlung oder die eigentlihe Wah 
der Abgeordneten diefer Klaffe wird am Site der Fönigli- 
chen Bezirks: Regierung vorgenommen, wozu die ernann⸗ 
ten Wahlmänner mittelft befonderer Befehle einberufen, 
und vor allem nach 6. 12 beeidigt werden. 

Die Wahl felbft wird in der nämlichen Weife, wie fie 
85. 21, 22 und 23 vorgezeichnet ift, von dem föniglichen 
Kegierungs -Präfidenten mit Beiziehung der beiden Diref- 
toren geleitet, und da diefelbe fi bloß auf die ernannten 
Wahlmänner befchränft, fo ift einem jeden derfelben den 
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Tag vor der Wahl das Verzeichniß der ſaͤmmtlichen Wahl« 
männer mitzutheilen. Zur Gültigkeit der Wahl wird die 
Anweſenheit von drei Riertbeilen der Wahlmänner, oder 
im gefeslihen Verhinderungsfalle deren Erfagmänner er> 
fordert. 
u + 
E. Wahl der Grundeigenthümer ohne gutsherr— 
lihe Gerihtsbarfeit. 

Die Auswahl der Abgeordneten diefer Klaffe zerfällt in 
drei Momente, nämlich: 

a) in die Urwahl, 

b) in die Ernennung der Wahlmänner, und 

c) in die eigentlihe Wahl der Abgeordneten für die 
Kammer. 

Die erfien zwei Wahlbandlungen werden von den bes 
treffenden Land» und Herrfchafts - Gerichten geleitet, wel: 
chen zugleich die Zahl der zu ftellenden Wahlmänner von 
der Regierung des Bezirks eröffnet werden foll. 

$. 28. 

Die Urwahl wird in jeder Gemeinde nach erhaltenem 
Auftrage von dem Land» oder Herrichaftsgerichte durch den 
beftehenden: Gemeinde - Ausfhuß zu dem Zwecke vorgenom- 
men, daß ein Bevollmächtigter und im Verhinderung 
oder Erfranfungsfalle ein Erfagmann aus ihrer Gemeinde 
zum zweiten Wahl- Momente ernannt werde, worüber der 
Gemeinde » Borftand unter feiner und zweier Mitglieder 
Unterfchrift die fchriftliche Anzeige dem Land -respective 
Herrfchaftsgerichte zu übergeben hat. 

$. 29. 

Diefer Bevollmächtigte muß in der Gemeinde anfäffig, 
wenigſtens 25 Jahre alt ſeyn, und fo viel Grundvermögen 
befigen, daß fein Steuer - Simplum die Summe von drei 
Gulden erreicht. 

$. 30. | 

Jede Gemeinde hat wenigſtens einen Bevollmächtigten 

zu flellen. Gemeinden mit einer Bevölferung von 200 oder 
6 * 


34 
mehrern Familien haben von jedem 100 Familien Einen 
zu ernennen. 

52:81. 

Nah Ernennung fammtliher Bevollmächtigten ſchreitet 
das Land > oder Herrfchaftsgericht zur zweiten Wahlhand- 
fung, oder zur Ernennung der Wahlmänner für die Wahl- 
Berfammlung des Negierungs-Bezirfs, wozu jedes Land» 
und Herrfchaftsgeriht von 1000 Familien feines Bezirfes 
mit Ausfchluß der Bevölkerung der hierin befindlichen Städte 
und Märfte, welche zu den Abgeordneten ihrer Klaffe fon- 
furriren, einen Wahlmann zu fielen, und die Anzeige 
hierüber von der Regierung zu erwarten hat. 

5:32, 

Herrfhaftsgerichte, welche nicht 1000 Familien zählen, 
ftellen ihre Gemeinde - Bevollmächtigten zu der Wahlhand— 
Iung des betreffenden Landgerichts. | 

a 

Der zu ernennende Wahlmann muß alle $. 8 erwähn- 
ten Eigenfchaften zur pafjiven Wahlfähigfeit eines Abgeord- 
neten in die Kammer befisen, und fann nur aus den 
Grundbefigern des Landgerichtes gewählt werden, zu mel: 
chem Ende ein alphabetifches Verzeichniß aller im Landge- 
richte begüterten und hiezu mwahlfähigen Grundeigenthuͤmer 
bergeftellt, und in dem Wahlgimmer zur öffentlichen Ein- 
fiht angeheftet werden fol. 

$. 34. 

Zur Vornahme diefer Wahlhandlung hat das Landge- 
richt ſaͤmmtliche Bevollmächtigte auf einen beftimmten Tag 
einzuberufen, fie vor Allem mit dem Zwecke und den formel- 
len und wmefentlichen Bedingungen der Wahl befannt zu 
machen, fodann vor der wirklichen Abnahme der Wahl- 
flimmen durch das Loos vier Beifiger aus den anmwefenden 
Bevollmächtigten beftimmen zu laffen, welche nebft den Land» 
gerichts- Affefforen und dem Aftuar der Wahlhandlung bei- 
zumohnen und das Protofol zu unterzeichnen haben; zus 
gleich hat jeder der anmefenden Bevollmächtigten eine Num⸗ 
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mer zu ziehen, die bei feiner Stimme zu bemerfen ift, bas 
mit er bei der folgenden Eröffnung von der richtigen Auf: 
nahme derfelben fich überzeugen fönne. 

$. 35. 

Seder Bevollmäcdtigte wird fodann nad der Ordnung 
ber Gemeinden einzeln vorgerufen, und fein Vorſchlag der 
Wahlmänner in Gegenwart der in vorftehendem $. erwähn- 
ten Wahl: Kommiffion zum Protofoll genommen. Nach 
beendigter Aufnahme der fümmtlihen Stimmen find folche 
ber ganzen Verfammlung nicht nad) der Ordnung des Ein— 
trages, fondern nad) jener der Nummern zu eröffnen, und 
wenn gegen ihre Nichtigkeit feine Erinnerung gemacht wird, 
das Refultat der Stimmen Mehrheit zu ziehen, und eben, 
falls befannt zu machen. 

$. 36. 

Bei Gleichheit der Stimmen, wenn hierdurch die Zahl 
der Wahlmänner überfchritten werden follte, ift die Aus— 
fheidung durch eine neue Umfrage zu veranlaffen, wobei 
jedoch nur die in Frage ftehenden Individuen in die Wahl 
aufzunehmen find, die aber in dem gegebenen Falle auch 
nicht durch freiwilligen Verzicht eines oder des andern der 
Gemwählten nachgefehen werden darf. Das Wahl-Protofoll 
it fogleih an die Regierung einzufenden. 

$. 37. 

Die lebte Wahlhandlung oder die Auswahl der Abge- 
ordneten in die Kammer, die nur aus den Wahlmännern 
felbft genommen werden koͤnnen, wird bei der füniglichen 
Regierung des Bezirfs unter der Leitung des Föniglichen 
Regierungs- Präfidenten vorgenommen, und hierbei ganz 
das nämliche Verfahren beobachtet, welches oben $. 26 für 
die Wahl der Abgeordneten der Städte vorgefchrieben wor— 


den iſt. i 
6:38. 


Zur gültigen Wahl bei diefer Berfammlung wird die 
Anmwefenheit von drei Biertheilen der Wahlmänner in der 
Art erfordert, daß von jedem einzelnen Land- und Herr- 
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fhafts» Gerichte mehr als die Hälfte anmefend feyn fol. 
Wenn aus Mangel der Zahl die Wahl an dem beftiimms 
ten Tage nicht vor fich geben kann, fo haben die ohne hin» 
reichende Urfache ausbleibenden Wahlmänner die Koften 
der neuen Einberufung zu tragen. 

GR 

Sm Falle, daß unabwendbare Verhäftniffe die Erfchei- 
nung der Wahlmänner irgend eines Diftriftes ganz hin— 
dern follten, hat der Regierungs - Präfivent die Befugniß, 
wenn die erforderliche Anzahl der übrigen Wahlmänner 
vorhanden ift, und wenigftend zwei Drittheile derfelben für 
die Vornahme der Wahl ftimmen, fie auch ohne meitern 
Anftand zu vollenden. 

$. 40. 

Wenn fämmtliche Wahlen vollzogen, und die Protofolle 
dem Präfidenten der Föniglichen Regierung vorgelegt, folche 
auch nach ihren formellen und wefentlichen Erforderniffen 
geprüft find, werden fie mit allen Beilagen an das koͤnig⸗ 
Tihe Staats » Minifterium eingefendet. 

$. 4. 

Alle Wahlbandlungen müffen von den föniglichen Land— 
und Herrfchafts- Gerichten oder den befondern Föniglichen 
Kommiffarien, fo wie von dem Präfidenten der Regierung 
mit pflichtmäßiger und rücfichtslofer Unbefangenheit gelei- 
tet werden. 

Jede Befchränfung der Freiheit der Wahlftimmen (in: 
foferne fie nur für wirklich wahlfähige Sndividuen gegeben 
werden), jede Benußung eines obrigfeitlichen Einfluffed auf 
die Wähler fol firenge geahndet, und felbit nah Umſtaͤn⸗ 
den mit der Dienftes- Entlaffung bejtraft werden. 

$. 42. 

Auf gleiche Art fol die Beftechung der Wähler die Uns 
gültigfeit der Wahl und den Verluſt der aftiven und paſſi— 
ven Wahlfähigfeit fir den Beftecher und den Beftochenen als 
Strafe zur Folge haben, mit Vorbehalt der fernern ſowohl 
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auf den Meineid als fonft in den Gefegen angeordneten 
Strafen. 

$. 23. 

Die Wahlhandlungen feldft befchränfen ſich einzig auf 
den Gegenftand der Wahlen und jede Einmengung von ans 
dern Gegenftänden, von befondern Anträgen, Befchwerden, 
oder Snftruftionen, auf was immer für eine Art, find von 
der Wahl: Kommiffion ohne weiters zuruͤckzuweiſen. 


$. 44. 

Die Wahl zur Kammer der Abgeordneten kann nur ab» 
gelehnt werden: 

a) wegen Krankheit, welche das Individuum auf laͤn— 
gere Zeit zu allen Gefchäften unfähig macht, und durch 
Arztliche Zeugniffe belegt wird; 

b) wegen folcher häuslichen Familien» oder Dienftesver- 
bältniffe, welche die perfönliche und beftändige Anwe— 
fenheit nah den Zeugniffen der Gerichtsitellen, oder 
Vorgeſetzten weſentlich erfordern. 

c) Staatsdiener, oder Staats -Penſioniſten, fo wie alle 
für den öffentlichen Dienft verpflichteten Individuen 
fönnen zwar als Wahlmänner der Wahlhandlung bei- 
wohnen, müffen jedoch, wenn fie zu Abgeordneten er 
wählt werden, die Bewilligung des Königs nachſu— 
chen, ohne welde fie in die Kammer nicht eintreten 
Fönnen. Die Beamten der Gutsherren müffen die Zu- 
flimmung derfelben der dem Präfidenten der Regierung 
zu machenden Anzeige beilegen. 

$. 35. 

Die Erklärung über die Ablehnung der Wahl muß von 
dein Gemwählten fogleich, wie ihm die Ernennung zu einem 
BWahlmanne für die Verfammlung des Regierungs-Bezirks 
bei der dritten, vierten und fünften Klaffe, oder zur wirk— 
lihen Auswahl in die Kammer bei der erften und zweiten 
Klaffe eröffnet wird, in den erften Fällen bei dem Wahl- 
bezirfe jedes Defanates des treffenden Landgerichtes oder 


* 
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der Stadt, in letzterem Falle aber bet ber Königlichen * 
gierung des Bezirkes uͤbergeben werden. 
$. 46. 

Die Wahlminner des einfchlägigen Landgerichts, der 
betreffenden Stadt oder Klaffe, haben über die angebrach- 
ten Gründe durd Stimmen - Mehrheit zu entfcheiden, Im 
Falle der wirklichen Entlaffung tritt das in der Reihe der 
Stimmenzahl näcdhftfolgende Sndividuum in deſſen Stelle ein. 

$. 47. 

Nach der wirklichen Wahl hat Feine Entfchuldigung mehr 
ftatt, ausgenommen, e8 ergeben fich die erforderlichen und 
oben $. 42 angeführten Hinderniffe erft in der Folge, waͤh— 
rend der Dauer der jechsjährigen Funktion, in welchem 
‚ Falle die Kammer zu entfcheiden hat. 

$. 48. 

Die durch dergleichen freiwillige oder durch die nad 
den Beflimmungen der Urfunde $. 14 veranlaßten Aus- 
tritte, fo wie durch den Tod der Abgeordneten während 
der fechsjährigen Dauer der Verfammlung erledigten Stel- 
len werden aus den gemäß der Stimmen - Mehrheit nach— 
folgenden Erfaßmännern aus der nämlichen Klaffe und 
den nämlichen Negierungs = Bezirfen ergänzt, weshalb in 
den Wahl: Protofollen die Neihe der Gemwählten auch in 
Hinfiht der Erfagmänner genau zu bemerfen, und jede 
Stimmengleichheit bei letztern ebenfalls fogleich zu entfchei- 
den koͤmmt. Auf gleiche Weife tritt in dem $. 44 Lit. c. 
bemerften Falle, wenn die fönigliche Bewilligung nicht ers 
theilt wird, der nächte Erfagmann ein, 


111. 


Grundgefeg wegen der Bildung der Kammer der Reichs- 
Näthe Cergänzende und erläuchtende Beſtimmungen) vom 
9. März 1828 1). 





1) Geſetzblatt für das Königreich Bayern. II. Stück Montags den 
10, Mär; 1828, 
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Wir haben Uns von der Nothwendigkeit überzeugt, bie 
in dem Titel VI. 6. 2 Ziff. 6, dann $. 4 der Verfaffungss 
Urfunde (SS. 1, 2 und 4 diefes Kapiteld unter 1.) enthal- 
tenen Beftimmungen über die Bildung der Kammer der 
Reichs-Raͤthe zu erläutern, und durch Zufäge zu ergaͤn— 
zen, und verordnen demzufolge, nach Vernehmung Unferes 
Staats» Rath mit Beirathb und Zuftimmung Unferer fie; 
ben und Getreuen, der Stände des Reiche, unter Beobady- 
tung der in dem Titel X. $. 7 der Berfaffungs:Urfunde 
(Abſchnitt XI. Kap. 2 6. 7) vorgefchriebenen Formen, wie 


folgt: 
58 


Bei der Bemeffung des in dem Titel VI. $.4 der Ders 
faffungs -Urfunde feftgefegten Zahlen » Berhältniffes zwi— 
fhen den erblichen und Iebenslänglichen Reiche - Räthen, 
find bei den erjteren außer den Häuptern der ehemals reichs— 
ftändifchen fürftlihen und gräflichen Familien und den vom 
Könige mit Berleihbung des Vererbungs-Rechtes ernann— 
ten Reiche - Räthen (Berfaffungs » Urkunde Tit. VI. $. 2 
Ziff. 4 und 6 dann $. 2 und 3 Diefes Kapitels uns 
ter 1.) auch noch zu zählen: 

1) die beiden Erzbifchöfe; 

2) der vom Könige aus der Zahl der Bifchöfe ernannte 
Reichs-Rath, und der jedesmalige Präfident des pro- 
teftantifchen Dber » Konfiftoriums. Dagegen find 

a) die volljährigen Prinzen des Föniglichen Haufes und 

b) die Kronbeamten, welche nicht zugleich wegen ihrer 

Befisungen Reichs - Räthe find, weder zu den erb; 
lihen, noch zu den lebenslänglichen Reichs - Rathen 
zu rechnen. 

a N 

Der König wird die von ihm zu ernennenden erblichen 
und lebenslänglichen Reichs-⸗Raͤthe aus jenen Perfonen aus- 
wählen, die entweder dem Staate ausgezeichnete Dienite 
geleiftet Haben, oder von adelicher Geburt find, oder Ber» 
mögen befigen:» 
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Hinfichtlich der Verleihung des Vererbungs-Rechtes hat 
es aufferdem bei den Beflimmungen des Titels VI. $. 3 der 
Verfaffungs » Urfunde ($. 3 diefes Kapiteld unter 1.) zu vers 
bleiben, 

gr 7 

Gegenmwärtiges Gefeß fol als ein Grundgeſetz des Nei- 
ches und als ein ergänzender Beftandtheil der Verfaſſungs⸗ 
Urfunde angefehen werden. 

Dasfelbe tritt mit dem Tage der Befanntmachung durch 
das Gefegblatt in Wirkſamkeit und kann nur in der durch 
den Titel X. $. 7 der Verfaffungs-Urfunde C Abfchnitt VI. 
Abtheilung IV. Kap. 2 $. 41 und Abfchnitt XI. Kapitel 2 
$. 7) vorgefchriebenen Weife wieder abgeändert werden. 


Dritted Kapitel, 


Königreib Hannover. 


Zwei Kammern, Gleichheit der Rechte derfelbeit, ge> 
forderte Eigenfchaften der Mitglieder, Majvratsherri, 
Deputirte der Nitterfchaft und der freien Grundbefiger, 
übrige gewählte Deputirte der zweiten Kammer, Deputirte 
der Stifter, der Landes:LUniverfität, der Konfiftorien und 
der Städte, 


Das koͤniglich Hannöverifhe Patent, die Verfaſſung 
der allgemeinen Stände » Berfammlung des Königreichs be- 
treffend, enthält hierüber die nachftehenden Beſtimmungen 9: 

ua R 

Die allgemeine Stände: Berfammlung fol Fünftig aus 
zwei Kammern beftehen, und theils aus perſoͤnlich berech- 
tigten Mitgliedern, theils aber aus gewählten Deputirten 
dergeftalt zufammengefegt werden, als foldhes durch Das 





1) Patent vom 7. December 1819. $. 1 bie 9. 5. "Siehe SR, 
£utionen der europäifchen Staaten. Th. III. ©; 340, | 
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-angefehloffene (ſchon befannte) Verzeichniß von Uns näher 
beſtimmt iſt. 8* 


Beide Kammern ſollen in ihren Rechten und Befugniſ— 
ſen ſich gleich ſeyn, und alle Antraͤge, welche von Uns 
oder Unſerem Kabinets-Miniſterium an die Staͤnde des 
Koͤnigreichs ergeben, ſollen jederzeit an die geſammte all- 
gemeine Stände - Berfammlung gerichtet werden, 

Eu 

Die Mitglieder beider Kammern müffen 

a) einer der drei, vermöge der Wiener Kongreß-Afte 
völlig gleichgeftellten, chriftlihen Konfeffionen zuge: 
than ſeyn; 

b) das 23. Sahr vollendet haben; 

c) ein gewiffes unabhängiges Vermögen befisen, in— 
fofern ihnen nicht, vermöge ihres Amts ein Sig in 
der Stände: Verfammlung zugeftanden ift. Sn die 
fer Beziehung wollen Wir 

1) tur folhen als Majoratd- Herrn ein perfönliches 
erblihes Stimm -Rebt in der erften Kammer verleihen, 
die ein Majorat errichtet haben, welches aus einem im Kö- 
nigreiche gelegenen Ritterfiße, nebft andern ebenfalls im 
Lande belegenen, von gutsherrlichen Berbindlichfeiten be— 
freiten Grundeigenthbume von wenigſtens 6000 Rthlrn. rei; 
ner Einfünfte beſteht, und mit feinen Hypothefen beſchwert 
ift. Sobald der leßtere Fall bei einem Majorate, mit wel- 
hem Wir die Ausübung eines perfönlihen Stimm-Rechtes 
verbunden haben, eintreten follte; fo kann während der 
Zeit der Befchwerung das Stimm-Recht nicht ausgeübt 
werden. So wie Wir übrigengd über die Art und Weife, 
wie die Majorate auf die feitgefeste Summe von Einfünfz 
ten zu errichten feyn werden, in vorfommenden einzelnen 
Fällen die nähere Beftimmung Uns vorbehalten, fo erflä- 
ren Wir zugleich hiermit ausprüdlih, daß die Beilegung 
einer Birilftimme feineswegs die unmittelbare Folge eines 
ſolchen errichteten Majorats, fondern vielmehr die Errichs 
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tung bes Ießteren nur die Bedingung feyn fol, unter wel⸗ 
cher die Verleihung eines erblichen Stimmen -Redts flatts 
finden wird, 

2) Die auf die Dauer eines jeden Landtags ermwählten 
Deputirten der Ritterfchaft müffen aus im Königreiche be- 
Iegenem Grundeigenthbum ein reines, mit feinen öffentlichen 
oder gerichtlihen Hypotheken befchwertes Einfommen von 
600 Rthlrn. befigen. 

3) Die Deputirten der freien Grundbefißer in der zwei- 
ten Kammer, gleichfalls aus im Lande belegenem Grund» 
Eigenthbume, ein jährliches reines Einfommen von 300 
Rthlrn. und 


4) die übrigen gemählten Deputirten der zweiten Kams 
mer ein reines Einfommen von 300 Rthlrn., es fey aus 
im Königreiche belegenem Grund- Eigenthbume, oder im 
Lande radicirten Kapitalien. Sn allen diefen Fällen bleibt 
es lediglich den Wahl-Korporationen überlaffen, auf welche 
Weiſe fie fi) von dem Beftande diefes Einfommens über- 
zeugen wollen. Alle diejenigen Grund > Eigenthümer, über 
deren Vermögen unter ihrer Verwaltung ein Konfurs aus— 
gebrochen und noch anhängig ift, koͤnnen überall nicht zu 
Mitgliedern der allgemeinen Stände-Verfammlung gewählt, 
diejenigen aber, welche den Konfurs von ihren Vorfahren 
überfommen haben, infofern als Deputirte zugelaffen wer- 
den, als fie übrigens dazu qualifteirt find, und namentlich 
das vorbeftimmte Einfommen befisen, wozu aud die von 
ihnen zu beziehende Kompetenz gerechnet werden fol. 

Endlich find 

d) auch diejenigen ausgefchloffen, welche ihren Wohnſitz 
im Königreiche nicht haben, oder fich im aftiven Dienfte 
eines fremden Zandesherrn befinden, wovon Wir nur 
diejenigen ausnehmen, welche in den Staaten der 
Herzoglih Braunfchmweigifhen Linie wohnen, und im 
Dienfte ftehen, fo lange bierunter das Reciprofum 
beobachtet wird. Auch findet diefe Beſtimmung auf 
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die mediatifirten Fürften und Grafen feine Anwendung, 

indem diefe ihren Wohnfis nach Gefallen nehmen koͤn— 
nen. Denfelben wird aufferdem das PVorrecht zuges 
ftanden, daß fie, im Falle der Minorennität, in der 
Verfammlung dur ihren Vormund vertreten werben 
fönnen, fofern diefer aus demfelben Haufe feye, und 
alle dem mediatifirten Fürften fonferpirten Rechte aus: 


führen wird. 
$. 4 


Die zur allgemeinen Stände -Verfammlung berufenen 
Stifter, gleichwie auch die Landes:Univerfität und die Kons 
fiftorien find in der Wahl ihres Deputirten nicht auf Mit» 
glieder ihrer Korporationen befchränft, fondern haben die 
Befugniß, auch auſſerhalb derfelben diejenigen Perfonen 
zu wählen, welchen fie ihr Zutrauen fchenfen, vorausges 
feßt, daß felbige nach den in dem vorftehenden Artifel ent: 
baltenen Beftimmurgen überhaupt qualificirt find, 

585— 

Eine gleiche Wahlfreiheit wird auch den Staͤdten ver— 
liehen und dabei beſtimmt, daß die Wahl des Deputirten 
von dem Magiſtrat und den Repraͤſentanten der Bürger- 
fhaft gemeinfchaftlid) vorgenommen werden und die Kon— 
furrenz der leßteren nad der in jeder Stadt beftehenben 
Berfaffung fich richten fole. Würde jedoch in der einen 
oder der anderen Stadt über die Art der Theilnahme der 
Bürgerfchaft an dergleihen Wahlen noch feine fefte Be- 
ſtimmung vorhanden ſeyn, fo ſoll von Seiten der Bürger: 
fhaft eine, mit der Zahl der in dem Magiftrate vorhan— 
denen, ftimmfähigen Perfonen übereinfommenden Anzahl 
von Repräfentanten bei der Wahl des Deputirten zur alls 
gemeinen Landtags-Verfammlung zugezogen und zur Abs 
fimmung zugelaffen werden. 
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Viertes Kapitel. 


Königreihd Württemberg. 


Zwei Kammern, Beftandtheile der erften Kammer, erb- 
liche und febenslängliche Mitglieder, Beftandtheile der zwei- 


ten Kammer, allgemeine Exrforderniffe eines Mitglieds der _ 


Stände: Berfammlung, Wahl der 13 ritterfchaftlichen Mit- 
glieder der zweiten Kammer, Wahlen der Abgeordneten der 
Städte und der DOberamts - Bezirfe, Beftimmungen über 
die Wahlen, Leitung derjelben, Ausfchlagen des Amts 
eines Abgeordneten, Dauer desſelben. 


Die Berfaffungs:Urfunde des Königreichs Württemberg 
beftimmt darüber Folgendes '): 
A 
In dem Koͤnigreich Wuͤrttemberg theilen ſich die Staͤnde 
in zwei Kammern. 
5 
Die erſte Kammer (Kammer der Standesherrn) beſteht 

1) aus den Prinzen des koͤniglichen Hauſes; 

2) aus den Haͤuptern der fuͤrſtlichen und graͤflichen Fa— 
milien und den Vertretern der ſtandesherrlichen Ge— 
meinſchaften, auf deren Beſitzungen vormals eine 
Reichs- oder Kreistags- Stimme geruht hat; 

3) aus den vom Könige erblich oder auf Lebenszeit ers 
nannten Mitgliedern. 

$. 3 
Zu erblichen Mitgliedern wird der König nur folde 
Gutsbefißer aus dem ftandesherrlichen oder ritterfchaftlichen 
Adel ernennen, welche von einem mit Fideifommiß beleg> 
ten, nach dem Rechte der Erftgeburt fich vererbenden Grund 
Vermögen im Königreiche, nach Abzug der Zinfen aus den 


1) Königlih Württembergifhe Verfaffungs: Urkunde vom 25. Sept. 
1819 $$. 128, 129 bis 155, 157, 158 und 186. Siehe Kon: 
ftitutionen der europäifchen Staaten. Th. III. ©, 291. 
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darauf haftenden Schulden, eine jährliche Rente von 6000 fl. 
beziehen. 
$. 4. 
Die Iebenslänglihen Mitglieder werden vom Könige, 
ohne Rüdfiht auf Geburt und Vermögen, aus den wür- 
digiten Staatsbürgern ernannt. 


u 
Die Zahl fämmtlicher von dem Könige erblich oder auf 
lebenslang ernannten Mitglieder kann den dritten Theil 
der Mitglieder der erften Kammer nicht überfteigen. 


> 
Die zweite Kammer — der Abgeordneten) iſt zu- 
ſammengeſetzt 

1) aus dreizehn Mitgliedern des ritterſchaftlichen Adels, 
welche von diefem aus feiner Mitte gewählt werden; 

2) aus den fechs yrotejtantifchen General- Superinten: 
denten; 

3) aus dem Landes Bischof, einem von dem Domfapis 
tel aus deffen Mitte gewählten Mitgliede und dem 
der Amtszeit nach älteften Defan Fatholifcher Konfeffion ; 

4) aus dem Kanzler der Landes-Univerſitaͤt; 

5) aus einem gewählten Abgeordneten von jeder ber 
Städte Stuttgart, Tübingen, Ludwigsburg, Ellwans 
gen, Ulm, Heilbronn und Reutlingen; 

6) aus einem gewählten Abgeordneten von jedem Ober⸗ 


Amtsbezirke. 
6,177, 


Der Eintritt in die erfte Kammer gefchieht bei den Prin⸗ 
zen des koͤniglichen Haufes und den übrigen erblichen Mit- 
gliedern nach zurücgelegtem Alter der Minderjährigfeit, 
deren Dauer bei den erfieren von der hausgefeglichen, bei 
den le&teren von der gemeinrechtlichen Beftimmung abhängt. 

In die zweite Kammer Fann feiner gewählt werden, 
welcher noch nicht das dreißigite Lebensjahr zurückgelegt hat. 

u 

Die allgemeinen Erforderniffe eines Mitglieds der Stän- 

de s Berfammlung find folgende: 
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1) dasfelbe muß einem der drei chriftlichen Glaubens: 
Befenntniffe angehören, und das württembergifche 
Staats » Bürgerrecht haben; 

2) dasfelbe darf weder in eine Kriminal - Unterfuchung 
verflochten, noch durch gerichtliches Erfenntniß zur 
Dienftentfegung, zur Feftungsftrafe mit Zwang zu öf- 
fentlichen Arbeiten oder angemeffener Beichäftigung, 
oder zum Zuchthaus verurtheilt worden, oder wegen 
eines angefchuldigten Verbrechens blos von der Sn: 
ftanz entbunden feyn; 

3) e8 darf fein Konfurs gegen dasfelbe gerichtlich eröff- 
net feyn; und felbft nach geendigtem Konkurs-Verfah— 
ren dauert feine Unfähigkeit fort, wenn e8 wegen Ber: 
mögend> Zerrüttung geftraft worden ift. Jedoch wer: 
den die erblichen Mitglieder der erfien Kammer durch 
die Erfennung einer Debit-Kommiffion von der Stimm: 
führung nicht ausgefchloffen, wenn ihnen eine Kom; 
petenz von wenigſtens Zmweitaufend Gulden ausgefegt 
ift. Endlich 

4) darf ein Mitglied der Stände - Verfammlung weder 
unter väterliher Gewalt, noch unter Bormundfchaft, 
noch unter Privat - Dienftherrfchaft ftehen. 

$. 9 

Die dreizehn ritterfchaftlichen Mitglieder der zweiten 
Kammer werden von den immatrifulirten Befißern oder 
Theilhabern der Nittergüter nach den vier Kreifen des Kö- 
nigreich8, in den Kreisjtädten, unter der Leitung des be- 
treffenden Regierungs- Präfidenten mit Zuziehung zweier 
Mitglieder der Ritterſchaft, aus fammtlihen Milgliedern 
ritterfchaftliher Familien gewählt. 

$. 10. 

Die Abgeordneten von den Städten, die eigenes Land- 
ftandfchaftsrecht haben, und von den Dber » Amtsbezirfen, 
werden durdy die beftenerten Bürger jeder einzelnen‘ Ge 
meinde gewählt. 
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ya . 

Die Zahl der Wählenden verhält fich zur Zahl der ſaͤmmt— 
lihen Bürger einer Gemeinde wie eins zu fieben, fo daß 
3. B. auf 140 Bürger (ungefähr 700 Einwohner) zwanzig 
Wählmänner fommen. 

G 42 

Zwei Drittheile der Wahlmänner beftehen aus denjeni- 
gen Bürgern, welche im nächjt vorhergegangenen Finanz- 
Jahre die höchite ordentliche virefte Steuer, fey es aus 
eigenem oder aus nutznießlichem Vermögen, an den Staat 
zu entrichten hatten. Diefe werden jedesmal vor Anſtel— 
fung einer Wahl von dem DOrtsvorfteher nebft dem Steuer: 
Einbringer, dem Obmann des Bürger » Ausfchuffes und dem 
Rathefchreiber, oder, wenn deſſen Amt mit der Stelle ei— 
nes Orts-Vorſtehers vereinigt ift, dem erfien Gemeindes 
Rath, aus dem Steuer-Negifter, als Wahlmänner aus 
gezeichnet. 

6: 83. 

Das legte Drittheil der Wahlmänner wird von den 
übrigen Steuer » Rontribuenten, unter der Leitung des Orts— 
Vorftehers mit Zuziehung der ($. 11) erwähnten Per: 
fonen gewählt. Die Stimmen müffen einzeln (im Durd)- 
gang) abgegeben werden. 
| $. 1A. 

Die Lifte der Wahlmänner, fowohl derjenigen, welche 
wegen der Größe ihres Steuer -Antheils von felbft zur 
Wahl berechtigt find, als der Gemwählten, wird der Ge: 
meinde befannt gemacht. 

5» — 

Zur Ausübung des Wahlrechtes jeder Art werden eben 
die perfönlichen Eigenschaften erfordert, welche nach 6. 7 
der Abzuordnnende ſelbſt haben muß, nur mit der Ausnahme, 
daß das Alter der Volljährigkeit hinreicht. 


$. 16. 


Eine gültige Wahl fommt nur durd) die Abſtimmung 
II. Bd. 7 


95 


von wenigftens zwei Drittheilen der Wahlberechtigten zu 
Stande. 

Die Ausübung des Wahlrechts kann nicht durch einen 
Berollmächtigten gefchehen; den Fall ausgenommen, wenn 
der Wahlberechtigte durch Dienftverhältniffe verhindert ift, 
fih am Wahlorte einzufinden. 

Sn): 

Die Wahlen geichehen nach relativer Stimmenmehrheit; 
jedoch darf dieſe niemals weniger als den dritten Theil 
der abgegebenen Stimmen betragen. Nur in dem Falle 
des S. 12 findet die le&tere Befchränfung nicht ſtatt. 

Sm Falle der Stimmen - Gleichheit zwifchen zwei Ge: 
wählten geht der Aeltere dem Jüngeren vor. 

Niemand kann ſich ſelbſt die Stimme geben. 

6: 8 

Wer in mehreren Kreifen als Ritterguts - Befiger, oder 
in mehreren Orten als Gemeinde-Bürger befteuert wird, 
fann in mehreren Kreiien oder Gemeinden das Wahlrecht 
ausüben. 

6. 19. 


Mählbar ift jeder, welchem die oben ($. 6 und 7) vor: 
gefchriebenen Eigenschaften nicht fehlen. Jedoch koͤnnen 
Staatsdiener nicht innerhalb des Bezirfs ihrer Amts- Ber; 
waltung, und Kirchendiener nicht innerhalb des Oberamts— 
Bezirkes, in welchem fie wohnen, gewählt werden, und 
eine anderwärts auf fie gefallene Wahl nur mit Genehmi- 
gung der ihnen vorgefegten höchiten Behörde annehmen. 

Auch fönnen weder die Häupter der fiandesherrlichen 
Familien, nod) die Ritterguts:Befiger (8.8) gewählt werden. 

AR 

Die Wahlmänner eines Kreifes, eines Dberamts oder 
einer Stadt find in Anfehung der Perfon des Abgeordne- 
ten nicht auf ihren Wahlbezirk befchränftz; fie fünnen auch 
einem anderswo im Königreiche wohnenden Staatsbürger 
ihre Stimme geben. Wer aber an mehreren Orten ge- 
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wählt worden iſt, kann nur Eine der auf ihn gefallenen 
Wahlen annehmen. 
Ss 2 

Tritt der Fall ein, daß Vater um Sohn zugleich Mit: 
glieder der Stände - Berfammlung werden, fo wird, wenn 
der Vater nicht aus eigener Entichliefung zuruͤcktritt, der 
Sohn durch denjelben ausgeſchloſſen. 

22% 

Was das Wahlverfahren betrifft, fo müffen von den 
Städten und Oberamts-Bezirfen längftene binnen acht Ta: 
gen von der Zeit an, da das Einberufungs-Reſkript zu 
ihrer amtlihen Kenntniß gefommen it, die Liften ſaͤmmt— 
licher Wahlmänner an das Oberamt eingeſchickt werden ; 
worauf jodann von lesterer Behörde längitens binnen zehn 
Tagen, von dem Empfange jenes Neffripts an gerechnet, 
ein Wahltermin zu bejtimmen it, deffen Bekanntmachung 
acht Tage vor dem Cintritte gefchehen muß. 

5. 23. 

Die Wahl gefchiebt in der Amtsftadt durch die perfön- 
lich anweſenden Wahfmänner vermittelt der Uebergabe ei- 
nes von ihnen gefchriebenen oder wenigſtens unterfchriebe- 
nen oder, wenn der Wahlmann nicht ſchreiben fann, mit 
deſſen beglaubigtem Handzeichen, jtatt der Unterfchrift, ver- 
fehenen Stimmzettels. 

24. 

Die Leitung der Wahl ſteht dem Oberamtmann zu, bei 
den zu eigener Landſtandſchaft berechtigten Staͤdten, unter 
Zuziehung eines aus wenigſtens vier Perſonen beſtehenden 
Ausſchuſſes von dem Stadt-Rathe und dem Buͤrger-Aus— 
ſchuſſe; bei den Oberamts-Bezirken beſteht dieſer Ausſchuß 
aus vier Mitgliedern der Amts-Verſammlung, nebſt einem 
Mitgliede des Buͤrger-Ausſchuſſes von der Stadt und ei— 
nem von dem Lande; das Protokoll hat der betreffende Ak— 
fuar zu führen. 

Die Mitglieder diefes Ausihuffes find nicht wählbar in 
ihrem Bezirke, und eben fo wenig bei den Wahlen der Rit— 

6; = 
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terfohaft die zur Leitung der Wahlhandlung zuzuziehenden 
ritterfchaftlichen Mitglieder ($. 8). 
ER 

Die Wahlhandlurg darf nicht über drei Tage dauern, 

welche ſich in ununtrbrochener Reihe folgen müffen. 
6: 26. 

Kann oder will der Gewählte die Wahl nicht anneh— 
men, fo kann der nächite in der Stimmenzahl für ihn eins 
treten, vorausgeſetzt, daß diefer nicht weniger als den drit- 
ten Theil der abgelegten Stimmen erhalten hat; aufferdem 
muß eine neue Wahl vorgenommen werden. 

Das Letztere muß auch dann gefchehen, wenn nad) be- 
reitd angenommener Wahl die Stelle des Abgeordneten 
wieder erledigt wird. 


27, 

Rah dem Schluffe der Wahlbandlung muß für den 
Gewählten zu deffen Legitimation eine Wahl-Urfunde mit 
der Unterſchrift fanmtlicher zur Leitung und Beurfundung 
der Wahl zugegen gewefenen Verfonen ausgefertigt werden. 

— 

Der Gewaͤhlte iſt als Abgeordneter nicht des einzelnen 
Wahlbezirks, ſondern des ganzen Landes anzuſehen. 

Es kann ihm daher auch keine Inſtruktion, an welche 
er bei feinen kuͤnftigen Abſtimmungen in der Stände - Ver; 
fammlung gebunden wäre, ertheilt werden. (Abtheilung 
IV. Kapitel 4 S. 6). 

ei 

Alte ſechs Jahre muß eine neue Wahl der Abgeordne- 
ten, welche nicht Amtshalber Si und Stimme in der zwei— 
ten Kammer haben, vorgenommen werden; die bisherigen 
find wieder wählbar. 


533% 

Während diefes fehsjähtigen Zeitraums erfolgt der Aus 
tritt eines Mitgliedes der Kammer, außer dem Fall des frei— 
willigen Entjchluffes oder der gerichtlich erfannten Auge 
fihließung nur dann, wenn 

1) ein Mitglied das Grund -Dermögen, den Stand oder 
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das Amt, worauf die Befähigung beruht, zu befißen 

aufbört; 

2) wenn das Mitglied in der Zwiüchenzeit eine der oben 

($. 7) feftgefegten Eigenfchaften verliert. 

Sn folhen Fällen wird, wenn das austretende Mit: 
glied ein gewählter Abgeordneter war, eine neue Wahl 
von einem neuen Wahl Kollegium vorgenommen. 

"38 

Sm Falle der Auflöfung der Stände - Verfammfung it 
eine neue Wahl der Abgeordneten nöthig, bei welcher je- 
doc) die vorigen Mitglieder wieder gewählt werden koͤnnen. 


Fünftes Kapitel. 


Großhberzogtbum Baden. 


Zwei Kammern, Beitandtbeile der erften Kammer, Ei— 
genfchaften ihrer Mitglieder, Zahl der Mitglieder der zweis 
ten Kammer, Eigenfchaften derjelben, Zeitraum, auf wels 
chen die Abgeordneten der Städte und Aemter ernannt 
werden, Leitung der Wahlen. 


Die Berfaffungs - Urkunde für das Großberzogthbum Ba; 
den bejtimmt darüber Folgendes 9: 


5 
Die Landftände find in zwei Kammern abgetheilt. 
6.2, 


Die erfte Kammer beiteht: 

1) aus den Prinzen des föniglihen Haufes, 

2) aus den Häuptern der ftandesherrlichen Familien, 

3) aus dem Landes» Bifchof und einem vom Großherzog 
ernannten proteftantifchen Geiftlihen mit dem Range 
eines Prälaten, 


1) Großherzogl. Badifhe Verfaſſungs-Urkunde vom 22. Aug. 1815 
111. $. 26 bis $. 41, 65. 43, 44, 79 nnd 80. Siehe Konftitut, 
der europäiichen Staaten. Th. TIL ©. 351. 
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+) aus acht Abgeordneten des grundherrlichen Adels, 

5) zwei Abgesroneten der Landes - Univerfitäten , 

6) aus den vom Großherzog, ohne Ruͤckſicht auf Stand 

und Geburt, zu Mitgliedern diefer Kammer ernannten 
Perfonen. 
RE 

Die Prinzen des Haufes und der Standesherrn treten, 

nad) erlangter Bolljährigfeit in die Staͤnde-Verſammlung ein. 
§. 4 

Don denjenigen ftandesherrlichen Familien, die in meh— 
rere Zweige fich theilen, ift das Haupt eines jeden Fami— 
lienzweigs, der im Befiß einer Standesherrfchaft ſich befin- 
det, Mitglied der erſten Kammer. 

Während der Minderjährigfeit des Befigers einer Stans 
desherrfchaft ruhet deſſen Stimme. 

wege: } 

Die Häupter der adelichen Familien, welchen der Groß— 
herzog eine Würde des hohen Adels verleihet, treten, gleich 
den Standesherrn, als erbliche Landitände in die erfte Sam: 
mer. Sie müffen aber ein nad dem Rechte der Erſtgeburt 
und der Pineal- Erbfolge erbliches Stamm » oder Lehen: 
Gut befißen, das in der Grund» und Gefällfteuer, nad 
Abzug des Laften » Kapitals, wenigftens zu 309,000 fl. ans 
sefchlagen ift. 

$. 6. 

Bei der Wahl der grumdherrfichen Abgeordneten find 
ſaͤmmtliche adeliche Befiker von Grundherrfchaften, die das 
21. Lebensjahr zurückgelegt und im Lande ihren Wohnfl 
haben, ftimmfähig. Waͤhlbar find alle ftimmfähigen Grund- 
herren, die das 25. Lebensjahr zurücgelegt haben. 

5.220 

Sede Wahl gift für acht Sabre. Alfe vier Sahre tritt 

tie Hälfte der grundherrlfichen Deputirten aus. 
Sr 

Adelihen Guͤter-Beſitzern kann der Großherzog die 

Stimmfähigfeit und Wählbarfeit bet der Grundherrn- Wahl 
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beilegen, wenn fie ein Stamm- oder Lehengut befisen, das 
in der Grund» und Gefälliteuer, nah Abzug des Laſten— 
Kapitals, wenigitens auf 60,000 fl. angefchlagen it, und 
nad dem Rechte der Erjigeburt nach der Lineal» Erbfolge 
vererbt wird. 

§. 9 

Sn Ermangelung des Landes» Bifchof3 tritt der Bis— 
thums-Verweſer in die Stände- Verfammlung. 

$. 40. 

Sede der beiden Landes -»lniverfitäten wählt ihren Ab: 
geordneten auf vier Jahre aus der Mitte der Profefforen 
oder aus der Zahl der Gelehrten oder Staatsdiener des 
Landes nah Willführ. Nur die ordentlichen Vrofefforen 
find ſtimmfaͤhig. 

$. 11. 

Die Zahl der vom Großherzog ernannten Mitglieder 
der eriten Kammer darf niemals 8 VPerfonen überjteigen. 
Kur, 

Die zweite Kammer beiteht aus 63 Abgeordneten der 
Städte und Aemter nach der (der Berfaffungs-Urfunde an- 
gehängten) BVertheilungs- Lifte. 

6.» 13, 
Diefe Abgeordneten werden von erwählten Wahlmaͤn— 


nern ermwählt. 
$. 14. 


Wer wirkliches Mitglied der erften Kammer oder bei 
der Wahl der Grundherrn ftimmfähig und wählbar ift, 
kann weder bei Ernennung der Wahlmänner ein Stimnt- 
Recht ausüben, noch als Wahlmann Abgeordneter der Städte 
und Aemter gewählt werden. 


— 

Alle uͤbrigen Stantöblnger, bie das 25. Lebensjahr zu- 
rüdgelegt haben, im Wahl - Diftrift als Bürger angefeffen 
find, oder ein öffentliches Amt befleiden, find bei der Wahl 
der Wahlmänner ftimmfähig und wählbar. 


=’ 28 
Zum Abgeordneten kann ernannt werden, ohne Nücficht 
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auf Wohnort, jeder durch den $. 14 nicht ansgefchloffene 
Staatsbuͤrger, der 1) einer der drei chriftlichen Religions 
Konfeffionen angehört, 2) das 30. Lebensjahr zurückgelegt 
hat und 3) in dem Grunde, Haͤuſer- und Gemwerbsitener- 
Kataſter wenigfteng mit einem Kapital von 10,000 Gulden 
eingetragen ift, oder eine jährliche lebenslänglihe Rente 
von wentigftens 1500 fl. von einem Stamm.» oder Lehen 
Guts-Beſitze, oder fire ftändige Befoldung oder Kirchen 
Pfruͤnde von gleichem Betrag als Staats. oder Kirchen: 
diener bezieht, auch in diefen beiden legtern Fällen wenig: 
ftens irgend eine direfte Steuer aus Eigenthbum zahlt. 
Landes», ſtandes- und grundherrlihe Bezirks: Beamte, 
Pfarrer, Phyſici und andere geiftliche oder weltliche Lo— 
faldiener Eönnen als Abgeordnete nicht von den Wahlbe- 
zirfen gewählt werden, wozu ihr Amtsbezirk gehört. 
$: 17: 
Die Abgeordneten der Städte und Aemter werden auf 
8 Sahre ernannt und fo, daß die Kammer alle zwei Sahre 
zu einem Viertel ernenert wird. 


$. 18. 

Die Neihenfolge, wornach die Abgeordneten der Grund: 
herr und der Städte und Aemter aus der Verfammlung 
austreten, wird auf dem erften Landtage für die einzelnen 
Wahlbezirke ein- für allemal durch das Loos beftimmt. 
Die Hälfte der grundherrlichen Abgeordneten tritt im Jahr 
1823 aus, und dann alle vier Jahre wieder die Hälfte. 
Sm Sahr 1821 tritt ein Viertel der Abgeordneten der Städte 
und Aemter, und dann alle zwei Sahre ein Biertel aus. 

$. 19. 

Sede neue Wahl eines Abgeordneten, die wegen Auflo- 
fung der Berfammlung oder wegen de3 regelmäßigen Aus: 
tritt3 eines Mitglieds nöthig wird, zieht eine neue Wahl 
der Wahlmänner nach fich. 

$..-20. 
Jeder Austretende ift wieder wählbar. 
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$. 21. 

Jede Kammer erfennt über die flreitigen Wahlen der 

ihr angehörigen Mitglieder. 
$5 22. 

Bei der erften Wahlhandlung erfennt über alle, wegen 
Gültigfeiten der Wahlen entitehenden Streitigfeiten die lan 
desherrliche Gentral- KRommiffion, die mit der erften Boll- 
jiehung des Konititutiong » Gefeßes beauftragt werden wird. 

5. 

Die Auflöfung der Stände bewirft, daß alle durch Wahl 
ernannte Mitglieder der erftien und zweiten Kammer, die 
Abgeordneten der Grundberrn, der Univerfitäten und der 
Städte und Aemter, ihre Eigenſchaft verlieren. 

$. 24. 

Erfolgt die Auflöfung, ehe der Gegenftand der Bera- 
thung erfchöpft ift, fo muß wenigftens innerhalb drei Mo: 
naten zu einer neuen Wahl gejchritten werden. 


Sechstes Rapitel. 


Kurfürftentbum Heffen. 

Aufbören befonderer Reyräfentationen, Anzahl der De; 
putirten, Bertheilung derfelben unter die verfchiedenen 
Stände, geforderte Eigenfchaften eines Deyutirten, Sub: 
ftituten derjelben, Zeit der Bornahme der Wahlen, befon- 
dere Borfchriften bei den Wahlen aus den verſchiedenen 
Ständen, Leitung der Wahlen, Zeitraum der Dauer des 
Amts eines Deputirten. 


Der Entwurf einer Verfaffungs-Urfunde für das Kur: 
fuͤrſtenthum Heſſen enthält hierüber die nachjtehenden Be— 
fiimmungen 9: 

6: - 4: 
Befondere Repräfentationen der Prälatur und Ritter— 





1) Neuer rheinifcher Merkur. Jahrg. 1816, Stück 97 ff. 
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fchaft — der Städte und der Bauern — hören zur Vermei— 
dung alles Anlaffes zum Zwiefpalt der Stände für die 
Zufunft auf. Sämmtlihe Landtags» Deputirte zufammen, 
machen die Stände aus, und jeder Landtags - Devutirte 
repräfentirt die Untertbanen ohne Unterfchied ihres Standes, 


Br 

Die Anzahl der Deputirten fol, auffer dem Präfiden- 
ten, aus dreißig Verfonen beftehben; die drei vornehmften 
Diener der drei chriftlichen Konfeffionen, und wenı bei ei- 
ner derfelben mehrere von gleichem Nange find, der, wel- 
cher feinen jegigen Poſten am laͤngſten beffeidet hat, find 
ohne weitere Wahl Landtags - Deputirte, die übrigen 27 
Deputirten follen jedoch in Nücficht der Vorzuͤge, die vor: 
her jeder Stand bei der Wahl einer gewiffen Anzahl von 

Deputirten genofjen hat: 
a) zu ein Drittel aus den Prälaten und der Ritter: 
fhaft und zwar mit zwei Prälaten und fieben Rittern; 
b) zu ein Drittel aus den Stadt-Bewohnern, jedoch 
mit Einfchluß des jedesmaligen Bürgermeifters zu Kaſ— 
fel, welcher als bejtändiger Deputirter anzufeben tft; 
c) zu ein Drittel aus den Grund -Eigenthimern des 
platten Landes und den übrigen Unterthanen, welche 
bei den erfteren Wahlen nicht zugezogen worden, ge: 
nommen, und aus diefen Klaffen genommen werden. 


ER 

Um zum Deputirten erwählt werden zu fönnen, tft er— 
forderlih,, daß der zu Wählende: 

1) zu einer der 3 chriſtlichen Konfeffisnen fich befenne; 

2) das 25. Jahr zurückgelegt; 

3) feine von einer rechtmäßigen Behörde verhängte Ge- 

fängnißftrafe ausgeftanden habe, und 
4) daß er in feiner Unterfuchung begriffen jey. 
$. 4 

Die einzelnen Vorfchriften, wie die Wahlen vorzuneh— 

nen find, find in den nachfolgenden $$. enthalten. 
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4 s. — 

Bei jeder Wahl eines Deyutirten wird zu gleicher Zeit 
für denselben ein Subjtitut gewählt, damit diefer auf den 
Fall des Todes, einer bedeutenden Krankheit oder anderer 
Verbinderungen des erjteren , deffen Stelle vertreten fönne. 

$. 6. 

Die gewöhnliche Wahl muß jedesmal in dem Sahr vor 
ber, ebe die bieherigen Deputirten diefe Eigenfchaft verlie— 
ren, vorgenommen werden, und im Monat Augujt been: 
digt ſeyn. 

7 

Mo daher der Deyutirte nur nach vorgängiger dreifa— 
cher Wahl ernannt wird, muß die erfte Wahl im ‚Anfang 
des Monats Junius, die zweite im Anfang Julius und die 
dritte zu Anfang Auguft vorgenommen werden. 

$. 8. 

Das Loos entjcheidet allenthalben bei der Stimmen: 

Gleichheit. 
ie Ph * 

Zu jeder neuen Wahl von Landtags-Deputirten müffen 
vorher auch neue Reyräfentanten der Städte, der Dörfer 
und der Aemter gewählt werden. 

§. 10. 

Derjenige, der bereits bei einem Stande zur Wahl ge- 
zogen worden, oder dabei fonfurriren will, fann jo wenig 
bei einer Wahl, welche ein anderer Stand vornimmt, mit- 
wirfen, al3 von diefem zum Deputirten gewählt werden. 


Ueber die Wahl der Landtags-Deputirten, be; 
fondere Borfchriften bei den Wahlen aus den 
verjchiedenen Ständen, 

I. der Brälaten und Ritter, 
"A. vonder Wahl der beiden Prälaten. 
6... 
Zur Wahl der beiden Deyutirten aus dem Praͤlaten— 
Stande find vier Stimmen und diefe haben 
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a) die Ober: Borfteher der adelichen Stifter: Kaufun⸗ 
gen und Wetter; 
b) die Univerfität Marburg ; 
c) das Fräulein» Stift Fiſchbeck; 
d) das Fräuleinftift Obernfirchen. 
$. 12. 

Die Direktion diefer Wahl und die Einfammlung der 
Stimmen wird dem Alteften Ober -VBorfteher der adelichen 
Stifter aufgetragen, welcher die übrigen Prälaten zur 
fohriftlichen Abgabe ihrer Stimmen auffordert. 

$; . 48: 

Da die beiden letzten Prälaturen, als Fräulein-Stifter, 
feinen aus ihrer Mitte wählen fünnen, fo follen die zwei 
Deyutirten blos aus dem Prälatens und Ritterftande, und 
zwar aus jeder diefer beiden Klaffen nebjt feinem Subſti— 
futen genommen werden. 

$. 14. 

Sedem durch Stimmen: Mehrheit oder Entfcheidung des 
Looſes "gewählten Deputirten aus dem Prälaten-Stande, 
fo wie jedem Subftituten, ertheilet der Direktor der Wahl 
eine Befcheinigung zu feiner Legitimation und giebt dem 
N räfidenten der Landftände davon Nachricht. 


B. Bon der Wahl der 7 Deputirten aus dem 
Stande der Ritterſchaft. 
621::48. 

Die fieben aus der Ritterfchaft zu wählenden Deputir- 
ten follen, und zwar jeder nebſt Subftituten, theils aus 
der zu einem Strome gehörigen, theils aus der in einem 
befonderen Kreife wohnenden Ritterfchaft, folgendermaßen 
genommen werden: 

a) fünf Deputirten der Heffifchen Nitterfchaft und deren 
Subftituten werden nach der Älteren Eintheilung im 
Ströme, und zwar von der zu jedem Strome gehöri- 
gen Nitterfchaft, auf die bisher üblich gemwefene Art 
gewählt; 

b) ein Deputirter nebft einem Subftituten wird aus der 
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Schaumburger Nitterfchaft und zwar auf eben diefe 
Art, wie es vorbin bei denen ritterfchaftlichen Depus 
tirten der Fall geweien, gewählt. 

c) Ein Deputirter nebſt Subitituten wird aus der vor: 
maligen Reichs » Nitterfchaft im Fürftenthbum Hanau 
und im Buchifchen Quartier des Kantons Rhön und 
Werra genommen. 

Diefe Mitglieder der ehemaliger Reichs - Ritterfchaft 
treten zufammen und wählen unter fi einen Direktor, uns 
ter deſſen Leitung alsdann jedesmal der Deputirte und 
fein Subititut gewählt werden, und von der getroffenen 
Wahl giebt ſodann der Wahl-Direftor dem Präfidenten 
der Landftände Nachricht. 


1. Wahl aus den Städte-Bewohnern. 
$. 16. 

Saͤmmtliche Städte präfentiren 9 Deputirte mit Ein- 
ſchluß des Bürgermeifters zu Kaffel, fünf derfelben wer: 
den, nach der bisher üblich geweſenen Eintheilung in fünf 
Ströme gewählt, und die in diefen Bezirken gelegenen, 
bisher aber zu der Wahl der Landſtaͤnde nicht zugezogenen 
Städte, follen eben fo, wie die andern Städte, zu die: 
fer Wahl zugelaffen werden, und zwar: 

a) zum Diemel- Strom : die Städte Karlshafen und 

Nanenburg: 

b) zum Werra-Strom: die Stadt Großallmerode; 

ce) zum Schwalm- Strom: die Städte Friglar und Neu: 

ſtadt; 

d) zum Lahn-Strom: die Staͤdte Amoͤneburg und 

Schweinsberg. 

Ein Deputirter nebſt Subftituten, wird aus den Städten 
des Fuͤrſtenthums Hanau; einer nebft feinem Subftituten 
aus den Städten der Graffchaft Schaumburg, und einer 
nebit feinem Subftituten aus den Städten deg Großherzog 
thums Fulda gewählt. 


$. 17. 
Die Wahl wird folgendermaßen vorgenommen: 
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Alle Einwohner einer jeden Stadt werden, injofern fie 
Hausväter find, im Anfang des Monats Julius von dem 
amtsführenden Bürgermeifter vorgeladen, um aus ihrer 
Mitte einen Repräfentanten diefer Stadt zu ernennen. Die> 
fer Repräfentant muß die $. 3 bei den Deputirten vorge- 
fehriebenen Eigenfchaften haben. Nach beendigter Wahl, 
wobei die Mehrheit der Stimmen der zur Bornehmung der 
Wahl Erfchienenen und beivetwa gleicher Anzahl derfelben, 
das Loos entfcheidet, giebt der Bürgermeifter dem amtsfuͤh— 
renden Bürgermeifter der Stadt, welcher für den befragten 
Bezirk die Direktion des Wahl- Geſchaͤfts hat, davon Nach— 
richt, diefer ladet fodann auf einen beftimmten Tag in dem 
Anfang des Monats Auguſt ſaͤmmtliche Nepräfentanten vor, 
und diefe erwählen fodann, unter feinem Vorſitz, den Sands 
tags - Deputirten. 

&. 28: 

Die das Wahl - Direktorium führenden Städte find: 

an der Diemel: Kaſſel; 

— — Fulda: Hersfeld; 

— — Rerra: Efhmwege; 

— — Schwalm: Homberg; 

— — Lahn: Marburg; 

— — Lahr: Franfenberg; 
für das Fürftentbum Hanau: Hanau; 
für die Graffhaft Schaumburg: Rinteln; 
für das Großherzogtum Fulda: Fulda. 

$. 19 

Ehe zur Wahl des Deputirten gefchritten wird, macht 
der mit der Direftion der Wahl beauftragte Bürgermeifter 
den Stadt-Repräfentanten befannt, daß ihre Wahl auf 
Männer fallen müffe, welche anerkannt rechtfchaffen und 
der Landes-Verfaſſung kundig feyen, welche die in der 
Konftitution $. 3 feitgefegten Eigenfchaften haben, in einer 
der Städte, deren Nepräfentanten fie find, wohnen, und 
weder zu der Wahl der Deputirten aus der Ritterfchaft, 
noch zu der Wahl der Depntirten aus der Klafje der Land— 
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bewohner zugezogen werden. Er läßt fie die Befolgung dies 
fer Vorſchrift durch Handgelöbnig an Eidegftatt angeloben. 
Ya; 

Der Stadtfehreider führt bei der Wahl das Protofoll 
und der amtsführende Bürgermeifter bezeugt deffen Nichtig- 
feit durch feine Namens - Unterfchrift. 

Gleich nad beemdigter Wahl wird das darüber aufge- 
nommene Protofoll dem Beamten, welcher die Juſtiz über 
die Einwohner der Stadt verwaltet, vorgelegt, fo wie def: 
fen Subftituten zu ihrer Legitimation eine Befcheinigung 
über die auf fie gefallene Wahl unter Gerichts - Siegel er- 
theilet. Den Ausgang des Wahlgefhäfts und den Namen 
des gewählten Deputirten macht der amtsführende Bürger 
meifter dem Präfidenten der Landſtaͤnde befannt. 


Ill. Bon der Wahl der Deputirten aus der Klaſſe 
der Güter-Befiter des platten Landes und 
der übrigen Einwohner, welche bei der Wahl 
eines Deputirten aus den Prälaten, der Kit: 
terfhaft und den Städten nicht mitwirfen. 


——— 

Sobald die Wahl der Landtags-Deputirten angeordnet 
wird, unterrichtet jeder Beamte die Orts-Vorſteher über 
dasjenige, was diefen dabei zu thun obliegt. 

$. 22. 

Die Obliegenheit des Orts-Vorſtehers ift bei der Wahl 
des Deputirten folgende: 

Im Anfang Junius des Jahrs, in welchem die Depu- 
tirten gewählt werden follen, beruft der Grebe jedes ein- 
zelnen Drts jämmtliche Einwohner desfelben, welche Haus: 
väter find, fo wie die Familienhäupter, welche die zu dem 
Dorfe gehörigen einzelnen Mühlen und Höfe bewohnen, 
zufammen, um den Dorf-Repräfentanten zu wählen. Die 
meiften Stimmen der Erfchienenen entfcheiden diefe Wahl, 
und der Grebe macht nach Beendigung der Wahl, den 
Namen des Gemwählten dem vorgefesten Beamten befannt. 
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$. 23. 

Sm Anfang des Monats Zulius beruft jeder Beamte 
ſaͤmmtliche Dorf3-Nepräfentanten, um zu der Wahl der 
beftimmten Anzahl Amts -Repräfentanten zu fehreiten. Bei 
Eröffnung diefes Wahlgefhäfts macht der Beamte den 
Dorfs- Repräfentanten befannt, daß der zu Wählende die 
in dem $. 3 bemerften Eigenschaften haben, und aufjerdem 
nicht nur aus dem Amts-DBezirf, jondern auch aus der 
Klaffe derjenigen Güterbefiger feyn müffe, weldye des Mo- 
nats zum wenigften einen Rthlr. an Grundſteuern entric)- 
ten. Ueber die Wahl ſelbſt wird ein Protokoll aufgenom- 
men. Gfeich nach beendigter Wahl macht der Beamte die 
Kamen der gewählten Amts-Repräfentanten dem Beamten 
befannt, unter deffen Leitung der Landtags -Deputirte ge— 


wählt werden fol. 
$ 24. 


Um nun die Wahl der Landtags: Deputirten vorneh- 
men zu fönnen, follen vorläufig und bis eine andere Ter— 
ritorial- Eintheilung verordnet wird, fammtliche Provinzen 
in neue Wahffreife eingetheilt und fol den einzelnen Aem— 
tern nach DVerhältniß ihrer Stärfe eine bejtimmte Anzahl 
Kepräfentanten zur Wahl der Landtags »Deputirten abzu> 
fenden, geflattet werden. 

Sn 

Die Kreife find folgende: 

1) Der Kreis Hofgeismar wird gebildet aus den 
Aemtern Grebenftein und Hofgeismar, diefe ftellen zu— 
fammen h 2 } . 2 Amts-Repräfentanten 
dem Amt Wolfshagen, ielt 2 — — 

s » Naumburg u. Fritzlar 1 — — 
s +» Xrendelburg nebſt dem 

Dorf Langenthal fielt 2 — — 
⸗Zierenberg. . 4 — — 
Sababurg . . 4 — — 
⸗Wilhelmshoͤhe nebft der 

Bogtei Haͤſungen 5 — — 


Na 8 
“N 
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dem Amt Ahbna . ; . 2 Amts-Repräfentanten 


Zahl der Repräfentanten 22 Amts-Repräfentanten. 
2) Kreis Hersfeld. 
Hierzu gehören Amt Hersfeld und Amt Obernaeis, fo 
wie das Amt Petersberg, ftellen zufammen 2 Amts-Repräf. 
Amt Neuenftein und das Gericht Wallen: 


ftein . i 2 4. 
⸗Landeck nebſt dem Dorf ER 2 — — 
⸗Hauneck und das Amt Johannesberg 2 — — 
⸗Oberaula 3 — — 
s Niederaula ; ige! 42 
s Rentershbaufen 2 ur 
s Friedewald a IM 
s Meufirchen 2 — — 


20 Amts⸗Repraͤſ. 
3) Kreis Eſchwege, beſteht aus dem 


Amt Eſchwege ftelt . . i 2 Amts:Repräf. 
s Allendorf und das Gericht Altenſtein 2 — — 
Ludwigſtein und die Vogtei Ruͤckerode 2° — — 


z 

⸗ Wangfried 2 — — 
» GSchmalfalden — — 
⸗Brotterode — — 


2 

2 
s Hallenberg ä . — 
⸗Herrenbreitungen . — en 
s Bilhhaufen R 4 
s Bilftein 4 

4 Amts-Repräf. 
4) Kreis Rotenburg. 

Hierzu gehört Oberamt Rotenburg, ftelt 4 Amts-Repraͤſ. 
Unteramt Rotenburg . ; — 3 
Amt Melfungen ; 2 
s Richtenau ; ß d : IRRE — 
4 
IT. Bd. 8 
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Amt Spangenberg . ; 4 Amts⸗Repraͤſ. 
ei nggen A 


24 Amts-Repräf. 
5) Kreis Ziegenhain faßt in fih: 


Amt Homberg, ſtelltt 4Anmts-Repraͤſ. 
⸗Ziegenhain und das Gericht Frielen— 

dorf . t 2 , 4 — — 
Schoͤnſtein 2 — — 
Felsberg. 2 — — 
»  Gudensberg 4 — — 
⸗BSorken 4 — — 


-Jesberg und das Gericht Walters⸗ 
bruͤck. 2 — 2 


22 Amt3-NRepräf. 
6) Der Kreis Marburg. 
Hierzu gehören fammtliche Aemter in Dberheffen. 
7) Der Kreis Hanan 
wird gebildet durch die Hanauifchen Aemter. 
| 8) Der Kreis Schaumburg. 

Diefer befteht aus den Bogteien und Aemtern in diefer 
Grafſchaft. 

9) Der Kreis Fulda. 

Hierzu gehören die in dem Großherzogthbum Fulda und 
den neu afquirirten Landen befindlichen Aemter. 

Die Zahl der Amts -Neprafentanten in den vier leßten 
Kreifen, fo wie die eines jeden einzelnen Amtes, wird, 
nad eingegangenen Berichten der Lofal- Behörden, näher 
beftimmt werden, 

$. 26. 

Der Beamte, welcher die Juſtiz über die Einwohner 
des Orts adminiftrirt, von welchem der Kreis feinen Na— 
men erhält, hat jedesmal die Wahl des Landtags - Depu- 
tirten und deffen Subftituten zu leiten. Ausgenommen 
hiervon find jedoch die Beamten derjenigen Kreisorte, wo 
die Suftizpflege nicht in dem Namen des Landesherrn ver- 
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waltet wird, als Rotenburg und Efchwege. Sn folchen 
wird die Leitung der Wahl der Landtags Deputirten den 
Refervaten- Kommiffarien anvertraut. Jedoch wird auch 
in diefen Kreifen die Wahl der Amts » Repräfentanten den 
Suftizbeamten überlaffen. 

Die Wahl der Landtags -» Deputirten wird in dem Ans 
fang des Monats Auguft vorgenommen. 

u; .27, 

Die zum Behuf der Wahl der Deputirten vorgeladene 
Amts-Nepräfentanten müfın bei Vornehmung des Ge: 
Ihäfts darauf Rücficht nehmen, daß der zu Wählende auf: 
fer den in der Konftitutfion Kap. 3 Art. 3 vorgefchriche- 
nen Eigenfhaften, ein in der Landes-Verfaſſung Fundiger 
und anerfannt rechtfchaffener Mann fey, daß er in dem 
Bezirk, deffen Nepräfentanten die Wahl vornehmen, wohne, 
und fo wenig zu der Wahl der Deputirten aus den Prä- 
faten und der Ritterfchaft, als zu den Deputirten aus den 
Städten mit zugezogen werde. Auf diefe Punfte macht 
der, das Wahlgefchäft dirigirende Beamte, die Amts : Re; 
präjentanten aufmerffam, nimmt fie fodann mittelft Hand: 
fhlags an Eidesftatt in Pflichten, daß fie die Vorfchriften 
befolgen und ohne weitere perfönliche Rücfichten nach ihrer 
Ueberzeugung wählen wollen, und fegt- fodann die hierauf 
erfolgte Abftimmung eines jeden in das Wahl: Protokoll. 

$. 

Nach beendigter Wahl macht er den Ausgang nicht nur 
den Wählenden, fondern auch dem Gemwählten befannt; 
ertheilt dem Deputirten, fo wie deffen Subftituten zu ihrer 
Legitimation ein unter Gerichts: Siegel ausgeftellted Dos 
fument, und giebt dem Präfidenten der Landftände von 
dem Ausgang der Wahl Nachricht. 

| $. 29. 

Die Deputirten find der Negel nach auf fechs Jahre 
gewählt. In dem fechsten Jahre wird zu einer neuen 
Wahl gefchritten, jedoch fönnen die nämlichen Deputirten 


wieder von neuem gewählt werden. 
Q: 
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$. 30. 

Sie verlieren ihr Recht als Landtags-Deputirte früher, 
wenn entweder der Candesherr die ganze ftändifche Ler— 
ſammlung aufhebt oder fie fich eines Vergehens fchuldig ges 
macht haben, welches von den fompetenten Gerichten mit 
Gefängnißftrafe befeat worden. In dem erften Fall koͤn⸗ 
nen fie jedoch unbedingt, in dem legteren aber niemals 
wieder gewählt werden. 


Siebentes Kapitel. 


Großherzogthum Heffen. 
Zwei Kammern, Beftandtheile der erften Kammer, Be— 
ftandtheile der zweiten Kammer, geforderte Eigenfchaften 


der Mitglieder der zwei Kammern, Art und Weife, wie 


die Wahlen zur Kammer der Abgeordneten erfolgen follen, 
Abgeordnete des angefeffenen Adels, Abgeordnete der Wahl- 
Bezirke, Abgeordnete der Städte, allgemeine Beſtimmun— 
gen, Berzeichniß der Wahl-Bezirfe der drei Provinzen deg 
GroßherzogthHums, Verordnung über die Wählbarfeit der 
Kapitaliften. 


Die Großherzoglich Heſſiſche DVerfaffungg - Urfunde und 
die darauf Bezug habenden Verfügungen enthalten darüber 
die nachftehenden Beftimmungen 9: 

.. .1; | 

Die Stände des Großherzogthums bilden zwei Kammern, 
6,29, 

Dre erſte Kammer wird gebildet: 


1) Großherzogl. Verfaffungs: Urkunde Art. 51 bis Art. 55, Art. 
60 und 65. Siehe Konftitutionen der europälfhen Staaten, 
Th. IV. S. 94. Geſetz über die Wahlen vom 22. März 1820, 
Art. 2 — Art, 17 mit den Veränderungen, welche durch die 
Konttitution beftimmt worden waren, Art, 2— Xrt. 17. Ber: 
zeichniß der Wahlbezirke der drei Provinzen des Großherzogs 
thums. Verordnung über die Wählbarkeit der Kapitaliften, 
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1) aus den Prinzen des Großherzoglichen Haufes ; 

2) aus den Heuptern ftandesherrlicher Familien, welche 
fih in dem Beſitz einer oder mehrerer Standesherr; 
fhaften befinden, nach dem $. 16 des Edikts ber die 
ftandesherrlichen Verbältniffe ; 

3) aus dem Senior der Familie der Freih. von Riedeſel; 

4) aus dem Fatholifhen Landes Biſchof. Im Fall der 
Erledigung des Stuhls wirt der Großherzog einem 
ausgezeichneten Fatholifchen Geftlichen den Auftrag er: 
theilen, an der Stelle des Biſchofs auf dem Landtag 
zu erjcheinen ; 

5) aus einem proteftantifchen Beiftlichen, welchen ber 
Großherzog dazu auf Lebeng;eit, mit der Würde eis 
nes Prälaten ernennen wird; 

6) aus dem Kanzler der Landes » Univerfität oder deffen 
Stellvertreter ; 

7) aus denjenigen ausgezeichneten Staatsbürgern, welche 
der Großherzog auf Lebenzzeit dazu berufen wird. 
Diefe Ernennungen follen nicht über die Zahl von 
zehn Mitgliedern ausgedehnt werden. 


Die zweite Kammer Me ebithert 

1) aus ſechs Abgeordneten, welche der in dem Großher- 
zogthbume genügend mit Grundeigentbum angefefjene 
Adel aus feiner Mitte wählt; 

2) aus zehn Abgeordneten derjenigen Städte, welchen, 
um die Sntereffen des Handels, oder alte achtbare 
Erinnerungen zu ehren, ein befonderes Wahlrecht 
zuſtehet. 

Dieſe Staͤdte ſind: 

a) die Reſidenzſtadt Darmſtadt, 

b) die Stadt Mainz, von welchen jede 2 Abgeordnete 
zu waͤhlen hat, 

c) die Stadt Gießen, 

d) die Stadt Offenbach , 

e) die Stadt Friedberg, 
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f) die Stadt Alsfeld, 

g) die Stadt Wormd, 

h) die Stadt Bingen, von welcher jede einen Abge- 
ordneten wählt; 

3) aus 34 Abgeordneten, welche nah Wahl: Diftriften 
gebildet, von den nicht mit einem befonderen Mahl: 
rechte begabten Stidten und den Landgemeinden ges 
wäblt werden. 

Die Art und Weife, wie die durch diefen Artifel beftimms 
ten Wahlrechte auggeubt werden, fett das Wahlgeſetz feſt. 
S. 4. 

Die gebornen Mitglieder der erften Kammer fönnen von 
ihrem Rechte nur dann Gebrauch machen, wenn fie das 25fte 
Lebensjahr zurückgelegt haben und ihnen in Hinficht auf die 
Ausuͤbung ftantsbürgerlicher Nechte Fein Hinderniß entge> 
genfteht. 

9. 9 
Die Abgeordneten zur zweiten Kammer müffen Staate- 
bürger feyn, welche das 30fte Jahr zurückgelegt haben und 
ein, zur Sicherung einer unabhängigen Erijtenz genügendes 
Einfommen befigen. 
SH b.;. 

Mer als Mitglied der einen oder der andern Kammer 
auf Landtagen erfcheinen will, darf nie wegen Berbrecen, 
oder Vergehen, die nicht blos zur niederen Polizei gehören, 
vor Gericht geftanden haben, ohne gänzlich freigeſprochen 
worden zu feyn ?). 


2) Auf dem Landtag vom Jahr 18°5/., entftand die Frage: ob der 
zur Zeit der Eröffnung der Stände: Berfammlung wegen eines, 
nicht zur niederen Polizei gehörigen, Vergehens, in eine Ge: 
neral: Unterfuchung Verflochtene, al8 Mitglied der Kammer er— 
fcheinen könne? Diefe Trage ward in der 9. Eikung vom 29 
September 1826 verneint. — Gerichtlihe Beftrafungen und Un: 
terfuchungen wegen defraudirter Abgaben hat man bis jest noch 
nicht als Verbrechen angefehen. 
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4 * 

Sn dem Fall einer Aufloͤſung erloͤſchen alle Rechte aus 
den bisherigen Wahlen und es müffen für die neu einbe, 
rufene ſtaͤndiſche Verſammlung neue Wahlen ftattfinden. 
Bei diefen Wahlen find jedoch auch die früher gewählten 
wählbar. 

l. Die Verordnung über die Art und Weife, wie Die 
Wahlen zur Kammer der Abgeordneten erfolgen follen, war 
bereits am 22. März 1820 in Beziehung auf das landftäns 
diſche Edift vom 18. März 1820 erfchienen. Anftatt des 
legreren trat die Konititution vom 17. December 1820 ing 
Leben. Die Verordnung über die Wahlen blieb aber, in 
fo weit fie nicht abgeändert worden war, in Kraft. Da— 
ber folgt diefelbe mit den darin vorgenommenen Abände> 
rungen. 

II. Ebenfo bejteben noch die jchon früher befannt ge: 
machten Wahl » Bezirfe der drei Provinzen des Großherzog: 
thums; fie verdienen daher auch bier unmittelbar nach der 
Wahlordnung eine Stelle. 

Ill. Endlich wird die Verordnung über die Wählbars 
feit der Kapitaliften vom 31. März 1820 diefes Kapitel 
fchließen. 

1. A. Bon den Abgeordneten des angejefienen 
Adels. 


— 

Diejenigen adelichen EA TR welche Staats: 
bürger und wenigftens 30 Jahre alt find, auch 300 fl. dis 
refte Steuern für eigenthimliches oder nußniegliches Ver— 
mögen jährlich entrichten, nehmen Theil an der Wahl der 
Abgeordneten des angefefjenen Adels aus ihrer Mitte und 
aus denjenigen, welche wenigitens 30 Sahre alt find, Wir 
_ ernennen eine Kommiſſion, bei welcher diejenigen, welche 
hiernach ftimmfähig oder wählbar zu ſeyn glauben, fich zu 
melden und ihre Stimmfähigfeit oder Wählbarfeit nachzu— 
weiten haben. Das Berzeihniß der Stimmfähigen oder 
Wählbaren wird vor jeder Wahl öffentlich befannt gemacht. 
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5. " 
Die Kommiſſion erläßt an jeden biefer Grundeigenthü- 
mer in einem befondern Ausfchreiben die Aufforderung zur 
Einfendung der Abftimmung für 6 Abgeordnete und zur 
Bezeichnung des Wahlzetteld mit einer beftimmten Zahl. 
505, 

Die KRommiffion eröffnet die Abftimmungen an dem in 
dem Ausfchreiben zum Voraus beftimmten Tage, Jeder 
Wähler darf der Eröffnung beimohnen, und 3 der zundächft 
mwohnenden werden ausdrücdlich dazu eingeladen. Die Kom: 
miffion verfchweigt die Namen der Abjtimmenden. Das 
MWahlprotofoll enthält jede Stimme mit der den Wahlzettel 
bezeichnenden Zahl, und das Nefultat der Wahl nad) Stim- 
menmehrbeit. Bei Stimmengleichheit entfcheidet die Kom— 
miffion mit den anmwefenden Wählern durch) das Loos. 
Das von fammtlichen Anmwefenden unterfchriebene Protofoll 
wird an das Geheime Minifterium eingefendet. 


B. Bon den Abgeordneten der Wahlbezirfe. 


$. 4. 

Die Ernennung der Abgeordneten aus den Wahlbezir- 
fen befteht aus 3 Wahlen, welche unter Aufficht der Pros 
vinzials Regierungen und der von diefen ernannten Komz 
miffäre erfolgen. 

5: 5. | 

Die erfte Wahl beftimmt die Bevollmaͤchtigten zur 
Ernennung der Wahlmänner. 

Jede Gemeinde, welche 250 bis 500 Seelen zählt, hat 
Einen Bevollmächtigten, und für jede weiteren 500 Seelen 
einen Bevollmächtigten zu wählen. Gemeinden unter 250 
Seelen werden zu diefem Zweck mit anderen Gemeinden 
desfelben Bezirks vereiniget ). 


3) Auf dem Landtag von 182°/, hat die zweite Kammer der Land: 
ftände den Grundſatz ausgefprochen, 1) daB Gemeinden unter 
250 Seelen auch nur wieder mit Gemeinden unter 250 Seelen 
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Die Gemeinde verfammelt fich hierzu unter Leitung der 
erften Ortsvorftands-Perfon, welche zwei andere Vorftands- 
Perſonen zuziebt. Kann die Abjtimmung nicht an einem 
Vormittag beendigt werden, fo hat der Vorftand die Ges 
meinde im mehrere Abtheilungen zu fondern und für jede 
einen Vormittag zu bejtimmen. 

Stimmfähig it jeder in der Gemeinde wohnende Staats 
bürger, der wenigſtens 25 Sahre alt ift, und wenigſtens 
20 fl. direfte Steuern für eigenthümliches oder nußniepli- 
ches Vermögen jährlich entrichtet. 

Zur Gültigkeit der Wahl gehört Abftimmung von we— 
nigftens ?/, der Stimmfähigen. Seder Stimmende legt 
feine Stimme einzeln ab; das Protofoll wird mit dem nad) 
Stimmenmehrheit und, bei einer Stimmengleichheit, durchs 
Loos gezogenen Refultate von dem erjten Orts-Vorſtand 
und zwei anderen Vorſtands-Perſonen unterfchrieben, und 
fogleih an den Regierungs - Kommiffär eingefendet. 

75 "5 

Die zweite Wahl ernennt die Wahlmänner. 

Die Bevollmächtigten eines jeden Bezirfs wählen 10 
Wahlmänner, und, auf den Fall der Verhinderung eines 
oder des anderen derjelben, zwei Erfagmänner, Sie ver: 


vereinigt werden follten, Feineswegs aber mit größeren Gemein: 
den, welche allein fchon fo viel Bevölkerung haben, um einen 
Bevollmächtigten wählen zu dürfen, daß aber 2) hiervon doch 
an folhen Orten Ausnahmen eintreten Fünnen, wenn größere 
Gemeinden vorhanden find, welche gar Feine zu Bevollmächtig— 
ten fänige (d. h. 20 fl. Steuern zahlende) enthalten. Präjudiz 
für Nr. 1) ift die erfte Wahl im 11. Wahlbezirk von Starfen- 
burg; Präjudiz für Nr. 2) ift die zweite Wahl des 13. Wahl: 
Drzirfs in Oberheſſen. 

4) Die Bevollmächtigten follen Fünftig die Etimmzettel nicht un: 
terichreiben. Die auf dem Landtag von 18%), deßfalld ge— 
machte Motion wurde durch den Landtags: Ubichied vom 25. 
Juni 1827 gemehmigt. Großherzogl. Hefliihes Regierungs— 
Dlatt vom Jahr 1827 Seite 162. 
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fammeln fi) hierzu in dem Bezirfe bei dem Regierungs— 
Kommiffär, welcher, zur Leitung des Gefchäfts, eine aus 
ihrer Mitte durchs Loos gebildete Wahl: Kommiflion von 
4 Perſonen zuzieht. 

Waͤhlbar find die 60 in dem Bezirfe wohnenden und 
höchfibefteuerten Staatsbürger, welche wenigftens 30 Sahre 
alt find. Das Verzeichniß derfelben wird vorher befannt 
gemacht. Zur Gültigfeit Der Wahl gehört Abftimmung 
von wenigfteng °/, der Bevollmächtigten. 

Die Etimmen werden durch Stimmzettel, welche mit 
fortlaufenden Zahlen bezeichnet find, abgelegt; jodann der 
ganzen Verfammlung nah Dronung diefer Zahlen eröff> 
net. Das Nefultat wird nach Stimmenmehrheit gezogen, 
bei Stinimengleichheit, nach dem Loos, und das Protofoll 
wird von dem Regierungs-Kommiſſaͤr und der Wahl-Kom— 


miffion unterfchrieben. 
PR PR 


Die dritte Wahl ernennt die Abgeordneten. 

Die Wahlmänner eines jeden Bezirfs wählen einen Ab- 
geordneten zur zweiten Kammer. Sie verfammeln fich hier— 
zu innerhalb des Bezirfs auf befondere Einladung des Re— 
gierungs:Kommifjfärs, welcher, zur Leitung des Geſchaͤſts 
die drei aͤlteſten Wahlmaͤnner zuzicht. 

MWählbar ift, wer in dem Großherzogthum entweder 
100 fl. direfte Steuern jährlich entrichtet, oder als Staats: 
Diener einen ftändigen Gehalt von wenigſtens 1000 fl. jähr- 
lich bezieht. Wenn jedoch in einem Wahlbezirfe feine 25 
MWählbare, welche 100 fl. direfte Steuern entrichten, vor: 
handen ſeyn follten, fo fol die Zahl 25 durch die zunächft 
Höchftbeitenerten in diefenm Bezirke, mit Waͤhlbarkeit für 
das ganze Fand, ergänzt werden. Das BVerzeichniß der er: 
wähnten Befteuerten wird öffentlich befannt gemacht. 

Zur GÖültigfeit einer Wahl gehört die Abftimmung von 
wenigſtens ?/, der Wahlmänner und unbedingte Mehrheit 
der abgelegten Stimmen. In Ermangelung unbedingter 
Stimmenmehrheit nach zweimaliger Abftimmung, entfcheidet 


n ’ 
> — 


— ai 
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bei einer dritten Abftimmung entweder relative Stimmens 
mebrbeit, oder, bei Stimmengleichheit, das Loos. 

Seder Wahlmann betheuert durdy Handgelübde, daß er 
nach eigener Heberzeugung für das Belte des Landes feine 
Stimme ablegen werde; daß er bierzu von Niemanden etwas 
erhalten babe, oder annebmen werde, 

Seder Wahlmann erhält einen Wahlzettel, deffen innere 
Seite mit fortlaufender Zahl bezeichnet iſt; er fchreibt feinen 
Vorſchlag auf die innere Seite und feinen eigenen Namen 
auf den Umschlag. Hierauf werden die Wahlzettel, Die 
Außeren Aufichriften mit der Lifte der Stimmgeber verglis 
chen, die Zettel aus den Umſchlaͤgen, (nachdem jeder die 
Auffchrift feines Namens anerkannt hat) herausgenommen, 
gemischt und eröffnet. 

Das Wahlprotokoll entbält jede Abftimmung, mit Bei- 
fügung der Zahl, und das Reſultat; e8 wird fämmtlichen 
Wahlmännern vorgelefen, von dem Regierungs-Kommiſſaͤr 
und allen Anwesenden unterschrieben und fogleich mit ſaͤmmt— 
lihen Bahlzetteln an die Provinzial» Regierung eingefendet. 

‚ Ya. 

Bei feiner diefer 3 Wahlen (SS. 6, 7, 8) kann ein Mit: 
glied der erften Kammer oder ein bei der Wahl der Ab- 
geordneten des anfälligen Adels Stimmfähiger oder Waͤhl— 
barer Theil nehmen oder gewählt werden, 

— 

Wird ein Abgeordneter zugleich von mehreren Bezirfen, 
oder vou einem Bezirf und von einer Stadt erwählt, fo 
ftehbt ihm, binnen 3 Zagen nach erhaltener Bekanntma— 
hung, die Auswahl zu, und die Wahlmänner, deren Wahl 
er nicht annimmt, wählen von neuem. Hat er in drei 
Zagen nicht gewählt, fo entfcheidet die Regierung der Pro— 
vinz, in welcher er wohnt, durchs Loos. 

5..: 10, 
Bevollmaͤchtigte und Wahlmaͤnner koͤnnen ihre Wahl 





5) Eine bedingte Auswahl unter zwei Wahlen findet nicht ſtatt. 
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nicht ablehnen, nur in eigener Perfon handeln, und nicht 
fiy felbft ihre Stimme geben. Gie werden auf 6 Sahre 
gewählt und find von neuem wählbar. Während diefer 
Zeit findet die neue Wahl von Wahlmännern ftatt: 

1) wenn ein jolcher mit Tode abgegangen oder unfähig 
geworden ift, und die Zahl von 10 einfchließlich der Er» 
fagmänner nicht mehr vollftändig ift; 

2) wenn die in den Art. 13 und 16 der landftändifchen . 
BerfaffungssUrfunde vorgefchriebenen neuen Wahlen eins 
treten follen. Die bisherigen Wahlmänner find alsdann 
von. neuem wählbar. 

C. Bon den Abgeordneten der Städte. 
Fagg ı © 

Die Vorſchriften über die Ernennung der Abgeordneten 
aus den Wahlbezirfen (Art. 5 bis 11) finden auch für die 
Ernennung der Abgeordneten aus den Städten ftatt. 

Die Wahl der Bevollmächtigten (Art. 6) erfolgt unter 
befonderer Aufficht des Negierungs =» Kommiffärs, 

Eine Stadt, welche 2 Abgeordnete ernennt und, nad) 
der im Art. 6 bezeichneten Größe ihrer Benölferung weni: 
ger, ald 40 Bevollmächtigte, zu wählen hätte, wählt den- 
noch 405 und in denjenigen Städten, welde, nad dem 
Art. 6, weniger, ald 20 Bevollmädtigte, zu wählen hät- 
ten, werden dennoch 20 gewählt. 

Sn Einer Wahlhandlung werden von den Benollmäd)- 
tigten der Städte, welche 2 Abgeordnete zu ernennen ba- 
ben, 20 Wahlmänner und 4 Erfaßmänner, und fodann 
von diefen die 2 Abgeordneten erwählt. 

D. Allgemeine Beftimmungen. 
5.12. 

Die Abgeordneten des angefeffenen Adels, der Wahlbe: 

zirfe und der Städte werden auf 6 Sahre gewählt, und find 


von neuem wählbar. 
Während diefer 6 Sahre findet neue Wahl von Abges 


ordneten ſtatt: 
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4) wenn ein Abgeordneter während dieſer Zeit ftirbt 
oder unfähig wird; 9) wenn ein Gemwählter die Wahl abs 
lehnt. Dies fann aber nur wegen Arztlich befcheinigter 
Krankheit, oder wenn häusliche Verbältniffe, nach dem 
Zeugniß der vorgefegten Behörde, die perfönliche Gegenwart 
bes Gewaͤhlten zu Haufe wefentlich erfordern, gefcheben. Auch 
die Staatödiener find an diefe Negel gebunden , wenn ih- 
nen nicht der Urlaub verfagt wird. 3) Im Fall der Auf: 
löfung der Stände» Verfammlung vor dem Schluffe ihrer 
Gefhäfte, wodurdh alle Rechte aus den bisherigen Wah— 
len erlöfchen. Veränderungen in der Steuer-Quote, oder 
dem Dienit- Verhältniffe während der Dauer eines Land: 
tags machen für diefen Landtag nicht unfähig, den Fall 
der Entjegung vom Dienfte und Gehalte, oder des Vers 
[uftes oder der Susyenfion des Staats - Bürgerredhts aus— 
genommen. 

$. 13 °). 

Mitglieder des Geheimen Staats - Minifteriums, Kols 
legial - Borftände, Geiftliche, welche in einem Orte wohnen, 
der feinen andern Geiftlichen derfelben Konfeffion befigt, 


6) Mitglieder des Kriegs: Miuifteriums fieht man fortwährend 
als mahlfähig an. Ein Präjudiz hierfür ift die Wahl eines 
Mitglieds des Kriegs» Minifteriums, welches auf dem Landtag 
von 182°/, zum Präfidenten erwählt wurde. Ob übrigens der 
$. 13 (Art. 14 des Wahlgeſetzes) noch fortbeftehen folfe oder 
aufgehoben fey, darüber Famen auf dem Landtage von 18%), 
meitläufige Verhandlungen vor. Es führten diefelben zu dem 
Refultat, daß der bemerfte Artifel allerdings noch als beftehend 
zu betrachten fey. Deshalb ift derfelbe auch unverändert, wie 
er im Wahlgefes vom 22. März 1820 enthalten ift, hier auf: 
genommen worden, — Verhandlungen des Landtags von 182°/, 
und Schrift unter dem Titel: Beſteht der Art. 14 der Groß: 
herzogl. Heff. Verordnung vom 22, März 1820, wie die Wah: 
len zur Kammer der Abgeordneten erfolgen follen, fort? von 
Karl Theobald Großherzoglihen Hofgerichts = Advofaten in 
Darmftadt. 


* 
* 
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Juſtiz- oder Polizeibeamte, angeſtellte Stadt- und Amts⸗ 
Aerzte und Wundaͤrzte, koͤnnen nicht zu Abgeordneten er⸗ 
wählt werden. Andere Staats-Beamte fünnen nur, nad 
erhaltenem Urlaub von Seiten der Staats-Negierung, die 
Wahl annehmen. 

$. 14. 

Wie Kapitaliften ein zur Wählbarfeit genügendes Ei- 
genthum nachweifen fönnen, befiimmt eine eigene Ber: 
ordnung. 

SR 

Menn bei irgend einer Wahl die gefegliche Stimm-Frei- 
heit befchränft oder Beſtechung angewendet worden ift, fo 
wird die Mahl von der Kammer der Abgeordneten für un: 
gültig erklärt, und jeder Schuldige hat, mit Vorbehalt 
anderer gefeglicher Strafe, das Staatsbürgerreht verwirft. 

St, 2 

Sede Wahlhandlung befchränft fi auf den Gegenftand 

der vorgefchriebenen Wahlen. 


1. Berzeihniß der Wahlbezirfe in dem Fürften- 
thum Starfenburg. 
1. Amt Offenbach, auffer der Stadt. 
Herrfhaft Heufenftamm. 
Amt Dreieich ohne Geinsheim, 
Amt Philippseich. 
Eppertshauſen. 
Meſſel. 
Amt Steinheim. 
Dietzenbach im Amt Schafheim. 
II. Amt Ruͤſſelsheim. 
Amt Dornberg. 
11. Amt Kelſterbach. 
Amt Darmftadt ohne die Stadt und ohne Beffungen. 
Amt Dieburg obne Ober» und Niederroden. 
Griesheim, Amts Pfungitadt. 
Geinsheim, Amts Dreieich. 


BETT 
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1V. Aus dem Amt Dieburg : Ober» und Niederroden, 

Amt Seligenftadt. 

Amt Babenbaufen. 

Amt Schaafheim ohne Diegenbad. 

Meſſenhauſen. 
V. Amt Zwingenberg. 

Amt Pfungſtadt ohne Griesheim. 

Amt Gernsheim. 

Aus dem Amt Darmſtadt Beſſungen. 

VI. Amt Lampertheim. 

Amt Lorſch. 

Amt Heppenheim ohne die Stadt. 

Igelsbach. 

Kreiswalde. 

VII. Stadt Heppenheim. 

Amt Bensheim. 

Amt Fürth. 

Amt Birfenan. 

Aus dem Amt Schönberg die Orte Rimbach, Litzel— 
Rimbach, Zozenbach, Mönhsbah und Mengelbach. 

VIII. Amt Wimpfen. 

Amt Kuͤrnbach 7). 

Amt Hirſchhorn. 

Amt Waldmichelbach. 

Aus dem Amt Freienſtein und Rothenberg die Orte 
Hainbrunn, Rothenberg, Gammelsbach, Freienſtein, 
Finkenbach, Neudorf, Hinterbach, Falkengeſaͤß, 
Raubach, Olfen, Airlebach, Liedebach und Ezean. 

1X. Der übrige Theil des Amts Freienſtein und Rothenberg. 

Amt Erbach. 

Amt Koͤnig. 

Amt Fuͤrſtenau und Michelſtadt. 

Fraͤnkiſch⸗Crumbach. 





7) Kürnbady hat bis jest die Theilnahme an den Wahlen ver— 
weigert. 
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x, Herrfchaft Breuberg. 
Amt Neichenberg mit Klirchbeerfurth. 
Amt Obberg. 
XL Amt Reinheim. 
Amt Umftadt. 
Amt Georgenhaufen. 
XI. Amt Lichtenberg. 
Amt Seeheim. 
Amt Habizheim. 
Amt Schönberg ohne die unter VIL genannten Orte. 


Berzeihniß der Wahlbezirfe in Oberheffen. 


1. Amt Voͤhl; Amt Battenberg, und aus dem Amt 
Biedenfopf die Drte Derbah, Engelbach und Biedenkopf. 

11. Der übrige Theil des Amts Biedenfopf; das Amt 
Blanfenftein Cauffer Krumbach) mit dem Grund Breiden- 
bach; Elmshauſen, und aus dem Amt Königsberg die Orte 
Oberweidbach, Niederweidbach und Bifchoffen. 

Ill. Der übrige Theil des Amts; Königsberg; Krumbach 
aus dem Amt Blanfenftein; Landamt Gießen; Hernann- 
ftein; Buſeckerthal; Winnerod; Stadtamt Gießen auffer 
den Städten Gießen und Großenlinden, und aus dem Amt 
Hüttenberg die Orte Annerod, Haufen und Allendorf. 

IV. Die Aemter Lauterbach, Engelrod, Altenſchlirf und 
Freienfteinau. | 

V. Herrfhaft Schlisz Amt Alsfeld auffer der Stadt; 
und aus dem Amt NRomrod die Orte Romrod, Oberroth, 
Liederbah, Hopfgarten, Unterforg, Oberforg, Hergers- 
dorf, Niederbreitenbach , Oberbreitenbach, Strebendorf, 
Vadenrod und Zell. 

VI. Der übrige Theil des Amts Romrod, Amt Homs 
berg, Rülfenrod, Gericht Londorf, Stadt Allendorf. 

VII. Die Aemter Herbftein, Ulrichftein, mit Schorn⸗ 
dorf, und Schotten, Keftrih, und aus dem Amt Nieders 
wölftadt der Ort Einartshaufen. 

VIII. Die Aemter Grünberg, Laubach und Oberohmen. 
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IX. Die Nemter Großfarben, Buͤdesheim, Vilbel mit 
Petterweil, Rödelheim, Obererlenbach, Burggräfenrode, 
Ilbenſtadt, Affenbeim (Stadt und Amt) Ockſtadt, und aus 
dem Amt Friedberg die Orte Oberwöllitadt, Oberroßbacdh 
und Niederroßbad. 

X. Das Amt Butzbach; aus dem Stadtamt Gießen, 
Großenlinden ; aus dem Amt Niederweifel die 3 Drte 
Niederweifel, Dels und Haufen; das Amt Hüttenberg mit 
Ausnahme der unter 111. aufgeführten Theile desfelben; 
das Amt Butzbach, Langenhain und Ztegenberg; aus dem 
Amt Friedberg, DObermörle und Niedermörle; Münzen 
berg; Trays- Münzenberg; das Amt Niederwöllftadt mit 
Ausnahme von Einartshaufen. 

XI. Die Aemter Hungen, Wölfersheim, Griüningen, 
Lich, Utphe; aus dem Amt Niederweifel, Eberftadt und 
Dber-Hörgern; Steinfurtb und Wiffelsheim, Melbach, 
Beyenheim. 

XII. Amt Bingenheim mit Heuchelheim; Amt Nidda 
mit Geisnidda; Dber - und Niederflorftadt; Staden; Amt 
Altenjtadt. | 

XIII. Die beiden Aemter Drtenberg; Amt Gedern, 
Amt Lißberg. 

XIV. Die Aemter Wenings, Büdingen, Merienborn, 
Mofftadt mit Effolderbah, Lindheim, Höhft, Engelthal. 

Berzeihniß der Wahlbezirfe in Rhein: Heffen. 

1. Kanton Alzei auffer Wendelsheim. 

11. Kanton Ober-Ingelheim, fodann die Drte Gauls— 
heim, Kempten und Büdesheim aus dem Kanton Bingen. 

Ill. Der übrige Theil des (Kantons Bingen mit Aus— 
nahme der Stadt) der Kanton Wöllftein, ferner Wen: 
delsheim aus dem Kanton Alzei, und Niederweinheim aus 
dem Kanton Wörritadt. 

IV. Der Kanton Wörritadt auffer Niederweinheim. 

V. Der Kanton Niederolm, und aus dem Kanton Mainz 
die Drte Raftel und Koftheim. 

II. Bp. 9 


130 


Vi. Der Kauton Oppenheim. 

VII. Der Kanton Pfeddersheim, und aus dem Kan: 
ton Bechtheim der Ort Rhein » Dürkheim. 

Vlil. Der Kanton Bechtheim auffer Rhein Dürfheim. 


III. Sn dem $. 14 der Verordnung über die Wahlen 
zur Kammer der Abgeordneten vom 22. d. M. ift eine 
eigene Verfügung darüber vorbehalten worden, wie Kapi— 
taliften ein zur Wählbarfeit genuͤgendes Eigenthum nach— 
weifen koͤnnen. Da die Staats - Gläubiger, welche ihr 
Bermögen dem Staate anvertranet haben, nicht zu jeder 
Zeit im Stande find, dasfelbe für Grund-Eigenthbum oder 
Gewerbe zu verwenden, mithin ohne ihre Schuld gebin- 
dert find, die Bedingungen zur volljtändigen Ausuͤbung 
der ftaatsbürgerlihen Nechte zu erfüllen; da ferner der 
Mandelbarfeit diefes Mobiliar Vermögens dadurch vorges 
beugt werden kann, daß dasfelbe bei einer öffentlichen Be: 
hörde hinterlegt, und binnen beftimmter Zeit nicht zuruͤck— 
genommen wird; da endlich bei den Wahlen der Abgeord> 
neten des angefejjenen Adels die Bezahlung von 300 fl. 
direfter Steuern, fo wie bei der Wahl zum Abgeordneten 
eines Wahlbezirks oder einer Stadt, Die Bezahlung von 
100 fl. direfter Steuer vorausgefegt wird, und die jähr- 
lihe Einnahme von ungefähr 3000 fl. jenem Steuerbetrag, 
fowie von ungefähr 1000 fl. diefem Stenerbetrag entfpricht 
fo. wird hierdurch Folgendes verordnet: 

Ss: , 

Diejenigen adelichen Staatsbürger, welche an Groß— 
berzoglichen Staats » Papieren 60,000 fl. eigenthuͤmlich oder 
nutznießlich befigen, Fönnen bei der Wahl der Abgeordne- 
ten des angefefjenen Adels jtimmfähig und wählbar wer; 
den, wenn fie übrigens dag erforderliche Alter haben. 

Unter derfelben Borausfegung des erforderlichen Alterg 
fann jeder Staatsbürger, welcher an Großberzoglichen 
Stants-Papieren20,000 fl. befist, bei der Wahl der Ab- 
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geordneten der Wahldezirfe und der Städte jtimmfähig 
und wählbar werden. 
— 

Wer hiervon Gebrauch machen will, muß die vorge— 
ſchriebenen Großherzoglicheu Staats-Papiere bei einer oͤf— 
fentlichen Behoͤrde, welche im Allgemeinen zum Empfang 
von Geld⸗Depoſiten ermächtigt iſt, hinterlegen, und ſich 
verpflichten, ſie nicht vor Ablauf von 6 Jahren zuruͤckzu— 
nehmen. Die Beſcheinigung der Behörde hierüber iſt an 
das Geheime Minifterium einzufenden. 

$- 3. 

Ausnahmsweiſe können die hinterlegten Papiere vor Ab- 
lauf der 6 Sabre zurückgenommen werden, wenn derjenige, 
welcher fie hinterlegt hat, entweder aus einem andern 
Grunde die Fähigkeit zur Ausübung der ftnatsbürgerlichen 
Rechte verliert, oder wenn fein Recht des Nießbrauchs an 
den hinterlegten Staats - Papieren aufhört. 

$. 4. 

So lange die erwähnten Papiere hinterlegt bleiben, 

dauert die dadurd erlangte Stimmfähigfeit und Waͤhlbarkeit. 


Achtes —2 
Die Großherzogthuͤmer ecklenburg. 
Bon der Union der Landſtaͤnde 19. 





Der Medlenburgifche Erbvergleich enthält hierüber Fol- 
gendes °): 
u — 
Dieweil Unſere Ritter- und Landſchaft nicht nur in 
einer natuͤrlichen Verbindung ſtehet, ſondern ſelbige auch 


1) Die Landſchaft bildet nur einen Körper. Der Stand der Prä- 
faten ift erlofchen. Die beiven Stände find Ritterſchaft und 
Städte. 

2) Landesgrundgefeslicher Erbvergleih vom 18. Aprit 1755 5%, 
133 — 14. 

9* 
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im Sahr 1523 in eine unzertrennliche Union getreten iſt; 
fo bteibt diefelbe unter gefammter Ritter» und Landſchaft 
nach wie vor, in ihrer unwandelbaren verbindlichen Kraft 
und Rirfung. Geftalt Wir fie dahin, wie in dem Ham- 
burgifchen DVergleih vom 8. März 1701 geſchehen, hiermit 
aber einft anerfannt und beftätigt haben wollen. 

a 

Es verftehet ſich alfo die Landes - Union theils von der 
Verbindung der Provinzen unter fih, theils von der Ber: 
bindung der Landftände, naͤmlich der Ritterſchaft und der 
Städte, in Anfehung ihrer felbjt, untereinander. 

A} 

Was die Verbindung der Provinzen unter fich betrift; 
fo foll die Union dahin fejtgefest und verftanden werden, 
daß die Eingefeffenen von Ritter » und Landſchaft in Un- 
fern Herzogthümern Schwerin und Guͤſtrow, mit Inbegriff 
der Ritter» und Landſchaft des Stargardifchen Greyfes, 
in einer unverrüclichen Gleichheit, an Rechten, Privile— 
gien und Gercchtigfeiten, befiehen und gelafjen werden; 
der Geftalt, das obgedachte drey Greyfe, nad) einerley 
Gefeßen, Landes -Drdnungen, und Verträgen zu regieren, 
mithin in folcher Gleichheit und Gemeinfchaft, wie am Hof: 
gericht und Konfiftorte, fo auch an den Land: Tägen, und 
gefammten contributionali, nicht weniger an den Landes— 
Klöftern, nach Anhalt des oberwehnten Hamburgiſchen 
Bergleihs vom 8. März 1701, $. 8, 9 und 10, folglich 
an allen anderen Rechten, Vorzuͤgen und Freiheiten, ein— 
ander in allen gemeinen Anliegenheiten und Nothfaͤllen, 
mit Rath und That, nach rechtlicher Ordnung, ſich unter 
einander zu vertreten und beyzuftehen haben follen und 


mögen. 
4 


§. 4. 

Anlangend die Union der Nitterfchaft und der Städte 
unter ihnen felbft; fo fol diefelbe in unverrüclicher Ge— 
meinfchaft und Theilnehmung an allen, der Ritter» und 
Landſchaft zuftehenden Gerechtfamen und Befugniffen bes 
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ſtehen, folchermaßen: das die Stadt Roſtock fowohl, als 
die übrigen Städte an ihrer Konkurrenz zu den Landtägen, 
zum Hofgericht und engeren Ausfhuß, zu den Klöftern 
und überhaupt zu allen Ritter- und Landfchaftlichen ge- 
meinfamen Nechten und Pflichten, nad) wie vor, dem Her- 
fommen gemäß, nirgend beeinträchtiget, zuruͤckgeſetzet oder 
ausgejchloffen werden follen. 
5: 9% 

Wie denn auch ein Stand, ohne Zuziehung und Ein; 
willigung des anderen, eine Verbindung über gemeinfame 
Rechte zu treffen, nicht befugt feyn, allenfalls aber folche 
für null und nichtig geachtet werden ſoll. 

$. 6. 

Sn einem andern, obigem zumider laufenden Berftande, 
foll die Union vom Jahr 1523 nie,.weder gerichtlich, noch 
auffergerichtlih , angezogen und gebrauchet werden. 

ae 3 
"Wie denn im übrigen jene, in der, zu mehrerer Be— 
feftigung alles Dbigen sub num, VI. bierbey gehefteten 
Union vom Jahr 1523 enthaltene Bedingniß: daß damit 
der Landes - Dbrigfeit nichts abgefchnitten ſeyn jolle, bier- 
mit wiederholet wird. 


— 


Neuntes Kapitel. 

Großherzogthum Sachſen-Weimar-Eiſenach. 

Landtag, ordentlicher, außerordentlicher Landtag, drei 
Staͤnde, landſtaͤndiſche Verſammlung als ein Ganzes, Zahl 
der Abgeordneten und Vertheilung unter die drei Staͤnde, 
Stellvertreter der Abgeordneten, Zahl und Verzeichniß der 
Wahlbezirke, geforderte Eigenſchaften der in dem Stand 
der Ritterguts-Beſitzer an der Wahl Theilnehmenden, Be— 
dingungen bei den Wahlen aus dem Stande der Bürger 
und Bauern, geforderte Eigenfchaften der Abgeordneten 
aus den drei Ständen, Dauer des Amts eines Abgeord- 
neten, Ausschlagen desselben, Leitung der Wahlen, Ab- 
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geordnete aus der ehemaligen Reichsritterfehaft, weitere 
Beftimmungen hinfichtlich der Wahlen. 


Das Grundgefeg über die landftändifche Verfaffung des 
Großherzogtbums Sachfen - Weimar - Eifenacd) enthält hierü- 
ber die folgenden Beſtimmungen '): 

$: 

Die Berfammlung der auf verfaffungsmäßige Weife 
erwählten Iandjiändifchen Abgeordneten bildet den Landtag. 
u. 

Die Landtage theilen fi) in ordentliche und außeror- 
dentlihe 9: 

5: 

Drei Stände find in dem Großherzogthum Sachſen— 
Weimar: Eifenach als Landjtände anerfannt: der Stand 
der Nittergutsbefiger, der Stand der Bürger und 
der Stand der Bauern. 

$. 4 

Diefe drei Landſtaͤnde und in ihnen ſaͤmmtliche Staats- 
bürger, werden durch Männer vertreten, welche aus ihrer 
Mitte, durch freie Wahl, als landftändifche Abgeordnete 
hervorgehen. 

Be 

Die Iandftändifche Verfammlung bildet nur ein Gan- 

zes, nicht mehrere Kammern. 
&.'.6. 

Für das gefammte Großherzogthum werben ein und 

dreißig Abgeordnete als Volksvertreter, gewählt, eilf von 


1) Grundaefes vom 5. Mai 1816 $$. 53, 54 zum Theil, 2, 3, 6, 
78, 7 bis 57, 54, 96 zum Theil. Siehe Konftitutionen der 
europäifchen Staaten. Th. 11. ©. 331. 

2) Außer den Landtagen giebt es Feine ſtändiſche Berfammlungen, 
weder des ganzen Landes, noch der Kreiſe, vielmehr find alle 
folhe Verſammlungen für gefeswidrig und alle Beſchlüſſe auf 
folchen Verſammlungen für nichtig erklärt. (Abtheilung II. 
Kapitel 9 S, 8.) 
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dem Stande der Nitterguts-Befißer, zehn von dem Stande 
der Bürger, und zehn von dem Stande der Bauern. 

Ein jeder der drei Landjtände bat, die feiner Wahl 
er Abgeordneten aus feiner Mitte zu wählen. 

u RP 

Fir jeden Abgeordneten muß gleichzeitig ein Stellver— 
treter beſtimmt werden. Was über die Eigenſchaften und 
über die Wahl der Adgeordneten felbft gefeglich ift, gilt 
auch von den Stellvertretern. 

1: 

Um das Wahlgefchäft zu erleichtern, und um, fo viel 
als möglich, dafür zu forgen, daß jeder durch Lage, Ges 
werbe oder frühere Verhaͤltniſſe ſich augzeichnende Theil 
des Großherzogthums einen oder mehrere Vertreter in der 
landftändifchen Vereinigung babe, welchem genaue Kennt: 
niß von feinen Eigenthümlichfeiten beimohnt, ift das Groß: 
berzogtbum Weimar in Wahlbezirfe eingetheilt worden. 

$. 9 

Für die Nittergutsbefiser beftehen drei Wahl - Bezirke 
oder Provinzen. 

Der erfie diefer Wahl Bezirfe begreift den Beimari- 
fhen und Senaifchen Kreis mit Einfluß des Amts SIT 
menau, und derjenigen Landes» Theile, weldhe durch das 
Befigergreifungs - Patent vom 15. November 1815 in Thits 
ringen dazu gefommen find. 

Der zweite begreift den Eifenachifchen Kreis mit Ein: 
fchluß der Nemter Dermbad) und Geis, und den in dem 
Befizergreifungs - Patent vom 24. Sanıar 1516 angegebe- 
nen Landestheilen. 

Der dritte endlich umfaßt den Neuftädtifchen Kreis, 
wie folcher in dem Bejigergreifungs- Patent vom 15. No- 


vember 1815 bezeichnet ift. 
$. 10. 


Aus dem erften Wahlbezirfe werden vier, aus dem zwei— 
ten drei, und aus dem dritten ebenfalls drei Abgeordnete 
von den Ritterguts - Befigern unmittelbar gewählt, mit der 
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‚Befchränfung, daß unter den drei Abgeordneten der Rit— 
terqut8= Befißer im zweiten Bezirke regelmäßig wenigſtens 
einer aus der vormaligen, in diefen Bezirke mit fonft reichs— 
unmittelbaren Gütern anfäffigen Reichs» Ritterfchaft fich 
befinden fol. Die Akademie Sera, ald eine mit Ritterguͤ— 
tern ausgeftattete, dem ganzen Land angehörige Anftalt, 
ftellt den eilften Abgeordneten. 


a 

Für den Stand der — beſtehen zehn Wahl-Bezirke. 

Der erſte umfaßt die Reſidenzſtadt Weimar; der zweite 
die Städte Sena, Buͤrgel und Lobeda; der dritte die Städte 
Allſtaͤdt, Raſtenberg, Buttſtaͤdt und Buttelftädt, nebjt dem 
Flecken Neumark; der vierte die Staͤdte Imenau, Blan— 
kenhain, Kranichfeld, Remda und Berka, nebſt dem Fle— 
cken Tannroda; der fuͤnfte die Staͤdte Apolda, Dornburg, 
Sulza und Magdala; der fechste die Stadt Eiſenach mit 
Fiſchbach; der fiebente die Städte Oſtheim, Geis und 
Lengsfeld; der achte die Städte Bacha, Berfa an der 
Werra und Krenzburg; der neunte die Städte Neuitadt 
und Triptis; der zehnte die Städte Weyda und Auma. 

6: 20 

Fir den Stand der Bauern beſtehen ebenfalls zehn 
Mahl: Bezizfe. 

Der erjte diefer Bezirfe ift zufammengefegt aus den 
Hemtern Weimar und Kapellendorf; der zweite aus den 
Hemtern Bürgel, Dornburg, Tautenburg und Sena, mit 
den Stadtgericht3 » Dörfern; der dritte aus den Aemtern 
Allſtaͤdt (Oldisleben), Hardisleben, Niederroßla und den 
Stadtgerichts - Dörfern von Buttſtaͤdt; der vierte aus den 
Aemtern Blanfenhain, Ilmenau, Berfa und Remda; der 
fünfte aus den Aemtern Rudeftädt, Atzmanns, Dorf und 
Tenndorf; der fechste aus den Aemtern Kaltennordheim, 
Oſtheim, Dermbah und Geis, nebft dem Gericht Wenig- 
tafft; der fiebente aus den Aemtern Vacha mit der Vogtei 
Kreuzburg, ZTiefenort, mit dem Geriht Markſuhl und 
Frauenfee, nebft den Patrimonial: Aemtern Lengsfeld und 
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Voͤllersbauſen; der achte aus den Aemtern Gerftungen, 
Hausbreitenbach, Kreuzburg und Eifenach ; der neunte ang 
dem Amt Neuftadt; der zehnte aus dem Amte Weyda mit 
Mildenfurth. Jedes Amt wird bier mit Inbegriff der Pa- 
trimonialgerichts » Dörfer verftanden, welche innerhalb des 
Amts» Bezirks liegen. 
$. I 

Aus jedem diefer für den Stand der Bürger, und für 
den Stand der Bauern angeordneten Wahl -Bezirfe wird 
ein Abgeordneter erwählt. Die Wahl gefchieht durch Wahl- 


männer, 
$. 14. 


In dem Stande der Ritterguts » Befiker hat derjenige 
das Recht, an der Wahl Antheil zu nehmen, welcher ein 
Rittergut entweder allein, oder mit Andern gemeinfchaft- 
lich befist, ohne Unterfchied des Standes, der Geburt und 
der Religion, auch ohne Unterfchied, ob das Nittergut 
fchrift = oder amtsſaͤſſig uf, nur muß das Rittergut, wern 
es nicht zu den ehemaligen Reichsunmittelbaren gehört, die 
Landſchaft ſchon gehabt haben, oder Fünftig noch unter die 
Zahl diefer Rittergüter aufgenommen werden; welches auf 
Anfuchen des Befisers, bis zum nächften Landtage, von 
der alleinigen Bejtimmung des Landesfürften abhängen; 
nach dem naͤchſten Landtage aber, nur mit Zuftimmung 
der landftändifchen Abgeordneten, gefchehen wird. 

S.. 4 

Wie derjenige, welcher mehrere Nittergüter der gedach— 
ten Art befigt, von jedem dieſer Rittergüter Eine Stimme 
abgiebt, fo haben hingegen mehrere, welche Befiker eines 
Gutes find, zufammen nur eine Stinme. 

6: vi 

Frauen und Unmündige üben, wenn fie ein Rittergut 
befigen, ihr Stimmrecht, durch ihre Ehemänner oder Bor: 
münder, fofern letztere, die Bormünder, felbft Ritterguts> 
Defiger in demfelben Wahl » Bezirfe find, außerdem durch 
Bevollmächtigte. Unter mehreren Vormuͤndern bat der 
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Lehns-Vormund den Vorzug. Bei den in Konkurs befan- 
genen Rittergütern ruht die Stimme. 


8. #7, 

Bevollmächtigte werden bei den Wahlen der Nitterguts- 
Befier nicht nur in den ſchon angegebenen Fällen, fondern 
überhaupt zugelaffen; nur muß der Bevollmächtigte, als 
Ritterguts-Beſitzer, eine eigene Stimme in demfelben Wahl- 
Bezirk haben. — Niemand darf von mehreren, als von zwei 
andern Ritterguts - Befigern, die Bollmacht annehmen. Die 
Vollmachten, welche nothwendig fchriftlich zu geben find, 
fönnen fowohl mit Bezeichnung deffen, für welchen im Na— 
men des Ausjtellers zu ſtimmen ift, als im Allgemeinen ab- 
gefaßt feyn. | 

F18 

Da die Wahl der Abgeordneten aus dem Stande der 
Buͤrger und Bauern nicht unmittelbar, ſondern mittelbar, 
durch Wahlmaͤnner geſchehen ſoll, iſt feſtgeſetzt worden, daß 
jeder Ort (Stadt, Flecken oder Dorf), ſo viel Wahlmaͤnner 
zu ſtellen habe, als er je 50 Wohnhaͤuſer zählt. 

Ein Ort von funfzig Wohnhäufern und darunter, ftellt 
Einen; ein Ort von 51 bis 100 Wohnhäufern ftellt zwei 
Wahlmänner u. f. w. Einzeln liegende Hänfer, 3.8. Gaft- 
höfe und Mühlen, ingleichem einzelne Höfe, werden zu 
demjenigen Orte gerechnet, zu welchem diefelben bisher, bei 
andern Gemeinde- Angelegenheiten gezogen worden find. 
3: B. bei Einguartierungen und Spannungen. 

$. 19. 

Ohne Unterfchied der Religion nimmt jeder Einwohner 
einer Stadt, eines Fleckens oder eines Dorf, der darin 
ein Haus befit, oder dajelbft das Bürger- oder Nachbar— 
Recht erworben hat, in diefem feinem Wohnorte Theil au 
der Wahl des Wahlmannes, oder der Wahlmänner. Klein: 
bäusfer auf den Dörfern find von diefer Befugniß Feines: 
wegs ausaefchloffen, wohl aber find es bloße Schugbürger 
in den Städten, 
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$. 2%. 

Frauen und Unmündige, welche fi) unter den ſtimm— 
fähigen Einwohnern "eines Orts befinden, uͤben ihr Stimm— 
recht durch ihre Ehemänner, Vormünder, oder Bevollmaͤch— 
figte aus, 

u 

Seder Wahlmann muß diefelben Eigenfchaften haben, 
welche von den Wäbhlenden überhaupt erfordert werden 
($. 19); auch muß derfelbe volljährig feyn. Der Gewählte 
darf Das Amt nicht ausichlagen. 

5 

Die Wahlfähigkeit zu der Stelle eines Volksvertre— 
ters erfordert, auffer dem Befenntniß zur chrütlichen Re— 
ligion: 

1) deutfhe Geburt, welches dahin genauer beftimmt 
wird, daß der zu Erwählende von einem Vater ab- 
ftammen muß, der ſelbſt in Deufchland geboren war 
und den wefentlichen Wohnſitz (demicilium) in Deutſch— 
land hatte; 

2) ebeliche Geburt ; 

3) hriftfihe Geburt (Geburt von Eltern, welche fich 
ebenfalls zur chriftlichen Religion befannt haben); 

4) dreißigjähriges Alter ; 

6) unbefcholtener Ruf. 

Gr 

Auſſer diefen allgemeinen Eigenfhaften, werden zu der 
Wahlfähigkeit in jedem Stande noch befondere Eigenjchaf- 
ten erfordert. 49 

$. 24. 

Wer in einem Wahl: Bezirfe der Ritterguts-Beſitzer 
zum Abgeordneten gewählt werden foll, muß mit einem 
ihm ganz oder zum Theil gehörigen Nittergute und zwar, 
wenn er das Gut zuerſt erworben, nicht durch Erbgangs- 
Recht erhalten hat, wenigitens ſeit 3 Sahren in dem Ber 
zirk anfäffig feyn, jedoch iſt es nicht wefentlich nothwen— 
dig, daß er in dem Bezirk wohne. 
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6:25. 

Bon den Abgeordneten ber Akademie Jena wird ver> 
langt, dag er Mitglied des afademijchen Senats fey, und 
ſich die Fakultaͤts-Rechte ftatutenmäßig erworben habe. 

F. 26: 

Sn den Städten ift nur derjenige Einwohner des Wahl- 
Bezirfs wahlfähig, welcher auffer dem Beſitze eines in der 
Stadt oder Vorſtadt liegenden Wohnhaufes ein unabhängi- 
ges Einfommen nachweifen kann, und zwar muß dieſes 
Einkommen, mit Einſchluß des Ertrags von jenem Wohn- 
haufe in den Nefidenzttädten Weimar und Eifenady wenig- 
ſtens 500 Rthlr., in den uͤbrigen Städten aber 300 Rthlr. 
jährlich betragen. 

Der Ertrag desjenigen Vermögens, welches ein Ehe— 
mann, als gefeglicher Nutznießer der Güter feiner Ehefrau 
zu benugen hat, wird mitgerechnet. Als unabhängiges 
Ginfommen aber kann ein Dienft: Einfommen, e3 bejtehe 
in firer Befoldung oder in Afcidenfien, es werde vom 
Staate oder von Privatperfonen gezogen, nicht angejehen 
werden, auch gilt dasfelbe von Penfionen. 

5727. 

Mer im Stande der Bauern wahlfähig feyn fol, muß 
in dem Kreife, worin fein Wahl- Bezirk liegt, an Haus 
und Feldgütern, entweder eigenthümlich, oder als geſetzli— 
cher Nutznießer des Vermögens feiner Ehefrau, einen Werth 
von wenigſtens 2000 Thlr. befigen. 

$. 28. 

Sollte Jemand in verfchiedenen Ständen wahlfähig er- 
fheinen, 3. B. durch den Befiß eines Rittergus in dem 
Stande der Nitterguts - Befiger, und durch den Befi ei— 
nes Bauernguts in dem Stande der Bauern, fo kann er 
doch nur in einem Stande, und zwar in demjenigen ge- 
wählt werden, weicher nach der beftimmten Sitzordnung ?) 


3) Die Sitzordnung ift folgende: a) obenan fisen, der Landmar⸗ 
ſchall und die beiden Gehülfen; b) zu beiden Seiten die Ab— 


— 
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vorausgeht, z. B. in dem hier angegebenen Falle, nur in 
dem Stande der Ritterguts-Beſitzer. 
29 
Blutsverwandte, in auf- und abiteigender Linie koͤn— 
nen zu gleicher Zeit in der landftändifchen Vereinigung fo 
wenig Pat finden, als Blutsverwandte im zweiten Grade 
der Seiten » Linie (Brüder). Kommt ein ſolches Zuſammen— 
treffen vor in einem und demſelben Stande, oder in ver- 
fchiedenen Ständen, fo giebt die frühere Wahl und, wenn 
dieg nicht entfcheidet, das höhere Alter einen Vorzug. 
$. 30. 
Seder Abgeordnete wird nur auf 6 Sahre gewählt. Im 
fiebenten Sabre tritt er regelmäßig aus. Es muß eine neue 
Wahl angeordnet werden *). Bei diefer Wahl iſt der Aus— 


getretene wieder wahlfähig. 


$. 31. 

Länger als ſechs Sabre, und mwenigftend zwölf Sabre, 
bleibt derjenige Abgeordnete in feiner Stelle als Volksver— 
treter, welcher zum Land-Marſchall gewählt worden, und 
in diefer Eigenfchaft aus einer landjtändifchen Vereinigung 
in die andere übergegangen ift °.) 





geordneten der Ritterauts:Befiser; c) die Abgeordneten” der 
Städte nnd d) die Abgeordneten des Bauern: Standes, (Ab: 
theilung IV. Kapitel 9 $. 8.) 

4) Da über die Anwendung diefer Beftimmung mehrere Zweifel 
entftanden waren, fo hat eine Verordnung vom 8. Mai 1827 
(Großherzogl. Sachen: Weimarifhes Regierungs: Blatt vom 1, 
Sımi 1827 Nr. 7) in diefer Hinſicht Folgendes verfügt: die 
fehs Fahre, auf welche das Recht eines Iandftändifchen Abge— 
ordneten in der Regel befteht, folfen nicht von dem Tage feiner 
Wahl, fondern von der Eröffnung des darauf folgenden erften 
ordentlichen Landtags an bis zu der Zufammenberufung des 
darauf folgenden dritten ordentlichen Landtags (von Landtag zu 
Landtag) gerechnet werden. 


5) Der Land: Marfchall wird, wenn es dem Landtage nicht ge: 
fallen ſollte, ihm die Stelle auf Lebenslang zu übertragen, das 
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9.38, 

Sollte ein Abgeordneter während der ſechs Sahre, auf 
die er gewählt ift, abgehen, welches durch den Tod, durch 
freimiliges Austreten und durch Berluft einer der oben ($. 
92 — 97) angegebenen Eigenfihaften , infofern folche verlier: 
bar find, gefchehen kann, fo tritt der Stellvertreter-für ihn 
ein, Fehlt auch diefer, fo muß auf die noch Übrige Zeit der 
fechs Sahre eine neue Wahl angeordnet werben. 

Se 2° 

Nach jeder Wahl darf der Gewählte, das ihm angetra> 
gene Amt ausfchlagen, weil man vorausfegen muß, daß 
Niemand ohne die alterwichtigften Grunde fich einem fo eh— 
renvollen Amte entziehen werde. 

S. 34. 

Die oberfte Leitung alfer Wahlen ift den Landes- Regie: 
rungen zu Weimar und Eiſenach, jeder in ihrem Bezirke 
übertragen. Die Anordnung der Wahlen Durch folche er: 
folgt unmittelbar von dem Fürften, das Erjtemal auf den 
Grund der Berfaffungs Urkunde, allein in fünftigen Faͤl— 
fen auf die Anzeige des Vorſtands °), daß die Wahl noth- 
wendig fey. 

Erſtemal auf 12 Jahre, für dieZufunft aber jedesmal auf fechs 
Jahre gewählt. Da derfelbe von 6 zn 6 Jahren aus der ſich 
auftöfenden landftändifchen DVereinigung in die neue übergehet, 
fo hat bei der neuen Wahl derjenige Stand und Kreis, aus 
deffen Mitte der Land: Marfchall genommen ift, eine Stelle we: 
niger zu befegen, als er aufferdem zu bejegen haben würde, 
(Abtheilung IV. Kapitel 9 55. 4 und 5.) 


6) Zur Leitung der Iandftändifchen Gefchäfte wird durh Stimmen: 
Mehrheit unter den fämmtlichen Abgeordneten der Landitände, 
und zwar aus der Mitte des Standes der Ritterguts-Beſitzer 
ein Land-Marſchall, aus der Mitte ſämmtlicher Abgeordneten 
aber werden zwei Gehülfen erwählt, welche drei zuſammen den 
Vorſtand (das landſtändiſche Direktorium) bilden. (Abtheilung 
IV. Kapitel 9 8. 3.) 
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6.35, 

Weder von den Landes- Regierungen, noch von denje— 
nigen Behörden und Perſonen, melde unter jener obern 
Leitung das Wahl: Gefchäft in Anfehung der Abgeordneten 
felbft, oder der Wahlmänner zu beforgen haben, follen ei— 
nige Koſten dafür berechnet werden, einen einzigen Fall 
ausgenommen ’). 

$. 36. 

Die Wahl im Stande der Nitterguts » Befiser gefchieht 
in jedem Bezirfe für fi, die Landes -Negierung ertheilt 
einem NRitterguts: Befiger des Bezirfs Auftrag zur Anz 
ordnung der Wahl, und zwar regelmäßig demjenigen, wel; 
cher, nach feiner Anfäffigkeit mit einem Rittergute im Bez 
zirfe, der aͤlteſte ift. 

Der Beauftragte beruft fämmtliche Nitterguts » Befiger 
zu einer Wahl - Berfammlung, bei welcher er den Vorſitz 
und den Bortrag hat. Auflöfung und Reifefoften werden 
den Erfcheinenden nicht vergütet. Als Protofollführer wird 
eine zu den Akten verpflichtete Perſon beigezogen, jedesmal 
befonders, und auf Kojten der fämmtlichen Ritterguts-Be- 
figer im Wahl: Bezirke. 

6.82, 

Bei der Wahl-Verfammlung entfcheidet die Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen, es mögen nun viele oder we- 
nig Stimmberechtigte erfcheinen, viele oder wenige Stim- 
men, unmittelbar oder mittelbar durch Bevollmächtigte ab: 
gegeben worden feyn. Haben mehrere Perfonen gleich viele 
Stimmen für fi; fo entfcheidet das Loos. Die getroffene 
Wahl wird, von dem Wahl: Dirigenten der Landes: Re: 
gierung angezeigt, unter Einfendung der Protofolle, 

$. 38. 
Vorſtehende Beftimmungen über die Art der Wahl im 


7) Wenn die Wahlmänner ausgeblieben find, müſſen diefe die Ko- 
fen bezahlen; es wäre denn, daß ein reiner, unabmwendbarer 
Zufall fie von den Erfcheinen abgehalten habe, (5. 44 diefes 
Kapitels.) 


& BR 


Dur 
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Stande der Nitterguts » Befiger leiden einige Ausnahmen 
in Anfehung der reichgritterfchaftlichen Abgeordneten ($. 10) 
und der Abgeordneten der Afadenie Jena ($. 10). 

Die ehemaligen, mit fonft reichsunmittelbaren Gütern 
im Eiſenachiſchen Kreife anfäffigen Reichs-Ritter wählen, 
auf Anordnung der Landes-Negierung zu Eiſenach, unter 
fih, wozu ihnen jedesmal eine ausreichende Friſt zu fegen 
if. Erſt, wenn diefelben binnen folder Frift Niemand 
ernannt haben, welcher das Amt eines Iandftändifchen Ab- 
geordneten übernehmen kann und will, waͤchſt dieſe dritte 
Stelle den übrigen Ritterguts » Befikern des Eifenachifchen 
Kreifes zu. Der afademifhe Deputirte wird, auf Anord- 
nung der Landes- Regierung zu Weimar, welder in Dies 
fer Beziehung von dem Landes - Fürften befonderer Auftrag 
(mandatum speciale) ertheilt werden fol, von dem afa- 
demifchen Senate gewählt und nach gefchehener Wahl der- 
felben Behörde angezeigt. 

$. 39. 

Das Wahl: Gefhäft in dem Stande der Bürger und 
Bauern begisint mit Ernennung der Wahlmänner ($. 13). 
Diefe gefchieht in den Städten von fammtlichen dazu ſtimm— 
fähigen Einwohnern der Stadt ($. 19 unter Leitung des 
Stadt-Raths; auf den Dörfern unter fämmtlichen flimm» 
fähigen Einwohnern des Dorfd ($.1N, unter Reitung der 
Orts » Vorgefegten, Bormundfchafts- Perfonen, Schulzen, 
Gerichtsſchoͤppen u. f. w. 

Steht das Dorf unter mehreren Untergerichten, und 
hat e3 deshalb mehrere Schulzen, fo ift demjenigen die 
Leitung zu überlaffen, welcher überhaupt die Gemeinde- 


Angelegenheiten beforgt. 
40. 


Wenigitens zwei Drittheile der ſtimmfaͤhigen Einwoh- 
ner müffen bei einer folchen Wahl zugegen ſeyn. Es ent: 
fcheidet Stimmen- Mehrheit, und bei gleichen Etimmen, 
das Loos. Der Ermwählte erhält zu feiner Rechtfertigung 
eine Urfunde, welche nach einem gedruckten Mufter von 


x 
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dem Stadt» Rathe oder den Orts-Vorgeſetzten zu vollzies 
ben tft. 
$. 4. 

Damit diefe Vorſchriften auch auf den Dörfern genau 
beobachtet werden, bat jedes Amt und jedes andere Un— 
tergericht, welchem von der Landes» Regierung der Befehl 
zur Anordnung der Wahlen der Wahlmänner in feinem 
Bezirfe zugegangen, zuförderft die Orts-Vorgeſetzten, Bor: 
mundichafts » Perfonen, Schulzen u. f. w., welche unter 
feiner Aufficht die Gemeinde » Angelegenheiten in den ver; 
fchiedenen Ortfchaften zu beforgen haben, vor fich zu be- 
fcheiden und diefelben, jedoch ohne alle Einmifchung in die 
Wahl ſelbſt, von dem Zwede und Gange des Gefchäfte 
genau und vollitändig zu unterrichten, 

$. 42. 

Nach gefchehener Ernennung der Wahlmänner haben 
fi die Wahlmänner eines jeden Bezirks an einem Tage, 
welchen die Landes: Regierung beftimmen, und nebft dem 
Orte der weitern Wahl-Berbandlungen in jedem Bezirke 
durch die Unter-Obrigfeiten befannt machen laffen wird, 
vor einer Kommiffion einzufinden, welche aus einem Lands 
rathe und aus einem Amtmann, Stadt-Richter, Bürger: 
meifter oder Gerichts » Verwalter des Bezirfs, nah Be- 
flimmung der Landes-Negierung, beftehen fol. | 

$. 43. 

Diefe Kommiffion hat fi ebenfalls in das Wahl: Ge- 
ſchaͤft ſelbſt, weder durch Borfchläge, noch auf eine andere 
Weiſe, einzumifchen, fondern den erfhienenen Wahlmaͤn— 
nern nur die Veranlaffung ihres Erfcheinens nochmalg vor- 
zuhalten, und foldhe mit den Eigenfchaften, wodurch ſich 
Jemand zu der Stelle eines Volksvertreters eignet, bekannt 
zu machen. 

Iſt dieſes geſchehen, ſo muß zufoͤrderſt die weitere Be— 
rathung den Wahlmaͤnnern allein uͤberlaſſen bleiben. Es 
beſteht das Hauptgeſchaͤft der Kommiſſion endlich nur da— 
rin, daß nach einiger Zeit, jedoch an demſelben Tage, je: 

II. Bd. 10 
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der einzelne Wahlmann darüber, wen er feine Stimme 
geben wolle, zum Protofol vernommen, und der Erfolg 
des Wahlgefhäfts der Landes-Regierung mit Einfendung 
der Aften, berichtlich angezeigt werden. 

$. 44. 

In der Regel müffen alle Wahlmänner des ganzen Be- 
zirfs bei der Wahl des landftändifchen Abgeordneten an—⸗ 
wefend feyn, doch ift die Wahl nur in dem Falle für uns 
güftig zu halten, wenn nicht zwei Drittheile der Wahl: 
männer des Bezirks dabei zugegen geweſen find. In ei— 
nem folhen Falle find die Koften einer neu anzuordnen- 
den Wahl von den ausgebliebenen Wahlmännern einzu- 
bringen, es wäre denn, daß ein reiner, unabmwendbarer 
Zufall fie von dem Erfcheinen abgehalten habe. 

$. 45. 

Jeder Wahlmann ſtimmt aus eigner Ueberzeugung, ohne 
an einen Auftrag von Seiten feiner Gemeinde gebunden 
zu feyn. Alle Aufträge folcher Art werden im Voraus für 
nichtig erklärt. 

$. 46. 

Auch bei der Wahl durh die Wahlmänner gilt die 
Stimmen: Mehrheit. Sind für zwei oder mehrere wahl- 
fähige Perfonen gleich viele Stimmen vorhanden, fo ent- 
fheidet das Loos. 

$. 47. | 

Nach vollendeter Wahl legen die Wahlmänner ihr Amt 
fogleich nieder und bleiben, als geweſene Wahlmänner, in 
feinem VBerhältniß zu einander. 

Es müffen vor jeder neuen Wahl eines Volksvertreters 
neue Wahlmänner ernannt werden. 

$. 48. 

Ueber alle Wahlen, fowohl im Stande der Bauern und 
Bürger, ale im Stande der Ritterguts- Befiger, erflatten 
die Landes - Regierungen Berichte an den Fürften mit ih- 
rem Gutachten darüber, ob die Wahl für gültig anzufes 
ben fen oder nicht. Diefe Berichte werden das Erftemal 
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einer zur Zufammenberufung des Landtags zu ernennenden 
Kommiffion (fiebe Note ad S. 34), unter Beifchluß der 
Wahlakten, mitgetheilt. 

$. 49. 

Sind die Wahlen gültig, fo erfolgt von biefer Kom— 
miffion , oder fpäterbin von dem Vorſtande die Einberu: 
fung zu dem Randtage. Der Erfcheinende rechtfertigt fich 
bei dem Landtage durd) das erhaltene Einladungs: Schreiben. 

$. 50. 

St die Wahl entweder nach dem Urtheile der Landes: 
Regierung und der zur Zufammenberufung des Landtags 
beauftragten Behörde (für das Erftemal der gedachten 
Kommiffion, fpäterbin des Borftandes), oder nach dem 
Urtheile diefer Behörde allein, für ungültig anzufeben, fo 
wird bei dem Fürften, mit Anführung der vorliegenden 
Gründe, auf Bernihtung der gefchehenen und auf Anord- 
nung einer neuen Wahl angetragen. 

52:58 

Jede Wahl eines Wahlmannes oder eines Abgeordne- 
ten, welche den gefeßlichen Beftimmungen ber die Kähig- 
feit zu einer folhen Stelle, und über die Form der Wahl, 
nicht entfpricht,, ift ungültig. 

552% 

Ungültig mit Vorbehalt der Beftrafung des dabei vor- 
gefommenen Verbrechens, ift ferner jede Wahl, welche durch 
Geld oder Geldeswerth erwirft worden ift, ingleichen jede 
Wahl, von melcher ſich ermweifen läßt, daß fie zu Folge 
gemachter Berfprechungen von Gunjten oder Bortheil ir- 
gend einer Art, oder zu Folge gefchehener Bedrohungen 
mit Nachtheil irgend einer Art, erfolgt fey. 

$. 53. 

Sm Fall der Auflöfung des Landtags (wozu der Fürft 
nah Abtheil. IE. Kap. 9 S. 7 das Recht hat), verlieren 
ſaͤmmtliche Abgeordnete ihre Stellen, der Land - Marfhall 
ausgenommen. Es müffen fofort und längftens binnen 3 
Monaten neue Wahlen verfügt werden, bei welchen die 

10 * 
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Mitglieder der aufgelöften Verſammlung wieder wählbar 
find. 

Erfolgt diefe Anordnung binnen dreimonatliher Frift 
nicht, fo ift die vorige Vereinigung von felbft wieder her- 
geſtellt. 


Zehntes Kapitel. 
Herzogthum Braunſchweig-Wolfenbuͤttel. 


Zwei Sektionen; Beſtandtheile der erſten und zweiten 
Sektion; Verzeichniß der Ritterguͤter, deren Beſitzer zur 
Landſtandſchaft berechtigt ſind; Verzeichniß der Stifte und 
Kloͤſter und der Staͤdte, die zur Landſtandſchaft berechtigt 
ſind; Abgeordnete aus dem Stande der nicht zu der Rit— 
terſchaft gehörigen Grundbeſitzer auf dem Lande; geforderte 
Eigenſchaften der Abgeordneten; Vorſchriften uͤber die Wahl 
der Deputirten zur zweiten Sektion; Leitung dieſer Wah— 
len; Ausſchlagen des Amts eines Deputirten. 


Die Verordnung, die erneuerte Landſchafts-Ordnung 
für das Herzogthum Braunſchweig-Wolfenbuͤttel betref- 
fend, beftimmt hierüber Folgendes '): 

Bon dem Wefen und den Beftandtheifen der Land— 
ſchaft, den Eigenſchaften und Wahlen ihrer 
Mitglieder. 

Se 

Die vereinten Stände des Herzogthums Braunfchmeig- 
Wolfenbüttel und des Fürftenthbums Blankenburg repraͤ—⸗— 
fentiren die Gefammtheit der Einwohner beider Länder, 
ohne befondere Beziehung auf die verfchiedenen Klaffen, 
denen fie angehören, und haben diefelben auf den Land: 
tagen und bei allen ftändifchen Verfammlungen und Ber 
rathichlagungen zu vertreten, deren Sntereffe und Rechte 


1) Erneuerte Landfchafts- Ordnung vom 25. April 1820 $$. 1, 


2 — 13. — Siehe Konflitutionen der europäiſchen Staaten, 
Th. IV. Seite 117. 
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verfaffungsmäßig wahrzunehmen und die leteren infonder; 
beit auf die vorgefchriebene Art und Weife in Ausübung 


zu bringen. 
$. 2. 


Die gefamnte Landfchaft bildet ein aus zwei einander 
an Rechten und Anfehben völlig gleichen Sektionen beite- 
bendes ungetrenntes Ganzes, Die erjte derfelben begreift 
die Hälfte der bisherigen Prälaten » Kurie und die Befiker 
der bisher Iandtagsfähigen Güter; die zweite, die andere 
Hälfte der biöherigen Prälaten- Kurie, die Deputirten der 
Städte und die Abgeordneten der Befiger Iändlicher freier 
Güter, welche bislang nicht Iandtagsfähig waren. 

3 

Zu der Nitterfchaft gehören alle Eigenthuͤmer der bis; 
ber mit Sis und Stimme auf den Landtagen berechtigten 
und im Beſitz der Landftandfchaft befindlichen adelichen 
Güter, jedoch die Güter, welche die Landesherrfchaft ers 
worben hat, ausgefchloffen, namentlich die Befiker der 
Nittergüter zu 


1) Allrode, 15) Kl. Drefte, 

2) Altena, 19) Deftedt Oberburg, 
3) Ampleben, 20) Deftedt Unterburg,, 
4) Aftfeld, 21) Dettum, 

5) Bahrum, 22) Difterhall, 

6) Buchhagen, 23) Duttenftedt, 

N Benzingerode, Oberhof, 29 Engerode, 

8) Benzingerode, Unterhof, 25) Esbeck, 

9) Bisperode, 26) Gittelde, 

10) Sodenburg, 27) Gleetorf, 

11) Braunfhweig Küchenhof, 23) Halter, 

12) Brunfenfen, 29) Hedmwigsburg, 

13) Brunsrode, 30) Hehlen, 

14) Burgdorf, 31) Herrhaufen, 

15) Büftedt, 32) Hilprehtshaufen, 
16) Gattenjtedt, 33) Ildehauſen, 


17) Drenfen, 34) Kirchberg, 
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35) Kirchbrack Oberhof, 57) Scheppau, 

36) Kirchbrack Unterhof, 58) Gros Siesbeck, 

37) Koͤnigsluter Oberhof, 59) Schlieſtedt, 

38) Koͤnigsluter Unterhof, 60) Schoͤningen Kanzlerhof, 


39) Kuͤblingen, 61) Schoͤning Schulhof, 
40) Lauingen, 62) Seeſen, 
41) Leſſe, 63) Stadtoldendorf, 
42) Linden, 64) Suͤpplingenburg, 
43) Linden, 65) Thiede, 
44) Lutter am Barenberge 66) Theue, 
und Rhode, 67) Timmenrode, 
45) Meinbroͤxen, 68) Groß Twuͤlbſtadt, 
46) Meindorf, 69) Groß Balberg, 
47) Niernhagen, 70) Klein Balberg, 
AS) Rinder Sefte, 71) Beltheim a. d. Ohe, 
49) Nordfteimfe, 72) Volkersheim Niederhof, 
50) Delber Oberhof, 73) Bolfertheim Unterhof, 
51) Delber Unterhof, 74) Watzum, 
52) NRemlingen , 75) Wendeffen, 
53) Niddagshaufen, 76) Wefterbraf, 
54) Rimmerode, 77) Windhauſen und 
55) Nottorf, 73) Wolperode. 


56) Sambleben, 

Die Pirilftimme auf den Landtagen haftet auf dem 
jeßigen ganzen Umfang der in die Ritter: Matrifel einge- 
tragenen Zubehörungen der Güter und foll eine Zerftüde- 
lung derfelben, oder die Veräufferung folcher immatrifulir- 
ten Parzellen den Berluft des Stimmrechts zur Folge ha— 
ben, wofern der Befiger des Guts davon nicht vorher bei 
dem permanenten Ausfchuffe der Landfchaft Anzeige ge: 
macht und, auf deffen Bericht an, den Landesherrn, die 
bödjte Genehmigung feines Vorhabens erlangt hat. 


$. 4 


Auf der bisher beftandenen Kurie der Prälaten erfcheis 
nen als Mitglieder erfter Sektion, die Aebte und Stifter 
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und Klöfter Königslutter, Amelungsborn, Rids 
dbagsbaufen, die Defane oder Deputirte der Gtifter 
St. Blafi und St. Ciriaci und der Probft des Stiftes 
Steterburg, und als Mitglieder der zweiten Seftion die 
Aebte oder Pröbite der Stifter und Klöfter Marienthal, 
Michaelftein, Marienberg, Lorenz, Frankenberg, 
Clus und Brunshauſen. 
J——— 

Don Seiten der Städte des Landes, wohnen deren Ab- 
geordnete der zweiten Seftion bei, und zwar für die Haupt- 
ftadt Braunſchweig ſechs Deputirte, für Wolfenbüt- 
tel und Helmftedt zwei: und jede der übrigen Städte, 
namentli Blanfenburg, Gandersheim, Haffel; 
feld, Holzminden, Königslutter, Schöningen, 
Schöppenftedt, Seefen und Stadtoldendorf fendet 
ein Mitglied zu der Berfammlung. 

Aa 3 

Für den Stand, der nicht zu der Ritterfchaft gehörigen 
Grundbefiger auf dem Lande, wird in jedem Kreis: Ges 
richte aus der Zahl der ſowohl auf dem platten Lande, 
als in den Städten und Flecken anfäffigen Schrift » und 
Freifaffen ein Deputirter auserfehen und der zweiten Sek— 
tion zugeordnet. 

Die Güter und Höfe derfelben dürfen in ihren Haupt: 
beftandtheilen feiner Dienjt - Meierverpflichtung unterwor> 
fen ſeyn, und follen von dem darüber aufgenommenen Ber- 
zeichniffe die betreffenden Augziige den verfchiedenen Kreis- 
Gerichten zugefertigt werden, um fich derfelben bei den 
einzuleitenden Wahlen, zu bedienen. 

Das Stimm-Recht und die Wahlfähigfeit der Beſitzer 
folder Güter und Höfe haftet auf dem jegigen Umfange 
derfelben, und geht eben fo, mie bei den Rittergütern $.3. 
fefigefeßt worden, durch Trennung und Beräufferung der 
Theile derfelben verloren. 

Bu 
Es fannı die folchergeftalt zufammengefegte Landſchaft 
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mit feinem neuen Mitgliede vermehrt, und infonderheit die 
Landfchaft feinem Gute anders beigelegt werden, als mit 
Bewilligung des Landesherrn, und Zuftimmung der fländi- 
ſchen Seftion, in welche ein neues Mitglied aufgenommen 
werden joll. 

$. , 3 

Um auf dem Landtage erfcheinen zu fönnen, wird er- 
fordert, daß derjenige, welcher dabei Sig und Stimme 
führen will, volljährig, der chriſtlichen Religion zugethan, 
nicht wegen Verbrechen in Unterfuhung fey, oder zu einer 
härtern, als Geld» oder fimplen Gefängnißftrafe verurs 
theilt worden. 

5... 

Wenn jemand mehr, als ein Rittergut beſitzt, fo ift er 
doch nur zu einer Stimme beredtigt, auch haben mehrere, 
welchen ein folches gemeinfchaftlich gehört, davon nur eine 
Stimme zu führen, und hängt es von ihnen ab, wem fie 
unter fich diefelbe übertragen wollen. 

Niemand kann auf einem und demfelben Landtage per- 
fönlih) in den beiden Sektionen zugleich auftreten, wohl 
aber in der, wo er nicht felbft erfcheint, einen Bevollmäd)- 
tigten ftellen. Wer vermöge feines Amtes in eine der bei- 
den Seftionen eintritt, muß da perfönlich anweſend feyn, 
wo ihm dag Amt den Platz anweifet. Wer als Beſitzer 
eines Nitterguts zu einer Virilſtimme berechtigt, zugleich 
aber wegen eines ihm zugehörigen Freifaffen- Gutes zum 
Deputirten der Freifaffen erwählt ift, muß perfönlid in 
der zweiten Sektion fich einfinden. 

$. 10. 

Frauenzimmer koͤnnen nicht in Perfon auf dem Landtag 
erfcheinen. Für Verheirathete wird das auf ihren Gütern 
ruhende Stimmrecht von ihren Ehemännern ausgeübt. Un- 
verheiratbete fönnen eg von einem Bevollmächtigten ausuͤ⸗ 
ben laffen, jedoch muß der letztere felbft Ritterguts-Be— 
figer feyn; für Minderjährige gefchieht folches durch ihre 
Bormünder. Den Hausfohn vertritt der Vater, wenn we⸗ 
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gen feines Gutes Feine befondere Vormundſchaft angeord- 
net ift, überhaupt kann jeder Nitterguts s Befiger, fo wie 
jedes vermöge feines Amtes eintretende Mitglied der Land— 
fhaft, wenn e8 verhindert wird, in Perfon auf dem Land; 
tage zu erfcheinen., zur Führung feiner Stimme einen Mits 
ftand, oder ein Ritterguts-Befiter, einen feiner volljähri- 
gen Söhne, bei Fideifommiffen den Subftituirten, ſchrift— 
Sich bevollmächtigten, jedoch muß das Hinderniß jedesmal 
befcheinigt werden, und mehr als zwei folcher Vollmachten 
darf fein Landftand übernehmen. Für in Konfurs geras 
thene Rittergüter ruht das Stimmredt fo lange, als der 
Konkurs dauert. 
I ui 

Die Städte werden durch den Borfteher der die Güter 
der Stadt verwaltenden Behörde (Bürgermeifter, oder wie 
der erfte Stadtbeamte nach der beftehenden oder Fünftig 
einzurichtenden Verwaltungs - Ordnung heißen möge) vers 
treten, daher auch in den Städten Braunfhmweig, Wol—⸗ 
fenbüttel und Helmftedt, der Stadt» Direftor, erfter 
Stadt-Rath oder Bürgermeifter, vermöge feines Amtes 
einer von diefen Städten abzuordnender Deputirter iſt. 
Die übrigen fünf Abgeordneten der Stadt Braunſchweig 
müffen aus der Bürgerfchaft gewählt werden, und zwar 
dergeftalt, daß zwei derfelben aus den Großhändlern, Ban 
quiers und Fabrickherrn, die drei andern aber aus der 
übrigen Kaufmannfchaft, den Eleineren Fabrifanten, Ren—⸗ 
tirern, Künftlern und Handwerfern und anderen, bürger- 
lihe Nahrung treibenden Perfonen, zu nehmen, auch miüf- 
fen diefe Deputirten fammtlih mit Grundftüden angefefs 
fen feyn. Ein Gleiches gilt von den zu wählenden Depus 
putirten der Städte Wolfenbüttel und Helmftedt, 
welche ebenfalls zu den Klaffen der bürgerlichen Gewerbe 
treibenden Einwohner gehören müffen, Diefe Abgeordne- 
ten der erwähnten Städte werden für jeden Landtag von 
den Stadt- Deputirten durch die Mehrheit der Stimmen 
gewählt, und gefchieht diefe Wahl unter Leitung der Juſtiz⸗ 
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Behörde, welche den Gemählten davon benachrichtigt und 
darüber eine Urfunde zur Legitimation desfelben ausfertigt, 
fich jedoch alles Einfluffes auf die Wahl felbft zu enthalten 
hat. Findet fich bei mehreren gewählten Perfonen eine 
Gleichheit der Stimmen; fo entfcheidet das Loos unter ihnen. 


Sri 
Die Deputirten der zur zweiten Sektion gehörigen Be— 


fiter freier, bisher nicht Iandtagsfähiger, Güter werden 
durch freie Wahl von den Befigern felbiger Guter ernannt, 
und zwar dergeftalt, daß diefelben, fo viel ihrer im Umfang 
des Kreis- Gerichts fich befinden, auf DVeranlaffjung und 
unter Leitung des Kreid- Gerichts zufammen treten und ih— 
ren Deputirten durch Mehrheit der Stimmen aus ihrer 
Mitte erwählen. 

Es koͤnnen jedoch unter den Beſitzern der Freifaffen- 
Güter nur folche zu Deputirten ermählt werden, welche den 
Aderbau als ihr Hauptgewerbe betreiben, nicht aber dieje- 
nigen, bei welchen andere bürgerliche Verhältniffe worherr- 
fchend find. 

Wenn in einem Kreis» Gerichte weniger, als drei ſolcher 
freier Gutsbefiger vorhanden feyn follten, fo kann unter 
diefen eine ſolche Wahl nicht ftattfinden, fondern felbige 
müffen auf DVeranlaffung ihres Kreis-Gerihts, mit den 
Deputirten eines benachbarten Kreis - Gerichts zur Wahl 
zufammen treten, durch welche fodann auf diefelbe Weife, 
wie vorfteht, die Deputirten fiir beide Kreis- Gerichte durch 
Stimmen : Mehrheit ernannt werden. Das Kreis- Gericht, 
mit deffen Deputirten folcher Geftalt zur Wahl zufammen 
zu treten ift, ift dasfelbe, vor welchem die Beamten des 
betreffenden Kreis- Gerichts in yperföntichen Sachen, nad) 


Anleitung der Verordnung vom 24. Februar 1814, Recht 


zu nehmen haben, nur mit der Ausnahme, Daß, eintreten: 
den Falls, die Kreis-Gerichte Wolfenbüttel und Riddags— 
haufen, nicht mit den Städten Wolfenbüttel und Braun- 
ſchweig, fondern unter fich gegenfeitig zufammen treten follen. 

Bon dem betreffenden Kreis - Gerichte wird dem vorfies 
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bendermaßen erwählten Abgeordneten zu feiner Legitimation 
eine gerichtliche Ausfertigung darüber gegeben, auch von der 
getroffenen Wabl an die Randesherrichaft berichtet. 

Die bisherigen Abgeordneten, ſowohl der Städte als 
der ländlichen Grundbefiger, fönnen bei einer neuen Zuſam— 
menfunft der Landftände in gleicher Eigenſchaft wieder ge- 
wählt werden und erfcheinen. 

5? 

Sollten ganz befondere und wichtige Gründe eintreten, 
warum Semand dem in ihn gefekten Vertrauen nicht ent- 
fprechen und das ihm durch die Wahl übertragene Amt ei- 
ned Deputirten einer Etadt oder eined Kreiggerichts- Bes 
zirfs nicht annehmen fann, fo muß er folches nach erhaltes 
ner Benachrichtigung der betreffenden Beboͤrde fofort anzei- 
gen, damit von derfelben wegen einer neuen Wahl das Noͤ— 
thige zeitig verfügt werde. 


Eilftes Kapitel. 
Herzogtbum Naffan. 


Zwei Kammern, Beitandtheile der erften Kammer (der 
Herrenbanf); erbliche, lebenslängliche Mitglieder derfelben ; 
Beftandtbeile der zweiten Kammer (der Kandes - Deputirten) ; 
Zahl derjelben, geforderte Eigenfchaften; Vorichriften über 
die Wahlen; Dauer des Amts eines Deputirten; Patent 
über die Wahl der Landftände betr.; Patent die Bildung 
der Herrenbanf betr. 





Hierüber beftimmen das Patent über die Iandftändifche 
Verfaſſung des Herzogtbums Naſſau *) und die zwei fpäte- 
ren Edifte vom Jahr 1815 Folgendes: 

ur 
Die Landftände Unfers Herzogthums find zufammenge- 





1) Patent vom 2. September 1814 $$. 1, 4, 5 zum Theil, 6. — 
Siehe Konftitutionen der europäifchen Staaten. Th. II. S. 296. 
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fest aus Mitgliedern der Herrenbanf und aus Landes- De: 
putirten. 

Die Mitglieder der Herrenbank werden von Uns auf fe- 
benözeit oder erblih ernannt, die Landes » Deputirten aber 
von den Vorftehern der Geiftlichfeit und höhern Lehranftal- 
ten, von den begütertften Landeigenthuͤmern und von den 
Inhabern größerer Gewerbe, in dem meiter unten beftimm- 
ten Berhältnig und in Gemäßheit der darüber ertheilten Vor: 


ſchriften erwählt. 
Ru? 


Geborne Fandftände und Mitglieder der Herrenbanf find 
alle Prinzen Unferes Haufes, nach zurücgelegtem 21. Sabre 


ihres Lebensalters. 
F. 3 


Sodann ertheilen Wir die Landfchaft zur Herrenbanf, 
als ein erbliches, mit dem Befig der in Unſerm Herzogthum 
beftehenden Standesherrfchaften verbundenes VBorrecht, den 
fürftlichen Häufern von Anhalt- Bernburg: Schaum: 
burg, von Solms-Braunfelg, von Wied-Neumied, 
von Wied-NRunfel und von Solms-Lich; fodann den 
gräflichen Familien von Waldbott-Baffenheim und von 
Walderndorf, endlich dem Herrn Fürften von ber 
Leyen, wegen der Grundherrlichfeit zu Fachbach und Nie 
vern, dem Herrn Fürften von Hatzfeld wegen der Grund: 
berrfchaft Schönftein und dem Freihberrn von Stein we 
gen der Herrfchaft Frucht und Schweighaufen, fammt übri- 
gen von Unferm Gefammt: Haufe zu Lehen tragenden Stamm⸗ 
Gütern. Die jeweiligen Häupter diefer fürftlichen, gräfli- 
hen und freiherrlihen Familien und Inhaber der bemelde- 
ten Standesgebiete und Grundherrfchaften, find erbliche 
Landftände in Unferm Herzogthume, und geborne Mitglie- 
der der Herrenbanf. Sie haben das Recht, den Berfamm- 
lungen der Landftände, von dem Eintritt in das fünf und 
zwanzigfte Lebensjahr an, perfönlich beizumohnen, und koͤn— 
nen fih nad) Gutfinden, auch durch befonders dazu Bevoll- 
mächtigte, darin vertreten laſſen. Gleiches Vertretungsrecht 
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fteht den Vormuͤndern unmindiger Familienhbäupter zu; doc) 
muͤſſen ibre ftellvertretenden Bevollmächtigten in Unfern Lan: 
den angeſeſſen ſeyn, und mindeftens dem Freiherrenftand 
angehören, auch das fünf und zwanzigfte Lebensjahr zurück 


gelegt haben. 
4 


Außer diefen Vorgenannten werden Wir noch andere Mit: 
glieder der Herrenbanf auf Lebenszeit oder mit dem Rechte 
ber Vererbung nach Unſerm Gutfinden, und vorher eingehol- 
ten Öutadhten der fchon beftehenden Mitglieder ernennen, mit 
ber Einfchränfung jedoch, daß diefelben zum deutfchen Für- 
ſten-, Grafen » oder Freiherrenftande gehören, und wenig— 
tens zweihundert Gulden zu jedem Grundfteuer - Simplum 
in Unferm Herzogtbume beitragen. 

0% 

Die Verfammlung der Landftände von der Herrenbanf 
findet gleichzeitig Statt mit der Verfammlung der Landes— 
Deputirten, und an dem nämlihen Orte. Die Einladungs- 
Schreiben werden Wir den Mitgliedern unmittelbar zufertigen. 

$. 6. 

Die Verfammlung der Landes- Deputirten befteht aus 
zwei und zwanzig Mitgliedern, bei deren Wahl die hiernach 
folgenden Borfhriften zu beobachten find. Die Snfpeftoren 
der evangelifch » Iutherifchen und der reformirten Geiftlichfeit, 
fodann die Land-Dechanten der fatholifchen verfammeln fich 
an einem beftimmten Tage unter dem Vorſitz eines von Uns 
bierzu abgeordneten Kommiffarius auf deffen vorgängige, 
ihnen zuzufertigende Einladung. ine jede diefer Wahlver- 
fammlungen erwählt einen Landes» Deputirten, auf völlig 
gleihe Art, die Vorfteher höherer Lehranftalten einen, und 
alle, in der zwölften und fechgzehnten Gewerbgfteuer - Klaffe 
fataftrirte, Gewerbs⸗-Beſitzer drei Pandes - Deputirte aus 
ihrer Mitte. Die Koften der Reife zur Wahl: Verfammlung 
find den geiftfichen Snfpeftoren, Land» Dechanten und Refto- 
ren der Lehranſtalten zu verguten. 

Die Landeigentbümer, welche zu jedem Grundfteuer-Sim- 
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plum wenigſtens fieben Gulden und darüber beitragen, er- 
wählen fünfzehn Landes -Deputirte aus ihrer Mitte, und 
unter. denjenigen Gutseigenthuͤmern, die zu jedem Grund» 
ftener - Simplum wenigftens ein und zwanzig Gulden und 
darüber beitragen, auch das fünf und zwanzigite Lebensjahr 
zurückgelegt haben. Zu dem Ende find die Wahlmänner durch 
Einladung des von Uns zu ernennenden, vorfigenden und 
dirigirenden Kommiſſarius nach der vorgewefenen Abtheilung 
Unfers Herzogthums in Steuer -Revifionsbiftrifte in den fünf 
Hauptorten, nämlih Wiesbaden, Limburg, Ufingen, 
Ehrenbreitftein und Hachenburg, zu verfammeln, 
und von ihnen die Wahl dergeftalt zu vollziehen, daß bie 
Mahl: Berfammlung zu Wiesbaden vier, eine jede der Wahl: 
Berfammlungen zu Ufingen, Limburg und Ehrenbreititein drei 
und jene zu Hachenburg zwei Landes - Deputirte zu ernennen 
hat. In allen Wahl: Berfammlungen, ohne Unterfchied, ent- 
fcheidet die abfolute Stimmenmehrheit der anmefenden Mit- 
glieder. Abweſende können ihr Stimmrecht an einen Andern 
nicht übertragen. Die Abjtimmung über geeigenfchaftete 
Kandidaten zu Landes» Deputirten wird fo oft in der Ver— 
fammlung wiederholt, bis die abfolute Stimmen, Mehrheit 
für einen jeden Einzelnen entfchieden ift. 
— 

Die Wahl der Landes-Deputirten geſchieht für die Dauer 
von fieben Sahren. Nah Ablauf derfelben wird zur neuen 
Mahl gefchritten, wenn nicht etwa früher eine aufferordent- 
liche Auflöfung der Landes - Deputationg- Verfammlung von 
Ung verfügt worden ift. Die abtretenden Landes - Deputir- 
ten find in jedem Falle wieder wahlfähig. 

Die gegenwärtige Ediftal- Verordnung fol von Unferm 
nachgeſetzten Staats » Minifterium dergeftalt in Vollzug ges 
bracht werden, daß die erfte Verfammlung der Landftände 
im nächftlommenden Jahre ftattfinden kann. Mögen Unfre 
Unterthanen aller Stände und Klaffen darin einen neuen 
Beweis Unfers unbegränzten Zutrauend zu ihrer treuen Ans 
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bänglichfeit und vaterländifchen Gefinnung wahrnehmen, und 
Unfer unwandelbares reines Beitreben erkennen, Bürgerglücd 
und Wohlftand in Unſerm Staatsgebiete auf fihern Grund: 
lagen und dauerhaft zu befeftigen. 


Zu diefem das Herzogthum Naffau betreffenden Kapitel 
gehören noch zwei Patente ') der damals regierenden bei- 
den Fürjten (des Herzogs Friedrih Auguft und des Fürs 
ten Friedrich Wilhelm), melde fie nad) den im Jahr 1815 
wit Preußen und dem Eöniglich Dranifhen Haufe in den 
Niederlanden abgefchloffenen Territorial- Verträgen, erließen: 


I. Batent die Wahl der Landftände betr. vom °/, 
November 1815. 


5. 4. 

Ale Landeigenthuͤmer in den mit dem Herzogthum Naſ— 
fau neu vereinigten vormals Dranien » Naffauifchen Fürften- 
thuͤmern Dillenburg und Hadamar, fodann in der ehemali- 
gen Graffchaft Welterburg und Herrfchaft Schade, find 
zu Wahlmännern und Wahlfandidaten nach Unferer Abficht 
und nach dem Sinn Unſeres Konjtitutions-Edifts geeigen- 
fchaftet, wenn fie, der dort noch proviforifch beibehaltenen 
Grundfteuer - Einrichtung gemäß, von ihrem Grunbeigen- 
thum im Laufe des gegenwärtigen Sahres foviel an Grund» 
fieuer entrichtet haben, als nad den Beftimmungen jenes 
Edikts die Wahlmänner und Wahlfandidaten in vier Grunds 
fteuerfimpeln zu bezahlen haben. 

Sarı 

Alle Gemwerb-Befiger, welche bei der für das Fünftige 
Sahr gegen Aufhebung der Mobiliar-Patente und Perfo- 
naljteuer dort einzuführenden Gewerbſteuer in die 12te bis 
16te Gemwerbfteuer » Klafje fataftrirt werden , find zur Wahl 
der Landes s Deputirten aus ihrer Mitte berechtigt. 





1) Europäifhe Konftitutionen 3ter Theil, Seite 574 ff. 
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65. 3. 

Da die Steuerreviſions-Diſtrikte und die hiernach fuͤr 
die Bildung der Wahlverſammlungen bezeichneten Landes— 
Bezirfe dur die flattgefundenen Territorialabtretungen 
wefentlich einmwirfende Abänderungen erlitten haben; fo fol- 
Ien zur Wahl der Landes- Deputirten aus den Guts- Ei: 
genthümern nunmehr 3 Wahlverfammlungen gebildet wer- 
den, zu Wiesbaden, zu Weilburg und zu Dillen; 
burg. Zu Wiesbaden verfammeln fi die Wahlmänner 
aus den Aemtern: Höhft, Königftein, Wallau, Wiesba- 
den, Eltville, Rüdesheim, Caub, Braubach, Naffau, Ka- 
genelnbogen, Kirchberg, Wehen und Idſtein; fie ermählen 
6 Landes -» Deputirte. Zu Weilburg werden 5 Deputirte 
erwählt von den Wahlmännern der Aemter Reichelsheim, 
Atzbach, Weilburg, Ufingen, Runkel, Limburg, Dieg, 
Mendt, Montebaur, Herichbach, Selters und Hachenburg. 

Zu Dillenburg treten die Wahlmänner aus den Für- 
ftenthämern Dillenburg und Hadamar, und aus der Graf- 
fhaft Wefterburg zufammen, um 4 Landes > Deputirte zu 


wählen. 
$. 4 


Im Uebrigen ift allenthalben nach den Borfchriften des 
mehr angezogenen Edifts zu verfahren; infonderheit wer—⸗— 
den die Fiften der Wahlmänner und Wahlfandidaten hier- 
nach durch die Generaldireftion der. direkten Steuern auf: 
geftellt. 


11. Patent von ?/, November 1815 ie Bildung 
der Herrenbanf betreffend.) 


Wir betätigen zuförderft alle in dem Konftitutiond- 
Edikt vom '/, September 1814 enthaltenen allgemeinen Vor- 
fchriften, in Beziehung auf die Anordnung der Herrenbanf 
der Stände Unfers Herzogthums und auf die Formen, wor; 
nach die Mitglieder ihre Iandftändifhen Rechte ausüben 
werden. 

Erbliche Mitglieder der Herrenbank bleiben ſodann 
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I) von den im angeführten Konftitutiong> Edift F. 4 
aufgeführten Landſtaͤnden, auffer den Prinzen Unferes 
Haufes: Die Frau Erzberzogin Hermine von Defters 
reih, als Gräfin zu Holzapfel und Herrin zu Schaum: 
burg; der Herr Fürft von der Layen; die Herren Öra- 
fen von Waldbott- Baffenheim und Walderdorf und 
der Freiherr von Stein. 

Hiernaͤchſt bewilligen Wir 

2) die mit dem Beſitze der Graffchaft Wefterburg ver- 
bundene erbliche Landjtandfchaft zur Herrenbanf der 
gräflichen Familie von Leiningen-Wefterburg. Endlich 

3) ertheilen Wir den gefammten adelichen Gutseigen- 
thuͤmern in Unferm Herzogtbum 6 Birilftimmen bei der 
Herrenbanf, welche jie durch eben fo viele aus ihrer 
Mitte erwählte Deputirte des Adels vertreten laffen. 

Die Wahl diefer 6 Deputirten gefchieht in einer, ganz 
nach Art der übrigen Wahlverfammlungen, unter dem Vor— 
fig eines von Uns zu ernennenden dirigirenden Kommiſſa— 
rius, zu bildenden Wahlverfammlung, wozu alle Gutsei- 
genthümer vom Adel berufen werden, die zu einem Grund: 
fteuer- Simplum, mwenigjtens 21 fl. und darüber entrichten, 
oder die in den Fürftentbimern Dillenburg und Hadamar, 
fo wie in der Grafichaft Weiterburg und dem jenfeits der 
Lahn gelegenen Theile des Amtes Runkel, im gegenwär- 
tig laufenden Jahre zur Grundftener einen Beitrag von 
zufammen 84 fl. und darüber geleitet haben. 

Adelihen Guts - Eigenthümern, welche den bier be- 
fiimmten Grundjtieuerbetrag von ihren Beſitzungen nicht 
entrichten, bleibt das Recht vorbehalten, in den Wahl: 
Berfammlungen der übrigen Landeigenthämer oder Gewer- 
be-Befiger zu erfcheinen. Sie üben darin ihr Stimmredt, 
infoweit ihnen ein folches nach der gefeglichen Beſtimmung 
zuſteht, zu der Landes-Deputirtenwahl. 

Adeliche Guts-Eigenthuͤmer weiblichen Geſchlechts und 
Minorenne koͤnnen in dieſer Wahl-Verſammlung durch 
— — ihr Stimmrecht dic laffen. 
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Zwolftes Kapitel, 


Herzogtbum Sahfen-Koburg- Saalfeld, oder 
feit 1826: Sachſen-Koburg und Gotha. 


Beftandtheile und Zahl der Landftände;s Dauer des 
Amts eined Abgeordneten 5; Eigenfchaften eines folcdhen; 
Stellvertreter; Vorfchriften über die Wahlen, Leitung der- 
felben, Ablehnen der Stelle eined Abgeordneten. 


Die Berfaffungs-Urfunde für das Herzogthum Sach— 
fen - Roburg » Saalfeld enthält hierüber Folgendes 3: 
6: Matiı 
Fir alle in dem Herzogthum Koburg » Saalfeld vereinte 
Landestheile fol von jest an eine Gefammtheit von Land— 
ftänden beftehen, welche allen Theilen des Landes als ei- 
nem Ganzen gemeinschaftlich ift. 
6:9, 
Die Gefammtbeit von Landitänden wird gebildet: 

1) aus fechs Abgeordneten, welche die fämmtlichen Rit— 
terguts = Befiger im Lande aus ihrer Mitte wählen, in 
der Art, daß Drei aus dem Fürftenthbume Koburg, 
zivei aus dem Fürftenthbum Saalfeld, und Eimer aus 
dem Amte Themar auf dem Landtage erfcheinen; 

2) aus zwei Abgeordneten der Stadt - Obrigfeiten zu Ko— 
burg und Saalfeld, von welchen jede einen aus ihrer 
Mitte, ferner 

3) aus drei Abgeordneten der Städte Koburg, Saalfeld 
und Poͤsneck, von welchen jede einen aus ihren Bür- 
gern zu wählen hat, und 





1) Herzoglih Sachſen-Keburg. Verf. Urk. vom 8. Auguſt 1821 
j. 34, 35 bis 62. — ©, Konftitutionen der europäifchen Staa: 
ten. Th. IV. Seite 50. — Die Beftimntangen der Verordnung 
vom 30, Oftober 1820, welche die Wahlform der Stände re— 
gulirt, find in die DVerfaffungs: Urkunde aufgenommen worden. 
Diefe Verordnung fteht übrigens in den Konflitutionen der eu: 
ropäifchen Staaten, Th. IV.3S, 39, 
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4) aus jechs Abgeordneten der übrigen Städte und ſaͤmmt— 
lichen Dorfs ; Gemeinden ; fo daß aus jedem Amt mit 
Inbegriff der einbezirkten Städte, einer der Eingefef- 
jenen gewählt wird. 

5 1 

Seder Abgeordnete wird nur auf den Zeitraum vom 
Anfang einer ſtaͤndiſchen Verfammlung bis zur nächlten, 
mithin in der Regel auf jehs Jahre (Ste Abtheilung in 
dem von Sachſen-Koburg handelnden Kapitel $. 1.) ge 
wählt, und bleibt bei gleichen Eigenſchaften von neuem 
wählbar. Findet ſich der Landesherr veranlaßt, eine ftän- 
diſche Berfammlung früher, oder vor dem Schluß ihrer 
Gejhäfte aufzulöfen, fo erlöfchen dadurd die bisherigen 
Wahlen, und es tritt vor der Wiedereröffnung der neuen 
Stände - Berfammlung , welhe in diefem Falle binnen 
ſechs Monaten gefchehen foll, eine neue Staͤnde-Wahl ein, 

$. 4. 

Zur Theilnahme an der Stände: Wahl find im Alfge- 
meinen nur diejenigen Staatsbürger berechtigt, welche im 
vollen Genuß des Staats-Bürgerrehts fich befinden, und 
welche niemals wegen eines mit peinlicher Strafe gefeglich 
bedrohten Berbrechens, wenigitens nicht ohne nachher er- 
folgte gänzliche Losfprehung, im Unterfuchung, oder wer 
‚gen Schulden, wenigfteus nicht ohne völlige Befriedigung 
ihrer Gläubiger, in Konfurs befangen waren. 

F. | 

An der Wahl der von den Ritterguts = Befizern im 
Lande zu mählenden Abgeordneten und Stellvertreter zur 
Stände-Berfammlung fol jeder Befizer eines im Lande 
gelegenen Ritterguts, dem Feines der allgemeinen Erfor- 
dernifje abgeht, ohne Ruͤckſicht auf Stand, Dienftverhältniffe 
und Wohnort Theil nehmen und mehrere Befiger eines Rit- 
terguts haben einen von ihnen zur Stimmführung zu be— 
vollmächtigen. Bei der Wahl zu Deputirten und Stell: 
vertretern iſt jedoch auch jeder der übrigen Mitbefiger, in 
wiefern er ſonſt die gefeglichen Eigenſchaften hat, wählbar, 
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nur mit der Befchränfung, daß aus den fammtlichen Be— 
fitern eines Nitterguts für einen und denfelben Landtag 
nur Einer als Deputirter oder Gtellvertreter erfcheinen 
kann. Eheweiber, melde ein Rittergut befigen, Fönnen 
diefe Theilnahme von ihrem Chemanne ausüben laffen, 
und dem Chemann verbleibt diefe Theilnahme auch nach 
dem Tode der Befigerin fo lange, als demfelben vermöge 
der väterlichen Gewalt, der Nießbraud) des von der Ehe- 
frau den Kindern binterlaffenen Gutes zufommt. 
———— 

In den Städten wird in der Regel zur Wahlberechti— 
gung, außer den allaemeinen Bedingniffen ($. 4), das 
erlangte Bürgerrecht, verbunden mit wefentlicher Wohnung, 


erfordert. 
PIE 


In den Dörfern ift auf gleiche Weife zur Theilnahme 
an den Wahlen das Nachbarrecht und der Befiß eines Haus 
fes noͤthig Sedoch ſtimmen die Geiftlichen auf dem Lande 
und die font dafelbit fich befindenden Staats- Diener auch) 
ohne diefe Bedingung mit der Gemeinde ihres Orts. 

$. 8. Ä 

Die Wahl der Abgeordneten für die Ritterguts-Befiger 
und Stadt-Obrigfeiten gefchieht unmittelbar durch Die 
Wahlberechtigten aus der treffenden Kaffe felbft, die Wahl 
der übrigen Abgeordneten aber gefhieht durch Wahlmaͤn— 
ner. Sm den Städten wählt, unter Feitung der Ctadt- 
Obrigkeit, jedes Viertel vier Wahlmänner, in den Amts 
Bezirken wählt, unter Leitung einer Amtsperſon, jedes Dorf, 
welches unter 50 Häufer hat, einen Wahlmann, Dörfer 
von 50 — 74 Häufern wählen zwei, Dörfer von 75 — 99 
Häufern wählen drei Wahlmänner, und fo weiter in dem 
Berhältniß zu 25 Häufern. Die Wahlmänner in den Städ- 
ten Koburg, Saalfeld und Poͤsneck wählen, unter Leitung 
eines Regierungs-Kommiſſaͤrs, die Abgeordneten aus der. 
Bürgerfchaft und die Wahlmänner aus den Aemtern und 
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einbezirkten Staͤdten, unter Aufſicht des treffenden Amtes, 

aus deſſen Bezirk die Deputirten und Stellvertreter. 

—X 

Bei der Theilnahme an der Staͤnde-Wahl gilt durch— 
gaͤngig die Regel, daß die Waͤhler und Wahlmaͤnner die 
Abzuordnenden aus ihrer Wahl-Klaſſe wählen und daß 
ein Wähler oder Wahlmann bei der Wahl der Mitglieder 
einer Händifchen DVerfammlung nur einmal feine Stimme 
geben, und bierin niemals in doppelter oder mehrfacher 


Eigenfchaft handeln kann. 
6: 40, 


Die allgemeinen Erforderniffe eines Wahlmanıed und 
eines Mitgliedes der Stände -PVerfammlung find: 

1) Bekenntniß zur chriftlichen Religion, ohne Unterfchied 
der Konfeffion; 

2) das Staats - Bürgerredht; 

3) dreißigiähriges Alter; 

4) Unbefcholtenheit des Rufs, indem fein Mitglied. der 
ftändifchen Berfammlung wegen eines gefeglichen,, mit 
Kriminalitrafe bedrohten Verbrechens, ohne unbedingt 
erfolgte Freifprehung, in Unterfuhung gefommen, 
oder auch ohne vollftändige Befriedigung feiner Gläus 
biger, im Konfurs befangen gewefen feyn darf. Endlich 

5) kann ein Mitglied der Stände weder unter väterli; 
cher Gewalt, noch unter Bormundfchaft, noch unter 
Privat - Dienfthberrichaft ftehen. 

$ IR 

Bei der Klaffe der Ritterguts-Beſitzer fönnen auch Die 
Bäter, die den Nießbrauch an den Gütern ihrer Rinder 
haben, und die Ehemänner von den Weibern, denen Rit— 
tergüter eigenthümlich zugehören, zu Abgeordneten bei der 
Stände - Berfammlung gewählt werden. Gleiches gift auch 
von dem, der fich nicht im alleinigen Befig, fondern nur 
im Mitbefiß eines Rittergut mit Einem oder Mehreren 
befindet. 
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86812 

Die Abzuordnenden von den Staͤdten und Dorf-Ge— 
meinden ſollen entweder den Zefiß eines im Lande belege— 
nen fchuldenfreien Vermögens von 5000 fl. rhein. oder ein 
unabhängiges reines Einfommen von jährlicdy 400 fl. rhein. 
nachweifen oder eidlich verfichern Eönnen. 

$. 13. 
Bei den Abgeordneten aus den Städten und Dörfern 
it nach obigen Bedingungen weſentliche Wohnung im Lande 
erforderlich, bei den aus den Nitterguts- Befisern aber, 
wird diefe ausnahmsweiſe nicht verlangt. Perſonen, welche 
in wirklichen Dienften eines andern Staats ſtehen, fünnen 
chne ‚befondere Bewilligung des Landesherrn nicht zur 
Wahl gelangen. 
$. 14. 

Die Wahl der Stände » Mitglieder und eines Stellver- 
treter8 fir jedes derfelben gefchieht jedesmal vor Eröff- 
nung eines neuen Landtags, auf vorgängige Anordnung 
des Landesherrn. Für die Nitterguts - Befiger und Abge— 
ordnieten von den Städten Koburg, Saalfeld und Poͤsneck 
wird der Wahltag unmittelbar von der Landes-Regierung, 
ſechs Wochen vorher im Negierungs - Blatt befannt ger 
macht, und der zur Leitung des Wahl-Geſchaͤfts beftimmte 
Kommiſſarius ($. 13) ernannt. Für die übrigen Stände 
erfolgt dieje Befanntmachung ebenfalls fehs Wochen vor- 
ber durch Öffentliche Anfchläge an jedem Ort, von den das 
Wahl: Gefhäft leitenden Behörden ($. 18). Die ohne 
ſolche Befanntmahung eigenmäctiger Weife vorgenomme- 
nen Wahlen find ungültig und firafbar. Die Wahlen wer- 
den übrigens da, wo fie in einem Tage nicht beendigt 
werden fönnen, jedesmal an den nächftfolgenden fortgefegt, 
und jo ohne Unterbrechung vollendet. 

GB: 

In der Regel werden die Wahl: Verfammlungen von 
den Nitterguts » Befigern in dem Negierungs- Gebäude zu 
Koburg, für die Abgeordneten aus den Städten Koburg, 
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Saalfeld und Poͤsneck, auf den dafigen Ratbhäufern, und 
für die von den übrigen und den Derf- Gemeinden zu 
wählenden Stände in den Lokalen der treffenden Juſiiz— 
Aemter gebalten. Die den Wahl: Aft leitenden Behörden 
fönnen jedoch nach Befinden auch ein anderes fchicfliches 
Lokal dazu wählen, und haben den bejtimmten Drt bei der 
Befanntmahung des Wahltags jedesmal anzugeben. 
5'250 

Vor jeder Wahl der Wahlmänner haben die leitenden 
Behörden ſich vollitändige Verzeichniffe der Wahl: Berecdh- 
figten ihres Bezirks zu verschaffen, und diejenigen, welche 
bei dem Wahl-Aft, ohne die dazu erforderlichen Eigens 
fhaften erfcheinen, von der Theilnahme daran augzırs 
Schließen. 

Etwaige Befchwerden über eine ſolche Ausfchliefung 
und deshalbige Anträge auf Ehrenerffärung und Genug: 
thuung können bei dem Sujtiz » Kollegium zu rechtlicher Ver— 
handlung und Entjcheidung angebracht werden, doc kann 
dadurd der Wahl: Aft felbit feine Störung erleiden. 

—“ 

Bei ſolchen Wahlverſammlungen muß wenigſtens ein 
Drittheil der ſtimmberechtigten Einwohner des Wahl-Be— 
zirks anweſend ſeyn, außerdem wird eine anderweite Ver— 
ſammlung auf einen nahen Tag anberaumt, wo dann die 
Wahl der Wahlmaͤnner in jedem Falle vor ſich geht. Bei 
den Wahlen der Abgeordneten müfen fammtlihe Wahl: 
männer zugegen ſeyn. Blos Krankheit entfchuldigt die 
nicht yerfönliche Theilnahme und berechtigt einen folchen 
Wahlmann zur fohriftlihen Einfendung feiner Stimme, 
wobei die unten ($. 23) folgenden Bejtimmungen zu beach: 
ten find. 

$. 18. 

Zur Leitung der Wahl der Abgeordneten wird ſowohl 
für die Ritterguts - Bejiger, als für die Stadt-Obrigfeiten, 
und die Städte Koburg, Saalfeld und Pogneef ein bejon- 
derer Regierungs - Rommiffär ernannt, und die Wahlen 
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der Äbrigen Stände follen unter Auffiht und Leitung der 
erften Suftizs Beamten in ihren Amts» Bezirfen gefchehen. 
Die leitenden Behörden erhalten übrigens für diefe Arbeit 
feine Gebühren, fondern nur ihre gehabten Auslagen aus 
der Landes - Kafje erfeßt. 

$. 19. 

Die Wahlberechtigten Fönnen bei der Abftimmung nur 
in eigner Perfon, nicht durch Bevollmächtigte handeln, und 
nicht fich felbjt ihre Stimme geben. 

$. 20. 

Den Nitterguts - Befißern ift nachgelaffen, ihre Abſtim— 
mung in eigenhändig gefchriebenen und mit ihren vollen 
Namen unterzeichneten Wahl: Zetteln abzugeben. Die Ans 
wefenden fiimmen in der Ordnung ab, wie fie fih zum 
Mahltag angemeldet haben, und die Abwefenden haben 
ihre Abftimmung bis zum Wahltag einzufenden. Die Er— 
Öffnung der Wahlzettel gefchieht, in Gegenwart der Er- 
fchienenen, und die drei zunächft wohnenden Nitterguts- 
Befier werden ausdrüclich dazu eingeladen. Jeder Nit- 
terguts-Beſitzer hat übrigens feine Abjtimmung in Gemäß- 
heit des S. 23 einzurichten. 

5.424, 

Die Wahl: Berechtigten der übrigen Stände haben ihre 
Abftimmung dem zur Leitung des Wahl - Gefhäfts Beauf- 
tragten mündlich und einzeln zu eröffnen. 

ee? 

Seder Wahl» Berechtigte leiftet vorher das Handgelöb- 
niß, daß er nach inniger Ueberzeugung für das Beſte des 
Landes feine Stimme abgeben werde, und daß er hierzu 
weder überredet worden, noch fenft etwas erhalten habe, 
oder annehmen werde. Collten dennoch Empfehlungen 
oder Werbungen vorfommen, fo wird die dadurch bemirfte 
Wahl ungültig, eine anderweite nöthig, und die Schuldi- 
sen verlieren, mit Borbehalt anderer gefeßlicher Strafe, 
ihr Wahlrecht. 
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9. 23. 

Bei der Wahl der Abzuordnenden und Stellvertreter 
felbjt werden ſowohl bei derjenigen, die unmittelbar durd) 
die Wahl: Berechtigten gefchieht, als bei der Wahl, die 
durh Wahlmänner vollzogen wird, von jedem Wählenden 
für die doppelte Zahl der Abzuordnnenden, Kandidaten nam: 
haft gemacht, und wenn diefes gefchehen ift, durch die das 
Wahl» Gefchäft leitende Behörde die Namen in Ordnung 
fo zufammengejtellt, daß derjenige, welcher die meijten 
Stimmen erhalten bat, al3 erwählter Deputirter für die 
Stände-Berfammlung, und fo nach Mehrheit der Stim- 
men die übrigen als Stellvertreter angefehen werden. Träfe 
es fi) jedoh, daß die Wählenden oder Wahlmänner auf 
gleiche Perſonen gefallen ſeyn follen, fo geht derjenige als 
Deputirter oder Stellvertreter dem Andern vor, der vor 
dem Andern namhaft gemacht worden ift. Wäre aber auch 
die Drdnungszahl, in der die Kandidaten namhaft gemacht 
wurden, gleim, fo entfcheidet das Loos. Sollten alle 
Stimmen eine Verfon treffen, fo wird der Stellvertreter 


befonders gewählt. 
a; # 


Ablehnen fann ein Gewählter die Stelle eines Abgeord- 
neten nur, wenn er Staats- Diener ift oder wegen ärztlich 
befcheinigter Krankheit, oder wegen häuslicher Unentbehr- 
lichfeit, die feine obrigfeitliche Behörde zu beglaubigen hat. 

$. 25. 

Ueber die Wahlhandlungen werden von den Kommif- 
farien entweder felbit, oder durch beizuziehende verpflichtete 
Sefretarien, und bei den Juſtiz-Aemtern durch den zwei— 
ten Beamten oder einen verpflichteten Aftuar, ausführliche 
Protofolle mit genauer Bemerfung jedes Stimmenden und 
feiner Abftimmung aufgenommen, von den Kommiffarien 
und erfien Beamten unterjchrieben und nebit den Aften, 
mit einem, die Namen der Gewählten und deren Stellver- 
treter enthaltenden Bericht, an die Landes - Regierung ein— 
gejender. 





| 
| 
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G: 26. 
Die Landes: Regierung prüft dann ohne Zeitverluft die 
ſaͤmmtlichen Wahlen, nnd fendet die Aften mit ihren gut» 
achtlihen Anträgen berichtlih an das Landes - Minijte- 


rium ein. 
$. 27, 


Die hierauf eingehenden Nefolutionen werden ſowohl 
den leitenden Behörden, als den genehmigten Gewählten 
und ihren Stellvertretern befannt gemacht, und wegen der 
etwa erforderlihen neuen Wahlen wird das Nöthige an- 


geordnet. 
— 


Abweiſende Reſolutionen werden jedesmal mit Gruͤnden 
verſehen; dem Nichtgenehmigten aber iſt es geſtattet, ſich 
an die Staͤnde-Verſammlung um Interceſſion bet dem Lan— 
desherrn zu wenden. Beim Zurücweifen eines Gemwähl- 
ten tritt der Stellvertreter, für dieſen aber derjenige ei, 
der nach ihm die meiften Stimmen hat, und wenn ein fol: 
cher nicht vorhanden ift, erfolgt eine neue Wahl. 








Dreizehntes Kapitel. 


Herzogtbum Sadhfien- Koburg- Meiningen oder 
feit 1826 Sabhfen-Koburg und Gotha. 


Drei Stände, Landtage, ordentliche und außerordent- 
fiche,, Abgeordnete, welche der Regent ernennt, Zahl der 
Abgeordneten uͤberhaupt und aus jedem Stand, Gtellver- 
treter, Eigenfchaften der Wähler, Rittergüter, deren Be— 
fiser das Wahlrecht zufteht, Städte und Bezirfe, melde 
zu wählen haben, Borfohriften über die Wahl, Dauer der 
Eigenschaft als Abgeordneter, Ausfchlagen des Amts als 
Abgeordneter, Leitung der Wahlhandlung, ungültige Wahlen. 


Hierüber befiimmt das Herzoglih Sachfen- Meiningifche 
Grundgefeb Folgendes 9: 


1) Grundgefeg über die landſtändiſche Verfaffung des Herzogthums 
Sachfen: Meiningen vom 4 September 1824 99. 2, 3, 48, 49 
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u © 

Drei Stände find in dem Herzogtbum Sachfen-Meinin- 
gen als Landitände anerfannt, der Stand der Nitterquts- 
Befiter, der Stand der Bürger und der Stand der Bauern. 

5; 

Diefe Stände bilden die Landfchaft, aus ihrer Mitte 
werden Abgeordnete gewählt und durch dieſe fammtliche 
Staatsbürger vertreten ). 

wer? 

Die Berfammlung der auf verfaffungsmäßige Weife er: 
wählten Iandjchaftlihen Abgeordneten bildet den Landtag. 
$. 4. 

Die Landtage theilen fih in ordentlidhe und außeror- 
dentliche. 

£ „Bi 

Aus jedem der drei Landitände, nämlich aus den Rit- 
terauts = Befigern , aus den Bürgern und aus den Bauern 
ernennt der Regent einen Abgeordneten zum Landtag. Der- 
jenige, welcher vom Regenten hierzu aus dem Stande der 
Rittergutsbefiger erwählt wird, tit Land» Marfchall und 
verliert diefe Stelle nur dann, wenn zwei Drittheile der 
gefammten Landichaft beim Negenten darauf antragen und 
ihren Antrag mit triftigen Gründen unterftügen. 

&, 6 

Fir das gefammte Herzogtum werden 21 Abgeordnete 
als Bolfsvertreter erwählt, 7 von dem Stand der Ritter: 
guts-Beſitzer, 7 aus dem Stande der Bürger und 7 aus 
dem Stande der Bauern, alles mit Einfchluß derer, welche 
der Regent zu ernennen hat. 


zum Theil, 11, 15 big 47. — ©. Ronftitutionen der europäi- 
fhen Staaten. Th. IV. 5. 1007. 
2) Die bisherige, nur auf einen Theil des Herzogthums, nämlich 
das Unterland, Bezug habende Landfchaft wird als aufzelöft 
- betrachtet, fobald das Grundgeſetz verfündet it. $.5 des Grund 
geſetzes. 
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a 
Aus dem Stande der Ritterauts s Befißer werden 2, 
aus dem Stande der Bürger und Bauern aber für jeden 
Abgeordneten auch ein Stellvertreter gewählt. 


Allgemeine Beftimmungen über die Wahl der 
Abgeordneten. 
5: 

Seder Wähler muß das ‘25. Lebensjahr erreicht haben, 
feinen Willen ſelbſtſtaͤndig erflären koͤnnen, ſich zur chriſt— 
Iihen Religion befennen und im unbefcholtenen Rufe fie: 
ben, auch nicht in einen felbfiverfhuldeten Konkurs 


verfallen feyn. 
$. 9, 


Die Wahlen gefchehen nach abfoluter Stimmen - Mehr: 
heit der Wähler und zu einer gültigen Wahl müffen zwei 
Drittel derfelben verfammelt gewefen ſeyn und gejtimmt 


baben. 
$. 10. 


Staats» und Hofdiener find von den Wahlen nicht aus— 
gefehloffen, fondern wählen in dem Stande, in welchem fie, 
nach ihren ftaatsbürgerlichen Verhältniffen, eingereiht find. 
Sie bedürfen aber zur Annahme des Amtes eines land- 
fchaftlichen Abgeordneten die ausdruͤckliche Erlaubniß des 


Landesherrn. 
$. 1: 


Wahl der Abgeordneten aus dem Stande der 
Ritterguts-Beſitzer. 

Das Wahl⸗-Recht zur Beſtimmung der ritterſchaftlichen 
Abgeordneten ſteht dermalen zu, den Beſitzern folgender 
Guͤter: 

Allendorf, Almerswind, Bauerbach, Behl; 
rieth, Berkach, Bibra, Craimer, Dietlas, Eh 
nes, Einnoͤdhauſen, Ellinghauſen, Frauenbrei— 
tungen, Friedelshauſen, Geba, Gleicherwieſen, 
Gleimershauſen, Grumbach, Harles, Heſelbach, 
Huͤttenſteinach, (Hammerwerk), Fuͤchſen, Katz— 
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berg, Kaͤtzerede, Melkers, Metifefche Lehnſchaft, 
Niederſchmalkalden, Nordheim, Oberellen, Ober— 
Faß, Oberrohn, Rabelsgrube, Ruppershauſen 
Roͤhrigshof, Roſa, Roßdorf (v. Wechmar), Roßdorf 
(v. Geyſo) Rupprechtshain, Salzungen(v. Buttlar), 
Salzungen (von Reckordt ad dies vit.), Stepfers— 
hauſen, Steinach (Hammerwerk), Seimershauſen, 
Schwellungen, Sorge, Traͤbes, Unterlind, Wall— 
dorf (v. Bibra), Walldorf (v. Diemar), Welkers— 
hauſen, Wenigenſchweina, Wernshauſen und 
Todenwarth, Weiſſenbrun, wegen der Lehenſchaft 
zu Mengersgereuth, Wildenheid, wegen der Lehenſchaft 
zu Schwaͤrzdorf, Wildprechtrode; dieſes Wahlrecht 
kann der Regent kuͤnftig auch andern dazu geeigneten Guͤ— 
tern ertheilen. 
5 12. 

Sedes Gut hat bei den Wahlen Ein Stimm-Recht, da: 
ber müffen die Befiger eines gemeinfchaftlichen Guts fich 
über ihre Abftimmung vereinigen und wo eine foldhe Ver— 
einigung nicht zu Stande fommt, da gilt die Abjtimmung 
des Älteften der Befiger. 

| 6. 33; 

Die Verhandlung gefchieht in der Reſidenz unter der 
Leitung eines hierzu von dem Landesherrn zu bevollmächtigen- 
den Ritterguts-Beſitzers und fammtliche Wähler haben fich 
entweder perſoͤnlich einzufinden oder ihre vota verfiegelt 
einzufenden, oder auch ihre Abjtimmung durch einen Bes 
vollmächtigten,, der fih mit einer Special - Snftruftion zu 
legitimiren hat, abgeben zu laffen. 

$. 14 


Wahl der Abgeordneten aus dem Stande der 
Bürger. 
Die! Refidenzftadt Meiningen wählt 1. Abgeordneten, 
1. die Landftadt Salzungen, 
1. > 5 Wafıngen, 
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1. die Landftadt Roͤmhild, 
5 2 Sonneberg, 
1552 s Schalfau. 

Die Wahl: Handlung gefchieht unter der Feitung eines 
Herzoglihen Kommiſſaͤrs und es find nur diejenigen zur 
Wahl berechtigt, die außer den $. 3 bedungenen allgemeiz 
nen Erforderniffen das Bürgerrecht in der Stadt befigen 
und ausiben. Gie werden im Ganzen, oder in fchielichen 
Abtheilungen zum Abgeben ihrer Wahl-Stimmen vorgeladen. 

S. 15. 

Waͤhlbar ift nur derjenige unter den Wählern, der ein 
beftenertes Befisthbum hat oder ein bejteuertes Gewerbe 
treibt und ein unabhängiges Cinfommen von wenigſtens 
300 fl. rhein. jährlich genießt. 

8 
Wahl der Abgeordneten aus dem Stande der 
Bauern 

Sm Stande der Bauern find Diejenigen zur Wahl be- 
rechtigt, welche zu einer Landgemeinde gehören, ein Haus, 
oder wenigitend 6 Aecker Grundeigenthum befigen und nicht 
fchon mitjtimmen bei der Wahl der Tandichaftlichen Abges 
ordneten aus einem der 2 höheren Stände. Zur Erleich— 
terung der Wahl im 3. Stande werden 3 Wahl - Bezirke 
gebildet: 

der erfte Bezirf begreift die famntlihen Amts— 
und Patrimonialgerichts - Ortfchaften der Aemter Meinin- 
gen, Moßfeld und Roͤmhild, der zweite faßt fämmtliche 
Drtfchaften der Aemter Wafungen und Sand, Frauenbrei- 
tungen, Salzungen und Altenftein in fih; der Dritte 
Wahl-Bezirk befteht aus den DOrtjchaften der 3 Aemter 
des Oberlandes, Sonneberg, Schalfau und Neuhaus, 

Be v2 

Aus jedem diefer Bezirke find 2 landfchaftliche Abgeord- » 

nete und 2 Stellvertreter zu wählen. 


— | 
Zu dem Ende wählt jeder Ort, der bis 50 Haͤuſer 
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zahlt, einen Wahlmann, jeder Ort von mehr als 50 Häus 
fern aber zwei. Einzeln gelegene Häufer werden zu dem 
Dorfe gezählt, in welches die Bewohner derfelben zur Kirche 
geben. 

Br ER 

Die Wahl der Wahlmänner gejchieht unter der Leitung 
des Drtögeiftlihen und des Schultheißen, in der Art, daß 
jeder jtimmfähige Einwohner des Orts die von ihm getrofz 
fene Wahl auf einen Zettel fchreibt und folchen in Gegen: 
wart des DOrtsgeiftlihen, des Schultheißen und wenigfteng 
noch dreier Gemeinde- Mitglieder in ein dazu beftimmteg 
verfchloffenes Gefäß legt. 

$. 20. 

Der Drtögeiftlihe nimmt, wenn alle Zettel eingelegt 
worden find, fie einzeln wieder heraus und verlieft laut 
die darauf befindlichen Namen, welche von dem Gemein: 
de- Schreiber und noch einem Gemeindsgliede zu Papier 
gebracht werden. 

222 

Sollte bei der erfien Wahl fi nicht gleich eine abſo— 
Iute Stimmen » Mehrheit für die zu waͤhlenden Wahlmän- 
ner gezeigt haben, fo iſt unter denen, welche die mehrſten 
Stimmen erhielten, die Wahl auf die vorbejchriebene Weife 
fo lange fortzufeßen, bis mehr, als die Hälfte der abge- 
gebenen Stimmen gleich find. Theilen fih die Stimmen 
gerade in Hälften, fo entfcheidet das Loos, 

5,22, 

Nach gefhehener Ernennung der Wahlmänner haben 
ſich diefelben an einem Tage, weldyen für die erſte Wahl 
eine zu dieſem Gefhäft ernannte Organifationg-Kommiffion 
beſtimmen und, nebſt dem Ort der weiteren Wahlverhand- 
lungen in jedem Bezirfe, durch die Unterobrigfeiten be- 
faunt machen laffen wird, vor einer Kommiffion, die aus 
einem Beamten, einem Geiftlichen, oder fonftigen dazu ge— 

eigneten Bewohner des Wahl -Bezirks und einem Proto⸗ 
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£olführer, nach den Beftimmungen erfigedacdhter Organi- 
fations> Kommiffion, bejtehen fol, zu verfammeln. 
6; 23: 

Diefe Mahl: Kommiffion hat fi weder durd) Bor 
fchläge, noch auf irgend eine Weife in die Wahl einzumi- 
ſchen, fondern ihr Gefchäft befteht nur darin, den erfchie- 
nesen Wahlmännern die‘ Beranlaffung ihres Erfcheinens 
nochmals vorzuhalten und folhe mit den Eigenfchaften, 
wodurch fih Semand zu einem Bolfövertreter eignet, be- 
fannt zu machen. 

Iſt dies gefchehen, fo muß die weitere Berathung über 
die Wahl den Wahlmännern allein überlaffen werden, je— 
doc) einige Zeit darauf und jedenfall3 noch an demfelben 
Zage läßt die Kommiffion jeden Wahlmann einzeln vor 
fi fommen und fragt ihn, wem er feine Stimme geben 
wolle, nimmt die Angabe zu Protokoll und berichtet den 
Erfolg der Wahlhandlung mit Einfendung der dabei er: 
gangenen Aften an die ernannte Drganifationg-Kommilfion. 

$. 24, 
Bei Stimmen-Gleichheit entfcheidet auch hier das Loos. 
S:: 20% 

Seder Wahlmann ift verpflichtet, an dem ihm befannt 
gemachten Drte und zu der bejtimmten Zeit vor der zur 
Aufnahme der Wahlftimmen verordneten Kommiffion zu ers 
foheinen und muß, wenn ihm dies unmöglich wäre, die 
Berhinderungsgründe, von dem Schultheißen und dem Orts— 
geiftlichen befcheinigt, der Kommiffion vorlegen lafjen. 

Aka 

Kommen nicht wenigſtens zwei Drittel der Wahlmän- 
ner eines Wahl: Bezirks zufammen und müßte fonach ein 
anderer Wahltag anberaumt werden, fo fallen die hier- 
durch veranlaßt werdenden Koften auf die Wahlmänner, 
welche, ohne triftige und befcheinigte Berhinderungsgründe 
bei dem zuerft anberaumten Wahltage fehlten. 


Ta 47 65 
Die bier bei der Wahl der Abgeordneten aus dem Stande 
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der Bauern gegebenen fpeciellen Beftimmungen ſollen, in 
analogen Fällen, auch bei den Wahlhandlungen in den an- 
dern Ständen Anwendung finden. 

$. 28. 

Alle Landtags» Abgeordneten werden nur auf 6 Sabre 
gewählt, nach Verlauf der erften ſechs Sahre kann der 
Land - Marichall, in Uebereinftiimmung des Negenten mit 
der Landſchaft auf Lebenszeit ernannt werden. Sn diefem 
Fall wird, bei einer neuen Wahl der Iandfchaftlichen Abs 
geordneten, der Negent feinen aus dem Stand der Ritter: 
guts-Beſitzer erwählen. 

$. 29. 

Sollte ein Abgeordneter während der 6 Jahre, auf die 
er gewählt ift, abgehen, welches durch den Tod, durch frei: 
williges Austreten, oder durch den Verluſt der zu einem 
Iandihaftlihen Abgeordneten geſetzlich gehörenden Eigen- 
ſchaften, geſchehen kann; fo tritt ein Stellvertreter für ihn 
ein: fehlt auch diefer, fo muß auf die noch übrige Zeit der 
6 Sahre eine neue Wahl angeordnet werden. Diefe fann 
bei den Rittergufs - Befigern, in einem folchen Fall, auch 
durch Einfendung verfiegelter Wahlzettel an den landſchaft— 
lihen Borftand gefcheben. 

$. 30. 

Nach jeder Wahl darf der Gewählte das ihm angetra- 
gene Amt ausfchlagen, weil man voraugfegen muß, daß 
Niemand, ohne die allerwichtigften Gründe, fich einem fo 
efrenvollen Amte entzichen werde. 
| 5. SE | 

Die oberjte Leitung ſaͤmmtlicher Wahlen wird fürs erite 
einer befonderen Drganifationg - Kommiffion übertragen, 
bei fpäterhin nothwendig werdenden Wahlen beforgt diefe 
Geſchaͤfte der landfchaftliche Voritand. 

6: 32; 

Demnach werden fämmtliche Wahl - Protofolle von den 
Wahl-Berfammfungen in den 3 Ständen das Erftemal 
der Drganifations-Kommiffion, Fünftig aber dem land: 

I. Be, 12 





178 


fchaftlichen Vorftand übergeben, dafelbjt geprüft und mit 
Bericht dem Negenten zur Beftätiaung vorgelegt. 
538. 

Sind die Wahlen guͤltig und genehmigt, ſo erfolgt, das 
erſtemal, durch die Organiſations-Kommiſſion, fernerhin 
aber durch den landſchaftlichen Vorſtand, die Einberufung 
zum Landtag. 

$. 34. 

Iſt die Wahl von der unterſuchenden Behörde für un— 
gültig befunden worden, fo trägt diefe bei dem Fürften, 
mit Darftellung der Gründe, auf Vernichtung derfelben an. 
Sede Wahl eines Wahlmannes, oder eined Abgeordneten, 
welche den gefeglichen Beftimmungen über die Fähigfeit zu 
einer folchen Stelle nicht entfpricht, ift ungültig. 

$. 35. 

Ung"ltig mit Vorbehalt der Beſtrafung des dabei vor; 
gefommenen Verbrechens, ift ferner jede Wahl, welche 
durch Geld oder Geldeswerth erwirft worden ijt, inglei- 
chen jede Wahl, von welcher fich erweifen läßt, daß fie 
zufolge gemachter VBerfprechungen von Gunft oder Vortheil 
irgend einer Art, oder zufolge gefchehener Bedrohungen 
mit Nachtheil irgend einer Art erfolgt ift. 


Vierzehntes Kapitel. 


* 


Herzogthum Sachſen-Hildburghauſen oder ſeit 
1826: Sachſen-Altenburg. 


Allgemeine Beſtimmungen; Stand der Ritterguts-Be— 
ſitzer, der Buͤrger, der Bauern und der geiſtliche Stand; 
Zahl der Deputirten im Ganzen und aus jedem Stand; 
Art ihrer Ernennung; Stellvertreter; allgemeine Erforder- 
niffe eines Deputirten; befondere Eigenfchaften der Depu— 
tirten aus den einzelnen Ständen; Dauer der Vertretung; 
Anordnung und Leitung der Wahlen. 
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Die Sachen Hildburgbaufifche Berfaffung beftimmt hieruͤ— 
ber Folgendes 9: 
ur 
Allgemeine Beftimmung. Das ganze Land und 
ſaͤmmtliche Untertbanen werden in allen Angelegenheiten 
zwifchen Regenten und Bolf durd) verfafjungsmäßige Ab- 
geordnete: Deputirte vertreten, deren Gefammtheit die Land— 
ihaft ausmacht. 
5.8 
In Rücficht der bisherigen vorzugsmweifen Berechtigung 
zur Landfiandichaft wird die Eintheilung der Abgeordneten 
nad Klaffen oder Ständen beibehalten und neben den big- 
berigen Ständen, der Nitterguts + Befiger (Nittergüter) 
und Bürger (Städte) noch der alle Landbewohner umfaf- 
ſende Stand der Bauern (Aenter) und der geiftliche Stand 
in die Landichaft eingeführt. 
Gb 
Zahl der Deputirten. Die Zahl der Abgeordneten 
wird auf achtzehn feitgefetst, nämlich: Sechs aus den Be- 
fißern der, mit dem Recht der Landftandfchaft bereits ver- 
fehenen, oder Fünftig damit zu beleihenden Rittergüter; 
fünf aus den Bürgern der Städte Hildburghbaufen, Eisfeld, 
Heldburg, Königsberg, Ummerftadt; fechs aus den Einge- 


feffenen der Aemter Hildburghaufen, Eisfefd, Heldburg, Son: 


nenfeld, Königsberg, Behrungen, mit Einfhluß der entfern: 
tenDrtichaften undlinterthanen. _ aus dem geiftl.Stande. 


Art ihrer ng Ihre Ernennung gefchieht 
durch freie Wahl der Nepräfentirten. Jede Klaffe wählt 
die ihr zufommenden Abgeordneten aus ihrer Mitte, die 
Ritterfchaft die ihrigen gemeinfchaftlih, von den Städten 
und Aemtern aber jedes Einen aus feinen Eingefeffenen. 

6: 
Aufftellung von Stellvertretern. Zugleich wer- 





| 
— 


1) ©. Hildburgh. landſt. Verfaſſung vom 27. November 1817 
65. 1. zum Theil, 6, 7, 3 .. 15. — Siehe Konftiturionen der 
rciſchen Staaten. Th. III. S. 388. 

4922 
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den für die Deputirten der Nittergüter zufammen zwei und 
für jeden der übrigen Abgeordneten Eın Stellvertreter er- 
nannt, in Anfehung deren ebenfalls gilt, was in der Folge 
von den Deputirten gefagt wird. 
De Di 
Allgemeine Erforderniffe eines Deputirtem, 
Mer zu einem Deputirten wahlfähig feyn fol, muß 
a) fich zur chriſtlichen Religion befennen, 
b) feinen Willen felftftändig erflären fönnen und das 
29. Sahr zurückgelegt haben, 
ec) von unbefcholtenem Rufe und nicht im Konkurs be- 
fangen jeyn. Der in Konkurs Verfallne ift nach def- 
fen Beendigung wieder wählbar, wenn er ohne fein 
Berfchulden darein verfallen war, und fämmtliche Schul: 
den in der Folge, bei Verbefferung feiner Vermögens: 
Umftände, vollftändig berichtigthat. Vater und Sohn, 
ingleichem Brüder fünnen nicht zu gleicher Zeit Depu- 
tirten- Stellen befleiden. Creignet fich ein ſolches Zus 
fammentreffenz; fo giebt die frühere Wahl, und wenn 
diefe nicht entjcheidet, das höhere Alter den Vorzug. 


See Ei 
Bejondere Eigenfchaften 


a) eines ritterfhaftlihen Deputirten. Zur Be 
fleidung der Stelle eines Abgeordneten der Ritterguts— 
Befiger ift erforderlich, der Beſitz oder Mitbefiß eines 
mit Repräfentationg »NRecht in dieſer Klaffe verfehenen 
(immatrifulirten) NRitterguts. Bon mehreren Befigern 
eines folhen Guts find alle zugleich wählbar. Es ift 
nicht nöthig, daß der Gewählte im Rande wohne, wenn 
er fich nur in einem deutfchen Bundes» Lande aufhält. 

——— 

b) Eines ſtaͤdtiſchen Deputirten. Die Wahlfaͤ— 
higkeit eines Deputirten des Buͤrger-Standes erfor— 
dert die Erlangung des Buͤrger-Rechts und deſſen 
wirkliche Ausuͤbung in den Gemeinde-Verſammlungen. 
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ce) Eines Amts-⸗Deputirten. Ein Vertreter des 

Bauern» Standes muß entweder das Nachbarrecht ei: 

ner Dorf» Gemeinde haben, oder Eigenthümer eines 

nicht immatrifulirten Gutes, oder einer Fabrik des zu 
vertretenden Bezirfd, und in diefem wohnhaft feyn. 
$. 10. 

Fall des Zufammentreffeng diefer Eigenfhaf; 
ten. Diejenigen, welche verfchiedenen Ständen zugleich 
angehören, find nur in einem und zwar immer in dem 
obiger Ordnung nach, früheren wählbar. 

$. -11. 

Gigenfhaften des geiſtlichen Deputirten. Der 
geiftlihe Deputirte wird immer aus der höheren Geiftlich- 
feit genommen. 

5:4 12; 

Dauer der Bertretung. Erneuerung der Wahl. 
Die Wahl aller Deputirten gefchieht auf fechs Sabre. Nach 
deren Ablauf, oder wenn eine frühere allgemeine Auflö- 
fung der Repräfentanten erfolgt, wird eine neue Wahl 
angeordnet, wobei jedoc) die Ausgetretenen, wenn fie die 
oben beftimmten Eigenfchaften nicht verloren haben, immer 
wieder gewählt werden Fönnen. Erfolgt der Abgang eines 
Deputirten aus irgend einem Grunde vor Beendigung der 
Vertretungszeit; fo tritt deſſen Stellvertreter ein, und wenn 
auch diefer fehlt, wird fofort zu einer Ergänzungs- Wahl 
gejchritten. 

⸗ $.... 13, 

Anordnung und Leitung der Wahlen. Die An— 
ordnung allgemeiner Wahlen ergeht vom Regenten an die 
Landes-Negierung, welcher die oberfte Leitung derielben . 
zufteht. Alle hierbei vorfommenden Gefhäfte werden fo- 
fkenfrei beforgt. Ein befonderes Regulativ beitimmt die 
Art und Weife, wie fämmtliche Wahlen für das Erjtemal 
zu vollziehen find, welchem, wenn die Bolfswahlen in Gang 
gebracht find, eine definitive Wahl-Ordnung folgen wird. 
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§. 14. 

Pruͤfung der Wahlen. Sobald die Wahlen been- 
digt find, fendet die Negierung die eingegangenen Wahl- 
Berichte mit den Wahl-Aften und ihrem Gutachten über 
die Gültigkeit des ftattgefundenen Verfahrens an den Lan— 
desherrn ein. Sit das Verfahren unverwerflich, fo wird 
der Sandfchaftlihe Ausschuß, unter Mittheilung der Akten, 
davon in Kenntniß gefeßt. Im Gegentheil aber erfolgt 
fofort die Verfügung einer andern Wahl. Findet der Aus— 
fchuß bei den Wahlen ein Bedenfen, fo hat er dieſes mit 
vollftändiger Darlegung feiner Gründe dem Negenten un- 
gefäumt anzuzeigen, und auf Anordnung einer nochmalis 
gen Wahl anzutragen. Unguültig ift die Wahl, bei welcher 
die gefeglichen Formen, oder die Vorfchriften über die Ei- 
genjchaften der Deputirten nit beobachtet worden find, 
oder welche durch Belebung, Berfprechungen oder Dro— 
hung zu Stande gefommen if. Sm legten Falle findet 
neben der Nichterflärung der Verhandlung, noch eine Be: 
firafung des dabei vorgefommenen Verbrechens durch die 
Suftiz- Behörde Statt. 


—— 


Sünfzehntes Kapitel. 
Fuͤrſtenthum Schwarzburg-Rudofftadt. 


Zahl der VBolfs-Repräfentanten ; Beftandtheile der land— 
ſtaͤndiſchen Verſammlung; Borfchriften über die Wahlen; 
Dauer des Amts der Landes - Nepräfentanten. 


Hierüber verfügt die Verordnung wegen Einführung 
einer landſtaͤndiſchen Verfaffung Folgendes '): 
Su; 8 
Sn dem Fuͤrſtenthum Schwarzburg-Rudolftadt fol Die 
Bolfs- NRepräfentation aus 18, durch freye Wahl zu ernen- 


1) Verordnung wegen Einführung einer laudftändifchen Verfaſſung 
vom 8. Januor 1816. $. 2 — 7. ©. Konflitutionen der euro— 
päifhen Staaten. Theil II. Seite 364. 
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nende Landes» N-präfentanten beſtehen, naͤmlich: aus 6 
Ritterguts » Befigern; 6 Einwohnern von Städten; 6 mit 
Landeigenthum angefeffenen Untertbanen, welche weder Nit- 
tergüter beſitzen, noch jtädtifche Bürger find, 

S8.— 

Die ſaͤmmtlichen Ritterguts-Beſitzer in der oberen Herr— 
ſchaft waͤhlen ans ihrer Mitte vier, die Ritterguts-Beſitzer 
in der unteren Herrſchaft 2 Landes-Repraͤſentanten. 

——— 

Die Staͤdte in der oberen Herrſchaft zuſammen zwei 

Landes-Nepraͤſentanten aus ihrer Mitte. 
§. 4 

In jedem Ort des Fürftentbums, Dorf oder Fleden, fo 
wie auch in der Patrimonial- Stadt Schlothbeim, treten die 
fämmtlichen Landeigenthbums - Befiger, mit Ginfchluß der 
nahe gelegenen Mühlen oder anderer einzelnen Höfe und 
Wirtbichaften, und mit Zuziehung der Geiftlichen und 
Schullehrer zufammen und ernennen für Diefen Ort aus 
ihrer Mitte, einen dafelbft angejeffenen unbefcholtenen und 
rechtlihen Mann zum Wähler. Diefe fammtfihen Wähler 
eines Diftrifts erwählen nun aus ihrer Mitte einen Fans 
des» Repräfentanten und zwar nach folgender Diftriftg- 
Beitimmung , einschließlich der Patrimonial- Gerichtsorte : 
Die Wähler aus den Aemtern Rudolftsdt und Blanfen- 
burg zufammen Einen; die aus dem Amte Schwarzburg 
Einen; aus den Aemtern Sim, Ehrenſtein, Paulinzelle, 
Seebergen Einen; aus Lautenberg und König Einen; aus 
der Unterherrſchaft zwei NRepräfentanten, jeder Difirift aus 
feiner Mitte, 

6: 

Wenn ein Ritterguts » Befiger auch noch anderes Land: 
Eigentbum, oder das Bürgerrecht in einer Stadt befist, fo 
faun er zwar in diefen anderen Beziehungen mitwählen, 
allein zum Landes - Repräfentanten fann er nur als Be— 
figer feines Ritterguts gewählt werden, Eben jo, wenn 
jemand Bürgerrecht und Landeigenthum am verfchtedenen 
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Drten befißt, fanı er zwar an allen diefen Orten mitwäh: 
len, aber nur an feinem gewöhnlichen Wohnorte gewählt 
werden. Bon mehreren Mitbefizern eines gemeinfcaftli- 
chen Landeigenthums ift nur Einer wahlfähig und berech- 
tigt. Perſonen weiblichen Gefchlehts und Vormünder für 
ihre Pflegbefohlenen koͤnnen zwar mitwählen, aber nicht 
gewählt werden. 
Se 

Die Landes-Peyräfentanten werden auf 6 Sahre ge— 
wählt, nach deren Berfluß eine neue Wahl vorgenommen 
wird, wobei die abgegangenen Repräfentanten auf die 
nämliche Art wiederum gewählt werden fünnen. Einzelne 
Wahlen in der Zwifchenzeit finden nicht Statt. Wenn un 
terdefien Repräfentanten abgehen; fo wird dadurch die 
Bolfs - Repräfentation nicht unterbrochen. — — 


Sechszehntes Kapitel. 
Fuͤrſtenthum Liechtenſtein. 


Die fuͤrſtlich Liechtenſteiniſche Verfaſſung beſtimmt hieruͤ— 
ber Folgendes ): 

ER 

Die Landitände follen beftehen 

a) aus der Geijtfichfeit, 
b) aus der Landmannfchaft. 
6:52: 

Unter der Geiftlichfeit werden alle Befiker geiftlicher 
Beneficien, und alle geiftlihe KRommunitäten begriffen. 
Diefelben erwählen durch abfolute Mehrheit der Stimmen 
aus ihrem Mittel auf Xebengzeit, drei Deputirte, und zwar 
zwei für die Geiftlichfeit der Graffhaft Vaduz, und Einen 
für jene der Graffchaft Schellenberg, und fielen fie Un- 
ſerm fürjtlichen Dberamte zu Vaduz zur Betätigung vor. 


1) 3. 2. Derfaffung vom 9, November 1818. 69. 2,3 — 6. ©, 
Konftitutionen der europ. Staaten, Th. 3, ©, 433. 
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Nebſt diefen bat ein jeder Beſitzer einer geiftlichen Pfruͤnde, 
der wenigitens ein liegendes oder der Verfteuerung unter: 
worfenes Vermögen von 2500 fl. nach der gegenwärtigen 
Steuerſchaͤtzung angenommen, befitt, oder von einem fol: 
chen Kapital» Betrage zu den allgemeinen Landes -Bedürf- 
niffen beiträgt, ein Recht auf die Landjtandfchaft. 

‚Tr? 

Die Landmannfchaft wird durch die zeitlichen Vorſteher 
oder Richter, und durch die Altgefchwornen, vder Sädel- 
meifter einer jeden Gemeinde vorgeitellt. Das Recht der 
Landjtandichaft haben aber auch alle Unſere übrigen Unterthas 
nen, die für ihre Perſon an liegenden Gründen einen 
Steuerſatz von 2000 fl. nach dermaligem Steuer-Maßitabe 
ausmweifen, 30 Sabre alt, von unbeicholtenen und unei— 
gennüßigen Rufe, und verträglicher Gemuthsart find. 

A 

Bei Unferm fürftlichen Oberamte zu Vaduz foll ein land: 
ftandifches Katafter errichtet, und in daffelbe die im F. 2 
und 3 bezeichneten Landjtände nach gehörigem Ausweife 
unentgeltlich eingetragen werden. 

Gi 

Findet Unfer fürftliches Oberamt für gut, einem der 
vorgefchlagenen , oder fich ausmweifenden Landftandichaftg- 
Berechtigten die verlangte Inkataſtrirung zu verweigern; 
ſo hat es feine Gründe dazu, Uns unterthänigit vorzufe- 
gen, und Unfere hödhite Entſchließung zu gewärtigen. 


Siebenzehntes Kapitel, 
Fürftentbum Waldeck. 


Beftandtheile der Neyräfentation der Unterthanen, ge: 
forderte Eigenfchaften eines Nepräfentanten im Allgemei- 
nen, insbefondere beim Bürger- und Bauernfland, Bes 
fimmungen über die Wahl der Repräfentanten des Bau— 
ernflandes, Dauer de3 Amtes derfelben und des Repraͤ— 
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fentanten der Stadt Arolfen, Bedingungen bei der Repraͤ— 
fentation des Ritterftandes, 


Der Landesvertrag enthält darüber folgende Beftim- 


mungen ’): 
ER 
Die Repräfentation Unferer Unterthbanen anlangend, fo 


wird ſolche folgendermaßen bewerkſtelligt werden: 

A) durch die Befiger bisheriger Iandtagsfähiger Ritter— 
güter, oder der Ritterſchaft; 

B) durch die Städte, denen Arolfen unter den im Re— 
ce vom 19. April fetgeftellten Beftimmungen, beige: 
zahlt werden fol, oder den Bürger-Stand; 

C) durd zehn Repräfentanten des Bauern-Standes, 
deren jedes Dber » Suftizamt zwei zu ftellen hat. 

Pe 
In den drei deputirten Städten wird das Nepräfenta- 
tions -Necht durch den erjten Bürgermeifter und Gtadt- 
Sefretär, in den nicht deputirten Städten hingegen durd) 
den Bürgermeifter allein, in bisheriger Weife, ferner aus: 
geübt. 
Bi 
Die Eigenfchaften eınes Nepräfentanten, im Allgemei- 
nen, find: daß er 

1) zu einer der drei chriftlichen Konfeffionen gehöre, 

2) 25 Sahre alt und eigenen Rechtes, 

3) Landesunterthban, 

4) der Militärpflicht nicht mehr unterworfen und 

5) unbefcholtenen Rufes ſey, auch 

6) Gefchriebenes leſen fönne und feine Gedanfen gehö- 
rig niederzufchreiben vermöge. 

$. 4. 
Snsbefondere aber wird annoch erfordert, bei den Re— 
präfentanten 


1) Landesvertrag vom 19, April 1816. 55. 11, 12 bis 20, Siehe 
Konfkitut. der europ, Staaten. Th. III. S. 368, 
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a) des Bürger » Standes, unverfchufdeter Beſitz von un— 
verfchuldeten Gütern, die — einen Werth von 
500 Rthlr. haben, und 

b) des Bauern-Standes, Eigenthum eines ſchatzungs— 
pflichtigen nicht verſchuldeten Gutes von wenigſtens 
30 Morgen, den Morgen zu 120 Ruthen gerechnet, 
in dem Amts - Diftrift belegen, aus welchem er als 
Nepräfentant gewählt werden foll, wobei es gerade 
nicht erforderlich, Daß er den Landbau felbjt betreis 
ben muß. 

— 

Staats-Beamte, oder ſonſt zu Uns in Dienſtpflicht ſte— 
hende Perſonen, koͤnnen an den Landes-Repraͤſentationen 
Antheil nehmen; es waͤre denn, daß die Landſtaͤnde die 
Aufnahme eines ſolchen in Vorſchlag braͤchten. 

a 

Die Kuhr-Genoſſen zur Wahl der Reyräfentanten des 
Bauern- Standes, jollen auf folgende Weije erfiejfet wer: 
den: daß jede Gemeinde des Dberamts - Dijtrifts, unter 
Leitung ihres Geiftlichen, einen ordnungsliebenden, durch 
fittliches Betragen allgemeines Bertrauen verdienenden 
Mann aus ihrer Mitte zum Wähler erfiehet, und ihn zur 
Wahl der zwei Repräfentanten beauftragt. Ein folder 
Waͤhler muß 

a) volljährig, 

b) unbeſcholten, 

c) Befiger eines Acer » oder Kötherguts und 

d) als guter Wirth befannt feyn. 

IR: 

Die Wahl der Repräfentanten felbjt gefchieht im Drte 
des Sites des Dber - Zuftizamtes, unter Leitung des Land— 
Syndifus und erjten Suftiz= Beamten. 

a. 

Wenn nun auf vorftehende Art die Wähler erfiefet wor— 
den find, fo follen fie an dem beftimmten Wahltag, nad 
vorhergegangener deutlicher Berftändigung von den Pflich— 
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ten und Eigenfchaften eines Landftandes, und nach zweck— 
mäßiger Ermahnung und Verwarnung, daß fie bei der vor— 
zunehmenden Wahl feine Nebenzwece berücjichtigen, ſon— 
dern lediglich auf den Hauptzweck, nämlich auf die Wahl 
eines redlichen, gottesfürchtigen, einfichtSoollen und erfahr- 
nen, auch ordnungsliebenden Landftandes allein Bedacht neh— 
men, und dabei überall gewiffenhaft zu Werfe gehen wol- 
len, in Eid und Pflicht genommen werden, darauf abtre- 
ten, und biernächft Mann für Mann, zur Abgabe ihrer 
Stimmen zum Protokoll, wieder vorgelaffen werden. 
Gr 

Bei diefen Wahlen entfcheidet die Mehrheit der Stim- 

men, bei deren Gleichheit aber das: Loos. 
$. 10, 

Die Wahl der Neyräfentanten des Bauern» Standes 
und des Repräfentanten aus der Stadt Arolfen gejchiehet 
auf Lebenszeit, und bei [eßterer durch eine freie Wahl, wie 
beim Bauern-Stand; jedoch erlöfht die Nepräfentation 
alsdann früher, wenn die Eigenfchaften, wodurd) die Wahl 
bedingt ift, wegfallen, namentlich wenn ber Gewählte auf- 
hört, ein guter Wirth u. |. w. zu feyn. 

Auf den Todesfall des einen oder des andern Mitglie- 
des, wird an deffen Stelle, auf die oben beftimmte Weife, 
auf jedesmaligen Antrag des Land-Syndifus, ein anderes 
erwählt. 

$. 11. 
Zur Erhaltung der Repräfentation des Nitter-Standes 
wird hiermit fejtgefekt, daß 
1) jeder Nitterguts - Eigenthümer, vom Tage des An- 
falls oder Erwerbs des Gutes, binnen zwei Monaten 
zum Auffchwören bei dem Land-Syndifus ſich an— 
melde; daß 

2) feine Allodififationen dergleichen Lehnd - Nittergüter, 
ohne Zuftimmung der Landftände, geſchehen; 

3) daß bei einer Verfplitterung dergleichen Güter, fowie 
bei Veräußerung ganzer Rittergüter, Durch Unfern und 
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der Stände gemeinfamen Befchluß beftimmt werde, im 
wiefern der bisherige Gigenthiimer ferner als Land: 
fand auftreten, oder der neue Erwerber als folcher 
aufgenommen werden fünne, — 


— — 


Achtzehntes Kapitel. 
Fuͤrſtenthum Schaumburg-Lippe. 
Beſtandtheile der Landſchaft, Bedingungen für die Land— 
fhaft der Nitterfchaft; Städte und Flecken, welche einen 
Deputirten ſchicken koͤnnen; geforderte Eigenfchaften der 


Deputirten aus dem Bauernfiand; Beftimmungen über die 
Wahlen. 


Die Verordnung, wodurch in dem Fürftentbum Schaum— 
burg Lippe eine landſtaͤndiſche Verfaffung eingeführt wurde, 
enthält darüber Folgendes °): 

. Aa: 9 

Alle Unfere Lieben und getreuen Unterthanen Unſerer 
Schhaumburgifchen Lande find zu der Landftandfchaft be- 
rechtigt, dergejtalt, daß: 

1) die wirflichen Befiger adelicher Güter, 
2) Deputirte der Städte und Fleden,, 
3) Depvtirte der Amts -Untertyanen, auf dem Landtag 
zu erjcheinen befugt feyn follen. 
B 2 

Die Landfchaft von der Ritterfchaft muß in dem wirf- 
lichen Befige eines adelich freien Gutes fich befinden. Ber: 
einzefte adelich freie Grundftücde oder adelich freie Wohn: 
bäufer, berechtigen nicht zur Landſtandſchaft. Jedem Land- 
ftande von der Nitterfchaft, felbit auch demjenigen, welcher 
jih in dem Befige mehrerer adelich freien Güter befindet, 
ftehet auf dem Landtage nur eine Stimme zu. Gie fün- 








br: > 
1) Verordnung vom 15. Jannar 1816. 99. 4, 5 bis 10. ©, Kon: 
flitutionen der enropäifchen Staaten, Th. III. S. 410. 
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nen nur zugelaffen werden, wenn fie das 25. Sahr ihres 
Alters zurücgelegt haben. Sie find gehalten, in Perſon 
zu erfcheinen, wobei ihnen zwar erlaubt ift, durch einen 
Bevollmächtigten ihres Standes fi) vertreten zu laſſen; 
jedoch foll ein Landſtand von der Ritterfchaft die Vollmacht 
tur oon Einem feiner Mitjtände zu übernehmen befugt 
fepn. 
5. 6 

Die Städte Bückeburg und Stadthagen, inglei- 
hen die Flecken Steinhude und Hagenburg, follen, 
jeder Ort einen Deputirten zum Landtag ſchicken. 

Es wird dem Masgiftrat der Städte und der Fleden 
nachaelaffen, den Landtags-Deputirten aus ihrer Mitte 
oder aus der Bürgerschaft zu beitellen. 

$. 4. 

Unfere Nemter follen zum Landtage Deputirte in fol- 
gender Zahl ſchicken: 

Buͤckeburg zwei, Stadthagen zwei, Hagenburg einen 
und Arensburg einen. 

Sie follen aus den wirklichen Befigern von Bauerngü- 
tern gewählt werden. 

TR 

Keiner Unferer Unterthanen vom Bauern - Stande fann 
zum Landtags» Deputirten gewählt werden, wenn er nicht 
das 30. Sahr zurücgelegt, der Militärpflicht Genüge ger 
than und allezeit einen unbefcholtenen Lebenswandel ge- 
führt hat. 

6. 6: 

Die Wahl der Deputirten ift unter der Leitung der or— 
dentlichen Obrigkeit vorzunehmen. 

» Sn dem Amte Büceburg follen 17, in dem Amte Stadt- 
hagen 19, in dem Amte Hageburg 11, in dem Amt Arens— 
burg 5 Wahlmänner ernannt und von Diefen die Deputir— 
ten zum Landtage aus ihrer Mitte erwählt werden. 

Die Stimmen für die Wahlmänner find zu Protokoll 
zu geben, die Stimmen für die Deputirten follen von den 
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Wahlmännern auf Zettel geſchrieben, verfchloffen uͤberge— 
ben, von der Obrigkeit in Beifeyn aller Wahlmänner er: 
öffnet, und die Wahlen nach der Mehrheit der Stimmen 
ausgejprochen und befannt gemacht werden. 

Nur folhe Amtsuntertbanen, welche Grundeigenthbum 
beſitzen, follen befugt feyn, an der Wahl der Deputirten 
Theil zu nehmen. 


— — 


Neunzehntes Kapitel. 
Fürftentbum Lippe-Detmold. 


Vertretung aller Landes - Einwohner; drei Klaffen, aus 
welchen die Abgeordneten gewählt werden; Zahl derfelben; 
Stellvertreter, Beftandtheile des erſten Standes (der fchrift- 
fäffigen Gutsbeſitzer); Verzeichniß der zur zweiten Klaffe 
gehörigen Städte; Beftandtheile des dritten Standes (Baus 
ernitand); Leitung der Wahlen; Art der Wahlen der 3 
Stände; Bedingungen für diefelben; Ablehnen der Wahl; 
Dauer des Amts eines Abgeordneten ; befondere Borfchrif: 
ten über die Wahlen. — 





Hierüber enthalten die Verfaſſungs-Urkunde für das 
Fürftentbum Lippe- Detmold *) und die befondere Wahl: 
Vorſchrift folgende Beitimmungen ?): 

— F 
Die bisherigen Stände von Ritterfihaft und Städten im 


Fürftenthum Lippe werden: aufgehoben und durch eine Ber: 
tretung aller Landes: Einwohner erfegt. 





1) Daß diefe Urkunde bis jest noch nicht zur Ausführung gefom: 
men, ift bereits früher angegeben worden. 

2) Berfaffungs-Urfunde vom 8. Juni 1819, 5. 1 bis 5, $. 14 
bis 38 und Wahlvorfchrift 5. 1 bis 36. S. Konftitut. der eu: 
ropäifchen Staaten. Th. 3. ©. 417. 
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— 


F 

Dieſe Volksvertretung ruhet auf Grundeigenthum und 
bildet ſich aus den drei Klaſſen der ſchriftſaͤſſigen Gutsbe— 
ſitzer, des Buͤrgerſtandes und des Bauernſtandes. 

——— 

Jede dieſer drei Klaſſen waͤhlt aus ihrer Mitte ſieben 
Abgeordnete, die ſich auf Ausſchreiben der Landes-Regie— 
rung verſammeln und dann den Landtag bilden. 

$. 4 

Diefe einundzwanzig Abgeordnete vertreten die Ge: 
fammtheit des Pippifchen Landes, nicht blos die fie gewählt 
habende Klaſſe; das Intereſſe des ganzen Vaterlandes ift 
ihre heilige Pflicht. ö 

Die Wahl beftimmt jedem Abgeordneten einen Stellver- 
treter, für den Fall, wenn der Tod, der Verluſt der er— 
forderlihen Eigenfchaften, oder die mit [andesherrlicher 
Genehmigung erfolgte Niederlegung feiner Stelle fein Ver— 
haͤltniß auflößt. 

&.,,:6, 

Der erfte Stand oder der Stand der Gutsbefiger im 
Fürftenthbum Lippe befteht aus den Gtiftern Läppel und 
Lemgo, aus allen Eigenthämern fchriftfäffiger, weder der 
ftädtifchen Kontribution noch der Grundjtener des platten 
Landes unterworfenen Güter. Diefe Güter mögen in einer 
Stadt oder auf dem Lande liegen, bisher dem ritterfchaftli- 
chen Katafter einverleibt gewefen feyn oder nit, der Ei- 
genthimer mag adelichen oder bürgerlichen Standes feyn, 
fehlt ihm nur feine der Eigenfchaften zur Ausübung des 
Stimmredts; fo fteht ihm bei der Wahl der fieben Abge- 
ordneten des erften Standes eine Stimme zu. Zerfplitterte 
Grundftüce ohne Wohnhaus berechtigen hierzu nicht. 

Sr 

Den zweiten oder den Bürgerftand vertreten die Abge— 
ordneten der Städte Lippſtadt, Lemgo, Horn, Blomberg, 
Salzufeln, Detmold, Barntrup und des Fleckens Lage. 
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Die ſechs erftien Städte wählen jede einen Abgeordneten; 
Bartrup und Lage den fiebenten gemeinschaftlich. 
‚  ; } 

Den dritten oder den Bauernftand bilden alle erbliche 
Güterbefiger des platten Landes, welche unter der erften 
Inſtanz der Aemter jiehen, fie mögen der Kontribution 
oder Grundſteuer unterworfen feyn oder nicht, ohne Ruͤck— 
fiht auf die Größe ihrer Befigungenz die Flecken Schwa: 
fenberg, Alverdiffen, Böfingfeld, Varenholz und ſaͤmmt— 
fiche Erbfötter ohne Unterfchied der Eremtion. 

$. 9. 

Die Regierung fchreibt die von den Landesherrn ver- 
ordneten Wahlen aus, die nach ihrer Vollziehung deſſen 
Genehmigung bedürfen. 

. Peg 7 

Die Behörden, denen die Leitung der Wahl anvertraut 
wird, enthalten fi) aller Borfchläge, jeder Ginmifchung, 
forgen für Ordnung, Ruhe, verftändigen die Erfchienenen 
mit großer Sorgfalt und ermahnen fie gemwiffenhaft und 
rücfichtslos ihre Stimme nur Männern von befannter Ein- 
fiht und Rechtichaffenheit zu geben. 

$. 1. 

Die Wahlen der Landes - Abgeordneten des erften Stan 
des gejchehen in einer und derfelben Handlung unmittelbar, 
die Wahlen der Abgeordneten des zweiten und des dritten 
Standes mittelbar durch die dazu befiimmten Wahlmänner, 

m. * 

Wer zu Lippſtadt, Lemgo, Horn, Blomberg, Salzufeln, 
Detmold oder in Barntrup und Lage ein Wohnhaus, in 
den Aemtern und Bogteien ein der Amis Gerichtsbarkeit 
unterworfenes Gut, Wohnhaus oder Stätte wirklich befißt, 
und die nachher anzuführende Eigenfchaften dieſer Klaffe 
nicht ermangelt, ift ein Wähler des zweiten oder dritten 
Standes, 

J $. 13. 
Für fünfzig bürgerliche Wohnhäufer in den Städten 


II RA: AD 
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und dem Flecken Lage, und für fünfzig amtsjäffige Guter, 
Kolonate oder Stätten auf dem Lande wird immer ein 
Wahlmann erfohren. 

$. 14. 

Mer als Wähler Theil nehmen will, muß fein Vermö- 
gen felbft verwalten, weder im Konkurs noch Elefution 
ftehn, im Lande wohnen und 25 Sahre zurückgelegt ha— 
ben. Wer fich eine entehrende Strafe zuzog, ift von jeder 
Wahl ausgefchlofien. 

5.2718 

Der Wahlmann bedarf, auffer denen vom Wähler be- 
gehrten Eigenfchaften, ein dreißigjähriges Alter, Befennt- 
niß der chriftlichen Religion , untadelhaften Wandel, den 
Ruf eines verftändigen rechtfchaffenen Mannes und ein 
Grundvermögen von 1000 Thalern, um wählbar zu feyn. 

PR 5 

Ein Landes» Abgeordneter muß die Eigenfchaften des 
Mählers und Wahlmannes befißen, feine Gedanfen jchrift- 
lich verftändlich auszudrücen vermögen, und ein Grund- 
vermögen von 3000 Thlen. haben. Die nämlichen Vorzüge 
muß der Stellvertreter eines Abgeordneten vereinigen. 

IR 

Niemand kann in mehr als einem Stande wählen, 
mehr als eine Stimme führen; doc hängt es von einem 
jeden ab, der in mehr als einer Klaffe Grundeigenthum 
befigst, das Gut zn befiimmen, von dem er feine Rechte 
“ aueiben will, . 

$: 18; 

Die Stifter Cappel und Lemgo werden jedes durch fei- 
nen Syndifus vertreten. Andere Wahlftimmen müffen per- 
fönlich erfiheinen und ruhen demnach, während eine Frau 
fie bejigt, ein Bormund oder Kurator fie verwaltet. 

$. 19. 

Großväter, Väter, Brüder fönnen nicht mit ihren En: 
feln, Söhnen und Gefchwiftern zugleih Wahlmänner, noch 
weniaer Landes: Abaeordnete feyn. Werden fie demnach 
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gleichzeitig gewählt; jo tritt der jüngere an Jahren zuriick 
und fein Stellvertreter ein. 
$. 20. 

Die Mitglieder der Regierung, der NRentfammer, des 
Konfitoriums, der oberen Juſtizhoͤfe, diejenigen, welche 
Hofhargen oder Militärdienite beffeiden, fönnen feine Lan— 
des - Abgeordnete jeyn. Andere dazu gewählte herrfchaft- 
lie Diener müffen erjt die Erlaubniß des Regenten zur 
Annahme nachſuchen. 

Gi; 2% 

Wer an einer Wahl Theil nehmen darf, bat auch die 
Pfliht, dem an ihn ergebenden ehrenvollen Ruf zu folgen, 
wenn nicht Krankheit, Abwefenheit und unauffchiebliche 
Gefchäfte ihn entfchuldigen. 

6. 22 

Die Gegenwart von drei Viertheilen der Berechtigten 
it bei jeder Wahl nothwendig; erfcheinen fie nicht zahlreich 
genug, muß deßhalb ein neuer Verein angefest werden; 
fo gefhieht es auf Koften derer, die ohne gefegliche Ur: 
ſache ausbleiben. 

$. 23. 

Bei jeder Wahl, wo Stimmen -Gfleichheit eintritt, und 

nicht einer der Gewählten freiwillig entfagt, entfcheidet 


das Loos. 
5.24, 


Mer die Mahl ablehnen will, muß eg fogleich zn Pro— 
tofoll erflären, oder binnen 3 Tagen der Regierung zu: 
reichende Gründe anzeigen. 

6. 

Wenn bei den Wahlen die vorgefchriebene Formen nicht 
beachtet wurden, oder den Gemwählten die gefeglichen Ei— 
genichaften fehlen, Raͤnke, Einflößungen, Berabredungen 
oder Kabalen eintreten; fo find fie ungültig und nichtig ; 
die vergeblichen Koften fallen dem zur Laſt, der diefe Män- 
gel verfchuldete, und es fann ihn nach Befinden auch) 
Strafe treffen. 


Ar 
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$:172, 

Die mit der Leitung der Wahl beauftragten Behörden, 
berichten die Bollziehung, mit Beifügung eines Gutachtens 
über die Gültigkeit, der Negierung, welche dann die Ent: 
ſchließung des Landesherrn befannt macht. 

SR 

Sobald eine Wahl die landesherrliche Genehmigung er: 
halten hat, loͤſen ſich alle Berhältniffe der Wahlmänner 
auf, und fie dürfen fich nicht weiter eigenmächtig verfammeln. 

$. 28. 

Die Landes-Abgenrdneten, die drei Deputirten des Aus— 
fohuffes und der Land - Syndifus werden auf ſechs Fahre 
gewählt, fünnen es aber auch nach diefem Zeitraum bleis 
ben, wenn ihre Wahl fich erneuert. 

$. 29. 

Geht während des fechsjährigen Zeitraums ein für ei- 
nen Landes. Abgeordneten eingetretner Gtelivertreter ab, 
fo wird die Regierung eine neue Wahl des Abgeordneten 
und des ÖStellvertreters veranlaffen. 

5.238 

Die diefer Berfaffungs- Urkunde beigefchloffene Wahl 
Borfohrift, beftimmt das Betragen eines jeden Standes 
bei der ihm obliegenden Wahl. 


11. 
Wahl-Vorſchrift für das Fürftenthbum Lippe. 
rg 
Die Regierung wird einen Termin beſtimmen und eine 
Kommiffion ernennen. Letztere ladet die Güterbefiger ein, 
perfönlih und auf ihre Koften in Lemgo zu ericheinen, 
wenn es ihnen fein gefegliches Hinderniß verbietet. 
ra 
Ueber das Erfcheinen diefer Wähler des erſten Standes 
wird von der Kommiffion, nach namentlihem Aufruf ders 
felben ein Protokoll abgefaßt, und einem jeden folgender 
Mähler -» Eid abgenommen: 
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„Sch ſchwoͤre zu Gott, daß ich meine Stimme aus 
wahrer innerer Ucberzeugung, ohne fremden Einfluß 
und Nebenrüdfihten, nur fo abgeben will, wie ich es 
dem allgemeinen Beten am zuträglichiten halte. 

Die Verſammlung ernennt zwei Wähler aus ihrer Mitte 
zum Beiftand der Kommijfion. 

53% 

Seder Wähler empfängt einen, im Voraus gefertigten, 
in Briefform zufammengelegten, mit fortlaufenden Num— 
meru bezeichneten Wahlzettel, auf den er die Namen der 
fieben Gutsbefiger feines Standes fchreibt (mögen fie ge- 
genwärtig ſeyn oder nicht) die er zu Landes- Abgeordneten 


ernannt wuͤnſcht. 
$. 4. 


Wenn die Zettel von den Schreibenden wieder gefaltet 
und in das dazu befiimmte Gefäß geworfen find; fo wer- 
den fie num gezählt, nach der Reihe geöffnet und laut ver: 
Iefen. SE ein Mißverftändniß durch Undeutlichfeit der 
Handſchrift entftanden, fo fann die Berichtigung geräufch- 
los, und ohne Störung befördert werden. 

6 5 

Auf einen in fieben Kolumnen abgetheilten Bogen wird 
der Inhalt eines jeden einzelnen Wahl: Zettels mit der letz— 
ten Kummer gejchrieben, der Erfolg der Wahl: Berfamm- 
fung befannt gemacht, und, mit Beilegung der Wahl-Zet- 
tel und Wahl- Bogen, zu Protofoll genommen. 

$. 6. 

Wer von den fieben Gewählten zwei Drittheile der Stim— 
men der Anweſenden erhielt, bedarf nur noch der landes— 
berrlihen Genehmigung, um Abgeordneter feines Standes 
zu jeyn. 

a: 

Wenn bei der erftien Wahl nicht für fieben Güterbefißer 
entichiedene Stimmen Mehrheit vorhanden ift, fo wird für 
die noch fehlenden der Aft wiederholt, und giebt das dritz 
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temal die Mehrheit der für jeden einzelnen abgegebenen 
Stimme, den Ausschlag. 
G. 8 

Die fieben Gutsbefiger, die nach den gewählten fieben 
Abgeordneten die meiften Stimmen erhalten, werden da— 
durch Stellvertreter, und beftimmt das Loos, wer e8 je— 
dem Abgeordneten tft. 

| §. 9. 

Das beendigte vollftändige Protofoll der Wahl unter: 
zeichnen die Kommiffion und die beiden Gehülfen, und er- 
ftere entläßt die Wahl: Berfammlung. Sobald der Lan— 
desherr die Wahl beftätigt hat, wird fie im Sntelligenz- 
Blatt befannt gemacht, und jedem Abgeordneten und je- 
dem Stellvertreter ein Wahl; Attejt zugefertigt. 

$. 10, 

Die Regierung feßt den Termin feit, wann in den 
Städten Lippftadt, Lemgo, Horn, Blomberg, Salzufeln, 
Detmold, Barntrup und im Flecken Lage die Wahlınanner 
des Bürgerftandes befiimmt werden follen. Das Wahl- 
Protokoll führen die Magifträte, wozu fih in Detmold 
der Neuftädter Kommiffarius gefellt. 

BEE i 2 

Die Zahl der Wahlmänner beftimmt das Verhältniß 
der bürgerlichen Häufer nach Vorfchrift der Tandftändifchen 
Berfaffungs> Urkunde. 

ee 2 

Die leichtefte und bequemfte Art, ihre Bürgerfchaft zu 
verfammelen und abflimmen zu laffen, wird der Ueberle— 
gung und dem Gutfinden der Magiiträte uͤberlaſſen, wenn 
nur eine ruhige Wahl und leichte Ueberſicht dadurch be— 
foͤrdert wird. 

85044 

Nur ſtimmfaͤhige Einwohner werden zum Termin ein— 
geladen. Der Magiſtrat unterrichtet durch eine kurze Ans 
rede die Wahl» VBerfammlung von dem Zwed der Hand 
lung mit Borlefung der nöthigen Paragraphen aus ber 
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landftändifchen Verfaffungs » Urfunde und aus diefer Wahl; 

Vorſchrift; er beruft dann jeden Wähler einzeln, um ihn 

die Namen derjenigen feiner Mitbürger zu Protofoll ange: 

ben zu laffen, die er zu Wahlmännern zu ernennen wünfcht. 
$. 14. 

Sobald die Stimmen jämmtlicher erfchienenen Wähler 
zu Protofoll genommen find, und das Refultat der Ab- 
ſtimmung gezogen it, ernennt die Verfammlung vier, mit 
dem Magiftrat in feiner Beziehung ftehenden Männer, des 
nen beides vorzulegen iſt. 

$. 15. 

Die Stimmen: Mehrheit bezeichnet die Wahlmänner; 
find deren eine größere Zahl vorgefchlagen, als der Stadt 
zufteht, fo beſtimmt das Loos die Zurücktretenden. 

6... 16. 

Der Erfolg wird der Wahl: Verfammlung befannt ges 
macht, das Protofoll gefchloffen, von ſaͤmmlich gegenwär: 
tig gewefenen Magiftrats- Mitgliedern und den vier ges 
wählten Gehülfen (f. F. 14) unterzeichnet, und das Wahl: 
Protofoll mit Berichtserftattung der Regierung eingereicht. 

&... 12; 

Sobald den Magifträten die [andesherrliche Genehmi- 
gung der Wahlmänner zugefommen ift, geben erftere Die; 
fen eine Legitimationg - Urkunde. | 

$4 ‚18. 

Nun beraumt die Regierung einen weitern Termin zur 
Wahl der Abgeordneten des Bürgerftandes an, wobei ein 
fürftlicher Kommiſſarius den Vorfig führt, der Magiitrat 
bie nähere Anordnung und das Protokoll bejorgt. 

. &. 1 

Die Wahlmänner ſchwoͤren den $. 2 vorgefchriebenen 
Wähler-Eid. Wenn einer derfelben fehlt, fo ruft der Mas 
giftrat denjenigen Bürger zur Steilvertretung «uf, der nach 
dem Fehlenden die meiften Stimmen zählt. 

ü S. - 28 
Die Wahl der jtädtifchen Abgeordneten ift vollfommen 
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frei, auf feine Weife an Die Glieder des Magiftrats ge- 
bunden, oder auf diefe befchränft. DBefigen fie die gefeß- 
lichen Eigenfchaften; fo fann die Wahl fie eben ſowohl 
treffen, als vorübergehen. 

6.921: 

Seder Wahlmann erhält einen Wahl: Zettel (wie oben 
bei der Wahl des erften Standes) und fchreibt darauf Na— 
men und Standesbezeihnung des Mitbürgers, den er nad) 
feinem Gewiffen für den paffendjten Landes » Abgeordneten 
hält. Sobald alle Zettel wieder gefaltet, in das Gefäß 
gelegt, durch einander gemengt, dann gezählt, geöffnet 
und verlefen find; fo werden fie nad) ihrer Nummerfolge 
in das Protofoll verzeichnet, 

A 3 

Die Regel verlangt für den Abgeordneten einer Stadt 
zwei Drittheile der Mahlftimmen ; vereinigt fi) dieſe Mehr- 
beit weder in der zweiten noch dritten Wahl für alle Er: 
fohrnen; fo find es diejenigen dennoch, weldhe die Mehr: 
heit für fi haben, und die ihnen in derfelben unmittel- 
bar folgenden, werden ihre Stellvertreter. 

> ro 

Der Erfolg wird der Verfammlung befannt gemacht, 
das vom Kommiffarius, dem Magiftrate und zwei Wahl: 
männern unterzeichnete Protokoll mit Bericht eingefendet 
und nach erhaltener Iandesherrlicher Genehmigung, Die 
Berficherungs = Urfunde dem Gemählten ertheilt. 

2% 

Da Barntrup und Lage vereint nur durch einen Abge- 
ordneten vertreten werden; fo läßt die Negierang beider 
Orte Gewählte vorfordern, damit das Loos entfcheide, 
welcher Abgeordneter und welcher Stellvertreter wird. 


Bon der Wahl der Abgeordneten des dritten 
Standes. 
$, 3. 
Die Tabellen über die Eintheilung des Landes in Wahl: 
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Diftrifte, und die Zahl der von diefen, den Aentern und 
Bogteien zu ernennenden Wahlmännern empfangen die 
Aemter auf das bafdigite. 

$. 26. 

Die Regierung fchreibt die Mahlen aus und wird die 
erjte Handlung zur Ernennung der Wahlmänner von den 
Wählern dee Bauernſtandes eiuzeln vollzogen. Der Wohn: 
fit des Juſtizbeamten iſt dazu beſtimmt, und führt diefer, 
mit Beihülfe des übrigen Amtsyerfonals, die Direftion. 

5.723; 

Die Bürger der Fleden Schmwalenberg, Alverdiffen, 
Boͤſſingfeld und Varenholz unter dem Vortritt ihrer Buͤr— 
germeiſter, die Eingeſeſſenen der Bauerſchaften mit Baner— 
richtern und Vorſtehern, begeben ſich den vorgeſchriebenen 
Morgen an das Amt, mit ihnen die in ihrem Umkreiſe 
wohnenden, der Kontribution nicht unterxorfenen amts— 
ſaͤſſigen Gutsbeſitzer, und die ſaͤmmtlichen Erbfötter. 

5 BR; 28; 

Die Flecken - Bürgermeifter, Bauerrichter und Vorſteher 
forgen dafür, daß nur diejenigen, die nad) der landftän- 
diſchen Verfaſſungs-Urkunde eine Wahlftimme haben, fich 


an das Amt begeben. 
| $. 29. 


Der Zuftiz- Beamte fucht das ſchicklichſte Lofal zur Ver: 
einigung der Wahl - Berfammlung aus, eröffnet diefe durch 
Borlefen der nöthigen Paragraphen aus der Sanditindi- 
ſchen Verfaſſungs-Urkunde und diefer Wahl: Borfchrift und 
durch eine zweckmaͤßige Anrede. Dann bemüht er fich, die 
Vereinbarung der einzelnen Flecken und Bauernfchaften zur 
gemeinſchaftlichen Abgabe ihrer Stimmen für fo viel Wahl- 
männer, als das Amt oder Vogtei zu ernennen bat, nad) 
Möglichtei zu veraufaffen. 

$. 30. 

Die Fleden und Bauerfchaften geben ihre Stimmen 
mündlich zu Protofoll, auc jeder Einzelne, wenn es nicht 
gelungen ift, eine gemeinjchaftlihe Wahl zu Stande zu 


ET ee 
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bringen. Die Stimmen werden aufgezählt, der Erfolg der 
Mahl der Verfammlung befannt gemacht, und der Juftiz- 
Beamte fendet das von ihm, den Flecfen-Bürgermeiftern, 
Bauerrichtern und Vorſtehern unterzeichnete Protofoll der 
Pegierung ein. 
Ss: 

Das Amt ertheilt, nach erfolgter landesherrlicher Ge- 

nchmigung, den Wahlmännern eine Urfunde ihrer beftä- 


tigten Wahl. 
RER 

Kun folgt von Seiten der Regierung Anfeßung eines 
Termins zur Diftrift3-Wahl der Abgeordneten des Bauern- 
Standes. 

—— 

Saͤmmtliche Juſtiz-Beamte des Diſtrikts vereinigen ſich 
am Wahlort und berufen die Wahlmaͤnner und noͤthigen— 
falls auch ihre Stellvertreter. Der an Dienftjahren aͤlteſte 
Beamte führt das Direktorium und inftruirt mit Hülfe der 
übrigen das Wahl-Protofoll. 

§. 34. 

Die Wahlmänner zeigen ihre Befcheinigungen vor, le: 
gen den Wähler - Eid ab, und geben der Reihe nad) jeder 
einzeln feine Wahl: Stimme zu Protofoll, im erfien und 
zweiten Wahlpdiftrift für zwei, in den uͤbrigen für einen 
Abgeordneten. 


$. 728, 
Zwei Drittheile der Anmwefenden Stimmen entfcheiden 


die Wahl eines Abgeordneten des Bauernſtandes; ift aber 
eine zweite und dritte Mahl nöthig, fo wird es ebenfo ge- 
halten, wie $. 22 für die Wahlen des Bürgerfiandes vor- 
gefchrieben ift. 


Der Erfolg wird der Shası. ner befaunt ges 
macht, das Protofoll von fämmtlichen Beamten unterfihrie- 
ben, zur Iandesherrlichen Betätigung eingefendet, und ift 
dDiefe erfolgt, den Abgeordneten die DVerficherung der auf 
fie gefallenen Wahl ertheilt. 


Zwanzigftes Rapitel. 
| Tyrol. 


Beitandtbeile der Nevräfentation, Aufnahme in die 
Landes» Matrifel, freie Wahl der Deputirten. 


Die Stände » Verfaffung von Tyrol bejtimmt hierüber 


Folgendes '): 
$. 1 


Das Land Tyrol wird durch vier Stände, nämlich den 
Prälaten», den Herren- und Nitter=, den Bürgerz und 
den Bauernftand repräfentirt. 

J— 

Alle jene Stifter und- Kapitel, inſofern fie noch beſte— 
ben, oder wieder hergejtellt werden, wie auch alle Mit- 
glieder des Herren, Nitter- und Adel» Standes und die 
Städte und Gerichte, welche vor der Abtretung des Landes 
in der Landes - Matrifel einverleibt waren, treten wieder 
in ihre Rechte der Theilnabme an der Pandftandfchaft ein, 
aud wollen Wir die Führung der ftändifchen Matrifel und 
den Borihlag zur Aufnahme in feldige dem Land- Mar- 
hal und den Verordneten des Herren-, Ritter- und Adel- 
Standes gejtatren, jedoch behalten Wir Uns die Aufnahme 
in die Landes- Matrifel felbft, in Anfehung aller vier 


Stände, vor. 
$. 3: 


Zugleich erflären Wir die vormaligen Bezirfe Trient 
und Briren, auch in Abficht auf die ſtaͤndiſche Verfaffung 
als Landestheile Unſerer treuen Provinz Tyrol, konſtitui— 
ren in denjelben die vier Stände, wie in den übrigen Lan— 
destheilen, und befehlen zu dem Ende deren Einverleibung 
in die tyrolifche Landes - Matrifel dergejtalt, daß diefelben 
für die Zufunft an den Rechten der Landitandfchaft glei: 
hen Antheil, wie die übrigen Landestheife und Viertel zu 
nehmen haben. 





1) Stände - Berfaffung von Tyrol vom 24. März 1816. $. 2, 3 
und 11. ©. Kouftitutionen der europ. Staaten. Th. 2. ©. 103. 
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$. 4, 
Den Ständen geftatten Wir die freie Wahl der Depu— 
tirten zu den ftindifhen Verfammlungen mit Beobachtung 
der für die Wahlen gegebenen Vorſchriften. 


Ein und zwanzigftes Kapitel. 
Freie Stadt Franffurt. 

Beitandtheile des gefengebenden Körpers; Wahlart der 
Mitglieder deffelben; Bildung eines neuen Wahlfollegs 
durch Abftimmnng aller chriftlichen Bürger; Verſammlung 
des MWahlfollegs der 75 hriftlichen Bürger; Verpflichtung 
zur Annahme der Wahl ıc. 





Die Ergänzungs-Afte der freien Stadt Franffurt be— 
fiimmt hierüber Folgendes '): 
&: 4, 
Beftandtheile des gefeggebenden Körpers, 
Der gefeggebende Körper bejteht: 
a) aus 20 Mitgliedern des Senats, 
b) aus 20 Mitgliedern des ftändigen Bürgerausfchuf- 
fes und 
c) aus 45 aus der Mitte der übrigen Bürgerfchaft ges 
wählt werdenden Perjonen. 
—AI 
Wahl⸗Akt der Mitglieder des geſetzgebenden 
Körpers. 
A. Der Senat, nnd 
B. der fändige Buͤrger⸗Ausſchuß wählen zu jeder jähr- 
lihen gefeßgebenden Verfammlung ihre Mitglieder felbit. 
Erfterer ift hierbei an die Wahl aus allen drei Raths— 
Ordnungen überhaupt oder in gleicher Anzahl jchlechter- 
dings nicht gebunden, fondern hat darauf vorzüglich zu 


1) Ergänzungs » Afte vom 18. Juli 1816 Artifel 9 — Art, 13, — 
S. Konfitut, der europ. Staaten. Th. 2 ©, 385. 
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fehen, daß Männer, welchen die beiten Kenntniffe fiber die 
zu verhandelnden Gegenftände beimohnen, und die daher 
im Stande find die gefeggebende Verfammlung mit ihren 
- Einfihten und Erfahrungen zu unterftügen, zu bereichern 
und aufjuflären, gewählt werde. Don gleicher Anficht 
geht der jtändige Bürger-Ausfchuß bei feinen Wahlen aus, 
und es müffen in diefer Hinficht allezeit einige Mitglieder 
der Stadt - Rehnungsrevifion mitgewählt werden. 

C. Die Mitglieder des gefesgebenden Körpers aus der 
übrigen Bürgerichaft werden jährlich aus der gefammten 
chriſtlichen Bürgerfchaft durh Bildung eines Wahl-Kollegs 
von 75 Bürgern gewählt, wie folgt. 

u 3 
Bildung eines neuen Wahl-Kollegs durch Ab- 
fimmung aller chriftlihen Bürger nad drei 

Abtheilungen. 

Um ein Wahl: Kollegium von 75 biefigen chriftlichen 
Bürgern zu bilden, follen alle chriftliche Bürger an be- 
flimmten Tagen in drei verfchiedenen hierzu angemwiefenen 
Lokalen, nach drei Klaffen oder Abtheilungen — welde 
übrigens feinen Rang noch Vorzug geben — auf nachbes 
fpriebene Weife zu ſtimmen berechtigt ſeyn. 

Den Borfis in diefen drei Abtheilungen führen die 
Quartier» Borfiände, welche fih nach ihrem Ermeffen in 
die drei Abtheilungen vertheilen, auch für jede Abtheilung 
ſechs Gehülfen aus der Bürgerfchaft zu fih nehmen. Ein 
Notar führt das Protofol. Der Senat und der ftändige 
Bürger: Ausihuß ſchicken zur Auffiht, daß alles in der 
fefigefesten fonjtitutionellen Drdnung vor fich geht, befon- 
dere Kommifjarien zu denjelben. 

Abtheilung L 

In einer diefer Abtheilungen fiimmen die Adelichen, die 
Gelehrten aller Fakultäten, die darunter gehörigen Staats- 
diener und Geiftlichen der drei chriftlichen Konfeffionen; die 
Profuratoren und Notarien einbegriffen; alle andere zum 
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Gelehrten » Stande nicht gehörige Staatsdiener; die Linienz 

Dffiziere aller Grade; die Gutsbefiger; die als Rentenirer 

eingefchriebenen Bürger; die Schul», Sprach- und fonfti- 

gen Lehrer, fo wie alle nicht zünftigen Künftler. 
Abtheilung 11. 

In einer andern Abtheilung ftimmen die Handelsleute 
und zwar, ohne Unterfchied, Banquiers, Groß- und Alein- 
händler, die Gaftwirthe, verbürgerte Buchhalter und Hand: 
lungs - Kommis, die gefchwornen Mäcler, die Krämer, 
und alle zu feiner Zunft gehörigen Wirthe. 

Abtheilung III. 

In einer dritten Abtheilung ftimmen die ziinftigen Hand- 
werker und Kuͤnſtler, auch alle den zwei andern Abthei- 
[ungen nicht bereits zugemiefene Bürger, welche irgend ein 
fonftiges gefeglich erlaubtes Gewerbe uud Nahrung dahier 
treiben. 

Jeder hiefige chriftlihe Bürger — die Mitglieder deg 


Senats und des ftändigen Bürger: Ausfhuffes mit einge: ⸗ 


Ihloffen — fann an dem beftimmten Tage und am Orte 
feiner Abtheilung, nachdem er fich benöthigten Falls durch 
Vorzeigung feines Schatzungsbuchs, oder fonft, daß er 
Bürger ſey, und zu der Abtheilung, wohin er fich wendet, 
gehört, Legitimirt hat, einen Stimm Zettel einreichen, 
worauf er 25 chriftliche Bürger mit genauer Andeutung 
des Namens, Standes und der Wohnung, ohne alle Be- 
rücfichtigung des Stadtquartiers, worin folche wohnen, 
Die aber (welches wohl zu merfen ift), zu diefer feiner Ab- 
theilung gehören, verzeichnet hat, und die er zu Mahl: 
männern bejtimmt. Mitglieder des Senats und des ftän- 
digen Bürger» Ausfchuffes Fönnen, obgleich fie mitftimmen, 
zu Wahlmännern nicht gewählt werden. Diefer Stimm: 
Zettel wird übrigens von dem Ueberreicher nicht unterfchrie- 
ben, fondern nur fein perfönliches Erfcheinen, und die ges 
ſchehene Einreihung feines Stimm + Zetteld zum Protokoll 
bemerft, der Zettel aber in eine verfchloffene Lade gemwor: 
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fen. Welcher biefige chriftliche Bürger an den bejtimmten 
Tagen bis Abends 6 Uhr in feiner Abtheilung nicht erz 
fchienen ift, und feinen Stimm Zettel nicht eingereicht hat, 
wird dafür angefeben, als babe er fich für diefesmal fei- 
nes Stimm» Rechts begeben wollen. 

Nach geichloffenem Abjtimmungs-Afte, wird die Lade 
eröffnet, und ein genaues Verzeichniß derjenigen Bürger, 
welche Stimmen und wieviel erhalten haben, und auf 
welche die Mehrheit ausgefallen ijt? nach den Stimm-Zet— 
teln verfertigt. Findet fich bei Gemwählten eine Stimmen: 
Gleichheit, jo entfcheidet, fomweit es zur Beftimmung der 
25 Wahlmänner nötbig ift, zwifchen denjenigen, welche 
gleiche Stimmen haben, das Loos. Ihre Namen werden 
nämlich auf 2008 -Zettel gefchrieben, in eine Büchfe ge- 
worfen, und von dem älteften Quartier-Borjtande in Bei- 
feyn der übrigen Gebülfen, ingleichen des Notarg, unter 
Aufſicht der Kommiffarien, des Senats und des ftändigen 
Bürger-Ausjchuffes, daraus gezogen. Der Quartier-Vor— 
fand, die Beifiger und der Notar errichten fofort das 
Verzeihnig der 25 Wahlmänner jeder Abtheilung, beglau— 
bigen dafjelbe und ftellen es dem ältern Bürgermeifter zır. 
Das Protokoll über diejenigen, weiche naͤchſt den 25 Ge: 
wählten die mehrften Stimmen in jeder Abtheitung erhal: 
ten haben, wird zu dem Ende aufbewahrt, damit auf den 
Sal, daß einer der 25 Gemählten durch Abmefenheit, 
Krankheit oder Sterbfall am Vollzug oder Vollendung feiz 
ner diesmaligen DObliegenheit verhindert werden follte, es 
feiner neuen Wahl bedarf, fondern der- oder diejenigen, 
welche in ihrer Abtheilung gleich oder die zunächft mehrere 
Zahl der Stimmen für fich vereinigt haben, ohne weiterg 
oder bei gleichen Stimmen, nad) dem 8008 eintreten fönnen. 

$. 4. 
Berfammlung des Wahl-Kollegs der 75 chrift- 
rs fihen Bürger. 

Sobald dem ältern Bürgermeifter die Verzeichniffe der, 
in jeder der drei Abtheilungen gewählten 25 chrijtlichen 
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Bürger zugefommen find, macht derfelbe einem jeden Die 
auf ihn ausgefallene Wahl mit der Einladung, fih an ei- 
nem beffimmten Orte, Tag und Zeit einzufinden, fchriftz 
lic) befannt. Es verfammeln fih nun diefe 75 Wehlmän- 
ner in einem Lofal des Roͤmers, erfehen fich fogleich einen 
Direftor, DBicedireftor und zwei Gefretarien aus ihrer 
Mitte, und wählen fofort aus allen Ständen der gefammten 
hiefigen chriftlichen Bürgerfchaft, ohne Rüdfiht auf das 
Stadt-Duartier, worin jemand wohnt, dur abfolute 
Stimmen: Mehrheit 45 chriftliche Bürger, in deren Recht: 
fchaffenheit und Kenntniffe fie Vertrauen fegen, zu Mit- 
gliedern des diesjährigen gefeßgebenden Körpers. 


Das Protofoll der Abftimmung, mit dem DBemerfen, 
welche Perſonen nächft den 45 die meilten Stimmen erhal: 
ten haben, wird zu dem Ende forgfältig aufgehoben, da=- 
mit wenn einer oder mehrere der Gemwählten durch Abwe— 
fenheit, anhaltende Krankheit oder Todesfall abgehen follte, 
e8 Eeiner neuen Wahl bedarf, fondern der, oder Diejeni- 
gen, welche zunächft die meiften Stimmen gehabt haben, 
einruͤcken koͤnnen. 


Es verſteht ſich von ſelbſt, daß Mitglieder des Senats 
und des ſtaͤndigen Buͤrger-Ausſchuſſes — weil ſie im an— 
dern Wege zum geſetzgebenden Koͤrper er ges 
wählt werden fönnen. 


Sonft aber dürfen zu Mitgliedern des gefeßgebenden 
Körpers nicht gewählt werden 

1) wer noch nicht 30 Sahre alt iſt, 

2) wer in befoldeten Dienften eines Privaten ſteht, 

3) wer eines peinlichen Verbrechens halber beftraft wer: 
den, oder deßfalls noch in Unterfuchung befangen tft, 

4 alle Falliten, es fey nun, daß jemand fein Zahlungs: 
unvermögen gerichtlich angezeigt, oder mit feinen Gläu- 
bigern insgeheim Nachlaß » oder Anſtands-Vertraͤge 
errichtet hat, bevor er feine Gläubiger vollftändig, d. h. 
obne Abzug oder Nachlaß bezahlt haben wird, 
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6 9. 
Berpflihtung zur Annahme der Wahlzuſammen— 
berufung des gefeßgebenden Körpers. 

Der Gewählte muß, bei Verluft feines Buͤrgerrechts, 
die auf ihn ausgefallene Wahl annehmen. 

Der Direftor des Wahlfollegii ftellt dem Älteren Buͤr— 
germeifter und dem Senior des ftändigen BürgersAusfchuf- 
ſes das von ihm und den Gefretarien unterfchriebene Pro— 
tofoll zu. Der ältere Bürgermeifter, nachdem ihm auch 
der ftändige Bürger -Ausichuß die feiner Seits getroffene 
Wahl von 20 Mitgliedern befannt gemacht hat, veranftal- 
tet hierauf die fohriftliche verfaffungsmäßige Befanntmaz 
hung und Einladung der gejeggebenden Berfammlung. — 


Dritte Abtheilung. 


Bon der Zeit und Art der Zufammenberufung der 
Landftände; von den Rechten des Negenten in Be: 
ziebung auf den Landtag; von den an den Sand: 
tag abzufendenden Regierungs - KRommiffarien ; von 
dem Schluß und der Auflöfung des Landtags, auch 
der Ungültigfeit der in eigenmächtig berufenen Ver: 
fammlungen gefaßten Bejchlüffen. 


Erftes Rapitel. 
Königreih Preußen. 

Zeit der Verſammlung der Stände zu Provinzial-Land- 
tagen; Ernennung des Land- Marfhals; Eröffnung des 
Landtags durch den föniglichen Kommiffar; Schluß dur 
denſelben. 


— — — — 


II. Bd. 14 
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Hierüber bejtimmen die Geſetze wegen Anordnung der 
Provinzialftände Folgendes ) und zwar 
J. 
das Geſetz wegen Anordnung der Provinzialſtaͤnde fuͤr die 
Mark Brandenburg und das Markgrafthum Niederlauſitz: 
a Fi 
Fuͤr die erften ſechs Jahre werden Wir die Stände zum 
Provinzial» Landtage alle zwei Jahre berufen, nad Ab- 
lauf diefes Zeitraums aber ferner hierüber beſtimmen. 
er 
Dem Borfigenden auf dem Landtage, welchem Wir den 
Sharafter als Landtags - Marfchall beilegen, fo wie deſſen 
Stellvertreter, wollen Wir für die Dauer eines jeden Land» 
tags aus den Mitgliedern des erſten Standes ſelbſt er- 


nennen. 
$ 3 


Die Dauer des Landtags wird jedesmal nad) den Um— 

ftänden von Uns feſtgeſetzt werden, 

S. 4. 
Der Provinzial: tandtag wird nach gehaltenem Gottes— 
diente von Unferm Kommiſſarius eröffnet, 

$. 5. 

Derfelbe ift die Mittelsperfon aller Verhandlungen, an 
ihn allein haben fich daher die Stände wegen jeder Aus— 
funft, oder wegen der Materialien, deren fie für ihr Ge 
fchäft bedürfen, zu wenden. 

Er theilt den Ständen in Gemäßheit Unſerer Inſtruk— 
tion, die Propofitionen mit und empfängt die von Ihnen 
abzugebenden Erflärungen und Gutachten, fo wie ihre jon- 
fiigen Borjtellungen, Bitten und Befchwerden. 

5. 
Den Berathungen wohnt er nicht bei, er kann aber den 





1) Das angeführte Geſetz $. 30, 29, 31, 34, 35, 36, 37, 55 
53. ©. Konftitutionen der europäifchen Staaten. Th. IV. ©. 
2399, und Gefesfammiung für die Eönigl, preußiſchen Staaten 
v, J. 1823 Nr. 13. Seite 130 ff. 
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Eintritt zu mündlichen Eröffnungen verlangen, oder eine 
Deputation zu fich entbieten, jo wie die Stände Deputa- 
tionen an ihn abfenden koͤnnen. 

$. 7. 

Er fchließt den Landtag, reicht Uns die Verhandlungen 
desfelben ein, und ypublicirt den hierauf zu ertheilenden 
Landtags Abjchied den Ständen. 

$, 

Zum DVerfammlungsort des Landtags beftiimmen Wir 
Unfere Refidenz Berlin. 

WR 3 

Sobald der Kommifjarius den Landtag gefchloffen hat, 
ift das ftandifhe Amt des Landtags - Marfchalls beendigt, 
die landftändifchen Berathbungen hören auf, und die Stände 
gehen auseinander, auch bleibt Fein fortbeftehender Aus— 
ſchuß zurüd. 

Für ſolche Gegenftände der laufenden ftändifchen Ver: 
waltung aber, welhe Wir den Ständen fünftig übertra- 
gen werden, koͤnnen fie die geeigneten Perfonen wählen 
und beftellen, infofern die Geſchaͤfte folches fordern. 

Il. 

Das Gefeß wegen Anordnung der Provinzial- Stände 
für das Königreich Preußen vom 1. Juli 1823 enthält 
mit den vorfiehenden ganz gleichlautende Beftimmungen 2). 

11]. 

Das Geſetz wegen Anordnung der Provinzial Stände 
im Herzogtbum Pommern und Fürftentbum Ruͤ— 
gen vom 1. Juli 1823 verfügt °) in diefer Hinſicht das- 





2) Das angeführte Geſetz; die in der Note 1) Hei I. allegirten 65. 
S. Konftitut. der europ. Staaten. Th. IV. S. 310, und Ge: 
ſetzſammlung für die königl. preußifhen Staaten v, 5%. 1823 
Nr. 13 Seite 138 ff. 

3) Das angeführte Geſetz; ſ99. 29, 8, 30 bis 36, 54 und 52, 
"©. Konftitutionen der europ. Staaten, Th. IV. S. 320, und 
Gefesfammtung für die königl. preußifchen Staaten v. 5, 1823 
Nr. 13 ©, 146 ff. 


AA — 





212 


felbe, wie das unter I. angeführte. Zum Berfammlungs- 
ort des Landtags wird die Stadt Stettin beftimmt, 
IV. 

Das Gefes wegen Anordnung der Provinzial» Stände 
für die Rhein- Provinzen ( Großherzogthum Nieder- 
rhein und Herzogthümer Cleve, Juͤlich und Berg) vom 27. 
März 1824 *) ſtimmt in diefer Beziehung ebenfalls mit 
dem Gefeß unter 1. überein. 

Den Landtags Marfchall ernennt der König aus dem 
erften oder zweiten Stand. Zum Berfammlungsorte Des 
Landtags wird die Stadt Düfjeldorf bejtimmt. 

Vi 

Das Gefeß wegen Anordnung der Provinzial Stände 
in der Provinz Sahfen (mit Ausnahme der in ſtaͤndi⸗ 
ſcher Beziehung zur Mark Brandenburg gewieſenen Alt— 
mark, alle diejenige Laͤnder, welche nach der koͤnigl. Ver: 
ordnung vom 30. April 1815 die Provinz Sachſen bilden) 
vom 27. März 1824 °), fimmt mit dem Geſetz unter % 
überein. 

Zum Berfammlungsorte des Landtags wird die Stadt 
Merfeburg beftimmt. 

VI. 

Das Gefeg wegen Anordnung der Provinzial» Stände 
für die Provinz Weitphalen vom 27. März 1824 9%) 
ſtimmt auch mit dem Gefeg unter I. überein. 


4) Das angeführte Geſetz; die in der Note 1) bei I. allegirten $$. 
S. Konftitutionen der europ. Staaten. Th. IV. ©. 99; und 
Geſetzſammlung für die Fönigl. preußifchen Staaten v. 5. 1824 
Nr. 9 ©. 101 ff. 

5) Das angeführte Geſetz; die in der Note 1) bei I. allegirten 96. 
Siehe Geſetzſammlung für die königl. preuß. Staaten. RE, 6 
Seite 70. 

6) Das angeführte Geſetz; die in der Note 1) bei I. alfegirten $$. 
S. Konftitutionen der europ. Staaten. Th, IV. ©, 340, und 
Geſetzſammluug für die Eönigl, preußiſchen Staaten v. 3, 1824 
Nr. 9 ©, 108 fi. 
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Den Landtags +» Marfhall ernennt der König aus dem 
erften oder zweiten Stande. 

Zum Verfammlungsort des Landtags wird die Stadt 
Müniter beftimmt. 

VII. 

Das Geſetz wegen Anordnung der Sonia ‚Stände 
für das Großberzogthbum Pofen v. 27. März 1824’) 
beftimmt das Nämliche wie das Gefeg unter I. 

Zum Verfammlungsort des Landtags wird Pofen be- 


ftimmt. 
VIII. 


Das Geſetz wegen Anordnung der Provinzial-Staͤnde 
für das Herzogtbum Sclefien, die Graffhaft 
Glas und das preufifhe Marfgrafthbum Oberlau— 
fig vom 27. März 1824°), ftimmt mit dem Gefeß unter 
I. überein. 

Zum BVerfammlungsort des Landtags wird bie Stadt 
Breslau bejtimmt. 


Zweites Rapitel, 
Königreihb Baiern. 

Zeit der Verfammlung der Landitände, Art der Einbe- 
rufung der Mitglieder der zwei Kammern, Eröffnung und 
Schluß der Berfammlung durch den König oder einen be- 
ſonders dazu Bevollmächtigten, Ernennung des erften Prä- 
fidenten der erftien Kammer, Dauer der Berfanmmlung, 
Recht des Königs in diefer Beziehung, Anmefenheit der 
Staatöminifter in den Sitzungen, ungefeglihe Verſamm⸗ 
lungen. 


7) Das angeführte Gefeb ; 55. 29, 28, 30, 33 bis 36, 53 und 51. 
Siehe Konſtitut. der europ. Staaten. Th. IV. S. 350, und 
Geſetzſammlung für die königl. preußifchen Staaten v. J. 1824. 

Nr, 14 ©, 141 fi. 

8) Das angeführte Geſetz; 55. 31, 30, 32, 35 bis 38, 1 und 54, 
Gefesfammlung für die Fönigl, preußifchen Staaten v. J. 1824. 
Nr. 6 5, 62 fi. 
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Die Königl. baierifche Verfaffungs-Urfunde enthält hierü- 

ber die nachftehenden Beftimmungen '): 
EG F 

Der König wird wenigftens alle 3 Sahre die Stände 
zufammenberufen. 

Br 

Zu den (in der Verfaffungs -Urfunde) beftimmten oder 
vom Könige angeordneten Berfammlungen werden die Reichs— 
Käthe durch Königliche Reffripte, die Abgeordneten der 
zweiten Kammer durch öffentliche Ausfchreibung einberufen 
und hierin der Drt, und die Zeit der Verfammlung be- 
jiimmt werden, 

Die letztern erhalten eine Abfchrift diefer Ausschreibung 
mittelft befonderer Mittheilung der Föniglichen Regierung 
des Bezirfs, welche ihnen bei der Erfcheinung zur Boll- 
macht dient. ' 

— 

Der Koͤnig eroͤffnet und ſchließt die Verſammlung ent— 
weder in eigener Perſon, oder durch einen beſonders hier— 
zu Bevollmaͤchtigten. 

§. 4. 

Der Koͤnig ernennt den erſten Praͤſidenten der Kammer 

der Reichs-Raͤthe für die Dauer der Verſammlung ?). 


- 4) Königl. baierifhe DVerfaffungs: Urfunde vom 26. Mai 1818, 
Titel VH. 5. 22 zum Theil, Beilage X, $. 50, Titel VII: $. 
22 zum Theil, Beilage X, $. 53 zum Theil, und 51, 69 und 
70, Titel VIT. $. 22 zum Theil, $$. 23, 24, 30 und 31. Siehe 
Konkitutionen der europ. Staaten, Th. III. ©. 112 und Verf. 
Urf, des K. Baiern mit den Beilagen. München 1818. 

2) Die Kammer der Reichgräthe wählt fi zwei Sefretäre und 
fchlägt drei Mitglieder zur Auswahl des zweiten Präfidenten 
vor, aus welchen der König denfelben ernennt. — Die Kammer 
der Abgeordneten wählt für die Stelle des Präfidenten ſechs 
Mitglieder, aus welchen der König den erften und einen zwei— 

: ten Präfidenten für die Dauer der Sitzung ernennt. (Abtheil. 
IV. Kap. 2 $$. 2, 6 und 12.) 
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u 
- Beide Kammern Finnen nur gleichzeitig zuſammenberu— 
fen, eröffnet und gefchloffen werden, fohin ihre Sigungen 
nur in gleichem Zeitraume halten. 
5. 6 

Der König wird nach Konftituirung der beiden Kam; 
mern den Tag zur Eröffnung der ftändifchen Verfammlung 
beſtimmen, und fich hierbei von ſaͤmmtlichen Mitgliedern 
den vorgejchriebenen Eid (Abtheil. IV. Kap. 2 S. 43) in 
feine Hände ablegen laffen. 

$. 7. 

Die fyäter eintretenden Mitglieder leiften diefen Eid in 

den Kammern in die Hände des Präfidenten. 
u? 

Die Sitzungen der DVerfammlung dürfen in der Regel 
nicht länger als zwei Monate dauern, und die Stände 
find verbunden, in ihren Sigungen die von dem Könige 
an fie gebrachten Gegenitände vor allen übrigen in Bera— 
thung zu nehmen. 

9.9. 

Dem Könige fteht jederzeit das Recht zu, die Sitzun— 
gen der Stände zu verlängern, fie zu vertagen, oder die 
ganze Berfammlung aufzulöfen. | 

Sn dem legten Falle muß wenigftens binnen 3 Mona- 
ten eine neue Wahl der Kammer der Abgeordneten vorge— 
nommen werden. — 

$: . 10. 

Die Staatsminifter koͤnnen den Sitzungen der beiden 

Kammern beimohnen, wenn fie auch nicht Mitglieder der; 


felben find. 
| 6: 


Der König allein fanftionirt die Gefege und erläßt die- 
felben mit feiner Unterfhrift und Anführung der Verneh— 
mung des Staats-Raths und des erfolgten Beiraths und 
der Zuftimmung der Lieben und Getreuen, der Stände des 
Reichs. 
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$, 12, 

Wenn die Berfammlung der Reichsftände vertagt, fürm- 
lich gefchloffen oder aufgelößt worden ift, fönnen die Kam- 
mern nicht mehr gültig berathichlagen und jede fernere Ber: 
handlung ift ungefeglich. 


Drittes Rapitel. 


Königreihb Hannover. 

Das Patent der Berfaffung der allgemeinen Stände- 
Berfammlung in dem Königreich Hannover betr. enthält 
nur Folgendes ’): 

Wir behalten Uns vor, nach den zu (ammelnben Er: 
fahrungen in der Organifation der allgemeinen Stände- 
Verfammlung, diejenigen Modiftfationen eintreten zu laf- 
fen, deren Nothwendigfeit im Berlaufe der Zeit fih etwa 
an den Tag legen möchte, fowie es fih auch von felbit 
verfteht, daß wenn der deutfche Bund ſich veranlagt fin 
den follte, bei einer weiteren authentifchen Auslegung des 
Art. 13 der deutfchen Bundes-Afte Grundfäge anzuneh- 
men, welche mit den vorftehenden Verfügungen nicht durch» 
gehends vereinbar find, Ießtere, den Bundes - Beichlüffen 
gemäß, eine Abänderung erleiden müffen. 


Viertes Kapitel. 


Königreih Würtemberg. 

Zeit der Verfammlung der Landftände, Eröffnung und 
Entlaffung der Verſammlung durd den König oder einen 
Bevollmächtigten, Necht des Königs in diefer Beziehung, 
Ernennung des Präfidenten der eriten Kammer, Anwejen- 
heit der Minifter in den Sigungen beider Kammern, Ge— 
heime -Raths - Kollegium, Gefetes - Entwürfe, Fälle, in 
welchen der König ohne die Stände handeln kann. 


1) Kön. Hannöv. Iandftändifches Patent, $. 8. Siehe europäifche 
Konftitut, 3. Th. S. 340, 
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Die koͤniglich würtembergifche Verfaffungs » Urkunde be— 

ftimmt bierüber Folgendes '): 
te 

Der König wird alle drei Sahre die Berfammlung der 
Stände (Landtag) einberufen, und außerordentlicher Weife, 
fo oft es zur Erledigung wichtiger oder dringender Landes: 
Angelegenheiten erforderlich ift. 

Auch werden bei jeder Negierungs » Veränderung die 
Stände innerhalb der erften vier Wochen verfammelt werden. 
u" 

Der König eröffnet und entläßt die Stände - Verfamm- 
lung entweder in eigener Perfon, oder durch einen dazu 
bevollmächtigten Minifter, 

Dem Könige fteht auch das Recht zu, !die Verfamm- 
lung zu vertagen oder ganz aufzulöfen. 

Im Falle der Auflöfung wird fpäteftens binnen 6 Mo— 
naten eine neue Berfammlung einberufen werden. 

Ya: 

Den Präfidenten der erfien Kammer ernennt der König 

ohne Borfchlag ?). 
$. 4. 

Die Minifter find befugt, den Verhandlungen der bei- 
den Kammern anzuwohnen und an den Berathichlagungen 
Theil zu nehmen. Sie fönnen fi) auch von andern Staats: 
dienern begleiten Iaffen, welche etwa den vorliegenden Ge: 
genjtand befonders bearbeitet haben, oder fonit vorzügliche 
Kenntniß davon befisen. An den Sikungen der ftändi- 
hen Kommiffionen fteht ihnen im Kal einer ausdruͤckli— 
hen Einladung gleihfals Theilnahme zu. — 





1) Könial. württembergifche Verfaffungs: Urkunde vom 25. Sept. 
1819 55. 127, 186, 164 zum Theil, 169, 126, 172, 89 u. 90, 

2) Sür die Stelle des Vicepräfidenten der erften und die Stellen 
des Präfiventen und des Wicepräfidenten der zweiten Kammer 
wählen die Kammern immer 3 Mitglieder, von denen der Kö: 
nig für jede Stelle ein Mitglied beftätigt. (Abtheilnng IV. 
Kapitel 4 $. 5.) 
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$. 5. * 

Der Geheime Rath iſt die Behoͤrde, durch welche ſo— 
wohl der Koͤnig ſeine Eroͤffnungen an die Staͤnde erlaſſen 
wird, als auch letztere ihre Erklaͤrungen, Bitten und Wuͤn— 
ſche an den Koͤnig zu bringen haben. Der Geheime Rath 
hat dieſelben jedesmal dem Könige vorzulegen, wenn er 
nicht Anftände dabei findet, welche ihn veranlaſſen, vor 
der Vorlegung an den König mit den, Landftänden Ruͤck— 
ſprache zu nehmen. 

Die Anträge der Stände find von ihren mit feinen auf 
die Berfaffung gegründeten Berichten und Gutachten zu 
begleiten. — 

3 

Gefeßes - Entwürfe fönnen nur von dem Könige an die 
Stände, nicht von den Ständen an den König gebracht 
werden, Der König allein fanftionirt und verfündet die 
Gefeße, unter Anführung der Bernehmung des Geheimen 
Raths und der erfolgten Zuftimmung der Stände. — 

— 

Der Koͤnig hat das Recht, ohne die Mitwirkung der 
Staͤnde, die zur Vollſtreckung und Handhabung der Geſetze 
erforderlichen Verordnungen und Anſtalten zu treffen, und 
in dringenden Faͤllen zur Sicherheit des Staats das Noͤ— 
thige vorzukehren. 

8. 8 

Eben dieſe Beſtimmungen finden auch bei den Geſetzen, 

Verordnungen und Anſtalten im Landes-Polizeiweſen ſtatt. 


Fünftes Kapitel. 
Großherzogthum Baden. 


Zeit der Verſammlung der Landſtaͤnde, Zufammenbes 
rufung und Aufloͤſung durch den Großherzog, eigenmaͤch— 
tige Verſammlungen, Ernennung des Praͤſidenten der er— 
ſten Kammer, Zutritt der Miniſter 2c. bei Öffentlicher und 
geheimer Sikung, Fälle, in welpen der Großherzog vor 
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eingebolter Zuftimmung der Stände handeln kann, Beſtaͤ— 
tigung der Geſetze ꝛc. 


Die Großherzoglich Badifche Verfaffungs - Urfunde be- 
ftimmt hierüber Folgendes '): 

us 

Alle zwei Sahre muß eine Stände -Verfammlung ftatt: 
finden. 

PR 4 

Der Großherzog ruft die Stände zufammen, vertagt fie 
und kann fie auflöfen. 

ie 

Die Kammern Fönnen ſich weder eigenmächtig verſam— 
meln, noch nach erfolgter Auflöfung oder Bertagung bei— 
fammen bleiben und berathichlagen. 

Sy 7 

Der Großherzog ernennt für jeden Landtag den Praͤſi— 

denten der erftien Kammer?). 
5:5. 

Seder Landtag wird in den für diefen Fal vereinigten 
Kammern, vom Großherzog in Perfon oder von einem von 
Ihm ernannten Kommifjär eröffnet und gefchloffen. 

5. 6. 

Die Minifter und Mitglieder des Staats-Minifteriums 
und die Großherzoglichen Kommiffarien haben jederzeit bei 
öffentlicher und geheimer Sitzung Zutritt in jeder Kammer, 
und müfjen bei allen Disfuffionen gehört werden, wenn fie 
es verlangen. Nur bei der Abſtimmung treten fie ab, wenn 
fie nicht Mitglieder der Kammer find. Nach ihrem Abtritt 
dürfen die Disfuffionen nicht wieder aufgenommen werden. 


1) Großherzogl. Badiſche Verfaſſungs-Urkunde vom 22. Aug. 1818. 
SS. 46, 42, 52, 45 zum Theil, 76, 68, 63 zum Theil, 66. 
S. Konftitut. der euopäifchen Staaten. Th. III. ©. 351. 

2) Die zweite Kammer wählt für die Präfidentenftelle 3 Kandi— 
daten, wovon der Großherzog für die Dauer der Verſamm— 
lung einen beftätigt. (Abtheil. IV. Kap. 5 $- 1.) 


220. 


7% 

Bei Rüftungen zu einem Kriege und während der Dauer 
eines Krieges kann der Großherzog, zur fchleunigen und 
wirffamen Erfüllung feiner Bundespflichten, auch vor ein- 
geholter Zuftimmung der Stände, gültige Staats - Anlehen 
machen oder Kriegs-Steuern ausfchreiben. Für diefen Fall 
wird den Ständen eine nähere Einfiht und Mitwirkung 
in der Verwaltung in der Art eingeräumt, wie folches in 
dem fünften Kapitel vierter Abtheilung angegeben tft. - 

Br 

Der Großherzog beftätigt und promulgirt die Gefeke, 
erläßt die zu deren Bollzug und Handhabung erforderli- 
chen — die aus dem Auffihts- und Verwaltungs » Nedt 
abfließenden — und alle für die Sicherheit des Staats nd- 
thigen Berfügungen und allgemeinen Berordnungen. Er 
erläßt auch folhe, ihrer Natur nad zwar zur ftändifchen 
Berathung geeignete, aber dur das Staatswohl dringend 
gebotene Verordnungen, deren vorübergehender Zweck durch 
jede Verzögerung vereitelt würde. — 


Schstes Kapitel. 


Kurfürftentbinm Heffen. 
Zufammenberufung der Landftände durd den Regenten, 
Zeit der Berfammlung, außerordentliche Zufammenberufung, 
Art der Zufammenberufung, Auflöfung der Stände: Ber- 
fammlung, Dauer der Landtage, Fälle, in welchen der 
Regent ohne die Stände handeln fann. 





Der Entwurf der Yandftändifchen Berfaffung für das 
Kurfürftenthum Heffen enthält die nachfolgenden Beſtim— 
mungen 9: 

a Fi 
Der Landesherr verordnet die Zufammenfunft der Stände, 


fo oft er folche für nöthig hält. 


1) Neuer rheinifher Merkur vom Jahr 1816 97, bis 100, Stüd, — 


221 


u: 

Die Zufammenberufung muß zum wenigften alle 6 Jahre 
geſchehen, und ift alsdann der Regel nah, der Anfang 
des Monats März dazu bejtimmt. 

RE 

Eine aufferordentliche Zufammenberufung der Stände 
ift jedesmal nötbig, wenn ein Landesherr mit Tod abgeht; 
der Tag der Zufammenfunft darf nicht länger als einen 
Monat nah dem Todestage ausgejegt werden. 

u 

Ohne befondere Schreiben an die Deputirten zu erlaf- 
fen, gefchiehet die Zufammenberufung der Stände durch 
eine allgemeine Befanntmahung in dem Blatt, welches 
alle Geſetze enthält. 

$::. 8 

Der Regent fann die Sigung vertagen. Er kann auch 
den Landtag diffolviren; ift jedoch verbunden, fogleich mit 
der Auflöfung der Wahl neuer Deputirten zu verordnen, 
und fann fie noch in demfelben Sahre zu einer Zufammen- 


funft berufen. 
F. 6. 


Die Landtaͤge duͤrfen der Regel nach, nicht laͤnger als 
zwei Monate dauern und iſt aus dieſem Grunde mit den 
wichtigſten Geſchaͤften der Anfang zu machen. 

Gr Ta 

Verordnungen, welche zur Bollftrefung oder zur Erläu: 
terung fchon beftehender Gefege, oder zur Verhütung der 
bei Betreibung der Gewerbe ſich ergebender Unterfchleife 
abzwecken, und Verfügungen, welche vorübergehend find, 
fönnen auch, ohne die Stände darüber zu hören, erlaffen 
werden. — 


Siebentes Kapitel, 
Großherzogthum Heffen. 


Recht des Großherzogs der Berufung, Auflöfung ꝛc. 
der Stände, willführliche Bereinigung, Zeit der Verſamm— 
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fung, Ernennung des Präfidenten der erften Kammer, 
Zutritt der Mitglieder des Geheimen Staats-Minifteriumsıc. 
in beide Kammern, Gefebes- Entwürfe, Eröffnung und 
Schluß des Landtags durch den Großherzog oder einen Be— 
vollmäcdhtigten, Fälle, in welchen der Regent ohne Mit- 
wirkung der Stände handeln fann, Militär. — 


Die Großherzoglich Heſſiſche Verfaffungs-Urfunde be> 

ftimmt darüber Folgendes '): 
. ER 

Der Großherzog allein hat das Recht, die Stände zu 
berufen und die ftändifche Verfammlung zu vertagen, auf- 
zulöfen und zu fchließen. 

Eine willführliche Vereinigung der Stände ohne Einbe- 
rufung, oder nach dem Schlufje, der Bertagung, oder Auf- 
loͤſung ift gefegwidrig und frafbar. 

———— 

Der Großherzog wird die Stände wenigſtens alle 3 
Sahre verfammeln. | 

Sm Falle einer Auflöfung wird er binnen 6 Monaten 
eine neue Stände » Berfammlung berufen. 

—— 

Der Großherzog ernennt den erſten Praͤſidenten der er- 

fen Kammer ?) für die Dauer des Landtags. 
I. 4 

In beiden Kammern haben die Mitglieder des Gehei- 
men Staats-Minifteriumd und die ernannten Landtags— 
Kommiffarien freien Zutritt, ohne Stimmredt. 


1) Großherzog. Heſſ. Verf. Urk. vom 17. Dec. 1820, Art. 63, 
64, 85 zum Theil, 62, 76, 101, 71, 73 und 74. — ©, Kon: 
ftitut, der europ. Staaten. Th. IV. ©, 94. 

2) Den zweiten Präfidenten der erften Kammer und die zwei Prä- 
fidenten der zweiten Kammer ernennt der Großherzog aus den 
ihm vorgefchlagenen Mitgliedern. Abtheil. IV. Kapitel 7 99. 
2 und 4, 
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= 1 N 
Befeßes - Entwürfe fönnen nur von dem Großherzog an 
die Stände, nit von den Ständen an den Großherzog 
gebracht werden. Die Stände fünnen aber, im Wege der 
Petition, auf neue Gefege, fowie auf Abänderung oder 
Auflöfung der beftehenden antragen. Abtheilung IV. Ka— 
pitel 7 $. 19.) 
5 
Der Landtag wird von dem Großherzog, entweder in 
eigener Verfon, oder durch einen dazu befonders beauf: 
tragten Kommiſſaͤr, gefchloffen und alsdann der den Stän- 
den ſchon vorher mitgetheilte Kandtags- Abfchied, durch den 
Großherzog verfündet. 
5.7 
Sm außerordentlichen Fällen, wo drohende Äußere Ge— 
fahren die Aufnahme von Kapitalien dringend erfordern, 
die Einberufung der Stände aber, oder eine vorläufige 
Berathung mit denjelben durch Äußere Verhältniffe unmög- 
fh gemacht wird, fann die Staats - Regierung die erfor- 
derlihen Summen lehnbar aufnehmen, vorbehältlich der 
Nahmeifung ihrer Berwendung und der Berantwortlichkeit 
der oberjien Staats - Behörde. 
= | 
Der Großherzog ift befugt, ohne ſtaͤndiſche Mitwirkung, 
die zur Bollfirefung und Handhabung der Gefeke erfor: 
derlichen, fo wie die aus dem Aufjichts » und Berwaltungg- 
Recht ausfließenden Verordnungen und Anftalten zu tref- 
fen, und in dringenden Fällen das Nöthige zur Sicherheit 
des Staats vorzufehren °). 





3) Die Beſchlüſſe der Bundes : Derfammlung, welche die verfaf- 
fungsmäßigen Berhältniffe Deutfchlands oder die Verhältniffe 
deutjcher Staatsbürger im Allgemeinen betreffen, bilden einen 
Zheil des Heſſiſchen Staats » Rechts und haben, wenn fie von 
dem Großherzoge verkünder worden find, in dem Großherzog: 
thum verbindende Kraft. Abſchnitt II. Kap. 6 6. 2. 


Er 
re 
TA 
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Dem Großherzoge fieht die ausfchließende Verfügung 
über dag Militär, die Formation deffelben, die Discipli- 
nar=: Gewalt und das Nedt, alle, den Kriegsdienft betref- 
fenden Verordnungen zu erlaffen, ohne ftändifhe Mitwir- 
fung zu. 

Der erlaffene und von dem Großherzog hinfichtlich der 
Dfficiere noch zu erlaſſende Militär » Straf- Koder foll je: 
doch, infofern er ſich nicht auf die bezeichneten Gegenftände 
bezieht, ohne ftändifche Mitwirfung feine Abänderung er- 
leiden. — 


Achtes Kapitel. 


Großherzogthuͤmer Medlenburg- Schwerin und 
Mecdlenburg- Strelig. 


Zeit der Berfammlung des Landtags, Einrichtung des- 
felben, Drt und Sahregzeit, außerordentliche Landtage, 
Konvofationd » und Deputationstage. Bon der Landes; 
fürftfihen Gefeßgebungs - Mad. 


Hierüber beftimmt der Meclenburgifche Erbvergleich Fol- 
gendes '): 

6, 

Landtäge wollen Wir, wie von jeher gebräuchlich ge- 
wefen, alle Sahre anordnen und augfchreiben, damit Theils 
das alljährliche Kontributiong - Wefen, vergleichmäßig ein— 
gerichtet, Theils in Anfehung der künftigen Reichs -, Crayß- 
und Prinzeffinn- Steuern, jedesmal das gehörige regulirt, 
Theils die nöthig befundene und zu erlaffende allgemeine 
Landes - constitutiones berathfchlaget, und endlich alles 
dasjenige, was unter. dem Namen von Landes-Angelegenz 
heiten oder Befchwerden vorfommen möchte, durch landes- 
fürftlihe Erledigung abaethan werden fünne. 


1) Erbvergleich von 1755 $. 145 — $. 151, $. 164 und 165, $. 
191 — $. 200, : 
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u 

Die Landtäge follen der Geftalt allgemein bleiben und 
angeordnet werden, wie es der Hamburgiſche Vergleich 
vom 8. März 1701 S. 8 vorfchreibet, als welchem Wir 
nachzugehen, hiermit in Gnaden verfprecden. 

— 

Geſtalt dem zu Folge, alle und jede eingeſeſſene Land— 
ftände aller drever Crayſe zu den Land-Taͤgen durch Lan— 
des-Fuͤrſtliche Ausſchreiben berufen, und auf den Land— 
Taͤgen dem Herkommen gemaͤß, bey den darauf vorfal— 
lenden Handlungen, ohngehindert Stand und Stimme ha— 
ben und behalten ſollen. 

—* 

Die Oerter zu den Landtaͤgen ſollen nach wie vor, die 
in den Reverſalen von 1621 beſtimmte Staͤdte Sternberg 
und Malchin wechſelsweiſe ſeyn und bleiben, und Wir 
wollen es in Anſehung der Beziehung oder Beſchickung der— 
ſelben, nach dem Inhalte der Reverſalen von 1621 6. 23 
halten 2) 

—8 

In Anſehung der Zeit, bleibt es bei dem gewoͤhnlichen, 
und dazu am bequemſten fallenden Herbſt. 

rn | 

Jedoch fol Uns und Unferen Nachfommen an der Re: 
gierung allerdings unbenommen feyn, in Notbfällen und 
andern dringenden Landes » Angelegenheiten, außer der 
Herbſtzeit, nad) Gelegenheit der Umjtände, Land -Täge 
auszufchreiben, und gewöhnlichermaßen halten zu Iaffen. 


2) — und wollen Wir alddanı, wann Wir in Perfon ferbft nicht 
erfcheinen, die Unfrige mit gebührender Inſtruction dahin fchi- 
den und abfertigen. Sollten aber etwa dabei hochwichtige Sa: 
hen einfallen, dazu Unfer Präfenz von nöthen, wollen Wir 
Uns nad Befindung der Geftalt zu bezeigen willen, wie Wir 
es Unfern Land und Leuten zurräglich und erfprießlich achten 
werden, — YAffefurations: Revers vom Jahr 1821, XXI. 

II. Bd. 15 
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—— 

Unſere Ausſchreiben dazu wollen Wir in der hergebrach— 
ten Formul ergehen laſſen, und nicht geſtatten, daß ihnen 
gegen das Herkommen, und ohne rechtmaͤſſige Urſache, 
harte und ungewoͤhnliche Clauſuln, außer dieſer: daß die 
Ausbleibende und Abweſende zu allen dem, was auf Land— 
Taͤgen behoͤrig beſchloſſen iſt, verbunden ſeyn ſollen, ein— 
verleibt werden. 

F8 

Uebrigens behalten Wir Uns vor, Unſere Ritter- und 
Landfchaft zu andern Convocations- und Deputationd-Tä- 
gen zu berufen, und über Unfere und Unferer Lande be- 
fondere Angelegenheiten auf felbigen zu handeln. 


§. 9. 
Doc) follen die Sachen, welche gefammter Ritters und 
Sandfchaft Rechte und Pflichten antreffen, zu allgemeinen 
Land» Tagen heimgelaffen bleiben. — 


Bon der Landes-Fürftlihen Gefeß-Gebungs- 
Macht. 
$. 10, 

Wann es der Wohlftand und die Ruhe einer jeden Re— 
gierung erfordert, daß die Örenzen der Landes-Fürftlichen 
Macht, Geſetze zu geben, ihre gemejjene Beftimmung ha— 
ben; So ift von Uns, um auch hierunter die Wohlfahrt 
und Zufriedenheit Unferer Untertbanen aller Stände zu be⸗ 
foͤrdern, folgendes nach den Reguln der natuͤrlichen Bil⸗ 
ligkeit, und der wohl hergebrachten Landes-Verfaſſung ge— 
maͤß, in Gnaden verſprochen und veſtgeſetzt worden. 

6. TE 

Es theilen fih demnach die Landes - Drönungen und 
Constitutiones hauptfädhlih in zwei Klaſſen. 

Zur erften gehören die, welche Unfere Aemter, Domai- 
nen und Kammer » Güther, mithin die darin gefeffene Un- 
tertbanen, und Unfere eigene, in Unfern befondern Pflich— 
ten ftehende Bediente, allerley Wefens befreffen. 
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Zur anderen Klaffe aber gehören diejenige, weldye Un 
fere gefammten Lande mit Inbegriff der Ritter» und Lands 
Schaft angeben. 

5: 

Was nun die erite Klaffe betrift; fo bleibt Uns und 
Unfern Nachkommen an der Regierung, darinn Verord— 
nungen, Geſetze und Constitutiones, befter Unferer Ge- 
legenbeit und Willführ nach, zu machen und ergehen zu 
laffen, allerdings unbenommen und vorbehalten. 


$. 13. 

Anlangend aber die andre Klaffe; So zertheilen fich 
die darin zu erlaffende Gefege und Drdnungen, wiederum 
in zwei Grund» Säge: naͤmlich 

1) in ſolche Verordnungen und Gefege, welche gleich: 
gültig, jedoch zur Wohlfahrt und zum Bortheil des ganz 
zen Landes abüchtlid und dienfam find. Und hingegen 

2) in foldhe, welche die wohlerworbene Rechte und Be: 
fugniffe Unferer Ritter » und Landfchaft, gefammt, oder 
befonders, jedoch in Anfehung des einen Theild, dem an: 
dern unnachtheilig berühren. 

$. 14. 

Wenn nun in jenem gleichgültigen, es fey im Juſtiz⸗, 
Policey- und Kirchen - Sachen, oder worin ed wolle, von 
Uns und Unfern Nachfommen eine allgemeine Landes-Ver— 
ordnung und Gonftitution zu erlaffen ift; So follen die 
von Ritter» und Landihaft auf öffentlichen allgemeinen 
Land-Zägen, oder wenigftend, wann periculum in mora, 
die Sandräthe, und der ganze engere Ausſchuß darüber 
mit ihren rathjamen Bedenfen und Erachten vernommen 
werden. Bevor folches erjtattet ift, ergeht die Publication 
der Verordnung nicht. 

6... 19.5 


Würde aber das erforderte Bedenfen in der dazu von 
Uns gefegten, nach Bewandniß der Umftände räumlich zu 
gönnenden Zeit, nicht eingehen; So bleibt Uns mit der 

15% 
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Publication, defien ohnerwartet, zu verfahren, allerdings 
frei und unbenommen, 
5:0 

Wir wollen übrigens auf der NRitterfchaft- und Land- 
ſchaft, oder der Landräthe und des Engern -»Ausfchuffes 
Bernehmlaffung und Erinnerungen , alle billigmäßige Lan— 
des-Bäterliche gnädigfte Aufmerffamfeit wenden, und im 
Werk fpüren laffen: Sedoch Unferm Landes - Fürfilichen 
hohen juri statuendi mit folcher gnädigem Bernehmung 
nichts vergeben. 

6. 17 

Sm Testen Fall aber, da die zu erlaffende Verordnung, 
den Gerechtfamen Unſerer Ritter» und Landichaft entge- 
gen laufen, oder von deren Minder- oder AdAnderung 
die Frage feyn follte, wollen und follen Wir und Unfere 
Nachkommen, ohne Unfer Ritter» und Landfchaft ausdruͤck— 
liche Bewilligung nichts verhängen. 

5.78; 

Geftallt Wir hiemit in Gnaden zufagen, daß Wir in 
Landes » Gonftitutionen, ohne vorhergegangene üffentliche 
Anträge und Berathfchlagungen auf allgemeinen Landtä- 
gen, und darauf erfolgte freie Bewilligung Unferer Rit— 
ter- und Landſchaft, ichtwas, welches ihren habenden Pri- 
vilegien, Neverfalen, Gerechtigfeiten, und Verträgen zumi- 
der, feineswegs verordnen, noch der Ritter» und Land» 
fhaft etwas neuerliches auflegen, weniger die, auf Unfere 
Domainen und Cammergüther gerichtete constitutiones auf 
Ritter» und Landſchaft ausziehen, noch darnach in Unfe- 
ren Gerichten gegen Ritter » und Landfchaft erfennen laf- 
fen wollen. Wie dann alles, was dem zuwider bisher gez 
ſchehen, hiermit aufgehoben und abgeftellet feyn fol. 


Vebrigens behalten Wir Uns und Unferer Ritter- und 
Landſchaft hiermit ausdrüdlich bevor, die hiebevorigen Ver— 
prönungen und constitutiones, in Gleichfoͤrmigkeit diefer 
Grundfäße, respective nad) vorgenommener Rathpflegung 
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und Beliebung, den jegigen Zeiten allenthalben gemäß zu 
machen und folche nach Gelegenheit zu ändern, zu beſſern 
und zu erläutern, zu erflären und zu vermehren. 


Neuntes Kapitel. 


Großberzogtbum Sadhjen-Weimar-Eifenad. 


Zeit der Verfammlung der Landftände, Ort, wo der 
Landtag gehalten werden foll, Eröffnung des Landtags 
durch den Fürfien oder einen Kommifjfär, Geſetzes-Vor— 
Schläge, Abordnung von Mintjtern ꝛc. in die Sigungen der 
Landftände, Recht den Landtag aufzulöfen ꝛc., geſetzwi— 
drige Berfammlungen, außerordentliher Landtag. 


Das Großherzoglih Sahfen =» Weimarifhe Grundges 

ſetz enthält hierüber die nachjtehenden Bedingungen : 
TE 

Zur Zufammenberufung des nädhten Landtags, wird 
eine landesfürftliche Kommiffion niedergefeßt werden. Wenn 
aber fünftighin ein Landtag ausgefchrieben werden foll, fo 
geht das deshalb zu erlaffende landesfuͤrſtliche Dekret an 
den Borjtand. Kein Abgeordneter aber hat fih in Eigen: 
fhaft an dem Drte der landitändifchen Berfammlung frü- 
ber einzufinden, als bis er durch den Borftand eine fchrift- 
fihe Einladung dazu erhalten hat. 

— 

Zu einem ordentlichen Landtage werden die landſtaͤndi— 
ſchen Abgeordneten von drei zu drei Jahren und zwar re— 
gelmaͤßig in der erſten Woche des Januars; zu einem außer— 
ordentlichen aber, ſo oft zuſammengerufen, als es nach 
dem Ermeſſen des Fuͤrſten nothwendig iſt. 


1) Großherzogl. Sachſen-Weimariſches Grundgeſetz vom 5. Mai 
1816.; 65.76 zum Theil, 54 zum Theil, 55, 77 zum Theil, 
88, 117 zum Theil, 96 zum Theil, 56 zum Theil, 104, — ©. 
Konftitutionen der europ. Staaten, Th. II. ©, 331. 
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Sn 
Der Ort, wo der Randtag gehalten werden foll, hängt 
von Beftimmung des Fürften ab, doch muß derfelbe noth— 
wendig in dem Großherzogthum liegen. 
In der Regel wird die Nefidenzitadt Weimar als Ver: 
fammlungsort angefehen. 
$. 4 
Die Eröffnung des Landtags gefchieht unter den be- 
fondern fejtgefegten Förmlichfeiten, entweder von dem Fuͤr— 
ften felbjt, oder durch eine zu diefem Zwecke abzuordnende 
Kommiffion 2). 
. WR 7 
Der Landesfürft laͤßt dem Landtage feine Anträge (Pro- 
pofitionen) fchriftlich mittheilen, entweder auf einmal oder 
nach und nad. 


Sollten bei neuen Gefeg-Vorfchlägen oder andern wich- 
tigen Anträgen, mündliche Erörterungen den Gang der 
Gefchäfte befördern fönnen, fo wird der Landesfürft Mini— 
fter oder andere Staatsbeamte, als feine Kommiffarien zu 
einzelnen Sigungen des Landtags abordnen, welche den 
Gegenftand nack feinen Beweggründen zu entwiceln, je— 
doch der landftändifchen Abftimmung und Befchlußfaffung 
nicht beizumohnen haben. 

— 

Der Vorſchlag zu neuen, das Allgemeine angehenden, 
Geſetzen kann ſowohl von dem Fuͤrſten dem Landtage, als 
von dem Landtage dem Fuͤrſten vorgelegt werden. (Ab— 
theilung IV. Kap. 9 $, 41.) 

SE 7° 
Dem Fürften fteht das Recht zu, durch den Landtags: 


2) Die Landftände wählen durch Stimmenmehrheit einen Land: 
Marfchall und zwei Gehülfen. Die Wahl des erfteren ift dem 
Fürften zur Beftätigung vorzutragen, die Wahl der Gehülfen 
wird ihm nur angezeige. (Abtheil. IV. Kap. 9 65. 3 und 7.) 
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Abſchied die Iandftändifche Verfammlung nicht nur zu ver- 
tagen, fondern auch gänzlich aufzulöfen °). 
‚ge ;? 

Auffer den Landtagen giebt es feine ftändifche VBerfamm- 
lungen weder des ganzen Landes, noch der Kreife, viel- 
mehr find alle ſolche Verſammlungen für gefeßwidrig und 
alle Befchlüffe auf folhen VBerfammlungen für nichtig er: 
Härt 9). 

— 

Sollten ſich in der Zeit von einer der gewoͤhnlichen land— 
ſtaͤndiſchen Verſammlungen zu der andern ſolche außeror— 
dentliche, nicht vorher zu ſehen geweſene, Ereigniſſe zutra— 
gen, welche aus der einen oder der andern landſchaftlichen 
Kaſſe eine betraͤchtliche Zahlung, auf die im Etat nicht 
gerechnet worden, unabwendbar erfordern, oder andere 
Anſtrengungen und Leiſtungen der Unterthanen unabwend— 
bar nothwendig machen; ſo wird eine außerordentliche Ver— 
ſammlung der landſtaͤndiſchen Abgeordneten verfuͤgt werden. 


Zehntes Kapitel. 


Herzogthum Braunſchweig-Wolfenbuͤttel. 

Zuſammenberufung des Landtags durch den Regenten, 
ordentliche und außerordentliche Kandtage, Berufungs- Res 
feripte, Eröffnung der Verfammlung durch den Landes 
herrn oder deſſen Kommifjär, Abordnung von Geheimen 
Räthen oder andern Staatsbeamten in die Sigungen, Ver— 
fagung des Landtags. 


Hierüber befiimmt die erneuerte Landfchafts - Ordnung 
für das Herzogthum Braunfchweig Kolgendes 1): 


-3) Was im Falle der Auflöfung gefchehen muß, ift im 9. Kapitel 
zweiter Abtheilung zu erfehen. 
4) Wann Berfammlungen und in welcher Art diefelben erlaubt 
find, darüber fiehe Abtheit. II. Kap. 9 $. 3. — 
1) Verordnung, die erneuerte Landfchafts: Ordnung betr. vom 25. 
Aprit 1820. 55. 39 zum Theil, 40, 41, 44, 71 und 75 zum 
Zheil. S. Konftitut. der europ. Staaten. Th, IV. ©. 117. 
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$. 1. 

Nur auf den von dem Landesherrn ausgefchriebenen 
Landtagen koͤnnen die Stände die Vertretung des Landes 
ausüben und die Angelegenheiten desfelben mit dem Fuͤr— 
ften verhandeln. Es hängt jedoch von der Landesherrſchaft 
ab, bei befonderen Veranlaffungen einzelne Mitglieder der 
Stände zufammenzuberufen, um uber die ihnen vorgeleg— 
ten Zandes- Angelegenheiten fich zu berathen und ihre Met: 
nung zu vernehmen. 

u # 

Alle drei Sahre wird regelmäßig ein Landtag gehalten, 
außerordentlicher Weife aber auch dann, wenn der Yandes- 
herr befondere Veranlaſſung dazu findet. 

a & 

Bor Zufammenbernfung des Landtags wird von dem 
Pandesherrn, wegen der vorzunehmenden Wahlen der wähl- 
baren Abgeordneten der Städte Braunfchweig, Wolfenbüt- 
tel und Helmftadt und der Grundbefiger des Landes das 
Köthige an die betreffenden Gerichtd-Behörden verfügt und 
biernächft werden von Höchitdemfelben, mit Beftimmung 
des Drts und der Zeit der ftändifchen Verfammlung, die 
Berufungs : Neferipte an die Mitglieder der Landſchaft er- 


laſſen. 
—— 


Die Eroͤffnung des Landtags geſchieht mittelſt Beru— 
fung beider Sektionen an dem feſtgeſetzten Tage und Orte 
von dem Landesherrn ſelbſt oder dem dazu von Hoͤchſtdem— 
felben beauftragten Kommiffär, unter den jedesmal höc)- 
ſten Orts zu beftimmenden Feierlichfeiten und religiöfen 
Handlungen. 

$. 5% 

Der Landesherr Fann, feinem Gutfinden nad, Geheime 
Käthe oder andere Staatsbeamte als Kommifjarien zu eins 
zelnen Sitzungen abordnen, um die von der fandfchaft ers 
laffenen Anträge mit ihren Gründen näher zu entwideln 
und auseinander zu feken. 
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Die ftändifhe Verfammlung wird von der Abordnung 
folcher landesfuͤrſtlichen Kommiſſarien und der Zeit ihrer 
Ankunft vorber benadhrichtigt, diefelben bleiben jedoch bet 
ihren Beratbichlagungen und Abftimmungen nicht gegen— 
wärtig. 

$. 6. 

Nur von dem Landesherrn fann die Vertagung Des 

Landtags verfügt werden. 


Eilftes Kapitel. 


Herzogtbum Naffan. 

Zeit der Berfammlung der Landftände, Auflöfung der 
Perfammlung, unerlaubte Berfammlungen, Einberufung 
der Landſtaͤnde von der Herrenbanf, Ernennung des Präs 
fidenten diefer Berfammlung, Einberufung der Landes-De— 
putirten, Abordnung landesherrliher Kommiffarten. - 





Hierüber beftimmt das Patent wegen Einführung einer 
landſtaͤndiſchen Verfaſſung im Herzogthbum Naſſau Fol- 
gendeg !): 

6 41. 

Wir werden die Landftäinde alljährlich, zwifchen dem 
erften Sanuar und erften April und fonft im Laufe des 
Jahres, fo oft es Ung erforderlich fcheint, außerordentlich 
verfammeln; behalten ling aber das Recht vor, ihre Sitzun— 
gen nach Gutbefinden zu unterbrechen, aud die Verſamm— 
Jung der Landes +» Deputirten gänzlich aufzulöjfen, und eine 
anderweite Wahl derfelben anzuordnen. — 

5 = 

Eine jede eigenmächtige Zufammenfunft der Verfamms 
fung der Landftände, oder einer von ihren Abtheilungen, 
ohne Unſere vorgängige Einladung, ift unerlaubt, und 


1) Patent vom 2. Sept. 1814. 55. 3 zum Theil, 5 und 8 zum 
Zheil. S. Konftitut. der europ. Staaten. Th. UI. ©. 29. 
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was darin verhandelt oder befchloffen werden follte, für 
null und nichtig zu achten. 
Ne 

Die Berfammlung der Landftände von der Herrenbanf 
findet gleichzeitig ftatt mit der VBerfammlung der Landes- 
Deyutirten, und an dem nämlichen Drte. Die Einladungs- 
Schreiben werden Wir den Mitgliedern unmittelbar zufer> 
tigen; den Präfidenten aber für die Dauer jeder Verſamm— 
fung aus ihrer Mitte ernennen. 

$. 4. 

Die Landes - Deputirten verfammeln fich auf die, ihnen 
von Unferm dirigirenden Staats » Miniftertum. zufommende 
Einladung am beflimmten Orte und Tage ?). 

$. 5. 

Bei den ordentlichen und außerordentlichen Verſamm— 
[ungen der Landftände werden Wir, zu den Sigungen je- 
der Abtheilung, Kommiffarien abordnen, welche an allen 
Berhandlungen Antheil nehmen, ohne jedoch bei den Ab- 
flimmungen zugegen zu feyn. — 


Zwölftes Kapitel. 


Herzogtbum Sahfen-Koburg-Saalfeld oder 
feit 1826: Sachſen-Koburg und Gotha. 
Zeit der Berfammlung des Landtags, Recht des Lanz 

desherrn in Beziehung auf Bernfnng, Auflöfung ꝛc., uns 

gefegliche VBerfammlungen, Cröffnung und Schluß Des 

Landtags durch den Landesherrn oder feinen Bevollmaͤch— 

tigten, Gefeßes - Entwürfe, Zutritt der Mitglieder des 

Minifteriums bei der Stände-Berfammluna, Fälle, in 

welchen der Zandesherr allein handeln fann, Militär. — 





2) Den Präfidenten ihrer Verſammlung werden Wir, für eine 
jede Situngszeit, aus drei von ihnen Uns vorzufchlagenden 
Mitgliedern ernennen. (Abtheil. IV. Kap. 11 9. 2.) 
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Hierüber bejtimmt die Sachſen-Koburgiſche Verfaſſungs— 
Urfunde Folgendes ): 

Er? 

In der Regel fol von jechs zu ſechs Jahren ein ordent— 
liher Landtag, und zwar jedesmal im Februar anfangend, 
gehalten werden, und auf dieje Zeit auch die Verwiiligung 
geichehen. Es hängt jedoch von dem Landesherrn ab, ob 
er mehrmals und wie oft er die Abgeordneten des Landes 
zu außerordentlichen Landtaͤgen zufammenberufen will. Nach 
Verlauf von ſechs Sahren erlifcht die Funftion der auf 
diefe Zeit gewählten ftändifcheu Deputirten, eben jo wie in 
dem Fall der von dem Landesherrn innerhalb Ddiefer ſechs 
Sabre gefhebenen Auflöfung der Stände - Berfammlung, 
in beiden Fällen aber mit Ausnahme der den Ausſchuß bil- 
denden Mitglieder, deren Funktion erjt mit der Wiederer: 
öffnnng eines neuen Landtags erlischt. 

ae F 

Der Landesherr allein hat das Recht, die Stände zu 
berufen und die ftändifche Verfammlung zu vertagen, aufs 
zulöjfen und zu ſchließen. Ständifhe VBerfammlungen ohne 
Sandesherrlihe Zufammenberufung, oder nach bereits er— 
folgtem Schluß .oder nach geichehener Bertagung des Land; 
tags, find unzuläffig und gejegwidrig, und alle dabei ges 
fasten Beichlüffe find nichtig. 

„Wer. # 

Bei einem blos vertagten Landtage geſchiehet die Zus 
fammenberufung der Stände durch den landfchaftlichen Aus— 
Ihuß auf den Grund eines landesherrlichen Reſcripts. 

$. 4 
Die Eröffnung ?) eines Landtags, fo wie die Schließung 


1) Herzogl. Sacien : Koburgifhe DBerfaffungg - Urfunde vom 8. 
Auguft 1821. 55. 80, 81. 83, 102 zum Theil, 67, 90 zum Theif, 
65 zum Theil, 66 und 74. Siehe Konſtitut. der europäifchen 
Staaten. Th. IV. S. 50. 

2) Die Wahl des Landfchafts : Direktors und des Sefretäre, ſo 
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deſſelben, geſchieht von dem Landesherrn entweder in ei— 
gener hoher Perſon, oder durch einen beſonders dazu be— 
auftragten Kommiſſaͤr und nach dem Schluſſe wird der den 
Ständen bereits eröffnete Landtags-Abſchied bekannt gemacht. 
GB 
Gefeßesentwürfe fönnen nur vom Landesherrn an die 
Stände, nicht von den Ständen an den Landesherrn ge— 
bracht werden, Die Stände fünnen aber auf neue Gefese, 
fo wie auf Abänderung oder Aufhebung der beftehenden 
antragen, und ſolches zu weitern hoͤchſten Entfchließungen 
des Landesherrn anheimftellen. Abtheil. IV. Kap.12$.13.) 
$. 6. 

Die Mitglieder des Landes-Minifterums haben bei der 
Stände-Berfammlung freien Zutritt, außer bei Abftimmunz 
gen und vertraulichen Sigungen. 

5. Fer 
Einzelne Verfügungen in dringenden Fällen, fowie die; 
jenigen befonderen Anordnungen, welche fih auf einzelne 
Fälle, Gemeinheiten, Vereine und Perfonen oder auf vorii- 
bergehende Creigniffe beziehen, koͤnnen ohne Beirath der 
Stände getroffen werden; jedoch gelten dieſe Verfügungen 
nur für den befonderen dringenden oder einzelnen Fall, 
und fönnen nicht zur Konſequenz als Gefeg gezogen werden. 
$. 8 
Der Regent ift befugt, ohne ftändiiche Mitwirkung, die 
zur Vorbereitung, Vollftrefung und Handhabung der Ge— 
feße erforderlichen, fo wie die aus den landesherrlichen Rech— 
ten fließenden Verordnungen und Anftalten zu treffen, und 
überhaupt in allen Fällen das Nöthige zur Sicherheit des 
Staats vorzufehren. Auch bleiben die Landesherrlichen Rechte 
binfichtlich der Privilegien, Dispenfationen und Abolitio- 
nen durchgängig unbefchränft. 


mie der Stellvertreter beider gefchieht durch Stimmen: Mehr: 
heit. Die gefchehene Wahl wird dem Landesherrn zur Beſtä— 
tigung vorgetragen. (Abtheil. IV. Kap. 12 55. 4, 5 uud 6.) 
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FB: 
Der Landesherr ift dann, wenn die Stände die noth— 
wendige Verwilligung für die Erfüllung neuer, durch Ber: 
pflihtungen gegen den deutfchen Bund gegründeter Ver— 
bindlichfeiten verweigern follten, zu Ausfchreibung der da; 
zu erforderlichen durch Erſparniſſe nicht aufzubringenden 

Summen berechtigt und es wird über deren Verwendung 

öffentliche Rechenichaft abgelegt; auch fteht dem Landes» 

berrn die ausfchliegende Verfügung über das Militär, die 
die Formation dejjelben, die Disciplinar - Verwaltung und 
das Recht, alle, den Kriegsdienit betreffenden Verordnun— 
gen zu erlaffen, ohne ftändifhe Mitwirfung zu. Aushe— 
bungen zur Vermehrung der Truppen über die Bundes- 

Pflicht hinaus, können nur durch ein folches Gefeg beftimmt 

werden, welches, wie das Konfceriptiong > Reglement mit 

ftandifcher Konkurrenz erlaffen ift, unbefchadet jedoch des 

Iandesherrlichen Rechts, in dringenden Fällen die zur Sir 

cherheit und Erhaltung des Staats nothwendigen Vorkeh— 

rungen zu treffen. 
Dreizehntes Kapitel. 

Herzogtbum Sadhjen-Koburg-Meiningen, oder 
felt 1826: Sabhfjen-Meiningen und Hildburg- 
haufen. 

Zeit der Zufammenberufung des Landtags, außeror- 
dentlihe Landtage, Berufung und Eröffnung dur den. 
Regenten, Drt, wo der Landtag gehalten wird, Eröffnung 
durch einen Bevollmächtigten, Ernennung des Land: Mar- 
ſchalls, Abordnung von Kommiffarien in die landfchaftliche 
Sisungen, Schluß des Landtags, ungefeglihe Verhand— 
lungen nah dem Schluß. 


Hierüber beftimmt das Grundgefeß über die landftändi- 
Ihe Verfaffung des Herzogthums Sachfen- Meiningen Fol: 
gendes '):; , 


1) Yerzogl, Sachfen : Meining. Grundgefes vom 4, Sept. 1824. 8. 
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$. 1. 

Zu einem ordentlichen Randtage werden die landfchaft- 
lichen Abgeordneten, von Drei zu drei Jahren, zu einem 
außerordentlichen Landtage aber fo oft zufammenberufen, 
als es nach dem Ermeffen des Regenten nothwendig ift. 

Se 

Der Regent beruft und eröffnet den Landtag. Ohne 
des Negenten ausdrücdliche Genehmigung fönnen die Land- 
ftände fich nicht zn einem Landtag vereinigen. 

a © 

Sn der Regel wird der Landtag in der Nefidenzitadt 
gehalten und die landfchaftlihen Sigungen finden in dem 
dafelbft befindlichen landfchaftlichen Gebäude ftatt. 

$. 4 

Die Eröffnung des Landtags kann der Regent durch 

einen biezu bevollmächtigten Kommiffär bewerfftelligen 


lafien ?). 
$.-. 


Aus jedem der drei Landftände, nämlid aus den Rit— 
terguts= Befißern, aus den Bürgern und aus den Bauern 
ernennt der Regent einen Abgeordneten zum Landtag (Ab— 
theil. II. Kay. 13 $. 5). Derjenige, welcher vom Regen 
ten hierzu aus dem Stande der Nitterguts-Befiger erwählt 
wird, ift Land -Marfchall und verliert diefe Stelle nur 
dann, wenn zwei Drittel der gefammten Landfchaft beim 
Regenten darauf antragen und ihren Antrag mit triftigen 
Gründen unterftügen. 

§. 6. 

Zu den landſchaftlichen Sitzungen koͤnnen vom Landes— 

herrn ein bis zwei Kommiſſarien abgeordnet werden, die 


49 zum Theil, 7, 50, 8, 13, 11, 9, 10. ©, Konſtitutionen der 
europ. Staaten, Th. IV. ©, 1007. 

2) Das landfchaftliche Direktorium befteht aus dem Land: Marfchall 
und zwei DVorftehern, Iegtere werden von dem Landtag durch) 
Stimmen: Mehrheit gewählt und dem Negenten zur Beflätigung 
vorgefteltt, (Abtheil. IV. Kap, 13 9. 3.) 
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in denfelben Antheil an den Deliberationen nehmen, aber 
fein wirfliches Stimmrecht und fih, während der Abjtim- 
mung zu entfernen haben. 
Sa, 
Der Regent ſchließt den Landtag und vertagt denjelben. 
fi: „u; 

Der Schluß des Landtags wird durch einen Landtags- 
> Hbfchied bewirkt, die Bertagung gefchieht nach dem Ermef- 
fen des Regenten, oder auf Antrag des Landtags felbit. 
Ohne landesherrlihe Genehmigung darf der Landtag nicht 
auseinander aehen. Die Vertagung erfolgt durd ein an 
Die gefammte Landjchaft gerichtetes, vom Negenten, nad 
vorgängiger Kontrafignatur feines Geheimen Minifteriumg 
vollzogenes Refeript. Nach deffen Eingang find alle wei- 
teren Verhandlungen des Landtags ungefeglich. — 


— _ 002 


Vierzehnted Kapitel. 
Herzogtbum Sahjen-Hildburghaufen oder feit 
1826: Sahfen-Altenburg. 

Anordnung und Einberufung des Landtags, Eröffnung 
defjelben durch den Regenten oder defjen Bevollmächtigten, 
Abordnung von landesherrlichen Kommiſſarien in die Sitzun— 
gen, Schluß und Auflöjung des Landtags, ungefegliche 
Verfammlungen, Fälle in welchen der Regent ohne die 
Landſtaͤnde handeln fann. 


Hierüber enthält die Ianditändifche Verfaffung des Her- 
zogtbums Sachen -Hildburghaufen folgende Beſtimmun— 
gen '): 

an ? 

Einberufung des Landtags. Der Landtag wird 

jedesmal von dem Landesfürften angeordnet und von dem 





1) Landftändifhe Verfaſſung des Herzogthums Hildburghaufen. 55. 

36, 37, 42 zum Theil, 43, 45 zum Theil, 47 zum Theil, und 
$. 5 zum Theil. — ©. Ko.iftitut, der europ. Staaten. Th. 3. 
©. 356 
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Landfchafts- Direktor einberufen. Alle drei Jahre und zwar 
jedesmal zu Anfang des Jahrs wird in der Regel ein Land— 
tag gehalten, außerdem aber fo oft, als es der Regent 
auf Antrag des Ausfchuffes oder aus eigener Bewegung 
für nöthig hält. Die Beftimmung des Ortes, wo der Land» 
tag zu halten ift, hängt vom Fürften ab, doch muß der- 
felbe im Land gelegen feyn. In der Pegel ift die Reſidenz 
der Verfammlungsort. Jeder Abgeordnete hat, jobald er 
zum 2andtage eintrift, fich beim Direftor anzumelden. 
Fu 

Erdffnung des Landtags Sind an dem beſtimm— 
ten Tage alle Landes sDeputirten, oder Doch mwenigftens 
zwei Drittel derfelben eingetroffen; fo erfolgt auf die von 
dem Direktor ?) bei der höchften Behörde zu machende An: 
zeige, die Eröffnung des Landtags in folenner Form, ent- 
weder vom Landesfürften felbft, oder durch einen fürftlichen 


Kommifar. 
A 


Werden bei Gefeß :Borfchlägen oder anderu wichtigen 
Gegenftänden miündlihe Erläuterungen für zweckdienlich 
erachtet; fo wird der Negent ein Mitglied oder einige Glie- 
der des geheimen Raths-Kollegiums oder der Regierung 
zu den Sitzungen des Landtags abordnnen, welche die Sache 
nad) ihren Beweggründen entwiceln, jedoch der Tandftän- 
difchen Abftimmung und Befhlußfaffung nicht beimohnen. 

5. 4. 

Schluß und Auflöfung des Landtags. Die Ver—⸗ 
handfungen fchließt ein Langtags-Abſchied, mit welchem 
die Verfammlung entlaffen wird. Durch denfelben kann 
der Landesherr die Verſammlung vertagen oder gänzlich 
auflöfen. Im legten Fale verlieren ſaͤmmtliche Abgeord⸗ 
nete, den Direktor ausgenommen, ihre Stellen, und es 


2) Der Landfchafts- Direktor wird aus den Abgeordneten der Ritz 
terfchaft ermwählt und dem Regenten zur Beftätigung vorgelegt. 
Der Landfchafts: Syndifus wird auf Lebengzeit erwählt, (Ab: 
theilung IV. Kap, 14 99. 5 und 6.) 
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muß längitens binnen drei Monaten zu einer neuen Wahl 
gefchritten werden. Bis dieſe vollendet ift, und der neue 
Landtag einberufen wird, bleibt jedoch der alte, Ausſchuß 
in Thätigfeit. Erfolgt die Anordnung zur neuen Wahl in 
der beftimmten Zeit nicht, fo ift die vorige a 
wieder hergeitellt. 

5: 

Berbot unförmliher VBerfammlungen. Alle 
Berfammlungen Tanditändifcher Deputirten außer den Land- 
und Ausfchußtagen zur Berathung über landfchaftliche Anz 
gelegenheiten, ohne befondere Erlaubniß, find verboten und 
die darin gefaßten Befchlüffe ungültig. 

5-56: 

Alle zur VBolftrefung vorhandener Gefege nothwendigen 
oder aus der Natur des Berwaltungs » und Auffichts- 
Rechts fließenden Verordnungen find von ber Iandfchaftli- 
chen Zuftimmung unabhängig. Eben fo die Regulirung der 
firchlihen Angelegenheiten, ſoweit fie nicht das Eigenthum 
oder das BVerhältniß der Kirche zum Staate betrifft. 

a 

Verhaͤltniß der landihaftlichen Thaͤtigkeit zu 
den Beſchluͤſſen des Bundestags. Asbſchnitt IL. 
Kap. 13). Gefegliche Anordnungen nnd allgemeine Be- 
fhlüffe des Bundestags, wodurd dem Lande als Bundes- 
glied, Berbindlichfeiten aufgelegt werden, find von der 
landichaftlihen Einwilligung unabhängig. (Das Weitere 
in Abtheilung IV. Kapitel 14 $. 14.) 


Sünfzehntes Kapitel. 
Fuͤrſtenthum Schwarzburg- Rudolftadt. 


Zeit der Landtags- Verfammlung, Zufammenberufung 
der Landes - Repräfentanten in der Zwifchenzeit von einem 
ordentlichen Landtag zum andern. 


II. Bd. 16 
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J. 

Die fuͤrſtl. Rudolſtaͤdtiſche Verordnung, wodurch eine 
ſtaͤndiſche Verfaſſung eingeführt wurde, verordnet hierüber 
das Nachfolgende I: 

Sobald die Wahlen, wegen deren Art und Weife und 
näherer Veranftaltung Wir Unfere Landes» Behörden mit 
befonderer Inftruftion verfehen werden, gejchehen und die 
Sandes -» Repräfentanten in diefer Eigenfhaft von Uns an- 
erkannt find, werden Wir wegen ihrer Zufammenberufung 
hierher in Unfere Refidenz, wegen der ihrer Berathung 
vorzulegenden Proyofitionen und ihrer Wiederentlaffung, 
die weiteren nöthigen Befehle ertheilen. 

11. 

Die fürftliche Erflärung vom 21. April 1821 enthält 
Folgendes °): 

Alle fehs Jahre muß eine Landtags» Berfammlung ftatt- 
finden. Ob in der Zwifchenzeit die Landes -Repräfentan- 
ten zufammenberufen werden fjollen, hängt von der Ent- 
ſchließung des Landesfürften ab, — 


Schözehntes Kapitel. 
Fuͤrſtenthum Liechtenſtein. 
Zeit der Verſammlung der Staͤnde, Vorſitz bei denſel— 


ben, Eröffnung und Schluß des Landtags, außerordent: 
liche Zufammenberufung, eigenmächtige Berfammlung. 


Die Berfaffung des Fürftenthbums Liechtenftein verfügt 
hierüber Folgendes '): 

1) Fürſtl. Rudolftädtifche Verordnung vom 8. Januar 1816. $. 8, 
S. Konftitut. der europäifchen Staaten. Th. II. ©. 364, 

2) Verordnung vom 21. April 1821. Giehe fürftl, Schwarzburg- 
Rudolſtädtiſches Wochenblatt, Beilage zum 18, Stüd vom 30, 
Ypril 1821, 

1) Fürſtl. Liechtenfteinifche Verfafl. vom 9, Nov, 1818, 6. 9 und 10, 
Siehe Konflitutionen der europ, Staaten, Th, 3 ©, 433. 


- 
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54. 

Zur ordentlichen Verſammlung der Staͤnde werden Wir 
vor dem Schluſſe eines jeden Jahres einen Landtag aus— 
ſchreiben, wobei Unſer zeitlicher Landvogt in Vaduz, als 
Unſer landesfuͤrſtlicher Kommiſſarius, den Vorſitz und die 
Leitung der Geſchaͤfte zu fuͤhren, die Sitzung zu eroͤffnen 
und zu ſchließen hat. Dieſer Landtag iſt in ſoweit bis zur 
naͤchſten Ausſchreibung fuͤr fortwaͤhrend zu betrachten, als 
Wir gedacht Unſerm Kommiſſario die Befugniß ertheilen, 
auch im Laufe des Jahrs, wenn es noͤthig ſeyn ſollte, Un— 
ſere getreuen Staͤnde zur auſſerordentlichen Verſammlung 
zuſammen zu berufen. Zu jeder Verſammlung iſt ein je— 
der Landſtand 14 Tage vorher ſchriftlich einzuladen. 

J— 

Jede eigenmaͤchtige Verſammlung der Staͤnde, ohne vor— 
hergegangene Einladung, ſo wie jede eigenmaͤchtige Ver— 
laͤngerung der Sitzung, wird, auſſer der Unguͤltigkeit der 
Beſchluͤſſe, mit Verluſt der Landſtandſchaft und nach Um— 
ſtaͤnden noch ſtrenger, ſo wie tumultuariſches und achtungs— 
widriges Betragen nach Vorſchrift der beſtehenden Geſetze 
beſtraft werden. 


Siebenzehntes Kapitel. 
Fuͤrſtenthum Waldeck. 


Zeit der Zuſammenkunft der Deputation, auſſerordent— 
liche Verſammlung, allgemeine Landtags-Verſammlung. 


Der fuͤrſtl. Waldeckiſche Landes-Vertrag beſtimmt daruͤ— 
ber das Nachfolgende 9: 
a 
Die gewöhnliche Zufammenfunft der Deputation ift der 
jedesmalige dritte Montag im Monat Junius jeden Jah— 
res, als der zur Abnahme der Iandfchaftlichen Rechnungen 





1) 5. W. Landesvertrag. $. 23 5.24, ©, Konflitutionen der eu: 
rop, Staaten, 3. Th. ©, 368, 
16% 
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beftimmte Termin; und wird deren anfjerordentliche Ver⸗ 
fammlung auf Unfern Befehl, durch Unſere Regierung, 


mittels eines Schreibens an den Syndifus, oder auf Anz 


trag der Stände bei Unſerer Regierung, nach vorhergegan: 
gener Unferer Genehmigung, zufammen berufen, — 
—J— 

Eine allgemeine Landtags-Verſammlung kann nur in 
beſonders wichtigen Fällen, entweder aus Unſerer Veran— 
laſſung, oder auf Antrag der Stände, nach vorhergegan- 
gener Unferer Genehmigung, durch Unfere Regierung zu: 
fammen berufen werden. Zu jenen Fällen gehören unter 
andern, wenn 3. B. 

1) entweder von Veränderung der Berfaffung und der 

Grund - Gefeße, oder | 

2) von Einführung einer neuen Gteuer-Drdnung bie 

Nede ift. 


Achtzehntes Kapitel, 


Fürftentbum Schaumburg-Lippe. 
Zeit der Berfammlung des Landtags, weitere Vorfchriften. 


Die Verordnung, wodurch in dem Fürftentbum Schaum: 
burg» Lippe Landftände eingeführt wurden, beftimmt hierii- 
ber nur Folgendes 9: 

$. 1: 

Es fol jährlich ein Landtag gehalten und von Unferer 
Regierung ausgefchrieben werden. 

Pag A | 

Wir behalten Uns vor, über die Art und Weife der 
Ausübung der Rechte der Landftände (Abtheil. IV. Kap. 18) 
eine ausführliche Anweiſung zu ertheilen und ſolche den 
verfammelten Landftänden demnaͤchſt zugehen zu Laffen. 


1) 3. Sch. Lip. Verordnung 55. 11 und 8. S. enropäifche Kon: 
ftitutionen, 3, Th. S. 410; 
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Neunzehnted Kapitel. 
Fuͤrſtenthum Lippe-Detmold. 


Art der Zuſammenberufung des Landtags, eigenmaͤch— 
tige landſtaͤndiſche Verſammlungen, Zeit der Zuſammenbe— 
rufung der Landſtaͤnde, auſſerordentliche Verſammlungen, 
landesherrliche Propoſitionen, Abordnung von Regierungs— 
Kommiſſarien, Dauer des Landtags, Aufloͤſung, geſetzwi— 
drige Verſammlungen. 


Hieruͤber beſtimmt die Lippe-Detmoldiſche Verfaſſungs⸗ 
Urkunde Folgendes '): — 

Eine landesherrliche Verordnung im Intelligenzblatt be— 
ruft den Landtag der Regel nach in die Reſidenz Detmold. 
Eigenmaͤchtige landſtaͤndiſche Verſammlungen find geſetzwi— 
drig und nichtig, doch kann ſich jeder Stand, hat er die 
landesherrliche Erlaubniß dazu erbeten, in ſeinen Angele— 


genheiten vereinigen. 
$. 2, 


Alle zwei Sahre foll ein Landtag gehalten werden; doch 
fann, wenn es der Landesherr für nöthig erachtet, die Zu— 
fammenberufung der Stände auch nad Fürzerem Zeitraum 


geschehen. 
Ss. 3. 


Nach des Regenten Ableben werden binnen 3 Wochen 
die Landes - Abgeordneten einberufen, um die Huldigung 
zu leiften, oder im Fall eine Vormundſchaft anzuordnen 


iſt, dazu mitzuwirken. 
$. 4 


Auffer dem Landtags - Direftor, welcher nur während 
des Landtags fein Amt verwaltet, und einen Land - Syıt- 
difus, der im Lande wohnt, und wohl im Stande ift, fei- 


1) Verfaffungs:Urfunde vom 8. Juni 1819, S. 39 — $. 41, $. 12 
13, 50, 53, 52 und 54. S. Konflitutionen der europ. Staa: 
ten. Th. 3. ©. 417. Polis die Staatswiffenfchaften im Lichte, 
nnferer Zeit. Th. 4, ©, 509. 
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nen Berpflichtungen zu genügen, wählt noch jeder Stand 
zu leichterer und fchnellerer Beforgung der Fandftändifchen 
Angelegenheiten auch auffer dem Landtage einen dauernden 
Deputirten. Diefe drei bilden den Ausfchuß. 
—— 
Alle dieſe Wahlen beduͤrfen der Beſtaͤtigung des Lan— 


desherrn ?). 
$. 6. 


Wenn e8 wegen der landesherrlichen Propofitionen und 
Regierungs » Anträge mündlicher Entwicelungen und aus— 
führlicher Nachweifung bedarf, fo ernennt der Landesherr 
eine KRommiffion, die den einzelnen Sigungen, welche die— 
fen Gegenftänden beftimmt find, beizumwohnen hat. 

— 

Die gewoͤhnliche Dauer des Landtags iſt drei Wochen, 
der Landesherr hat die Befugniß der Verlaͤngerung oder 
Abkuͤrzung, auch in auſſerordentlichen hoffentlich nie ein— 
tretenden Faͤllen, der Aufloͤſung ohne foͤrmlichen Landtags— 
Schluß. Dann werden binnen drei Monaten neue Wah— 
fen ausgefchrieben, oder gefchieht es nicht, fo ift es ftill- 
fhweigende Anerkennung der fortdauernden Gültigkeit der 


alten Wahlen. 
$.. 8: 


Der Landtags» Schluß gefchieht mit gleichen a 
feiten, als die Eröffnung. 


Nach gefchloffenem und aufgebobenem Landtage ift jede 
weitere förmliche Berathfchlagung oder Handlung der Land- 
tag8- Abgeordneten gefeßwidrig und daher nichtig. 


Zwanzigſtes Rapitel, 


Tyrol 
Dffener Landtag, großer Ausfhuß, perennirende Afti- 
vität, landesherrliche Konvokatorien, Landes- Hauptmann. 





2) Siehe auch Abtheilung IV. Kap. 19 $. 2. 





247 


Die Stände » Verfaffung für Tyrol enthält bieräher fol— 

gende Beſtimmungen '): | 
A 7% 

Indem Wir Uns vorbehalten, die Stände ganz nad 

Unferm Ermeſſen aud in einem offenen Pandtage zu ver- 


fammeln, fegen Wir zugleich feſt, daß die ftändifchen Ver— 


fammfungen in einem großen Ausfchuffe und in einer per- 
ennirenden Aftivität beiteben follen. Erfterer hat die Stände 
vorzujtellen, und aus 52 Bofalen, nämlih aus 13 Stim- 
men von jedem Stande zu bejtehen. Er fann auch nur 
durch landesherrliche Konvofatorien zufammen treten, und 
bat auf die in Unſerm Namen erfolgende Erflärung des 
Guberniums, daß der Ausfchuß- Kongreß aufgehoben ſey, 
auch gleich wieder auseinander zu gehen. 
5. 2, 

Den Ausfhuß- Kongreß erflären Wir demnach für ger 
wöhnliche und ordentliche Nepräfentation, welche über alle 
Gegenjtände im Namen des Landes Beichlüffe zu faffen bat. 

3, 

Die Ernennung des Landes-Hauptmanns bleibt für im- 
mer Unſerer Wahl vorbehalten, und haben Wir befchloffen, 
diefes Amt, nach dem Beifpiel der fchon unter der höchft- 
feligen Kaiferin und Königin Maria Therefia beftandenen 
Uebung, Unferm jeweiligen Yandes- Gouverneur in Tyrol 
anzuvertrauen, 


Ein und zwanzigftes Kapitel. 
Freie Stadt Franffürt. 
zeit der Berfammlung des gefeßgebenden Körpers und 
Dauer defjelben. 


Hierüber beftimmt die ſogenannte Ergäanzungs-Afte Fol- 
gendes '): 


1) Stände-Verfafjung von Tyrol vom 24. März 1816. $. 14, 16 
und 5. Siehe Konftitut. der europ. Staaten. Th. 2. ©. 105. 

1) Ergänzungs Akte vom 18. Juli 1816 Art. 14. Siehe Konftitut. 
der eurep. Staaten. Th. 2. ©. 385. 
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Eine folche gefeßgebende Verfammlung muß von dem 
Senate jedes Jahr auf den erfien Montag des Novembers 
zuſammen berufen werden, ſonſt ſie ſich aus eignem Rechte 


konſtituirt. Zu dem Ende muͤſſen die Einleitungen zur Ab⸗ 


ſtimmung nach Ständen und zur Bildung des Wahl: Kol: 
legs 14 Tage vorher getroffen werden, die Wahlen aber 
in 8 Tagen beendigt feyn. 

Diefer gefeßgebende Körper dauert in der Regel 6 Wo- 

chen, wonaͤchſt er fich felbft wieder auflößt. Nur auf An- 
trag des Senats kann die Dauer verlängert, wohl aber 
von der Berfammlung felbft wegen früherer — — der 
Geſchaͤfte abgekuͤrzt werden. 
Nach Beendigung der jährlihen Berfammlung treten 
ſaͤmmtliche Mitglieder in ihre früheren Verhältniffe zuruͤck; 
fie dürfen jedoch in dem folgenden Jahre und fo fort wie- 
der gewählt werden. 

Sollten außerordentliche Fälle eintreten, derenthalben 
der Senat das Zufammenberufen des gefeßgebenden Kör- 
pers in der Zmifchenzeit für nöthig erachtet; fo wird nicht 
zu neuen Wahlen gefchritten, fondern auf diefen befondern 
Fall wird der Auftrag und die Vollmacht der fämmtlichen 
Mitglieder der legten Berfammlung als verlängert angefehen. 


Wenn ein oder das andere Mitglied der 45 Bürger ins 


mittelft verftorben, Franf oder abmefend wäre, fo wird es 
wie in Artifel 11 und 12 gedacht ift, gehalten. Der Rath 
und der ftändige Buͤrger-Ausſchuß hingegen erwaͤhlen, wenn 
der naͤmliche Fall bei Nigedern aus ihrer Mitte eintritt, 
ſogleich andere. 


u ee u ee 


u ee 
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* J 
Vierte Abtheilung. 


Von der Konſtituirung des Landtags, der Präfidenten- 
Wahl und der Sitz-Ordnung; von dem Wirfungs: 
kreis der Stände, ihren Rechten und Pflichten; von 
den Diäten der Landftände; von den zur Wahrung 
des Intereſſe des Landes angeordneten Ausſchüſſen 
und anderen damit in Verbindung ftehenden und in 
Beziehung auf die Landftände angeordneten Behörden, 


Erftes Kapitel. 


Königreih Preußen. 
Ladung der Mitglieder des Landtags, Einfinden und 
Meldung derjelben, Sikordnung der Mitglieder, Wir: 
kungskreis der Stände, Taggelder und Reifefoften derfelben, 


J. 

Hieruͤber iſt in dem Geſetz wegen Anordnung der Pro— 
vinzialſtaͤnde fuͤr die Mark Brandenburg und das 
Markgrafthum Niederlauſitz Folgendes beſtimmt 
worden 9: 

—A 

Die Ladung der Mitglieder zu dem fuͤr die Eroͤffnung 
des Landtags beſtimmten Tage geſchieht zu gehoͤriger Zeit 
durch Unſeren Kommiſſaͤr. 

3.2 
Die Abgeordneten muͤſſen ſich ſpaͤteſtens an dem Tage 


U Geſetz vom 1. Juli 1823, 55. 32, 33, 38 zum Theil, 39, 49, 

52, 51 und 56. Siehe Konftitutionen der europäiſchen Staa— 

ten. Th. IV. ©. 299, und Gefes : Sammlung- für die königlich 
preußiſchen Staaten v. 5. 18233. Nr, 13, ©. 130 ff. 
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vor der Eröffnung des Landtags einfinden und fi) ſowohl 


bei dem Rommiffär ald dem Landtags-Marfhall melden?). 


Syn: 7 

Bei Eröffnung des Landtags muͤſſen wenigſtens drei 
Biertheile der Gefammtheit der Abgeordneten auf demfel- 
ben gegenwärtig jeyn. 

$. 4. 

Sn der Berfammlung nehmen die Mitglieder ver drei 
Stände ihren Sit nach der (Abtheilung LI. Kapitel 15.2) 
beftimmten Reihenfolge. 

9. 5 

Bitten und Befchwerden der Stände koͤnnen nur aus 
dem befondern Sntereffe der Provinzen und der mit ihnen 
verbundenen einzelnen heilen hervorgehen. 

SSndividuelle Bitten und Befchwerden hat der Landtag 
gleich an die betreffenden Behörden, oder an Uns unmit- 
telbar zu verweifen, Wenn aber Mitglieder des Landtags 
von Bedrücdungen einzelner Individuen beftimmte Weber» 
zeugung erhalten, fo koͤnnen fie bei dem Landtage, mit ger 
hörig Eonftatirter Anzeige, darauf antragen, daß derfelbe 
fih für die Abftelung bei Uns verwende. 

$. 6. 

Die einzelnen Stände fönnen ihren Abgeordneten Feine 
bindende Snftruftionen ertheilen, es fteht ihnen aber frei, 
fie zu beauftragen, Bitten und Befchwerden anzubringen. 

9% 

Die Stände ftehen als berathende Berfammlung eben 
fo wenig mit den Ständen anderer Provinzen, als mit ben 
Communen und Kreisftänden ihrer Provinzen in Verbin: 
dung, es finden daher feine Mittheilungen unter ihnen 
fiatt, Abtheilung V. Kapitel 1 $. 12) 


2) Den Vorfigenden auf dem Landtage, dem der Charakter Land: 
Marfchall beigelegt wird, ernennt der König, eben fo wie den 
Stelivertreter für die Dauer eines jeden Landtags aus den Mit: 
gliedern des erften Standes. (Abtheil. III. Kap. 19. 2) 


vr 
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5. 18 
Die Landtags-Abgeordneten ſollen angemeſſene Tag— 
gelder und Reiſekoſten erhalten. Das Weitere hieruͤber, ſo 
wie wegen der allgemeinen, durch den Landtag veranlaß— 
ten, Koften wird die befondere Verordnung ($.4 feitfegen. 


AUnbang ;u ll 


Die $. 8 erwähnte Verordnung ift vom 17. Aug. 1825 
und bejtimmt Folgendes °): 

4 

Die Landtags Abgeordneten der Ritterfchaft und der 
Städte erhalten für die Zeit ihrer Anmwefenheit am Land: 
tage und für die Tage der Reife von ihrem Wohnorte da- 
bin, und wieder zurüd, ein jeder täglih 3 Rthlr.; die 
Abgeordneten des Bauernitandes 1 Rthlr. 15 Sgr.; für 
die Umnfoften der Reife erhalten die Abgeordneten der bei- 
den erften Stände eine Entfchädigung von 1 Rthlr. 20 
Sgr. und die des dritten eine folche von 1 Rthlr. pro 
Meile. 

5 

Ein jeder Stand bringt die Diäten und Reifekoften für 
feine Abgeordnete unter fich auf. Ueber die Art der Auf: 
bringung wird ein jeder derjelben auf dem naͤchſten Kom— 
munal⸗-Landtage in befondere Berathung treten, und die 
darüber gefaßten Befchlüffe demnaͤchſt durch den Ober: Prä- 
fidenten Uns zur Genehmigung einreichen. 

u: } 

Die Diäten und Reifefoften der zu Kolleftiv - Stimmen 
berechtigten Standesherrn und der zu Biril- Stimmen bes 
rechtigten Korporationen werden von den fommittirenden 
Standesherrn und Korporationen allein getragen. 





3) Die angeführte Verordnung, Art. XIII., XIV., XV. Siehe 
Gefesfammlung für die Fönigl. preußifchen Staaten v. J. 1825. 
Nr. 17 ©, 19 Fi. 
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11. 
Gefeß wegen Anordnung der Provinzial» Stände für 
das Königreich Preußen vom. 1. Juli 1823 *). 
$$. 1 und 2. 
Webereinftimmend mit den fo bezeichneten 86. des Ge- 


feßes unter 1. 
BE! 


Bei Eröffnung des Landtags fowohl, ald Faffung gül- 
tiger Befchlüffe, ift die Gegenwart von fiebenzig Abgeord- 
neten nothwendig. 

$$. 4, 5, 6 und 7. 
Uebereinftimmend mit diefen SS. in dem Gefeß unter I. 
III. 

Das Geſetz wegen Anordnung der Provinzial-Staͤnde 
im Herzogthum Pommern und Fuͤrſtenthum Ruͤ— 
gen vom 1. Juli 1823 °) iſt in den hierher gehörigen Be— 
flimmungen gleichlautend mit dem Geſetz unter 1. 


Anhang zu ll 
Die hierher gehoͤrige Verordnung vom 17. Auguſt 1825 
beſtimmt Folgendes °): 
PRE: F 
Die Landtags » Abgeordneten erhalten von der Zeit der 
Anmefenheit im Landtage und für die der Reife von ihrem 
Wohnorte dahin, und wieder zurüd, ein jeder ohne. Un- 


4) Das angeführte Gefeb 99. 32, 33, 38, 39, 49, 52, 51 u. 56. 
Siehe Konftitut,. der europ. Staaten. Th. IV. ©. 310 ff. und 
Geſetzſammluug für die königl. preußifchen Staaten v. 3. 1823 
Nr. 13 ©. 138 ff. 

5) Das angeführte Gefeb 99. 31, 32, 37, 38, 48, 51, 50 u, 55. 
Siehe Konftitut, der europ. Staaten. Th. IV. ©, 320 ff., und 
Geſetzſammlung für die Fönigl. preuß, Staaten für d, 3. 1823, 
Nr. 13 ©, 146 ff. 

6) Die angeführte Verordnung, Art, XIL bie XVIL S. Gefeb: 
fammlung für die Eöniglich preußifchen Staaten v. I. 1825. 
Nr. 17 ©. 210 ff. ; 
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terfchied des Standes 3 Rthlr. Diäten und eine Entichäs 
digung für die Unfoften der Reife von 1 Rthlr. 10 Sgr. 
für die Meile. 

59. 

In Neu-Vorpommern werden dieſe Diäten und Reiſe— 
koſten aus den zu dergleichen Ausgaben obſervanzmaͤßig 
beſtimmten ſtaͤndiſchen Kommunal-Fonds entnommen. 

In Alt-Pommern bringt ein jeder Stand die fuͤr ſeine 
Abgeordneten beſtimmten Koſten in ſich auf. 

538. 

Die nach der vorſtehenden Beſtimmung in Alt-Pom— 
mern auf die Nitterfchaft fallende Quote wird nach der 
Zahl der Rittergüter nnd- die Diäten und NReifefoften für 
die Abgeordneten des Bauernitandes nach der Zahl der 
wahlberechtigten Befisungen — die jedoch zu diefem Behuf 
nach ihren Abjtufungen von Bol» und Halbbauern und 
Kofjäthen unter einander ausgeglichen werden müffen — 
auf die einzelnen Kreife repartirt. Eine jede Stadt, welche 
nad Art. I. zu Abfendung eines eigenen Abgeordneten be- 
rechtigt ift, hat für deffen Nemuneration allein, und die 
Städte, melde zur Wahl eines Kollektiv - Abgeordneten 
verbunden find, für deſſen Nemuneration gemeinfchaftlich 
zu forgen. Bei lesteren trägt eine jede nach Maßgabe der 
Zahl von Bezirfewählern, mit der fie an der Wahl Theil 
nimmt, zu den Koſten bei. 

$. 4. 

Die außer den Diäten und Reifefoften durch den Land— 
tag verurfachten Koften, als z. B. die für Einrichtung und 
Snftandhaltung des Lofals, Unterhaltung der Bureau’s 
u, f. m. werden nach der Anzahl der Abgeordneten jedes 
Landtheiles und Standes den Diäten zugefehlagen und mit 
ihnen vertheilt und aufgebracht. 

— 

Der Landtags⸗Marſchall uͤberreicht Unſerem Kommiſſario 
vor dem Schluſſe eines jeden Landtages die Liquidation 
ſaͤmmtlicher durch denſelben verurſachten Koſten; Unſer 
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Kommiffarius repartirt das, was den einzelnen Ständen 
davon zufommt, anf die Kreife und Städte, und macht 
den Landräthen und Magiftraten diejenigen Summen be— 
fannt, welche von den einzelnen Kreifen und Städten auf- 
zubringen und demnädhft an diejenige Kaffe abzuführen 
find, welcher die Stände die Ausreichung der Diäten und 
der übrigen Zahlungen übertragen haben. 
&. 6. 

Da die Föniglihen Kaffen mit Borfchäffen für die Land: 
tagsfoften nicht befchwert werden koͤnnen, fo haben die 
Kommunal: Landtage dafür Sorge zu tragen, daß diejeni- 
gen Kaffen, welchen die Stände die Ausreihung der Diä- 
ten und die übrigen Zahlungen übertragen werden, vor 
dem Schluffe des Landtags mit Zahlungsmitteln vorfchuß- 
weije verfehen werden. 

IV. 

Das Gefeg wegen Anordnung der Provinzial» Stände 
für die Rheinprovinzen vom 277. März 1824 ”) ıft in 
den hierher gehörigen Beftimmungen gleichlautend mit dem 
Geſetz unter 1. 


Anbang zu IV. 

Die Verordnung vom 13. Suli 1827 enthält noch fol- 

gende hierher gehörige Beftimmungen °): 
$. 1. 

Den ehemals unmittelbaren NReichsftänden ift der Zu- 
tritt zum Landtage nur nad Ableiftung der $. 2 der In— 
fruftion vom 30. Mai 1820 vorgefchriebenen Huldigung 
(Seite 248), den fonftigen Inhabern von Virilftimmen aber 


7) Das angeführte Gefeg 99. wie in der Note 1) ad I. Giehe 
Konftitut. der europäifchen Staaten, Th, IV. ©. 330 ff., und 
Gefesfammlung für die Eönigl. preuß, Staaten v. J. 1824, 
Nr. 9 Seite 101 ff. 

8) Die angeführte Verordnung. Art. XIV u. XVII. Giehe Ge: 
fe: Sammlung für die Fönigl. preußifchen Staaten v. 5. 1827. 


Nr. 16 Seite 103 ff, 


Eu 
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und den Nittergutsbefigern,, welche im Auslande wohnen, 

ift diefer Zutritt, nicht minder den letteren die Theilnahme 

an den Wahlen, nur nach Leiftung des homagii geftattet. 
= 

Die Landtags » Abgeordneten erhalten für jeden Tag ih- 
rer Anweſenheit beim Landtage und der Hin- und Zurüd- 
reife 3 Thlr. an Diäten und 1 Thlr. 10 Sgr. an Reifefo- 
ſten für jede Meile bin und zurüd, Die Beiträge dazu 
und zu den ſonſtigen Landtags- Koften follen zwar nad 
dem Verhältniffe der Grund- und Gemerbiteuer auf die 
Gemeinden reyartirt, von den le&teren aber ihre Quoten 
aus den Kommunal-Raffen gedeckt und, da nöthig, gleich 
den andern Kommunal-Bedürfniffen aufgebradht werden. 

V, 

Das Gefeß wegen Anordnung der Provinzial» Stände 
in der Provinz Sachſen v. 27. März 1824 °) verfügt in 
den hierher gehörigen SS. das Nämlihe, wie das Gefeg 
unter 1. 





Anhbang zu V. 

Die Verordnung, die nach dem Geſetz vom 27. März 
1824 vorbehaltene Bejtimmungen betreffend, vom 17. Mai 
1827 enthält Folgendes '%: 

Die Landtags - Abgeordneten erhalten für die Zeit der 
Anweſenheit am Landtage und für die der Reife von ihrem 
Wohnorte dahin und wieder zurüd, ein jeder ohne Unter- 
fihied des Standes, 3 Thlr. Diäten und eine Entſchaͤdi— 
gung für die Unfoften der Reife von 1 Rthlr. 20 Ser. für 


die Meile. 
vi. 


Das Geſetz wegen Anordnung der Provinzial» Stände 


9) Das angeführte Gefes 65. wie in der Note 1) ad I. Siehe 
Gefes :- Sammlung für die Fönigl. preaßifhen Staaten v. 5. 
1824 Nr. 6. Seite 70 fi. 

10) Die angeführte Verordnung. Art. 14. Siehe Gefeh: Samm: 
fung für die königl. preußifchen Staaten v. 5, 1827, Nr. 10, 
8,47 Fi, i 
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für die- Provinz Weftphalen vom 27. März 1824 29) 
beftimmt in den hierher gehörigen SS. daffelbe, wie das Ge; 
feß unter J. 


An a— 

Die Verordnung wegen der nad dem Geſetz vom 27. 
März 1824 vorbehaltenen Beftimmungen, vom 13. Suli 
1827 enthält Folgendes '9: 

un 

Den vormaligen unmittelbaren Neichsftänden ift der 
Zutritt auf dem Landtage Kur nach vorhergegangener Hul- 
digung nach Vorfchrift des $. 2 Unſerer Inftruftion vom 
30. Mai 1820 (Seite 248), den übrigen Mitgliedern des 
Standes der Fürften und Herrn und der Ritterfchaft, fo 
wie den Befisern landtagsfähiger Rittergüter die Wahl 
. und Wählbarfeit in der Nitterfehaft nur nach vorher ab- 
geleiftetem homagio zu geftatten. 

er 

Die Landtags - Abgeordneten erhalten für die Zeit ih- 
rer Anmefenheit beim Landtage und für die Tage der Reife 
von ihrem Wohnorte dahin und wieder zurüd, ein jeder 
täglich 3 Thlr. Diäten, und für die Unfoften der Reife 
eine Entfhädigung von 1 Thlr. 20 Sgr. für die Meile 
der Hin» und Zurädreife. — 

vu. | 

Das Gefek wegen Anordnung der Provinzial» Stände 

für das Großherzogthum Pofen v. 27 März 1824") 


11) Das angeführte Geſetz $$. wie in der Note ad J. ©. Kon: 
ftitut. der enrop,. Staaten. Th. IV. ©. 340 ff. A und Geſetz⸗ 
Sammlung für die Fönigl, preuß. Staaten für d. J. 1824 Nr.9 
©. 108 ff. 

12) Die angeführte Verordnung. Art, VI— XVI und XVII — 
Siehe die Gefes: Sammlung für die Fünigl. preuß. Staaten 
v. d. 5. 1827, Nr. 16 ©. 109 ff. 

13) Das angeführte Gefeb 99. 31, 32, 37, 38, 47, 50, 49, 50. — 
S. Konftitut, der europ, Staaten, Th, IV. ©, 350 ff. und Ge: 
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enthält in den bierber gehörigen $$. die nämlichen Beſtim— 
mungen wie das Gejet; unter I. 
VIII. 

Das Geſetz wegen Anordnung der Provinzial - Stände 
für das Herzogtbum Schlefien, die Grafihaft 
Glas und das preußiihe Markgrafthum Oberlaufig 
vom 27. März 1824 25 beftimmt in den hierher gehörigen 
$$. daſſelbe, wie das Gefeg unter I. 


Anbang zu VI 
Die Verordnung vom 2. Juni 1827 wegen näherer Be- 
ſtimmung mehrerer in dem Gejeß vom 27. März 1824 ") 
bemerfter Gegenjtände, verfügt noch Folgendes : 
5 4 
Es wird den Standesherrn überlaffen, über die Ord— 
nung, in welcher fie das ihnen $. 4 des Geſetzes vom 27. 
März 1824 verliehene Stimmrecht (Abtheil. II. Kapitel 1 
VIII. $. 9 ausüben wollen, unter fi eine Einigung zu 
treffen; wenn aber eine Einigung dieferhalb nicht zu Stande 
kommt, fo joll jenes Stimmrecht jedesmal durch 3 der an— 
wejenden Standesherrn ausgeuͤbt werden, und diefelben 
bier in der durch das Alter ihrer Standesherrfchaft beftimm- 
ten Reihefolge abwechfeln. 
| G; 5,00 
Dem Kollektiv» Abgeordneten der in der Ritterfchaft be— 
vorrechteten 11 Majorats- und Familien-Fideifommiß - Be: 
fißer (Abtheil. II. Kay. 1. VIII, Anhang) gebührt am Land— 
tage der erſte Plag unter den ritterfchaftlichen Abgeordneten. 
fes: Sammlung für die Fönigl. preußiſchen Staaten für d. 5. 
15%. Nr. 14 €. 141 ff. 

14) Das angeführte Gefes ; 55. 33, 34, 39, 40, 50, 53, 52 und 57. 
Siehe Gefes - Sammlung für die Fönigl. preußifchen Staaten 
für d. 5. 1824. Nr. 6 Seite 62 ff. 

15) Die angeführte Verordnung; Urt. V., VI., XXI bis XXIV. 
S. Gefes: Sammlung für die königl. preußiihen Staaten v. 
3. 1827, Nr. 11, ©, 61 fi. 

I. Br. 17 


% 


a 
A 
‘ 
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SF 
Die Landtags - Abgeordneten erhalten fir die Zeit der 
Anwefenheit am Landtage, den Tag vor Eröffnung deſſel— 
ben mit eingerechnet, und für die Zeit der Reife von ih— 
rem Wohnorte dahin und wieder zurüd, ein jeder ohne Un— 
terfchied des Standes 3 Rthlr. Diäten und eine Entſchaͤdi— 
gung für die Unfoften der Reife von 1 Rthlr. 10 Sgr. für 
die Meile. Bei der Hin» und Rüdreife werden je 6 Mei- 
len auf einen Reifetag gerechnet. 
5§. 4. 
Ein jeder Stand bringt die Diaͤten und Reiſekoſten fuͤr 


ſeine Abgeordneten beſonders auf. — 
— 


In der Ritterſchaft bringt in Schleſien und der Graf— 
ſchaft Glatz die Ritterſchaft der Kreiſe, welche gemeinſchaft— 
lich einen Abgeordneten zu ſtellen haben, die fuͤr denſelben 
erforderlichen Unkoſten nach dem ſogenannten Reichsthaler— 
Ertrage unter ſich auf. In der Ober-Lauſitz werden die, 
fuͤr die von der dortigen Ritterſchaft zu geſtellenden Ab— 
geordneten erforderlichen Unkoſten auf ſaͤmmtliche in den 
ritterſchaftlichen Matrikeln als ſtimmfaͤhige Ritterguͤter auf— 
genommene Guͤter zu gleichen Theilen ohne Unterſchied 
der Groͤße der Guͤter vertheilt. 

Im Stande der Staͤdte hat eine jede Stadt, welche zu 
Abſendung eines eigenen Abgeordneten berechtigt iſt, die 
auf dieſelbe fallenden Unkoſten allein zu tragen. Die zu 
Abſendung eines Kollektiv-Abgeordneten verbundenen Staͤdte 
bringen die fuͤr denſelben erforderlichen Unkoſten durch Bei— 
traͤge, welche nach der Zahl der von einer jeden von ihnen 
zu ſtellenden Bezirkswaͤhler, beſtimmt werden, gemeinſchaft— 
lich auf. 

Im Stande der Landgemeinden werden die Koſten fuͤr 
einen jeden einzelnen Abgeordneten von den betreffenden 
Wahlbezirken beſonders aufgebracht. 

Sn Schleſien und der Grafſchaft Glatz werden dieſel— 
ben nach dem Reichsthaler-Ertrage auf die einzelnen zu 
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diefem Stande gehörenden Adernabrungen; in der Ober: 
Lauſitz aber auf die einzelnen Dorf-Kommunen nach dem 
Verhaͤltniß der darin vorhandenen Ackerwirthe vertheilt, 
und in dieſen, jedoch nach Orts-Obſervanz, aufgebracht. 
a 

Die auffer den Diäten und Neifefoften durch den Land: 
tag verurfachten Kojten, als z. B. die für Einrichtung und 
Snftandbaltung des Lokals, Unterhaltung der Bureaur ır. 
f. w. werden nach der Anzahl der Stimmen, welde den 
verfchiedenen Ständen am Landtage zuſtehen, vertbeilt, die 
auf die Ritterfchaft, die Stände und den Stand der Land: 
Gemeinden fallenden Beiträge der Diäten für die einzel- 
nen Abgeordneten binzugefchlagen und mit denfelben zu— 
gleich erhoben, die auf den Stand der Fürften und Stans» 
desherrn fallende Rate aber, deren Aufbringung der Eini- 
gung der Mitglieder defjelben anheimgegeben, von denfel- 
ben in folle abgeführt. 


Zweites Rapitel. 
Köwigreihb Bayern. 

Meldung der Neichsräthe und der Abgeordneten am 
Tage ibrer Ankunft; Erflärung der erfteren über ihr Er— 
fcheinen ; vorläufige Konftituirung; Wahl des zweiten Prä- 
fiventen der erfien und des erften und zweiten Präfidenten 
der zweiten Kammer und desfallfiger Vorfchlag beim Koͤ— 
nige; Wahl der Sekretaͤre; Sitzordnung, fürmliche Konfti- 
tuirung ; Rechte und Pflichten der Mitglieder der zwei Kam— 
mern; Klage gegen die Minifter 2c. wegen verleßter Ver: 
faffung ; Eidesleiftung; Tagsgebühren und Vergütung der 
Reifefoiten. 


Die koͤniglich bayerifche Berfaffungs - Urkunde entbält 
darüber Folgendes !): 





1) Königl. bayerifche Verf. Urf. vom 36. Mai 1818, Peifage X, 
$. 52 — $. 68, Zitel VI. $. 17, Titel VII. 91 — $. 21, 
17* 
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u 

Jedes zur Verſammlung einberufene Mitglied bat fi) 
am Tage feiner Anfunft an dem beftimmten Ort der Ber: 
fammlung perfönlich zu melden. 

S:; # 

Die Reichsraͤthe machen diefe Meldung bei dem erfien 
Präfidenten, welchen der König für die Dauer der Ver— 
fammlung ernennt; die Abgeordneten bei ber bejonderen 
Einweifungs » Kommiffion. Der Präfident und die Ein- 
weifungs = Kommiffton werden in dem Einberufungs - De- 
frete befannt gemacht werden. 

| 53 

Die Reichsräthe haben wenigſtens 8 Tage vor der in 
dem Kinberufungs-Neferipte beftimmten Verſammlungs— 
Zeit an den Präfidenten die fchriftliche Erklärung über ihr 
Erfcheinen zu übergeben und derfelben den vorgeschriebenen 
Eid unter ihrer Fertigung beizufügen. Im Falle obwal- 
tender befonderer Hindernifjfe, haben fie ſolche ebenfalls 
dem Präfidenten in obigem Zeitraume anzuzeigen. 

$. 4 

Sedem Mitgliede der beiden Kammern ift bei feinem 
Eintritte ein Abdruck der Berfaffungs-Urfunde mit fammt- 
lichen Beilagen zuzuftellen. 

j Se 

Wenn die Hälfte der Neichsräthe anmwefend ift, fo zeigt 
der Präfident mittelft Deputation dem Könige an, daß die 
Kammer fi Fonftitniren koͤnne und die Eröffnung der 
Sikung erwarte. 

$. 6. 

Sie wählt fich zwei Sefretäre und ſchlaͤgt 3 Mitglieder 
zur Auswahl des zweiten Präfidenten vor, aus welchen 
der König denjelben ernennt. 


Titel X. $$. 5, 6 und 7, Titel VII. $$. 25, 26, 27 und 28. 
Beilage X. $. 49. Siehe Konftitutionen der 'europ. Staaten. 
Th. IH. ©. 112. und Verf. Urk. des Königreichs Bayern mit 
Beilagen, München 1818, 
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a 5 

Die Kammer der Reichsrätbe ift durch die Fönigliche 
Eröffnung derfelben rechtlich konſtituirt. 

$. 8. | 

Die Reichsräthe fiten nach der Cin der Abtheilung LI. 
Kay. 2. von den Wahlen 2c.) bejtimmten Reihe, unter fich 
aber nad) ihrem Eintritte in die Kammer. 

$. 9. 

Zur gültigen Konftituirung der Kammer der Abgeord- 
neten wird die Anmwefenbeit von wenigſtens zwei Drittheis 
len der gewählten Mitglieder erfordert. 

$. 10. 

Die Einweifungs - Kommiffion befteht für dem erften 
Fall der Zufammenberufung einer neu gewählten Kammer 
ans einer eigends ernannten föniglichen Kommiffion; außer 
diefem Fall aber aus dem Präfidenten und Sefretär der 
legten Berfammlung. 

g. 11. 

Sie hat vor Allem die Beglaubigung der Abgeordneten, 
ihre Wahlen und erforderlichen Eigenfchaften, mit Beizie- 
bung von 6 durd das Loos zu erwählenden Mitgliedern 
der Kammer zu prüfen, zu welchem Ende ihr fämmtliche 
Wahl-Protokolle mitgetheilt werden, fonach ferner die Wahl 
des erjten und zweiten Praͤſidenten, fowie der zwei Gefre- 
täre zu leiten. 

DR 

Die Mitglieder der Kammer wählen für die Stelle des 
Präfidenten ſechs Mitglieder, aus welchen der König den 
erfien und einen zweiten Präfidenten, der im Verhinde— 
rungsfalle oder in Abmwefenheit des erfteren, deſſen Ge— 
ſchaͤftsfuͤhrung übernimmt, für die Dauer der Sigung er- 
nennt. — 

$.: 13% . 

Sie wählen ferner aus ihrer Mitte zwei Sefretäre. 

$. 14. 
Beide Wahlen gefchehen auf die nämliche Art, wie folche 
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bei der Wahlverſammlung des Negierungs » Bezirfs ange- 
ordnet ift, mittelft fchriftlicher Wahlzettel aus der Gefammt: 
zahl der Abgeordneten, ohne Unterfchied der Regierungss 
Bezirke, Klaffen oder Stände. Die Gewählten müffen ab- 
folute Stimmen - Mehrheit für fih haben. Bei Stimmen- 
Gleichheit entfcheidet die Wahl durch Kugeln. Zu Eroͤff⸗ 
nung der Wahlzettel werden 5 Mitglieder durch das Loos 
ernannt, und als Beifizer der Kommiffion beigegeben. 
$; „28 

Die Kommiffion übergiebt das Wahl-Brotofoll für den 
Vorſchlag des Präfidenten dem föniglihen Staats -Mini- 
fterium des Innern, und macht fonac die föniglidhe Er— 
nennung befannt, worauf fie ihre Funftion ſchließt, und 
die Kammer der Abgeordneten ſich £onjtituirt, 

$. 16. 

Die Ordnung der Pläge, welche die Abgeordneten in 
den Verfanmlungen einzunehmen und beizubehalten haben, 
werden dur Loofe bejtimmt. 

$. 17. 

Wenn die Kammer der Abgeordneten fich Fonftituirt hat, 
fo bat fie dem Könige durch eine Abordnung, und der Kamz 
mer der Reichgräthe durch die fpäter vorgefchriebene Weife 
anzuzeigen, daß fie verfammelt und fonftituirt ſey. Zus 
gleich unterfucht fie die Entichuldigungen der nicht erfchie- 
nenen Mitglieder und bat diejenigen, deren Urfachen nicht 
gegründet befunden werden, ohne weiteres einzuberufen. 

$. 18. 

Kein Mitglied der erften oder zweiten Kammer darf ſich 
in der Sitzung durd) einen Bevollmächtigten vertreten laſſen. 
§. 19. 

Die beiden Kammern koͤnnen nur uͤber jene Gegenſtaͤnde 
in Berathung treten, die in ihren Wirkungskreis gehoͤren, 
welcher in dem $. 20 bie $. 37 näher bezeichnet iſt. 

$. 20. 

Ohne den Beyrath und Zuftimmung der Stände des 

Königreichs kann fein allgemeines neues Gefeg, weldes 
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die Freiheit der Perfonen oder das Eigenthbum der Staats— 
Angehörigen betrifft, erlaffen, noch ein ſchon beſtehendes 
geändert, authentisch erläutert oder aufgehoben werden. 

$. 21. 

Der König erholt die Zuftimmung der Stände zur Er: 
bebung aller direften Steuern, fowie zur Erhebung neuer 
indirefter Auflagen, oder zu der Erhöhung oder Verände- 
rung der bejtehenden. 

52 

Den Ständen wird daher nach ihrer Eröffnung die ge 
naue Ueberficht des Staatsbedürfniffes, jowie der gefammz 
ten Staats-Einnahmen (Budget) vorgelegt werden, welche 
diefelbe durd) einen Ausſchuß prüfen und fodann über die 
zu erhebenden Steuern in Berathung treten. 

5 

Die zur Deckung der ordentlichen beftändigen und be- 
ſtimmt vorberzufehenden Staats- Ausgaben, mit Einfchlug 
der nothwendigen Nejerve - Fonds, erforderlichen Ddireften 
Steuern werden jedesmal auf 6 Sabre bemilligt. Um je- 
doc) jede Stofung in der Staatshaushaltung zu vermeiden, 
werden in dem Etats» Sabre, in welchem die erſte Stände- 
Berfammlung einberufen wird, die in dem vorigen Etats- 
Sahre erhobenen Staats » Auflagen fortentrichtet. 

$. 24, \ 

Ein Jahr vor dem Ablauf des Termins, für welchen 
die firen Ausgaben fejtgefegt find, fomit nach Verlauf von 
6 Jahren, läßt der König für die 6 Jahre, melche diefem 
Zeimine folgen, den Ständen ein neues Budget vorlegen. 

$..2, 

Sn dem Sale, wo der König durh außerordentliche 
außere Verhaͤltniſſe verhindert ift, in dieſem letzten Sahre 
der ordentlichen Steuer - Bewilligung die Stände zu ver— 
ſammeln, fommt Ihm die Befugniß einer Forterhebung der 
lestbewilligten Steuer auf ein halbes Sahr zu. 

$. 26. 
In Faͤllen eines außerordentlihen und unvorhergeſehe— 
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nen Bedürfniffes und der Unzulänglichfeit der befiehenden 
Staats » Einkünfte zu deffen Dedung, wird diefes den Staͤn⸗ 
den zur Bewilligung der erforderlichen außerordentlichen 
Auflagen vorgelegt werden. 

8.27. 

Die Stände koͤnnen die Bewilligung der Steuern mit 
feiner Bedingung verbinden. 

G. 28. 

Den Ständen des Reich8 wird bei einer jeden Verſamm— 
lung eine genaue Nachweifung über die Verwendung der 
Staats» Einnahmen vorgelegt werden. 

$. 29. 

Die gefammte Staats: Schuld wird unter die Gemähr- 
feiftung der Stände geftellt. Zu jeder neuen Staats⸗Schuld, 
wodurcd die zur Zeit beftehende Schulden - Maffe im Ka— 
yitals » Betrage oder der jährlichen Berzinfung vergrößert 
wird, ift Die Zuftimmung der Stände des Reichs erfor- 
derlich. 

$. 30. 


Gine folhe Vermehrung der Staats - Schulden hat nur 
für jene dringende und außerordentliche Staats - Bedürfniffe 
ftatt, welche weder durch die ordentlichen, noch durch außer 
ordentliche Beiträge der Unterthanen, ohne deren zu große 
Belaftung beftritten werden fönnen, und die zum wahren 
Nutzen des Landes gereichen. 

Ss. 31. 

Den Ständen wird der Schulden - Tilgungs- Plan vor- 
gelegt, und ohne ihre Zuftimmung fann an dem von ihnen 
angenommenen Plane feine Abänderung getroffen, noch 
ein zur Schulden- Tilgung beftimmtes Gefäll zu irgend 
einem anderen Zwecke verwendet werden. 

Ge 


Sede dee beiden Kammern bat aus ihrer Mitte einen 
Kommiffär zu ernennen, welche gemeinfchaftlich bei der 
Schulden: Tilgungs- Kommiffion von allen ihren Verband: 


265 


lungen genaue Kenntniß nehmen, und auf die Einhaltung 
der feftgefegten Normen zu wachen haben, 


$. 33. 


In außerordentlichen Fällen, mo drohende äußere Ge- 
fahren die Aufnahme von Kapitalien dringend erfordern, 
und die Einberufung der Stände durch Außere Verhältniffe 
unmöglich gemacht wird, fol diefen Kommiffärs die Be— 
fugniß zuftehen, zu Diefen Anleihen im Namen der Stände 
vorläufig ihre Zuftimmung zu ertheifen. 

Sobald die Einberufung der Stände möglih wird, ift 
ihnen die ganze Berbandlung über diefe Kapitals: Aufnahme 
vorzulegen, um in das Staats» Schulden - Verzeichniß ein- 
getragen zu werden. 

$. 34. 

Den Ständen wird bei jeder Verfammlung die genaue 
Nahmeifung des Standes der Staatsfchulden » Tilgungs- 
Kafle vorgelegt werden. 

| $. 39. 

Die Stände haben das Recht der Zuftimmung zur Ber- 
Außerung oder Berwendung allgemeiner Stiftungen in ihrer 
Subſtanz für andere als ihre urfpringlichen Zwecke. 

$. 36. 

Eben fo it ihre Zuftimmung zur Verleihung von Staats: 
Domänen oder Staats» Renten zu Belohnung großer und 
beſtimmter, dem Staate geleijteter Dienfte erforderlich. 

——— 

Die Staͤnde haben das Recht in Beziehung auf alle zu 
ihrem Wirkungskreiſe gehoͤrigen Gegenſtaͤnde dem Koͤnige 
ihre gemeinſamen Wuͤnſche und Antraͤge in der geeigneten 
Form vorzubringen. 

$. 38. 

Seder einzelne Abgeordnete hat das Recht, im diefer 
Beziehung feine Wünfche und Anträge in feiner Kammer 
vorzubringen, welche darüber: ob diefelben in nähere Ueber: 
fegung gezogen werden follen, durch Mehrheit der Stim- 
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men erkennt, und fie im bejahenden Falle an den betrefs 
fenden Ausfchuß zur Prüfung und Würdigung bringt. 

Die von einer Kammer über folche Anträge gefaßten Be- 
fchlüffe müffen der andern Kammer mitgetheilt, und fön- 
nen erjt nach deren erfolgter Beiftimmung dem Könige vor— 


gelegt werden. 
$. 39. 


Die Stände haben das Recht, Befchwerden über die 
durch die Königl. Staats-Minifterien oder andere Staats: 
behörden gefchehene Verlegung der Verfaſſung in einem 
gemeinfamen Antrag an den König zu bringen, welcher 
denselben auf der Stelle abhelfen, oder, wenn ein Zweifel 
dabei obwalten follte, fie näher nach der Natur des Gegen 
ftandes durch den Staatsrath oder die oberfte Suftiz - Stelle 
unterfuchen, und darüber entfcheiden laffen wird. 

$. 40. 

Finden die Stände fich durch ihre Pflichten aufgefordert, 
gegen einen höhern Staats-Beamten wegen vorfeßlicher 
Verlegung der Staats» Berfaffung eine förmliche Anklage 
zu ftelfen, fo find die Anklags-Punkte beftiimmt zu bezeich- 
nen und in jeder Kammer durd einen befonderen Ausfhuß 
zu prüfen. Bereinigen fich beide Kammern hierauf in ihren 
Befchlüffen über die Anklage; fo bringen fie diefelbe mit 
ihren Belegen in vorgefchriebener Form an den König. 

Diefer wird fie fodann der oberften Suftiz- Stelle — in 
welcher im Falle der nothwendigen oder freiwilligen Beru- 
fung auch die zweite Snjtanz durch Anordnung eines andern 
Senats gebildet wird, zur Entfcheidung übergeben, und 
die Stände von dem gefällten Urtheil in Kenntniß jeßen. 

$. 4. 

Abaͤnderungen in den Beftimmungen der Verfaſſungs— 
Urfunde, oder Zufäge zu derfelben fünnen ohne Zuſtim— 
mung der Stände nicht gefchehen. Die Vorſchlaͤge hiezu 
gehen allein vom Könige aus, und nur wenn derfelbe fie 
an die Stände gebracht hat, dürfen diefe darüber berath- 

ſchlagen. 
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Zu einem gültigen Beſchluſſe in diefer hoͤchſt wichtigen 
Angelegenheit wird wenigſtens die Gegenwart von drei 
Biertheilen der bei der VBerfammlung anweſenden Mitglie- 
der in jeder Kammer, und eine Mehrheit von zwei Drit- 
theilen der Stimmen erfordert. 

$. 42. 

Seder einzelne Staatsbürger, fowie jede Gemeinde fann 
Beichwerden über Berlegung der Fonftitutionellen Rechte 
an die Stände: Berfammlung, und zwar an jede der bei- 
den Kammern bringen, welche fie durch den hierüber beite- 
benden Ausſchuß prüft, und findet diefer fie dazu geeignet, 
in Beratbung nimmt. 

Erfennt die Kammer durh Stimmenmehrheit die Be— 
fchwerde für gegründet, fo theilt fie ihren diesfalls an den 
König zu erjtattenden Antrag der andern Kammer mit, 
welcher, wenn diefe demfelben beijtimmt, in einer gemein- 
famen Borftelung dem Könige übergeben wird. 

$. 43. 

Jedes Mitglied der Stände -PVerfammlung hat folgen: 
den Eid zu leiſten: 

„Ich ſchwoͤre Treue dem Könige, Gehorfam dem Gefege, 
Beobachtung und Aufrechtbaltung der Staatsverfaffung 
und in der Stände-PVerfammlung nur des ganzen Lan: 
des allgemeines Wohl und Beite ohne Ruͤckſicht auf be- 
fondere Stände oder Klaffen nach meiner innern Ueber: 
zeugung zu berathen; — So wahr mir Gott helfe und 
fein heiliges Evangelium.‘ | 
$. 44. 

Kein Mitglied der Stände: Verfammlung kann während 
der Dauer der Sikungen ohne Einwilligung der betreffen- 
den Kammer zu Verhaft gebracht werden, den Fall ver 
Ergreifung auf frifher That bei begangenen Verbrechen 


ausgenommen. 
$. 45. 


Kein Mitglied der Stände -Verfammlung fann für die 
Stimme, welche es in feiner Kammer geführt hat, anders 
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als in Folae der Geſchaͤfts-Ordnung durch die Verſamm— 
fung felbft zur Rede geftellt werden. 
$. 46. 

Ein Gegenftand, über weldyen die beiden Kammern ſich 
nicht vereinigen, kann in derfelben Sitzung nicht wieder 
zur Berathung gebracht werden. 

| $. 47, 

Den Mitgliedern der Kammer der Abgeordneten, welche 
nit am Ort der Verſammlung felbft wohnen, wird für 
die Dauer der Berfammlung eine bemefjene Entſchaͤdigung 
der Reife > und Zehrungsfoften in der Art gegeben, daß 
ihnen | 

a) von dem zur Erjcheinung beftimmten Tage bis zum 

Scluffe der Verſammlung, jedoch mit Einfchluß des 

vorhergehenden und nachfolgenden Tages, eine Tags: 

gebühr von fünf Gulden; 
b) für die Reifefoften in einer Entfernung von 1 — 6 

Stunden und fo weiter von jeden 6 Stunden eine Ges 

biühr von 8 fl. verabfolgt werden fol. — 


Drittes Kapitel. 


Königreihb Hannover. 
Gegenftände, welche zur ftändifchen Berathung verfaf- 
fungsmäßig gehören; nähere Bezeichnung des Steuer-Ber- 
willigungs-NRechtes; Gleichheit der beiden Kammern in Be: 
ziehung auf ihre Rechte und Pflichten. 





Das Patent, die Verfaffung der allgemeinen Stände- 
Berfammlung des Königreichs Hannover, beftimmt hierüber 
Folgendes '): ” 

§. 1. 

Ueber alle, das ganze Koͤnigreich betreffenden, zur ſtaͤn— 

diſchen Berathung verfaffungsmaͤßig gehoͤrenden Gegenſtaͤnde 


1) Patent vom 7. Dec. 1819. 99. 6, 2 zum Theil, 8 zum Theil. 
©. Konſtitut. der europ, Staaten, Th. III. ©, 340. 
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wird mir mit den allgemeinen Ständen des Königreichs 
fommunicirt, dagegen alle diejenigen Angelegenheiten, welcje 
nur die eine oder die andere Provinz angehen und zu ei: 
ner ftändifchen Beratbung geeignet find, auch fernerbin an 
die betreffenden Provinzial Landfchaften werden gebracht 
werden. Und gleichwie es überhaupt Feineswegs Unſere 
Abſicht ift, eine neue, auf Grundfägen, welche durch die 
Erfahrung noch nicht bewährt find, gebauete jtändifche Ver—⸗ 
faſſung einzuführen; alfo foll auch die allgemeine Stände; 
Berfammlung im Wefentlichen Fünftig diefelben Rechte aus: 
üben, welche früherhin den einzelnen Provinzial-Landſchaf— 
ten, fo wie auch der bisherigen proviforifchen Stände-Ber- 
ſammlung zugeftanden haben, namentlich das Recht der Ver— 
willigung der, Behuf der Bedürfniffe des Staats erforder: 
fihen Steuern, und der Mitverwaltung derfelben unter 
verfaffungsmäßiger Konkurrenz und Aufficht der Landes; 
berrichaft, das Recht auf Zuratheziehung bei neu zu erlaf- 
fenden allgemeinen Landes-Geſetzen, und das Recht über 
die zu ihrer Berathung gehörigen Gegenftände Borftellung 
an Uns zu bringen. 
‚mM 

Beide Kammern follen in ihren Rechten und Befugnif- 

jen ſich gleich jeyn. : 


Wir hegen nun zu der hiermit fonftituirten allgemeinen 
Stände Verfammlung das zuverfichtliche landesvaͤterliche 
Vertrauen, daß die in beiden Kammern verfammelten 
Stände die ihnen obliegenden wichtigen Pflichten in ihrem 
ganzen Umfange erfennen, und ohne durh Ruͤckſichten auf 
ihr perfönliches oder partifuläres Intereſſe ſich leiten zu 
laſſen, insgefammt mit gleichem patriotifchem Eifer, dem 
von ihnen zu leiftenden Eid getreu, nur das wahre Beite 
des Landes vor Augen haben und ihr Beftreben mit Uns 
gern dahin vereinigen werden, um durd die bleibend be— 
fimmte Berathung aller das ganze Königreich angehenden 
Landes-Angelegenheiten in einer allgemeinen Stände - Ber- 
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fammlung die Bande der Einigkeit uud des gegenfeitigen 
Pertrauens zwifchen allen Theilen des Königreichs immer 
enger zu fnüpfen, das dauernde Wohl aller Landes - Eins 
wohner immer fefter zu gründen und die allgemeine Zufrie- 
denheit immer mehr und mehr zu befördern. 


Viertes Kapitel. 
Königreihb Württemberg. 


Legitimation der Mitglieder beider Kammern; Sitzord— 
nung; Eidegleiftung; Vorftand der Stände-Verfammlung ; 
Mahl des PVicepräfidenten der erſten und des erften und 
zweiten Präfidenten der zweiten Kammer und desfalfiger 
Vorſchlag bei dem Könige; Wahl der Sefretäre; Rechte 
und Pflichten der Stände; Klage wegen verfafjungswidri- 
ger Handlungen; Staatöverträge; Militär; Steuern, Schul- 
denzahlungg » Kaffe; beftändiger Ausſchuß; Befugniffe des- 
felben; ftändifches Amts-Perſonal; ſtaͤndiſche Kaffe; Beſol—⸗ 
dungen der Mitglieder und Beamten des Ausſchuſſes, jo 
wie der Taggelder und Keifefoften der Stände-Mitglieder. 


Die Berfaffungs-Urfunde des Königreihs Württemberg 
enthält darüber nachitehende Beflimmungen ): 


5. 

Die Mitglieder beider Kammern haben ſich vor Eröff- 
nung des Landtages zu legitimiren, und zu dem Ende ei- 
nige Tage, vor dem in dem Einberufungs » Referipte vor- 
gefchriebenen Termin an dem beftimmten Drte der Der: 
fammlung fi) einzufinden. Die Legitimation geſchieht für 
den eriten künftigen Landtag auf die bisher uͤbliche Weife, 





1) Königl. Württembergifhe Verf. Urf. vom 235. Septemb. 1819, 
66. 159, 160, 162, 163, 164, 155, 124, 125, 156, 85, &6, 88, 
99 , 100, 109 bie 133, 170, 172 zum Theil, 178, 179, 180 u. 
181, 182 u. 183, 184 u. 185 zum Theil; 187 bie 194, Siehe 
Konftirutionen der europ. Staaten. Th. Ill. ©. 291. 
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in der Folge aber bei dem ſtaͤndiſchen Ausfchuffe (F. 40) 
durch Borlegung des Einberufungs- Schreibeng, welches in 
dem ($. erwähnten Falle der Stimm-Uebertragung mit der 
bierauf gerichteten Bollmacht begleitet feyn muß, und ver: 
mittelit der Wahl » Urfunde. 

Die zur Berfammlung aufs neue gewählten Mitglieder 
des Ausfchuffes felbit werden zur Prüfung ihrer eigenen 
Pegitimation durch die zuerft legitimirten Abgeordneten er- 
feßt. Es hängt von dem Könige ab, zu dem Legitima- 
tions» Gefchäfte Kommiffarien abzuordnen. 

a N 

Die erſte Kammer wird durch die Anwesenheit der Hälfte, 
die zweite Kammer durch das Erjcheinen von zwei Drit- 
theilen ihrer Glieder als vollitändig beſetzt angeſehen. 

Der ftändifhe Ausfhuß hat am Tag vor dem in dem 
Einberufungs » Schreiben bejtimmten Termin dem Geheimen 
Rathe von dem Erfolg des Legitimations-Geſchaͤfts Anzeige 
zu machen. 

Der König wird hierauf, wenn jene Zahl durch folche 
Abgeordnete erfüllt iſt, bei deren Legitimation fich Fein An— 
fand gefunden hat, den Landtag in den für diefen Fall 
vereinigten Kammern eröffnen, wobei der vom König er- 
nannte Präfident der erften Kammer, oder, wenn noch kei— 
ner ernannt ift, derjenige, welcher es bei der vorigen Ber: 
janımlung war, die Steile des Vorſtandes vertritt. 

Die Legitimation der etwa fpäter eintreffenden Mitglie- 
der, fo wie die Erledigung der etwa noch übrigen Legiti— 
mations-Anſtaͤnde gefchieht bei der betreffenden Kammer, 
das Refultat mug dem Geheimen Rath vorgelegt werden, 
auch it der andern Kammer davon Nachricht zu ertheifen. 

be 

In der erſten Kammer nehmen die Prinzen des fönigli- 
hen Haufes den erſten Vlas ein, auf fie folgen die Stan— 
desherrn, beide unter ſich nad) ihrem fonft bejtehenden Range, 
jodann die übrigen erblichen und die auf Lebenszeit vom 
Könige ernannten Mitglieder nach der Zeit ihrer Ernennung. 
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In der zweiten Kammer fien die verfchiedenen Klaffen, 
woraus fie zufammengefeßt ift ($. 6, zweite Abtheilung 4. 
Kan.) in der angegebenen Ordnung; unter den Gliedern je- 
der einzelnen Klaffe entfcheidet, je nach Befchaffenheit ver: 
felben, das Amts» oder das Lebensalter, und unter den 
Geiftlihen Fatholifcher Konfeffion, der Vorzug der Amts- 
Würde, 

$. 4. 


Sedes Mitglied der erjten und der zweiten Kammer hat 
bei feinem erjimaligen Eintritt in diefelbe den Stände-Eid 
abzulegen, diefer lautet fo: 

„Ich ſchwoͤre die Berfaffung heilig zu halten, und in der 
Stände » Berfammlung das unzertrennliche Wohl des Koͤ— 
nigs und des Vaterlands, ohne Nebenrückficht nach mei- 
ner eignen Ueberzeugung treu und gewiffenbaft zu bera- 
then, fo wahr mir Gott helfe!‘ 

Der Stände - Eid wird von einem bei Eröffnung eines 
Landtags neu eintretenden Mitgliede in die Hinde des Koͤ— 
nigs ſelbſt oder des zur Eröffnung bevollmädhtigten Mini- 
ſters, aufferdem in die Hände des Präfidenten einer jeden 
Kamnter abgelegt. € 
6; 

Der Borftand der Stände - Verfammlung befteht aus 
einem Präfidenten und einem Vice» Präfidenten in jeder der 
beiden Kammern. Das Amt defjfelben dauert bis zum Ab- 
laufe des fechsjährigen Zeitraums (Abtheil. II, Rap.4$. 23.) 

Den Präfidenten der erftien Kammer ernennt der König 
ohne Vorſchlag (Abtheil. il. Kap. 45. 3), für die Stelle 
des Vice» Präfidenten werden von der erften Kammer drei 
ftandesherrliche Mitglieder durch abfolute Stimmen - Mehr- 
heit gewählt, aus welchen der König eines ernennt. 

Eben fo wählt die zweite Kammer aus ihrer Mitte, ohne 
Unterfchied der Klaffen, drei Mitglieder zur Stelle ihres 
Präfidenten, und wenn hierauf die fönigliche Ernennung 
erfolgt it, auf gleiche Art zu dem Amte des Bice-Präfiden- 
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ten, welchen der König ebenfalls aus den hiezu vorgefchla- 
genen drei Mitgliedern ernennt. 

Kommt nah Ablauf des fechsjährigen Zeitraums die 
zweite Kammer zum erjtenmal zufammen, oder follte fonft 
der Fall eintreten, daß bei derjelben beide Präftdialftellen 
zugleich erledigt wären, fo vertritt, bi8 zur Ernennung des 
Präfidenten, das aͤlteſte rechtsgelehrte Mitglied die Stelle 
des Borftandes. — Jede der Kammern wählt auf die Dauer 
eines Landtags einen oder mehrere Sefretäre aus ihrer Mitte. 

%76,4.6 

Der gewählte (Abgeordnete) ift ald Abgeordneter nicht 
des einzelnen Bezirfs, jondern des ganzen Landes, anzuſe— 
ben. (Abtheil. U. Kap. 46. 2). Es fanıı ihm daher auch 
feine Snftruftion, an welche er bei feinen fünftigen Abjtim- 
mungen in der Stände» Verfammlung gebunden wäre, er; 


theilt werden. 
6 37 


Die Stände find berufen, die Nechte des Landes in 
dem durch die Berfafjung beftimmten Verhältniffe zum Re— 
genten geltend zu machen. Vermoͤge diefes Berufes haben 
fie bei Ausübung der Gefeßgebungs-Gemalt durch ihre Ein- 
willigung mitzumwirfen, in Beziehung auf Mängel oder Miß— 
bräuche, die fich bei der Staatsverwaltung ergeben, ihre 
Wuͤnſche, Vorſtellungen und Beſchwerden dem Könige vor- 
zutragen, auch wegen verfafiungsmwidriger Handlungen Klage 
anzuftellen, die nach gemwiffenhafter Prüfung für nothwen- 
dig erfannten Steuern zu verwilligen und überhaupt das 
ungertrennlihe Wohl des Königs und des Baterlandeg, 
mit treuer Anhänglichfeit an die Grundfäße der Verfaffung, 


zu befördern. 
$. 8 


Angelegenheiten, welche, dır ($. 7) angegebenen Bes 
fimmung zufolge, vor die gefammte Stände gehören, 
werden in feinem Falle, meder von dem Könige und der 
Regierung, noch von den Landjtänden und dem ftändifchen 
Ausihuß, an einzelne Stände gebracht, oder die Erklaͤ— 

II. Bd. 18 
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vung einzelner fandifcher Mitglieder, Städte oder Ober: 
Amtsbezirke daruͤber eingefordert. 
$. 9. 

Die Mitglieder beider Kammern haben ihr Stimmredt 
in Perfon auszuüben, nur den erblichen Mitgliedern der 
erften Kammer ift geftattet, ihre Stimme einem andern in 
der Derfammlung anmefenden Mitgliede diefer Kammer 
oder einem Sohne oder dem fonjtigen präafumtiven Nach— 
folger in der Standesherrfchaft zu übertragen. Diefes be— 
fondere Recht der Stimm-Uebertragung fanıı auf gleiche 
Weiſe auch für einen wegen Minderjährigfeit oder anderer 
perfönlicher Unfähigkeit unter Bormundfchaft ftehenden Stans 
desherrn von deffen Vormund ausgeübt werden. 

Sn jedem Kal aber fann ein Mitglied der erfien Kam— 
mer oder ein Stellvertreter defjelben niemals mehr als Eiue 
übertragene Stimme führen. 

$. 10, 

Es fann ohne Einwilligung der Stände durch Verträge 
mit Auswärtigen Fein Theil des Staats-Gebiets und Staatd- 
Eigenthums veräuffert, Feine neue Laft auf das Königreich 
und deffen Angehörige übernommen und Fein Landesgeſetz 
abgeändert oder aufgehoben, feine Berpflichtung, welche 
den Rechten der Staatsbürger Eintrag thun würde, ein— 
gegangen, namentlich aud fein Handelsvertrag, welder 
eine neue gefegliche Einrichtung zur Folge hätte und Fein 
Subfivien - Bertrag zur Verwendung der föniglichen Trup- 
pen in einem Deutfihland nicht betreffenden Kriege, ge— 
fchloffen werden. 

Bau H 
Der König wird von den Traktaten und Bindniffen, 
welche con ihm mit auswärtigen Mächten angefnüpft wer- 
den, die Stände in Kenntniß fegen, fobald es die Um: 
ftände erlauben, 

F. 722 

Ohne Beiftimmung der Stände kann fein Gefeß geges 
ben, aufgehoben, abgeändert oder authentifch erläutert werben. 
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$. 13. 

Mas die Militärverfaffung betrifft; fo wird die Zahl 
ber zu Ergänzung des föniglichen Militärs jährlich erfor: 
derlihen Mannſchaft mit den Ständen verabfchiedet. 

$. 14. 

Die Ausmwahlordnung, die nähere Bezeichnung der übri- 
gen Landesvertheidigungs - Anftalten und der Verbindlich— 
feit der Staatsbürger, fich aufferhalb des regulären Milt- 
tärs zu dem Waffendienite tüchtig zu machen, die bürger- 
lichen Verhältniffe der unter dem Militär befindlichen Staats— 
angehörigen, die militärischen Strafgefege, wie auch die 
Beftimmung der Fälle, in welchen das fönigliche Militär 
ausnahmemweife bei den Bürgern einquartirt werden fann, 
find Gegenftände der Gefeggebung und Gefet - Revifion. 


5115; 

Soweit der Ertrag des Kammerguts (Abfehnitt VII. 
Kap. 3 $. D nicht zureicht, wird der Staatsbedarf durch 
Steuern befiritten. Ohne Verwilligung der Stände fan 
weder in Kriegs- noch in Friedengzeiten eine direfte oder 
indirefte Steuer ausgefchrieben oder erhoben werden. 


$. 16. 

Dem Anfinnen einer Steuervermwilligung muß jedesmal 
eine genaue Nahmeifung über die Nothwendigfeit und 
Nüslichfeit der zu machenden Ausgaben, über die Verwen— 
dung der früheren Staats-Einnahmen und über die Unzus 
länglichfeit der Kammer »Einfünfte vorausgehen. — 

RE 

Zu dem Ende hat der Finanz-Minifter den Haupt-Etat 
den Ständen zur Prüfung vorzulegen. Die einzelnen Mi- 
nifter haben die Ausgaben für ihre Minifterien zu erläutern. 

$. 18 
Der von den Ständen anerfannte und angenommene 
Haupt:Etat ift in der Regel auf drei Jahre gültig. 
$. 19 
Die Verwilligung der Steuern darf nicht an Bedingun- 
13 * 
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gen gefnüpft werden, welche die Verwendung diefer Steuern 
nicht unmittelbar betreffen. 
%: 20. 

Die auf einen gewiffen Zeitraum verwilligten Sahres- 
Steuern werden nach Ablauf diefes Zeitraums in gleichem 
Mage auch im erften Drittel des folgenden Sahrs auf 
Rechnung der neuen Berwilligung eingezogen. 


Pad 3 3 
Die verwilliaten Steuern werden auf die Amts» Körver- 
fchaften ausgefchrieben, und von dieſen ſowohl auf die ein- 
zelnen Gemeinden, als auch auf die in feinem Gemeinde— 
Verband ftehenden Güterbefiter vertheilt. Letztere liefern 
ihre Steuerantheile unmittelbar an die Amts» Pfleger. 


—— — 

Don den Amts-Pflegern, fo wie von den Ober-Einbrin— 
gern der indireften Steuern, werden die Gteuer- Gelder 
theilg8 an die Staats: Kaffe, theils an die Schuldenzah- 
Iungs» Kaffe, nach der deshalb bei der Verwilligung zu tref- 
fenden Berabfohiedung, eingeliefert. Die erwähnten Steuer- 
Einnehmer find dafür verantwortlich, daß fie die eingehen; 
den Steuer- Gelder unter feinem VBorwande an eine andere, 
als an die durch Verabfchiedung beftimmte Kaffe, oder auf 
eine von derfelben im gefeßlichen Wege ausgeftellte Anwei— 
fung verabfolgen. 

$: 23. 

Die höhere Leitung des Einzugs der direften und indi- 
reften Steuern ift einer Gentralbehörde übertragen. Diefe 
hat die Afforde über indirefte Steuern zu fehließen, die 
Repartition der direften zu entwerfen, für deren Beitreis 
bung zu forgen, über Steuer -Nachläffe nad) verabfd)iede- 
ten Grundfägen Anträge zu machen und diefe, fo wie die 
Steuer -Repartition, dem Finanz: Minifterium vorzulegen. 

S. 24. 

Das Finanz-Minifterium hat den Ständen die ihm vor: 

gelegte Steuer-Repartition, fo wie monatlich den Kaffe 
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Bericht über die eingegangenen Steuern und etwaigen Aus— 
ftände mitzutheilen. 
6:2 

Die Staatsfhuld, worunter auch diejenige begriffen ift, 
welche derzeit noch auf den neuen Landestheilen haftet, ijt 
unter die Gewährleiftung der Stände geftellt. 

§. 26. 

Die Schuldenzahlungs-Kaſſe wird nach den Normen 
eines zu verabſchiedenden Statuts von ſtaͤndiſchen, durch 
die Regierung beſtaͤtigten Beamten, unter Leitung und 
Verantwortlichkeit der Staͤnde, verwaltet. 

5.27. 

Es werden dem ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe (F. 40) monat- 
liche Kaſſen-Berichte gedoppelt ausgefertigt uͤbergeben, und 
jener hat jedesmal ein Exemplar dem Finanz-Miniſterium 
mitzutheilen. 

$. 28. 

Der Regierung fteht vermöge des Dberauffichts = Rechts 
frei, von dem Zuftande diefer Kaffe zu jeder Zeit Einficht 
nehmen zu laſſen. 

u. 2, 

Die Jahres-Rechnung über diefelbe wird von einer koͤ— 
niglichen und ftändifchen Kommiffion abgehört, das Reful- 
tat aber öffentlich durch den Druck befannt gemacht. 

6. 

Deputationen kann die Stände-Berfammlung weder an- 

nehmen, noch ohne Erlaubniß des Königs aborbnen. 
$. 31. 

Gefeßes - Entwürfe koͤnnen nur von dem Könige art die 
Stände (Abtheilung III. Kap. 4$.6), nicht von den Stän- 
den an den König gebracht werden. Den Ständen ift aber 
unbenommen, im Wege der Petition auf neue Geſetze ſo— 
wohl, als auf Abänderung oder Aufhebung der beftehen- 
den, anzutragen. 


& 323 
Es hängt vom Könige ab, die Geſetzes⸗-Enwuͤrfe oder 
andere Vorſchlaͤge an die erfte oder an die zweite Kammer 
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zu bringen (Nbtbeil. V. Kapitel 4 $. 13), audgenommen, 

wenn fie Verwilligung von Abgaben betreffen; in welchem 

Falle folhe immer zuerft an die zweite Kammer 

gelangen. | 
$. 33. 

Die von der einen Kammer gefaßten Befchlüffe werden 
der anderen zur gleichmäßigen Berathung mitgetheilt. (Abs 
theil. V. Kap. 4 $. 14.) Nur zur Ausübung des Rechts 
der Petitionen und Befchwerden, ſowie zu einer Anflage 
wegen verlegter Berfaffung ift jede Kammer Abfchnitt re 
Kap. 4) auch einzeln berechtigt. 

$. 34. 

Die Kammer, an welche die Mittheilung gefchieht, kann 
den Antrag der Mittheilenden verwerfen oder annehmen, 
und zwar entweder unbedingt, oder mit beigefügten Mo- 
dififationen. Die Verwerfung muß aber jedesmal mit 
Anführung der Gründe gefchehen. (Abtheil. V. Kap. 48. 15.) 

6.1353 

Bon der vorftehenden Regel ($. 34) macht die Abga—⸗ 
ben-Bermwilligung eine Ausnahme in folgendeft Punkten: 

1) Eine Abgaben-Bermwilligung wird in der zweiten Kam— 
mer, nach der von ihr in Gemäßheit des F. 16 vorgenom» 
menen Unterfuhung, in Berathung gezogen, und nad) vor— 
gängiger vertraulicher Befprehung mit der erften Kammer 
Abtheil. V. Kap. 4 S. 12) Befchluß darüber in der zmwei- 
ten gefaßt. 

2) Diejer Beihluß wird fodann der erften Kammer mit- 
getheilt, welche denfelben nur im Ganzen, ohne Aenderung, 
annehmen oder verwerfen fann. 

3) Erfolgt das Teßtere; fo werden die bejahenden und 
die verneinenden Stimmen beider Kammern zufammenge- 
zählt, und nach der Mehrheit fämmtlicher Stimmen wird 
alsdann der Ständebefchluß abgefaßt. Würde in diefem 
Falle Stimmengleichheit eintreten; fo hat der Präfident der 
zweiten Kammer die Entfcheidung. 
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$. 56. 

In allen andern Fällen gilt der Grundfag, daß nur 
folche Beſchluͤſſe, worüber beide Kammern, nad gegenfei- 
tiger Mittheilung, einverftanden find, an den König ger 
bracht, und von dem Könige beitätigt werden koͤnnen. 

$. 37. 

Der von der einen Kammer verworfene Antrag der an: 
dern fann auf demfelben Landtage nicht wiederholt werden. 
Wird aber ein folcher Antrag bei der nächiten Stände-Ver- 
fammlung erneuert und abermals verworfen; jo treten die 
zwei Kammern zu einer vertraulichen Befprechung über den 
Gegenftand zufammen. Sollte auch hierdurch die Verſchie— 
denheit der Anfichten nicht ausgeglichen werden; jo haben 
die Kammern, wenn die Frage einen ihnen von dem Kos - 
nige zugefommenen Gegenitand betrifft, ihre Nichtüberein- 
fimmung dem Könige blos anzuzeigen, woferne fie nicht 
miteinander übereinfommen, die Entſcheidung dem Könige 
zu überlaffen. 

$. 38. 

Kein Mitglied der beiden Kammern kann während der 
Dauer der Stände - Berfammlung ohne Einwilligung der 
betreffenden Kammer zu Haft gebracht werden, den Fall 
der Ergreifung auf friicher That wegen eines Verbrechens 
ausgenommen. Sin legterem Falle iſt aber die Kammer 
von der gefchehenen Verhaftung mit Angabe des Grundes 
unverzüglich in Kenntniß zu feßen. 

4:35.30 

Niemand kann wegen feiner in der Stände» Berfamm- 
fung gehaltenen Borträge und gegebenen Abftimmungen zur 
Verantwortung gezogen werden. Jedoch find Beleidigun- 
gen oder Verläumdungen der Regierung, der Stände-Ver- 
fammlung, oder einzelner Perfonen, der Beitrafung nad) 
den bejiehenden Geſetzen in dem ordentlichen Wege des 


Rechts unterworfen. 
3 $. 40. 


So lange die Stände nicht verfammelt find, beitebt, 
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als Stellvertreter derfelben, ein Ausfhuß für diejenigen 
Gefpäfte, deren Beforgung von einem Landtage zum ans 
dern zur ununterbrochenen Wirkfamfeit der Repräfentation 
des Landes nothwendig ft. 

§. 4. 

In diefer Hinficht liegt dem Ausfchuß ob, die ihm, nach 
der Verfaſſung, zur Erhaltung derfelben zuftehenden Mit- 
tel in Anwendung zu bringen, und hievon bei wichtigen 
Angelegenheiten die in dem Königreich wohnenden Stände- 
Mitglieder in Kenntniß zu fegen, in den geeigneten Fällen 
bei der hoͤchſten Staats-Behoͤrde Borftellungen, VBerwahs 
rungen und Beschwerden einzureichen, und nad) Erforder- 
niß der Umftände, befonders wenn es ſich von der Anklage 
- der Minifter handelt, um Einberufung einer aufjferordent- 
lichen Stände-Berfammlung zu bitten, welche in leßterem 
Falle nie verweigert werden wird, wenn der Grund der 
Anklage und die Dringlichkeit derfelben gehörig nachgewie— 
fen iſt. 

Aufferdem hat der Ausſchuß am Ende der in die Zwi— 
Tchenzeit fallenden Finanz-Jahre, nad Maßgabe deffen, was 
$. 16 feftaefest tft, die richtige, der Verabfchiedung ange- 
mefjene Verwendung der verwilligten Steuern in dem vers 
floffenen Sahre zu prüfen und den Etat des Fünftigen 
Jahrs mit dem Finanz» Miniftertum zu berathen. Auch 
fteyt dem Ausſchuſſe die Aufſicht uͤber die Verwaltung der 
Staatsſchulden-Zahlungskaſſe zu. 

Insbeſondere gehört es zu feinem Wirkungbkreiſe, die 
für eine Stände: Verfammlung ſich eignenden Gefchäfts- 
Gegenſtaͤnde, namentlich die Erörterungen vorgelegter Ge 
feßes- Entwürfe, zur fünftigen Berathung vorzubereiten 
und für Die Bollziehung der Iandftändifchen Befchlüffe Sorge 
zu tragen. 

$. 42. 


Dagegen kann fich der Ausfchuß auf foldhe Gegenftände, 
welche verfaffungsmäßig eine Verabſchiedung mit den Stän- 
den erfordern, namentlich auf Gefebgebungss Anträge, 
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Steuer» Berwilligungen,, Schulden »Uebernahmen und Mi: 
Kitär-Aushebungen, nicht anderft als auf eine vorbereitende 
Weife einlaffen. 

$. 43. 


Der ftändifche Ausſchuß beiteht aus zwölf Perfonen, 
nämlich den Präfidenten der beiden Kammern, zwei Mit- 
gliedern aus der erſten, und act aus, der zweiten Kam—⸗ 
mer. Die Wahl derfelben gefchieht von den zu dieſem 
Zwede vereinigten Kammern nach relativer Stimmenmehr- 
beit auf die Zeit von einem ordentlichen Zandtage zum ans 
dern (auf drei Sahre), und ift jedesmal dem Könige an 
zuzeigen. 

Ein in der Zmwifchenzeit abgehendes Ausichuß - Mitglied 
wird von der naͤchſten DVerfammlung der Stände wieder 
definitiv erfeßt; bis dahin rückt an deffen Stelle dasjenige 
Stände - Mitglied ein, welches bei der letzten Ausfchuß- 
wahl die meiften Stimmen nad den Gewählten erhalten 
hatte, 

Sn Verhinderung der Präfidenten treten die Vice-Praͤ— 
fidenten für fie ein; find letztere ſchon Mitglieder des Aus— 
fhuffes, fo werden deren Stellen auf die fo eben feftges 
feste Weife erfegt. 

Sechs Mitglieder des Ausfchuffes, die Präfidenten der 
beiden Kammern mit eingefchloffen, müffen in Stuttgart 
anmejend ſeyn. Die übrigen ſechs Mitglieder fönnen aufs 
jerhalb Stuttgart ihre Wohnungen haben, und werden, fo 
oft es die Umftände erfordern, von den Anmwefenden eins 
berufen. 

$. 44, 

Bei jeder Stände-PVerfammlung bat der Ausfhuß über 
dasjenige, was von ihm in der Zmwifchenzeit verhandelt 
worden ijt, in einem Zufammentritte beider Kammern Re 
chenſchaft abzulegen. 

$. 45. 

Die Berrichtungen des Ausfchuffes hören mit der Eröff- 

nung eines neuen Landtages auf, und werden nach einer 
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bloßen Vertagung deffelben, oder nad) Beendigung einer 
außerordentlichen Stände » Berfammlung, wieder fortgefegt. 

Bei der Auflöfung eines jeden Landtages und bei der 
Entlaffung eines ordentlichen muß ein neuer Ausſchuß ge- 
wählt werden, wobei die vorigen Mitglieder wieder wähls 
bar find. Zu diefer Wahl wird den Ständen jedesmal, 
auch bei einer Auflöfung der Verſammlung, die erforder: 
lihe Sitzung noch geftattet. | 

Sollten aufjerordentlihe Umftände es ihnen unmoͤglich 
machen, diefe Sitzung noch zu halten, fo haben die bishe- 
rigen Mitglieder oder deren Stellvertreter ($.190), foferne 
fie zugleih Stände-Mitglieder find, die Verrichtungen des 
Ausschuß » Eollegiums wieder zu übernehmen. 

$. 46. 

Das ftändifche Amts - Verfonal befteht, auffer den Be— 
amten der Schulden » Zahlungsfaffe, für beide Kammern 
aus einem Archivar, für jede Kammer aus einem Regiftra- 
tor und den erforderlichen Kanzelliiten; die Regiitratoren 
haben zugleich bei dem Ausschuß das Gefretariat zu ver- 
fehen. 

Sede Kammer wählt ihren Regiftrator und Kanzelliſten; 
die Beamten der Schulden » Zahlungsfaffe, jo wie der Ar- 
hivar, werden von den hiezu vereinigten Kammern gez 
wählt. " 

Dem König ift die Beitellung der Kaffenbeamten, des 
Arhivars und der NRegiftratoren zur Beftätigung vorzule- 
gen, und von der Wahl der Kanzelliften Anzeige zu maden. 

Die Dienftentlaffung diefer Beamten gefchieht auf gleiche 
Art, wie deren Anftellung, durch die einzelnen oder durd) 
die vereinigten Kammern, und richtet fich im Uebrigen nad) 
den deshalb bei den föniglichen Beamten geltenden Gefegen. 

Die Annahme und Entlaffung der ftändifchen Kanzlei; 
Diener hängt von den Präfidenten ab. 

Das gefammte Amts» und Dienft-Perfonal fteht bei 
nicht verfammeltem Landtag unter der Auffiht und den 
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Befehlen des Ausfchuffes, welcher auch in der Zmwifchenzeit 
die erforderlichen Amtsverweſer zu beftelen und ungetreue 
oder font fich vergehende Diener in den gefeglichen Fällen 
den Gerichten zu übergeben hat. 

$. 47, 

Eine eigene ftändifhe Kaffe, welche die für fie jedes: 
mal zugleih mit dem Finanz-Etat zu verabjchiedende Sum; 
me aus der Staats- Kaffe in beftimmten Raten erhält, 
beftreitet den ftändifchen Aufwand. 

Hierher gehören die Taggelder und Reifefoften der Mit: 
glieder der Stände -DBerfammlung, die Befoldungen der 
ftändıschen Ausfchuß- Mitglieder, Beamten und Diener, 
die Belohnungen derjenigen, welche durch befondere Auf: 
träge der Stände oder des fiäindifchen Ausſchuſſes bemüht 
gewefen find, die Unterhaltung einer angemefjenen Bücher: 
fammlung, die Kanzlei» Koften überhaupt, und andere mit 
der Gefhäftsführung verbundene Ausgaben. 

Die jährlihe Kaffenrechnung, melche mit Angabe aller 
einzelnen Einnahmen und Ausgaben zu führen ift, wird 
von einer befondern ftändifchen Kommiffion probirt, in 
der Stände - Verfammlung zum Vortrag gebracht und von 
diefer juftifteirt. Sedes Mitglied der Verſammlung kann 
die eigene Einficht diefer Rechnung verlangen. 

Die Befoldungen der Mitglieder und der Beamten des 
Ausſchuſſes, fowie die Taggelder und Reifefoften der Stän- 
de - Mitglieder ,„ werden durch DBerabfihiedung bejtimmt 
werden. ——— 

Die nicht in Stuttgart anweſenden Mitglieder des Aus— 
ſchuſſes erhalten, wenn ſie einberufen werden, gleiche Diaͤ— 
ten und Reiſegelder, wie die Staͤnde-Mitglieder, und be— 
ziehen ſolche aus der ſtaͤndiſchen Kaſſe. 
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Fünfte Rapitel. 
Großherzogthbum Baden. 


I. Präfidentenwahl in der zweiten Kammer und desfall- 
figer Borfchlag beim Großherzog; Eidesleiftung der ſaͤmmt⸗ 
lichen Mitglieder des Landtags; Rechte und Pflichten der 
Stände, Anlehen, Domänenveräußerung; Klage gegen 
Minifter ꝛc. wegen Berlegung der Berfaffung; ftändi- 
fher Ausfhuß. — 

11. Gefes wegen der aufzunehmenden Anlehen ; 

Hl. Belehrung wegen des Rechts der einzelnen Staatsbür: 
ger der Befchwerdeführung über Kränfung der verfaf- 
fungsmäßigen Gerechtſame. 


Die Großherzoglih Badifche VBerfaffungs - Urkunde und 
die fih darauf beziehenden zwei Verordnungen enthalten 
hierüber nachftehende Beftimmungen *): 

I. 


84. 

Die zweite Kammer ?) wählt für die Praͤſidentenſtelle 
drei Kandidaten, wovon der Großherzog für die Dauer 
der Verſammlung einen ernennt. 

Se, 12% ’ ; 

Sämmtliche neu eintretende Mitglieder fchwören bei Er- 
Öffnung des Landtags folgenden Eid: 

„Sch ſchwoͤre Treue dem Großherzog, Gehorfam dem 
Gefege, Beobadhtung und Aufrechthaltung der Staats— 
Verfaffung und in der Stände - Verfammlung nur des 
ganzen Landes allgemeines Wohl und Beßtes ohne 
Nücfiht auf befondere Stände oder Klaffen nach mei- 


1) Großherzogl. Badifche Verf. Urf, vom 22. Auguſt 1818. $S. 
45 zum Theil, 69, 47, 48, 49, 50, 53 bis 56, 57, 59 zum 
Theil, 58, 60, 61, 62, 63, 64, 65, 67 und 51. 

2) Den Präfidenten der erften Kammer ernennt der Großherzog 
für jeden Landtag, (Abtheil. TIL. Kapitel 5, $. 3.) 
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ner inneren Ueberzeugung zu berathben: fo wahr mir 
Gott helfe nnd fein heiliges Evangelium. 
Ede 

Die Mitglieder beider Kammern Eönnen ihr Stimm; 

Recht nicht anders als in Perſon ausüben. 
$. 4. 

Die Ständeglieder find berufen, über die Gegenftände 
ihrer Berathungen nach eigener Ueberzeugung abzuftimmen. 
Sie dürfen von ihren Kommittenten feine Snjtruftionen 
annehmen. 

6: 

Kein Ständeglied kann während der Dauer der Ber: 
jammlung, ohne ausdrücdtiche Erlaubniß der Kammer, wo: 
zu es gehört, verhaftet werden; den Fall der Ergreifung 
auf frifcher That bei begangenen peinlichen Verbrechen aus- 
genommen. 

8.4:6% 

Die Stände fönnen fih nur mit den nad dem Grund: 
gejeß zu ihrer Berathbung geeigneten oder vom Großherzog 
bejonders an fie gebrachten Gegenftänden befchäftigen. 

6:17. 

Ohne Zuftimmung der Stände kann Feine neue Auflage 

ausgeschrieben und erhoben werden. 
$. 8. 

Das Auflage» Gejeß wird in der Kegel auf zwei Sahre 
gegeben. Solche Auflagen jedoch, mit denen auf längere 
Zeit abgeſchloſſene Verträge in unmittelbarer Verbindung 
ftehen, fönnen vor Ablauf des betreffenden Kontraftes nicht 
abgeändert werden. | 

Te > 

Mit dem Entwurf des Auflage-Gefeges wird das Staats: 
Budget und eine detaillirte Ueberficht über die Verwendung 
der verwilligten Gelder von den frühern Etats-Sahren über- 
geben, ES darf darin fein Poften für geheime Ausgaben 
vorfommen, wofür nicht eine fihriftliche, von einem Mit: 
glied des Staats-Minifteriums Fontrajignirte, Verfiherung 
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des Großherzogs beigebracht wird, daß die Summe zum 
wahren Beßten des Landes verwendet werden folle. 
$5 18, 

Die Stände fünnen die Bewilligung der Steuern nicht 
an Bedingungen fnüpfen. 

5.41, 7) 

Ohne Zuftimmung der Stände fann fein Anlehen gül: 
tig gemacht werden %). Ausgenommen find die Anlehen, 
wodurch etatsmäßige Einnehmen zu etatsmäßigen Ausga- 
ben nur anticipirt werden, fo wie die Geld - Aufnahmen 
zur Amortifationd =» Kaffe, zu denen fie, vermöge ihres 
Fundationg - Gefeges, ermächtigt if. Für Fälle eines 
aufferordentlichen unvorhergefehenen dringenden Staats— 
Bedürfniffes, deffen Betrag mit den Koften einer aufferor- 
dentlihen Verſammlung der Stände nicht im Berhältniß 
ftehbt und wozu das Kredit-Botum der Stände nicht reicht, 
ift die Zuftimmung der Mehrheit des Ausfchuffes hinrei- 
chend, eine Geld-Aufnahme gültig zu maden. Dem naͤch— 
fien Landtag werden die gepflogenen Verhandlungen vor» 
gelegt. 

$. 12. 

Die Civillifte fann, ohne Zuftimmung der Stände, nicht 
erhöhet und, ohne Bewilligung des Großherzogs, niemals 
gemindert werden. Abfehnitt III. Kap. 5. $. 7) 

$. 13 

Es darf feine Domäne ohne Zuftimmung der Stände 
veräußert werden. Ausgenommen find die zu Schuldentil- 
gungen bereits befchloffenen Veräußerungen, Ablöfungen 
von Lehen, Erbbeitänden, Gülten, Zinfen, Frohndienften, 


3) In Beziehung auf die Beftimmung diefes $. ift ein Geſetz vom 
5. Oftober 1820 erfchienen, welches diefem Kapitel unter IL 
angehänat ift. 

4) Jede von Seiten des Staats gegen feine Gläubiger übernom- 
mene Verbindlichkeit ift unverleslih. Das Inſtitut der Amor- 
tifations= Kaffe wird in feiner Derfaffung aufrecht erhalten. 
$. 22 der Großherzogl. Badifchen Verfaſſungs-Urkunde. 
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Berfäufe von entbehrlichen Gebäuden, von Gütern und 
Gefällen, die in benachbarten Staaten gelegen find , und 
alle Veräußerungen, die aus ftaniswirtbfchaftlichen Ruͤck— 
fichten zur Beförderung der Landes- Kultur oder zur Auf: 
bebung einer nachtheiligen eigenen Verwaltung gefchehen. 
Der Erlös muß aber zu neuen Erwerbungen verwendet 
oder der Schulden-Tilgungs-Kaffe zur Verzinfung überge- 
ben werden. Ausgenommen find auch die Zaufche und Ber: 
Außerungen zum Zweck der Beendigung eines, über Eigen: 
thums- oder Dienjtbarfeits-Verhältniffe anhängigen Rechts— 
ſtreits; ferner die Wiedervergebung heimgefallener Thronz, 
Ritter» und SKammerlehen während der Zeit der Regie: 
rung des Regenten, dem fie jelbit heimgefallen find. Da 
durch diefen und den $. 11. der Zweck der yragmatifchen 
Sanftion über Staats-Schulden und Staats-Beräußerun: 
gen vom 1. Dftober 1306 und vom 18. November 1808 
vollftändig erreicht ift, fo hört die Verbindlichkeit derfelben 
mit dem Tage auf, wo die landftändifche Berfaffung in 
Wirkſamkeit getreten feyn wird. 
$. 14. 

Seder die Finanzen betreffende Gefekes - Entwurf geht 
zuerft an die zweite Kammer, und. fann nur dann, wenn 
er von diefer angenommen worden, vor die erjte Rammer 
‚zur Abjtimmung im Ganzen ohne alle Abänderung gebracht 
werden. 

$. 15. | 

Tritt die Mehrheit der erfien Kammer dem Befchluß der 
zweiten nicht bei, fo werden die bejahenden und vernei- 
nenden Stimmen beider Kammern zufammengezählt und 
nah der abfoluten Mehrheit fämmtlicher Stimmen ver 
Staͤndebeſchluß gezogen. 


$. 16. 


Die alten auch nicht ſtaͤndigen Abgaben dürfen nach Ab- 
lauf der BVerwilligungs - Zeit noch fehs Monate forter: 
hoben werden, wenn die Stände» Berfammlung aufgelöfet 
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wird, ehe ein neues Budget zu Stande fommt, oder wenn 
fich die ftändifchen Berathungen verzögern. 
"DE 

Bei Rüftungen zn einem Kriege und während der Dauer 
eines Krieges kann der Großherzog, zur fehleunigen und 
wirffamen Erfüllung feiner Bundespflichten, auch vor ein- 
geholter Zuftimmung der Stände, (Abtheil. III. Kay.5$.6), 
gültige Staants-Anlehen machen oder Kriegs» Steuern aus- 
fchreiben. Für diefen Fall wird den Ständen eine nähere 
Einfiht und Mitwirfung in der Verwaltung in der Art 
eingeräumt: 

1) daß der alsdann zufammenbernfene Ausfhuß zwei 
Mitglieder an die Minijterien der Finanzen und des Kriegs 
und einen Kommiffäar zur Kriegsfaffe abordnen darf, um 
darauf zu wachen, daß die zu Kriegs» Zweden erhobenen 
Gelder auch wirklich und ausschließlich zu diefem Zwecke 
verwendet werden, und daß derfelbe 

2) zu der jeweils wegen Kriegs-Präftationen aller Art 
aufzuftellenden Kriegs: Rommiffion eben fo viele Mitglieder 
abzugeben hat, als der Großherzog, ohne den Vorftand 
zu rechnen, den erfterer zur Leitung des Marjchverpfle- 
gungs- nnd Lieferungs-Weſens ernennt. Auch fol der Aus- 
fhuß das Recht haben, zu gleichem Zweck einer jeden Pro— 
vinzial Behörde aus der Zahl der in dem Provinz-Bezirf 
wohnenden Ständeglieder zwei Abgeordnete beizugeben. 

5:1 

Kein Gefek, das die Verfaffungs-Urfunde ergänzt, er- 
(äutert oder abändert, darf ohne Zuftimmung einer Mehr- 
heit von zwei Drittel der anmwefenden Ständeglieder einer 
jeden der beiden Kammern gegeben werden. 


5. 1% 
Zu allen andern die Freiheit der Verfonen und das Ei: 


genthum der Staats Angehörigen betreffenden allgemeinen 
neuen Landes-Geſetzen, oder zur Abänderung oder authen- 
tifchen Erfläruug der beftehenden, ift die Zuftimmung der abs 
foluten Mehrheit einer jeden der beiden Kammern erforderlich, 
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5. 230% 

Die Kammern haben das Necht der Vorfiellung und 
Beſchwerde; Verordnungen, worin Beftimmungen eingeflof- 
fen find, wodurd fie ihr Zufiimmungs -Recht für gefränft 
erachten, follen auf ihre erhobene gegründete Befchwerde 
fogleich auſſer Wirffamfeit gejegt werden. 

Sie können den Großherzog, unter Angabe der Gründe, 
um den Vorſchlag eines Geſetzes bitten. 

Sie haben das Recht, Mißbräude in der Verwaltung, 
die zu ihrer Kenntniß gelangen, der Regierung anzuzeigen. 
S: 24. 

‚Sie haben das Recht, Minifter und die Mitglieder der 
oberjten Staats -Behörden wegen Berlegung der Berfaf- 
fung oder anerfannt verfaffungsmäßiger Rechte fürmlic) 
anzuflagen. Ein befonderes Geſetz foll die Fälle der Anz 
fage, die Grade der Ahndung, die urtheilende Behörde 
und die Procedur beftiimmen °). 

5... 27, 

Bejchwerden einzelner Staatsbürger über Kränfung in 
ihren verfafjungsmäßigen Gerehtfamen fönnen von den 
Kammern nicht anders als ſchriftlich und nur dann ange- 
nommen werden, wenn der Bejchwerdeführer nachweiſt, 
daß er fich vergebens an die geeigneten Landes-Stellen und 
zulegt an das Staats » Minifterrum um Abhuͤlfe gewendet 
bat °). 

| $. 28. 

Keine Vorſtellung, Bejchwerde oder Anflage fann an 
den Großherzog gebracht werden, ohne Zuftimmung der 
Mehrheit einer jeden der beiden Kammern. 

$: 


Es befteht ein fändifcher Ausſchuß aus dem Präfiden- 


5) Dieſes Geſetz (vom 5. Oftober 1820) ift in dem Abſchnitt XT. 
von der Gewähr der Verfaffungen, Kapitel 5, II. zu erfehen. 

6) Die in diefer Hinficht erfchieuene Belehrung ift diefem Kapitel 
unter III. angehängt, 

11. Br. 19 
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ten der fegten Sitzung und drei andern Mitgliedern der 
erftien und fechs Mitgliedern der zweiten Kammer, deffen 
Wirffamfeit auf den namentlich Cin diefer Urfunde) aus: 
gedrücten Fall (F. 11 diefes Kapitels) oder auf die von 
dem leßten Landtag mit Genehmigung des Großherzogs 
an ihn gewiefene Gegenftände befchränft ift. Diefer Aus: 
fhuß wird vor dem Schluffe des Landtags, auch bei jeder 
Bertagung defjelben, in beiden Kammern durch relative 
Stimmen-Mebrheit gewählt. Jede Auflöfung des Landtags 
zieht auch die Auflöfung des, wenn gleich ſchon gewählten, 
Ausſchuſſes nach fich. 
il. 

In Beziehung auf den $. 11 ift das nachftehende Geſetz 
vom 5. Dftober 1820 erfchienen ): 

Zur Ausbildung und genauen Anwendung des $. 11 
($. 57 der Berfaffungs-Urfuude) haben Wir unter Zuftim- 
mung Unferer getreuen Stände Folgendes gefeglich feftge- 
ſetzt und fegen hiermit feit: 

Se 

Menu die Lage der Finanzen ein Anlehen nothwendig macht, 
wozu nach $. 11 die Zuftimmung der Mehrheit des ftändi- 
fhen Ausfchuffes erforderlich und hinreichend ift, fo wird 
durch eine Kommiffion der Regierung dem Tandftändifchen 
Ausichuffe die das Anlehen rechtfertigende Urfache nachge— 
wieſen. 

SF 

Der landjtändifhe Ausſchuß wird als volzählig ange- 
ſehen, wenn, was in jedem Fall gefchehen muß, alle Mit- 
glieder deffelben crönungsmäßig einberufen worden, und 
nebit dem Präfidenten oder PVicepräfidenten und zwei weis 
tern Mitgliedern der erſten, vier Mitglieder der zweiten 
Kammer verfammelt, die Ausgebliebenen aber verfafjungs- 
mäßig entfchuldigt find. 


7) Großherzogl, Badifches Staats= und Regierungsbl. v. 3. 1820. 
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Der Ausſchuß bat nach abjoluter Stimmen: Mehrheit 
durch die NRegierungs-Kommiffion dem Staatd-Minijterium 
unbedingt zu erklären: ob er ein Anlehen als gerechtfertigt 
anfehe, oder nicht, und im eriten Falle in welchem Betrage, 

FE 3 

Das von dem ftändischen Ausſchuß Eonfentirte Anlehen 
wird unter Aufjicht und Peitung des Finanz» Minijteriums 
negocirt, welches die Berbandlungen vor dem Abichluß dem 
ftändifchen Ausjchuffe mitzutheilen und defjen Erinnerun— 
gen und begründete anderweite Vorfchläge mit ſaͤmmtlichen 
Verhandlungen dem Staats - Miniftertum vorzuleger hat, 
das über die Art und Weife, wie das Anlehen gemacht 
werden fol, definitiv entfcheidet. 

$. 4. 

Anlehen, welde die Amortifationg-Kaffe zur Erfüllung 
ihrer eigenen Verbindlichfeiten auf 6 Monate oder Fürzere 
Zeit, oder mit vierteljähriger Auffündigung auf unbejtimmte 
Zeit nothwendig, oder auch nur nuͤtzlich findet, fönnen wie 
bisher von dem Direftor und Kaffier, ohne Genehmigung 
des ftändifchen Ausfchuffes, gemacht werden. 


#3 

Die Obliegenheiten des anfgelöften Juſtiz-⸗Miniſteriums 
hinſichtlich der Amortiſations-Kaſſe find der Juſtiz-Sek— 
tion des Staats-Minijteriums übertragen, welche darauf 
zu wachen bat, daß die Amortifations-Kaffe nach den bes 
ſtehenden Statuten und den auf fonjtitutionellem Wege zu 
Stande gefommenen näheren Beitimmungen verwaltet werde. 

Ueber die Anlehen, welche die Amortifationg - Kaffe zu 
Erfüllung ihrer eignen Verbindlichfeiten nach $.4 zu ma— 
chen berechtigt ijt, hat jie fih am Schluffe jeden Semeiters 
von derjelben Nachweiſung ſowohl über den Betrag der 
aufgenommenen Gelder, als ihrer Verwendung zum Zweck 
der Schuldentilgung geben zu laffen und fih dur Ein 
fidht der Bücher, ſammt Beilagen und Korrefpondenz, von 
ver Richtigkeit derfelben zu überzeugen. 

Der landjtändifche Ausſchuß wird am Ende eines jeden 

19* 
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Kechnungsjahres, in welchem fein Landtag gehalten wird, 
einberufen, und demfelben die Rechnung und Bilance der 
Amortifationd-Kaffe mit allen Beilagen zur Unterfuhung 
und Prüfung vorgelegt werden. 

Der Ausfhuß wird feine Erinnerungen durch die Res 
gierungs » Rommiffion dem Staats - Minifterium vorlegen, 
und über die Refultate dem nächfien Landtage Bericht er- 


ftatten. 
$. 6. 


Die ohne Zuftimmung der Stände gültigen Kaffen-An- 
leben, wodurch etatsmäßige Einnahmen zu etatsmäßigen 
Ausgaben nur anticipirt werden, müfjen yon der Amor— 
tifationg- Kaffe gemacht werden, Die General-Staatsfaffe 
bat derfelben die Zinfen zu vergüten, welche fie für die 
aufzubringenden Gelder zu bewilligen genöthigt ift. 

5 07% | 

Wenn die Anticipationen die Summe von fünfmalhunz 
derttaufend Gulden überfieigen, fo ift die Juſtiz-Sektion 
verbunden zu unterfuchen, ob der von dem Finanz» Minis 
fterio gefordert werdende Vorſchuß wirklich die Natur einer 
Anticipation habe, und wenn diefes nady feiner pflichtmä- 
ßigen Ueberzeugung der Fall nicht it, fo Fanın auch von 
der Amortifationg: Kaffe ein weiterer Vorſchuß nicht gelei- 
ftet werden. Die in der Regel im erjten und zweiten Quarz 
tal nothwendigen Vorſchuͤſſe yon einer halben Million müf- 
fen in der zweiten Hälfte des Finanzjahrs in monatlichen 
Raten unmittelbar von den Kreis: Kaffen der Amoprtifa- 
tions- Kaffe zurickerftattet werden. 

AR = 

Anlehen, welche blos aus dem Grunde nöthig werden, 
weil die Nevenuen nicht zur Verfallzeit eingegangen find, 
fönnen nur auf vierteljährige Auffündigung negocirt wer: 
den, und find, fo wie die Nücjtände eingehen, zuruͤckzu— 
zahlen; Anlehen, melde in einem Revenuen » Ausfall oder 
in aufferordentlichen Staats - Bedürfniffen ihren Grund has 
ben, koͤnnen auf längere Zeit unauffündbar negocirt wer— 
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den, die jedoch den Zeitpunft, wo die nächfte Stände-Ver- 
fammlung gefeglich ftattfinden muß, nur um 6 Monate 


überjchreiten darf. — 
BB 


. Gegenwärtiges Geſetz bildet einen integrirenden Beitand- 
theil des Finanzgefeges für die Sahre 1820 und 1821. 
Alle in Gemäßheit deffelben fiattgehabten Berhandlun: 
gen, werden bei dem naͤchſten Landtag zur Kenntniß beis 
der Kammern gebracht. — 


IM. 

Am 1. Juli 1819 erfhien auf Befehl des Großherzogs 
folgende Belehrung °) (zu dem $. 22 diefes Kapitels.) 
Sn dem $. 17 der Berfaffungs-Urfunde ift beftimmt: 

„Beſchwerden einzelner Staatsbürger über Kränfung in 
ihren verfaffungsmäßigen Gerechtfamen fönnen von den 
Kammern nicht anders als fchriftlich und nur dann ange- 
nommen werden, wenn der Bejchwerdeführer nachweift, 
daß er fich vergebens an die geeigneten Landesitellen und 
zulegt an das Staats-Miniitertum um Abhilfe gewendet 
habe.“ 

Die Erfahrung hat aber gezeigt, daß dieſe Stelle der 
Berfaffungs-Urfunde in zweifacher Hinficht entweder miß- 
verjtanden oder gar abfichtlich mißbraucht worden, da noch 
feine von allen, an die Kammer biöher gerichteten Bor: 
ftellungen eine wirkliche Kränfung wirklich verfaffungs- 
mäßiger Gerechtfame zum Gegenftand hatte, und beinahe 
alle neben diefem materiellen auch noch den formellen Feh— 
ler hatten, daß nicht nachgewiefen worden, daß die Be- 
fhwerdeführer fih an die geeigneten Landesftellen, und 
zulegt an das Großherzogliche Staats-Miniftertum um Ab- 
bülfe, aber vergebens, gewendet haben. Unregelmäßige und 
voreilige Bejchwerdeführungen diefer Art fönnen nur zu 
Folge haben, daß die Vorfiellungen, wie ſchon mehrmal 

5) Großherzogl. Badifhes Staats - und Regierungs- Blatt vom 

Jahr 1819, Nr, XX. Seite 122. 


294 


mit Recht gefcheben, ohne irgend eine Einſchreitung von 
Seiten ver Kammer, blos zu den Akten gelegt werden ꝛc. — 


Sechstes Kapitel. 
Kurfürfentbum Heffen. 

Praͤſident; Wahl und Vorſchlag des Vicepräfidenten ; 
Dfficiantenz Befoldung derfelben; Legitimation der Depu— 
tirten; Rechte und Pflichten derfelben; Klage gegen Staats: 
beamte wegen verlegter Konjtitution; Steuerbemilligung ; 
Staatsfchulden. — 


Hierüber enthält der Entwurf einer Berfaffung für das 

Kurfürftenthum Heffen folgende Beftimmungen '): 
S. 7: 

Präfident ift der Erbmarfchall. Er wird bei Leitung 
der Gefchäfte durch einen nad) Mehrheit der Stimmen zu 
wählenden Vicepräfidenten unterftüst und vertreten. Die 
gefchebene Wahl des Vicepräfidenten muß dem Negenten 
zur Beſtaͤtigung einberichtet werden. 

€ = 

Die Dfficianten find ein Syndifus, ein Sefretär, ein 
Erpedient, ein Pedell; deren Annahme und Entlaffung 
von der Stände » Verfammlung abhängt. 

STE R 

Den Landjtänden fol ein anjtändiges —— Lo⸗ 
kal angewieſen werden, in welchem ſie ihre Verſammlun— 
gen halten und das Archiv verwahren. 

F. 4 

Die landitändifhen Officianten genießen in diefem Haufe 
freie Wohnung und einen von den Ständen (NB. unter Ge- 
nehmigung des Negenten) zu beftimmenden firen Gehalt; 
beziehen aber feine Diäten. 

$.. 8» 
Das erfte Geſchaͤft ift die Unterfuhung der nen 


— — — 


1) Neuer rheiniſcher Merkur. vom Sahr 1816. Stück 97 f. 


* 
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tionen. Der Präfident nimmt dieſe Unterfuchung vor, 
mit Zugiehung dreier Mitglieder, welche fi) vorher bei 
demfelben legitimiren muͤſſen. 

Sollte auch die Legitimation bei einem oder dem an— 
dern nicht gehörig berichtigt feyn, fo jchreiten doch die übri- 
gen Mitglieder zur Behandlung der Geichäfte. 

$. 6. 

Sind die Legitimationen in Ordnung, jo überfendet 
der Präfident das Namens -Verzeichniß der Deputirten mit 
deren Legitimation an den erſten landesherrlichen Kommiſ— 
für und wenn von diefem gegen die Legitimation ebenfalls 
feine Einwendungen gemacht find, ein gleiches Namens: 
Verzeihnig, mit Bemerfung der Wohnungen der Deputir- 
ten, an den Hofmarfchall. 

6% 

Ale das gemeine Wohl betreffende Gegenftände find 

Dazu geeignet, auf dem Landtag verhandelt zu werden. 


$. 8, 
Die Stände find verpflichtet, für Aufbringung aller 
ordentlichen und aufferordentlihen Staatsbedürfniffe durch 
Verwilligung von Stewern und Abgaben zu forgen. 


$. 9. 

Die Stände haben das Recht, einen jeden Staatsbe- 
amten, welcher fich einer Uebertretung der Konftitution, 
einer Malverfation oder Konfuffion fhuldig macht, anzu- 
Hagen. Die Sache muß alsdann auf dem gefeglichen Wege 
unterfuht und den Ständen von dem Erfolge Nachricht 
gegeben werden. 

5: 40, 
Sie Auffern ihre Meinung nicht nach Vorſchrift eines 
etwa erhaltenen Auftrags, jondern nach ihrer eignen Ueber— 
zeugung. 

5 

Einem jeden Deputirten ſteht es frei, einen Antrag zu 
machen. 

— 
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Sean. 

Sie können weder einen Dritten, noch felbft einen Land» 
tag8-Deputirten, beauftragen, in ihrem Namen zu flimmen, 
$. 13. 

Ohne Zuftimmung der Stände fanı fein, das Steuer: 
wefen betreffende3, auch Fein die Eigenthums-Rechte, die 
perfönliche oder die Gewerb-Freiheit befchränfendes Gefek 
gegeben werden. 
$. 14. 

Den Ständen wird vor jeder Steuervermwilligung die 
Nothwendigkeit derfelben gezeigt. Zu dem Ende find ihnen 
die Etats über die Staatseinnahme und Ausgabe vorzu- 
legen, und fomit ihre Einwendungen darüber zu hören. 

ta 

Wenn der ganze Betrig des Staats - Einfommens und 
des Stants-Bedürfniffes feftgefegt ijt, bleibt e8 den Staͤn— 
den überlaffen, die befimöglichfte Art der Aufbringung des 
Fehlenden in Berathung zu ziehen, und ihre Anficht zur 
allerhöchften Genehmigung vorzulegen. 

$. 16. 

Zur Feftfesung aller direften und indireften Steuern 

ift die Einwilligung der Stände nothwendig. 
SER 

Sn den Augfchreiben und Berorönungen, welche Steuern 
und Abgaben betreffen, fol der landftändifchen Verwilli— 
gung erwähnt ſeyn, ohne welche weder die Erheber zur 
Einforderung berechtigt, noch die Pflichtigen zum Abtrag 
ſchuldig find. 

Se > 

Ehe eine neue Steuer gefordert werden kann, ift die 
Verwendung der früher verwilligten, zu den bejtimmten 
Staatszwecken, den Ständen durch DBorlegung der Ned: 
nungen zu zeigen, 

$. 19. 
Es fol nur eine Gattung von Örundfieuer fiattfinden. 
# 
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$. 2%. 

Die Landitände fönnen zu neuen Gefegen und Verbef: 
ferung der alten Anträge machen, auf welche, bejonderg 
fobald fie die Handels- und Gewerbfreiheit betreffen, vor- 
zügliche Rüdfiht genommen werden fol. 

8. | FA 

In diefer Form fönnen fie die Beſchwerden einzelner 
Untertbanen, welche zu ihrer Kenntniß gelangen, vorbrin- 
gen, infofern es nicht das Intereſſe Einzelner betrifft, mit: 
bin zur Entjcheidung der Gerichte gehört. 

Sr 

Auf jeden Antrag der Stände wird eine Refolution und 

zwar baldmöglichjt erfolgen. 
$.. 23. 

Es foll in Friedengzeiten jo viel Militär gehalten wer- 
den, als zur Stellung des Kontingents, zur Landesficher- 
beit und zu den Haustrurpen des Souveraͤns nöthig ift. 
Jedoch find die Landſtaͤnde auf den Fall eines Krieges ver- 
bunden, nicht nur dasjenige, was zur DBermehrung der 
Kontingents-Truppen und deren Ergänzung, fondern auch) 
zu dem alsdann für die allgemeine Sicherheit im Lande 
nothwendigen Militär erfordert wird, aufzubringen. 

$. 24. 

Abänderungen der Konftitution, oder davon abweichende 
Ausnahmen, können von dem Regenten nur mit Zuftims 
mung der Stände vorgenommen werden. 

5.1.5, 

Die Deputirten fönnen während der Sitzungs-Periode 
nicht anders, als mit Zujtimmung der Verſammlung, ver: 
haftet, und zu feiner Zeit wegen Neußerung ihrer Met; 
nung zur Rechenſchaft gezogen werden, — 

$. 26. 

Alle nach Vereinigung der verfchiedenen Provinzen kon— 
trahirt werdende neue Schulden, bilden eine allgemeine 
Heſſiſche Staatsfhuld, und jtehen unter der Garantie der 
gefammten Sandftände. 
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$: 27, 

Die vorher fontrahirten Schulden haften auf denen Pro— 
vinzen, welche fie Fontrahirt haben. ine jede dieſer Pro— 
vinzen zahlet in die ‚allgemeine Schuldentilgungs » Kaffe 
den Betrag, welcher zur Berzinfung und zu dem Abtrag 
ihrer Provinzialfchuld beftimmt ift, und die Gläubiger em- 
yfangen aug derfelben die ihnen verfprochenen Zins. und 
Kapital » Zahlungen, nach dem Verhaͤltniß der aus der be- 
treffenden Provinz eingegangenen Beiträge. — 

$. 25, 

Die allgemeine Landfchulden » Zilgungsfaffe wird in der 
Nefidenz errichtet. Sie ftehet unter der Oberaufficht des 
Negenten, welcher zu dem Ende zwei herrfchaftliche Kom: 
mifjarien anordnet. Den Kandftänden wird aber die Ber: 
waltung und die Anftellung des dabei nöthigen Perſonals, 
jedoch mit Vorbehalt der allerhöchften Beftätigung, übers 
laffen. — 

$. 29. 

Bis die alten Schulden getilgt find, wird über Die 
Schulden einer jeden Provinz eine befondere Rechnung ge> 
führt, und felbige auf dem verfamntelten Landtage denen 
Landes - Deputirten, welche aus der betreffenden Provinz 
gewählt worden, abgelegt. — | 


Siebented Kapitel. 


Großherzogthum Heffen. 

Meldung der Mitglieder der erften Kammer; Konfti- 
tuirung, Wahl und Vorfchlag des zweiten Präfidenten die- 
fer Kammer; Meldung der Mitglieder der zweiten Kam: 
mer; Konftitwirung, Wahl des erften und zweiten Präft: 
denten und desfallfiger Vorfchlag bei dem Regenten; Ei; 
desleiftung, Rechte und Pflichten der Stände; Domänen: 
Beräußerung, Staatsfchuld, Reiſekoſten und Diäten. 
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Hierüber enthält die Großherzogl. Heflifche Verfaſſungs— 

Urfunde die nachfolgenden Bejtimmungen '): 
8. 

Die Mitglieder der erſten Kammer melden ihre Anwe— 
ſenheit bei dem von Uns dazu ernannten landesherrlichen 
Kommiſſaͤr, oder entſchuldigen ſchriftlich bei demſelben, daß 
ſie auf dem Landtag nicht erſcheinen. 

5. 

Sobald */, derjenigen Mitglieder, welche einberufen 
werden mußten und hätten erfcheinen fönnen, eingetroffen 
ift, verfammelt der Tandesherrliche Kommiffäar dielXammer, 
um diefelbe vorläufig zu Fonftituiren, worauf fie, unter 
Borfiß des erften Präfidenten 2), oder, wenn noch feiner 
ernannt ſeyn follte, unter Leitung des Kommiffärs, dem 
Großberzoge drei Mitglieder zur Auswahl des zweiten 
Präfidenten für diefen Landtag vorfchlägt und alsdann zur 
Wahl zweier Sefretarien für die Dauer des Landtags 
fchreitet. 

FE 7 

- Die Mitglieder der 2ten Kammer melden ihre Anmwejens 
beit bei der landesherrlichen Einweifungs-Kommiffion, oder 
entjchuldigen fchriftlich bei derjelben, daß fie auf dem Land— 
tag nicht erfcheinen. Die Kommiffion beginnt an dem zum 
voraus beftimmten Tage eine vorläufige Prüfung der Be— 
glaubigung und der vorgejchriebenen Eigenfhaften der er: 
fohienenen Abgeordneten, und verfammelt hierauf diejenigen, 
deren Zulaffung ihr feinem Anftand zu unterliegen fcheint, 


1) Großh. Hell. Verfaſſ. Urkunde vom 17. Dec. 1820. Art. 85 
und 86. vergl. mit der Verordnung vom 25 März 1820. Art. 
87, 88, 61, 66, 67,:68,:7, 9, 70, 71, 72, 74— 84, 110 
und 90. S. Konftitut. der europ. Staaten. Th. IV. ©. 9. 
Gr. Heſſ. Regier. Bl. v. J. 1820, Nr. 18 und Nr. 60. 

2) Der Großherzog ernennt den erſten Präfidenten der erften 
Kammer für die Dauer des Landtags. (Abtheil. IIT. Kap. 7. 
$. 2. von den Rechten des Regenten in Beziehung anf den 
Landtag. 
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um durch das Loos 6 Mitglieder zu beftimmen, welche mit 
ihr gemeinfchaftlic die erwähnte Prüfung wiederholen. 
§. 4 

Die zweite Kammer fann, fobald 27 Mitglieder erfchie- 
nen find, deren Zulaffung feinem Zweifel unterworfen zu 
ſeyn fcheint, vorläufig fonftituirt werden. 

Diefes gefchieht Durch die Einweifungs-Kommiffion.. Bei 
der Berufung eines Landtags mit neuen Wahlen wird als- 
dann fogleich, unter der Leitung der Einweifungs- Kom: 
miffion, zur Auswahl von 6 Mitgliedern gefchritten, welche 
dem Großherzoge zur Ernennung des erfien und zweiten 
Präfidenten, vorgeschlagen werden. Bei der Berufung eines 
Landtags ohne neue Wahlen dagegen wird die Einweifungs- 
Kommiffion dem aͤlteſten Mitgliede der Kammer einftweilen 
den Präfidenten-Stuhl anmweifen, um, unter Affiftenz zweier 
Sefretäre, welche daffelbe zu diefem Amt ernennt, zur Wahl 
der 6 zu den Bräfidenten Stellen vorzufchlagenden Mit- 
glieder zu fchreiten. Sobald die Präfidenten für diefen 
Landtag ernannt find, wird zur Wahl der beiden Gefreta- 
rien für diefen Landtag gefchritten. 

Sie 

Die defrnitive Entfcheidung über die Gültigkeit der Wah— 
fen und über die Zufaffung, Abweifung, oder Befreiung 
der Mitglieder der Sammer gehört zu der Kompetenz einer 
jeden Kammer, fobald die ftändifche Berfammlung eröffnet 
worden ift, 

456 

Die Eroͤffnung der Staͤnde-Verſammlung geſchieht mit 
beiden Kammern zugleich von dem Großherzog in Perſon, 
oder von einem von Ihm dazu ernannten Kommiſſaͤr. 

Die neu eintretenden Mitglieder der Staͤnde leiſten bei 
dieſer Eroͤffnung folgenden Eid: 

„Ich ſchwoͤre Treue dem Großherzog, Gehor— 

ſam dem Geſetze, genaue Befolgung der Ver— 

faſſung, und in der Staͤnde-Verſammlung nur 
das allgemeine Wohl, nach befter eignen, durd 
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feinen Auftrag befiimmten Heberzeugung, be; 
ratben zu wollen. | 

Die nad) der Eröffnung eintretenden Mitglieder ſchwoͤ— 
ren dieſen Eid in die Hände des VPräfidenten ihrer Kammer. 

5: 

Meder in der erften, noch in der zweiten Kammer darf 
man jein Stimm-Recht durch einen Stellvertreter ausüben 
laſſen, oder für feine Stimme Inftruftionen annehmen. 

Sn dem Fall jedoch, wenn ein Standesberr durch Min- 
derjährigfeit, oder Kuratel abgehalten wird, tritt der Agnat, 
welcher die Bormundfchaft oder Kuratel führt, an deffen 
Stelle, vorausgefest, daß derfelbe in jeder Hinficht als 
gehörig qualificirt erfcheint. Auch fol ein Standesherr in 
folchen Fällen, wo er durch Gründe, welche auch in der 
zweiten Kammer entjchuldigen, verhindert wäre, wenn die 
erfte Kammer diefe Gründe für zulänglidy erfennt, das 
Recht haben, ſich durch den nächften Aanaten, wenn diefer 
gehörig qualiftcirt ift, für den Landtag vertreten zu laffen. 

Dieſes Recht fieht, unter denfelben Bedingungen, auch 
dem Senior der Familie der Freiherrn von Niedefel zır. 

Nie darf aber ein folder Stellvertreter nad) Snjtruftios 
nen handeln, und nie, eben jo wenig, wie ein aus eige- 
nen Recht Berechtigter, mehrere Stimmen führen. — 

8... 8 

Die Stände find nur befugt, fich mit denjenigen Ge- 
genftänden zu befchäftigen, welche die nachfolgenden $. 6. 
zu ihrem Wirfungefreis verweifen. Die Ueberfchreitung 
diefer Befugniß ift eben fo zu betrachten, wie eine will- 
führliche Vereinigung. 

Fa 

Ohne Zuftimmung der Stände fann feine direkte oder 
indirefte Auflage nausgefchrieben oder erhoben werden. 
Das Finanz» Gefeg, welches immer auf 3 Sahre gegeben 
wird, foll zuerfi der zweiten Kammer vorgelegt werden, 
welche darüber, nach einer vorherigen vertraulichen Be— 
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fprechung mit der erfien Kammer durch die Ausfchiffe, ihre 
Beichlüffe zu faffen hat. 

Die Befchlüffe der 2ten Kammer fann die erfte nur im 
Ganzen annehmen oder verwerfen. Gefchieht das Iektere, 
fo wird das Finanz-Gefeg in einer Verfammlung der ver- 
einigten beiden Kammern, unter dem Vorſitze des Präft: 
denten der erſten, disfutirt und der Befchluß nad) abfoluter 
Stimmenmehrheit gefaßt. 

10. 

Die Bewilligungen dürfen von feiner Kammer an die 
Bedingung der Erfüllung beftimmter Defiderien geknuͤpft 
werden. Beide Kammern find jedoch befugt, nicht nur 
eine vollitändige Ueberficht und Nachmweifung der Staats: 
bedürfniffe, fondern aud eine genuͤgende Auskunft über 
die Verwendung früher verwilligter Summen zu begehren °). 

6. 1: 

Die Auflagen, infofern fie nicht blos für einen vor- 
übergehenden und bereits erreihten Zweck beftimmt waren, 
dürfen, nach Ablauf der Vermilligungszeit, noch fehs Mo— 
nate fort erhoben werden, wenn die Stände-Berfammlung 
aufgelößt wird, ehe ein neues Finanz> Gefek zu Stande 
fommt, oder wenn die ftändifchen Berathungen ſich ver- 
zögern. 

Diefe 6 Monate werden jedoch in die neue Finanzpe- 


riode eingerechnet. 
5. 
Ohne fändifche Einwilligung fol von dem Familiengut 
des Großherzoglichen Haufes nichts verhypothecirt werden. 


3) Ob unter diefer Auskunft auch das Recht der Stände beariffen 
ſey, die Vorlage der Staatekaffe: Rechnungen zu verlangen, 
darüber ward auf dem Landtage vom Jahr 182°/, lebhait ge: 
fritten. Die 2te Kammer der Stände ging zwar auch vor 
der Vorlage diefer Rechnungen in eine Berarhung über Die. 
Finanzverwaltung der verfloffenen und laufenden Finanz: Periode 
ein, erklärte aber zugleih, daß dadurch Fein Verzicht auf ihr 
Recht, die Staatsfafferechnungen zu verlangen, ausgeſprochen fey. 

(45te Sitzung v. Löten Dechr. 1826.) 
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E35 

Das Veräußerungs Verbot des vorhergehenden $. be> 
ziebet fich nicht auf die Staats: und Regierungshandluns 
gen mit auswärtigen Staaten. 

Auch find darunter der Verfauf entbehrlicher Gebäude, 
der in audern Staaten gelegenen Güter und Einfünfte, die 
Bergleiche zu Beendigung von Nechtsftreitigfeiten, die bloßen 
Austaufhungen und die Ablöfung des Lehns- und Erb 
feibe= Verbandes, der Grundzinfen und der Dienjte nicht 
begriffen. 

Sn allen diefen Fällen wird aber den Ständen eine 
Berechnung aber den Erloͤß und dejjen Berwendung zum 
Grundſtocke vorgelegt werden. 

$. 14. 

Eben diefes gift von den zum Staatsvermögen gehören: 
den Domänen, wenn, nad Abzablung der Schulden, der 
Erlöß aus den Beräußerungen nicht mehr zur Schulden- 
tilgung abzuliefern ift. 

(S. Abſchnitt VIL. vom Staatsgut.) 
5:45, 

Die Eivillifte Fann während der Dauer der Regierung 
eines Großherzogs weder ohne feine Bewilligung, geaͤn— 
dert, (Abſchnitt III. Kap. 7. $. 5.), noch ohne Zuftimmung 
der Stände erhöht werden. 

$. 16. 

In außerordentlichen Fällen, wo drohende Außere Ge- 
fahren die Aufnahme von Kapitalien dringend erfordern, 
die Einberufung der Stände aber, oder eine vorfäufige 
Berathung mit denfelben, durch Äußere Verhältniffe un: 
möglidy gemacht wird, Fanı die Staatsregierung die erfor; 
derlihen Summen lehnbar aufnehmen, vorbehäftlich der 
Nahmeifung ihrer Verwendung, und der Verantwortlich: 
feit der oberſten Staatsbehörde. 

7 
Ohne Zuftimmung der Stände fann Fein Gefeß, auch 
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in Bezug auf das Landespolizeimefen, gegeben, aufgehoben 
oder abgeändert werden. N 

Menn bei beftehenden Gefeten die doftrinelle Ausle— 
gung nicht hinreicht, fo tritt nicht authentifche Auslegung, 
fondern die Nothwendigfeit einer neuen Bejtimmung durch 
einen Akt der Gefeßgebung ein. 


$. 18. 

Dem Großherzog ſteht die ausjchließende Verfügung 
ber das Militär, die Formation deffelben, die Discipli— 
nar- Gewalt und das Recht, alle den Kriegsdienft be— 
treffende Verordnungen zu erlaffen, ohne ftändifche Mit: 
wirfung zu. 

Der erlaffene und von dem Großherzoge hinfichtlich der 
Dfficiere noch zu erlaffende Militär-Straf-Koder foll jedoch, 
infofern er fich nicht auf die bezeichneten Gegenftände 
bezieht, ohne fiandifche Mitwirkung Fünftig Feine Abän- 
derung erleiden. | 

$. 19. 

Wenn auch nur eine Kammer gegen einen Geſetz-Vor—⸗ 
Schlag ftimmt, fo bleibt das Geſetz ausgefekt. 

Wird aber ein folches Geſetz auf dem naͤchſten Land: 
tage von der Regierung den Ständen wieder vorgelegt und 
wieder von der einen Kammer abgelehnt, von der andern 
aber angenommen, fo werden, wenn die Regierung es nicht 
vorzieht, den Vorſchlag zurüczunehmen, die Stimmen für 
und wider die Annahme in beiden Kammern zufammenge- 
zählt und es wird nach der fich dann ergebenden Stimmen: 
mehrheit für oder gegen die Annahme entfchieden *). 


4) Ueber die Art und Meife, wie und von wem diefe Durchzäh: 
fung vorzunehmen ift, insbefondere über die Frage: ob auch 
über die in beiden Kammern vorgefommenen amendements 
durchgezählt, — vder die Trage blos auf das Gefes, fo wie 
es vorgelegt worden ift, geftellt werden muß, ift man 
noch nicht einig. Eine gemeinfchaftliche Sitzung beider Kam: 
mern findet nicht flatt, 
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$. 19. 

Gefees- Entwürfe Eönnen nur von dem Großherzoge 
an die Stände, nicht von den Ständen an den Großher— 
309, gebracht werden (Abtbeilung IE. Ray. 7 $. 5). Die 
Stände fönnen aber im Wege der Petition auf neue Ge: 
fee, fowie auf Abänderung oder Aufhebung der beftehen: 
den anfragen. 

6.20: 

Aushebungen zur Vermehrung der Truppen über die 
Bundespflicht hinaus Fonnen nur durch ein Geſetz be- 
ftimmt werden, unbefchadet jedoch des Rechts der Staats: 
Regierung, im dringenden Fällen die zur Sicherheit und 
Erhaltung des Stants nothwendigen Vorkehrungen zu trefz 
fen °). 

$. 21. —J 

Die geſammte Staatsſchuld, welche ohne ſtaͤndiſche Ein— 
willigung nie vermehrt werden kann, iſt als ſolche durch 
die Verfaſſung garantirt. Die Art und Weiſe ihrer Zu— 
ruͤckzahlung beſtimmt das Schuldentilgungs-Geſetz 9). 

$. 22. 

Die Kammern haben das Recht, dem Großherzoge alles 
dasjenige vorzutragen, was ſie, vermoͤge eines uͤberein— 
ſtimmenden Beſchluſſes, fuͤr geeignet halten, um als eine 


5) Die Beſchlüſſe der Bundes-Verſammlung, wenn ſie vom Groß— 
herzog verkündet worden, haben in dem Großherzogthum ver⸗ 
bindende Kraft. Hierdurch wird jedoch die Mitwir— 
Eung der Stände in Anſehung der Mittel zur Er— 
füllung der Bundesverbindlichfeiten infoweit die: 
felbe verfaffungsmäßig begründet ift, nicht aus— 
geſchloſſen. (Schluß tes Art. 2, der Verf. Urk. fiehe Ab: 
fhnitt IL Kay. 6 $. 2). 

6) Das Staarzfhuldentilgungs : Gefes ift vom 29. Juni 1821. 
(Großherzogl. Heſſ. Regierungsblatt v. 11. Juli 1821 Nr, 30). 
Nachtrag dazu vom 25. Febr, 1824 (Negierungsslatt vom 10, 
März 1824 Nr. 7). 

I. Bd. 20 
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gemeinfchaftlihe Beſchwerde, oder als ein gemeinfchaftlt- 
cher Wunfc an Ihn gebracht zu werden. 
0 

Insbeſondere haben auch die ftändifchen Kammern die 
Befugniß, auf die in dem vorhergehenden $. beftimmte Art 
diejenigen Befchwerden an den Großherzog zu bringen, 
welche fie fich gegen das Benehmen der Staatsdiener auf: 
zuftellen bewogen finden koͤnnten. 

Ss. 24. 

Einzelne und Korporationen fünnen fih nur dann an 
die ftändifchen Kammern wenden, wenn fie in Hinficht ih— 
rer individuellen Sntereffen fich auf eine unrechtliche oder 
unbillige Art für verlegt oder gedrüct halten, und went 
fie zugleich nachzuzeigen vermögen, daß fie die gefeglichen 
und verfaffungsmäßigen Wege, um bei den Staatsbehörden 
eine Abhülfe ihrer Befchwerden zu erlangen, vergeblich ein 
gefchlagen haben. 

Eine folche Petition kann den Ständen, wenn fie die; 
felbe nicht alsbald, oder nach der ihnen von dem Gehei- 
men Staats- Minifterium, oder den Landtags - Kommiffas 
rien ertheilten Auskunft als ungegrindet verwerfen, Ber: 
anlaffung geben, von der in den vorhergehenden 66. aus— 
gefprochenen Befugniß der Befchwerdeführung Gebrauch zu 
machen. | 

Ein Petitionsrecht der Einzelnen und der Korporatio- 
nen in Hinficht allgemeiner politifcher Sntereffen, welche 
zu wahren blos den Ständen gebührt, findet nicht flatt, 
und eine Vereinigung Ginzelner oder ganzer Korporatio- 
nen für einen folchen Zweck, ift gefeswidrig und ftrafbar ). 


7) Ueber die Frage, ob vergleichen gefeswidrige Vereinigungen 
vom Richter, oder der Polizeibehörde zu beftrafen find, find 
auf dem Landtag vom J. 18°%/,, Verhandlungen vorgefommen, 
Nach dem Evift über die Iandftändifhe Verfaſſung des Groß— 
herzogthums vom 18, März 1820 fcheint die Polizeibehörde gez 
meint zu feyn, weil eg darin, Art. 23, heißt: „Ein Petitiong- 
recht der Einzelnen und der Korporationen in Hinficht allge: 
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$. 23. 

Wenn die eine Kammer der andern in Hinficht auf 
eine Petition oder Befchwerdeführung nicht beiftimmen follte, 
fo bleibt es der letztern unbenommen, die höchite Regie: 
rung von der beabfichtigten Petition oder Befchwerdefüh- 
rung im Wege der gewöhnlichen Mittheilung, mit dem 
Bemerfen in Kenntnig zu feßen, daß diefelbe der andern 
Kammer, welche aber ihre Zufiimmung verfagt habe, mit- 
getheilt worden jey. Abtheil. V. Kap. 7. $. 18.) 9). 

$. 26. 

Abänderungen und Erläuterungen der Berfaffungs-Ur- 
funde fönnen nie anders als mit Einwilligung beider Kam- 
mern geſchehen. In der zweiten Kammer ift hierzu die Zu— 
fimmung von wenigitens 26 Mitgliedern, und in der er: 
fen Kammer, bei Stimmen-Mehrheit, die Zuftimmung von 
wenigitens 12 Mitgliedern erforderlich. Sit aber die Anz 
zahl der an der Abjtimmung wirklich theilnehmenden Mit: 
glieder fo groß, daß zwei Drittel davon mehr betragen, 
als die ausgedrücdten Zahlen, fo ift die Zuftimmung von 
zwei Drittel der wirklich Abjtimmenden erforderlich. 

%:27: 

Die Stände find für den Inhalt ihrer freien Abſtim— 
mung nicht verantwortlih. Dagegen jchüst das Recht der 
freien Meinungs-Aeußerung nicht gegen den Vorwurf der 
Verlaͤumdung, welde Einzelne in diejer Aeußerung etwa 
finden follten. 


meiner politifcher Intereſſen erkennen Wir dagegen nicht an. 
Diefe Intereffen zu prüfen ꝛc. und die Vereinigungen Einzel: 
ner oder ganzer Korporationen zu diefem Zweck follen daher 
von Unferen Regierungsbehörden als eine polizeimwidrige und 
firafbare Handlung betrachtet und behandelt werden,” In die 
Verfaſſungs-Urkunde hat man aber dieſen Ausdruck nicht wieder 
aufgenommen, weil die Regierung in Mainz Feine Strafbefug— 
niß hat. 

8) Ueber die Form der Mittheilungen der einen Kammer fiehe 
Note zum $, 18. (Abtheil. V. Kap. 7). 

20 * 
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Den Einzelnen bleibt in folchen Fällen das Klageredht, 
welches ihnen gegen Verläumdungen nach den Gefeßen zu— 
fteht. Klagen diefer Art follen bei dem Provinzial -Zuftiz- 
folleg derjenigen Provinz angebracht werden, in welcher 
der Landtag gehalten wird. 

$.- 28. 

Während der Dauer des Landtags find die Perfonen, 
welche zu der Stände: Berfammlung gehören, Feiner Art 
von Arreft, alg mit Einwilligung der Kammer, zu welcyer 
fie gehören, unterworfen, den Fall der Ergreifung auf 
frifcher Ihat bei firafbaren Handlungen ausgenommen, 
im welchem Falle aber alsbald der Kammer, zu welder 
der Verhaftete gehört, die Anzeige des Vorfalls, mit Ents 
wickelung der Gründe, gemacht werden fol. 

$. 29. 

Jedes Mitglied der Stände hat das Recht, in der Kam- 
mer, zu welcher es gehört, Motionen über Gegenftände, 
welche zu dem Wirfungsfreis der Kammer gehören, zu 


machen. 
8:5 730, 


Die nicht durch ihre Geburt berechtigten Mitglieder der 
Stände - Berfammlung, welche nicht an dem Orte derjelben 
wohnen, erhalten, auf Begehren, aus der Staatsfaffe fo- 
wohl Vergütung der Reifefoften, mit 5 fl. für jede 2 Meis 
fen, als auch zur Entfhädigung für ihren Aufenthalt an 
dem Drte der Berfammlung täglih 5 fl. 


Achtes Kapitel. 


Großherzogthuͤmer Medlenburg- Schwerin und 
Mecklenburg-Strelitz. 


J. Einfinden auf den Landtagen, Entſchuldigung des 
Ausbleibens, Landes-Ordnungen und constitutiones, Rechte 
der Ritter- und Landſchaft in dieſer Beziehung; 11. Land- 
räthe und Landmarfhälle, Diäten derfelben auf Land-, 
Konvokations- und Deputationstagen, Erb⸗Landmarſchaͤlle. 


UIJ. Engerer Ausſchuß, Befugniffe dejjelben ; IV. Zufam- 
menfünfte der Ritter- und Landſchaft oder fogenannte Lanz 
des» Konvente; V. Anlagen der Ritter» und Landichaft 
unter fih; VI. Landes- Ausgaben oder fogenannte Ne— 
ceffarien. 


Hierüber enthält der Meclenburgifche Erbvergleich fol: 
gende Bejtimmungen '): 
1. 
— P 
Auf Landtagen jollen ſich alle und jede dazu landes— 
fürftlih entbothene Eingefejfene in Perſon gehorfamlich 


einfinden. 
FR 


Diejenigen aber, melde im Lande gegenwärtig find 
und behindert werden, yerfönlich zu erfcheinen, follen, wie 
von Alters her jederzeit Gebrauch gemefen, ihr Ausbleiben 
ſchrift - oder mündlich entfchuldigen laſſen, jedoch follen 
die Abweſende feine Bollmachten zu ertheilen befugt, mit— 
bin die etwa producirte ungültig jeyn. Von den auf Land— 
Taͤgen fich einfindenden, follen die Land - Marfchälle vor 
und nad Eröffsung des Land-Tages Unfern Commissariis 
einen, von ihnen eigenhändig unterfchriebenen Perſonen— 
Zettel einliefern, auch während Landtags, ſo oft Unfere 
Commissarii eine nahmentliche und fchriftliche Anzeige der 
Gegenmwärtigen von Ritter- und Landfchaft verlangen, 
folche mit ihrer Unterfchrift einreichen. 

A } 

Währenden Land» Tags foll das Abs und Zureifen bei 
Zag oder Nackt, ohne Aufenthalt und Anzeige bei dem 
commandirenden Dfficier, niemanden gehindert werden, 
Jedoch fol ein Seder Anfommender, Abreifender und Wie: 
dereintreffender, wie von jeher auf ordentlichen Land -Tä- 
gen gebräuchlich; geweien, bei dem Land» Marfhall, zu 


1) Erbvergleih von 1755. $, 152 und 153, 159, 161 bis $. 163, 
194 — 6, 199, 
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deffen Grayß er gehört, fih zu melden, und dieſer dann 
weiter an Unfere Gommiffarien davon Nachricht zu geben 
fohuldig feyn. — * 

$ & 

Diejenigen Befchwerden und Angelegenheiten, die be- 
reits in Zandes-DVerträgen und Ordnungen, oder in dem 
erweislichen Herfommen und in vorhin ertheilten Fesolu- 
tionibus ihre abhelflihe Maaße erhalten, oder ſonſt ın 
Liquidis beruhen, und wobei contra jura provincialia 
etwas vorgegangen, follen unverzüglich und ohne Weit- 
laͤufigkeit nach Recht und Billigfeit, noch bei währendem 
Landtage, abgethan werdet. 

6.58, 

Diejenigen aber, welche altioris indaginis find, ſollen 
längfteng binnen Sahres-Frift, und vor dem nächiten Lands 
Tage, zur gleichmäffigen billigen Endfchaft durch gnädigfte 
Yandesfürftliche Erledigungen und Erflärungen, kommen 


und gelangen. 
BD 


Sn Entftehung deffen bleiben der Ritter - und Land» 
fchaft alle rechtlihe Wege in Ordnung der Yandes- und 
KReichsgefege, mithin an Kaiferlihe Majeftät und Die 
höchfte Reichs » Gerichte, unverfchloffen. 

ri 

Die Landes-Drdnungen und Constitutiones, welche 
Unfere gefammte Lande, mit Snbegrif der Ritter -» und 
Landſchaft, angehen, zertbeilen fich in zween Grundfäke: 
nämlich: 

1) in folche Verordnungen und Gefeße, welche gleichguͤl⸗ 


tig, jedoch zur Wohlfahrt und zum Vortheil des gan 
zen Landes abfichtlich und dienfam find: Und hingegen 
2) in folche, weiche die wohlerworbene Rechte und Ber 
fugniffe Unferer Ritter» und Landſchaft, gefammt, 
oder befonders, jedoch in Anfehung des einen Theils 
dem andern unnachtheilig, berühren. 
6.38: 
Wann nun in jenen gleichgültigen, es ſey im Juſtiz⸗, 
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Polizeis und Kirhen: Sachen, oder worin es wolle, von 
Uns und Unfern Nachkommen eine allgemeine Landes-Ver— 
ordnung oder Konjtitution zu erlaffen iftz fo follen die von 
Ritter> und Landſchaft auf öffentlichen allgemeinen Land- 
Tägen, oder wenigſtens, wann periculum in mora, die 
Land-Räthe, und der ganze engere Ausfchuß dariiber mit 
ihren ratbjamen Bedenken und Erachten vernommen wer: 
den. Bevor jolches erjiattet ift, ergeht die Publikation der 
Verordnung nicht. 
$. 9. 

Würde aber das erforderte Bedenfen in der dazu von 
Uns gefesten, nach Bewandniß der Umftände räumlich zu 
gönnenden Zeit, nicht eingehen, fo bleibt Uns mit der 
Publifation deſſen ohnerwartet zn verfahren, allerdings 
frei und unbensmmen. 

$. 10. 

Bir wollen übrigens auf der Ritter- und Landfchaft, 
oder der Land-Raͤthe und des engeren Ausfchuffes Ver— 
nebmlafjung und Erinnerungen alle billigmäßige landeg- 
väterliche gnädigfte Aufmerffamfeit wenden, und im Werk 
jpüren laffen: jedoch Unferm landesfürftlichen Hohen Juri 
statuendi mit folcher gnädigen Vernehmung nichts vergeben, 

S." 11. 

Sm leßteren al aber, da die zu erlaffende Verordnung, 
den Gerechtſamen Unferer Ritter» und Landfchaft entgegen 
laufen, oder von deren Minder » oder Abänderung die 
Rede jeyn jollte, wollen und follen Wir und Unfere Nach: 
fommen ohne Unferer Ritter- und Landfchaft ausdruͤck— 
fihe Bewilligung nicht3 verhängen. 

- re 

Geftalt Wir hiemit in Gnaden zufagen, daß Wir in 
Landes - Gonftitutionen, ohne vorhergegangene öffentliche 
Anträge und Beratbihlagung auf allgemeinen Landtägen, 
und darauf erfolgte freve Bewilligung Unferer Ritters und 
Landſchaft, ichtwas, welches ihren habenden Privilegien, 
Reverfalen, Gerechtigfeiten und Verträgen zuwider, keines— 
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wegs verordnen, noch der Nitter- und Landſchaft etwas 
nenerliches auflegen, weniger die, auf Unſere Domänen 
und Cammer-Guͤther gerichtete constitutiones, auf Rit— 
ter = und Landichaft ausziehen, noch darnach in Unferen 
Gerichten gegen Ritter = und Pandfchaft erfennen laffen 
wollen. Wie dann alles, was dem zuwider bisher gefches 
ben, hiemit aufgehoben und abgeftellet feyn foll. — 
$. 13. 

Da in Anfehung der Zahl, Rechte und Pflichten der 
Land: Näthe fich zeithero Zweifel ergeben, fo ift darüber 
folgendes, zur beftändigen Gewißheit verglichen und veſt— 
gefegt worden. Es follen namlich fortan in Unferm Her; 
zogthum Schwerin vier, und in Unferm Herzogthum Gür 
firow, inclusive des Stargardifhen Grayfes, gleichfalls 
vier, mithin allemal acht wirffiche, in Unfern und Unferer 
Ritter» und Landſchaft Pflichten ftehende, und in ge— 
dachten Unſern beiden Herzogthuͤmern weſentlich angeſeſ⸗ 
ſene Sand Bd: beftellt feyn. 

$. 14 

Bei erledigten Land-Raths-Stellen wollen Wir der 
Ritter- und Landfchaft, und zwar desjenigen Herzogthums, 
in welchem fi die Vacanz ereignet, den unterthänigften 
Borfchlag dreyer, im Lande angefeffener Perfonen, von dem 
eingebornen oder recıpirten Adel, zu jeder vacirenden Stelle, 
gnaͤdigſt gönnen, und aus folchen Praesentatis jedesmal 
einen zum Land-Rath, fofort hinwiederum ernennen, auch 
denfelben auf dem Land» Tage, da der unterthänigfte Bor- 
Ihlag gefchehen, in Beyſeyn derer von Ritter und Land— 
haft, oder gleich nach dem Land- Tage in Beyfeyn eini; 
ger Deputirten von Ritter =» und Landfchaft, dazu beeidi- 
gen laffen, und zwar nach dem hier eingerücten gewoͤhn— 
lichen Formular: 

Ich N. N. gelobe und fihwöre, daß ich dem Durchlauch— 
tigften Fürften und Herrn Herrn Chriſtian Ludwig, Herzos 
gen zu Meclenburg, Fürften zu Wenden, Schwerin und 
Ratzeburg, auch Grafen zu Schwerin, der Lande Roftod 
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und Stargard Herrn ꝛc. 2c. meinem gnädigften Fürften und 
Herrn, als jest regierendem Landess- Fürften, treu und 
bold jeyn, feiner Herzoglichen Durchlaucht Landen und Leu— 
ten Bejtes wiffen, Schaden und Nachtheil meines Außerften 
Bermögens, abwenden, und verbüten, in allen Berath— 
fchlagungen, dazu ich gefordert werde, das ehrlichite mei- 
nem beſtem Verſtaͤndniß nach, hintenangefeget aller Beweg— 
- niffen, jo mich daran behindern fönnten, rathen, was ich 
in Rathſchlaͤgen oder fonften von Shro Herzoglichen Durch— 
laucht Fürftentbum und Landen Gelegenheit und Geheim— 
niffen erfahren, und mir Rathsweiſe anvertraut werden 
wird, Er. Herzogl. Durchlaucht und Dero Fürftenthum zum 
Nachtheil, Niemand offenbaren, fondern bei mir big in die 
Grube verjchwiegen behalten, an feiner Stelle und in kei— 
nen Rathfchlägen, da Seiner Herzogl. Durchlaucht Perfon, 
Land und Leuten etwas zum Nachtheil und Schaden, ge 
fährliher Weife, geredet und befchloffen werden foll, mich 
nicht finden laſſen, und alles dasjenige in pflichtichuldiger 
gehorfamfter Unterthänigfeit reden, thun, und handeln will, 
welches einem getreuen Rath von Ehren, Löblicher Gewohn— 
beit und Rechtswegen zu thun gebühret, und wohl aniteht. 
Alles getreulih und ohne Gefährde, als mir Gott helfe 
durch Jeſum Ghriftum. 
a 9 

Bei einer jeden Veränderung an der Regierung bleiben 
zwar die Land» Räthe nach wie vor in ihrer Aftivität, fie 
muͤſſen aber gleich andern Räthen und Bedienten den vor- 
beſchriebenen Land-Raths-Eid erneuern und gewöhnlicher: 
maßen ablegen. Wir wollen auch deren Rath, vermöge 
der Reverfalen von den Sahren 1572 Art. 1. 2) und 1621 





2) Su diefem Artikel wird bemerkt, daß die neu ernannten Land: 
Räthe neben den alten Land: Räthen zu den Land: Sachen in 
fürfalfenden Nöthen zu Rathe gezogen und aebraucht werden 
ſollten, mac dem löblichen Erempel der Gotrjeel. Bor : Eltern 
milder Gedachtniß. 
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Art. XXI.) zu den Landesfachen in vorfallenden * 
zuziehen und gebrauchen. 
$. 16. 

Auch follen vier von ihnen nach der Wahl der Nitter- 
Schaft, den Neverfalen de anno 1572 gemäß, Assessores 
beim Land» und Hofgericht feyn. 

Rt: 

Auf Land-Konvokations- und Deputations-Tägen wol-- 
len Wir einem jeden der anmefenden Land -NRäthe und 
Land-Marſchaͤlle, hergebrachtermaßen, täglich vier Reichs— 
thaler zu feiner Defrayirung aus Unfrer Rent: Kammer 
baar reichen laſſen. Diefe folen von dem Tag der Einfunft 
bis auf den legten Tag des Schluffes gerechnet und ge- 
zahlt werden. 

11. 
Bon den Land- Näthen und Land- Marfchällen. 
6. 18. 

Die Berichte, Gutachten und Vorftellungen, welche an 
Uns die Land-Näthe auf Unſer Erfordern oder aus eigner 
Bewegniß oder nach dem Auftrag der Nitter- und Land— 
fchaft erjtatten, follen von einem jeglichen nahmentlich und 
eigenhändig unterfchrieben und die Umfchläge darum mit 
dem angebohrnen Pettjchaft des VBorfigenden befiegelt werden. 

$. 19. 

Der Begriff und Gebraud des Namens eines befondern 
landräthlihen Gollegii aber fol hiemit gänzlich unterfagt 
ſeyn. 

J 

Die Erb-Land-Marſchaͤlle anlangend; ſo hat deren 
Anzahl von dreien uͤberhaupt, naͤmlich einem im Mecklen— 
burgiſchen, einem im Wendiſchen, und einem im Stargar- 
difchen Grayfe, ihr beftändiges Verbleiben. 








3) Sp wollen Wir auch fürs 22te, ein jeder im feinem Antheil, 
Unfere Land: Räthe, vermöge des anno 1572 der Landfchaft 
gegebenen Affefurationg: Revers, zu den Land» Sachen, in fürs 
fallenden Nöthen zu Rathe ziehen und gebrauchen. 
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$. 21. . 

Auf Land - Konvofations = und Deputationd-Tägen, auch 
überhaupt bei allen Begebenheiten, da im Namen der Ritter - 
und Landfchaft Uns mündliche An- und Vorträge zu thun 
find, führen die Land: Marfchälle, nad) der unter ſich ein- 
geführten Drdnung der Zeit und des Orts, das Wort, 
jedoch bleibt der Ritter- und Landfchaft, wie fonft, alle 
Wege frei, auch durd die Landräthe oder Deputirte Anz 
und Vorträge thun zu laffen. — 

5.93; 

Uebrigens follen die Zandräthe und Land - Marfchälle 
bei ihrem wohlhergebrachten Rang gelaffen und gefchüget 
werden, alfo daß die Landräthe mit Unſern würflichen Ge- 
heimen - Räthen, und die Land-Marfchälle mit Unfern 
Obriſten, nach der anciennete, ihren Rang haben follen, 


11. Bom engeren Ausfhuß. 
8: 

Damit Wir und Unfere Nahfommen der unbequemen 
Weitlaͤufigkeit überhoben werden, in Landes-Angelegenheiten 
jedesmahl mit dem zahlreichen corpore der Ritter- und 
Landfchaft unmittelbar zu handeln; fo haben Wir die ron 
Ritter - und Landfchaft laͤngſt beliebte Verfaſſung eines 
engern Ausfchuffes in folgender Maaße, und für ftets 
verglichener Beftimmung, veitgefeget. 

$. 24. 

Es foll demnach der engere Ausfchuß aus zween Pand- 
‚ Räthen, nämlih einem aus unferm Herzogthum Schwerin, 
und einem aus unferm Herzogthbum Güftrow, inclusive 
des Stargardifchen Grayfes, Bann dreien Deputirten der 
NRitterfchaft, nämlich einem aus dem Meflenburgifchen, 
einem aus dem Wendifchen und einem aus dem Stargar— 
der Grayfe, ferner aus cinem Deputirten der Stadt Ro— 
fiof und dreyen Deputirten der Vorder »- Städte Parchim, 
Guͤſtrow, und Neuenbrandenburg,, folglih überhaupt aus 
neun Perfonen, welche Anzahl jedoch die Ritter» und Land— 
ſchaft nach Gelegenheit der Umftände, mithin nach Gutbe— 
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finden jedoch auf ihre Kojten, zu vermehren jederzeit befugt 
bleibt, an und vor ihm felbit beftehn. 
25 

Dieſem engern Ausſchuß ſoll hiemit der Begrif und das 
Recht eines, die geſammte Ritter- und Landſchaft vorſtel— 
lenden Collegii, aus Landes-Fuͤrſtlicher Macht und Hoheit, 
zu ewigen Zeiten, für Uns und Unſre Nachkommen, regie— 
rende Herzoge zu Medlenburg, beigelegt und beftätigt 
ſeyn, um die ritter> und landfchaftlichen Angelegenheiten 
an und beillng, folglich in- und aufjerhalb Landes, zu be- 
forgen. 

$. 26. 

Die Wahl der zum engern Ausfchuß zu beftellenden 
Perfonen fol auf Land » Tägen oder andern gemein 
fchaftlihen Gonventen der Ritter» und Landſchaft Willkuͤhr 
und Freiheit überlaffen feyn und bleiben. Nur daß der 
engere Ausſchuß, wie hiemit und Kraft diefes gefchieht, 
in der Gejtalt und Befugniß eines befondern Collegii bei 
jeder Veränderung an der Regierung von Unfern Nachkom— 
men, regierenden Herzogen zu Mecklenburg, ausdruͤcklich 
bejtätigt werden fol. 

Ss 

Sedoch fol der engere Ausfchuß für ipso jure confir- 
miret, angefehen und gehalten werden, fobald er darum 
bei der Landes» Herrfchaft Ichriftlih Anfuhung gethan ha— 
ben wird. Der Aufenthalt und- die Zufammenfunft der 
zum engern Ausfchuß gewählten Glieder bleibt hiemit al- 
Ienihalben unbenommen und uneingefchränft. 

28. | 

Mir wollen auch die an Uns von dem engern Aus— 
fhuß ergebende BVorftellungen und Memorialien in ven 
ritter- und Iandfchaftlihen Angelegenheiten gnädigft anz 
nehmen und darauf jedesmahl, nach Befinden, gerecht: 
gnädigite Kesolutiones ertheilen. 

$. 29. 

Damit nun bei den fchriftlichen Erpeditionen und Vers 
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richtungen des engernAusſchuſſes ale Wege defto mehr 
Ordnung und Glaubhaftigfeit walten mögen; So ertheifen 
Wir Unferer Ritter» und Landſchaft hiermit ein eignes zum 
Gebrauch des engern Ausſchuſſes gewidmetes Landes - Sie- 
gel, in der Maaße und Geitalt, wie es zu beftändiger 
Beibehaltung allbier abgemahlt iſt. 

$. 30. 

Mit diefem Siegel fol er alle, die Ritter» und Land: 
fhaft zufammen und gemeinjchaftlih angehende Sachen 
und Ausfertigungen, bejiegeln. Gelbiges fol auch von 
Nachfommen zu Nachfommen als das wahre ritter- und 
landfchaftliche Siegel, beibehalten und gebraucht werden. 

5.39% 

Was aber diejenigen Sachen und Ausfertigungen be- 
frift, welche nicht die Ritters und Landſchaft insgemein, 
fondern die Ritterfchaft allein angeben; So ertheilen wir 
Unferer NRitterfchaft das auch bierbet gemahlte befondere 
Inſiegel, deſſen ſie fich in ihren alleinigen Angelegenheiten 
und Ausfertigungen, mit eben dem Gejeß der ewigen Un- 
wandelbarfeit zu gebrauchen haben joll. 

Ye 

Hienebit fell hiemit ſtets veſtgeſetzt ſeyn, daß alle von 
dem engern Ausſchuß an Uns ergebende Vorftellungen, 
Berichte und Memorialien in ritter = und landfchaftlichen 
gemeinen Sachen jederzeit von dem vorfikenden Land— 
Rath, oder in Abwefenheit der beiden Land-Näthe, von 
dem ältejten ritterfchaftlichen Deputirten und dem erften 
ftädtifchen Deputirten eigenhändig unterfchrieben, diejeni— 
gen aber, welche die Ritterfchaft nur allein, ohne Verbin 
dung mit den, die eigentliche Landichaft ausmachenden Staͤd— 
ten betreffen, von dem vorfißenden Land-Rath, und einem 
ritterfchaftlichen Deputirten mit eigenhändiger Namens: 
Unterfchrift beglaubigt werden jollen. 

$. 33. 

Der vorbefchriebenen Siegel bedient ſich Ritter- und 

Landſchaft zu allen Berichten, Vorftellungen und Memoria- 
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lien an Uns fowohl, als in andern ihren Erpeditionen: 
und fol fich dabei jederzeit des rothen Wachfes gebrauchen. 
$. 34, 

Sm übrigen fteht der engere Ausſchuß, wenn er zu 
belangen, als Beflagter alle Wege in erjter Inſtanz unter 
einem Unferer Zandes- Gerichte, welches der Kläger erwaͤh— 
fen wird, 

$. 35. 

Doch bleibt dem engern Ausſchuß, nah Maapgebung 
Unferer Landes- und der Reichs-Geſetze, an die Reichs - 
Gerichte zu appelliren, allerdings frei.  Geftalt dann 
von Unfern Gerichten denen Appellationen des engern Aus— 
ſchuſſes, welche Unfern Landes» Gefegen und befonders 
Unferm Privilegio de non appellando nicht entgegen find, 
der ungehindert fiarfe Lauf, mehreren Inhalts des unten 
vorfommenden im 21. Articuls vom Suftiz-Wefen, gelaf- 
fen werden wird und fol ®). 

$. 36. 

Uebrigens bleibt der Ritter- und Landſchaft alle Wege 
unbenommen, dem engern Ausschuß fowohl die Beforgung 
des Eontributiong » Wefens, als der andern, die Ritter 
und Landfchaft betreffenden Angelegenheiten in- und auffer- 





4) Hier wird in den $. $. 381 und 382 beftimmt: damit in Ver⸗ 
waltung der Juſtitz bey Unferm Hof- und Land: Gericht Fein 
Aufenthalt verfpüret werden möge; fo laſſen Wirs hiemit noch— 
mals bey der in der Hofgerichts = Ordnung enthaltenen gnädig- 
ften Zuſage, nach welcher Wir und Unfere Nachkommen die 


zum Hof» und Land» Gericht Derordnete zu Unferen Angele=- 


genheiten weder abfonderfih noch inggemein gebrauchen, fie 
auch nicht von dem Ort ihrer Gerichts » Stelle ab- und zu Uns 
fordern, mithin auch nicht außer Landes verfhiden, noch von 
den Quartal: Rechts: Tägen abhalten wollen. 

Der ftarke Lauf der Appellationen von Unfern Juſtitz-Kanz— 
feien fowohl, als von Unferm Eonfiftorio an das Hof- und 
Landgericht, fol nad wie vor, Inhalts der Reverſalen vom 
Jahr 1621 und mehrmaliger Werfiherung, ganz ungehindert 
gelaſſen werden, 
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bald Landes, in gemefjener Inftruftion und Vollmacht, 
ihrer Willführ und befter Gelegenheit nah, aufzutragen. 
6. 37. 

Wir und Unfere Nachkommen wollen auf dasjenige, was 
der engere Ausſchuß im Gontributiong-Wefen, oder in ans 
dern Landes- Sachen, ſothaner obhandenen Bollmadht nach, 
vornehmen und ausrichten wird, der Geftalt, als gefchehe 
es von Ritter und Landichaft felbit, anfehen und dafür hal— 
ten lafjen. 

IV. 

Bon den Zufammenfünften der Ritter- und Lands 
haft, oder den fogenannten Landes: Con: 
venten. 

$. 38. 

Wann auffer den Landes: Gonvocationg » und Deputa— 
tionstägigen Zufammenfünften, welche von landesfürftli- 
cher Obrigfeit wegen veranlafjet und angeordnet werden, 
entweder die Ritterjchaft für fich, oder die Ritter- und Land— 
fihaft durch bevollmächtigte Deputirte, zum Behuf ihrer Anz 
gelegenheiten, Öffentlich zufammen zu fommen, nöthig finden, 
fo wollen Wir zwar des Landes Beitens halber diefelbe nicht 
verhindern. 

$. 39 

Damit aber gleichwohl alle Unordnungen und Anftößig- 
feit vermieden, mithin alle Gelegenheit zu Ffünftigen Irrun— 
gen in Anfehung der Freiheit der Zufammenfünfte abge- 
ſchnitten ſeyn möge; So foll e8 deswegen hierunter auf fol- 
gende zwo Neguln für ſtets gefegt feyn: 

Daß nämlich 

D die Zufammenfünfte derer von der Ritterfohaft in den 
Aemtern, nach wie vor, ganz uneingefchränft feyn und 
bleiben. 1 

Dagegen aber 

2) ein von dem engern Ausſchuß nöthig befundner oder 
fonft von der Ritter- und Landſchaft zufammen, oder 
von der NRitterfchaft und von den Städten, und zwar 
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jeden Theils für fih, beliebter und ausgeſchriebener 
Convent, jedesmahl der Zeit und dem Ort nad), mit 
telft nıterthänigften Memorial, entweder von dem 
engern Ausſchuß, oder nach DVerfchiedenheit des Con— 
vents, von den Land. Räthen, oder von den Border; 
Städten, gemeldet, und darauf, jedoch ohne weiter 
darüber zu erwartende ausdrüdliche Tandesfüriiliche 
Berftattung, unaufhältlich ins Werf gefest werden ſoll. 
S. 40. 
Die von folhen Conventen an Uns abgeſchickte Depu— 


tirte wollen Wir gebührend hören, die Briefe und Sup- 
plicationes von ihnen, auch fonjt aufferhalb Land = und 


Deputations-Taͤgen, nach Befund deren geziemenden Eins 
rihtung, annehmen, und darauf nad) Recht und Billigfeit, 
gnädig = gewierige resolutiones ertheilen. 


V. 
Von den Anlagen der Ritter- und Landſchaft 
unter ſich. 
$. 41. 

Das Recht, welches einer jeden Gemeinheit zuſteht, un— 
ter ſich ſelbſt, zu freiwilligen Anlagen ſich verbindlich zu 
machen, wollen Wir auch Unſre Ritter- und Landſchaft 
nicht bekuͤrzen. 

5. 42. 

Damit aber auch darin fürs kuͤnftige Gewißheit nnd 
Ordnung erhalten werde, mithin Niemand fi mit dem 
Vorwand der Unwiffenheit und Nicht Bewilligung beim 
Abtrage der Anlagen ſchuͤtzen, weniger zur Ungebühr ſich 
den gemeinen Laften und Obliegenheiten entziehen möge; 
Ss fell e8 fowohl mit der. Bewilligung als mit der Bei- 
treibung der Anlagen folgender Geftalt gehalten werden: 
Die freiwilligen Anlagen werden, der bisherigen Obfervanz 
nach, entweder | 

1. auf ritterfchaftlichen Amts» Conventen, wie aud) von 
den Fandftädten unter ſich bei der Städte Zufammenkfünf- 
tet, oder 
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11. auf allgemeinen Deyutations » Gonventen, von der 
Kitterfchaft allein, oder von Ritter- und Landſchaft zu: 
gleich, oder endlich) 

111. auf allgemeinen Land- und Convocations-Taͤgen 
von der NRitterfchaft unter fih, oder von Ritter- und 
Landſchaft mit einander, bemilliget und beliebt. 

$. 43. 

I. Mit den auf ritterfchaftlichen Amts- wie auch. auf 
den ftädtifchen Gonventen zu bemwilligenden Anlagen fol 
es der Gejtalt gehalten werden, daß, wenn eine Anlage 
zu machen ift, das Ausfchreiben zur Zufammenfunft aus— 
drüclich zu Bewilligung der Anlagen mit angezeigter Ur- 
fachen derjelben ergebe, und einem jeden infinuirt werde. 

$. 44. 

Diejenige, welche erfcheinen, werden nahmentlich in dem 
Protocollo angeführt und machen per majora den Schluß. 
$. 45. 

Diejenigen aber, die auf das an fie, wegen der nöthi- 
gen Anlage ergangene Benachrichtigungs- und Einladungs- 
Schreiben. nicht erfehienen find, follen, daferne bei dem 
Protocollo die Beicheinigung der richtigen Snfinuation des 
ergangenen Ausfchreibens vorhanden ijt, als hätten fie die 
Anlage wirklich bewilligt, angefehen und zu deren Abtrag 
durch gehörige Zwangsmittel angehalten werden. 

$. 46. 

Wir befehlen auch Unſern gefammten Landes - Gerichten 
biemit gnädigft und ernftlih: daß fie auf die von den 
Amts-Deputirten, oder von den Vorder - Städten einzu- 
bringende vorgedachtermaßen eingerichte Bemwilligungs-Pro- 
tocolla, als auf flare Hand und Siegel, fofort die Ere- 
eution, ohne einigen Anftand, ergehen laffen, und die Saͤu— 
migen mit ihren, eine weitläuftigere Erörterung erfordernde 


- Einwendungen, nach beigetriebenen Anlagen, zum befon- 


dern Proceß verweisen follen. 

| $. 47. 
Betreffend hiernächft 

1. 2». 21 
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31. die auf allgemeinen Deputations-Eonventen von der 
Ritterſchaft allein, oder von Ritter -und Landfchaft zugleich, 
zu bewilligende Anlagen; fo foll der engere Ausfchuß in dem 
Ausfchreiben zur Zufammenfunftausdrüclich die Nothwendig- 
feit und Urſache, warum eine Anlage zu bewilligen ? anzeigen. 

$. 48, | 

Die Deputirten der Aemter, oder, wenn die Anlage all: 
gemein ift, auch die Vorder - Städte, follen hiernaͤchſt auf 
den auszufchreibenden Amts » oder ftädtifchen Gonventen, in 
der unter Num. 1. vorgefchiiebenen Ordnung, fich über den 
Punct der zu bewilligenden Anlage inftruiren laſſen und 
anf dem Deputationg » Convent, wobei die Nahmen der 
anwefenden Deputirten dem Protocollo, wie gewöhnlich, 
vorangefett werden, darüber, nach der Mehrheit der Stim- 
men, einen Schluß faffen und felbigen ad Protocollum 
geben. Die ſolcher Geftalt bewilligte ritterfchaftliche oder 
ritter » und landichaftliche Anlagen jollen von allen, auch 
den diffentirenden und überftimmten, ohnmeigerlich in den 
freiwilligen Kaften abgetragen werden. 

$. 49, 

Zu Beitreibung der alfo bewilligten und mittelft Ex- 
tractus des Deputationg » Gonvents- Protocolli zu befiei- 
nigenden Anlagen fol von Uns der engere Ausfhuß ein 
Mandatum de exequendo an die Landes -Executores 
und die Drdres an die Chefs Unferer Milice, zu Hergebung 
der allenfalls dazu nöthigen Mannſchaft, ausmwürfen, welche 
Wir niemals verfagen, fondern unweigerlich) in Gnaden ge- 
Scheben Laffen wollen, daß gedachte Executores, nad) der von 
dem engern Ausſchuß ihnen zuzuftellenden Speciftcation 
und zu ertheilenden Inſtruction, die Reftanten von den Säu- 
migen per Executionem beitreiben und an den Kaften der 
freiwilligen Einflüffe abliefern. 

| $. 50. 

Was endlich 

MI. die auf allgemeinen Land» und Gonvocationd> 
Zägen von der Ritterfchaft unter fi, oder von Nitter- 





323 


und Fandfchaft miteinander, zu bemilfigende Anlagen be- 
trifft; So foll der engere Ausschuß felbige auf dem Ante- 
"Comitial: Convent vorläufig, zu weiterer Kundwerdung, 
an alfe und jede ad Protocollum anzeigen und “hie: 
nächit auf dem Land» oder Gonvocations- Tage in förmli- 
chen Vortrag bringen. Welhemnähft die mehrften Stim- 
men der Gegenwärtigen darüber den Schluß machen, die 
Abwefende, oder vorher Wegreifende aber als ausdruͤck— 
fih cousentirende angefehen und zum Abtrage, da no- 
thig, executive angehalten werden follen. 
P ST: 

Mit der Erecution * gleicher Geſtalt, wie bei Num. 
11. veſtgeſetzt iſt, verfahren, nämlich alfo: daß von Uns 
der engere Ausfhuß die nöthige Mandata de exequendo 
und Ordres an die Chefs Unſrer Milice ausbringen. Und 
wie Wir diefe Fxecution niemals verfagen oder aufhal. 
ten werden und wollen, aljo follen die Landes» Executores 
dabei lediglich nad) der Specification und Inſtruction deg 
engern Ausfchuffes zu verfahren ſchuldig feyn. 

BR, 

Zu allen, in vorhin — drei Nummern beſchrie— 
benen, und in der vorbeſtimmten Ordnung fuͤrs Zukuͤnftige 
auszuſchreibenden und zu bewilligenden Anlagen wollen 
Wir, Inhalts Unſrer oben im erſten Articul gegebenen Ver— 
ſicherung °), den Beitrag von den, ſeit Antrit Unſrer Re— 
gierung zu Uns und Unſern Domainen gekommenen ade— 
lichen Guͤthern jederzeit unweigerlich thun laſſen. 


—I — 
Wie denn auch die Cloͤſter und die in Unſerm Roſtocki— 
5) Jedoch wollen Wir von denen ritterfchaftlichen Güthern, die 
feit Antritt Unfrer Regierung, mithin feit dem Jahr 1748 an 
Uns und Unjere Cammer gefommen, oder Fünftig an dieielbe 
kommen follten, fürohin allemahl, ſowohl die Landes - Eontri- 
bution zum Landfaften, als auch die Anlagen, und was font 
auf Land-Tägen, Crayß- oder Amts-Conventen nah Maas: 
gabe des eilften Articuls diefes Vergleichs beliebet worden, au 
das Corps der Ritter: und Landfchaft abſtatten laſſen — 
— 
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fchen Diftrift belegene, oben im dritten Articul benannten 
Güther, nicht weniger die, den -Stadt-CÄämmereyen und 
Deconomien zuftändige Dörfer, Güther, Ländereien und 
Stüde, auch Priefter- Bauern, Gedoch diefe drei Lebtere 
nur in dem Fall, wenn fie vormahlen der Ritterſchaft ers 
weislich gehört) fo wie Nitter- und Landichaft zu den, be- 
reit3 von der Nitterfchaft alleine, oder von Ritters und 
Randfchaft zufammen, beliebten, oder ferner zu beliebenden 
ritters und landjchaftlichen Anlagen den fchuldigen Bei— 
trag nach Proportion leiften follen. 
$. 54. 

Zu den ritter- und landfchaftlichen Anlagen, die mit 
zur Stadt Roftoc und des gemeinen Landes Beftem, und 
von der Stadt mit zu bewilligen find, giebt diefelbe, der 
Landes > Verfaffung gemäß, auffer ihren Land» Güthern 
und Dörfern, nad) wie vor, den zwölften Theil. 

v1. 
Bon gemeinen Landes-Ausgaben oder fogenann- 
ten Neceffarien. 
$: 98, 

Indem die natürliche Billigfeit erfordert, daß Nitter- 
und Landfchaft die Ausgaben in gemeinen Landes - Angele- 
genheiten gemeinſchaftlich tragen; fo ift auch nichts natür- 
fiher, als daß, zu Vermeidung allen Mißverftandes und 
Streits über den Begriff und Umfang der gemeinen Lan- 
des» Angelegenheiten, zum Zweck der gemeinen Landes- 
Ausgaben, etwas gewiffes vefigefest, und dadurch ſowohl 
aller einfeitiger Vortheil, als auch alle einfeitige Beſchwe— 
rung, gehoben werde. Die gemeine Landes - Ausgaben 
betreffen entweder ordentliche jährliche, oder aufferordent- 


liche Ausgaben. 
$. 56. 


Zu denjenigen Landes + Ausgaben ‚ welde von Ritter - 
und Landfchaft zu den jährlichen ordentlichen gerechnet wer- 
den, wollen Wir, zum Beweis Unferer zu Unferer Ritter - 
und Randfchaft hegenden landesvaͤterlichen Huld für Unfere 


+ 
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Domainen, dann auch für Unjere gefammte Land - Städte, 
die jährlihe Summe von zwölftaufend Reichsthaler, in 
der Münzforte und Valeur, wie die ritter- und Iandichaft- 
liche Contribution alljährlich erlegt wird, nämlich für Unfre 
Domainen jechstaufend Rthlr., in neuen Zweidritteln, 
und Sehstaufend Rthlr. in couranter gäng- und gäbiger 
Münze für Unſre Land- Städte, hiermit der Geftalt vers 
fihern und verfprechen, daß ſolche acht Tage vor Weih— 
nachten zur Hälfte, und in den erften acht Tagen der Faften 
zur andern Hälfte, baar an den Land-Kaſten bezahlet, im 
unverhoften Säumungs - Fall aber Uns von dem jährlichen 
ritterfchaftlichen Gontributiong - Ertrag abgezogen werden 
follen und mögen. 

3 

Unfere Ritterfchaft aber foll ihren Antheil zu den or— 
dentlichen jährlichen Sandes- Ausgaben auf ihre jteuerpflich- 
figen Hufen zu legen und die Hufen» Steuer darnach zu 
erhöhen, freie Macht haben. Jedoch ift die Verhoͤhung der 
Hufe jährlih auf Land-Tägen anzuzeigen und zugleich 
mit in dem, landesfürfilich zu erlaffenden Gontributiong - 
Edict zu verfündigen. 

$. 58. 

Wegen des Beitrags des Stargartifchen Crayfes zu den 
gemeinen Ausgaben hat fih Unfre Ritter- und Landfchaft 
beiter Gelegenheit nach zu vergleichen. 

. $. 59. Ä 

Unfre erbunterthbänige Stadt Roſtock, hat fich ihres 
Theils dahin erklärt, jährlich zu den Landes - Necessariis 
zweitaufend Neichsthaler neue Zmweydrittel zu entrichten 
und in den Land» Kajten zu liefern. 

$. 60. 
- Was nun folder Geftalt jährlih von gefammten, zu 
den gemeinen Ausgaben beitragenden Theilen auffommt, 
darüber foll Ritter» und Landichaft, ohne jemals an Uns 
und Unfre Nachkommen darüber Rechnung ablegen zu 
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dürfen, nad ihrem Öutbefinden und Wohlgefallen zu ſchal⸗ 
ten und zu walten haben. 
$. 61. 

Was hingegen die Nitterfchaft alleine, oder die Nitter- 
und Landfchaft zufammen, unter dem Namen der aufjer- 
ordentlichen Nothwendigfeiten und Verwendungen gebrauchen 
möchte, das iſt durch befondere Anlagen aufzubringen, in 
Anſehung deren im vorhergehenden Artiful Borjehung ges 
fchehen ift, bei welcher e8 alle Wege fein Berbleiben hat. 

$. 62. 

Was endlich Wir mit Ritter- und Landfchaft unter dem 
Nahmen der aufferordentlihen Nothwendigfeiten und Ber: 
wendungen, welche das Beſte und Wohl des ganzen Lan— 
des betreffen, gebrauchen möchten, das ift durch befondere 
von Uns und Ritter- und Landfchaft deffalls zu bewilligende 
Anlagen aufzubringen. Wozu Unfre Domainen fowohl, als 
die ritterfchaftlichen Güther und Städte, gemeinfchaftlich bei- 
tragen follen. Und wollen Wir Uns in Anfehung Unferer 
Domainen des Beitrags nicht entäußern, fondern den 
dritten Theil dazu baar, ohne Kürzung und ohne einige 
Einrede und Behelf an den Land» Kaften allemal unmei- 
gerlich entweder entrichten, oder von der Gontribution 
kuͤrzen laffen. | 

$. 63. | 

Diejenigen Ausgaben aber, wovon ein Stand allein 

Nutzen und Bortheil hat, trägt derfelbe auch” für ſich allein. 
$. 64. 

So werden auch die Schulden der Ritterſchaft und der 
Staͤdte von jedem Theil privative getragen, mithin traͤgt 
die Ritterſchaft ihre Schulden, ſowohl in Abbuͤrdung der 
Zinſen, als der Capitalien, allein, und die Staͤdte haften 
gleicher Geftalt ihrer beſondern Schulden halber nur für 
und unter fich allein. 

$. 65. 

Was endlich die Nroceffe betrifft, fo werden ſolche in 

gemeinen ritter- und landſchaftlichen Angelegenheiten, oder 
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wenn die Sade gleih einen Landjtand allein, oder ein 
oder mebrere Glieder defjelben angienge, jedoch zu einem 
Landes -» Gravamine gqualificirt wäre, auf ritter- und 
landichaftliche Kojten mitteljt gemeinfchaftliher Anlagen 
geführt. Belangen fie aber ritterfchaftliche oder jtädtifche 
Sachen allein, wobei fein Landes» Gravamen obwaltet; 
fo fallen auch die erforderliche Koften jedem Theil allein 
zur Yait. 


teuntes Kapitel. 
Großberzostbum Sadhjen-Weimar-Eifenad. 


Konftituirung des Landtags; Wahl des Land - Mar- 
fchalls und der Gehälfen defjelben; Borfchlag wegen des 
eriteren bei dem Großherzog; Sitzordnung; Rechte und 
Pflihten der Landjtände; Klage gegen Minifter 2c. wegen 
Berlegung der Verfaſſung; Diäten der Deputirten und 
DBefoldung des Land -Marjhalls und der Gehülfen; Syn- 
difus und Befoldung dejjelben; nähere Beitimmungen über 
die Ausübung der den Landitänden zuftehenden Rechte auf 
dem Landtag; Landfchafts-KRolegium; Landftändifcher Aus- 
ſchuß; Landraͤthe; Wahl der Mitglieder des Landichafts - 
Kollegiums; Wahl des Hauptlandfchafts - Kaffiers; Haupt— 
rechte und Berbindlichkeiten des Vorſtandes. 





Das Grundgefeß über die fandftändifche Verfaſſung 
des Großherzogtbums Sachen - Weimar enthält hierüber 
Folgendes 9: 

BITTE 

Wenn kuͤnftighin ein Landtag ausgeſchrieben werden 

ſoll; ſo geht das deshalb zu erlaſſende landesfuͤrſtliche 


1) Grundgeſetz vom 5. May 1816. $. $. 76 zum Theil, 77, 57 
bis 61, 79, 4, 5, 66, 90 zum Theil, 67—69, 65, 70 bis 75, 
97 bis 103, 105 bis 122, 62 bis 64 und 56. — Siehe Kon: 
fkitutionen der europäischen Staaten. Theil I. ©, 331. — 
Polis die Staatswiffenfhaften im Lichte unferer Zeit. Theil IV. 
S. 454. 
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Dekret (Abtheilung III. Kapit. 9. S. 1.) an den Borftand. 
Kein Abgeordneter aber hat fih in Eigenfchaft an dem 
Orte der Iandftändifchen Verfammlung früher einzufinden- 
als bis er durch den Vorftand eine fchriftliche Einladung 
dazu erhalten hat. 

Wie ein Abgeordneter, in Gemäßheit eines folchen Ein 
Yadungs » Schreibens, zum Landtage eintrifft, hat er fi 
bei dem Land -Marfchall anzumelden. 

5. 

Haben fih an dem beftimmten Tage alle Mitglieder der 
ftändifchen Verſammlung, oder haben fich mwenigftens ein 
und zwanzig diefer Abgeordneten, und unter foldhen aus 
jedem Kreife zwei aus verfchiedenen Ständen an dem be: 
ftimmten Orte eingefunden 5 fo gefchieht auf vorherge- 
gangene Anzeige des Vorftandes bei dem Fürften die Er- 
Öffnung des Landtages, unter den befonders feftgefegten 
Förmlichfeiten, entweder von dem Fürften felbft, oder durch 
eine zu diefem Zwecke abzuordnende Kommiffion. 

%: 3. 

Zur Leitung der landitändifchen Gefchäfte wird durch 
Stimmen» Mehrheit unter den fümmtlichen Abgeordneten 
der Landftände, und zwar aus der Mitte des Standes 
der Rittergut» Befiger, ein Land-Marfchall, aus der Mitte 
fämmtlicher Abgeordneten aber werden zwei Gehülfen er- 
wählt, welche drei zufammen den Borftand (das land- 
ftändifche Direftorium) bilden. 

Ss. 4 ! 

Der Land-Marfchall wird, wenn es dem Landtage nicht 
gefallen follte, ihm die Stelle auf Lebenszeit zu übertra- 
gen, das erfiemal auf zwölf Sahre, für die Zufunft aber 
jedesmal auf ſechs Jahre gewählt. Die Wahl der beiden 
Gehülfen befteht nur drei Sahre 3). 


2) Für das gefammte Großherzogtum werden 31 Abgeordnete 
gewählt. Siehe Abtheilung II. Kapitel 9. $. 7. 

3) Die Gehülfen im Landtags: Vorftande, welche zufolge des 
Grundgeſetzes auf 3 Fahre ernannt worden find, follen als Ge: 
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Sowohl die abgehenden Gehülfen, fo lange fie in der 
Zahl der landſtaͤndiſchen Abgeordneten bleiben, als auch 
der abgehende Land -Marfchall find wieder wählbar. 

$. 5, 

Da nad vorftehender Beftimmung der Land » Marfchall 
von ſechs zu ſechs Sahren aus der fich auflöfenden land— 
fändifchen Vereinigung in die neue übergeht, fo hat bei der 
neuen Wahl derjenige Stand und Kreis, aus deffen Mitte 
der Land» Marjchall genommen ift, eine Stelle weniger zu 
befegen, als er außerdem zu befegen haben würde. 

56 

Niemand kann zum Land-Marſchall gewaͤhlt werden, 
welcher im Großherzogthum Sachſen-Weimar-Eiſenach 
wirklicher Staatsdiener iſt, oder aus einer landesfuͤrſtlichen 
Kaſſe eine Beſoldung zieht. 

—5— 

Die geſchehene Wahl des Land-Marſchalls iſt dem Fuͤr— 
ſten zur Beſtaͤtigung vorzutragen. Die Wahl der Gehuͤlfen 
wird dem Fuͤrſten nur angezeigt. 

$. 8. 

Obwohl die Volfövertreter in diefer Eigenfchaft ſich alle 
gleich find; fo beobachten fie doch untereinander folgende 
Sitzordnung. Es figen 

1) obenan der Land-Marſchall und die beiden Gehuͤlfen 
neben diefem; 

2) zu beiden Geiten die Abgeordneten der Ritterguts - 
Befiger und zwar 
a) des Weimarifchen, b) des Eifenadhifchen, c) des 

Neuſtaͤdtiſchen Kreifes. 
3) die Abgeordneten der Städte und 
4) die Abgeordneten des Bauern» Standes in derfelben 


hülfen bis zum nächften ordentlichen Landtage in ihren Stellen 
bfeiben, ohme Unterfchied, es möge nun die Eröffnung deffelben 
mit dem Ende jener 3 Jahre von Tag zu Tag aerechnet zu: 
fammenfallen oder nicht. Werord. vom 8, May 18277. Gr. ©. 
Weimar, Regier. BI. vom 1. Juni 1877. N. 7. 
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Folge nad) den Kreiſen. Die Sigordnung der einzel 
nen Abgeordneten eines Standes und eines Kreifed 
unter fih wird auf jedem Landtage von neuem durch 
das Loos befiimmt. Der reichBritterfchaftliche Abgeord- 
nete [oofet unter den Nitterguts » Befigern des Eiſe— 
nachiſchen, Der afademifche Abgeordnete looſet unter 
den Nitterguts» Befigern des Weimariſchen Kreifes. 
$. 9 

Alle den Landſtaͤnden zufommende Nechte fünnen nur 
von den geſetzlich erwählten Bertretern, in der Art und ı 
unter den Bedingungen Brent RER wie ſolches be- 
ſtimmt iſt. 

—88.6 

Es ſtehen den Landſtaͤnden zur Ausuͤbung durch ihre 
Vertreter folgende Nechte zu: 

1) Das Recht, gemeinſchaftlich mit dem Landesfuͤrſten 
und den von dieſem beauftragten Behörden, die Staats - 
Bedürfniffe, fo weit diefelben aus Iandfchaftlichen Kaffen 
und aus dem Vermögen der Staatsbürger zu beftreiten find, 
zu prüfen und die zu ihrer Deckung erforderlihen Einnah— 
men und Ausgaben fejtzufegen. (Beftimmung der Etats.) 

2) Das Negt, Uber jede Beſteuerung und andere Be— 
faftung der Staatsbürger, fowie über jede allgemeine 
Anordnung, welche darauf Einfiug haben möchte, ebe fie 
sur Ausführung fommt, gehört zu werden; dergeftalt, daß 
ohne diefes Gehör, und ohne ihre, der Landflände, aus— 
drücfiche Verwilligung, weder Steuern, noch andre Abga- 
ben und Leiftungen im Lande ausgefchrieben und erhoben, 
noch Anleihen auf die Iandichaftlichen Kaffen und das Ber: 
mögen der Staatsbürger gemacht, noch font Finanz-Manf- 
regeln ergriffen werden dürfen, welche das Landeigenthum 
oder das Eigenthbum der Staatsbürger in Anſpruch nehmen 
oder die Gefährdung des landftändifchen Intereffe nach ſich 
ziehen koͤnnten. 

3) Das Recht, die Rechnungen über bejtrittene Staats— 
Bedürfniffe, der oben erwähnten Art, zu prüfen, und ſo— 
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wohl über darin bemerkte Anftände Auskunft, als überhaupt 
über ihre Verwendung von Einnahmen landfchaftlicher Kaf- 
fen, und aus dem Vermögen der Staatsbürger, Rechen 
ſchaft zu verlangen. 

4) Das Recht, dem Fürften Vortrag zu thun über 
Mängel und Mißbräuche in der Gefeßgebung und in der 
Berwaltung des Landes mit gutachtlihen BVorfchlägen zu 
Abjtellung derjelben. 6 


5) Das Recht, bei dem Fürften Befchwerde und Klage 
zu erheben, gegen die Minifter und gegen andere Staats: 
Behörden, über derfelben Willführ und über deren Eins 
griffe in die Freigeit,. die Ehre und das Eigenthbum der 
Staatsbürger, ſowie in die Verfaffung des Landes. 

6) Das Recht an der Gefesgebung in der Art Theil 
zu nehmen, daß neue Geſetze, welche entweder die Landes— 
Verfaſſung betreffen, oder die yerfönliche Freiheit, die 
Sicherheit und das Eigenthum der Staatsbürger, in dem 
ganzen Yande, oder in einer ganzen Provinz, zum Gegen: 
fand haben, und ebendeshalb das Allgemeine angehen, 
ohne ihren, der Kandjtände, vorgängigen Beirath und ihre 
Einwilligung nicht erlaffen werden dürfen. 

7) Des Neht zur Erleichterung der Ausübung aller 
bisher aufgeführten Befugniffe: 


a) die Fandräthe zu wählen und dem Fürften zur Beftä- 
tigung vorzujtellen,, 

b) zwei Raͤthe oder Affefforen bei dem Landſchaftskolle— 
gium, und zwar den einen für die erfte Sektion in 
Weimar, den andern für die zweite Seftion in Eife- 
nad, zu ernennen und dem Landesfürften zur Beftäti- 
gung vorzufiellen ($. 43 und 44); 

ec) in vorfommenden aufferordentlihen Fällen, 3. B. in 

Kriegs-Zeiten, wo irgend ein Kollegium oder eine 
befondere Kommiſſion, außer dem. gewöhnlichen Ge- 
Ihäftsgange, Einfluß auf die Iandfchaftlichen Kaſſen 
gewinnen dürfte, zu verlangen, daß diefem Kollegium 
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oder diefer Kommiffion Einer, oder Einige ihrer Ver⸗ 
treter zugeordnet werden; 

d) den Kaffier bei der Haupt Landfchafts - Kaffe zu er- 
nennen. 

—A 

Alle Abgeordnete haben auf dem Landtage gleiches Stimm⸗ 
recht, ohne Unterſchied des perſoͤnlichen Ranges, der Kreiſe 
oder Bezirke. 

$,:12, 

Sedem Abgeordneten fteht es frei, Anträge an die Ver: 
fammlung zu bringen, wenn folches der Berfammlung vor- 
ber angezeigt worden ift. 

$. 13. 

Seder Abgeordnete von welchem Stande, von welchem 
Kreife, von welchem Bezirfe er auch fey, ift Bertreter.aller 
Staatsbürger und hat auffer den Gefegen feine andere 
Richtſchnur anzuerkennen, als feine Heberzeugung und feiit 
Gewiſſen. Hieraus folgt: 

1) fein Abgeordneter hat befondere Verpflichtungen gegen 

Diejenigen, welche ihn gewählt haben, 

2) alle Borfchriften (Inſtruktionen), wodurd die Stimm- 
freiheit eines Abgeordneten auf irgend eine Weife be- 
fchränft werden fol, find gefegmwidrig und ungültig; 

3) übernimmt ein Abgeordneter in feinem Kreife oder 
fonft Aufträge zu BVorftellungen und Bitten bei dem 
Landtage, als wozu er allerdings berechtigt und ver- 
bunden ift, fo verfteht fich diefes unbefchadet der Frei— 
heit feiner Meinung und Stimme. 

$. 14. 

Niemand kann wegen feinen Aeußerungen in der flän- 
diſchen Verfammlung verantwortlich gemacht werden. Es 
verfteht fih, daß allezeit der gehörige Anftand beobachtet 
wird, und daß jede Verunglimpfung der hödhften Perfon 
des Landesfürften, oder eine Beleldigung der Regierung, 
des Landtags, oder Einzelner, verboten und nach den Ger 
ſetzen firafbar ift. 
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$. 15. 

Die Iandftändifchen Abgeordneten, mit Einfluß des 
Land-Marfchalls und feiner Gehülfen, genießen fowohl in 
ihrer Gefammtheit, als einzeln, völlige Unverleglichfeit der 
Perfon, vom Anfang des Landtags bis acht Tage nad) 
dem Schluß dejjelben. Nur mit Einwilligung des Land— 
tags, auf dem Wege Rechtens, kann, in dringenden Fäl- 
len, gegen fie verfahren werden. 

6... 

Der Land» Marfhall und feine Gehülfen *% ziehen ein 
jeder eine jährliche Befoldung aus der Haupt-Landfchafts- 
Kaffe. 

r $. 17. 

Alle Abgeordnete, auch die Mitglieder des Vorftandes, 
genießen für die Zeit ihres Aufenthaltes auf dem Landtage 
vor und mit dem Tage vor der Eröffnung, bi und mit 
dem Tage nach dem Schluffe des Landtags, eine tägliche 
Auslöfung, ingleichen für jede Meile. der Entfernung ihres 
inlandifhen Wohnorts oder Guts von dem Ort deg Land: 
tags, eine Vergütung für Reiſe- und Zehrungsfoften aus 
der Haupt » Landichaftsfaife. 

$. 18. 

Zur Führung des Protokolls und zur Abfaffung von 
Schriften auf dem Landtage, ingleichen zu den Ausferti- 
gungen in landftändifchen Angelegenheiten außer dem Land: 
tage unter Leitung des BVorftandes, ermählen fich die Ab- 
geordneten einen Syndifus. Die Wahl ift dem Fürften 
anzuzeigen. 

$. 19. 

Der Syndifus darf fein von dem Landesfürften unmit- 

telbar befoldeter Diener ſeyn. Seine Verpflichtung gefchieht 


4) Die Befoldung der Gehülfen im Landtags: Vorftande ift jeden 
alles auf drei volle Fahre zu beziehen und zwar in zwölf Quar— 
falen, von denen das erfte mit dem 1, April beginnt, das letzte 
mit dem 31, März endiget. Großherzogl. Sachfen-Weimari: 
ſches Regierungs-Blatt vom 1, Juni 18277, Nr, 7. 
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von der Landes-Negierung zu Weimar. Der Landtag hat 
das Recht, ihn nach Befinden zu entlaffen. | 
$.77720% 

Sollte fich der Fall ereignen, daß zu einer Zeit, wo der 
naͤchſte Landtag über zwei Monate noch entfernt ift, der 
fandftändifhe Syndikus verftürbe, oder feine Stelle nie- 
verlegte; fo hat der BVorftand einfimeilen Semand in die 
erledigte Stelle einzufegen und nachher bei dem Landtag 
darüber entfcheiden zu laffen, ob diefe Einſetzung zu befit- 
tigen, oder eine andere Wahl zu wünfchen fey. 

8.20 u 

Der Syndifus zieht eine jährliche Befoldung aus der 
Landfchafts- Kaffe und während des Landtags diefelbe Aus— 
löfung, welche den einzelnen Abgeordneten beftimmt ift. 

Pre 4 

Mährend des Landtags fieht dem Syndifug eben die 
Unverleglichfeit der Perfon zu, welche den Abgeordneten 
zugefichert ift. (F. 15). 

Naͤhere Beftimmungen über die Ausübung der 
den Landſtaͤnden zuftehenden Rechte durd 
den Landtag. 

5... 

Alle landſchaftliche Kaffen ftehen unter dem Landſchafts— 
Kollegium, als der oberſten Steuers Behörde, Diejenigen 
FKaffen ausgenommen, für deren Verwaltung, mit Einwil- 
figung der Stände, befondere Kommiffionen und Deputa- 
tionen ſchon niedergefeßt worden find, oder etwa noch nie- 
dergejeßt werden. 
S. 24. 

Einige Zeit vor Eröffnung eines ordentlichen Landtags 
entwirft das Landfchafts» Kollegium die Etats aller ihn 
untergeordneten Kaffen auf die nächften drei Jahre, wobei 
es fih von felbit verfteht, daß ſich daffelbe zu dieſem Zwecke, 
und um zugleich eine vollftändige Weberficht des Zuftandes 
aller Iandfchaftlihen Kaffen geben zu fönnen, von jeder 
andern Behörde die erforderlichen Nachrichten erbitten darf. 
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§. 25. 

Sind die fämmtlichen Etat3 gefertigt und berichtigt; 
fo fendet das Landſchafts-Kollegium ſolche an den Fürjien 
ein, zur vorläufigen Genehmigung. Nach erfolgter vorlaͤu— 
figer Genehmigung werden die Etats dem Landtage von 
dem Fürften unmittelbar zugefertigt, Damit derfelbe ſowohl 
über die Etats an ſich, als über die Mittel, die erforder- 
lichen Bedürfniffe aufzubringen, ſich berathen und urthei- 
{en fönne. 

81.1.8: 

Die dadurd veranlaßte Beurtheilung des Etats, und 
Die als verfaffunssmäßig anerfannten Verwilligungen, ge: 
ben mitteljt einer eigenen Erflärungs:Schrift an den Fuͤr— 
ften zurüc, worauf von Seiten des lestern entweder fofort 
die Beftätigung der, von dem Landtage gefchebenen, Bor: 
fchläge erfolgt, oder eine nochmalige Prüfung und Eroͤr— 
terung der Sache bei folchem veranlaßt wird. 

27. 

Sind der Fandesfürft und der Landtag über die ſaͤmmt⸗ 
fihen für die naͤchſten drei Rechnungs -Sahre und in Dies 
fen Sahren erforderlichen öffentlichen Abgaben, über deren 
Betrag, Art und Erhebungsmweile einverjtanden, fo werden 
diefe Abgaben, als von den Landjtänden verwilliste und 
von dem Pandesfürften genehmigte, mitteljt gewöhnlichen 
Patents ausgefchrieben. Der Entwurf diefes Patents ge: 
hört in den Gefchäftsfreis des Landfchafts-Kolleaiums, die 
öffentliche Befanntmachung aber gefchieht durch die Landes⸗ 
Regierung. 

—A 

Auf die bei dem Landtage feſtgeſetzten und vor dem 
Fürften anerfannten Kaſſen-Etats ift von dem Landfıhafts- 
Kollegium, während der Nechnungsjahre, auf das ftrengite 
und unverbrüchlichite zu halten, wie denn der Fürst felbit 
ſich Feine Einweifung in eine der landfchaftlichen Kaſſen, 
welche jenen Etats in irgend einem Punkte entgegen fäuft, 
erlauben wird. . 
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I. 9, 

Die vorftehenden. Beftimmungen, melde zundchft Die 
Deckung der gewöhnlichen Staatsbedürfniffe zum Gegen- 
ftand haben, gelten in ihrer Art auch von dem Falle, wo 
entweder auf den Bericht eines Landes- Kollegiums, oder, 
ohne folhen, nach eignem Ermeffen des Fürften, andere 
Finanz-Mapregeln, welche auf das Tandichaftliche Sntereffe 
Einfluß haben fünnen, ergriffen, oder andere außerordent- 
liche Leiftungen und Anftrengungen der Staatsbürger er- 
‚fordert werden follen. 

Der Antrag dazu geht von dem Fürften unmittelbar an 
den Landtag, und erft, wenn diefer feine Einwilligung er- 
theilt hat, erfolgt die endliche Beftätigung und die Befannt- 
machung derfelben in dem gefeglichen Wege, 

F. 30. 

Die Durchſicht, Prüfung und Abnahme aller Rechnun—⸗ 
gen über die dem Landfchafts- Kollegium untergeordneten 
Kaffen gefchieht jährlich bei diefem Kollegium und von 
einem Ausfchuffe aus dem Mittel der Iandftändifchen Ab- 
geordneten. 

Diefer Ausschuß befteht, auffer dem Land-Marſchall und 
feinen beiden Gehülfen, aus fechs ftändifhen Abgeordne- 
ten, nAämlich zweien des Weimarifchen, zweien des Eifena- 
chifchen und zweien des Neuftädtifchen Kreifes in der Maaße, 
daß aus jedem Kreife ein Abgeordneter von dem Stande 
der Nitterguts- Befiger, und ein Abgeordneter von dem 
Stande der Bürger oder von dem Stande der Bauern, 
dazu gewählt wird. Die Wahl gefchieht auf jedem ordent- 
lichen Landtage für die nächftfolgenden drei Sahre. 

$. 31. 

Die Zeit, wann diefer Ausfchuß in Weimar zufammen 
fommt, ift, die Jahre ausgenommen, welche einem ordent- 
lichen Landtage unmittelbar vorausgehen, in welchen mit- 
hin die Rechnungs-Abnahme füglich bis zur Zeit des Land- 
tags ausgeſetzt bleiben Fan, auf den 20. December eines 
jeden Sahres beftimmt. Das Landichafts - Kollegium bat 
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dem Ausſchuſſe an diejfem Tage, auffer der Nachweiſung, 
wie bisher die, von dem letzten Landtage gebilliaten, Etats 
im Allgemeinen ausgeführt worden, die Rechnungen, des 
vorigen Sabre, welche fchon durchgefehen, monirt und durd) 
die Beantwortungen der dagegen aufgeftellten Erinnerun— 
gen zur Abnahme vorbereitet ſeyn müffen, fammt allen da- 
zu gehörigen Belegen, und den gegen die Rechnungen ges 
fielten Erinnerungen mitzutheilen. E8 erfolgt eine noch— 
malige genaue Durchſicht und Prüfung bei dem Ausfchuffe, 
wobei diefer über gefundene Anftände und Bedenflichkeiten, 
fofort bei dem Landſchafts-Kollegium die nöthigen Erläus 
terungen verlangen darf. 
$. 32. 

Die förmliche Abnahme der Hauptlandfchafts- Kaffe- 
Rechnung gefchieht durch das ganze Landfchafts» Kollegium 
und den ganzen landftändifchen Ausschuß, die übrigen Rech: 
nungen aber koͤnnen durch einige Glieder des Landſchafts— 
Kollegiums und einige Glicder des gedachten Ausfchuffes 
abgenommen werden. Die \uftiftfation der Nechnung und 
die Entlaftung des Rechnungsführers wird von denen voll- 
zogen, welche aus dem Mittel der Iandftändifcyen Abge— 
ordneten und aus dem Mittel des Landfchafts-Kollegiums 
an der Abnahme Theil genommen haben, 

$. 88; 

Auffer den Nachweifungen ber die Ausführung der 
Etats und auffer den Rechnungen über die dem Landfchafts- 
Kollegium untergeordneten Kaffen werden dem landftändis 
fhen Ausſchuß, bei feiner Anmefenheit in Weimar, alle 
Rechnungen vorgelegt, welche bei folchen Kaffen geführt 
worden find, Deren obere Verwaltung befondern Kommiſ— 
fionen und Deputationen anvertraut it, 3. 3. bei den 
Amortifationg - Raffen der alten Lande. 

$. 34. 

Sollen wegen bemerfter Mißbraͤuche in der Gefetsgebung 
oder in der Verwaltung dem Fürften landftändifcher Seits 
Borfiellungen getban werden, fo ift es unbejchadet, des 

11. DB», 22 
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dem Vorſtand nachgelaffenen- Rechts ($. 48.), durchaus noth⸗ 
wendig, daß die Sache bei dem Landtage zum Vortrag und 
zur Abftimmung gefommen fey. Kein Einzelner der erwähl- 
ten Volksvertreter darf fich in diefer Eigenfhaft unmittels 
bar an den Fürften wenden, aud find Vereinigungen meh- 
rerer landftändifcher Abgeordneten zu folchem Zwecke, ſowohl 
während des Landtags, als zu anderer Zeit, unerlaubt. 


$ 38 

Wenn irgend ein Staatsbürger, welcher zwar durch 
den Landtag mit vertreten wird, aber nicht felbft Volksver— 
treter ift, ein Gebrechen, deffen Abjtellung das allgemeine 
Wohl zu erfordern ſcheint, bemerft, oder einen nad) feiner 
Anfiht zum Beften des Landes gereichenden Vorſchlag auf: 
gefaßt hat, fo bleibt es ihm unbenommen, davon den Land— 
tag oder den Borfiand in Kenntniß zu feßen. 

$. 36. 

Die Ausführbarfeit des fünften Iandftändifchen Rechts 
($. 10) ift in der Großherzogl. Verordnung, die Organi— 
fation des Staats - Minifteriums betreffend, vom 1. De: 
cember 1815 gefichert worden, in folgender Stelle: 


‚Alle Berordnungen, Patente, Edifte und jedwede andre 
Unferer Ausfertigungen in Regierungsgefchäften, die Wir 
eigenhändig unterfchreiben, müffen, je nachdem diefelben 
in das eine oder das andere Departement des Staats— 
minijteriums gehören, oder, und zwar namentlich in 
Verhandlungen mit den Landftänden, jenachdem diejel- 
ben der gemeinfchaftlichen Berathung und Beforgung 
fämmtlicher Mitglieder des Staatsminifteriumg vorbehal- 
ten bleiben, von dem Chef des Departements im Staats: 
minifterium oder in feßterwähntem Falle von fämmtlichen 
Mitgliedern defjelben, welche bei der Befchlußnahme ge- 
genwärtig waren und Sig und Stimme hatten, in der 
Keinfchrift der Ausfertigung, zum Zeichen der Verant— 
wortlichfeit des Minifters oder des Staatsminifteriums 
für die Zweckmaͤßigkeit und Uebereinftimmung der Ber- 
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fügung mit den Gefegen und der Berfaffung des Landes 
fontrafignirt werden.‘ 
| $. 37. 

Diefes Recht fann ausgeäbt werden D auf dem Wege 
der bloßen Bejchwerde - Führung 2 auf dem Wege der 
förmlichen Klage. 

Es hat aber nur die Amtsführung des Staats -Mini- 
fteriums, der einzelnen Staats-Minifter in ihrem Ge— 
fhäfts- Kreife, und der höhern Landesbehörden, wie fie 
dermalen in dem Patent wegen Drdnung des Staats- Dien- 
fies vom 15. December 1815 aufgeführt worden find oder 
fünftighin bejtimmt werden möchten, zum Gegenftande, 

Unerlaubte Handlungen oder Berfehen und Nachläffigs 
feiten der untern Staats » Diener fönnen dem Landtage nur 
alsdann zur Ausübung diefes Rechts die Veranlaffung geben, 
wenn der dadurch unmittelbar Gefränfte bei der zuftändigen 
hoͤhern Behörde vergebens Klage geführt, oder font die ge- 
feslihen Vorſchritte gethan, und cben, weil folches vergeb- 
lid geweſen, die höhere Behörde ſelbſt der Pflihtwidrigfeit 
fich theilhaftig gemacht hat. 

$. 38. | 

Nur Beihwerde- Führung, nicht fürmliche Klage, ift 
zuläffig, wenn die Unzwedmäßigfeit einer Verordnung oder 
einer andern Maaßregel den Landtag zum Gebrauch feines 
Rechtes auffordert, foͤrmliche Klage darf erhoben werden, 
wenn Unterfchleif bei öffentlihen Kaffen, Beftechlichfeit, 
abſichtlich verweigerte oder verzögerte Rechtspflege, abficht- 
liche Verzögerung in der Verwaltung, oder andre willführ- 
lie Eingriffe in die Berfafjung oder in die gefegliche Frei— 
beit, die Ehre und das Eigenthum der Staatsbürger zur 
Kenntniß des Landtags gefommen find. 

$. 39. 

SE nur Befhwerde erhoben worden; fo wird der da- 
durch getroffene Staatö- Diener, oder die Dadurch getroffene 
Behörde, mit einer Verantwortung, worin die angefochtne 
Verordnung oder jonftige Maaßregel zu rechtfertigen ift, gehört. 

| 22° 
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Iſt dieſe Verantwortung nicht ausreichend, fondern ift 
die von dem Landtage angebradhte Rüge ganz oder zum 
Theil gegriindet, fo erfolgt Landesfürftlicherfeits die Anwei- 
fung zur Verbefferung des Fehlers, zur Abftellung des 
Mangels, zur Aufhebung des Mißbrauchs, vorbehältlich 
des dem Landesfürften zuftehenden Rechts, auch auf die 
bloße Befchwerde - Führung, wenn fich bei weiterem Ein- 
sehen in die Sache gröbere Ungebührniffe hervorthbun, die 
‚ formliche Unterfuchung anzuordnen. Der Landtag foll von 
dem Erfolg feiner Befchwerde - Führung jedesmal in Kennt- 
niß geſetzt werden. 

$. 40. 

Iſt förmliche Klage erhoben und auf rechtliches Verfah- 
ren der Antrag gerichtet worden, fo foll diefe Klage von 
dem Landes > Fürften an das Großherzogl. und Herzoglich 
Saͤchſiſche gemeinfchaftliche Oberappellationg-Gericht zu Jena 
abgegeben werden, welches, vorausgefegt, Daß Diefelbe 
binfänglich begrundet und durch Angabe der Beweismittel 
gehörig unterftäst ift, als ein durch VBerfaffungs - Urfunde 
fir folhe Fälle zuftändiges Gericht, nad) den gefeglichen 
Formen, das Verfahren einzuleiten, das Erfenntniß mit 
Gründen im Namen des Landes. Fürften zu fprechen, und 
auf die dagegen eingelegten Rechtsmittel dafjelbe Verfahren, 
wie in Sachen, welche durch Kompromiß, in erjter Snftanz, 
an dieſes Gericht gelangen, zu beobachten hat. 

$. 41. 

Auf die von dem Landes - Fürften erfolgte Benachrich— 
tigung, daß die Abgabe der Anklage an das Appellations - 
Gericht gefchehen fey, fann der Landtag, wenn er noch 
verfammelt ift, oder der Vorſtand zu jeder andern Zeit, 
dem Landichafts- Syndifus zur Verfolgung der angebrach— 
ten Klage und zur Wahrnehmung des ftändifchen Intereſſe 
bei dem Appellations - Gericht Auftrag ertheilen. Kommt 
bei einem foldyen rechtlichen Verfahren das Intereſſe land— 
fihaftlicher Kaffen zur Sprache, fo bat der Landfchafts- 
Syndifus oder ein anderer Sachführer diefer Kaffe, mit 
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Vorwiſſen und Genehmigung des Landichafts - Kollegiums, 
den Civil-Punkt neben dem Anklage Punft anhaͤngig zu 
machen. 

$. 42. | 

Der Borfchlag zu neuen, das Allgemeine angehenden, 
Gefegen kann ſowohl von dem Fürften dem Landtage (Ab— 
theil. 111. Kap. 9. $. 7), als von dem Landtage dem 
Fürften, vorgelegt werden. Berfagt in dem legten Falle 
der Fürft die Genehmigung, fo darf der Landtag feinen 
Vorſchlag noch auf zwei andern feiner verfaffungsmäßigen 
Zufammenfünfte wiederholen. Die ftändifche Verſammlung 
bat, wenn fie ihre Zuftimmung zu einem ihr vorgelegten 
Gefeßes » Entwurf verweigert, jedesmal die Grunde aus— 
führlich anzugeben; der Fürft hingegen wird auf einen, von 
dem Landtage gethanen, Geſetzes-Vorſchlag nur die Er- 
theilung oder die Borenthaltung feiner Sanftion aus: 
fprechen. 

$. 43. 

Die Landräthe, welche ſowohl in dem Landfchafts:Kols 
fegium, als in der Landes - Direktion, nah) Maaßgabe der 
Berordnung vom 15. December 1815, Sitz und Stimme 
haben, werden von dem Landtage nach Stimmen - Mehr: 
heit aus den wirklichen Ritterguts » Befigern gewählt, im: 
Nothfall kann jedoch auf deren Söhne und Mitbelehnte 
Nuckfiht genommen werden. Bor der Wahl find die Volks— 
vertreter aus demjenigen Kreife, in welchem die Stelle er- 
fedigt ift, aufzufordern, eine oder zwei Perfonen dazu in 
Vorſchlag zu bringen. 

Der Ermwählte, welcher übrigens dem Fandesfürften zur 
Beftätigung vorzuftellen ift, behält die Stelle als Landrath 
1 

| $. 44. 

Die Wahl der landftändifcher Seits zu ernennenden Mit: 
glieder bei dem Landfchafts- Kollegium gefchieht auf dem 
nächiten ordentlichen oder außerordentlichen Landtage, wel- 
her nach der ſich ereignenden Erledigung einer ſolchen Stelle 
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gehalten wird. Sollte jedoch die Zeit eines Landtags von 
dem Tag der Erledigung fo weit entfernt feyn, daß die 
Stelle über fehs Monate unbefegt bleiben müßte, fo hat 
der Vorftand die Wahl zur Wiederbeſetzung der erledigten 
Stelle zu veranlaſſen. 


Nach eingegangener —— Beſtaͤtigung der ge— 
ſchehenen Wahl, welche dem Landtage oder dem Vorſtande 
mittels Dekrets bekannt gemacht wird, geſchieht ſogleich die 
wirkliche Einführung in das. Landſchafts-Kollegium. Der 
Eingeführte hat alle Pflichten und Rechte der übrigen Glie— 
der des Kollegiums, auch bezieht derfelbe die JE: Sishe 
zufommende etatsmäßige Befoldung. | 


$. 46. 
Wenn eine aus Staats - Dienern und Landftändifchen 


Abgeordneten beftehende gemeinfchaftliche Kommiſſion nie- 
derzufegen ift, fo werden hierzu landftändifcher Seits nur 
landftändifche zu dem Landtage erwählte Abgeordnete, oder 
deren Stellvertreter, beftimmt. 

Daffelbe ift Negel für den Fall, wenn der Landiag in 
außerordentlichen Faͤllen, z. B. in Kriegs-Zeiten, auf die 
Beiziehung einer landſtaͤndiſchen Deputation zu den Arbeiten 
eines Landes-Kollegiums angetragen hat. 

$. 47. 

Die Wahl des Hauptlandſchafts-Kaſſires und die Vor— 
ſtellung deſſelben zur landesfuͤrſtlichen Beſtaͤtigung geſchieht 
in der Regel auf dem naͤchſten Landtage nach Erledigung 
der Stelle. sr: 

Sollte jedoch ein folcher Landtag bei dem Falle der Er- 
ledigung fo entfernt feyn, daß die Stelle, wenn man die 
Wahl bis dahin ausfegen wollte, über zwei Monate unbe: 
fetst bleiben müßte, fo ift dasjenige zu beobadten, was 
oben ($. 44) über eine durch den Vorſtand zu veranlaffende 
Wahl feftgefeßt worden iſt. 


§. 48. 
Als Hauptrechte und Berbindlichfeiten des Borftandes 
($. 3) find folgende anzufehen: 
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4) Dem Borftande liegt, wenn ein Landtag angeordnet 
worden, die Zufammenberufung der landitändifchen 
Abgeordneten ob, auch koͤnnen andre Mittheilungen an 
jene Abgeordnete durch Umläufe oder befondere Schrei: 
ben nur durch ihn erfolgen. 


2) Der Borfjtand hat Alles fo vorzubereiten, daß der 
Landtag jedesmal fogleich mit feiner Eröffnung in volle 
Thätigfeit gefegt werden fann. Zu diefem Zwecke fol- 
len dem Vorftande bei fehr wichtigen Gegenftänden, 
hinlängliche Zeit vor Eröffnung des Landtags, die 
nöthigen Mittheilungen gemacht werden, auch jteht eg 
demfelben frei, in Anſehung der ihm erforderlichen 
Nachrichten und Aufihlüffe ſich unmittelbar, ſowohl 
vor dem Landtage ald während des Landtags, an die 
Sandes- Behörden und an das Staats -Minifterium 
zu wenden. 

3) Der Vorſtand hat bei allen Landtagen die Gefchäfte 
zu leiten und unter die einzelnen Abgeordneten auf 
eine zwecfmäßige Art zu vertheilen. 


4) Außer den Landtagen find die Landjtände fortwährend 
durch den Borjtand zu vertreten, und aus diefem Grunde 
ijt derfeibe verbunden: 


a) auf einftweilige Befesung folder landitändifchen 
Stellen Rücficht zu nehmen, welche bis zum naͤch— 
ften Landtag nicht unbefest bleiben koͤnnen ($. $. 20, 
44 und 47); 

b) beftändig den Faden aller landitändifchen Gefchäfte 
zu behalten und darüber zu wachen, daß nichts ge- 
gen die Berfaffung gefchehe; wohl aber alle, von 
dem Landtage und von dem Fürften gefaßten Be- 
fhlüffe zur Ausführung fommen; 

ec) dafern ihm ein das allgemeine Beite betreffender 
Gegenftand, dejfen Ausführung auf einem’ bereits 
vorhandenen Geſetze beruhet, fo dringend fcheint, 

daß ſolcher bis zum naͤchſten Landtage nicht wohl 
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ausgefeßt werden möchte, davon fofort bei vem Re: 
genten Anzeige zu thun; | 

d) Wenn fih die Anordnung eines außerordentlichen 

Landtags nothwendig machen follte, mit vollftändiger 
Aufführung aller Gründe darauf anzutragen; 

e) Zur Berathung über diefe landftändifchen Angelegen- 
heiten wenigſtens zweimal zufammenzufommen, auch, 
im Fall der Fuͤrſt eine folhe Zuſammenkunft nöthig 
finden follte, fih an dem hierzu bejtimmten. Orte 
fchleunigft einzufinden. 

Uebrigend wird in Anfehung diefer Obliegenheiten der 
Borftand fi) befonders der Unterftügung, des Raths und 
des Gutachtens der Landräthe zu bedienen haben. 

$. 49. 

Was das BVerhältniß des Land -Marfihals und der 
Gehülfen zu einander betrifft, fo hat der erftere nicht nur 
den Borfig, fondern in der Regel auch den Bortrag bei 
den Landtagen. | 

Nur in Verhinderungs : Fällen geht die perfönliche Lei— 
tung des Ganzen auf den erften, und, wenn diefer verhins 
dert feyn follte, auf den zweiten Gehülfen über. 

Außerdem kann in Iandjtändifchen Angelegenheiten, ſo— 
wohl während des Landtags, ald außer dem Landtage, der 
Land-Marfchall nie für ſich allein, fondern nur mit Zus 
ffimmung der Gehülfen, handeln; auch find die bei dem 
Vorſtande außer den Landtagen nothwendig werdenden Um— 
läufe und andere Ausfertigungen von dem Land: Marfchall 
mit feinen Gehülfen zu zeichnen, Die Vollziehung aber er- 
folgt von dem erftern alletır. 

$. 50. 

Sollte in der Zeit von einem Landtag zum andern ein Glied, 
oder folten wohl gar zwei Gfieder des Vorfiandes verfter: 
ben oder fonft austreten, fo dauert deren Amt bis zum 
nächften Landtage, und auch jeden Falls auf dem naͤchſten 
Fandtag bis zur Wahl eines neuen Land-Marfhals, in 
den Perfonen der bleibenden fort; jedod it, wenn nur 





345 


ein Glied des Vorſtandes noch übrig ſeyn follte, die Zus 
fammenberufung eines Landtags möglichft zu befchleunigen. 
5:51. 

Außer den Landtagen giebt es Feine ftändifchen Verſamm— 
fungen, weder des ganzen Landes noch der Kreife, viels 
mehr find alle ſolche Berfammlungen für gefegwidrig, und 
alle Befchlüffe auf folhen Verfammlungen für nichtig er- 
klaͤrt (Abtheil. II. Kap. 9. S. 7). Diefes fchließt jedoch 
nicht aus, daß in den einzelnen Kreifen die Ritterguts- 
Befiger oder die Städte oder die Dorfichaften (Städte und 
Dorfihaften durch ihre Orts-Vorſteher) mit VBorwiffen und 
Genehmigung der Landes; Regierung zufammen kommen 
fönnen zur Berathung über gemeinfame Angelegenheiten. 


Zehntes Kapitel, 
Herzogtbum Braunfhweig- Wolfenbüttel. 


Zufammentreten der Landftände;s Meldung der einge: 
troffenen Mitglieder; Eröffnung des Landtags; Eideslei— 
tung; abgefonderte Berathung der Sektionen; Sikordnung; 
Wahl der Borfteher (Vräfident und Vice: Präfident) und 
desfallfiger Vorichlag bei dem Negenten; Wahl des Sefre- 
tärs; DVerihiedenheit der Meinungen beider Geftionen ; 
Rechte und Pflichten der Landſtaͤnde; Domänen; Berant- 
wortlichfeit der Miniſter; Ausſchuß; Land Syndifus; 
Diaͤten. 


Die Herzoglich Braunſchweigiſche erneuerte Landſchafts— 
Ordnung enthält hierüber Folgendes '): 
—A 
Nur auf den von dem Landesherrn ausgeſchriebenen 
Landtagen koͤnnen die Staͤnde die Vertretung des Landes 





1) Herzogl. Braunſchweig. Wolfenbüttelifche Verordnung vom 25. 
April 1820. $. $. 39, 42, 43, 4, 8, 54 zum Theil, 46, 
47, 48, 49, 56, 64, 65, 67, 68, 69, 75, 14 bis 38, 78. — 
Siehe Konftitutionen der europäifchen Staaten. Theil IV. S. 113 
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ansiben und die Angelegenheiten deffelben mit dem Fürften 
verhandeln. Es hängt jedoch von der Landesherrfchaft ab, 
bei befonderen Beranlaffungen einzelne Mitglieder der Stände 
zufammen zu berufen, um über die ihnen vorgelegten Lan- 
des » Angelegenheiten fich zu berathen und ihre Meinung 
zu vernehmen. (Abtheilung II. Kapitel 10. $. 1.) 

Dergleihen Zufammentretungen fönnen auch von den 
Mitgliedern der Landfchaft felbit eingeleitet werden, wenn 
fie eine befondere Veranlaſſung zu baben glauben, über 
Gegenftände von gemeinfamem Intereſſe fich zu berathen; 
jedoh muß vor der wirklichen Verfammlung davon und 
von dem Zwecke der Verfammlung zeitig der —— 
ſchaft gehoͤrige Anzeige gemacht werden. 

—— 

Die zum Landtage berufenen und eingetroffenen Mit- 
glieder der Stände haben bei ihrer Ankunft bei dem fürft- 
lihen Geheimen » Rathe - Kollegium fchriftlih anzuzeigen, 
und die gewählten Deputirten der drei Städte Braunfchweig, 
Wolfenbüttel und Helmftedt, und der freien Grundbefiger 
des Landes zugleih, das über ihre Wahl aufgenommene 
Dofument, fowie die Berollmächtigten ihre Bollmadıten, mit 
einzureichen; worauf ein Verzeichniß der anmwefenden und 
fich legitimirten Mitglieder von gedachtem Kollegium ange— 
fertigt und demnähft an jede Sektion der verfammelten 
Landfchaft überfendet wird. - 

$. 3 

Wer auf diefe Weife fih in feiner Qualität al En. 
ftand oder Bevollmächtigter angemeldet und ausgewieſen 
hat, iſt für feine Perſon berechtigt, in die Verfammlung 
der Seftion, welcher er angehört, zu treten und feine Mei: 
nung und Stimme über die vorfommenden Gegenjtände 
bei den deöfallfigen Verhandlungen abzugeben, kann diefe 
Befugniß aber feinem andern Mitftande übertragen. 

| $. 4. 

Die Eröffnung des Landtags geſchieht mittelit Berufung 

beider Seftionen an dem fefigefegten Tage und Orte von 
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dem Landesherrn felbft oder dem dazu von Höchitdemfelben 
beauftragten Kommiffär, unter den jedesmal höchften Orts 
zu beftimmenden Feierlichkeiten und religiöfen Handlungen. 
Abtheilung IL. Kay. 10. S. 4.) 

Jedes Mitglied fchwört bei der Eröffnung der erften 
Stände - Berfammlung, daß es dem regierenden Landes: 
berrn und höcdhjitdeffen Nachfolgern aus dem Haufe Brauıt- 
fhweig mit Treue ergeben und den bejtehenden Gefegen 
gehorfam feyn, auch infonderheit die ihm, vermöge der 
Landfchafts - Ordnung, obliegenden Pflichten nach beiter 
Einficht gewiſſenhaft erfüllen wolle. 

Diefer Eid wird bei den folgenden Landtagen nur von 
den neuen Mitgliedern derfelben abgeleijtet. 

—— 

Jede Sektion bildet für ſich eine beſondere Verſamm— 
lung, in welcher und bei deren Berathſchlagungen keine 
Abtheilung noch Unterſchied der Mitglieder, und eben ſo 
wenig eine gewiſſe Ordnung in Anſehung des einzuneh— 
menden Sitzes und der Abſtimmungen ſtattfindet, ſondern 
uͤber alle zur Ueberlegung und Entſcheidung kommenden 
Angelegenheiten nach abſoluter Mehrheit der Stimmen ein 
Beſchluß gefaßt wird. (Abtheilung V. Kapitel 10. $. 1.) 

ll 1 

Unter den Anweſenden nehmen nur der Präfident und 
der Land -Syndifus oder Sefretär in der Mitte der Ver— 
fammlung einen befondern Pag ein, | 

© F. 

Bei ihren Abftimmungen haben die Mitglieder der Land: 
ſchaft ganz allein ihrer auf forgfältige Prüfung der vor— 
liegenden Gegenftände gegründeten eigenen Weberzeugung 
und ihrem Gewiſſen zu folgen, feineswegs aber Snitrufs 
tionen und Eingebungen von Andern anzunehmen und zu 
beobachten. 

$. & 

Die Sigungen der beiden Seftionen der Landfchaft wer— 

den nicht zu gleicher Zeit gehalten, damit der Land» Syns 
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difus in beiden Sektionen anmwefend iron: ua Abtheilung 
V. Kap. 10. $. 2.) 

Das erfte Gefchäft jeder Seftion der ftändifchen Ver⸗ 
ſammlung beſteht in der aus ihrer Mitte zu treffenden 
Wahl ihrer Vorſteher und Beamten, naͤmlich eines Praͤſi— 
denten, eines Vice-Praͤſidenten und eines Sekretaͤrs, wel- 
cher letztere im Falle der Behinderung des Land-Syndikus 
deſſen Geſchaͤft verſieht. 

$. 9. 

Diefe Wahl gefchieht vermittelt verfchloffener Zettel, 
auf welche jeder anweſende Landitand den Namen desjeni- 
gen fchreibt, welchen er zu der fraglichen Stelle auserjehen 
hat, und wird durch die Mehrheit entfchieden, dergeftalt, 
daß zu den Stellen des Präfidenten und Bices Präfidenten 
Diejenigen drei Mitglieder der Sektion, auf welde die 
meiften Stimmen gefallen find, dem Landesherrn präfentirt 
werden, um daraus einen zu beftätigen, der ſodann, nach 
erhaltener höchfter Beftätigung, fein Amt gleich antritt. 

Die UÜebertragung des Amts des Sefretärs hängt blos 
von der Stimmen: Mehrheit ab und bedarf feiner landes— 
herrlichen Konftrmation. 

$. 10. 

Bei dem ebengedachten Wahlgeichäfte verfieht das an 
Sahren Ältefte Mitglied jeder Sektion die Stelle des Praͤ— 
fidenten, und von dem Land- Syndifus wird darüber ein 
Protokoll geführt. 

§. 11. 

Nicht allein der Präfident, fondern auch jedes Mitglied 
der Verfammlung, ift befugt, über Gegenftände, welche 
der Landesherrichaft zur Beruͤckſichtigung zu empfehlen, Ans 
träge zu machen. (Abtheil. V. Kay. 10. $. 9) 

$.: 2 

Von dem (6. 5) feftgeftellten Grundfage, daß zur Faſ— 
fung eines Bejchluffes über die verhandelten Gegenftände 
nur die abfolute Stimmen» Mehrheit der anwefenden Mit: 
glieder erfordert werde, tritt allein eine Abweichung ein, 
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wenn ftändifcher Seits ein Antrag an den Landesherrn ge 

macht werden foll, weldyer eine wefentliche Abänderung der 

bisherigen Landes- oder Steuer: Berfaffung enthält. In 

einem folchen Falle müfjen wenigftens zwei Drittheile der 

Berfammlung dem vorgefchlagenen Antrage beiftimmen, um 

als gültig befchloffen betrachtet werden zu fönnen. * 
5. 18. 

Sowohl in dem eben gedachten Falle, als wenn die 
Stimmen » Mehrheit entichieden hat, kann und darf bie 
Wirfung und Beförderung eines gefaßten Befchluffes weder 
durch Verwahrungen, noch Berufung auf die höchfte Ent» 
fcheidung, noch auf andere Weife aufgehalten und gehin- 
dert werden, fondern jedes ftändifche Mitglied muß fich 
das Reſultat der Abftimmung ſchlechterdings gefallen Taf: 
fen und dabei beruhigen, obwohl demjelben unberommen 
bfeibt, feine befondere Meinung fchriftlich auszuführen und 
zu den Akten zu bringen. 

$. 14. 

Sellten beide Sektionen fih über einen vorliegenden 
Gegenftand nicht vereinigen, fo findet eine Zufammentre- 
tung von aus jeder Seftion in gleicher Anzahl zu erıten- 
nenden Kommiffarien und, wenn die GSeftionen es auch 
nur einfeitig winfchen und darauf antragen, die Zuord- 
ordnung landesherrlicher Kommiffarien ftatt, und wird von 
diefer gemifchten Kommiffion der Verſuch gemacht, ob durch 
annähernde Vorfchläge und Modififationen eine Vereinba— 
rung der Sektionen zu erreichen jtehe. 

Unter gleichen Umftänden kann auch ein Zufammentre- 
ten der Mitglieder beider Seftionen ftattfinden. 

5.15, 

Wenn von Seiten des Landesherrn ein Erlaß oder An: 
trag an die Stände gelangt ift, und beide Seftionen Fön: 
nen ſich über ihre darauf abzugebende Erflärung nicht vers 
einigen; fo ift darüber Namens gefammter Landfchaft Be- 
richt an die Landesherrfchaft zu erftatten, in welchen das 
Rejultat der Berhandlungen jeder Sektion, mithin das 
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gutachtliche Dafürhalten einer jeden derfelben ; —— 
aufzunehmen iſt. 
| S. 16. * 
Ueber einen Gegenſtand, in Anſehung deſſen eine Ver—⸗ 
einbarung beider Sektionen nicht zu Stande gebracht wor- 
den, ift ein neuer Antrag und eine weitere Deliberation 
während deſſelben Landtags nicht mehr zuläffig. 
55 
Jede Sektion kann, unter hinreichende Veranlaſſung 
dazu gebenden Umſtaͤnden, ihre Sitzungen auf gewiſſe kurze 
Zeit ausſetzen. Aber nur von dem Landesherrn kann die 
Vertagung des Landtags verfügt werden. EAbtheil. LI. 
Kap. 10. $. 6.) Während der Vertagung fteht es den zu 
niedergefegten Kommifjionen nicht gehörigen Mitgliedern 
derfelben frei, fi aus dem Drte zu entfernen. 
Solange die Sitzungen dauern, kann fein Mitglied 
der Landſchaft ohne Urlaub feiner Sektion abreifen. 
$. 18. 
Die erſte und beiligfte Pflicht der Landſtaͤnde befteht 
darin, daß fie die Wohlfahrt und das Beite des Vaterlan— 
des und ihrer Mitbürger in dem ihnen angewiefenen Wir; 
fungsfreis, ohne alle Nebenabfihten und Ruͤckſichten auf 
einzelne Perfonen und Berhältniffe, nach ihrer beften Ein- 
fiht und Gemiffenhaftigfeit zu befördern fuchen, und bei 
allen Angelegenheiten und Borfällen, wo ihre Einwilligung 
und Mitwirkung und ihr Rath erfordert wird, hauptfäd- 
lich vor Augen haben. Hiernächft haben diefelben, bei Aus: 
übung der ftändifchen Rechte und Befugniffe und bei allen 
Verhandlungen. der Landfchaft, die beftehende Verfaſſung 
und feftgefegte Drdnung genau zu beobachten. 
$. 19 
Da, der bisherigen Verfaſſung nah, nur die Reichs, 
Kreis: und PrinzeffinsSteuern, fowie überhaupt die zur 
nothwendigen Vertheidigung des Vaterlandes erforderlichen 
Auflagen, ohne vorherige Verwilligung der Stände auf- 
gebracht werden mußten; fo erhält diefer Grundfaß im 
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Wejentlihen bei der allgemeinen Beftenerung des Landes 
auch ferner feine Anwendung. 

Nur verfteht es fih, bei den inzwifchen in Deutſchland 
eingetretenen Beränderungen der Staats: DBerhältniffe, und 
da vermöge derfelben die Verfügungen und Beichlüffe der 
Bundes - Verfammlung für fammtliche deutfche Staaten ver- 
bindfich find, daß die darnach und zur Erfüllung der Bun— 
des » Verpflichtungen des Landes erforderlichen Steuern und 
Lajten von den Unterthanen getragen und jtatt der vorma— 
ligen Reichs- und Kreis- Anlagen auch ferner nah Ber 
dürfniß aufgebracht werden müffen. 

Wenn aber zu anderen Staatszweden und Einrichtun: 
gen neue Abgaben den Einwohnern des Landes auferlegt 
und von ihnen entrichtet werden follen, jo kann folches 
nicht anders, als mit Einwilligung der Stände gefcheben. 
Ein gleiches gilt von neuen Lerftungen, welche den Unter- 
thanen auferlegt werden follen und nicht unter der ihnen 
obliegenden Landfolge, als Kriegsfuhren und dergleichen 
bergebrachten Laſten, begriffen find. Es darf ſolchemnach 
in Hinſicht der beftehenden Auflagen und Feiftungen feine 
Veränderung ohne Konfurrenz der Landftände getroffen 
werden. 

$. 20. 

Es macht hiebei feinen Unterfchied, welche Gegenftände 
ſolche allgemeine Landes-Auflagen und Reiftungen betreffen, 
ob fie auf Grundſtuͤcke, Bermögen, Verfonen, Gewerbe 
oder auf den Berbraud von Lebensmitteln und Konfumti- 
bilien gelegt werden ſollen, hingegen ift diefe erforderliche 
Bewilligung der Stände nicht auf folche Abgaben und Fei- 
ungen zu ziehen, welche vermöge der höchften Volizei- 
Gewalt zur Leitung des Handels und der Gewerbe, vder 
zur Ausführung nöthig befundener polizeilicher Einrichtun- 
gen und Maasregeln anzuordnen find, als wohin nament: 
lich Zölle, Weggeld- und Packhaus-Entrichtungen zu rech— 
nen find, Indeſſen jollen hinſichtlich der zu entrichtenden 
Chaussee - Gelder, künftige Abänderungen des beftehenden 


392 


Tarifs nicht ohne Zuflimmung der Stände vorgenommen 
werden, Eben fo wenig bedarf es der ftändifchen Konkur⸗ 
renz und Zuftimmung in Hinficht der Anfbringung und 
Nepartition der, ihrer Natur und Befchaffenheit nach, ein- 
zelnen Gemeinden, Städten, Drtfchaften und Diftriften 
obliegenden Laften, Ausgaben und Koften, welche nach den 
Beftimmungen der Regierung durch die betreffenden Behör- 
den zu reguliren find. Es verfteht ſich jedoch von felbft, 
daß hierunter nur die Ausgaben für die Bedürfniffe jedes 
Orts gemeint find und daß allgemeine Landes - Anlagen 
oder Einrichtungen nicht unter der Benennung der Ge- 
meinde- Lajten eingeführt oder erhoben oder den Gemein» 
den auferlegt werden follen. 


$. 22 

Das ftändifche Steuer » Verwilligungs - Recht erſtreckt 
fi übrigens bei feiner Ausibung nicht blos auf die Art 
und den Betrag ber öffentlichen Abgaben und Feiftungen, 
fondern auch auf die Grundfäge und Verhältniffe, nach 
welchen felbige auf Gegenftände oder Perfonen zu legen 
und zu vertheilen find, fowie auf die Dauer, Erhebungs— 
weife und Verwendung der aufzulegenden Steuer. 

Nachdem tiber alles diefes zwifchen der Landesherrichaft 
und den verfammelten Ständen die nöthigen Unterhand- 
Inngen und Berathungen gepflogen und eine gemeinfame 
Uebereinkunft getroffen worden, wird in deren Gemäßheit 
die verwilligte Auflage durch eine auf die gewöhnliche 
Weife und mit Bezug auf die gepflogenen Unterhandlun- 
gen mit der Landſchaft zu publicirende Iandesherrliche Ber: 
ordnung ausgefchrieben und ihre Erhebung verfügt. 


$. 224 
Die Beftimmung, daß chne vorgängige Bewilligung 
der gefammten Stände feine allgemeine Steuer oder Lei— 
ftung ausgefchrieben werden fann, leidet nur die einzige 
Ausnahme, wenn in fehr dringenden Fällen das Bedauͤrf⸗ 
niß und Befte des Landes e3 nicht erlaubt, mit der Aus— 
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fchreibung der nöthigen Steuer oder Leiftung bis zur Ver: 
fammlung der gefammten Landichaft Anftand zu nehmen, 

Wäre ein folcher dringender Fall eingetreten, fo wird 
die Landesherrfchaft darüber mit den von den Ständen er- 
nannten Mitgliedern des $. 23 erwähnten Steuer» Kolle- 
giums, als beftändigen Deputirten der Stände, zum Be- 
huf der einfiweilen zu treffenden Mansregeln fommuniciren, 
und dieje haben alsdann, injofern die Eile der Sache ſol— 
ches erlauben follte, mit dem zu bildenden größern Aus— 
ſchuſſe der Landſchaft zufammen zu treten und fich zu ver. 
einigen. Die biernach vorläufig getroffenen Derfügungen 
und Anordnungen müffen jedoch auf dem nächiten Fand: 
tage den gefammten Ständen eröffnet, ihnen die vorgewal- 
teten Umftände, welche die Aufbringung einer aufferordent: 
lichen Steuer, oder die Auferlegung einer neuen Leitung 
nothwendig gemacht, dargelegt und nachdem auf ihre Zu: 
fimmung angetragen worden und, darüber Berathung ge- 
ſchehen, die weitern Verfügungen mit ihnen gemeinfchaftlich 
beſchloſſen und zur Ausführung gebracht werden. 

— | 

Die verwilligten und ausgefchriebenen Steuern aller 
Art follen unter der Aufjiht und Peitung eines von dem 
Landesherrn und den Ständen gemeinfchaftlich beſetzten 
und abhängigen Landesftener - Kollegiums erhoben, verwal— 
tet und berechnet werden. Diejes Kollegium ift in Hinficht 
feiner Amtsführung, fowohl dem Landesherrn, als den 
Ständen, dahin verpflichtet und verantwortlih, daß in 
Abfiht der Erhebung und Verwaltung der Steuern überall 
den bejtehenden Landes » Gefegen gemäß verfahren werde, 

Würden in befondern Fällen fpecielle Snftruftionen für 
dafjelbe erforderlich, jo follen jelbige von der Landesherr- 
ſchaft mit den Ständen foncertirt werden. 

Es wird aus acht Mitgliedern oder Näthen beftehen, 
von welchen die eine Hälfte von dem Landesherrn und 
die andre von den Ständen ernannt wird. 

Dem Landesherrn ift es überlaffen, die Beeidigung und 

Il. 3», 23 
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Einführung der Mitglieder des Steuerfollegii zu verfügen, 
und zu beftimmen, wer unter ihnen den Vorſitz darin zu 
führen habe, fo wie Höchftdemfelben auch die Ernennung 
des dabei anzuftellenden Sefretärs und der Subaltern 
Dfficianten zujteht. 

F. 24. 

Das Landesftener- Kollegium hat, als zu feinem Wir: 
fungsfreis gehörig, folgende ihm obliegende Gefchäfte zu 
beforgen: 

1) die bei dem Steuer» Departement und defjen verfchie- 
denen Zweigen nöthigen Beamten und Dfficianten zur 
Iandesherrlichen Anftelung vorzufchlagen und hiernächft 
zu verpflichten, zu beftallen und zu inftruiren; 

2) nad den getroffenen Beftimmungen über die Erhebung 
und Berwendung der bejtehenden und verwilligten 
Steuern die jährlichen Etats über die Einnahme und 
Ausgabe der Steuer: Kaffen zu entwerfen und zur 
Iandesherrlichen Genehmigung einzufenden ; 

3) in Gemäßheit der genehmigten Etats die Erhebung 
der Steuern anzuordnen und erequiren zu laffen, auch 
wegen der nachgefuchten oder in Antrag fommenden 
Remiſſionen Vorfchläge zu thun; 

4) auf gleiche Weife die Verwilligungen, Zahlungs» Be- 
fehle und Anweifungen an die Steuer: Erheber und 
Berwalter zu erlaffen, und dahin zu fehen, daß folchem 
gemäß die eingehobenen Gelder wirklich verwandt und 
infonderheit die zu den Lofal- Bedürfniffen nicht ange- 
wiefenen Gelder in die allgemeine, unter der Aufficht 
und Berwälturg des Kollegiums jtehende, Steuer - 
Kaffe richtig abgeliefert werden; 

5) die allgemeine und genaue Auffiht über die Lofalz 
Steuer - Kaffen und deren Verwaltung zu führen; 

6) die Steuer-Erheber und Verwalter zu einer ordnungs- 
mäßigen und überfichtlichen Führung ihrer Rechnungen, 
fowie zu gehöriger und prompter Ablegung verfelben 
anzumeifen und anzuhalten, auch zur Kontrolirung 
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der Nechnungsführer zwecmäßige Einrichtungen zu 

treffen; | 

7) die eingereichten Nechnungen über die verjchiedenen 
Steuer» Erhebungen forgfältig moniren und revidiren 
zu laffen, auch abzunehmen, biernachit aber die abge- 
nommenen und darauf Bezug habenden befondern Rech— 
nungen nebjt den monitis, deren Beantwortung und 
darauf abgegebenen resolutis an das Fürfil. Geheime 
Nathe - Kollegium einzufenden, worauf befagtes Kolle- 
gium eine nochmalige Revifion und wegen Liberation 
der Rechnungsführer das Erforderliche verfügen wird; 

5) die Berwaltung der allgemeinen Steuer-Raffe, welche 

dem Kollegium, abgejondert von den landesherrlichen 

Kaffen, untergeordnet wird und die Disyofition über 

die darin befindlichen Gelder zu den im Voraus anges 

wiefenen Zwecken. 

So wenig aber die Fandesherrjchaft über die Steuer - 
Kaffe einfeitig verfügen wird, eben jo wenig darf dies 
von Seiten des Steuer - Kollegiums zu anderen, als 
den bejtimmten, Zweden gefchehen. Würden daher 
Meberfchüffe in der Steuer» Kaffe entitehen, über deren 
Verwendung im Boraus noch nicht bejtimmt wäre, fo 
hat das Steuer- Kollegium darüber, wie folhe zum 
Beiten des Landes am beiten zu verwenden, gutadjt- 
lichen Bericht an die Landesherrichaft zu erftatten, und 
erit nach erfolgter deren Zuftimmung oder andermeiter 
gemeinfchaftlicher Vebereinfunft darüber demgemäß zu 
verfügen. Die jährlihe Rechnung über die allgemeine 
Steuer:Kafje wird der Landesherrfchaft abgelegt, welche 
felbige revidiren, und die etwaigen Bemerkungen er- 
fedigen, auch bei jedesmaligem Landtage den verſam— 
melten Zandftänden vorlegen läßt. 

9) Hat das Landes- Steuer: Kollegium die Direftion der 
Allgemeinen Brand - Verfiherungs - Anftalt zu uͤber— 
nehmen ; 

10) die von der Landes- Regierung verlangten, oder ſonſt 
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durch die Gefhaftsführung veranlaßten Berichte, Gut⸗ 
achten und Vorfchläge in Steuerfachen auszuarbeiten 
und einzureichen. 

Ob die Beforgung der das Landesfchulden - Wefen be- 
treffenden und dahin einfchlagenden Angelegenheiten dem 
Steuer: Kollegium oder einer eignen gemeinfchaftlihen Kom— 
miffion zu übertragen, und welche Grundfäße und nähere 
Beftimmungen über diefen wichtigen Gegenftand anzuneh— 
men und fefizufesen am swecmäßigften ſeyn werde, wird 
einer befondern Berathbung und Uebereinkunft zwifchen der 
Landesherrfchaft und den Ständen vorbehalten. 

54.125, 

Die Geſchaͤfte diefer gemeinfchaftlichen Steuer » Behörde 
werden ganz follegialifch behandelt. Zeigen fich daher bei 
den Verhandlungen getheilte Meinungen, fo entfcheidet, 
ohne Unterschied des vorliegenden Geaenftandes, jederzeit 
- die Mehrheit der Stimmen; bei einer fich ergebenden Gleich— 
heit derfelben giebt aber die Stimme des vorfikenden Mit- 
glieds den Ausfchlag. 

6. 26; 

Ueber die Art und Weife, wie die Gefchäfte des Steuer: 
Kollegiums zu betreiben, fo wie wegen der zu haltenden 
Sitzungen und deren Anzahl, wird das Nähere, befonders 
mit Benugung der erjt zu fammelnden Erfahrung, gemeinz 
fhaftfich beftimmt und in einer zu erlaffenden Geſchaͤfts— 
ordnung vorgefchrieben werden. 

$. 27. 

Sn Hinfiht der, fowohl den Mitgliedern, als den 
Subalternen des Steuer-Kollegiums, anszufeßenden ange: 
mefjenen Befoldungen und deren Anweifung, wird gleid)- 
falls fofort unterhandelt und ein befonderes Uebereinfom- 
men getroffen werden. 

&,: 2 

Den verfammelten Ständen follen die Etats und 
Rechnungen über die Einnahme und Ausgabe der allge: 
meinen Steuer-Kaſſe, auch eine Nachweifung über Die 
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Perwendung der durch die ausgefchriebenen Steuern ein: 
gegangenen Summen, von einem Sandtage zum andern 
vorgelegt werden, und fünnen diefelben, wenn fie es für 
angemeffen und zuträglich erachten, fchriftliche Bemerfun- 
gen darüber bei der Landesherrſchaft einreichen und Ans 
träge darauf gründen, welche alsdann, nad Beichaffen- 
beit. der Sache, weitere Grörterung, Unterhandlungen, 
und gemeinfame DVerfügungen herbeiführen fönnen. Die 
Etats über neu anzulegende Steuern werden ſtets von 
dem Landesherrn und den Ständen gemeinschaftlich re— 
gulirt. 
$. 29 

Sowie bei Auflegung neuer Steuern, ebenjo erforder- 
lich ijt die Einwilligung der Stände, wenn auf den Kredit 
des Landes Anlehen Ffontrabirt, und Staat3-, Kammer», 
Stifts- und Klofter. Güter oder Kinfünfte verpfändet 
oder veräußert werden follen. Die oberjte Verwaltungs» 
Behörde der oben gedachten Güter iſt dafür verantwortlich, 
daß in Anfehung derfelben nicht anders verfahren werde. 
Ueber den Betrag, die Bedingungen und die Rückzahlung 
folcher Staats » Aufehen muß auf gleiche Weife vorher mit 
den Ständen fommunicirt und eine Bereinbarung getrof- 
fen werden, auch ift überhaupt wegen des Landesſchulden— 
wefens mit ihnen Berathung zu pflegen und foldhes nad) 
gemeinfamen Beſchluͤſſen nnd Beſtimmungen zu reguliren. 


6. 530. 

Verordnungen, welche eine Abänderung in den beftehen- 
den allgemeinen Civil» und Kriminal-Geſetzen bezwecken, 
werden, jo oft es die Umftände gejtatten, den Ständen 
vorgelegt und diejelben darüber mit, ihren Bemerkungen, 
Gutachten und Rath gehört werden. 

6 

Ein neues Eivil- und Kriminal-Geſetzbuch, eine neue 
Proceß- und allgemeine Polizeiordnung koͤnnen nicht ohne 
Berathung mit den Ständen eingeführt werden. 


398 


6832. 

ft von wefentlichen Veränderungen die Rebe, welche 
die Landes» Verfaffung, Landes: Kollegien, Gerichts- und 
allgemeine Berwaltungs- Behörden, deren Wirfungsfreis 
und Verhältniffe betreffen, toll von Beftimmungen, welde 
zwifchen dem Landesfürften und der Landſchaft vertrags- 
weife getroffen find, abgewichen, follen allgemeine gefeß- 
fihe Veränderungen in Anfehung der Zehnten, Dienfte, 
Meier- und fonftigen gutsherrlidden Verhältniffe und Ge- 
fälle verfügt, oder endfich allgemeine Geſetze über die Thei- 
lung der Gemeinheiten gegeben werden; fo it biezu alle 
Zeit eine Berhandlung und Uebereinkunft mit den Ständen 
nöthig. 

N: 33, 

Wenn die Stände auf dem Landtage verfammelt find, 
fteht ihnen frei, dem Landesfürften Borfchläge zu allgemei- 
nen Landes» Gefegen, Verfügungen und Anftalten zu thun, 
und werden ſolche von der Regierung ſtets mit aller Auf- 
merffamfeit aufgenommen, ſorgfaͤltig geprüft und thunlichft 
berücfichtigt werden. ' 

$. 34. 

Nicht weniger find die Landftände befugt, wegen be- 
merkter Mängel oder Mißbräuche bei der Gefeßgebung und 
Berwaltung der öffentlichen Angelegenheiten angemeffene 
Vorträge an den Landesfürften zu richten und ſich über 
deren Abjtellung gutachtlich zu Außern, 

S. 9 

Auch ift den Ständen unbenommen, falls fie dazu hin- 
laͤngliche Gründe zu haben glauben, dem Landesherrn Be: 
fchwerden und Klagen über die höheren Landes - Behörden 
und GStaatd- Diener, wegen pflichtwidriger Verwaltung 
ihrer Amts: Gefchäfte, vorzutragen, befonders wenn die- 
felben jich dadurch vorfchrifts> und ordnungswidrige Will- 
führ und Eingriffe in die bürgerlichen Rechte der Untertha— 
nen, oder in die Verfaffung des Landes, erlaubt haben 
folten, und werden auf folche befchwerende Vorſtellungen 
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jederzeit genaue Unterfuhungen angefiellt, und, went fie 
begründet erjcheinen, die Angefchufdigten zur gebührenden 
Verantwortung und Strafe gezogen, auch fonft darauf 
alle angemefjene abhelfliche Verfügungen getroffen werden. 
In Anſehung untergeordneter- Beamten und einzelner Mit- 
glieder der Landesfollesien koͤnnen indeffen dergleichen Anz 
lagen nicht anders angebracht werden, als wenn felbige 
ſchon vorher bei der vorgefegten Behörde ordnungsmäßig 
vorgetragen und von derjelben unbeachtet und ohne gehörige 
Remedur gelaffen waren. 
$. 36. 

Um den verfaffungs- und ordnungsmäßigen Gang der 
Staats» Gefhäfte und die öffentlichen Beamten wegen ih— 
rer Berantwortlichfeit zu jichern, werden die unter der 
höchiten linterfchrift des Landesherrn erlaffenen Referipte 
und Verfügungen jedesmal auch mit der Kontrafignatur 
eines Miniſters oder Mitgliedes des Geheimen -Raths ver- 
fehen, wodurch diejenigen Kollegia und Staats - Diener, 
an welche jelbige gerichtet find, und alle, die es angeht, 
fih vergewiffern koͤnnen, daß die betreffende Angelegenheit 
durd die rechte Behörde verfaffungsmäßig an den Landes 
berrn gelangt und hoͤchſtdeſſelben Entfchluß darüber nad 
gefchehenem Bortrage und vernommener Meinung des Ger 
heimenraths - Kollegiums gefaßt worden jey. Es kann da— 
ber eine mit der erforderlichen Kontrafignatur nicht bezeich- 
nete Berfügung des Negenten in Landes » Angelegenheiten 
nur als evfchlichen angefehen werden. 

$. 37. 

Damit der nad den Bundesverpflichtungen zu haltende 
Militäretat um dejto beifer auf eine mit den Kräften deg 
Landes übereinjtimmende Weife ausgeführt und unterhalten 
werde, follen ſolcherhalb die Gefege über die Militärpflich- 
tigkeit und die Aushebung der Mannfchaft mit den Staͤn— 
den definitiv foncertirt und erlaffen werden. 

$. 38. 
Das img. 23 erwähnte Recht der Stände, vier Mit- 
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glieder zu dem gemeinfchaftlichen Landesftener- Kollegium 
zu ernennen, wird von denfelben dergeftalt ausgeübt, daß 
jede Seftion aus ihrer Mitte zwei Mitglieder durch relative 
Stimmen: Mehrheit dazu ermählt, welche dem Landesherrn 
zur hoͤchſten Beftätigung zu präfentiren und in Hinficht 
ihrer Anfegung und Entlaffung anderen Staats - Dienern 
völlig gleich geftellt find. Diefe Wahl gefchieht unter der 
Leitung des Präfidenten mittelft verfchloffener Zettel, auf 
welche die Namen der Gemwählten zu fchreiben find und die 
nad) Abgebung der Stimmen fofort eröffnet werden. 

Wer nach der auf ihn gefallenen Wahl zum Steuerrathe 
einen herrfchaftlihen Dienft annimmt, oder den bis da- 
bin befleideten mit einem andern vertaufcht, verzichtet 
darauf ftillfehweigend auf jenes Amt, fann jedoch bei einer 
neuen Wahl wieder dazu auserjehen werden. Die von 
der zweiten Sektion etwa zu Steuer-Raͤthen gewählten 
Stadt: Deputirten, außer dem Bürgermeifter, oder die 
dazu erwählten Freifaffen, behalten die Eigenfchaft als 
Deputirte für die Zeit ihrer Amtsführung im Steuer - Kol: 
Yegium. Sollte die Stelle eines ftändifchen Steuer -Nathes 
durd den Tod oder auf andre Weife fieben Monate, oder 
noch früher, vor dem bejtimmten Landtage erledigt werden, 
fo haben die bleibenden landfchaftlihen Steuer » Räthe 
fämmtliche Mitglieder der Seftion, von welcher der Abge— 
gangene gewählt war, binnen Monatsfrift nah Braun 
fhweig zu berufen, um durch ihre Wahl ein neues Mit- 
glied des Steuer - Kollegii zu beftimmen. Zu der Gültigfeit 
einer folhen Wahl ift es hinlänglih, wenn neun Mitglie- 
der der betreffenden Sektion daran Theil nehmen. 

$. 39. 

Die von Seiten der Landfchaft dem Steuer » Kollegium 
zugeordneten Mitglieder bilden zugleich einen bleibenden 
Ausſchuß derfelben für die zwifchen den Landtagen nöthig 
oder rathſam befundenen Mittheilungen. Bon diefem be- 
ſtaͤndigen Ausſchuſſe kann die Landesherrfchaft, fo oft es 
ihr gutduͤnkt, Nachrichten, Berichte und Gutachten einziehen; 
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es ift demfelben auch unbenommen, feiner Seits unaufges 
fodert, befonders bei ungewöhnlichen und dringenden Vorz 
fallenheiten oder Veranlaffungen, PBorjtellungen nnd Anz 
träge in landſchaftlichen Angelegenheiten bei dem Landesherrn 
. 3m machen und feine gutachtliche Meinung darüber pflicht- 
mäßig zu äußern. 

$. 40. 

Außer dem ebengedachten permanenten Ausfchuffe der 
Landfchaft befteht noch ein größerer aus neun Mitgliedern 
beider Seftionen, welchen der erjtere in allen zwifchen den 
Landtagen etwa vorfallenden Iandfchaftlichen Angelegenheiz 
ten von Wichtigkeit zuziehen und demfelben bei der Berufung 
die Gegenjtände der zu haltenden Berathfchlagung wo mög: 
lich fofort mitzutheilen hat, und deſſen Mitglieder, bei den 
gemeinfchaftlicdhen Berathungen, den Mitgliedern des engern 
Ausſchuſſes in Anfehung des Stimmrehts und fonft völlig 
gleich find. 

Die Wahl des größern Ausfchuffes wird allezeit von den 
auf den ordentlichen Landtagen verfammelten Ständen vor— 
genommen, und zwar dergeftalt, daß zum erftenmale die 
erſte Seftion fünf, und die zweite Sektion vier Mitglieder, 
zum zmweitenmale aber die [e&tere fünf und die erjtere vier 
Mitglieder, und fo ferner abwechfelnd, aus ihrer Mitte durch 
Mehrheit der Stimmen ernennt. 

$. 41. 

Hiernaͤchſt kommt der Landfchaft die fernere Führung 
eines eigenen Siegels zu, welches mit der Umfchrift: 
„Siegel der vereinten Braunfhmweig- Wolfen; 
büttelfhen und Blanfenburgifhen Landſchaft 
1820’ zu verfehen iſt. Auch hat diejelbe die Freiheit von 
Gerichtsfporteln, Stempeln und Porto, mie vorhin, fer- 
ner zu genießen. 

9. 22. 

Endlich iſt die Landjchaft befugt, einen Land -Syndi- 
fus anzunehmen und zu bejtellen, und zwar im der Art, 
daß zum erftenmal die erfte Seftion drei Kandidaten er: 
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wählt, von welchen die zweite Sektion einen auserfieht 
und benennt, im zweiten al aber umgekehrt die zweite 
Sektion die Wahl der drei Kandidaten und die erfte die 
Ernennung vornimmt, und daß in der Folge mit gleicher 
Abwechslung verfahren wird. Die Anftellung des Land- 
Syndici ift lebenswierig und der anderer Staatsdiener 
gleich, jedoch damit die Verwaltung eines herrfchaftlichen 
Dienftes nicht vereinbar. Bon der gefchehenen Beftellung des 
Land: Syndict wird der Landesherrfchaft Anzeige gemacht, 
und von diefer darauf, wenn fie gegen die Perfon nichts 
zu erinnern findet, Ddeffen Konfirmation und die Abnahme 
des von ihm zu leitenden Erbhuldigungs- Eides verfügt. 

Der Land-Syndifus hat, als beftändiger Konfulent der 
Landſchaft, derfelben ber alle vorfommende Gegenftände, 
und, fo oft es verlangt wird, die nöthigen Nachrichten 
und Gutachten, befonders über Rechts-Verhältniffe, münd- 
lich und fchriftlicy mitzutheilen, auch das Amt des erfiern 
Sefretärd und Chefs des Kanzleimefens, fowohl bei dem 
Steuer » Kollegio, als bei dem bleibenden Ausfchuffe der 
Stände, zu verrichten, und das landfchaftliche Archiv, ſowie 
die Negiftratur des Steuer» Kollegiums, unter geböriger 
Auffiht und auf die Ordnung dabei zu halten. Er führt 
auch ein votum censultativum uud das Vrotofoll, ſowohl 
in beiden Seftionen der Landfchaft, als bei dem Steuer: 
Kollegium und den PBerfammlungen der Sandfchaftlichen 
Ausſchuͤſſe. 

Wird die Stelle des Land-Syndikus in der Zeit, da 
kein Landtag verſammelt iſt, durch den Tod oder auf an— 
dere Weiſe erledigt, ſo werden von den landſchaftlichen 
Steuer-Raͤthen drei Kandidaten zu deren Wiederbeſetzung 
auserſehen und dem groͤßern Ausſchuß in Vorſchlag ge— 
bracht, welcher in Verbindung mit dem engern Ausſchuſſe 
einen derſelben durch Stimmen-Mehrheit erwaͤhlt. 

$. 43. 

Alle durch) die Zufammenbervufung und Berfammlung 

der Stände veranlaßten allgemeinen SKoften werden aus 
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der Steuer : Kaffe beftritten, es erhalten aber daraus die 
Mitglieder der Landichaft feine Vergütung für die Koften 
ihrer Reifen und ihres Aufenthalts bei dem Landtage, ſon— 
dern ein jedes Mitglied, das nicht aus eigenem Rechte er- 
Scheint, muß von denjenigen, für welche es erfcheint, ent- 
ſchaͤdigt werden: und bleibt es befonders den freien Grund- 
befißern unbenommen, fi) mit ihren Deputirten über folche 
Entfchädigung zu vereinbaren. 

Sowohl den Prälaten, als den zu der zweiten Sektion 
abgeordneten auswärtigen Mitgliedern wird deshalb eine 
billige Entfhädigung zugeftanden und das Nähere darüber 
durch ein zu treffendes Uebereinfommen beftimmt werden. 
Die zu den Kommiffionen deputirten Mitglieder erhalten 
fämmtlih, wie auch die verfammelten Mitglieder des grö- 
ßeren Ausfchuffes, Diäten nach den demnächft zu beftim- 
menden Saͤtzen. Während der BVertagung des Landtags 
befommen nur diejenigen Mitglieder der Landfchaft Diä- 
ten, welche bei der niedergefesten Kommiſſion zuruͤckgeblie— 
ben find, 


Eıilftes Kapitel, 


Herzogathbum Naffaı. 


Mahl des Präfidenten der PVerfammlung der Landes- 
Deputirten und desfallfiger Borfchlag bei dem Negenten; 
Wirfungsfreis der Landjtinde; Klage gegen Minijter ıc. 
wegen Berleßung der Verfaſſung; VBerfchiedenheit der Mei- 
nungen in beiden Abtheilungen; Neifefoften und Diäten. 


Hierüber beftimmt das Patent wegen Einführung einer 
landſtaͤndiſchen Verfaſſung im Herzogthum Naſſau Fol- 
gendes 5: 

8. 4. 
Die Verſammlung der Landſtaͤnde von der Herrenbank 





. 1) Herzogl. Naſſauiſches Patent wegen Einführung einer land: 
ſtändiſchen Verfaffung 65. 5, 4 zum Theil, 8, 2. Europätfche 
Konftitutionen. 3. Th. ©. 295. 
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findet gleichzeitig ftatt mit der Verfammlung der Tandes- 
Deputirten und an dem nämlichen Drte. Die Einladungs- 
Schreiben werden Wir den Mitgliedern unmittelbar zuferti- 
gen den Präfidenten aber für die Dauer jeder Sikungszeit 
aus ihrer Mitte ernennen (Abtheil, III. Kay. 11 $. 3). Die 
allgemeinen Situngsfoften find aus Unſerer Staatskaſſe zu 
beftreiten. 
Se 

Kein Mitglied der Herrenbanf kann fich durch ein ande: 
reg Mitglied in der Berfammlung vertreten lafjen oder ihm 
die Führung feiner Stimme übertragen. 

Su au 

Die Landes - Deputirten verfammeln fih auf die ihnen 
von Unferm dirigirenden Staats- Minifterium zufommende 
Einladung am beftimmten Orte und Tage Abtheilung Ill. 
Kay. 118. 9. Den Präfidenten ihrer Berfammlung wer— 
den Wir, für eine jede Sikungszeit aus drei von ihnen Uns 
vorzufchlagenden Mitgliedern ernennen. Nur die Stimmen 
der in einer Stimmung anwefenden Landes-Deputirten wer; 
den gezählt; Abwefende fönnen ſich durch andere nicht ver- 
treten laflen. 

S. 4 

Die yolitifche Stellung Unferer Landftände im Allgemei- 
nen und im Befonderen, fowie auch die vollftändige Bezeich- 
nung desjenigen Antheils, den Wir ihnen an allen Zweigen 
der Gefeßgebung einräumen fönnen und werden, hängt mit 
von den zu erwartenden näheren Befliimmungen, Unferer 
und Unferes Herzogthums Verhältniffe zu dem Fünftigen Ge— 
ſammtvereine der deutfchen Staaten ab. 

Vorlaͤufig alfo und bis zu hiernächtt erfolgender nachtraͤg⸗ 
lichen Verordnung, erklaͤren Wir hiermit und verſprechen 
für Uns und Unſere Regierungs-Nachfolger unabaͤnderlich 
und fuͤr alle Zukunft verbindlich: 

daß Wir die Sicherheit des Eigenthums und der perſoͤnli⸗ 
chen Freiheit unter die mitwirkende Gewaͤhrleiſtung Unſe— 
rer Landſtaͤnde ſtellen. Sie ſollen daruͤber wachen und 
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darauf zu halten befugt jeyn, daß die freie Wirkſamkeit 
der oberſten Suftiz- Behörden niemals befchränft werde, 
dag willführlihe Verbaftungen, ohne rechtliches Verfah— 
ren nach den beftehenden Geſetzen, nie und auf feine 
Weiſe ftattfinden, auch daß feiner Unferer Unterthanen 
jemals feinem gewöhnlichen Gerichtsftande und durd) die 
Gefege vorher beftimmten ordentlichen Richter durch außer— 
ordentliche Maßregeln entzogen werde. Zu dem Ende le; 
gen Wir fofort Unfern Landfiänden nachfolgende Rechte 
bei: 

1) Ohne ihre Einwilliguna foll an den, in dem Eingange 
des gegenwärtigen Edikts erwähnten, die Aufrechthaltung 
der bürgerlichen und Gewerb » Freiheit, ſowie Gleichheit der . 
Abgaben bezwedenden Gefegen und Einrichtungen, weder 
von Uns noch von Unfern Regierungsnacfolgern zur Be: 
fchränfung der darin bejtimmten Rechte jemals eine Abände- 
rung verfügt werden. Ueberdieß follen wichtige, das Eis 
genthbum, die perfönliche Freiheit und Berfaffung betreffende 
neue Landesgefege nicht ohne den Rath und die Se 
der Landftände eingeführt werden. 

2) Sie fönnen Uns Borfchläge zu Abänderung beitehen- 
der und Einführung neuer Gefege überreichen; allgemeine 
und befondere Befchwerden einzelner Landestheile oder Un— 
terthanenflaffen Uns vortragen, und fodern, daß gegen Un— 
fere Staats: Minifter, fo wie aud) gegen Landes-Kollegien, 
wegen bejtimmter Bejchuldigungen, eine ‚Unterfuchungs- 
Kommifion angeordnet werde; wenn diefe Befchuldigungen 
auf bejcheinigten Abgaben beruhen, daß von ihnen Verletzun— 
gen der hier oben Nr. 1. angeführten, und fogleich bier nach— 
folgend über die Abgabenerhebung und Verwendung feftges 
fester Verfaffungsbeitimmungen verfügt oder zugelaffen wor- 
den; oder auch, daß fie ſich Konfuffionen oder verbotene Anz 
nahme von Gefchenfen erlaubt, oder bei ihren Untergebenen 
zugelafjen haben. Dergleichen Vorſchlaͤge und Beſchwerden 
fönnen, von jedem einzelnen Mitgliede der Herrenbanf und 
der Landes; Deputirten, während der Sitzungen ihrer Ber: 
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fammlung, in Antrag gebracht werden. Die Anträge wer; 
den in jeder Abtheilung befonders erörtert und darüber ab: 
geftimmt. Sie koͤnnen Uns aber nur alsdann vorgelegt wer: 
den, wenn fie die Zuftimmung der Mehrheit in jeder Abthei- 
fung erhalten haben. 

Auf gleihe Art werden die von Uns den Pandftänden 
zum Gutachten und Beiffimmung mitzutheilenden Geſetzes— 
Vorſchlaͤge in jeder Abtheilung befonders disfutirt und darıı- 
ber abgeftimmt; jo daß nur die für fich zahlende Stimmen- 
mehrheit, in jeder einzelnen Abtheilung, die Zuftimmung 
der Landſtaͤnde beurkundet. Herrfchen getheilte Meinungen 
in beiden Abtheilungen, fo wird die Bereinigung derfelben 
durch eine, von jeder Abtheilung in gleicher Anzahl zu er— 
wählende Deputation verfucht , welche unter den ‘beiden 
Ppräfidenten zufammentritt. Bei nicht ftattfindender Verein: 
barıng behalten Wir Ung die landesherrliche Entfcheidung 
bevor. | 

3) Alle von den Unterthanen zu erhebende direfte und 
indirekte Abgaben follen von der Mehrheit Unferer Land: 
ftände, mwobei die einzelnen Stimmen nach gefchehener be- 
fonderer Umfrage in beiden Abtheilungen zufammen zu 
zählen find, im voraus bewilligt werden; alle direften Ab— 
gaben, für den Zeitraum eines Jahres, die indireften, nad) 
Gutfinden, auf fechs Jahre hinaus. Zu dem Ende ift das 
Bedürfnig des fommenden Sahres, fammt dem wahrfchein> 
lichen Ertrage der zu erhebenden Abgaben, in genauen und 
vollftändigen Ueberfichten, ihnen vorzulegen, auf gleiche Art 
auch die gefihehene Verwendung der, früher von den Land: 
finden zu angegebenen Staatsbedürfniffen bewilligten Ab- 
gaben, ihnen, unter geftatteter Einficht der geführten Rech— 
nungen mit den Belegen derfelben, nachzumeiien. 

4) Die Pandftände fönnen, während ihrer jeweiligen 
Sitzungszeit, Vorftellungen und Bittfchriften von einzelnen 
Unterthanen fowohl, wie auch von Gemeinden, annehmen. 
Solche muͤſſen fchriftlich an die Präfidenten beider Abthei- 
ungen eingefchieft werden. 
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Während der Verfammlung der Landftände kann Fein 
Mitglied, ohne Zuftimmung der Abtheilung, wozu es ge: 
hört, aus irgend einem Grunde oder Beranlaffung zu ge: 
fünglicher Haft gebracht werden. 

.. 

Die Reifefoften nebjt — fuͤr die Dauer der 
Sitzungszeit und fuͤr die Tage ihrer Gegenwart am Orte 
der Verſammlung ſollen den Landes-Deputirten ohne Un— 
terſchied aus Unſerer Staatskaſſe verguͤtet und der Betrag 
der letzteren, nach angehoͤrtem Gutachten der Landſtaͤnde, 
im Laufe der erften Sigungszeit von Ung beftimmt werden. 
Sfeihermaßen find die allgemeinen Sisungsfojten der Lan— 
des= Deputirten- Berfammlung aus Unjerer Staatsfaffe zu 
beftreiten. 


Zwölftes Kapitel, 

Herzogtbum Sadhjen-Koburg-Saalfeld, oder 
feit 1826: Sachſen-Koburg und Gotha. 
Anzeige von der Anmefenheit der Abgeordneten oder 

Entſchuldigung wegen des Nichterfcheinens ; Wahl des Land- 

ſchafts-Direktors und Sefretärs und desfallfiger Vorſchlag 

bei dem Regenten wegen der Beftätigung; Eröffnung der 
fändifchen Verſammlung; Eidesleiftung, Rechte und Pflich- 
ten der Stände, Steuern, Domänen, Befchwerden gegen 

Staatsdiener wegen Verlegung der Verfaffung ꝛc.; Ver— 

guͤtung der Neifefoften und Diäten der Mitglieder der Stän- 

de - Berfammlung ſtaͤndiſcher Ausſchuß, Rechte und Pflich- 
ten defjelben, Landes» Kaffirer, Befoldungen des Land— 

THafts » Direftorg, des Sefretärs und des Kaſſirers; Diä- 

ten der Ausfchuß -Deyutirten, DVerfammlungen des Aus— 

Ihuffes, Rechnungsweſen der Landes + Kaffe. 


Die Herzoglich Sachſen Koburgiſche Verfaſſungs-Ur— 
kunde enthält darüber folgende Beſtimmungen ): 


1) Herzogl. Sachſen-Koburgiſche Verfaſſungs-Urkunde. 55. 84 bis 
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$ 1. 

Auf den Landtaͤgen find alle ſtaͤndiſchen Angelegenhei> 
ten in der Regel von der Gefammtheit der Stände zu be: 
handeln. Diejenigen, welche für befondere Kommiffionen 
oder dem Landichafts - Direftor allein gehören, find unten 
angegeben. 

Si, 

Tach Beendigung der Wahlen erfolgt die Zuſammenbe— 
rufung der Stände von dem Regenten durch ein Reſcript 
an die Landes- Regierung mit Beſtimmung des Orts und 
der Zeit. Hierauf wird eine allgemeine Bekanntmachung 
im Regierungsblatt, und an jedes Ständemitglied ein be- 
fonderes Einberufungs » Schreiben erlaffen. 

6.03% 

Die Abgeordneten haben ihre Anmwefenheit einer dazu 
ernannten Iandesherrlichen Kommiſſion zu melden, oder bei 
derfelben ihr Nichterfcheinen ſchriftlich und zeitig zu ent- 
fihuldigen, um deren Stellvertreter noch einberufen zu fün- 
nen. Denn nicht wenigitens zwei Drittheile der Abgeord- 
neten anmwefend find ?), kann weder der Landtag eröffnet, 
noch font eine vorbereitende jtändiiche Verhandlung mit 
Gültigkeit vorgenommen werden. 

re 

Die Iandesherrlihe Kommiffion verfammelt dann zuvör- 
derft an einem dazu bejtimmten Tage die Abgeordneten, um 
die Mahl eines Landfchafts-Direftors und eines Sefretärs, 
fo wie eines Stellvertreters für dem Landfchafts- Direftor 
und den Sefretär von der Stände - Verfammlung bewirfen 
zu laffen. Die Wahl ſelbſt gefchieht durch geheimes Stimm: 
geben an die Kommiffion, nad) der Ordnung des natürli- 
chen Alters der einzelnen Abgeordneten. 


90, 37, 63 bis 65, 67 bis 79, 82, 103 bis 119, Siehe Kon: 
ftitutionen der europ. Staaten. Th. IV. ©. 50. 

2) Nah Kapite 12 5. 2 (Abtheil. IL.) beftehen die Landftände 
des Herzogthums Sachfen : Koburg aus 17 Abgeordneten. 
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u 5 

Zu diefen Stellen ift jedes Mitglied der ftändifchen Ver: 
fammlung, welches im Land angefeffen ift, wählbar. Um 
die zu diefen Wahlen nöthbige unbedingte Stimmen » Mehr: 
beit zu erlangen, kann fo lange abgeftimmt werden, bis 
mwenigitens Stimmen - Gleichheit erfolgt, dann entjcheidet 
das 8008. 

Si 

Die gefchehene Wahlen werden dem Landesherrn von 
der Kommiſſion zur Betätigung vorgetragen. Erfolgt diefe 
aus anzugebenden Gründen nicht durchgängig, fo wird mes 
gen der nicht genehmigten zu einer anderweiten Wahl ges 
fohritten, die ebenfalls vorzutragen ift. 

‚er? 

Nach eingegangener Iandesherrlicher Beftätigung gefchieht 
die Eröffnung der ftändifchen Berfammlung, nachdem vor: 
ber der Landjchafts-Direftor, der Sefretär und der Stell: 
vertreter derfelben von der Kommifjion verpflichtet worden 
find. Sn der Stände» Berfammlung fißt der Landfchaftes 
Direftor oben an und neben ihm zur linfen Seite der ©e- 
fretär und die Stellvertreter von beiden; die übrigen Stände 
aber nad) der Ordnung ihres natürlichen Alters, 

$. 8. 

Jedes Ständemitglied ift als Abgeordneter nicht feines 
einzelnen Wahl-Bezirfs, fondern des ganzen Landes ans 
zufehben. Es fünnen daher weder einzelne derfelben, noch 
mehrere zufammen, etwas in Landes» Angelegenheiten unter 
fi) verhandeln und fo Anträge oder Befchwerden an den 
Regenten bringen, fondern alles muß von der Gefammtheit 
der Stände bei deren gefeßmäßigen Verfammlung ausgehen, 
und jedes einzelne Mitglied derfelben foll bei feiner Theil- 
nahme an den ftändifchen Verfammlungen nach feiner eignen 
Ueberzeugung ſtets das Wohl des Ganzen beabfichtigen, eben 
fo wenig Snftruftionen oder Aufträge für feine Abftimmung 
von Andern annehmen, al3 fein Stimm-Recht durch einen 
Bevollmächtigten ausüben, wobei ihm jedoch unbenommen 

II. Bd. 24 
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bleibt, Befchwerden einzelner Staatsbürger oder ganzer Ge⸗ 
meinden über Verletzung Fonftitutioneller Nechte in der 
Stände: Verfammlung vorzutragen. 

§. 9 

Bor Eröffnung der landftändifchen Verfammlung hat je: 
der Deputirte folgenden Eid zu leiften: 

„Sch ſchwoͤre Treue dem Herzog, treue Beobachtung der 
„‚beitehbenden Landes - Berfaffung, Gehorfam den Landes: 
„Gefegen, und in der Stände - Berfammlung das allge: 
„meine Wohl nad befter eigner Weberzeugung zu be: 
„rathen.” 

Die Stellvertreter find, wenn fie im Laufe einer ftändi- 
fhen Berfammlung einberufen werden, vor ihrer ZTheil- 
nahme an ihrer Berathung auf gleiche Weife zu verpflichten. 

$. 10. 

Die Stände find befugt, fich mit denjenigen Gegenftän- 
den zu befchäftigen,, welche im Nachfolgenden zu nr Wir: 
fungsfreis angewiefen find, und welche fich 

a) auf die Gefeggebung, 
b) auf die Finanz- Verwaltung und auf Erhaltung des 
Landes» und Domanial- Eigenthums, und 
c) auf gemeinfchaftliche Anträge und Beſchwerden bezie- 
ben, und in Folgendem näher angegeben find, 
$. 11. 

Neue Gefege, welche die eigentliche Landes - Verfaffung, 
d.h. die Beftimmung der gegenfeitigen Rechte des Negenten 
und der Stände betreffen, fowie Abänderungen und Erflä- 
rungen der hierunter beftehenden, bedürfen zu ihrer Gültig: 
feit die Zuftimmung der Stände, 

$:: 12; 

Ohne Beirath und Zuftimmung der Stände, koͤnnen Ge- 
feße, welche die perfünliche Freiheit und das Eigenthum be- 
treffen, nicht gegeben, abgeändert oder aufgehoben werden. 

Wenn die Berfammlung gegen einen Vorfchlag ftimmt; 
jo bleibt er bis zum nächften Landtag ausgefest. Dagegen 
Eönnen einzelne Verfügungen in dringenden Fällen, fowie 
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diejenigen befondern Anordnungen ohne Beirath der Stände 
getroffen werden, welche fich auf einzelne Fälle, Gemein: 
beiten, Vereine und Perfonen, oder auf vorübergehende 
Ereigniffe beziehen, jedoch gelten diefe Verfügungen nur 
für den befondern dringenden oder einzelnen Fall und koͤn— 
nen nicht zur Konfequenz als Geſetz gezogen werden. 


$. 13. 

Gefeßes - Entwürfe koͤnnen nur vom Landesherrn an 
die Stände, nicht von den Ständen an den Landesherrn 
gebracht werden (Abtheil, III. Kay. 128.5). Die Stände 
koͤnnen aber auf neue Gefege, ſowie auf Abänderung oder 
Aufhebung der bejtehenden, antragen und folches zur wei— 
teren hoͤchſten Entſchließung des Landesherrn anheimftellen. 

$. 14. 

Sn Anfehung des Finanz Wefens fteht den Ständen die 
Steuer-Berwilligung und bei der Verwaltung der Landes— 
Kaffe, unter der Auffiht des Negenten, folgende Konkur— 
renz zu: 

1) wird der Etat der Landes-Kaffe mit Zuftimmung der 
Stände hergeitellt; 

2) find die Stände berechtigt, zu verlangen und darüber 
zu wachen, daß der immer von einem Landtage zum 
andern geltende, für diefe Finanz- Periode vom Lanz 
desherrn als Geſetz ausgefprochene, Etat pünktlich be— 
obachtet werde, und für diefe puͤnktliche Beobachtung 
find die obern Landes - Adminiftrationgs Behörden ver- 
antwortlich 5 

3) haben die Stände zu allen über den Etat gehenden 
und außerordentlihen Ausgaben ihre befondere Zu— 
fiimmung zu ertheilen ; 

4) werden den Ständen die Kaſſen-Rapporte mitgetheilt; 

5) haben die Stände das Recht, bei der Landes-Regie- 
rung auf Kaſſeſtuͤrze mündlich oder fchriftlich anzutra— 
gen, und die Landes - Regierung hat diefen Anträgen 
alsbald zu willfahren, auch iſt bei diefen Kaſſeſtuͤrzen 

24 * 
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ftets ein Mitglied der Stände zuzuziehen und auf deſ⸗ 
ſen Antraͤge dabei Ruͤckſicht zu nehmen; 

6) haben die Stände die Abnahme, Prüfung und Juſti⸗ 
fifatur der Landesfaffe-Rechnungen gemeinfchaftlich mit 
der Landes-Regierung zu beforgen, und 

7) zur Befeßung der Landesfaflirer - Stelle dem Landes- 
herren geeignete Perfonen zur Auswahl und Ernen- 
nung vorzufchlagen. 

$. 15. 

Die Stände find ferner befugt, von dem Minifterium 
alle Subfidien zu verlangen, welche zu obigen Gefchäften, 
insbefondere aber zur Prüfung der Etats und Recdhnun: 
gen, fo wie zur Ueberficht der Verwendung ihrer Bermilli- 
gung und endlich zur Beurtheilung derjenigen Mittel er: 
forderlich find, durch welche die Staats-Beduͤrfniſſe gedecft 
werden follen. 

$. 16. 


Zur Landes-Kaſſe follen nicht nur die mit Bewilligung 
der Stände fortbeftehenden direften und indirekten Steuern, 
jo wie alle noch fünftig von den Ständen zur Dedung der 
Landee-Bedürfniffe verwilligt werdende Abgaben, fondern 
aud) das Einfommen aus den Regalien und alle aus Hebung 
der landesherrlihen Gewalt entfpringenden Gefälle, nicht 
minder der gefammte Ertrag der Chauffee- und Weggel- 
der aller Art, fo wie alle zum Behuf des Militärs und 
in Beziehung auf folches, von den Unterthanen erfolgende 
Leiftungen und die von Hinterfaffen zu zahlenden Schuß- 
gelder fließen. Ueber diefe, der Landes: » Kaffe zu übermwei- 
jende Fonds, fo wie über die Errichtung einer Schulden; 
Zilgungsfaffe, wird eine befondere Beftimmung durd) Etats 
getroffen werden, welche, nach erfolgter Uebereinfunft, als 
ein integrirender Theil der Verfaffung anzufehen ift. 

$. 17. 

Dagegen fol die Landes - Kaffe die fämmtlichen Koften 
der Staats-Verwaltung, die Unterhaltung der dem Staats- 
dienft gewidmeten öffentlichen Gebäude, des Militärs, den 





373 


Aufwand für Landes- Behörden, Kirchen und Schulen, 
für Chanffeen und Wege und überhaupt für alles, was zur 
Erhaltung und Förderung des gemeinen Wefens duͤrch all- 
gemeine Landes - Anjtalten erforderlich ift, beftreiten. 

$. 18. 

Die Ueberfchüffe find nad) Beftreitung der Zinfen zu— 
nächft zu dem Schulden - Tilgungs-Fonds, fowie auch zur 
Erhöhung des Fonds der Diener: Penfionen zu verwenden, 
und in wiefern die zunächft auf die Domänen radicirten 
Bedürfniffe des herzoglichen Haufes und Hofs nicht aus 
den DomanialsEinfünften fo vollftändig, als die Würde 
des Landesherrn erfordert, bejtritten werden koͤnnen, tre— 
ten Zufchüflfe zu den Koften des Hofſtaats aus der Landes— 
Kaffe zur Haupt» Domänen - Kaffe ein. 

$. 19. 

Die Steuern find zur Beftreitung der Landes: Bedürf- 
niffe beſtimmt, zu welchen alle Staatsbürger nach verhält: 
nißmäßiger Gleichheit, und alles Grundeigenthbum im Lande, 
ohne Ausnahme, alfo auch die Domänen - Güter und Ren 
ten, ebenfalls nach verhältnigmäßiger Gleichheit, beizutras 
gen haben. 

$. 20. 

Diefe fammtlihen Steuern follen niemals ohne vorher- 
gegangenes Gehör der Stände und ohne deren ausdruͤck— 
liche Bermilligung ausgefchrieben oder erhoben merden, 
Doch dürfen die Stände ihre Verwilligungen nicht an Be— 
dingungen knuͤpfen, welche den Zweck und die Verwendung 
derjelben nicht jelbjt betreffen. 

6:24; 

Die Auflagen, in fofern fie nicht blos für einen vor— 
übergehenden Zweck beitimmt waren, dürfen nah Ablauf 
der Berwilligungs Zeit noch ein Jahr forterhoben werden, 
wenn die Stände» Berfammlung aufgelößt wird, ehe ein 
neues Finanz» Gefeg zu Stande fommt, oder wenn Die 
fändifhen Berathungen ſich verzögern. Diefes Jahr wird 
jedoch in die neue Finanz» Periode eingerechnet. 
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52. 

Aushebungen zur Vermehrung der Truppen über die 
Bundespfliht hinaus fönnen nur durch ein folches Gefek 
beftimmt werden, welches, wie das Ronfcriptiong- Regler 
ment, mit fiändifcher Konfurrenz erlaffen ift, unbefchadet 
jedoch des landesherrlichen Rechts, in dringenden Fällen, 
die zur Sicherheit und Erhaltung des Staats nothmwendi- 
gen Vorkehrungen zu treffen. 

SF 

Die gefammte Staats-Schuld fol durch ein befonderes 
Gefeß und durch die Errichtung einer befondern Staats - 
Schulden » Tilgungs -» Anftalt ficher geftelt, auch eine Ber- 
mehrung der Staats- Schulden, ohne Einwilligung der - 
Stände nicht vorgenommen werden. Die Dfficianten der 
Staats, Schulden - Tilgungs> fowie der Landes: Kaffe, fol: 
len auf die genauefte Befolgung der Konftitution und der 
ihnen in dieſer Gemäßheit zu ertheilenden Snftruftion in 
Gegenwart des Landfchafts - Direktors oder eines Stände- 
Mitglieds verpflichtet werden. 

$. 24. . 

Die Domänenrevenien follen für die Erhaltung des 
Negentenhaufes, für die Adminiftrationgfoften und den 
übrigen Bedarf verwendet werden. 

Zur Sicherheit und Erhaltung des dem regierenden her— 
zoglichen Haufe eigenthiümlich zuftändigen Domanial: Ber: 
mögend, will der Landesherr die Stände zur Berathung in 
Anfehung einer nüslichen oder fehädlichen Verwendung die— 
fes Vermögens zugezogen und die Stände als Garants von 
dem Domanialvermögen angefehen mwiffen, die Stände find 
daher gehalten, in folcher Eigenfchaft der Garant3 feine 
DBerminderung oder Veräußerung des Domanial- Bermö- 
gens zu geflatten, 

§. 25. 

Die Stände haben das Recht, alles dasjenige vorzit- 
tragen, was fie, vermöge eines von der abfoluten Mehrheit 
der wenigftens zu zwei Drittheilen verfammelten Abgeord- 


375 


neten des Landes bei der Stände -PVerfammlung gefaßten 
Beichluffes, für geeignet halten, um an den Randesherrn 
als Bitte oder Befchwerde gebracht zu werden. Dergleichen 
Anträge werden jederzeit eine willige Aufnahme finden 
und nad vorgängiger Erwägung und Befinden die erfor; 
derlichen Verfügungen zur Erfüllung folcher Bitten oder zur 
Abhülfe der Befhwerden getroffen werden. 
$. 26. 

Insbeſondere haben auch die Stände das Recht, auf 
die in dem F. 8. bejtimmte Art, diejenigen Befchwerden 
an den Landesherrn zu bringen, welche fie ſich gegen das 
Benehmen der Staats- Diener aufzuftellen bewogen finden 
fönnen. Solche Befchwerden follen nämlich jedesmal zuerft 
bei dem Landesherrn angebracht werden, und nur dann 
auf dem Wege fürmlicher Klage an das Juſtiz-Kollegium, 
oder wenn fie gegen deſſen Mitglieder gerichtet find, an 
das gemeinfchaftliche Ober - Appellationg- Gericht in Sena 
gelangen, wenn fie von befonderer Erheblichkeit find und 
Unterfchleife bei öffentlichen Kaffen, Beftechungen, abficht- 
lich verweigerte oder verzögerte Rechtspflege, Eingriff in 
die Verfaſſung oder in die gefegliche Freiheit, die Ehre 
und das Eigenthbum der einzelnen Unterthanen oder ver— 
faffungsmäßiger Beherden und Kommunen betreffen, und 
durch die von dem Landesherrn auf die zuerft bei ihm an- 
gebrachte Befchwerde getroffene Verfügung und darauf er- 
folgte Berantwortung des Angefchuldigten nicht erledigt 
find. Ohne eine ſolche vorgängige Verantwortung des Anz 
gefhuloigten foll aber in feinem Falle eine förmliche Un- 
terfuchung gegen denfelben verfügt werden. 

S DR 

Einzelne und Korporationen fönnen fih nur dann an 
die Stände wenden, wenn ſich binfichtlich ihrer individuel- 
len Intereſſen fih auf eine unrechtliche Weife für verlegt 
oder gedrüct halten, und zugleich nachzumweifen vermögen, 
daß fie die gefeglichen und verfaffungsmäßigen Wege bei 
den Landes-Behörden zur Abhülfe ihrer Befchwerden vers 
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geblich eingefchlagen haben. Solche Befchwerden Finnen | 
dann die Stände, falls fie nicht von ihnen, nach ertheilter 
Auskunft von den oberften Landes- Behörden, fofort ale 
unbegründet verworfen werden, auf die vorbemerfte Weiſe 
an den Negenten bringen. Anträge einzelner und ganzer ; 
Korporationen hinfichtlich allgemeiner politifher Sntereffen 
find dagegen unzuldffig und ftrafbar, indem die Prüfung 
und Wahrung diefer Intereſſen Iediglich der Ständever- 
fammlung als Gefammtheit zufommt. 
$. 28. 

Die Stände genießen während des Landtags einer völ- 
ligen Unverleglichfeit der Perfon, und fönnen während 
diefer Zeit ohne Einwilligung der Stände Verfammlung 
feiner Art von Arreft unterworfen werden, den Fall einer 
Ergreifung auf frifcher That bei begangenen Verbrechen 
ausgenommen, wo aber der Stände - Berfammlung unge: 
ſaͤumt Anzeige des Vorfalls mit Angabe der Brände ge: 


macht werden fol. 
$. 29. 


Die Mitglieder der Stände- Berfammlung erhalten auf 
Begehren aus der Landes. Kaffe ſowohl Vergütung der 
Keifefoften, als auch eine für alle ganz gleichmäßige täg- 
liche Auslößung für die Zeit ihres Aufenthalts. 

Bon dem ffändifhen Ausſchuſſe. 
$. 30. i 

Während der Zeit, wo Feine Stände - Berfammlung 
ftattfindet, werden die Iandftändifchen Gefchäfte durch einen 
Ausschuß beforgt, welcher aus 

a) dem Landfchafts- Direktor und dem Sefretär, dann 

b) vier andern Mitgliedern der ftändifchen Berfammlung 

befteht. 

Diefe vier Mitglieder werden von der Stände- Verfamm- 
lung jedesmal während des Landtags durch abjolute Stim⸗ 
men- Mehrheit gewählt und dem Landesherrn zur Geneh⸗ 
migung angezeigt. Die Wirkſamkeit diefes Ausfchuffes hört 
bei der wieder eingetretenen Berfammlung der ftändifchen 
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Gefammtheit auf, und die Mitglieder deffelben nehmen an 


‚den Gefchäften diefer Verfammlung, jedoch in dem Fall, 


daß der Landtag, wo der Ausfchuß gewählt worden, ge— 


ſchloſſen und nicht blos vertagt ſeyn follte, nur in fofern 


Theil, als fie bei der jest neu auftretenden Stände - Ver- 


fammlung entweder felbft zu Stände, Mitgliedern bei ders 


felben gewählt und beftätigt find, oder als die neue Stände 
Berfammlung über ihre bisherige Gefchäftsführung Auskunft 
oder Rechenſchaft verlangt. 

$. 31. 

Die Verrihtungen des Ausfchuffes find: 

1) Die Zufammenberufung der landitändifchen Abgeord— 
neten, wenn von dem Landesherrn entweder auf Antrag 
des Ausfchuffes oder aus eigner Bewegung ein vertagter 
Landtag wieder in Thätigfeit gejest wird; 

2) vorläufige Berathung und Bearbeitung der bei der 
ftändifchen Gefammtheit zum Vortrag fommenden Gefchäfte, 
fo mweit fie nämlich fchon vor der Zufammenfunft befannt 
find, 3. 3. vorläufige Prüfung der Etats, Berathung über 
vorgefommene Befchwerden, Reviſion der früberhin ohne 
landichaftlidhe Konkurrenz erlaffenen Verordnungen, Begut- 
achtung der von dem Gouvernement mitgetheilten Gefeß- 
entwürfe u. f. w. Uebrigens fteht dem Ausfhuß während 
der Zeit, wo derfelbe die ftändifchen Gefchäfte allein zu 
beforgen bat, frei, in Anfehung der ihm erforderlichen 
Nachrichten und Aufichlüffe fich unmittelbar an die oberjte 
Landes» Behörde zu wenden, und verfteht es fich von felbft, 
daß die Mitglieder der Stände - Berfammlung in den Ple- 
narfisungen an das Gutachten des Ausfchuffes nicht gebun- 
den find; 

3) fortwährende Vertretung der Stände außer dem Land» 
tag während feiner Periode. Der Ausfhuß fann jedoch 
weder Steuern und andre Belaftungen des Staatsbürgers 
bemwilligen, noch fich definitiv ber Gefesvorfchläge oder 
andere zur unmittelbaren Kognition der Landfchaft geeig- 
nete Gegenftände erklären. 


378 


Angelegenheiten, welche nicht bis zum naͤchſten Landtag 
ausgefest werden fönnen, find, nad) vorgängiger Genehmi⸗ 
gung des Fandesherrn, zur Erfparung der Koften eines 
Landtags, von dem Ausfhuß, mit den über feine vorläu- 
fige Berathung geführten Protofollen, auf dem Wege fchrift- 
licher Cirfulation an fämmtliche Landes- Deputirte zur Ab- 
fiimmung zu bringen. Zu feiner vollen Kompetenz gehört: 

a) die fortwährende Aufficht über die Aufrechthaltung 
der Verfaffung und Vollziehung der von dem Landes: 
herrn genehmigten Beichlüffe des Landtags und des 
feſtgeſetzten Etats; 

b) die Befugniß, in dringenden Fällen Anzeigen an den 
Landesherrn zu erftatten oder Vorſtellungen und Be; 
fhwerden anzubringen; 

c) der Antrag auf Zufammenberufung außerordentlicher 
Landes-Berfammlungen unter Anführung feiner Gründe; 

d) die Unterzeichnung der landfchaftlihen Schuld - Ber: 
fchreibungen; | 

e) die Mitaufjicht über die Verwaltung der Landes- Kaffe; 

f) auf die einfiweilige Befegung ſolcher landftändifchen 
Stellen anzutragen, welche bis zum naͤchſten Landtage 
nicht ausgefegt bleiben fönnen, 

$. 32. 

Die Auffiht über die Verwaltung der Pandes - Kaffe 
wird von einem Mitgliede des Ausfchuffes und einem Mit- 
gliede der Landes-Regierung beforgt. Diefe Kaffen - Ku: 
ratel it der Randes-Negierung und der gefammten Land— 
Schaft, fowie dem Ausfchuß, in der Art untergeordnet, daß 
alle zur Landes: Kaffe fich eignenden Zahlungs » Anweifun- 
gen, welche nach der Kaffenordnung einer Suftififatur be— 
dürfen, nur unter Mitwirfung der Kuratel an die Landes— 
Kaffe gelangen fönnen. Der Landes - Kaffierer fteht unter 
der Fandes. Regierung und dem landfchaftlichen Ausſchuß 
in Beziehung auf den formellen Gefchäftsgang; bei ver: 
fhiedenartigen Anfichten der herzoglichen Landes-Regierung 
und des Landfchaftlihen Ausfchuffes entfcheidet, nach vor: 
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gängiger Kommunikation des herzoglichen Landes⸗Miniſterii 
und der Stände: Verjammlung oder des Ausſchuſſes, der 
Landesherr. 

$. 33. 

Der Landes » KRaffierer wird auf Lebenszeit ernannt, und 
von der Landesregierung nach $. 23 verpflichtet, er muß 
eine angemefjene Kaution jtellen, und fann nur aus den— 
felben Gründen entlaffen werden, wie jeder andre Staats— 
Diener. Ihm liegt die Berwaltung der Landes- Kaffe nad) 
den von den Ständen genehmigten und vom Landesherrn be- 
ftätigten Etats und, in Anfehung der nicht etatSmäßigen 
Leiftungen, nad) den Anweifungen der Kaffen- Kuratel ob. 

meta 7:7 2 

Der Landichafts- Direftor, der Sefretär und SKaffierer 
beziehen fire Befoldungen aus der Landes - Kaffe, die Aus— 
fhuß = Deputirten aber erhalten bei ihren Verſammlungen, 
welche jährlich wenigfteng zweimal gehalten werden, und 
deren in der Regel auf drei Wochen beftimmte Dauer jedeg- 
mal von der landesherrlichen Beftimmung nad Einjicht der 
vormwaltenden Gefchäfte abhängt, den Erfag der Reifefoiten 
und diefelbe Auslöfung, wie die Abgeordneten bei den 
Landtägen. 

$. 35. 

Außer den regelmäßig jährlich zweimal im Frühjahr 
und im Herbit nad) vorgängiger Anzeige bei dem Landes- 
berrn jtattfindenden Zufammenfünften, fann fich der Aus: 
ſchuß zur Beforgung der ihm obliegenden Gejchäfte nur 
nad vorgängiger Genehmigung und Einberufung des Lan- 
desherrn verfammeln. 

Sn Anfehung der Form der Verhandlung gelten diefel- 
ben Beitimmungen, welche für die Gefchäfte auf den Land— 
tägen fefigefegt find. Die Protofolle find aber fo zu faffen, 
daß die übrigen oder Fünftigen Landes» Deputirten den 
Gang der Verhandlungen und die Gründe, welche einen 
Beichluß oder ein Gutachten motivirt haben, daraus erfe- 
ben fönnen. Sn dringenden und bei minder wichtigen Anz 
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gelegenheiten Fönnen die Meinungen der Ausfchuß- Depu- 
tirten auch außer der Verfammlung durch den Direktor 
fohriftlich eingeholt werden. 

Die Berichte und Erpeditionen ergehen nicht im Namen 
der gefammten Landfchaft, fondern unter der Auffchrift: 
„Deputation der Stände des Herzogthums Co— 
burg » Saalfeld,” und Refolutionen werden auch an 
diefe Deputation gerichtet. Die Ausfertigungen find im 
Koncept von dem Landfchaftd » Direftor und den Deputir- 


ten zu zeichnen. Die Vollziehung der Reinſchrift erfolgt 


aber von dem erften und dem Gefretär. 
| $. 36. 

Sollte der Landfcehafts- Direktor fterben oder fonft aus: 
treten, fo geht feine Funktion, ſowie auch in andern Ver— 
hinderungssFällen, auf den älteften Deputirten über. Sollte 
aber nur noch ein Glied des Ausfchuffes übrig ſeyn, fo ift 
die Zufammenberufung eines Landtags und die Wahl neuer 
Ausfchußmitglieder möglichit zu befchleunigen. 

$. 37. 

Sollte der Sefretär zu einer Zeit fterben, oder fonft 
abgehen, mo der nächte Landtag noch über zwei Monate 
entfernt ift, fo bat der Ausfchuß bis zum naͤchſten Landtag 
ein andres Mitglied des Ausfhuffes zum Sefretär zu wäh- 
fen und ihm mit Genehmigung des Landesherrn die Ge: 
fchäfte des Sefretärs intermiftifch zu übertragen. 


Bon dem Rehnungsmwefen der Landes - Kaffe. 


$. 38. 

Einige Zeit vor Eröffnung eines ordentlichen Landtags 
entwirft die Finanz-Behoͤrde, unter Konkurrenz der geſamm⸗ 
ten Landes-Regierung, die Etats, welche in der Regel 
auf ſechs Fahre einzurichten find, und diefe Entwürfe wer- 
den von dem Minifterium dem beftehenden Ausihuß zur 
vorbereitenden Prüfung mitgetheilt. Zu dieſer Prüfung 
fann der Iandfchaftliche Ausfchuß die Mittheilung aller 
Kotizen von dem Landes: Minifterium verlangen, welche 
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nicht nur eine volftändige Ueberficht des Zuftandes aller 
Kaffen geben, jondern auch die Beurtheilung der Mittel zur 
Aufbringung der erforderlichen Bedürfniffe erleichtern. 

$. 39. 

Die förmlihe Prüfung der Etats erfolgt auf den Land- 
tägen und die Stände: Berfammlung berathet fich über deren 
Ausführung binfichtlih der Nothwendigfeit der darin aufge> 
führten Bedürfniffe und binfichtlich der Ausführbarfeit der 
zu machenden Bermwilligungen. Das Reſultat diefer Bera- 
thung wird, mit der Anzeige der gemachten Verwilligung in 
einer eignen Erflärungs- Schrift der Stände- Berfammlung 
an den Eandesherrn gebracht, worauf von Seiten des Lanz 
desherrn entweder die Beftätigung der vom Landtag gefche- 
henen Borfchläge erfolgt, oder eine nochmalige Prüfung und 
Erörterung der Sache veranlaßt wird. 

$. 40. 

Sind der Landesherr uud der Landtag über die fämmt- 
lichen, für die nächfte Finanz= Periode und in derfelben er- 
forderlichen öffentlichen Abgaben, über deren Betrag, Art 
und Erhebungsweife einverftanden, fo werden diefe Abgaben 
als von den Landftänden verwilligte und von dem Landesherrn 
genehmigte mittels landesherrlichen Patents ausgeſchrieben, 
und ſind von einem Landtage zum andern als beſtehend an— 
zunehmen. 

§. 41. 

Auf die bei dem Landtag feſtgeſetzten und von dem Lan— 
desherrn genehmigten Etats ift von den fämmtlichen treffen: 
den Kafje- Behörden im Lande, fowie von dem Iandfchaftlichen 
Ausihuß der Landes -Negierung und dem Landes -Minifte- 
rium bei eigner Verantwortung auf das firengfte und unver: 
bruͤchlichſte zu halten. 

$. 42. 

Die vorjiehenden Bellimmungen, welche zunächit die 
Deckung der gewöhnlichen Staats» Bedürfniffe zum Gegen- 
fand haben, gelten auch von dem Fall, wo entweder nach 
eignem Ermeſſen des Landesheren, oder auf den Bericht eines 
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Landes: Kollegiums, andere als die fchon mit Zuftimmung 
der Stände -VBerfammlung beftimmten Finanz: Maasregeln, 
welche auf das Intereffe des Landes Einfluß haben fönnen, 
ergriffen, oder andere außerordentliche Leiftungen und Anz: 
firengungen der Staatsbürger erforderlich werden follten. 
Der Antrag dazu geht von dem Landesherrn unmittelbar an 
den Landtag, und erfi wenn diefer feine Einwilligung ertheilt 
hat, erfolgt die endliche Beftätigung und die Befannimachung 
derfelben in dem gefeßlichen Wege. 


$. 43. 

Sollten fi in der Zeit von einer der gewöhnlichen Tand- 
ftändifchen Verfammlungen zu der andern ſolche außerordent- 
liche nicht vorberzufehen geweſene Ereigniffe zutragen, welche 
von der Landes « Kaffe eine beträchtliche Zahlung, auf die in 
dem Etat nicht gerechnet werden fonnte, unabwendbar er- 
fordern, oder Anftrengungen und Leiftungen nöthig machen; 
fo wird in minder wichtigen und eiligen Fallen die Zuſam— 
menkunft des Ausfhuffes, in wichtigeren Fällen, melde für 
folche von der abfoluten Mehrheit der Deputirten bei der 
Girfulation des von dem Ausfchuß gemachten Antrags erklärt 
werden, eine außerordentliche Verſammlung der landftändi- 
fchen Abgeordneten vom Landesherrn verfügt werden. 

5 


$. 44. 

Die Legung der Landes - Kafjen Rechnungen erfolgt jedes- 
mal innerhalb der erften zwei Monate nad) dem Schluffe des 
Rechnungsjahrs. Die Landes- Regierung nimmt hierauf, 98 
meinfchaftlich mit dem Iandfchaftlichen Ausfchuß, die Prüfung 
derfelben vor, welche die Kaſſen-Kuratel zweckmaͤßig vorzu- 
bereiten und zu erleichtern hat, und dann folgt nad) vorgaͤn⸗ 
giger Suftififatur die Decharge des Nechnungsführers, auf 
den gemeinfchaftlichen Bericht der Landes - Regierung und deg 
landschaftlichen Ausſchuſſes, von dem Landesherrn. 

$. 45. 

Diejenigen Diener , welchen die Domäne: Verwaltung ob> 

liegt, find dafür verantwortlich, daß die Stände in Stand 
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gefegt werden, ihren Verpflichtungen binfichtlih der Erhal⸗ 
tung des Domanial- Vermögens immer Genüge zu leiften. 


Dreizebntes Kapitel, 


Herzogtbum Sabhjen-Koburg- Meiningen, oder 
. feit 18%6: Sahjen-Meiningen und Hildburg-> 
baujen. 


Meldung der landfchaftlichen Abgeordneten bei ihrer An- 
funft in der Nefidenz; Iandfchaftliches Direktorium (Land > 
Marfchall und zwei Iandfchaftliche Vorſteher); Wahl der 
Borjteher und Vorfchlag desfalls bei dem Negenten; Funfs 
tionen des Land-Marfchalls und der Vorſteher; Sitzordnung; 
Landfchafts- Eyndifus; Rechte und Pflichten der Landfchaft; 
Klage gegen die Geheimen Räthe 2c. wegen verleßter Verfaf- 
fung; Vergütung für die Neifefoften und Diäten des Vorftan- 
des, des Syndifus und der Abgeordneten; Urlaubgerthei- 
lung; Rechte und Wirfungsfreis der landfchaftlichen Ab- 
theilungen und der landfchaftlihen Beamten; Borjtand; 
Ausschuß. 


Hierüber beſtimmt das Sachſen-Meiningiſche Grundgefeß 
Folgendes ): 
Sr Sr 
Die, in Folge erhaltener Einberufungsfchreiben, an dem 
darin beftimmten Tage ſich verfammelnder Iandfchaftlichen 
Abgeordneten haben ſich gleich nach ihrer- Anfunft in der 
Reſidenz bei demjenigen anzumelden, welcher die Einberus 
fungs = Schreiben unterzeichnet hat, und der die depfallfige 
weitere Anzeige bei dem Regenten beforgt. 
| —A 
Der Landtag iſt nur dann als gehoͤrig konſtituirt zu be— 





2) Derzogl. Sachſen-Meiningiſches Grundgeſetz vom 4. Sptbr. 
1824. $. $. 51, 56, 52 bis 55, 4, 14, 61, 62, 68, 69, 70 
bis 84, — Siehe Konftitut. der europäifhen Staaten. Theil IV. 
©. 1007, 
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trachten, wenn wenigftens zwei Drittel der Abgeordneten 
verfammelt find ). Ein Beſchluß, welcher in Gegenwart 
von weniger als vierzehn Abgeordneten gefaßt wird, ift 
ungültig. 

F83. 

Das landſchaftliche Direktorium beſteht aus dem Land⸗ 
Marſchall, welcher Praͤſident in den landſchaſtlichen Ver- 
fammlungen ift, und aus zwei landfchaftlichen Vorſtehern, 
die vom Landtage nah Stimmen-Mehrheit aus fämmtli- 
chen Iandfchaftlichen Abgeordneten zu wählen und dem Re— 
genten zur Beftätigung vorzuftellen find. Derjenige , wel: 
cher bei der Vorfteher-Wahl die meiften Stimmen erhalten 
bat, wird erftier — und der, der Stimmenzahl nad auf 
ihn folgende, zweiter Vorjteher genannt. 

. 4 

Diefe Iandfchaftlichen Vorfteher haben den Land-Mar- 
ſchall in allen feinen Funktionen zu unterftüßen und fie 
proviforifch ganz zu übernehmen, wenn die Stelle des Land» 
Marfchalls erledigt ift. 

$. 5. 

Obwohl die Volksvertreter in diefer Eigenfchaft fich alle 
gleich find, fo beobachten fie Doc untereinander folgende 
Sitzordnung: 

1) Der Land⸗Marſchall, als Praͤſident der Verſammlung; 

2) zu deffen Rechte der erfte, zu deſſen Linfen der zweite 
Vorſteher; 

3) auf beiden Seiten der Vorſteher die Abgeordneten der 
ritterſchaftlichen Gutsbeſitzer; an dieſe ſchließen ſich an 

4) die der Staͤdte, oder des Buͤrgerſtandes, und 

5) die Abgeordneten aus dem Stande der Bauern. 

Die SiK-Ordnung der Abgeordneten jeden Standes uns 
ter fi) wird durch das Loos beftimmt. 

F. 
Der Landſchafts-Syndikus, deſſen hauptſaͤchlichſte Bes 


2) Für das geſammte Herzogthum Sachſen-Meiningen werden 21 
Abgeordnete gewählt, Kapitel 13 $. 6 (Abtheilung IL.) 
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ſtimmung die Führung des Protokolls bei den Landtags— 
Sikungen it, nimmt einen Platz ein, von welchem ans 
er ſaͤmmtliche Abgeordnete ſehen und ihre Aeußerung deut: 
lich vernehmen fann. € 

a 7 

Alle der Landſchaft zufommende Rechte fonnen nur von 
den gefeglich bejtehenden Bolfsvertretern in der Art und 
unter den Bedingungen ausgeuͤbt werden, wie jolches fejige> 
ſetzt iſt. 

—— 

Es ſtehen den Landſtaͤnden zur Ausuͤbung durch ihre 
Vertreter folgende Rechte zu: 

1) das Recht, gemeinſchaftlich mit dem Landesfuͤrſten und 
den von Ihm dazu beauftragten Behoͤrden die Staats— 
Beduͤrfniſſe, ſoweit dieſelben aus landſchaftlichen Kaſſen 
und aus dem Vermoͤgen der Staatsbuͤrger zu beſtreiten ſind, 
zu pruͤfen und die zu ihrer Deckung erforderlichen Einnah— 
men und Ausgaben feſtzuſetzen (Beſtimmung des Etats). 

2) DasRecdht, über jede Beſteuerung und andere Bela— 
Kung der Staatsbürger, fowie über jede allgemeine An- 
ordnung, welche darauf Einfluß haben möchte, ehe fie zur 
Ausführung fommt, gehört zu werden, dergeitalt, daß ohne 
der Landitände ausdrüdliche Berwilligung weder Steuern 
oder andere Abgaben und Leitungen im Lande ausgefchrie- 
ben und erhoben, noch Anleihen auf die landjchaftlichen 
Kaffen und das Bermögen der Staatsbürger gemacht, noch 
ſonſt Finanz» Maßregeln ergriffen werden dürfen, welche 
das Landeseigentbum und das DVermögen der Staatsbür- 
ger in Anſpruch nehmen. 

3) Das Recht, alle Einnahmen an Steuern und allen 
fonftigen von ihnen bewilligten Abgaben in einer eigenen 
Kaffe zu verwalten und nur zu den im Etat angegebenen 
beftimmten Zwecken verwenden zu laffen. 

D Das Recht, darüber zu wachen, daß die Subitan; 
de8 Kammervermögens erhalten werde. 

5) Das Recht, dem Fürften Vortrag zu thun über Maͤn— 

I. 3», 25 
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gel und Mißbraͤuche in der Gefeßgebung und in der Staats, 
Berwaltung, mit Vorfchlägen zu deren Abftellung. 


6) Das Recht, bei dem Fürften Befchwerde und Klage 
zu erheben gegen die Geheimen-Räthe und gegen die ans 
deren Staatsdiener und Staats- Behörden, über derfelben 
Wilführ und über deren Eingriffe in die gefegliche Frei- 
heit, die Ehre und das Eigenthum der Staatsbürger, fo- 
wie über Verlegung der Iandichaftlichen Verfaffung. 


7) Das Recht, an der Gefeßgebung in der Art Theil 
zu nehmen, daß neue Geſetze, welche entweder die Landes 
Verfaſſung betreffen, oder die perfönliche Freiheit, die Si- 
herheit und das Eigentum der Staatsbürger, im ganzen 
Lande oder in feinen einzelnen heilen, zum Gegenftand 
haben, ohne ihren, der Landftände, gehörigen Beirath nicht 
erlaffen werden dürfen. 

8) Das Net, fih durch einen Tandfchaftlichen Vorftand 
($. 15) permanent vertreten zu laffen, einen weiteren Aus— 
ſchuß ($. 17), einen landfhaftlihen Syndikus oder Sekre— 
tär ($. 24) und einen landfchaftlihen Kaffier ($. 26) zu 
wählen, welche die Landfchaftlichen Angelegenheiten von 
einem Landtag zum andern zu beforgen haben. 

5. Ä 

Seder Abgenrdneter, von welchem Stande und von wel- 
hem Bezirke er auch fey, ift Vertreter aller Staatsbürger 
und hat, außer den Gefegen, feine andere Richtſchnur an- 
zuerfennen, als feine Ueberzeugung und fein Gemiffen. 

Hieraus folgt: 

1) Kein Abgeordneter hat befondere Pflihten gegen die— 
jenigen, welche ihn gewählt haben; 

2) alle Vorfchriften, wodurd die Stimmfreiheit eines 
Abgeordneten auf irgend eine Weife befchränft werden joll, 
find gejeswidrig und ungültig; 

3) übernimmt ein Abgeordneter von feinen Mitbärgern 
Aufträge zu Vorftelungen und Bitten beim Landtag, ale 
wozu er allerdings berechtigt und verbunden ift, fo verfteht 
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fich dieſes unbefchadet feiner Meinung und feiner Abſtim— 
mung. 
$. 10. 
Alle Abgeordnete haben auf dem Landtage gleiches Stimm— 
recht, ohne Unterfchied des Standes und des perfönlichen 


Ranges. 
5 14. 


Niemand fann wegen feiner Neußerungen in der ftändi- 
ſchen Verfammlung verantwortlich gemacht werden. Es ver- 
fteht ſich, daß dabei feine den Anftand verlegende Reden vor— 
fommen dürfen und daß VBerunglimpfungen der höchiten Per— 
fon des Fandesfürften oder eine Beleidigung der Staats-Be- 
börden, oder auch Einzelner, bier, wie allerwärts, verbo- 
ten und nach den Geſetzen jtrafbar tft. 

6. 12, 

Die Iandftändifchen Abgeordneten mit Einfchluß des Land— 
Marihalls und der landichaftlichen Vorjteher genießen, ſo— 
wohl in ihrer Gefammtheit, als einzeln, völlige Unverleglich- 


keit der Perfon, von Anfang des Landtags bis S Tage nach 


dem Schluß defjelben. Nur mit Einwilligung des Landtags 
fann in dringenden Fällen auf dem Wege Rechten gegen fie 


verfahren werden. 
a 5 


Alle Abgeordneten, auch die Mitglieder des Vorftandes 
und der Landichafts- Syndifus, beziehen für die Zeit ihres 
Aufenthalts beim Landtage, vom Tag des Eintreffens an 
bis zu und mit dem Tage nach dem Schluffe deffelben, eine 
nach den verfchiedenen Ständen noch zu regulirende tägliche 
Auslöfung, ingfeichen für jede Meile ihres inländifhen 
Wohnorts oder Gutes von der Nefidenz, eine verhältniß- 
mäßige Verguͤtung für Reife» und Zehrungsfoften, aus der 


landfchaftlichen Kaffe. 2 


Ohne vom Land -Marfhall Urlaub erhalten zur haben, 
darf fich Fein Abgeordneter vom Landtag entfernen und ſaͤmmt— 
liche Abgeordnete find verpflichtet, beifammen zu bleiben, 
bis der Landesherr fie entläßt. 

25* 
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Rechte und Wirfungsfreis der landfhaftliden 
Abtheilungen und landfhaftlichen Beamten. 
54:45, 

Der Tandfchaftliche Borfiand befteht aus dem Land⸗Mar⸗ 
ſchall, den zwei landſchaftlichen Vorſtehern und aus dem 
Landſchafts-Syndikus. 

Erſterer, ſowie wenigſtens Einer der landſchaftlichen 
Vorſteher und der Landſchafts-Syndikus, muͤſſen in der Re— 
ſidenz wohnen. 

5. 

Als Hauptrechte und Verbindlichfeiten des Vorfiandes 
find folgende anzuſehen: 

1) Wenn ein Landtag bevorfteht, hat der Borftand alles 
fo vorzubereiten, daß der Landtag jedesmal fogleich mit 
feiner Eröffnung in volle Thätigfeit gefegt werden kann. 
Zu diefem Zwecke follen dem Borftande hinlängliche Zeit 
vor Eröffnung des Landtags die nöthigen Mittheilun: 
gen gemacht werden, auch fteht e8 demfelben frei, in An- 
fehung der ihm erforderlichen Nachrichten und Auffchlüffe, 
fi) unmittelbar an die oberften Landes-Behoͤrden zu 
wenden. 

2) Außer den Landtagen ift die Landſchaft fortwährend 
durch ihren Borftand zu vertreten, und aus diefem 
Grunde ijt derfelbe verbunden : 

a) auf die einfiweilige Befegung folcher Tandfchaftlichen 
Stellen Rücfiht zu nehmen, welche bis zum naͤchſten 
Landtag nicht unbefeßt bleiben fönnen ; 

b) beftändig den Faden aller Iandfchaftlichen Gefchäfte 
zu behalten, und darüber zu wachen, daß nichts ge- 
gen die Verfaffung gefchehe, wohl aber alle von dem 
Fürften in Uebereinftimmung mit der Landfchaft ge- 
troffenen Ansrönungen zur Ausführung fommen; 

ec) dafern ihm ein, das allgemeine Beſte betreffender Ge- 
genſtand fo dringend fcheint, daß folcher nicht bie 
zum nächiten Landtage auszufegen feyn möchte, davon 
fofort bei dem Negenten Anzeigeizn thun; 
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d) wenn fih die Anordnung eines aufferordentlichen 
Landtages nothwendig machen follte, mit vollftändi- 
ger Aufführung aller Gründe darauf anzutragen. 

3) Die Auffiht über das Steuerwefen, in Goncurrenz 
mit der Landesregierung, welche dahin beſtimmt wird, 
daß der Vorſtand nicht zu eignen DVerfügungen in 
Steuer» Sachen berechtigt ift, fondern daß er feine 
desfallfigen Anfichten und Vorſchlaͤge durch den Land— 
Marfchall an die Landes-Negierung gelangen läßt, 
und daß diefe bei Srrungen und fonftigen Anftänden 
im Steuer-Weſen das Gutachten des Vorftandes ein- 
bolen wird; 

4) die Kuratel über die landichaftlihe Kaffen-Bermwal- 
fung; 

5) die erfte Entwerfung des Iandfchaftlichen Kaffe-Etats, 
der fodann vom Borftande dem. Landesfürften zur Prüs 
fung und einjtweiligen Genehmigung vorzulegen ift, 
nach welcher vorläufiger Genehmigung des Etats die- 
fer vom Fürften unmittelbar an den Landtag geht, 
damit derfelbe ſowohl über den Etat an fih, als auch 
über die Mittel, die erforderlichen Bedürfniffe aufzu— 
bringen, berathe und bejchließe; 

6) auf richtige Einhaltung der von dem Landtage feflge: 
fegten und von dem Fürften genehmigten Kaffen : Etats 
während der Rechnungs-Sahre auf das firengfte und 
unverbrüchlichfte zu balten. 

$. 17. | 
Die Durhfiht, Prüfung und Annahme der Iandfchaft- 
fihen Haupt- und Nebenrechnungen gefchieht jährlich von 
einem durch den Pandtag zu mählenden Ausfchuffe und 
im Beifeyn eines vom Negenten zu ernernenden Nechnungs- 
verjtändigen. 
Der hierzu befonders beftimmte landfchaftliche Ausſchuß 
fol, auffer den Mitgliedern des Iandfchaftlichen Borftandes, 
noch aus 6 Abgeordneten beftehen, 2 vom Stande ver rit- 
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terfchaftlichen Gutebefiger, 2 vom Stande der Bürger und 
2 vom Stande der Bauern, 
$. 18. 

Der Ausfhuß wird, wenn Alles zur Rechnungs-Ablage 
vorbereitet ift, durch den landichaftlichen Vorftand einbe- 
rufen und diefes dem Negenten berichtlich angezeigt. 

$. 19. 

An den zur Nechnungs-Ablage verfammelten Ausfhuß 
fann der Borftand, nach Beendigung diefes Gefhäfts, auch 
noch andere Berathungs-Gegenftände gelangen laffen, vor: 
nehmlich folche, die nicht eigentlich zu des Vorftandes Kom— 
petenz gehören und doch nicht wohl bis zum naͤchſten Land— 
tage ausgeſetzt bleiben dürfen; doc darf der Ausſchuß, 
nachdem die Rechnungs: Abnahme und Suftififatur vollen- 
det ift, ohne landesherrlihe Genehmigung nicht über 3 
Tage beifammen bleiben. 

$. 20. 

Die Situngen des landfchaftlichen Borftandes beftimmt 
der Land - Marfchall; monatlich ſoll aber wenigftens eine 
gehalten werden, 

$. 21. 

Ale an die Landfhaft, an den Borftand, oder an den 
landichaftlichen Ausfhuß gerichtete Neferipte und fonjtige 
Schriften müffen bei dem Land-Marfchall eingegeben wer: 
den, welcher diefelben eröffnet, und von dem Landichafts - 
Syndikus in die Regiftrande eintragen läßt. 

$. 72. | 

Ale Berichte und fonftige fchriftliche Erlaffe der Land— 
fchaft, des Vorſtandes und des Iandfchaftlichen Ausfchuffes 
werden im Koncept von dem Land - Marfhall und den zwei 
landfhaftlichen Vorſtehern fignirt, im mundum aber von 
Erfterem unterzeichnet und von dem Landſchafts-Syndikus 
fontrafignirt. 

F. B. 

Bringt der Land-Marſchall irgend einen geſetzwidrigen 

Vorgang bei den untern Verwaltungs-Behörden, oder von 
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Seiten der Untertbanen, in Erfahrung, fo ift derfelbe vers 
pflichtet, die Anzeige darüber bei der treffenden Oberbebörde 
zu machen, und nur wenn bier die Sache nicht erledigt 
wird, bat er diefelbe bei dem landfchaftlihen Borftand, 
mit dem Antrage zu Berichts - Erjtattung, vorzutragen. 

$. 24. 

Der Landichafts- Syndifus ift der Rechts -Anwalt und 
Sefretär der Landſchaft. Seine Haupt» Obliegenheiten be- 
fteben darin: 

1) Sn allen Fällen, wo die Landſchaft den Beiftand eines 
Nechtsfundigen bedarf, derfelben nad Kräften Dienft 
zu leiten; 

2) die landfchaftliche Regiſtrande zu führen; 

3) die landichaftlihe Regiftratur in befter Ordnung zu 


erhalten; 
4) in allen landichaftlichen Sigungen das Protofoll zu 
führen; « 


5) alles dasjenige zu foncipiren, was ihm vom Land: 
Marihall in Tandfchaftlihen Angelegenheiten aufge— 
tragen wird; 

6) das landjchaftliche Intereſſe wahlam vor Augen zu 
baben und beim Borftand anzuzeigen, was ihm dem 
entgegen zu laufen fcheint. 

5. 2 

Der Syndifus der bisherigen vaterländifchen Landſchaft 
geht an die neue über. Bei einem vorfommenden Veraͤn— 
derungsfalle wählt die Landfchaft einen Syndifus und uns 
terjtellt ihre Wahl der Beitätigung des Regenten. Erft 
nad) dreijähriger Dienftleiltung fann der Syndifug, nad 
desfallfigem Antrage der Landfchaft, auf Lebenszeit ernannt 
werden. 

$. 26. 

Der landfchaftliche Kafjier wird ebenfalls von der Land: 
Ihaft gewählt und von dem Negenten bejtätigt. Seine 
Dienftpflichten follen durch eine befondere Inſtruktion be: 
ſtimmt werden. 
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8:27. 

Der Land: Marfhall, die zwei Iandfchaftlichen Vorſte— 
ber, der Landichafts-Syndifus und der Landichafts - KRaffier 
find Iandfdhaftlihe Beamte und erhalten fire Befoldungen 
aus der Landfchafts - Kaffe, welche nad den Dienft - Anz 
fprücen, Die an fie gemacht werden und nach ihren per— 
fönlihen Verhaͤltniſſen zu reguliren find. 


Bierzehntes Kapitel. 


Herzogthbum Sahfen-Hildburghaufen, oder feit 
1526: Sahfen-Altenburg. 


I. Eröffnung des Landtags; Mittel zur Ausübung der 
landschaftlichen Rechte; Landtage und Ausſchuß; landfchaft- 
liche Beamten, Ausſchuß-Deputirte, Landrath; allgemeine 
Beſtimmungen über die Anjtellung derjelben; Ernennung 
und Befoldung' des Landſchafts-Direktors; Anftelung und 
Befoldung des Syndifus; Ernennung der Ausſchuß-De— 
putirten und Nemuneration vderfelben; Sikordnung der 
Deputirten; Rechte und Pflichten der Landſchaft; Konfus 
lenten der Deputirtenz; nähere Beftimmung über die Aus- 
übung der landfchaftlihen Rechte in Anfehung der Geſetz— 
gebung, Steuern, Domänen, des Rechts der Befchwerde 
und Klage gegen Staatsdiener ꝛc.; Gefchäftsfreis des Aus— 
ſchuſſes; Ausſchußtage; Tandfchaftliche Kaffen - Kuratelz 
Landichafts- Kaffierer; Landrath. — 1. Bon Staatsfhul- 
ſchulden; Feftfegung des Schuldenftandes; Staatsfhulden- 
tilgung; Vorkehrungen gegen Erhöhung der Staatsfchul- 
den ıc. 


Die Fandftändifche BVerfaffungs - Urkunde für Sachſen— 
Hildburghaufen enthält hierüber Folgendes : 





1) Verordnung wegen der Tandjtändifchen Verfaffung ıc. 9. $. 1, 
37,3, 24, 25 u, 27, 29, 38, 2, 21, 22, 233, 4 u.5, 6, 19, 
20, 46 bis 53, 30, 44, 31, 32, 33, 34, 45 zum Theil u. 35, 
S. Konſtitut. der europ. Staaten. 3ter Theil, S. 388. 
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$: 1. 

Allgemeine Beftimmung. Das ganze Land und 
ſaͤmmtliche Untertbanen werden in allen Angelegenbeiten 
zwifchen Regenten und Volk durch verfaffungsmäßige Ab- 
geordnete (Deputirte) vertreten, deren Gefammtheit die 
Landſchaft ausmacht. Sowie alle Rechte und Befugniffe, 
welche dem Volk in feiner Geſammtheit im Verhaͤltniß zur 
Regierung zuftehen, nur auf dieſem verfaffungsmäßigen 
Wege ausgeübt werden können; eben fo follen auch alle 
Anforderungen, welche von deſſen Bewilligung abhängen, 
nie auf einem andern gemacht werden. 

Air? 

Eröffnung des Landtags. Sind an dem beftimm- 
ten Zage alle Landes» Deputirten oder doch menigftens 
zwei Drittel derfelben eingetroffen; fo erfolgt, auf die von 
dem Direktor bei der höchiten Behörde zu machende Anzeige, 
die Eröffnung des Landtags. 

$.72; 

Mittel zur Ausübung der Rechte der Land— 
Ihaft. Zur Ausübung diefer Rechte find vornehmlich die 
Berfammlungen fämmtlicher Landes - Abgeordneten (die 
Landtage) beftimmt. Es fteht aber aud der Landfchaft das 
Recht zu, durd Einzelne aus ihrer Mitte, welchen beſtimmte 
Geſchaͤfts-Zweige uͤbertragen ſind (einen Ausſchuß), fort: 
waͤhrend repraͤſentirt zu werden. Desgleichen iſt derſelben 
die beſondre Befugniß zugeſtanden, bei der Landes-Regie— 
rung und deren einzelnen Abtheilungen, mit Ausnahme des 
Juſtiz-Kollegiums, einen ihr, wie dem Fürften, befonders 
verpflichteten bevollmächtigten Beiſitzer (Landrath) zu un: 
terbalten. 

| $. 4 

Bon landſchaftlichen Beamten, den Ausfhuß- 
Deputirten, dem Landrathe. Allgemeine Beftim: 
mungen über die Anftellung derſelben. Die Land: 
Ihaft bedarf zur Leitung und unmittelbaren Befergung 
ihrer Gefchäfte gewiffer Beamten; theils iſt ihr (F. 3.) ges 
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ftattet, einzelne Gefchäfts- Zweige und gewiffe Rechte durch 
befondere Bevollmächtigte wahrnehmen zu laſſen. Zu den 
Erſten gehören: der Landichafts-Direftor, der Landichafts- 
Syndifus, der Landfhafts-Kaffier, mit den landfchaftli- 
chen Untereinnehmern nnd Gubalternen, — zu den letztern 
der Sandfchaftliche Ausfchuß und der Landrath. Alle hierzu 
gehörigen Perfonen werden (bis auf dem im Ausfchuffe 
Platz nehmenden geiftlichen Deputirten) durch fammtliche 
Landes» Deputirten dur abfolute Stimmen Mehrheit ge- 
wählt und vom Landesherrn beftätigt. 
6: 45 

Ernennung und Befoldung des Landſchafts— 
Direftord. Der Landichafts - Direftor wird aus den Ab: 
geordneten der Ritterfchaft jedesmal auf ſechs Fahre gewählt, 
und it, fo lange er in der Zahl der Deputirten bleibt, 
"immer wieder wählbar. Wirflidie Staats» und Hof- Die: 
ner, oder folche, welche aus einer landesfürftlichen Kaffe 
Befoldung oder Penſion beziehen, Fonnen das Amt eines 
Randfchaftg- Direktors nicht erhalten, es wäre denn, daß 
ein tolcher in Folge eines ganz befondern Zutrauens ge— 
wählt und die Wahl vom Negenten beftätigt würde. ‚Die 
Mahl gefchieht nach erfolgtem Ablauf der fechsjührigen Zeit, 
oder nach dem Abgange des vorigen Direftorg, gleich beim 
eriten Zufammentritt der Abgeordneten, zu einem Landtage, 
und wird dem Füriten mitteld Berichts zur Betätigung 
vorgetragen. Bei einem Wechfel im Direftorium muß der 
abgehende Direftor die Iandfchaftlihen Gefhäfte noch fo 
lange leiten, bis die landesfürftliche Beftätigung des Neu: 
gewählten erfolgt ift. Die landesherrligde Entfchließung 
fol jedoch immer noch vor dem wirklichen Anfang der Ar- 
beiten des Landtags erfolgen. Im Falle der Landſchafts— 
Direftor an der Ausübung feines Amtes verbindert ift, oder 
in der Zmwifchenzeit von einem Landtage zum andern ganz 
abgeht, vertritt der ritterfchaftliche Deputirte des Ausſchuſ— 
fes deffen Stelle. Sit aber im legten Falle der verfaſſungs— 
mäßige Landtag noch entfernt, fo ift eine außerordentliche 
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Berfammlung zur Wahl eines Landſchafts-Direktors noths 
wendig und möglichit zu befchleunigen. Er bezieht eine fire 
Befoldung aus der Landes - Kaffe. 

$. 6. 

Anftellung und Bejoldung des Syndifus. Der 
Landfchafts » Syndifus wird auf Lebenszeit gewählt und 
von der Landes» Negierung in Gegenwart eines oder einis 
ger landichaftlichen Abgeordneten verpflichtet. Er darf fein 
unmittelbar vom Landesherrn befoldeter Diener ſeyn und 
muß in der Rejidenz wohnen. Er fann blos auf den Grund 
des verlornen Vertrauens, wenn zwei Drittel fammtlicher 
Landes » Deputirten dafür ſtimmen, entlaffen werden. Seine 
Befoldung aber fann ihm, gleich andern Staats : Dienern, 
nur durch Urtel und Recht entzogen werden. Er bezieht 
diejelbe aus der Landes - Kajle. 

Sin]; 

Ernennung der Ausfhuß-Deputirten und Re— 
muneration derjelben. Den Ausfhuß bilden, nebit 
dem Landfchafts - Direktor und Syndifug, 

a) ein Deputirter vom Stande der Ritterguts-Beſitzer, 

b) zwei Städte» Deputirte, 

c) ein Amts » Deputirter, 

d, der Deputirte des geiftlichen Standes, 

- Shre Funktionen dauern fo lange, als ihre Theilnahme 
an der Landes - Repräfentation, nämlich 6 Sabre, und fie 
find ebenfalls wieder wählbar. Beim Eintritt einer neuen 
Deputirten - Wahl bleiben fie fo lange in Thätigfeit, bis 
ein anderer Aufchuß gewählt wird. 

Sie erhalten bloße Auslößung bei den Berfammlungen 
und Diäten bei den Konventen. 

$. 8 

Ordnung des Sites der Deputirten. Ungeach— 
tet die Volksvertreter nach $. 15. in diefer Eigenfchaft alle 
gleih find, fo beachten fie doch auf Landtagen folgende 
Sigordnung: Den erften Pla& nimmt der Landfchafts - 
Direftor ein; dann folgen zu beiden Seiten der Deputirte 


396 


des geiftlichen Standes, die Abgeordneten der Ritterfchaft, 
die Abgeordneten der Städte und die der Aemter. Die 
Deputirten der einzelnen Stände unter fich nehmen ihre 
Plaͤtze nach der Ordnung des natürlichen Alters, 


$. 9% 


r Rechte der Landſchaft. Der Landſchaft ſtehen in 
dieſer Beziehung folgende Rechte zu: 


a) das Recht des Beiraths und der Zuſtimmung bei 
Vertraͤgen und Dispoſitionen, wodurch die Integritaͤt des 
Landes verletzt, deſſen Revenuen geſchmaͤlert, oder die Re— 
gierungs-Verfaſſung des herzoglichen Hauſes veraͤndert wird; 

b) das Recht der Berathung und Zuſtimmung bei Ein- 
führnng neuer und bei Abänderung beftehender allgemeiner 
Landes» Gefeke, welche die Grund» Berfaffung des Landes, 
die Freiheit oder das Eigenthum der Staatsbürger betreffen ; 

c) das Recht, die Etats der Staats» Bedürfniffe mit 
dem NRegenten oder der dazu beauftragten Behörde Bei 
ſchaftlich feitzufegen; 

d) das Recht, alle für den Staats » Zwed nöthige 
Abgaben und Leitungen der Staatd- Angehörigen zu vers 
willigen, dergejtalt, daß ſolche ohne diefe Bewilligung nicht 
ausgefchrieben und gefordert werden fünnen, ingleichen das 
Recht, außerordentliche Staats - Bedürfniffe, mit Genehmi- 
gung der Regierung, durch Anlehen auf die Fonda der 
Steuer: Kaffe zu deden; 

e) dag Recht, die verwilligten Steuern, Abgaben und 
fonftigen zur landfchaftlichen Verwaltung gehörigen Gelder 
in eine eigne Kaffe unter Kontrole der Regierung erheben 
und zu den beftimmten Zwecken verwenden zu lafjen; 

f) das Recht, bei den Verfügungen über die Domänen 
in der Art zu fonfurirren, daß bei Dispofitionen über die 
Subftanz, neben dem agnatifchen Konfens, auch die Zuftim- 
mung der Landfchaft erfordert werden fol; 

&) das Recht, bemerfte Mängel in der Gefeßgebung, 
Ungleichheiten und Mißbräuche in der Verwaltung dem 
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Regenten anzuzeigen und zu deren Abftellung Vorſchlaͤge 
zu thun; 

bh) das Recht, über Pflicht > Verlegungen, Willkuͤhr, 
Nichtachtung der Verfaſſung von Seite der Staats - Die- 
ner Befhwerde und Klage zu führen, und auf deren Un— 
terfuchung und Beftrafung anzutragen. ! 

§. 10: 

Freiheit der Deputirten in ihren Aeußerun— 
gen. Die Deputirten find in Anfehung ihrer Neußerungen 
bei den Sandftändifchen Verhandlungen nicht verantwortlich. 
Es verfteht fih, daß diefe mit dem nöthigen Anftand, ohne 
Berunglimpfung der höchiten Perfon des Landesyerrn und 
ohne Beleidigung der Regierung, des Landtags und der 
einzelnen Deputirten vorgetragen werden müffen. 

n.z18 

Perſoͤnliche Sicherheit derfelben während der 
landſtaͤndiſchen Berfammlungen. Bei Landtagen 
und Konventen find die landſchaftlichen Deputirten und 
Beamten für ihre Perfon unverleglich, nur im Falle eines 
Berbrechens oder fehr dringender Umftände Fann eine Ber- 
baftung gegen Einzelne ftattfinden. 

€ $. 12. 

Entfhädigung der Deputirten und Konfulens 
ten. Die Abgeordneten beziehen für die Zeit ihres Auf- 
enthalts bei Landtagen und Konventen die herkoͤmmlichen 
Diäten und Reife - Koften aus der Landfchafts- Kaffe. Die 
Konfulenten der verfchiedenen Stände werden nicht aus 
der Landichafts- Kafje remunerirt. Die des Bürgerftandes 
erhalten ihre Taggelder aus den ftädtifchen Aerarien, und 
der Konfulent der Amts Eingefeffenen wird aus fämmtli- 
hen Dorf - Gemeinde: Kaffen und von den wahlberechtig- 
ten Gütern ꝛc. nad) einem auszumiftelnden Normalfuß für 
feine Arbeiten und Bemühungen vergütet. 

| $4: 4% 

Pflihten der Landſchaft. Die Landfchaft ift ver, 

pflichtet, dieſe Rechte auf das. wünftlichite in Ausübung zu 


398 


bringen und dabei die allgemeine Wohlfahrt, die Aufrecht⸗ 
haltung der Verfaſſung und den ungehinderten geſetzmaͤßi— 
gen Fortgang der oͤffentlichen Verwaltung (inſonderheit durch 
Aufbringung der noͤthigen Mittel) zum beſtaͤndigen Augen⸗ 
merk zu nehmen. Der uͤbrige Inhalt ihrer Pflichten wird 
bei den einzelnen Zweigen ihrer Thaͤtigkeit durch Vertraͤge, 
Geſetze und die Natur der Sache beſtimmt. 
$. 14. 

Berhältniffe der landſchaftlichen Thätigkeit 
zu den Befchlüffen des Bundestags. Gefegliche An— 
ordnungen und allgemeine Beichlüffe des Bundestags, wo— 
durch dem Lande, ald Bundesglied, Berbindlichfeiten auf- 
gelegt werden, find von der landfchaftlihen Einwilligung 
unabhängig (Abſchnitt 11. Kapitel 13. und Abfchnitt VL. 
Abtheilung III. Kapitel 14. $. 6.). Nur bei der Ausfüh- 
rung hat die Landfchaft mitzuwirken, infofern nämlich über 
die Art und Weife ihrer Vollziehung, oder die dazu erfor» 
derlichen Mittel noch eine Frage ftattfindet. 

$. 15. 

Art der vor denjelben auszuübenden Bertre; 
tung. Seder Deputirte vertritt nicht blos feine Gewalt: 
geber oder einen einzelnen Stand, fondern das Ganze und 
alle Untertbanen. Doch wird, in NRücficht der bisherigen 
vorzugsmweifen Berechtigung zur Landfchaft, die Eintheilung 
der Abgeordneten nach Klaffen oder Ständen beibehalten, 
und neben den bisherigen Ständen — der Nitterguts - Be- 
figer (Rittergüter) und Bürger (Städte) — noch der alle Land⸗ 
bewohner umfaffende Stand der Bauern (der Aemter) und 
der geiftlihe Etand in die Landfchaft eingeführt. 

$. 16. 

Berhältniß der Deputirten zu ihren Gewalt— 
gebern. Die Deputirten find bei ihren Berrichtungen von 
feiner Snftruftion ihrer Kommittenten abhängig, fondern 
erftatten ihre Erflärung nach den Gefegen und eigner freier 
gewiffenhafter Ueberzeugung. Sie find jedoch berechtig 
und verpflichtet, befondre Bitten, VBorftellungen oder Be⸗ 
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ſchwerden ihres Standes oder Bezirkes und felbit von Ein- 
zelnen aus denjelben anzunehmen, und (unbefchadet ihrer 
eignen Meinung und Abjtimmung) an die Landes: Ver> 
fammfung zu bringen. Sie find verbunden, ihre Wähler 
von demlandfchaftlichen Verhandlungen und den Gründen 
der erfolgten Beſchluͤſſe auf angemeffene Art zu unterrich— 
ten, es bleibt aber ihrer eignen Beurtheilung überlaffen, 
wie weit fie hierin gehen wollen. 


$. 17. 

Konfulenten der Deputirten. Die Deputirte der 
Städte und Aemter find berechtigt, ſich in den zu ihrer 
Abftimmung fommenden Gegenjtänden von Konfulenten be> 
rathen zu laſſen, die aber weder eine eigne Stimme haben, 
noch (wenn fie nicht etwa zugleich gewählte Stellvertreter 
find) Deputirten-Stimmen ausüben fünnen. Bei den lands 
fhaftlihen Berfammlungen wird auf Seite der Aemter - 
Deputirten überhaupt nur ein Konfulent zugelaffen. Auch 
muß defjen Wahl dem Ausfchuffe angezeigt worden ſeyn. 


$. 18. 

Nähere Beftimmungen über die Ausübung der 
Iandfhaftlihen Redte. 

a) Sn Anfehbung der Gntegrität des Lan 
bes und der NRegierungsS-Berfaffung. Ver— 
träge und andre Beflimmungen, welche den Umfang 
der gegenwärtigen Randeg > Theile, die Landes: Nevenuen 
oder die Regierungs - Verfaffung des berzoglihen Hauſes 
betreffen, follen den Landſtaͤnden entweder vor der Einge: 
bung oder doch noch vor ihrer Ratififation zur Ertheilung 
ihres Raths und ihrer Zuftimmung mitgetbeilt werden. 
Sollte diefes jemals unterbleiben und eine ſolche Dispoſi— 
tion gegen das Intereſſe des Landes vollzogen werden: fo 
würde der Landſchaft, außer dem Rechte der Klage gegen 
diejenigen Räthe, welche die zeitige Mittheilung unterlaf: 
jen, die Befugniß zuftehen, bei dem Bundestage auf Res 
jeiffion des Vertrags oder der Verfügung anzutragen. 
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$. 19. 

b) Sn der Gefeßgebung. Das Recht des Beiraths 
in der Geſetzgebung begreift zugleich in ſich das Recht der 
Bitte und des Vorſchlags wegen zu ertheilender oder abzu— 
aͤndernder Geſetze. Verſagt der Landesherr einem ſolchen 
Vorſchlage die Sanktion; ſo kann der Landtag ihn noch 
bei zwei andern Verſammlungen wiederholen. Alle zur 
Vollſtreckung vorhandener Geſetze nothwendigen oder aus 
der Natur des Verwaltungs- und Aufſichts-Rechts fließen— 
den Verordnungen find von der landſchaftlichen Zuſtim— 
mung unabhaͤngig. Eben ſo die Regulirung der kirchlichen 
Angelegenheiten, ſoweit fie nicht das Eigenthum eder das 
Berhältniß der Kirche zum Staate betrifft. Sollte daruͤ— 
ber, ob eine vom Landesherrn ohne landichaftlichen Bei: 
rath erlaffene Verordnung der landfchaftlichen Zuftimmung 
unterworfen fey, Zweifel entſtehen; fo bleibt fie fo lange 
in verbindlicher Kraft, bis die Regierung diefelbe auf den 
Widerſpruch zuruͤcknimmt. 

> 20, 

c) Bei Regulirung der Staats-Ausgaben und 
Einnahmen. Die Etats, welche nad) Borfohrift des lan— 
desherrlichen Edift3 vom 28. April 1810, von der Finanz: 
Behörde unter Konkurrenz der gefammten Landes - Negie- 
rung zu fertigen und binführo immer auf drei Jahre ein— 
zurichten ſind, werden aus dem Geheimenrathe dem land— 
ſchaftlichen Ausſchuß mitgetheilt, welcher ſie pruͤft und mit 
ſeinem Gutachten an die Landſchaft abgiebt. In dieſer 
Beziehung ſind den Staͤnden von den landesherrlichen Be— 
hoͤrden die erforderlichen Rechnungen, Nachweiſungen und 
Aufſchluͤſſe auf Verlangen mitzutheilen, und ihnen ſowohl 
von der Nothwendigkeit der gemachten Anforderungen, als 
von der zweckmaͤßigen Verwendung der fruͤhern Bewilli— 
gungen, die vollſtaͤndigſte Ueberzeugung zu verſchaffen. Der 
Landtag erſtattet ſowohl uͤber die Annahme der Etats, als 
uͤber die zu deren Deckung erforderlichen Verwilligungen 
eine Erklaͤrung, worauf entweder die ſofortige landesherr— 


— 
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liche Genehmigung und die Ausſchreibung der Abgaben mit— 
telſt Patents erfolgt, oder weitere Verhandlungen einge— 
leitet werden. Treten in der Zwiſchenzeit von einem Land— 
tag zum andern unumgaͤngliche Staats-Beduͤrfniſſe ein, 
auf welche bei der Etats-Errichtung nicht gerechnet ward, 
fo wird entweder der $. 26 Nr. 2 bezeichnete Weg einge— 
fhlagen, oder eine außerordentliche Verſammluug der De- 
putirten veranitaltet. 
5.2 

d) Bei Feſtſtellung anderer Reiftungen Ein 
gleiches Verfahren findet jtatt, wenn Leiftungen der Unter: 
thbanen, welche nicht in Abgaben bejtehen, gefordert oder 
fonft Maßregeln genommen werden, welche für die Lands 
Schaft ein Snterefje haben fünnen. 

6.: 22, 

e) In Anſehung des landihaftlihen Kaſſen— 
Rechts. Ueber die Berhältniffe der Iandfchaftlichen Kaffe 
und die ihr zu überweifenden Fonds, ſowie die Errichtung 
einer Schuldentilgungs-Kaffe, wird eine befondere Ueber— 
einfunft. getroffen werden und ein Kaſſen-Regulativ das 
Nöthige über das Kaffen- und Nechnungs-Wefen feitfegen. 
Die von dem Landichafts- Kaffier vier Wochen nach dem 
Schluß des Rechnungs-Jahrs bei dem Ausfchuß zu uͤberge— 
bende Haupt-Rechnung wird von diefem in materieller Hin- 
ficht geprüft und mit defjen Bemerfungen der Landes⸗Re— 
gierung übergeben, welche fie von der Rechnungs-Rammer 
revidiren läßt und fodann, in Gegenwart des Landfchafts- 
Direftord, eines Ausfhuß- Mitgliedes, des Syndifus und 
des Kafjiers, gemwöhnlichermaßen juftificirt. Die abgehör- 
ten Rechnungen werden dem tandtage bei der nächitfolgen- 
den Zufammenfunft vorgelegt. Der Kaffe-Borftand ift der 
gefammten Landfchaft dafür verantwortlih, daß die Etats 
nicht überfchritten und Feine unjuftifteirliche Ausgaben auf 
die Kaffe angemwiefen werden. 

$. 23. 


f) In Anfehung der Domänen-VBermwaltung. 
II. Br. 26 
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Diejenigen Diener, welchen die Domänen - Adminiftratio 
obliegt, find dafür verantwortlich, daß den Rechten der 
Landfchaft, ſowie den Verpflichtungen gegen die Agnaten 
Genuͤge geleiftet werde. Sollten demfelben und dem In—⸗ 
tereffe des Landes entgegen Dispofitionen über das Do— 
mänen:Vermögen getroffen werden, fo follen diefe auf bloße 
Einſprache der Landſchaft als von Rechtswegen ungül- 
tig und felbft für den Landesherrn unverbindlich erfannt 
werden. 
$. 24. 

s) In Anfehung des Rechts der Beihwerde- 
Führung. Beſchwerden über die Verwaltung überhaupt 
und die Handlungsweife der Staatsdiener müffen (mit 
Ausnahme des $. 26. 2. e. beftimmten Falles) vor ihrer Anz 
bringung auf dem Landtage in Berathung und zur Abjtim- 
mung gebracht worden jeyn. Den einzelnen Staatsbür- 
gern ift es geftattet, bemerfte Gebrechen oder Mißbräuche, 
deren Abftellung das allgemeine Beſte zu erfordern fcheint, 
der Landfchaft oder dem Landfchafts- Direktor zur Anzeige 
zu bringen. 

G 25: 

b) Sn Anfehbung des Rechts der Befhmwerde 
und Klage gegen Staatsdiener insbefondere. 
Das Recht der Befchwerde und Klage gegen Staatsdiener 
wird vorzüglich dadurch gefichert, daß alle Berfügungen 
des Negenten von denjenigen, welde ihn dabei berathen 
haben, nad Maaßgabe des Edifts ber die Organifation 
des Geheimenraths-Kollegiums, Fontrafignirt werden müf- 
fen und jeder Diener für die auf feinen Vortrag gefaß- 
ten Befchlüffe dem Negenten und dem Lande verantwort; 
lich ift. Das Recht förmlicher Klage von Seiten der Land— 
fchaft findet nur gegen höhere Staatsdiener in dem Falle 
ftatt, wenn die befchwerende Handlung ein Vergehen in 
fich enthält, welches die Entfcheidung eines Gerichtshofes 
erfordert. In allen andern Fällen tritt bloß Beſchwerde 
beim Landesheren ein, wobei es von den Umjtänden ab- 
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bängt, ob eine Unterfuhung oder ein bloß verantwortli- 
ches Verfahren Pla greift. In jedem Falle wird ver Land— 
tag von dem Erfolg feiner Befchwerde in Kenntniß gefest 
werden. Die förmliche Klage wird ebenfalls bei dem Lanz 
desherrn übergeben, foll aber, vorausgefegt, daß fie hin 
länglich begründet und durch die Angabe der Beweismittel 
gehörig unterftügt ift, an das gemeinfchaftliche Ober-Ap- 
pellationsgericht in Jena zur Einleitung des geeigneten 
Verfahrens und rechtlichen Entfcheidung abgegeben werden. 
Der Landesherr begiebt fich für dergleichen Fälle des Abo— 
litions-Rechts, des Begnadigungsrehts aber nur infofern, 
daß ein Diener, auf deffen Nemotion rechtlich erfannt ift, 
nicht im Staatsdienfte gelaffen werden fann. 

6. 265 

Geſchaͤfts-Kreis des Ausſchuſſes. Die Berricd- 
tungen des Ausſchuſſes beftehen: 

1) in vorläufiger Berathbung und Bearbeitung der auf 
dem Landtage zum Bortrag fommenden Gefchäfte — ſoweit 
fie nämfih fhon vor deffen Eroͤffnung befannt waren, 
3. B. die vorläufige Prüfung der Etats, die Berathung 
über zu erhebende Befchwerden u. f. w.; ohne daß deſſen 
Mitglieder in ihren Abjtimmungen bei dem Vortrag der 
Sache in Pieno- der Pandfchaft an das Gutachten des Aus— 
fhuffes gebunden find; 

2) in fortwährender Vertretung der Stände auffer dem 
Landtage. 

Der Ausfhuß kann jedoch weder Steuern und andere 
Belaftungen der Staatsbürger bewilligen, noch fich defini- 
tie über Gefegvorfchläge oder andere zur unmittelbaren 
Kognition der Landfchaft geeignete Gegenftände erklären, 
fondern er ift verbunden, dergleichen Gegenftände, welche 
nicht bis zum nächiten Landtage ausgefegt werden Fünnen, 
mit den über feine vorläufige Berathung geführten Proto- 
follen, auf dem Wege fohriftlicher Girfulation an ſaͤmmt— 
liche Landes-Deputirten zur Abftimmung zu bringen. Zu 
feiner vollen Kompetenz hingegen gehört: 

26 * 
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a) die einftweilige Beſetzung der Iandfchaftlichen Beam- 
ten-Stellen, welche bis zum nächften Landtag nicht er> 
ledigt bleiben koͤnnen; 

b) die fortwaͤhrende Kontrole uͤber die Aufrechthaltung 
der Verfaſſung und Vollziehung der von dem Landes— 
herrn und dem Landtage gemeinſchaftlich gefaßten Be— 
ſchluͤſſe und feſtgeſetzten Etats; 

c) die Befugniß, in dringenden Fällen Anzeigen an den 
Landesherrn zu erftatten oder DVorftellungen und Be— 
fchwerden vorzubringen 5 

d) der Antrag auf Zufammenberufung außerordentlicher 
Landtage unter Anführung feiner Gründe; 

e) die Unterzeichnung der landfchaftlihen Schuld - Ver- 
fchreibungen ; 

f) die Mitaufficht über Verwaltung der Landes-Stener- 
Kaffe. 

$. 27. | 

Ausſchuß-Tage (Konvent). Der Ausfhuß verfam- 
melt fich zu Beforgung der ihm obliegenden Geſchaͤfte fo 
oft es die vorliegenden Arbeiten nothwendig machen, auf 
die Einladung des Direftors, ohne darzu einer befonderen 
Grlaubniß zu bedürfen. 

$. 28. 

Landfhaftlihe KRaffen- Kuratel. Die unmittel- 
bare Leitung der KRaffen » Gefchäfte wird nicht von ſaͤmmt— 
Yichen Ausfchuß-Deputirten geibt, fondern e8 werden Dazu 
einige derfelben beauftragt, welche, mit einem aus der 
Mitte der Landes-Negierung zu deputirenden Rathe und 
dem jedesmaligen Landrathe, einen abgefonderten Kafjen> 
Borftand bilden. Diefer Vorftand ift der Landes, Regie: 
rung und der gefammten Landfchaft in der Art unterge- 
ordnet, daß jene, wie diefe, die von ihr ausgehenden Zah— 
fungs » Verfügungen zunächft an denfelben erläßt. Unter 
ihm fteht der landſchaftliche Hauptfaffier. 

$. 29. 

Ernennung, Funktion und Befoldung destand- 
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fhafts-Kaffiers. Der Iandfchaftlihe Kafjier wird auf 
Lebenszeit ernannt und von der Landes-Regierung, in Ges 
genwart wenigitens eines landichaftlichen Abgeordneten, ver- 
pflihtet. Er muß eine angemeffene Kaution ftellen und 
fann aus denfelben Gründen entlaffen werden, wie jeder 
andere Rechnungsbeamte. Demfelben liegt die Verwaltung 
der Landes-Steuerfaffe und die Verrechnung aller Einnah- 
men und Ausgaben nach einer befonderen Snftruftion ob. 
Er bezieht eine fire Befoldung aus der Landes-Kaſſe. 
$. 30. 

Beftimmung des Landraths. Der Landrath, wel: 
cher nad) dem landesherrlichen Edift vom 28. April 1810 
Sitz und Stimme in der Landes-Regierung hat, ift als 
folcher fein Mitglied der Landfchaft, fondern 

a) die Mitteldperfon zwifchen derfelben und der Landes 

Regierung zur Erleichterung der Kommunifation und 

Erzielung größerer Gleichförmigfeit beider Behörden, 

und 

b) wirkliches Mitglied der Regierung, um durch feine 

Theilnahme und Mitwirkung in den Gefchäften, das 

Intereſſe und die Rechte der Landfchaft beftändig wahr- 

zunehmen. 

Er folgt bei Abgebung feiner Stimme in Regierungs— 
Sachen feiner eignen Ueberzeugung, ohne an befondere In— 
firuftionen von der Landfchaft gebunden zu feyn, ift aber 
derfelben für das, was auf feine Mitberathung vorge: 
nommen wird, befonders verantwortlid. Seine Dienft- 
Obliegenheiten werden in einer Inſtruktion näher beftimmt. 

* 


+ 


Ernennung des Landraths und Befoldung 
deffelben. Der Landrath wird von drei zu drei Sahren 
gewählt, ift aber immer wieder wählbar. Nach Berlauf 
der erften drei Jahre kann derfelbe auch auf Lebenszeit er- 
nannt werden. Er muß die in dem beregten Edift vorge— 
fhriebenen Eigenfhaften befisen, braucht aber weder ein 
landſchaftlicher Deputirter, noch ein Iandfohaftlicher Beam— 
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ter zu ſeyn. Er wird bei der Landes- Regierung in Ge— 
genwart des Landichafts-Direftors verpflichtet. 

Er bezieht eine fire Befoldung aus der Landesfaffe. 

$. 32. 

Verbot einfeitiger Berichte der Deputirten. 
Einfeitige Eingaben und BVorftellungen einzelner Volks-Ver— 
treter bei dem Negenten find unerlaubt ®). | 

$.: 33% 

Unabänderlichfeit der landfhaftliden Ber: 
faffung. Gegenwärtiges Grundgefeg kann nur durch 
Uebereinftimmung des Negenten und des Landtags abge- 
ändert werden. 


| Anhang. 
Bon Stantsfhulden °). 


gb 1% 

Feftfesung des Schuldenftandes. Zu den Staats- 
Schulden gehören alle ſowohl bei der Landfchaft (Landſteuer— 
Kaffe), als bei der Kammer (der Domänen» und Rega— 
lien: Kaffe), auf dem verfaffungsmäßigen Wege — es fey 
zum allgemeinen Landesbeften, oder zur Unterftügung des 
Herzoglihen Haufes — durch Aufnahme von Kapitelien, 
oder durch Uebernahme von andern Kaffen Fontrahirte, 
und von der Landfchaft dafür anerfannte Schulden. 

Zur Firirung des jeßigen Standes derfelben find ge- 
naue DBerzeichniffe, mit Bemerfung des Grundes ihrer Ent- 
ftehung, des Zinsfußes und der etwaigen befondern Hy— 
pothef, aufzunehmen. 

Diefe Berzeichniffe werden, nach erfolgter vollftändiger 


2) Eben fo alle Verfanmlungen Tandftändifcher Deputirten außer 
den Land: und Ausfchußtagen. (Abtheil. III. Kap. 14 $. 5.) 
3) Herzoglih Eachien: Hildburghaufifhes Haus: und Grundgefes 
über Staatsgüter und Staatsfchulden vom 26. April 1820. — 
Die Abtheilung dieſes Geſetzes, welche von Staatsgütern und 
Privatfchulden des Regenten handelt, fiehe Abſchnitt VII. Ka: 
pitel 12, 
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Berichtigung, in ein nach Faufmännifcher Art anzulegendes 
Staats-Schuldenbud eingetragen, deſſen eriter Theil 
die Kammerfchulden und der zweite die Landichaftsichulden 
umfaßt, und in welchem ſowohl die Abgänge, als der et- 
waige Zuwachs an Pafliven nachgetragen werden. 

Bon den anzufertigenden doppelten Eremplaren erhält 
das eine das Finanzkollegium, das zweite die Landichaft. 
5. 

Staatsfhuldentilgung. Die jegige Summe der 
Stantsfchulden fol, wenn nicht die weiter unten bejtimm- 
ten Fälle eintreten, auf feine Weife vermehrt, ſondern 
vielmehr durch Anlegung einer Schuldentilgungsfaffe, woruͤ— 
ber ein befonderes Statut errichtet wird, fufceffiv vermin- 
dert und endlich (bis auf die bei der einen oder der an— 
dern Kaffe als eifern zu betrachtenden Stiftungs-Kapita— 
lien) ganz abgetragen werden. 

So oft Fünftig eine neue Staatsfchuld gemwirft wird, 
muß für diefelbe zugleich ein Tilgungsfond errichtet werden. 

$. 3. 

Borfehrungen gegen Erhöhung der Schulden. 
Um dies zu bewerfitelligen, ijt es unerlaßliche Pflicht des 
jedesmaligen Negenten und feiner NRäthe, die Staatöbe- 
dürfniffe fo einzurichten, wie es die Kräfte der Kaſſen und 
des Landes zulaffen und daß die Ausgaben aus den or: 
dentlihen Einnahmen, ohne alle Anticivationen, beftritten 
werden fönnen. Wir erflären daher und verpflichten Ung, 
denjenigen heilfamen Borfchriften und Erinnerungen, welche 
die Herzogl. Hausgeſetze, befonders die teftamentarifchen 
Anordnungen Unferes erhabenen Ahnherrn mweiland Her: 
3098 Ernft des Frommen enthalten, beftändig nachzukom— 
men, und verfehben Uns zu Unfern Nachfolgern, daß fie 
von gleichen Gefinnungen belebt feyn werden. 

Zur beftändigen Feithaltung dieſer Grundfäge ift den 
Ständen des Landes das Recht eingeräumt, bei Errichtung 
der VBoranfchläge der Staats - Ausgaben mitzuwirken und 
‚ Über deren Ausführung zu wachen. - Die nad) dem land- 





408 
fchaftlichen Grundgeleß von 3 zu 3 Sahren zu errichtenden 
Etats find fo zu faffen, daß in den Ausgaben ein nicht 
zu überfchreitendes Marimum angenommen, die Einnahme 
aber nach der Wahrfcheinlichfeit fo beftimmt wird, daß im 
Fall des Minderertrags eines oder des anderen Einnahms- 
zweigs ein Ausfall nicht entftehen kann. 

Es ift dabei auf die Bildung eines beftändigen Refer- 
vefonds für außerordentliche Ausgaben Bedacht zu neh- 
men, über welchen bei der Iandfchaftlichen Kaſſe nur mit 
Einverftändniß des beftändigen Ausfchuffes disponirt wer- 
den kann. Die in dem einen oder dem anderen Sahre vers 
bleibenden Ueberfchüffe find zur Deckung der etwaigen Aus 
fälle in den naͤchſten Jahren zu verwenden und inmittelft, 
wie e8 in dem Schuldenftatut näher beftimmt werden wird, 
anzulegen, wo möglich foll daraus nah Abzahlung der 
Schulden ein Fond gebildet werden, aus welchem wichti- 
gere außerordentliche Leiftungen, 3. B. die Ausftattung der 
Prinzeffinnen, die Apanagen der Prinzen u, f. mw. beftrit- 
ten werden. 

Der unter landſcha tliher Mitwirfung errichtete Etat 
ift ein einfeitig nicht abzuänderndes Finanzgefeß, 
fo daß die darin voraus beftimmte Ausgabe nicht über: 
fohritten werden kann und Verfügungen dagegen, melde 
nicht auf dem gefeglichen Wege eingeleitet und zur Geneh— 
migung gebracht wurden, von felbft ungültig und unver: 
bindfich - find und feine juftiftcirliche Ausgabe darauf ge— 
gründet werden kann. Diefes hindert jedoch nicht, Daß 
von der oberen Finanzbehörde in der Zmifchenzeit, nad) 
dem jedesmaligen Stand der Dinge und den befonders in 
manchen Einnahmszweigen der Wirflichfeit näher gerücten 
Einfichten, die Special-Etats reftificirt und den Unterbe— 
hörden zur Nachachtung mitgetheilt werden. Vielmehr it 
diefelbe verpflichtet, dergleichen, die Ueberficht und ein ſchar— 
fes Eindringen in die finanziellen Berhältniffe des Landes 
befördernde Nektififationen mit dem Anfang eines jeden 
Rechnungsjahres vorzunehmen. Auch verfteht es fi, daß 
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mit dem allgemeinen Wohl vereinbarlidhe Erfparniffe in 
dem einen Theil der Ausgaben von dem NRegenten, nad) 
dem Ermefjen der fompetenten Behörde, auf andere vers 
wandte, oder doch dem allgemeinen Beiten nicht minder 
entfprechende, Gegenftände verwendet werden fünnen, jedoch 
dürfen dergleichen Lebertragungen der für den einen Haupt: 
theil des Staatshausbaltes beftimmten Summen auf einen 
andern durhaus nicht zum Nachtheil der öffentlichen Ad— 
miniftration ftattfinden. 

Uebrigens wird einer vorzüglichen Quelle der Finanz— 
verlegenheiten durch die Einführung und Handhabung ei— 
nes genauen Rechnungs - und Kaffen-Regulativg und die 
Ertheilung von gemefjenen Snftruftionen für die Einnehmer 
und Kaffeführer vorgebeugt werden. 

$. 4. 

Fälle, in welchen die Kontrabirung neuer 
Schulden allein zuläffig ift. Nur in ganz außeror> 
dentlichen Fällen, wenn unabmwendbare Noth oder ficherer 
und dauernder Nugen des Landes, oder der öffentlichen 
Kaſſen es erheifchen, darf zur Kontrahirung von Schulden 
unter den weiter unten bemerften Förmlichfeiten gefchritten 
werden. 

Dabin gehören: 

a) die Rettung des Staats, des Regenten und 
feines vermutbhlihen Nachfolgers aus großer Ges 
fabr oder Befchädigung, die Kräfte des Landes uͤber— 
ffeigende Sriegslaften, Steuerung allgemeiner Hun- 
gersnothb, Verwuͤſtung ganzer Yandjtriche, deren ver- 
derblihen Folgen nur durd den Kredit der Staats- 
Faffe begegnet werden kann; feineswegs aber Brand» 
fhäden, fir welche eine bejfondere Berficherungs - An 
ftalt vorhanden iſt; 

b) bleibende und zuverläffige Landesverbefferun- 
gen, durch Erwerbung natzbarer Grund - Befigungen 
oder Gerehtiame, Tilgung fremder rechtmäßiger Anz 
fprüche, nügliche Verwendung zum wahren Beiten des 
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Landes, fofern der etatsmäßige Refervefond die nd- 
thigen Mittel dazu nicht darböte. — Auf unfichern 
Gewinn berechnete Unternehmungen, gewagte Gefchäfte, 
Untertügung der Privatgewerbe durch Borfchüffe, ge- 
hören nicht unter die Fälle, welcherhalb Staats - Anz 
leihen gemacht werden koͤnnen; 

c) die Tilgung bereits vorhandener Staatsfchulden, ſo— 
fern fie dringend, oder fonft, z. B. durch Hercbfegung 
des Zinsfußes, beſonders nuͤtzlich ift. 

6. 

Förmlichfeiten bei neuen Staats-Anleihen. 
Zur Gültigfeit einer neuen Staatefchuld, und zwar bei 
Anleihen auf die Hauptfieuerfaffe, find folgende Foͤrm— 
Sichfeiten nothwendig: 

1) ein förmlicher Befchluß der gefammten Landfchaft, fo- 
wohl über die Erborgung, als die Bedingungen; 

2) die ausdrücliche landesherrliche Genehmigung deffel- 
ben, welche jedoch erft dann erfolgt, wenn 

3) die Landes-Regierung in ihren rechtsverftändigen und 
finanziellen Mitgliedern mit ihrem Rath gehört worden tft, 

4) die über ein folches Anleiben augzuftellenden Doku— 
mente werden von fämmtlichen Gliedern des landfchaft: 
fihen Ausſchuſſes unterfchrieben, und 

5) von der Landes- Regierung mit der Bemerfung: daß 
bei Kontrabirung der Schuld die gefeglichen Förmlid)- 
feiten beobachtet worden, beglaubiget. 

Sn beiden Fällen muß in der Schuld-Urfunde 

a) die gefegliche Urfache der Erborgung angeführt und 

b) das Berfprechen gegeben werden, daß das Kapital 
zu feinem andern, als dem angegebenen Zwed ver; 
wendet werden folle. 

Die gewirfte Schuld wird, mit Angabe des Darleihers, 
des Tages der Ausftellung, des Zingfußes und der etwa 
befonders beftellten Hypotbef, im die bei dem Finanzkolle— 
gium und der Landfchaft anzulegenden Bücher, unter der 
geeigneten Nummer (welche auch auf dem Dokumente ans 
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zumerfen it) eingetragen und eine widimirte Abjchrift von 
der Driginal-Urfunde mit allen Unterfchriften, unter gleicher 
Nummer , an das Herzogliche Hauptarchiv abgegeben. 

Ausnabmen. Ber Kapitalaufnahmen blos zum Ab- 
trag anerfannter älterer Schulden ift in feinem Fall die Zu: 
ſtimmung oder ein Beichluß der aefammten Landichaft er- 
forderlich, ſondern es erfolgt die Ausitellung des Dofumentg, 
auf den Vortrag der Schuldentilgungs » Behörde, daß die 
Kapitalaufnahme zum Abtrag einer anerfannten älteren 
Schuld erforderlich fey. 

Eben jo wenig bedarf es jener Förmlichkeit bei der Anz 
nahme von Dienft- und andern Kautiong- Kapitalien, ins 
gleichen bei Annahme der an die Hauptftenerfaffe einzufenz 
denden gerichtlichen Depofitengelder, für welche letztere bloße 
KRaffenfcheine genügen. Sin Anfehung der bei der Staatss 
faffe anzulegenden Dotal » und Paraphernalgelder fürftlis 
cher Gemahlinnen des Herzoglichen Hauſes genügt die wirf- 
fihe Illation und die in den fürftlihen Ehepaften darauf 
gerichtete VBerficherung des Regenten. 

Nur muß in allen diefen Fällen für wahrhaft nuͤtzliche 
Verwendung geſorgt werden. 

Verſicherung der Staatsſchulden. Jede auf die 
obbezeichnete Weiſe kontrahirte Schuld iſt als rechtmaͤßige 
wahre Staatsſchuld zu betrachten. Inſofern dabei nicht eine 
befondere Hypothek verschrieben worden, baften für die auf 
die Steuerfaffe radicirten Schulden fammtliche Einfünfte 
dieſer Kaffe. 

Zu deren fortdauernder Gültigkeit bedarf eg weder bei 
Kegierungs - Veränderungen der befonderen Anerfennung 
von Seiten des Nachfolgers, noch beim Eintritte neuer land» 
ftändifcher Deputirten eines wiederholten landſchaftlichen 
Beichluffes. 

Dhne die beftimmten Vorausfegungen und $. 5 berühr- 
ten Förmlichfeiten auf die Staatsfaffen gewirfte Schulden 
gelten nicht als Staatsfhulden und find für den Staat 
ganz unverbindlich. Sie begründen bloß einen Anfpruc ge: 
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gen diejenigen, welche fie Fontrahirt oder fir deren Abzah⸗ 
lung als Kaffefuratoren, Rehnungsführer, Mittelsperfos 
nen u. f. w. zu forgen verpflichtet waren. 

$. 6. 

Schulden der Spyecialfaffen. Bon bloßen Unters 
einnahmen kann feine Art von Schuldverfchreibung, bei 
Strafe der Nichtigfeit, ausgeftellt werden. Sämmtliche 
Specialfaffen, welche ihre etatsmäßigen Quanta aus den 
Hauptfaffen erhalten, müfjen ſich fo einrichten, daß fie 
damit beftehen, und ihre Bedürfniffe, wie die Ordnung 
eines guten Haushaltes erfordert, baar bezahlen. 

Wenigſtens ift der Staat nicht verbunden, die von ihren 
gewirften Schulden zu übernehmen. Es findet daher aus 
den auf fie ausgeftellten Anweifungen und Schuldbefennt: 
niffen — dafern Ddiefelben nicht auf den Grund einer be 
fonderen Autorifation der fompetenten allgemeinen Landes: 
behörde gefchehen — eine Klage weder gegen den Negenten, 
noch gegen das Land, fondern blos gegen bie fpecielle Kaffe 
und deren Adminiftration ftatt. Sedoch fol in Kriegszeiten 
die Militär: Adminiftration, für den Fall des gänzlichen 
Verluſts der Militärfaffe oder der Militärvorräthe, zu verz 
bältnißmäßigen Kredit: Eröffnungen autorifirt feyn. 

us 

Verantwortlidhfeit der Diener wegen diefeß 
Geſetzes. Alle Unfere Diener, in deren Wirfungsfreis 
gegenwärtiges Fandesgrundgefeß einfchläst, find für deſſen 
genaue Beobakhtung verantwortlich, mithin wegen jeder 
Uebertretung defjelben ftrafbar und zum — ver⸗ 
bunden. 

Wir hoffen hierdurch der Verfaſſung Unſeres — 
jo viel die bier geordneten Gegenſtaͤnde betrifft, eine Vollen— 
dung gegeben zu haben, welche die von Uns beabfichtigte 
firenge Ordnung im Staatshaushalte dauernd begründen 
wird, und oleihwie Wir allen unfern, ſowohl Hof als 
Staarödienern die ftrengfte Beobachtung diefer Anordnuns 
gen zur unerlaßlichen Pflicht machen, alfo vertrauen Wir 
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Unfern Regierungsnadhfolgern, daß fie fih die Aufrechts 
haltung diefes verfaffungsmäßig errichteten, mithin von 
feinem Regenten einfeitig abzuändernden Haus- und Fans 
des » Grundgefeßes auf gleihe Weife werden angelegen 
feyn laffen. 


Fünfzehntes Kapitel. 
Fürftentbum Schwarzburg-Rudolftadt. 


Wirkfamfeit der Repräfentanten des Volks im Allge— 
meinen; einzelne Nechte der Landes-Pepräfentanten, Lan— 
des - Schulden; Mängel und Gebrechen in der Landes- 
Verwaltung; Ausfhuß, deſſen Befugniſſe. 


1. 

Nach der für das Fürftenthbum Schwarzburg- Rudolftadt 
gegebenen ftändifchen Verfaffung erſtreckt ſich die Wirf- 
famfeit der Repräfentation des Volks auf die Berathung 
über alle Gegenftände der Gefeggebung, welche die perſoͤn— 
lihen und Eigenthumsrechte der Staatsbürger, mit Ein- 
fhluß der Beſteuerung, betreffen. — Eine weitere Angabe 
über die einzelnen Rechte und Pflichten‘ der Landftände fin- 
det fih in der allegirten Urfunde nicht. — Wohl aber 

II. 
in der Fuͤrſtl. Schwarzburg-Rudolſtaͤdtiſchen Erklaͤrung 
vom 21. April 1821 ?), worin folgendes beſtimmt iſt: 
| ss” 1: 
Die Landes -Repräfentanten haben das Recht der Bes 





1) Verordnung vom 8. Januar 1816. $. 1. Es enthält dieſe 
Verordnung eigentich nur die Grundzüge einer ftändıfchen Ver— 
fafjung. ©. Konftitutionen der europäiſchen Staaten, 2. Theil. 
©. 364, Polis die Staatswiſſenſchaften im Lichte unferer Zeit. 
zh. 4 ©. 520, 

2 D Verordnung vom 21. April 1821 in der Beilage zum 18. Stüd 
des Fürſtl. Schwarzburg : Rudolftädtifchen Wochenblatts vom 
30, April 1821. 
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rathung und Zuftimmung bei allen neu zu erlaflenden Ge- 
fegen, welche die perfönlichen Verhältniffe oder das Eigen 
thum fämmtlicher Unterthanen betreffen. Die Verweigerung 
dieſer Zuftimmung findet aber nur daun ſtatt, wenn we- 
nigftens zwei Drittheile der anmwefenden Mitglieder unter 
ausführliher Anzeige ihrer Weigerungsgründe gegen die 
Annahme ſtimmen. 
A 

Sie haben das Recht der Berathung und Bewilligung 
aller zur Dedung der nothwendigen Staats - Bedürfniffe 
auszufchreibenden Steuern. Diefe Bewilligung fann und 
darf aber nicht verweigert werden, wenn das zu deckende 
Staats » Bedürfniß entweder zu Erfüllung der bundesmäßi- 
gen Verpflichtungen des Fürftentbums, oder zu Führung 
einer wohlgeordneten, nach der Natur der Sache und nad 
Sitte, Gebrauch und Herfommen anderer deutfchen Für; 
ftenftaaten von ungefähr ähnlichem Umfang, eingerichteten 
Staats - Verwaltung erforderlich ift. 

Sollten darüber, ob ein angegebened Staats - Bedürf- 
niß eine diefer Eigenfchaften habe oder nicht, Zweifel ent- 
ſtehen, welche durch die Berathbung mit Unferem landes- 
fürftlihen Kommiffarius nicht gehoben werden fönnten, fo 
wäre die hohe Bundes: Verfammlung zu Frankfurt um 
fompromiffarifche Entfcheidung diefer Frage zu erfuchen und 
derfelben nachzugehen. 

$. 3 

Neue Landes- Schulden koͤnnen ohne ausdrüdliche Ein- 
willigung der Landes -» Verfammlung nicht gemacht werden. 
Und wenn der Fall diefer Einwilligung eintreten follte, fo 
müßte jede augzufiellende Obligation von den 3 Mitgliedern 
des Ausfchuffes im Koncept fignirt und Abſchrift davon 
bei dem nächften Landtage vorgelegt werden. 

——— 

Die Volks-Repraͤſentanten haben das Recht, alle Maͤn— 
gel und Gebrechen in der Landes-Verwaltung und Voll— 
ſtreckung der Gefege, welche. zu ihrer Kenntniß Fommen, 
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dem Landesfürften anzuzeigen, worauf genaue Unterfuchung 
und Benachrichtigung von dem Erfolg zugefichert wird. 
5.05: 

Abänderungen an der landfchaftlihen Verfaſſung koͤnnen 
nur durch ein förmliches Gefes nad) vorhergegangener Be- 
rathung mit den LandessNepräfentanten und Zuftimmung 
deren Mehrheit gemacht werden, 

= 

In der Zwifchenzeit von einer VBerfammlung zur andern 
bleibt ein alljährlich; wechfelnder Ausſchuß von 3 Nepräfen- 
tanten, ein Nittergut3= Befiger, ein Städtifher und ein 
Deputirter vom Lande, in Funftion. Sie find nach dem 
Grundjag der vollfommenen Gleichheit unter den Repraͤ— 
fentanten zu beftimmen, jo daß jeder Repräfentant während 
des Zeitraums von 5 Jahren einmal bei dem Ausfhuß ift 
und dergejtalt, daß nicht mehrere Neyräfentanten aug dem 
nämlichen Bezirfe, fondern foviel als möglich aus den ver- 
fhiedenen Zheilen des Landes, zufammentreffen. Sie find 
berechtigt, allem demjenigen beizuftimmen und dazu mitzus 
wirfen, was mit den am vorhergehenden Landtag getroffe- 
nen Beftimmungen und Fejlfegungen übereinftimmt. Davon 
abweichende oder neue Gegenftände gehören nicht zu ihrer 
Kompetenz, fondern fie haben, wenn dergleichen vorfom- 
men follten, auf Zufammenberufung der Landtags - Vers 
fammlung anzutragen. 

EN 

Nach dem Schluffe jedes Jahres werden den Mitgliedern 
des Landtags » Ausihuffes fämmtlihe Rechnungen des ver- 
floffenen Jahres über alle aus den verwilligten Steuern 
beftrittene Ausgaben mit ailen Belegen vorgelegt. Sie 
haben folhe zu prüfen und ihre dabei zu machenden Be- 
merfungen und Erinnerungen der Regierung zu übergeben, 
welche fi) deren Erledigung Außerften Fleißes angelegen 
jeyn laſſen und, wie folche erfolgt, Nachricht geben wird. 
Die Protofolle oder andere fchriftliche Verhandlungen über 
dieſes Gefchäft werden der nächjtfommenden Landes - Ver: 
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fammlung, um nach Befinden. weitere Anträge darauf zu 
begründen, vorgelegt. 


Schszehntes Kapitel. 
Fürftentbum Liechtenſtein. 


Auszeichnung der geiftlichen Landftände und der nicht 
unterthänigen Güterbefiger; Rechte und Pflichten der auf 
dem Landtage verfammelten Stände, 


Die Berfaffung des Fürftenthbums Liechtenftein enthält 
hierüber Folgendes '): 
&. 2 
Den infataftrirten geiftlichen Landftänden fol in allen 
amtlichen fohriftlichen oder mündlichen Anreden das Prädi- 
fat „Herr“ gegeben, und im Falle der perfönlichen Er- 
fcheinung von den Landes - Behörden die Auszeichnung eines 
anzutragenden Sitzes zu Theil werden. 
‚Br 
Nichtunterthaͤnige Güterbefiger, oder eigentlich deren Re: 
präfentanten, wenn fie nach vorheriger Snfataftrirung den 
ftändifchen Verfammlungen beimohnen wollen, haben auf 
die dem geiftlichen Stande zuerfannte Auszeichnung Anſpruch 
und mit diefem gleichen Rang. 
Fe 7 
Unfern auf dem Landtage verfammelten getrenen Stän- 
den werden Wir durch Poftulate den Bedarf jedesmal vor- 
legen, und da Wir davon nichts für Uns behalten, fon- 
dern lediglich jene Ausgaben darunter begreifen werden, 
welche zur innern Verwaltung und rüdfichtlic der Außern 
Berhäftniffe erforderlih find, fo haben Unfere getreuen 
Stände fi nur über die Einbringlichfeit der poſtulirten 
Summen zu berathfchlagen und dafür zu forgen. 





1) Fürſtl. Liechtenfteinifche Verfaſſung vom 9. Nov. 1818. $. $. 7, 
8, 11-16. ©, Konftit, der enropäifchen Staaten. Th.3. ©.433. 
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$. 4 

Da es Unfer feiter Wille ift, daß alle liegende Beſitzun— 
gen ohme Unterfchied des Eigenthümers nach einem gleichen 
Maasftabe in die Steuer gezogen werden follen, mithin 
eine vollfommene Gleichheit in Tragung der allgemeinen 
Laſten einen jeden einzelnen Unterthbanen vor Ueberhaltung 
fihern; fo joll auch die Aufrechthaltung diefer Gleichheit 
ein Gegenitand der landjtändifchen Obforge feyn. 

$..-3 * 

Nur das allgemeine Beſte des Landes darf das Augen— 
merf der Stände ſeyn, jede Partheilichkeit oder Beguͤnſti— 
gung einzelner Perfonen oder Klaffen ift zu vermeiden. 
Daher Wir jedem Landftande die Befugniß einräumen, auf 
dem Landtage Vorfchläge zu machen, die auf das allge; 
meine Wohl abzielen; über dem darüber erfolgten Land— 
tagsihluß, behalten Wir Uns jedoch das Recht der Geneh— 
migung oder Verwerfung vor. 

5:6 | 

Diefe Borfchläge dürfen aber ſolche Gegenftände nicht 
betreffen, die entweder, gemäß Urbarien, oder alt herge> 
brachter Uebung, Unſere eigentlichen Dominifal- Gefälle, 
oder Unſere Privat- Renten betreffen, weil fie, wenn fie 
gleich det Namen von Landes» Kegalien führen, gleichwohl 
Unfer Privat Eigenthum find, das außer dem Wirfungs- 
Ereife ftändifcher Befugniffe liegt. 

——— 

Dagegen geben Wir aber Unſern getreuen Unterthanen 
Unſere gnaͤdigſte Verſicherung, daß Wir bei Einfuͤhrung 
neuer allgemeiner Abgaben, in wie weit ſie nur aus der 
Landeshoheit gerechtfertigt werden koͤnnen, denſelben alſo 
fein Dominikal-Titel zum Grunde liegt, die ſtaͤndiſche Be— 
rathung vorausgehen lajjen, und ihnen in gerechten und 
billigen Fällen Unfere höchite Genehmigung nicht verfagen 
werden. 

8— 
Vorſchlaͤge im buͤrgerlichen, politiſchen und peinlichen 
II. Bd. 27 
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Fach fünnen Wir (aus dem ım $. 1°) fchon vorgefommes 
nen Grunde), und Vorſchlaͤge, die Außern Staatsverhält: 
nifje betreffend, dürfen Wir, wegen dem nöthigen Mitein- 
verftändnig mit andern maͤchtigern deutfhen Staaten, Un: 
fern getreuen Ständen nicht erlauben. 


Siebenzehntes Kapitel. 
Fuͤrſtenthum Walded. 


Mahl des Direftors und des Syndikus; Rechte der 
Landftände; Eidesleiftung; engerer Ausſchuß; Mitglieder 
und Wirfungsfreis defjelben ; Iandfchaftliche Kammer; Mit: 
glieder und Befugniffe derfelben; Landesfhulden - Tilgungs- 
kaſſe. 


Der Fuͤrſtlich Waldeckiſche Landesvertrag enthält hier— 
über die nachſtehenden Beftimmungen ): 


Si 
Bei den jedesmaligen Zufammenfünften der Landftände, 
haben diefelben aus ihrer Mitte, für die Dauer des Land— 
oder Depntationstages, einen Direktor durch Stimmen > 
Mehrheit zu wählen, welcher mit dem Syndifus die Ge- 
ſchaͤfte leitet. 


2) Diefer $., welchem in diefem Abjchnitt Feine paffende Stelle 
angemwiefen werden Fonnte, ift folgenden Inhalts: Nachdem Wir, 
feit Auflöfung des deutfchen Reichs: Verbandes, die öfterreichi: 
chen bürgerlichen und peinlichen Geſetze und Gerichtsordnung 
in Unferm fouveränen Fürſtenthum Liechtenftein eingeführt, und 
Uns bei Konftituirung einer dritten und oberften Gerichtsftelle 
an die diesfällige Öfterreichifche Geſetzgebnng auch für die Zufunft 
angefchloffen haben, fo nehmen Wir nun gleichfalls die in den k. 
k. öfterreichifihen deutfchen Staaten beftehende landftändifche 
Derfaffung in ihrer Wefenheit zum Mufter für gedacht Unfer 
Sürftenthum an (Abſchnitt I. Kapitel 16). 

1) Fürſtl. Waldeefifher Landes: Vertrag vom 19. April 1816. 
$. $. 27, 25, 26, 31, 29, 22, 23. $. 32 bis 41. Siehe Kon: 
fitutionen der europäifchen Staaten, Th. III. S. 368, 


N 


419 


2 
Indem Wir den Landſtaͤnden gnaͤdigſt geſtatten, ſich 
bei Landtags-Abfaſſungen eines Siegels mit dem Landes - 
Wappen und der Umfchrift: „Waldeckiſche Landftand: 
ſchaft“ verfeben, zu bedienen und ihre hergebrachten land» 
ſtaͤndiſchen Rechte im Allgemeinen beftätigen, fo ſollen folche 
infonderheit ferner fundirt feyn: 

a) in dem Recht der Verwilligung und Regulirung fämmt- 
licher , ſowohl fändiger als unftändiger, zur Staats» 
Verwaltung nothwendigen Steuern. Alles, was auf 
Abänderung bejtehender, oder Einführung neuer Steuern 
und auf Steuer: Berfaoffung überhaupt Bezug hat, fol 
nur unter Zuftimmung der Landftände vorgenommen 
werden; 

b) in dem Recht, die Landes. Kaffen nach wie vor zu 
verwalten, und es dürfen die Steuern nur zu den, 
durch Uns und die Landftände beftimmten Zwecken ver- 
wendet werden, weshalb die Verwalter der Kaffen in 
Randespflichten ftehen; 

e) in dem Recht der Berathung und Einwilligung bei 
allen Gejegen und Anordnungen, welche auf die Lanz 
deöverfaffung und deren Veränderung Beziehung haben; 
bei Gefegen, wodurd über das Eigenthbum der Unter: 
thbanen zum Gebrauch der Landesherrjchaft oder des 
Landes, die perjönliche Freiheit der Unterthanen gegen 
beftehende Geſetze befchränft, oder dadurch wohlerwor— 
bene Rechte Einzelner oder ganzer Klaffen verfelben, 
aufgehoben oder befchränft werden ſollen. 

Sn alfen übrigen Landes » Gejegen wollen Wir (Anz 
ordnungen im eiligen Fällen und wobei Gefahr. | im 
Verzug It, ausgenommen) 

d) den Rath und das Gutachten Unferer Stände einho- 
fen, und dürfen 

e) diefelben Borfchläge zur Abänderung beftehender und 
zur Einführung neuer Gefege einreichen, fowie Wir 


fie überhaupt verpflichten, ihre Aufmerffamfeit auf 
27% 
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alles dasjenige zu richten, was das Wohl der Untertha— 
nen erfordert, und diejenigen Mittel in Antrag zu brin- 
gen, welche daffelbe befördern, oder die ihm entgegenite- 
hende Hinderniffe aus dem Wege räumen Eönnen. 

Sollten 

#) durch den Bundestag zu Frankfurt den Landſtaͤnden 
im Allgemeinen binfichtlich der Gefeße und der Gefeßges 
bung größere Rechte, als hier angefuͤhrt find, einge 
räumt werden, fo wollen Wir folche auch Unfern Lands 
ftänden zu Theil werden laffen. 

Wie die Stände 

g) mit darauf zu wachen haben, daß von den Suftiz- Be: 
börden eine untadelhafte Zuftizpflege — worin aus dem 
Kabinet niemals Verfügung, vorbehaltlich der Uns zu— 
ftehenden Oberaufſicht, ftattfinden follen — gehandhabt 
werde und fie ihren Pflichten überhaupt nachfommen, 
fo wird ihnen auch das Necht der Befchwerdeführung, 
insbefondere in Fällen der Malverfation der Staatsdie— 
ner, und bei fich ergebenden Mißbräuchen jeder Art ein» 
geräumt. 

Staatsdiener follen daher von den Landftänden, wegen 
verfaffungswidrigen Betragend, jedoch nur vor dem ordent- 
lichen Richter, angeklagt werden koͤnnen, vor welchem fie fich 
zu verantworten und Recht zu nehmen verbunden find. 


$. 3 


Kein Landſtand kann an den Verfammlungen und Beras 
thungen der Stände eher Theil nehmen, bis er folgenden Eid: 
„Ich gelobe und verfpreche als Kandftand, in allen meinen 
Handlungen und Rathfchlägen die allgemeine Wohlfahrt 
des Landes vor Augen zu haben, die unferm gnädigften 
Fürften und Herrn fehuldige Treue und Ehrerbietung ftets 
zu beobachten, in nichts zu willigen, was des Herrn oder 
Landes Rechten oder PVortheilen zuwider wäre, infonder- 
heit die Gerechtfame der Landftände getreulich zu bewahren 
und mit allem Fleiß darauf zu achten und zu halten, dag 
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diefelben unter Feinerlei Vorwand verleßt oder vern 
ſigt werden,“ 
abgeleiſtet hat. 
§. 4. 

Welche Gedanken auch ein Mitglied in den Verſammlun— 
gen geaͤußert und mit welchen Gruͤnden ſie daſſelbe vorge— 
tragen hat; daruͤber braucht ſolches nie dem Staate Rede 
und Antwort zu geben, vorausgeſetzt jedoch, daß er uͤberall 
die dem Regenten ſchuldige Treue und Ehrfurcht, ſowie 
die den Landes-Behoͤrden zu beweiſende Achtung, nicht außer 
Augen geſetzt hat; wie denn auch kein Landſtand angehal— 
ten und gezwungen werden kann, uͤber dasjenige, was in 
den Berathſchlagungen vorfaͤllt, Auskunft zu geben, oder 
gar Zeugniß darüber gegen feinen Mitftand abzulegen; viel— 
mehr macht fich derjenige, der die ihm obliegende Berfchwie: 
genheit verlett, dadurch unfähig, ferner die Stelle eines 
Landftandes zu beflfeiden und deſſen Mitftände find berech— 
tigt, auf deſſen Entfernung zu dringen. 

— 

In den Faͤllen, wo die Erklaͤrung der Staͤnde ablehnend 
iſt, muͤſſen die Gruͤnde dazu angegeben werden, und behalten 
Wir Uns vor, den gemachten Vorſchlag oder Antrag, unter 
Auseinanderſetzung aller dafuͤr ſprechenden Gruͤnde, durch 
Unſere Regierung wiederholen zu laſſen, allenfalls auch, bei 
beharrlicher Ablehnung, den befragten Gegenſtand zur Bera— 
thung an die geſammten Staͤnde gelangen zu laſſen. 

Sollte aber auch hierdurch der Zweck nicht erreicht wer— 
den ; fo fol eine Kommiffion, aus einem berrfchaftlichen Die- 
ner und einem landfchaftlichen Mitglied, niedergefetst werden, 
welche die Sache prüft und, wo möglich, eine Vereinigung 
zu Stande bringt. Würde aber auch diefer Verſuch fehlychla- 
gen; jo werden die Verhandlungen, infofern fie Steuern und 
Verwilligungen nicht betreffen, an eine auswärtige Suriften- 
Fakultät, oder an das Appellationg-Gericht, eingefandt. Die 
Wahl einer diefer Behörden bleibt den Landſtaͤnden überlaffen, 
und im Fall ſolche auf eine Fakultaͤt fällt, haben diefe die 
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Kommiffarien zu bejiimmen, müffen aber darunter Verſchwie⸗ 
genheit angeloben. 
Engerer Ausſchuß. 
$. 6. 

Zur Vollziehung der im folgenden Paragraph beftimm- 
ten Gefchäfte ift ein engerer Ausſchuß ernannt, welcher be- 
fteht: 

1) aus zwei ritterfchaftlichen Deputirten, welche, nad) dem 
jedesmaligen Abgang , in bieheriger Weife, durch die 
Stände auf Lebenszeit gewählt und Uns zur Ford 
gung präfentirt werden ; 

2) aus den bisherigen Abgeordneten der drei deputirten 
Städte, die ſchon vermöge ihrer Aemter dazu berufen 
find ; 

3) aus einem Deputirten des Bauernjtandes, welchen die 
Landftände aus deffen Repräfentanten auch auf Lebens— 
zeit wählen und Uns ebenfalls zur Beſtaͤtigung prä- 
fentiren. 

& % 

Sene Deputation ift vollgiehende Behörde der vom cor- 
pore statuum gefaßten Befchlüffe, und fie kann in der Re— 
gel ohne dafjelbe nicht handelt. 

Die Gewalt und die Gefchäfte der Deputation beftehen 
darin: 

1) auf die Ablegung der Tandfchaftlihen Nehnungen zu 
dringen, deren Abnahme, wenn foldye zuerfi vom Land— 
Syndikus und fodann von Unferer Regierung monirt 
find, unter Zuziehung des Land-Syndikus, beizumoh- 
nen, fomwie auch ſelbſt allenfallfige weitere Erinnerun— 
gen dagegen aufzuftellen ; 

2) die Landtags-Abſchluͤſſe fomohl, als auch die von ſaͤmmt⸗ 
lichen Landftänden entjchiedenen Angelegenheiten, in 
Bollziehung zu bringen ; 

3) den Antrag neuer Steuern vorläufig zu prüfen, und 
den geſammten Ständen zur Abitimmung vorzulegen; 

4) zur etwaigen Berbefferung bewilligter Steuern Bor: 
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fchläge zu machen und etwa eingefchlihene Migbräuche 
zu rigen; 

5) die Angelegenheiten, welche eine nothwendige, 2000 
Rthlr. nicht überfteigende Ausgabe erfordern, für fich, 
vorbebaltlih Unjerer Genehmigung, zu befchließen ; 

6) Erlaß-Gefuche der Unterthanen zu prüfen, und, infos 
fern ſolche die unter Ziffer 5 gedachte Summe nicht 
überjteigen, noch ebenfalls zuvor von Uns eingeholter 
Genehmigung, zu bewilligen, und 

Din Fällen, denen Gefahr auf dem Verzug unters 
liegt, oder die font eine eilige Entfcheidung erfordern, 
in Einverſtaͤndniß mit Uns, zu befchliegen; und erfen- 
nen fämmtliche Landſtaͤnde dergleichen Beſchluͤſſe als 
gültig und als von ihnen felbjt ausgegangen. 

Landjhaftlihe Kammer. 
$. 8. 

Die durch die Konvention vom 3. Zuli 1814 $. 2 ange 
ordnete landfchaftlihe Kammer, der Wir hierdurch den Rang 
eines Landes» Kollegs gnädigit beilegen, und die Uns und 
den Ständen allein untergeordnet ift, foll vorläufig beſtehen: 

1) aus einem Mitgliede der deputirten Ritterfchaft ; 

2) aus einem der Birgermeilter oder Sefretarien der 3 
deputirten Städte; 

3) aus dem Land-Syndifus; 

4) aus einem Kaffenführer, zugleich Sefretär; 

5) aus einem Negiftrator, zugleich Kanzellijten, und 

6) aus <inem Pedell und einem Boten. 

Uebrigens behalten Wir Uns vor, einen Kommiffar zu 
ernennen, welcher, ohne Sig in der Kammer zu haben, von 
Zeit zu Zeit den Situations-Etat fi) vorlegen laſſen und 
überhaupt Unfere Rechte wahrnehmen fol. 

$. 9. 


‚ Die Mitglieder unter den Ziffern 1 und 2 follen, auf 
die in der in vorftehendem F. angezogenen Kouvention ent- 


haltene Weife, gewählt werden. 
Der Wirfungskreis der landichaftlihen Kammer umfaßt 
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nicht die auf der Einlöfungs > und Afcis- Kaffe haftenden 
Schulden, indem beide Kaffen nicht zu ihren Reſſort gehoͤ— 
ren, fondern nach wie vor unter der Aufficht der bisher be- 
ftandenen Eandesfchulden- Kaffen-Direktion verbleiben. Ohne 
Beziehung anf bie Iandfchaftlihen Schulden-Kaffen (die Eins 
(öfungs » und Afeis-Kafje) fol diefer Iandfchaftlichen Kam— 
mer Beſchaͤftigung darin beftehen: 

4) den statum exigentiae publicae für jedes Jahr zu 
entwerfen und, nachdem folder den Ständen zur Prü- 
fung vorgelegt und von ihnen genehmigt ift, Uns zur 
gleichmäßigen Genehmigung vorzulegen ; 

9) die Soll- Einnahme: Etatd der Landes » Einkünfte anzu: 
fertigen, wornach die zeitigen Oberrenterei-Beamten und 
die rädtifchen Erheber die Erhebungen, und zwar, ſo— 
viel als möglich, monatlich beforgen follen; 

3) in der Funftion der ehemaligen Kriegsfommiffion; 

4) in der Beforgung des Stempelns des Papiers und def 
fen Zuftellung an die Renterei-Beamten zum Berechnen ; 

Sowie der landfchaftlichen Kammer 

5) die Befugniß zufteht, zweckdienliche Zwangsmittel ge- 
gen füumige Erhebungs- Behörden zu verfügen; fo hat 
fie auch | 

6) von Monat zu Monat die Situations-Etats der ihr 
anvertrauten Kaſſen, und die baar eingegangenen Gel: 
der in Empfang zu nehmen, leßtere hinter drei Schlöf- 
fer in Verſchluß zu bringen, wozu jeder der ftändifchen 
Mitglieder und der Kaffenführer einen Schlüffel be: 
figen fol. 

$. 10. 

Da das Land, durch die am 3. Juli 1814 abgefchloffene 
Konvention, die Salarirung und Venfionirung aller wirfli- 
hen Staatsdiener und deren Wittwen, wie folhe in dem, 
im Receß vom 19. April 1816 sub Lit. C. enthaltenen Etat 
beſtimmt iſt, übernommen bat, und dagegen ihm die Des 
ziehung 

a) aller Sporteln, 


425 


b) aller Strafen und 

c) aller Konftsfationen 
aus Unferm Fürjtentbum Walde überlaffen iſt, fo hat die 
Iandfchaftlihe Kammer nach jenem Etat die Zahlungen 
monatlich zu verfügen. 

Außerdem bat diefelbe 

$. 11. 

alle jonjtige, dem Lande obliegende Ausgaben, mit 
Ausſchluß der, der landichaftlichen Schuldentilgungs-Kaffe 
überwiefenen Zahlungen, namentlich zur Unterhaltung des 
Militärs, nad dem ebenfalld im Receß vom 19. sub Lit. 
D. aufgeftellten Friedens » auf den unverhoffentlichen Fall 
eines Krieges anders zu regulirenden Feld-Etats, fowie die 
alsdann eintreten fönnenden fonftigen Kriegsleiftungen zu 
beſorgen; zu welchem Behuf fie. alle beftehenden Landes: 
Nevenuen, mit Ausnahme der in die Landesfchulden - Til- 
gungsfaffe fließenden und der im folgenden $. genannten, 
zu vereinnahmen bat; auch wird fie daneben autorifirt, bei 
nicht ftindigen, feine nachtheilige Zögerung leidenden Aus— 
gaben bis zu der Summe von 300 Rthlr. für fie zu han— 
deln, dagegen aber ijt fie verpflichtet, fobald der Gegen: 
fand diefe Summe überfteigt, weitern Verhalt zuvor ein 
zuholen. 

5.71% 

Um aufferdem eine befondere Kaffe zur Salarirung der 
Staatsdiener zu bilden, werden derfelben auffer den im $. 
10 bereits beftimmten Einflüffen auch 

1) die vorhinige Land» Salarienfaffe und 
2) der Ertrag des Stempel-Papiers überwiesen. 

“ ee 5 

Die den Landes-Gläubigern verficherte Einloͤſungs- und 
Akciskaſſe ift die eigentliche Landesſchulden-Tilgungskaſſe, 
woraus jene Gläubiger ihre Zingzahlung und Kapital-Ab- 
lage erhalten. Zur Beruhigung der Landes: Gläubiger und 
zur Aufrechthaltung des öffentlicher Kredits, foll die land- 
Ihaftlihe Kammer mit diefer Kaffe nicht in Berührung jtes 
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hen. Nur allein fol fe, wie bisher, unter der Aufjicht 
der Kaffen - Direktion, nämlich der beiden Deputirten der 
Ritterfchaft und der Sefretarien der drei deputirten Städte 
ftehben, welche zu diefen Ende jeden Sahres, Frühjahrs 
und Herbit, zwei Zufammenfunfttage haben, und befugt 
find, den Kafjebeftand felbit zu unterſuchen, oder auch die- 
fes Gefhäft durch eines ihrer Mitglieder bewirken zu laffen. 

Der Land» Syndifus nebft den drei deputirten ftädti« 
jchen Bürgermeiftern und Unfere Regierung haben darauf 
zu ſehen, daß alle dahin einfliegende Gelder zu ihren be- 
flimmten Zwecden verwendet werden, und hat zu desfalliis 
ger Erfeßung der Land-Rentmeiſter von Monat zu Monat 
den Situationg » Etat feiner Kaffe nicht allein an die Re— 
gierung und dem Syndifus einzureichen, jondern er ver: 
waltet auch, wie bisher, diefe Kaffe, indem er auf feine 
andere Anweifung einige Zahlung verfügt, als auf die des 
genannten Kaffen-Direftoriums. Dem Syndifus bleibt in- 
deffen, wie bisher, erlaubt, Anweifung für Botengange zu 
ertheilen. 

6. 14. 

Da übrigens die prompte Zingzahlung allein den Kre— 
dit nicht zu erhalten vermag, vielmehr zur Erreichung dies 
ſes Zwecks auch jährliche Kapitals-Ablage gefchehen muß, 
fo fol aus diefer Schufden : Tilgungsfaffe neben der Zins— 
zahlung aud jährlich der Betrag von wenigſtens fünftau- 
fend Neichsthalern auf Kapital: Forderungen abgetragen 
und diefe Summe nach Erleidniß erhöht werden. 

$. 15. Ä 

Sowohl die Abnahme diefer Schulden - Tilqungsfaife- 
Rechnung, und der gleichfalls vom Land - Nentmeifter ge— 
führt werdenden Brandfaffen-Rehnung, als auch alle übri- 
gen Landeskaſſen-Rechnungen, fol in dem beftimmten Ter— 
min °) vor Unferer Regierung gefcheben. 


2) Der jedesmalige dritte Montag im Monat Junius jeden Jah— 
res. 
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$. 16. 

Die Landfammer it, wegen der dem Fürftenthum Pyr- 
mont obliegenden jährlichen, ſowohl gewöhnlichen als auf; 
fergewöhnlichen Beiträge, verpflichtet, die jeßigen Depu— 
tirten gedachten Fuͤrſtenthums Pyrmont von den Verhand- 
[ungen des Ausgabe-EtatS und deffen Aufbringen nicht 
allein gebörig zu unterrichten, ſondern aub allenfallfige 
Erinnerungen derfelben zu hören und, wo ſolche gegründet, 
fie abzuftellen. 


Achtzehntes Kapitel. 
Fuͤrſtenthum Schaumburg-Lippe. 
Rechte der Landſtaͤnde. 


— — — — 


Hieruͤber enthaͤlt die fuͤrſtlich Schaumburg-Lippeſche Ver— 
ordnung wegen Einfuͤhrung einer landſtaͤndiſchen Verfaſ— 
fung folgende Beſtimmung 9: 

Die Landſtaͤnde Unſerer Schaumburgiſchen Lande ſollen 
folgende Rechte auszuuͤben haben: 

1) Das Recht, die zur Staats-Verwaltung nothwendi— 
gen Ausgaben nach den ihnen vorzulegenden Berechnungen 
zu pruͤfen, mit Uns uͤber das Maas und die Art der Be— 
ſteuerung ſich zu vereinigen und die darnach erforderlichen 
Steuern zu verwilligen, in welcher Hinſicht Wir den Lan— 
des⸗Vergleich vom 3. December 1792 hierdurch ausdruͤcklich 
bejtätigen und woilen, daß derfelbe jederzeit befolgt und in 
Anwendung gebradyt werden foll. 

2) Das NRedt, über die zu erlaffenden allgemeinen Lan- 
desgefege ihr Gutachten zu geben und, wenn fie auf die 
Landes-Berfafjung einen wesentlichen Einfluß haben, ihre 
Einwilligung zı denfelben zu ertheilen. 

3) Das Recht, von der Verwendung der Landesſteuern 
zu den Landes-Bedürfniffen Kenntniß zu nehmen, und 


1) Verordnung vom 15. San. 1816 $. 2. — S. Konſtiltut. der en: 
ropäifchen Staaten. Ih. III. S. 410. 
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Uns ihre Bemerkungen vorzulegen, zu welchem Ende ihnen 
die Rechnungen der Landes-Steuerkaſſe jährlich mitgetheilt 
werden follen. 

9 Das Nedht, über Gegenftände der allgemeinen Wohl- 
fahrt Uns Vorſchlaͤge zu machen und ihre Befchwerden über 
etwaige Mißbräuche oder Umnregelmäßigfeiten im oͤffentli— 
hen Dienfte, mit den erforderlichen Beweifen belegt, bei 
Uns anzubringen, wie denn folches auch bisher Sedem Un— 
ferer lieben und getreuen Unterthanen verjiattet gemefen ift 2). 


Neunzehntes Kapitel, 
Fürftenthbum Lippe-Detmold. 


Beeidigung der gewählten Landes: Abgeordnetenz; Wahl 
des Direftors, des Ausfchuffes und des Land - Syndifug 
und Beftätigung durch den Regenten; Eröffnung der Stän- 
de-Verfammlungz; Rechte und Pflichten der Abgeordneten; 
Diäten derfelben und des Direftors; Wirfungsfreis des 
Ausſchuſſes; Landfaffen »- Adminiftrationg - Kollegium; Ges 
halt der Ausfchuß » Deputirten und des Land - Syndifus. 


Hierüber beftimmt die fürftlich Lippe: Detmoldifche Ver: 
faffungs » Urfunde Folgendes '): 


N 
So oft eine neue Wahl von Landes; Abgeordneten ein— 
getreten ift, begiebt fich eine fürftliche Kommiffion noch vor 

Eröffnung des Landtags in die Verfammlung und beeidigt 

bie Gewählten. a 

2) Wir behalten Uns vor, über die Art und Weife der Ausübung 
diefer Rechte eine augführlichere Anweiſung zu ertbeilen und folcye 
den verfammelten Landftänden demnächft zugehen zu laſſen. (Ab: 
theitung III. Kap. 18 $. 2.) 

1) Verf. Urf. vom 8. Juni 1819 $. 42 — $.44, 9.6 — S. 11, 9. 48, 
49,51, 55, 57, 58, 60. S. Konftitut. der enrop. Staaten. 
Theil 3. ©. 417. Polis, die Staatswiffenfchaften im Lichte 
unferer Zeit, Th, 4, ©, 509, 
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5... 

Dann wählen ſaͤmmtliche Landes- Abgeordnete den Dis 
reftor des Landtags, den aus drei Deputirten bejtehenden 
Ausſchuß und den Land-Syndikus, zeigen den Erfolg der 
fuͤrſtlichen Kommiſſion an, welche die landesherrliche Ge— 
nehmigung einholt, die Bekanntmachung der Wahlen be— 
ſorgt, den Landtags-Direktor und den Ausſchuß auf die 
ſchon geleiſtete Gelobungen verweiſet und den Land-Syn— 
dikus beeidigt. 

—— 

Wenn die Staͤnde-Verſammlung auf dieſe Weiſe ihre 
innere Einrichtung erhalten hat, ſo erfolgt ihre feierliche 
Eröffnung auf dem Reſidenzſchloß in auch ſonſt gewohnter 
Weiſe. 

$. 4. 

Die Abgeordneten und ihre Stellvertreter geloben, ver- 
möge förperlihen Eides, dem Landesherrn unverbrüchliche 
Zreue, den Geſetzen Gehorfam, der Verfaffung Aufrecht- 
haltung, dem Gemeinwohl des DVaterlandes unabläßliche 
Aufmerkſamkeit und Fürforge. 

RBB? 

Bei Einführung neuer oder Abänderung früherer Lan— 
desgeſetze fjollen die Landes - Abgeordneten mitwirfen, ihr 
Gutachten geben, und wird, wenn jene Verordnungen auf 
die Landes-Berfaffung wefentlihen Einfluß haben, ihre Zu— 
fimmung erforderlich jeyn. 

$. 6. 

Ohne vorhergegangene Berathung und ausdrückliche Beis 
fimmung der Landes-Abgeordneten kann feine neue Steuer, 
fie habe auch Namen, welchen fie wolle, ſey direft oder in- 
direft, aufgelegt, feine Anleihe auf den Kredit landſchaft— 
licher Kaffen gemacht werden. Bei höchft dringenden Faͤl— 
len und unauffchieblicher Eile follen jedesmal die Deputir- 
ten des ftändifchen Ausfhuffes zur Ueberlegung und Re— 
partition zugezogen werden. Bon Nebenbedingungen bei 
Steuer, Bewilligung darf niemals die Rede feyn, nur von 
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richtiger und alleiniger Verwendung zu den angegebenen 
Zwecken. 
— 

Die bisherigen laͤngſt beſtehenden Steuern, welche im 
Verhaͤltniß anderer durch Krieg und Regenten-Wechſel haͤr— 
ter betroffenen Staaten weder vielfach noch druͤckend ſind, 
bleiben vorerſt noch in gewohnter Art. 

A 

Die Regierung legt, wie bisher, auf jedem Landtage 
einen tat der nöthig erachteten Bewilligungen bis zum 
nächften vor, den genau zu prüfen und was des Landes 
Wohlfahrt fordert, dabei zu erinnern, der Landes - Abge- 
ordneten Pflicht tft. 

$. 9. 

Auch fteht den Bertretern des Landes das Necht des 
Vorſchlags, der Anzeige, der Erinnerung bei Gegenftän- 
den zu, welche die Wohlfahrt des Landes, Vervollkomm— 
nung der Gejeßgebung, Mißbräuche der Verwaltung, Ber: 
brechen einzelner Staatsdiener umfafjen. 

$. 10. 

Alle Abgesrdneten haben gleiche Rechte und gleiche Ver— 
pflichtungen, fie vertreten alle Randesbewohner und find 
daher an feine Snjtruftion ihrer Wahl-Behörden gebunden. 
Sie müffen diefe in Kopf und Herz in befter Einfiht und 
Ueberzeugung finden. Proteſtationen gegen die Bejchlüffe 
des Landtags find gefegwidrig, doch fteht es jedem Abge- 
ordneten frei, feine abweichende Meinung in einem beſon— 
dern Auffag zur Kenntniß des Negenten zu bringen. 

S. 144 

Die Landes-Abgeordneten find wegen ihrer Aeufjerung 
in der Stände: Berfammlung nicht verantwortlid. Ver: 
leßungen des Allgemeinen Anftandes, Verunglimpfungen, 
Schmähungen find ihnen nicht zuzutrauen, der Fandes-Di- 
reftor fönnte fonft, da ihm die Erhaltung der Ruhe und 
Schidlichfeit in den Berfammlungen obliegt, zur Ordnung 
rufen und, gefchehe es vergebens, Entfernung und Ahn— 
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dung durch Anzeige befördern. Seder Abgeordnete it wäh- 
rend der Dauer des Fandtags für feine Perſon unverleg: 
ih; nur die Begehung eines Verbrechens koͤnnte Verhaft 
ihm zuziehen. 

5 Ta 

Der Landtag muß auf die landesherrlichen Propofitios 
nen ein auf alle Punkte gerichtetes, nach Möglichkeit er- 
ſchoͤpfendes, wohl ermogenes Gutachten erftatten, worauf 
denn weitere Entſchließung erfolgt. In Anfehung uner> 
füllter Wuͤnſche und nicht genehmigter Vorfchläge der Ab: 
geordneten jteht es denielben frei, fie am naͤchſten Land— 
tage zu wiederholen. 

5 5. 

Alle Abgeordneten erhalten täglich drei Reichsthaler Diaͤ— 
ten, mit Einfluß des Tages ihrer Ankunft und Abreife, 
der Landtags - Direftor das Doppelte aus einer von den 
drei Ständen gemeinschaftlich zu bildenden Kaffe. 

$. 1#. 

Die drei Ausihuß > Deputirten vertreten die Gefammt- 
beit der Landes-Abgeordneten überall, wo diefe ſelbſt nicht 
wirffam ſeyn fönnen. Sn eiligen, die Rechte der Stände 
betreffenden Fällen, wenn dem Lande Gefahren drohen, 
wo jeder Verzug, jede Befanntwerdung fchaden würde, 
find fie es, mit denen die Regierung Rath pflegen wird. 
Sie fünnen indefjen feine bleibende DVerbindlichkeiten für 
das Land eingehen und find denen Landes - Abgeordneten 
verantwortlich. 

$.19 

Die drei Ausfhuß-Deputirten bilden, unter dem Direk— 
torium des jedesmaligen Regierungschefs, das Landkaſſen-Ad— 
miniſtrations-Kollegium. Dieſer Behörde liegt es ob, jaͤhr— 
lich alle landſchaftliche Kaſſen-Rechnungen, wozu auch die 
Militaͤr⸗Kaſſenrechnung gehoͤrt, durchzuſehen und abzuneb- 
men. Die AusfhußsDeputirten, welche dem Landtags Re: 
chenſchaft von dem Zuftande der Kaffen mit ihren Tor: 
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ichlägen und Bemerkungen ablegen, erhalten Abfchrift der. 
Rechnungen und des Abnahme-Protofolls. 
$. 16. 

Ueber den zu beftimmenden Gehalt und die Emolumente 
der Ausfchuß-Deputirten und des Land- Syndifus aus der 
zu bildenden allgemeinen Kaffe werden die Landes - Abge- 
ordneten Borfchläge zur Iandesherrlichen Genehmigung zu 
eröffnen haben. 


Zwanzigſtes Rapitel. 
Tyrol, 


Herftellung der Erblands-Aemter, insbefondere auch je: 
nes des Erbland-Marfchalls; Nechte der Stände, die auf 
Tyrol haftende Schuld, Landes-Bertheidigung, Ernennung 
der ftändifchen Beamten; perpetuirliche Aftivität. 

Die Stände-Verfaffung für Tyrol enthält hierüber Fol- 
gendeg '): 

5.8 

Die Erblands-Aemter, insbefondere auch jenes des Erb- 
Landmarfhallg, haben wieder in ihre Nechte einzutreten. 
Sedoch infofern ein oder der andere DBefiger der lehnbaren 
ErblandssAemter während der Trennung Tyrols geftorben 
wäre, fann der hierzu berufene Nachfolger erft dann in 
daffelbe eintreten, wenn von ihm das Belehnungs-Geſuch 
bei der gehörigen Behörde eingereicht, die Belehnung ihm 
ertheilt ſeyn und derfelbe alles geleiftet haben wird, was 
Gefege und Herfommen diesfalls beftimmen, 

5: 

Den Ständen wollen Wir zwar die Evidenthaltung, Re: 
partirung und Einhebung der von Und auf Grund und 
Boden gelegten Steuern und der damit im Zufammenhange 
ftehenden Leiftungen, nach den von Uns fejtgejesten, und 


1) Stände:-Berfaffung von Tyrol vom 24, März 1816 $. 4,6,7, 
8,9, 10, 12, 13, 19 u. 17, 


- 
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Fünftig noch feftzufeßenden PVorfchriften übertragen, doch 
fol ihnen Feineswegs gejtattet feyn, ohne Unſere landeg- 
berrlihe Genehmigung, zu was immer für einen Zweck, 
Steuern und Abgaben auszufchreiben: 


Ta 7 
Das Recht der Beiteuerung felbft wollen Wir aber Uns 
feinem ganzen Umfange nad vorbehalten wiffen, jedoch 
werden Wir die bejchloffene Ausschreibung der Grundfteuer 
den vier Ständen, in Form eigner Poftulate, jährlich be- 
fannt geben. 
$. 4 
Den Ständen fol das Recht unbenommen bleiben, in 
ihren gefegmäßigen Berfammlungen Bitten und Vorſtellun— 
gen im Namen des Landes, entweder unmittelbar an Uns 
einzufenden, oder dem Landes-Gubernium zu überreichen, 
welches jolhe Eingaben Unſern Hofitellen vorzulegen ver: 
pflichtet if. Deputationen an Unfer Hoflager dürfen nur 
nach vorläufig von Uns erhaltener Genehmigung abge: 


fandt werden. 
3. 


$. 

Sn Beziehung auf die dem Lande Tyrol anflebende 
Schuld haben Wir zuvörderft eine ordentliche Liquidirung 
derfelben anzuordnen befunden, und behalten Uns vor, 
wenn felbige beendigt feyn wird, zu erklären, auf welche 
Art und in welhem Maafe die Stände diefelbe zu über: 
nehmen haben werden. 

F. 6. 

Haben Wir Unſere Willensmeinung, daß das Land 
Tyrol zur Vertheidigung der Monardie verhältnigmäßig 
beizutragen habe, durch Stellung eines Säger Regiments 
von vier Bataillons, bereits zu erfennen gegeben, und be- 
halten Uns übrigens vor, Unfere Entfchliefung in Abficht 
auf das tyrolifche Landes: Defenfionswefen nachträglich zu 


eröffnen, 
7 


Auch wollen Wir ihnen das Necht zur Ernennung der 
ſtaͤndiſchen Beamten gegen die Verpflichtung einräumen, 
II. Bd. | 28 


434 


daß fie den vorläufig von Uns genehmigten Verfonal- nnd 
Befoldungsftand nicht überfchreiten. 
$. 8 | 

Alle Befhlüffe des Landtags oder ftändifchen Ausfchuß- 
Kongreffes, wenn fie nicht auf bloße BVorftellungen und 
Bitten gerichtet find, müffen Unferer höchften Genehmigung 
vorgelegt werden. - 

5. 9. | 

Uebrigens bewilligen Wir den adelichen ftändifchen Mit- 
gliedern, ald Merkmal Unferer befonderen Gnade, zu ih: 
rer Auszeichnung diefelbe Uniform fammt dem Matrifel- 
Zeichen wieder, welche ihnen bereit3 vor der Abtretung des 
Landes zugefianden war. 

$. 10. 

Zur furrenten Behandlung der den Ständen anvertraus 
ten Gefchäfte bewilligen Wir die einzige perpetuirliche, aus 
vier Dofalen, und zwar aus einem Bofalen von jedem 
Stande, in Inſpruck zu bejtehen habende Aftivität. Diefer 
Aktivität hat der Landes - Hauptmann vorzuſtehen; diefelbe 
wird mit dem erforderlichen Koncepts-, Kanzlei-, Regiftra- 
turs =, Buchhalterei» und Kaffe» Verfonale, dann mit ei- 
ner erjchöpfenden Snftruftion verfehen, und bleibt in ihren 
Amtshandlungen der Aufficht der Stände und der Kontrole 
der Staats-Verwaltung unterzogen, 


Ein und zwanzigftes Kapitel. 
Freie Stadt Franffurt. 


Innere Einrichtung des gefeßgebenden Körpers; Einla- 
dung zur DVerfammlung; Sitzordnung; Wahl des Präfi- 
denten und des DVice-Präfidenten; Wahl des Sefretärs; 
Eidesleiftung; Wirfungsfreis des gefeßgebenden Körpers ; 
fiändige Bürger-Nepräfentation oder Bürger-Ausfhuß wor: 
hin Bürger-Kolleg) ; Wahlart der Mitglieder des Bürger: 
Ausſchuſſes; Qualififation derfelben; Verpflichtung zur Anz 
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nahme; Entfchuldigungsgründe; Stadtrechnungs- und Re; 
viſtons⸗Kolleg; — tranfitorifche Verordnungen. 

Die fogenannte Ergänzungs-Afte für die freye Stadt 
Frankfurt enthält hierüber nachitehende Verfügungen 9: 

Si 
Innere Einrichtung des gefeßgebenden Körpers. 

Da der geſetzgebende Körper die Gefammtheit der chrijt- 
lichen Bürgerfchaft im weiteren und republifanifchen Sinne, 
das heißt, mit Einfchluß der Mitglieder des Senats und 
des ſtaͤndigen Bürger-Ausfchuffes, vorjiellt, fo foll es mit 
deffen innerer Einrichtung folgendermaßen gehalten werden. 

Auf Einladen des Altern Bürgermeifters verfammeln 
fih zum erftenmale die vom Senat, von dem ftändigen 
Bürgerausfhuffe und von dem WahlsKolleg der 75 ge- 
wählten 85 Perſonen in einem beftimmten 2ofale. 

Die Stühle find mit 85 Nummern bezeichnet, und am 
Eingange des Zimmers befindet fi) ein lederner Beutel 
mit eben foviel Nummer-Zetteln, woraus jeder eintretende 
Bürger eine Nummer zieht, welche für diefe Situng fei- 
nen Platz bejtimmt. Die Berfammlung wählt hierauf in 
der erften Sikung einen Präfidenten aus den 20 Mitglie- 
dern des Senats, und zwei Bice-Präfidenten aus den übri- 
gen Mitgliedern der Verfammlung, welche den Präfiden- 
ten unterjtügen. 

Das Protokoll führen vier von dem gefeßgebenden Kör- 
per aus feiner Mitte gewählt werdende Sefretärs. 

In diefer erfien Sitzung ſchwoͤren fänmtliche Mitgfies 
der des gefeggebenden Körpers folgenden Eid: 

„Ich fchwöre, daß ich ohne Gunft und ohne Haß gegen 

„irgend Jemand und ohne alle Rücficht auf irgend ei— 

„men frühern Verband oder perfönfiches Verhaͤltniß, nur 

„gemeiner Stadt Wohlfahrt nad) meinem beften Wiſſen 

„und Gewiſſen rathen und fördern: aud was gedachter 


1) Ergänzungs: Akte vom 18. Juli 1816 Artikel 15 zum Theil und 
Art. 17. S. Konftitutionen der europäifhen Staaten, Theil 2, 
Seite 385, 
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„Stadt Wohlfahrt geheim zu halten gebietet, vor Jeder— 
„mann bis in mein Grab geheim halten will. Sp wahr 
„mie Gott helfe und fein heiliges Evangelium.‘ 

BE 

Wirfungsfreis des gefeßgebenden Körpers. 
Zum Wirfungsfreis des gefeggebenden Körpers gehört: 
1) Die Gefeggebung überhaupt, doch mit Ausnahme 

der organifchen Grundverfafjungs- Gefeße, als womit es 
nah Art. 50 2) zu halten iſt. Insbeſondere wird zu der 
Gefeßgebung gerechnet: 

a) Die Befteuerung, es fey nun, daß die alten Steuern 
abgefchafft, abgeändert, oder neue eingeführt werden 
follen, nebft Beftimmung der Erhebungsmeife, 

b) Die Anordnung und Einrichtung der bewaffneten 
Macht. 

2) Die Sanktion aller Staats-Vertraͤge. 

3) Die Ueberficht über den gefammten Staatshaushalt, 
mithin die Einficht aller Stadt- Rechnungen durch Aus— 
fchüffe und Genehmigung der jährlichen statuum exigentiae. 

4) Die Entfheidung in Fallen, welche dem Senate in 
Konkurrenz mit dem ftändigen Bürger-Ausfchuß verfaffungs- 
mäßig überlaffen find, wenn beide Kollegien verfchiedene 
Anfichten hegen und fich darüber nicht vereinigen koͤnnen. 

5) Die Einwilligung zu der Veräußerung ftädtifcher Ges 
meinde-Güter, doc) fo, daß der Senat die Macht behält, 
mit Einwilligung des ftändigen Bürger-Ausfchuffes, ſtaͤd⸗ 
tifche Immobilien, welche unter dem Zarationd + Werthe 
von 4000 fl. des 24 fl. Fußes ſtehen, felbft ohne öffent 
liches Ausgebot, andere von höherem Tarationg- Werth aber 
nur in öffentlihem Ausrufe zu veräuffernz nur müffen die 
Kaufgelder Lediglich zur Tilgung hiefiger Stadtſchulden ver- 
wendet werden, und muß dem gefeßgebenden Körper von 
der Veräufferung fowohl, als von der Verwendung des 
Kaufſchillings, die Anzeige gejchehen. 





2) Eilfter Abfhnitt, Kap, 17, — 
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Sol bingegen die Veräußerung fädtifcher Smmobilien 
von einem Qarationswerthbe von mehr als 4900 fl. des 
24 fl. Fußes außer der Vergantung gefchehen, oder ſoll 
der Erlös oder der PVerfauf jtädtifcher Smmobilien über- 
haupt zu andern Zweden, als zur Tilgung biefiger Stadt- 
fhulden verwendet werden, fo tritt die Eingangs gedachte 
abjslute Notbwendigfeit eines vorgängigen Befchluffes des 
gejeßgebenden Körvers ein. 

6) Die Mitwirkung bei Wiederbefegung vafanter Stel- 
len im Senate und in dem fiändigen Bürger » Ausfhuß, 
durh Mitglieder, welche in beiden Hinfihten nicht zum 
Senate, in legterer aber auch nicht zum ftändigen Bür- 
ger⸗Ausſchuß gehören dürfen. 

D Die Bewahrung und Erhaltung der Verfaffung. Bei 
dem gefesgebenden Koͤrper koͤnnen Berlegungen der Ber: 
faffung, dafern folche ftufenweife den geeigneten Behörden, 
bis zum Senate, vorher angezeigt worden find, von einem 
jeden jchriftlich angebracht werden. 

Der gejeggebende Körper unterfucht durd einen Aus— 
ſchuß die Zufäffigfeit der Denunciation und vermwirft ent- 
weder diefelbe jogleich, oder theilt fie dem Senate zur Er— 
läuterung mit. Nach deren Einlangung während der Dauer 
dieſer gefesgebenden Verfammlung verfügt lestere hierauf. 

Sollte hierbei einem einzelnen Staats » Beamten etwas 
zur Laſt fallen, jo muß derjelbe mit feiner Vertheidigung 
gehört und die Akten zum Spruce, nach Verlangen deſ— 
felben, entweder an das gemeinfchaftliche Ober-Appella— 
tionsgericht, oder an eine auswärtige Juriſten-Fakultaͤt, ge- 
fandt werden. Gegen diefen Spruch fann nicht vom Fis— 
fus, wohl aber vom Betheiligten, eine weitere Reviſton ein 
gelegt und ein ferneres Erfenntnig durch Aftenverfendung 
eingeholt werden. Bei diefem letztern Erfenntniß behält es 
fein Bewenden. 

Snfofern die Denunciation fih als Kalumnie nach ge- 
vflogener Unterfuchung darfiellen follte; fo ift gegen den 
etwaigen falfhen Denuncianten, welcher den gefesgeben- 
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den Koͤrper zu fo bedauerlichen Schritten veranlaßt hat, 
rechtlicher Ordnung nach als Kalumnianten durch Verweis 
fung an die Gerichte zu verfahren. 
— 
Ständige Buͤrger-Repraͤſentation ) oder Buͤr— 
ger-Ausſchuß (vorhin Buͤrger-Kolleg.) 

Auſſer dem Senate (Abſchnitt III. Kap. 17 6. 3), als 
dem Regierungs- und Verwaltungs-Kollegium, beſtehet 
fortwaͤhrend eine eigene Buͤrger-Repraͤſentation von 51 hie— 
ſigen Buͤrgern, gewaͤhlt aus allen Staͤnden der hieſigen 
chriſtlichen Buͤrgerſchaft, mit Beruͤckſichtigung aller drei 
chriſtlichen Konfeſſionen, von welchen ſich zu allen Zeiten 
mehrere Mitglieder darin befinden muͤſſen. Stets ſoll auch 
dieſes bürgerliche Repraͤſentations-Kolleg wenigſtens ſechs 
Rechtsgelehrte in ſeiner Mitte zaͤhlen. 

Dieſer Buͤrger-Ausſchuß waͤhlt ſich ſelbſt einen Senior 
auf drei Jahre, welcher aber fortwaͤhrend reeligibel iſt. Er 
nimmt auch einen rechtsgelehrten Konſulenten an und kommt 
mit dem Gewaͤhlten uͤber die Zeit und Bedingniſſe nach 
Konvenienz uͤberein. 

Sollte die Erfahrung die Zahl von 51 Mitgliedern des 
Buͤrger-Ausſchuſſes als zu gering bewähren, fo kann das 
Kollegium auf eine Vermehrung bei dem gefeßgebenden 
Körper antragen. 

$. 4. 
Wahlart der Mitglieder des Bürger-Ausfchuffes. 

Abgefehen von der erften tranfitorifchen Wahl des Bür- 
ger-Ausfchuffes, fol die Wahl der Mitglieder deffelben bei 
biernächft erledigt werdenden Plägen folgendermaßen ge— 
fchehen: 

Der Bürger-Ausfhuß wählt aus feiner Mitte ſechs Per- 
fonen, und ein Gleiches gefchieht von jenen 45 Bürgern, 
welche einen Theil des gefeggebenden Körpers ausmachen. 


3) Ergänzungs-Akte der freien Stadt Frankfurt. Art. 45 bie 49. 
S. Konftitut, der europ, Staaten. Theil IT. ©. 335, 


* 
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Diefe 12 Wahlherrn treten zufammen und wählen durch 
abfolute Stimmenmehrheit drei qualifteirte Subjefte. 

Sie begeben fich hierauf in das verfammelte Kolleg der 
fändigen Bürger» Repräfentation, und es wird in ihrem 
Beifeyn die Kugelung vorgenommen, fofort auch dem Se: 
nate die getroffene Wahl befannt gemacht. 

$. 3. 

Dnalififation der Mitglieder des Buͤrger⸗-Aus— 
fhuffes. Verpflihtung zur Annahme Ent 
fhuldigungsgründe. 

Seder chriftfiche biefige Bürger, ohne Unterfchied ber 
Konfeffion, des Stands und Gemwerbs, welther nicht be> 
reits in andern Dienften des biefigen Staats fieht, fann 
in den Bürger-Ausfhug gewählt werden. — In Anfehung 
der Verflichtung zur Annahme verbleibt es bei demjenigen, 
was unter der reichsjtädtifchen Verwaltung als Geſetz ge— 
golten hat. Hierbei treten folgende nähere Beftimmungen ein: 

a) ſolche Bürger, welche Art. 12. von der Wahl in 
den gefegebenden Körper ausſchließt ), find auch 
nicht wahlfühig zu dem Bürger - Koilegio. 

b) Vater und Sohn, Bruder, Schwiegerfohn und Schwie- 
gervater fönnen nicht zu gleicher Zeit in den Bürger- 
Ausſchuß gewählt werden. Wenn jedoch das Affinitäts- 
Berhältniß erſt entiteht zwifchen Perſonen, die bereits 
im Kolleg find, fo veranlaßt dies Feine Nothwendigfeit 
zum Austritt. 

c) Wer zur Zeit bereits 60 Lebensjahre vollendet hat, 
ift zwar wahlfähig, er kann fich aber — wenn er will — 
die Annahme verbitten. 

d) Die Mitglieder des Bürger-Ausfchuffes bleiben es 
lebenslänglich, dafern fie nicht in den Senat gelangen. 

e) Wenn jedoch ein biefiger Bürger 5 Sahre lang im 
Bürgers Ausschuß geieffen bat, fo kann er um feine 
Entlafjung nachſuchen. 


4) Siehe Abfchnitt VI. Abtheilung II. Kapitel 21. 9. 4 
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i) Da e3 möglich wäre, daß ein folcher wegen vorüber: 
gehender Verhinderung, als Schwächlichfeit der Ger 
fundheit, vorhabenden Reifen, überhäuften Gemwerbs - 
Beihäftigungen und dergleichen, feine Entlaffung 
nähme, fi) aber, nad) in der Folge gehobenem Hinz 
derniß, den Rücktritt in dieſes Kolleg wohl gefallen 
ließe, fo follen foldhe Perfonen immer reeligibel feyn, 
es hängt aber von ihnen ab, ob fie die Wahl anneh- 
men wollen oder nicht. 

| $. 6 

MWirfungsfreis der fländigen Bürger- Repräfen- 

* tation. 

Der Wirfumgsfreis des ftändigen Bürger - Ausfchuffes 
verbleibt der nämliche, wie folcher durch die Faiferliche Re— 
folutionen in der alten reichsftädtifchen Verfaffung fich be— 
ſtimmt findet, in fofern nicht die Konftitutions - Ergän- 
zungs - Akte durch Einrichtung der jährlichen gefegaebenden 
Berfammlung und deren Attributionen darin, in gleicher 
Maaſe, wie bei dem Senate, eine Abänderung eingeführt hat. 

Der Bürger-Ausfhuß fol aber, wenn nicht wenigfteng 
zwei Drittheile feiner Mitglieder in der Verfammlung ge- 
genwärtig find, Feine Entſchließung faffen. 

6... 
Stadtrehnungs-Nevifiong- Kolleg 
(vormals Neuner Kolleg). 

Das unter der reichsftädtifchen Regierung beftandene 
Neuner Kolleg ſoll Eünftig nicht mehr als vom Bürger > 
Ausihuß getrennter Körper beftehen, fondern der Bürger: 
Ausſchuß bat zu dem ftädtifchen Rechnungs» NRevifions - Ge- 
fhäfte neun feiner Mitglieder, welche übrigens im Bürger: 
Ausfhuß Sig und Stimme behalten, zu erwählen. Sn 
Anfehung diefes befondern Rechnungs + Revifiong - Gefchäfts 
fiehen Diefe Mitglieder des Bürger » Ausfchuffes in befon- 
dern Pflichten, und find von dem Kollegio der 5ir unab- 
haͤngig. 

Sie koͤnnen auch, in Beziehung auf dieſes Rechnungs: 
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Revifions = Gefchäft, Eollegalifche Erflärunger an das Kolleg 
der5ir und an den Senat abgeben und, bedürfenden Falls, 
wie ehehin, einen rechtsgelehrten Aktuar annehmen, welcher 
zugleich ihre Regiftratur bejorgt. 

Tranfitorifhe Verordnungen 9. 

I. Bei aller Anerfenntniß der Verdienfte der Mitglieder 
des bisherigen Bürger» Kollegs um die hiefige Stadt und 
Bürgerfchaft, fell doch, um der Fünftigen neuen jtändigen 
Bürger: Repräfentation den eigentlichen Charafter einer 
von der Bürgerfchaft felbft gewählten NRepräfentation zu 
verſchaffen, und um deſſen jesige Mitglieder von den 
Kollegien der 75. und 45. diesmal nicht auszuschließen, in 
Gemäßheit der eignen Erflärung diefes Kollegs vom 6ten 
November 1815, fofort, nach erfolgter Annahme dieſer 
Konftitutions- Ergänzungs-Afte, zu einer neuen Wahl des 
Bürger » Ausfhuffes gefhritten werden. 

1l. Die Wohlen gejchehen diesmal in nachitehender 
Reihenfolge, und auf die hiernächit befchriebene Weife: 

a) E3 wird durch die, in dem Artifel 11. diefer Konfti- 
tutiong » Ergänzungs-Afte angeordneten, drei Bürger: 
Abtheilungen ein Wahl- Kollegium von 75 Bürgern 
formirt. 

b) Diefes Wahl-Kollegium der 75 wählt, nach Artifel 12. 
der Konjtitutiong »- Ergänzungs - Afte, 45 Perfonen. Die 
jegigen Mitglieder des Bürger-Kollegs find in diefem 
tranfitorifchen Falle weder von der Zahl der 75, noch 
jener der 45, ausgefchloffen, fondern Finnen durchaus 
wählen und gewählt werden. 

ce) Bon diefen 45 hiefigen Bürgern wird fofort der aus 
51 Perfonen beftehende Bürger-Ausfchuß gewählt, oder, 
wenn fie es für beffer oder gerathener fänden, das 
ganze Kolleg der jesigen 61r flatt einer individuellen 
Wahl feiner Mitglieder betätigt. In dieſem Fall wer: 
den die Ueberzähligen allmählig abgehen. 





5) Ergänzungs- Akte vom 18. July 1816 Art. 51. VIE. u. VIII. 
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Wer im erften Falle aus den jekigen Mitgliedern 
des Bürger- Kollegs gewählt wird, nimmt feinen vo— 
rigen Anciennetätsrang ein, und ob man gleich zu dem 
Patriotismus diefer Bürger fich verfehen darf, daß fie 
die Annahme diefer Wahlen nicht von fi ablehnen 
werden, fo follen doc) diejenigen von ihnen, welche 
dem gemeinen Stadtwefen fchon fünf Sahre lang im 
Bürger- Kolleg Dienfte geleiftet haben, zur Annahme 
nicht fönnen gezwungen werden. 

d) Hierauf fonftituirt fi) das neue Kolleg des Bürger - 
Ausfhuffes als Kändige Bürger »- Repräfentation, wählt 
feinen Senior und Konfulenten. 

e) Diejenigen Perfonen, welche aus der Zahl der 45 wäh: 
(enden in den Buͤrger-Ausſchuß etwa fommen, werden 
fogleih und fihon während dem Wahl-Aft der 51 wie: 
der durch Einrücen jener, welche bei dem Wahl-Kolleg 
der 75 nach ihnen die mehrften Stimmen gehabt haben, 
erfegt. Hierauf vereinigen fich 

f) diefe 45 mit den 51 Mitgliedern des neugewählten 
— oder refpective im Beftätigungsfalle mit den 61 
Mitgliedern des beftätigten Buͤrger-Ausſchuſſes — und 
legen in die Hände des Altern Bürgermeifterd einen 
Wahleid dahin ab: | 

‚daß fie, bei dem ihnen nun obliegenden Vorfehlage zu 

Rathsverſonen, lediglich auf das Wohl der hiefigen Stadt, 

nad) beften Einfichten, Wiffen und Gemiffen, RrRuͤckſicht 
nehmen wollen.“ 

Sie machen ſofort durch abſolute Stimmen-Mehrheit 
einen Vorſchlag von vier Kandidaten zu Rathsſtellen an 
den verſammelten Senat, woraus dieſer zwei waͤhlt, mit 
dieſem Vorſchlage wird ſukceſſive fortgefahren, bis die 20 
neuen Mitglieder gewählt find. 

Doch fteht in dem vorliegenden befondern Falle nicht 
nur diefer Berfammlung frei, in Rüdfiht der Verdienſte 
der Mitglieder des bisherigen Gerichts erjter Inſtanz, Die 
fämmtlichen jeßigen Stadtgerichteräthe dem Senate zur 
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Aufnahme in das NRaths- Kollegium auf einmal zu präfen- 
tiren, fondern der Rath foll auch ermächtigt feyn — ob 
derfelbe will — diefe in Vorfchlag kommende Gefammtauf: 
nahme durch Stimmenmehrheit zu genehmigen. 





Fuͤnfte Abtheilung. 
Bon der Behandlung der Geſchäfte auf dem Landtag xc. 


Erſtes Rapitel. 
Königreih Preußen. 


Nöthige Anzahl der Deputirten zu Faffung eines gülti- 
gen Beſchluſſes; Ausſchuͤſſe; Leitung des Gefhäftsganges 
durch den Landtags» Marfhall; Haltung von Borträgen; 
Abfaffung ftändifcher Schriften; Stimmenmehrheit von zwei 
Drittheilen; Wegbleiben von Mitgliedern aus der Verſamm— 
lung. 


Hierüber enthalten die verfchiedenen Gefege wegen Ans 
ordnung von Provinzialftänden in der preußifchen Monar- 
hie folgende Beftimmungen: 





1. Gefeß wegen Anordnung der Provinzialftände für die 
Mark Brandenburg und das Marfgrafthum Niederlaufis '). 
5:8: 

Bei Eröffnung des Landtags fowohl, als zu Faſſung 
gültiger Befchlüffe, müffen wenigſtens drei Viertheile der 
Gefammtheit der Abgeordneten auf demfelben geaenwärz- 


tig jeyn. 
S.i72, 


Sobald die Propofitionen mitgetheilt find, ernennt der 
Landtags-Marfchall in der Plenarverfammlung, mit Beob- 
achtung des Stimmenverhältniffes, nach Berfihiedenheit der 


1) Gefes vom 1. Juli 1823. $. 38, 39, 40 bis AS, 50, 51 u. 54, 
S. Konftitut. der europäifhen Stanter. Ar Theil. S. 299. 
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Gegenſtaͤnde, befondere Ausfchüffe, welche die an den Land— 

tag gelangenden Angelegenheiten zur Berathung und Ber 

fhlußnahme gehörig vorzubereiten haben. Das Direktorium 

dieſer Ausfchüffe führt dasjenige Mitglied aus dem erften 

Stande, welches der Landtags» Marfchall dazu beftimmt. 
5. 

Den Gefhhäftsgang auf dem Landtage leitet überhaupt 
der Landtags: Marfchall; von feiner Anordnung hängt auch 
sunächft alles ab, was auf Ruhe und Ordnung in den 
Berfammlungen Beziehung hat. Befonders hat er darauf 
zu fehen, daß die Berathungen und Arbeiten der Stände 
möglichft befchleuniat werden. 


$. 4. 

Ohne gültige Urfachen und Vorwiſſen des Landtags - 
Marfchalls darf Fein Mitglied aus der Verſammlung weg— 
bleiben; Verhinderung der ferneren Theilnahme an dem 
Landtage, durch Krankheit oder andre dringende Urfachen, 
fordert die Anzeige des Landtags-Marfchals bei dem Land; 
tags-Kommiſſarius, welcher aledann fofort den Stellver— 
treter einberuft. 

SD 

Wenn ein Mitglied über einen befondern Gegenftand 
einen Antrag an die Berfammlung richten will, fo hat das— 
felbe folches vor der Berfammlung fchriftlich mit Bemerfung 
des Gegenftandes dem Landtags: Marfchall anzuzeigen. 
Lesterer ruft dann den Abgeordneten zur Haltung des Vor: 
trags auf. Der Inhalt deffelben muß fchriftlich zum Pro— 
tofoll gegeben werden. 

8.6 

Die Abfaſſung der ſtaͤndiſchen Schriften traͤgt der Land— 
tags-Marſchall den hiezu geeigneten Mitgliedern des Land— 
tags auf. Jede ſolche Schrift wird iu der Verſammlung 
verlefen, und, nad) der Vereinigung über die Faſſung, die 
Reinfrift von dem Landtags: Marfihall und den Stän- 
den vollzogen. 
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— 

Alle Schriften, welche nicht einen Antrag an den Kom— 
miſſarius enthalten, ſind an Uns zu richten, und demſel— 
ben durch eine ſtaͤndiſche Deputation zu uͤbergeben. 

A} 

Die Mitglieder aller Stände der Marfen und Nieder: 
laufis bilden eine ungetheilte Einheit, fie verhandeln die 
Gegenftände gemeinschaftlich. 

Zu einem gültigen Befchluffe über folche Gegenftände, 
welche von Uns zur Berathung an fie gewiefen oder ihrem 
Beichluffe mit Vorbehalt Unfrer Sanftion überfaffen, oder 
fonft zu Unfrer Kenntniß zu bringen find, wird eine Stim- 
menmehrheit von zwei Drittheilen erfordert; ift diefe bei 
einer Sache, worüber von den Ständen das Gutachten 
erfodert worden, nicht vorhanden, fo wird folches mit Anz 
gabe der Berfchiedenheit der Meinungen ausdrücklich bemerft. 

Alle andere ftändifche Beſchluͤſſe koͤnnen durch die ein- 
fache Mehrheit ihre Beftimmung erhalten, 

$. 9. 

Bei Gegenftänden, bei denen das Sntereffe der Stände 
gegen einander gefchieden ift, findet Sonderung in Theile 
Statt, fobald zwei Drittheile der Stimmen eines Standes, 
welcher ich durch einen Beſchluß der Mehrheit verlegt glaubt, 
darauf dringen. 

In einem ſolchen Falle verhandelt die Verfammlung 
nicht mehr in der Gefammtheit, fondern nad) den Abtheilung 
II. Kaxitel 1. F. 2. beftimmten Ständen. - 

Die auf dieſe Weile bervorgehende Berfchiedenheit der 
Gutachten der einzelnen Stände wird dann zu Unfrer Ent: 
fheidung vorgelegt. 

Gegen Befchlüffe, welche die befondern Nechte des Dom: 
fapitels zu Brandenburg, des Grafen von Solms -Baruth 
und ber Standesherrn der Niederlaufig berühren, bleibt 
ihnen der Rekurs an Uns vorbehalten, 

$. 10. 
Wenn Gegenftände, melde das provinzielle Intereſſe 
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eines der einzelnen in diefem ftändifchen Verbande begriffenen 
in Abtheilung Il. Kap. 1. $. 1. benannten Landestheile be- 
treffen, in der Gefammtberathung verhandelt werden und 
die Stimmen» Mehrheit fi) gegen daffelbe erflärt hat, fo 
find die Abgeordneten eines foldhen Kandestheiles berechtigt, 
ihre abweichende Meinung, mit Berufung auf Unfre Ent: 
fcheidung, zu der Landtags» Verhandlung zu geben, worauf 
fie dann jederzeit befondern Befcheid erhalten werden. 
$. 11, 

Alle bei dem Landtag eingehende, fowie die von demfel- 
ben ausgehenden Anträge müffen fcehriftlich eingegeben wer— 
den. Sind die legtern einmal znrücgewiefen, fo dürfen fie 
nur alsdann, wenn wirflich neue Beranlaffungen oder neue 
Gründe eintreten, und immer nur erft bei fünftiger Beru- 
fung des Landtags, erneuert werden. 

$. 12. 

Die Stände ftehen als berathbende Verfammlung eben fo 
wenig mit den Ständen andrer Provinzen, als mit den 
Kommunen und Kreisftänden ihrer Provinz in Verbindung, 
e3 finden daher feine Mittheilungen unter ihnen ftatt (Ab— 
theilung IV. Kay. 1. $. 7. 

$. 13. 

Das Refultat der Landtags-VBerhandlungen wird durch 

den Druck befannt gemacht. 





II. Gefeß wegen Anordnung der Provinzialfände für 
das Königreich Preußen. u 

Bei Eröffnung des Landtags ſowohl, als Faſſung gültt- 
ger Befchlüffe, it die Gegenwart von fiebenzig Abgeordne- 
ten nothwendig. Die $$. 2, 3, 4, 5, 6, u. 7 find mit dieſen 
fechs Sg. in dem Gefeß unter 1. gleichlautend, 

F. 7% 

Bei Gegenftänden, bei denen das Intereſſe der Stände 
gegen einander gefchieden ift, findet Sonderung in Theile 
ftatt, ſobald zwei Drittheile der Stimmen eined Standes, 
welcher fich durch den Befchluß der Mehrheit verlegt glaubt, 
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darauf dringen. In einem foldhen Falle verhandelt die 
Berfammflung nicht mehr in der Gefammtheit, fondern nach 
den einzelnen Ständen (Abth. Il. Kay.1.$. Q. Die auf diefe 
Weiſe hbervorgebende Verschiedenheit der Gutachten wird dann 
zu Unferer Entfcheidung vorgelegt. 


7 

Die Abgeordneten aller Stände des Königreichs Preußen 
bilden eine ungetheilte Einheit; fie verhandeln die Gegen— 
fände gemeinfchaftlih. Zu einem gültigen Beſchluß über 
folche Gegenftände, welche von Uns zur Berathung an Sie 
gewiefen, oder ihrem Beſchluſſe mit Vorbehalt Unferer Sank— 
tion überlaffen, oder fonft zu Unferer Kenntniß zu bringen 
find, wird eine Stimmen- Mehrheit von zwei Drittheilen 
erfordert; ift diefe bei einer Sache, worüber von den Staͤn— 
den das Gutachten erfordert wurde, nicht vorhanden, fo 
wird folches mit Angabe der Verfchiedenheit der Meinungen 
ausdruͤcklich bemerkt. Alle andere ftändisiche Befchlüffe koͤn— 
nen durch die einfache Mehrheit ihre Beitimmung erhalten. 

Die SS. 10, 11, 12 u. 13 enthalten die nämlichen 
Beitimmungen, wie in dem Gefeg unter 1. 





111. Gejes wegen Anordnung der Vrovinzialftinde im 
Herzogthbum Pommern und Fürftentbum Rügen vom 1. 
Suli 1823. 

Die $$.1, 2,3, 4, 5, 6 u. 7, find mit den beil. auf- 
geführten fieben SS. gleichlautend. 


a.‘ 

Die Mitglieder aller Stände von Pommern und Rügen 
bilden eine ungetheilte Einheit; fie verhandeln die Segen: 
fände gemeinschaftlich. 

Der übrige Inhalt diefes F. ſtimmt mit dem unter I, 
angeführten überein. 

Dafjelbe ift hinfichtlich des $. 9 der Fall, nur daß das, 
was am Schluffe defjelben von dem Domfapitel zu Branden- 
burg, dem Grafen von Solms» Barutb und den Standes: 
herrn der Niederlaufig bemerkt wird, bier natürlich Feine 
Anwendung findet. 
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Auch die folgenden SS. find mit den unter J. bemerkten 


gleichlautend. 





IV. Geſetz wegen Anordnung der Provinzialſtaͤnde für 
die Rheinprovinzen (das Großherzogthbum Niederrhein und 
die Herzogthuͤmer Eleve, Sülich und Berg) vom 27 März 1827. 

SFR: 7 

Bei Eröffnung des Landtags ſowohl, als zu Faffung 
gültiger Befchlüffe, müffen wenigftens drei Viertheile der 
Abgesrdneten des zweiten, dritien und vierten Standes auf 
demfelben gegenwärtig feyn. 

Die 66. 2 u. 3 find mit diefen SS. in dem Geſetz unter 
I. gleichlautend. 


— 

Ohne guͤltige urſachen“ und Vorwiſſen des Landtaass 
Marfchalls darf fein Mitglied aus der Berfammlung weg: 
bleiben; Verhinderung der ferneren Theilnahme an dem 
Landtage durch Krankheit oder andere dringende Urfachen 
fordert die Anzeige des Landtags: Marjchalls bei dem Land- 
tags-Kommiſſarius, welcher alsdann beim erfien Stande 
die erforderliche Bevollmächtigung veranlaßt, bei dem zwei- 
ten, dritten und vierten Stande aber den Stellvertreter 
fofort einberuft. 

Die SS. 5. 6 u. 7 ftimmen mit diefen drei SS. im Ge- 
feß unter I. überein. 


— 

Die Mitglieder aller Stände der Rheinprovinzen bilden 
eine ungetheilte Einheit; fie verhandeln die Gegenftände 
gemeinschaftlich. 

Der übrige Inhalt diefes und der folgenden SS. ift mit 
dem Inhalt diefer SS. in dem Gefeß unter L -gleichlau- 
tend; nur findet hier diefelbe Bemerkung Anwendung, welche 
unter III. zum 9. $. gemacht wurde, 





V. Gefeß wegen Anordnung der Provinzial: Stände 
in dem Herzogthbum Sachfen vom 27. März 1824. 

Die hierher gehörigen Beftimmungen diefes Gefekes ftim- 
men ganz mit den im Gefeß unter I. aufgeführten SS. 
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überein; jedoch ſchließt ſich der S. 9. folgendermaßen: ges 
gen Befchlüffe, welche die befonderen Rechte der einzelnen 
zum erſten Stande gehörigen Mitglieder berühren, bleibt 
ihnen der Rekurs an Uns vorbehalten. 


VI. Gefeg wegen Anordnung der Provinziafftände für 

die Provinz Wejtphalen vom 27. März 1824. 
%: 4 

Bei Eröffnung des Landtags ſowohl, als zur Faffung 
gültiger Beſchluͤſſe, muͤſſen wenigftens drei Viertheile der 
Abgeordneten des zweiten, dritten und vierten Standes auf 
demfelben gegenwärtig ſeyn. 

Bei den $$. 2. u. 3. ift nichts zu bemerfen, da fie mit 
diefen SS. in dem Gefeg unter I. übereinftimmen, 

$. 4. 

Ohne gültige Urfachen und Vorwiſſen des Landtages 
Marſchalls darf fein Mitglied aus der Verfammlung meg- 
bleiben; Berhinderung der ferneren Theilnahme an dem 
Landtage durch Krankheit oder andere dringende Urfachen 
fordert die Anzeige des Landtags - Marfhalls bei dem Land- 
tags» Kommifjarius, welcher alsdann beim erften Stande 
die erforderliche Bevolmächtigung veranlaßt, bei dem zwei— 
ten, dritten und vierten Stande aber den Stellvertreter fo- 
fort einberuft. 

Die übrigen SS. find mit denen im Gefeß unter 1. gleich- 
lautend, unter Beräcdjichtigung der auch bier geltenden 
Bemerfung zum S. 9. 


VI. Geſetz wegen Anordnung ber Provinziaftände für 
das Großherzogthum Pofen vom 27. März 1824. 

Die hierher gehörigen Beſtimmungen diefes Gefeges ftim- 
men ganz mit den im Gefeß unter I. aufgeführten SS. 
überein, jedoch gilt natürlich auch hier die Bemerfung zum 
$.9, 


II. Bd. 29 
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Zweites Kapitel. 
Koͤnigreich Baiern. 


Vorzuͤge und Obliegenheiten der Praͤſidenten der Kam— 
mern; Geſchaͤfte der Sekretaͤre und des Archivars; Polizei 
der Kammern während der Dauer der Verſammlung; Zu: 
hoͤrer bei öffentlichen Sikungen; Eröffnung und Schluß 
der Sitzungen; Megbleiben der Mitglieder aus den Ber: 
fammlungen; Königliche Berathungs - Gegenftände; Zeit 
der Berathung; Redner; Ausfchüffe der Kammern; Be— 
fhlüffe und wechfelfeitige Mittheilungen der Kammern; Ab: 
gebung der Stimmen; Form der Kommunifationen und der 
Borlagen der Befchlüffe; Königliche Entfchließungen auf 
die Anträge der Neichsftände, 


Hierüber enthält die Königl. baierifche Verfaffungs - Ur- 
funde fehr ausführliche Vorfchriften 9. 

Borflände und untergeordnetes Perſonal der 
Kammern. 
—ã—— 

Den Praͤſidenten der Kammern kommen in der Regel 
alle Vorzuͤge und Obliegenheiten zu, die den Vorſtaͤnden 
der Kollegien gebuͤhren. Sie eroͤffnen alle Eingaben, und 
weiſen ſolche, theils unmittelbar in Folge nachſtehender Be- 
ſtimmungen, theils, nachdem ſie zuvor der Kammer vorge— 
legt worden ſind, in Folge eines Beſchluſſes derſelben, an 
die betreffenden Ausſchuͤſſe zur Bearbeitung hin; ſie ſorgen 
fuͤr die Aufrechthaltung der Ordnung und des Reglements, 
beſtimmen die Sitzungstage, ordnen die Vortraͤge, leiten 
die Berathungen, Abſtimmung u. dgl. 

Fo 

Die Sefretäre führen das Sikungs- Protofoll bei den 
allgemeinen VBerfammlungen, wachen für die Drdnung der 
Kanzlei, bemerfen die Meldungen zum Bortrage und der 


1) Beilage X. zur königl. baierifchen Verfaſſungs-Urkunde Zitel UI. 
$. 1-57. u. $. 29, Titel VII. der Verf, Urk, 
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Tagesordnung, entwerfen die Berichte und Beſchluͤſſe, wenn 
nicht beſondere Referenten aufgeſtellt ſind; leiſten die Zah— 
lungen, wozu ſie von der Central-Staats-Kaſſe die er- 
forderlihen Borfchüffe erhalten und nach geendigter Ver— 
fammlung hierüber Rechnung ftellen u. f. w. 


ER 

Zur Aufbewahrung der Akten und Ordnung der Regi— 
ratur in dem der jtändiichen Verfammlung zugemiefenen 
Berfammlungs -» Gebäude haben die Kammern einen ge— 
meinichaftlichen ftändigen Archivar zu benennen, welcher 
aus der Staats - Kaffe befoldet wird. 

— 

Die noͤthigen Individuen fuͤr die Kanzlei werden von 
dem Direftorium, welches aus den Präfidenten und den 
Sefretären für jede Kammer bejteht, auf die Zeit der Dauer 
der Verfammlung aufgenommen, von denfelben verpflichtet, 
und aus den Erigenz- Geldern bezahlt. 


55 
Die für die Dauer der Verfammlung erforderlichen Bo— 
ten und Diener wird der König bejtimmen, 


$. 6. 

Während der Dauer der Verfammlung gebührt die Po- 
lizei den Kammern in ihrem Situngs- Gebäude; fie wird 
von dem Präfidenten ausgeübt, welcher hiezu die nöthigen 
Befehle ertheilt. 

Bi 

Keinem Fremden iſt erlaubt, während der Sikung in 
den Sigungs-Saal einzutreten, fondern nur bei den öffent> 
lichen Sisungen der zweiten Kammer wird einer angemef- 
jenen Zahl von Zuhörern der Zutritt zu den Gallerien ge- 
ftattet. 

$. 8 

Sie müfjen auf jedesmaligen Befehl des Präfidenten, 
wenn ſich die Sigung in einen geheimen Ausfhuß bildet, 
jih entfernen. 

29°” 
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$. 9. 

Jedes Zeichen von Beifall oder Mißbilligung wird ftrenge 
unterfagt. Die Zumiderhandelnden werden durch den Die: 
ner der Kammer fogleich fortgewiefen. Sollte fih Jemand 
beigehen laffen, die Ruhe der Sitzungen auf was immer 
für eine auffallende Art zu ftören, oder die Berathungen 
zu unterbredhen, fo iſt derfelbe durch die Militär» Wache 
in Arreft zu führen, und der Polizei, oder nad) Befinden 
dem Gerichte, zur Beftrafung zu übergeben. 

Allgemeine Sigungen. 
$. 10. 

Die erften Vräfidenten der Kammern beftimmen die Zahl 
und die Zeit ihrer Sitzungen nah Maaß der Menge und 
der Dringlichkeit der Geſchaͤfte. Sie eröffnen und ſchließen 
jede Sitzung, wobei fie zugleich den Tag der folgenden an— 
zeigen. Die in bderjelben vorfommende Tages- Drödnung 
wird in dem Sikungs- Saale öffentlich angeheftet. . 

$. 11. 

Sedes anmefende Mitglied ift zur Erfcheinung bei den 
allgemeinen Sigungen verbunden; follte jedod; ein gegrün- 
detes Hinderniß obwalten, fo iſt ſolches dem Präfidenten 
anzuzeigen. 

12% 

Mährend der Dauer der Verfammlung ift es feinem 
Mitgliede erlaubt, ſich ohne Urlaub der Kammer zu ent- 
fernen; doc kann der Präfident in befonders dringenden 
Fällen diefen Urlaub allein ertheifen, wovon er aber in 
der folgenden Sigung die Kammer in Kenntniß zu feßen hat. 

$. 13. 

Am Anfange der Sikung liest der Sekretär das Pro— 
tofol der legten Sitzung ab, welches von dem Präfidenten, 
dem Sefretäre und noch drei Mitgliedern nad) dem Turnus 
zu unterzeichnen tt. 
5:4. IM 

Nach Berlefung des Protofolld und Bekanntmachung 
der feit der legten Sigung vorgefommenen Eingaben wird 
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zur Tages s Drdnung gejchritten, die in dem Gigungss 
Saale angeheftet ift. 
$. 15. 

Die allgemeinen Situngen der Kammer der Abgeordnes 
ten find, mit Ausfchluß der fpäter bezeichneten Fälle, oͤf— 
fentlih, fie koͤnnen jedoch auf Verlangen von fünf Mit; 
gliedern in einen geheimen Ausfchuß verwandelt werden. 

8.46; 

Der König läßt die den Kammern vorzulegenden Bes 
ratbungs » Gegenjtände durd feine Minifter oder befondere 
Kommiffarien an fie gelangen. Diefelben werden nicht 
blos mündlich vorgetragen, fondern ihre Anträge auch fohrift- 
lich übergeben und überhaupt auch in der Folge die erfor: 
derlichen Erläuterungen ertheilen. Sie haben in den Ber: 
fammlungen einen bejondern Pas einzunehmen. 

47; 

Wenn auf folhe Art die Minifter oder Föniglichen Kom— 
miffarien erfcheinen, um im Namen des Königs Vorträge 
zu machen, fo bleiben alle in der Tages - Drdnung ftehen: 
de Berathungen ausgefegt, und es wird erit nach Been— 
Digung des Bortrages der föniglichen Kommifjarien, wenn 
Diefer nicht eine andere Einleitung nothwendig machen follte, 
zur Tages» Drdnung gefchritten. . 

j $. 18. 

Die Berathung über die von den Befondern Ausfchüffen 
erftatteten Vorträge, welche jedesmal unter die fämmtlichen 
Mitglieder zu vertheilen find, Fann nur nach drei Tagen 
vorgenommen werden, und die Mitglieder, welche hiebei 
über den Antrag zu fprechen wünfchen, haben fih am Tage 
vor der Sitzung bei dem Sefretariate mit dem Bemerfen, 
ob fie für oder wider den Antrag fprechen, zu melden, 
und ihren Wunſch vormerken zu laſſen. 

$. 19. 

Die Redner werden ſodann nach der Reihe ihrer Site 
und mit der Eintheilung aufgerufen, daß fie abwechslungs— 
weiſe für und wider fprechen. 
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$. 20. 

Keiner kann fprechen, ohne zuvor von dem Präffdenten 
der Kammer die Erlaubniß biezu erhalten zu haben und 
aufgerufen zu ſeyn; er hat fodann, wenn feine Rede den 
ganzen Gegenftand oder den größeren Theil defjelben um: 
faßt, auf dem befondern Rednerſtuhle zu fprehen, wenn 
fie aber nur einzelne Bemerkungen betrifft, diefe an feinem 
Plage vorzutragen. 

$. 21. 

Sie haben fich biebei aller Perfönlichkeiten, aller unan- 
ftändigen und beleidigenden Ausdrüce, fowie aller Abwei- 
chungen von dem vorliegenden Berathungs - Öegenftande zu 
enthalten, widrigenfalls der Präfident fie zur Ordnung zu 
verweifen und im Weigerungsfalle felbft die fernere Wort: 
führung zu unterfagen das Recht hat. Sollten fie fich felbft 
perfönliche Ausfälle gegen den Negenten, die £önigliche 
Familie oder die einzelnen Mitglieder der Kammern erlau: 
Den, oder Anträge gegen die allgemeine Staats-Berfaffung 
zu ftellen unternehmen, und ungeachtet der von dem Prä- 
fidenten gemachten Erinnerung biemit fortfahren, fo ift 
derjelbe berechtigt und verpflichtet, die Gigung für diefen 
Tag auf der Stelle zu fchliegen und in der folgenden 
Sitzung über die Beftrafung des fehlenden Mitgliedes der 
Kammer vorzutragen, welche entfcheiden wird, ob daffelbe 
zum bloßen Widerruf, oder zum zeitlichen oder gänzlichen 
Ausschluß aus der Kammer zu verurtheilen fey. 

6. 22, 

Wenn fümmtlihe Mitglieder, welche fich zur Rede ge- 
meldet, gefprochen haben, fteht es jedem Mitgliede frei, 
nach der Reihe der P läge, noch feine allenfallfigen Furzen 
DBemerfungen vorzutragen, fo mie es dem Referenten des 
Ausfchuffes und den Föniglichen Kommiffarien vorbehalten 
it, noch einmal das Wort zu nehmen, wonach jede meitere 
Disfuffion gefchloffen, die Abftimmung aber, nachdem die 
Fragen vorgelegt fegn werden, auf drei Tage vertagt wer- 
den fol. 


— 
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$. 23. 

Kein Redner fol während feiner Rede unterbrochen 
werden, doch fteht es dem Minifter und den föniglichen 
Kommiffarien frei, im Falle durch dergleichen Vorträge zu 
einigen Erläuterungen und Aufihlüffen Beranlaffung ges 
geben worden iſt, dieſe ſogleich zu ertheifen. 


6. 24. 
Die föniglichen Staats-Minifter, die föniglichen Kom— 
mifjarien und die Berichts - Erftatter der Ausſchuͤſſe haben 
allein das Recht, ihre niedergefchriebenen Reden abzulefen. 


Befondere Ausfhüffe der Kammern. 
S:.2, 

Jede der beiden Kammern erwählt gleich nach ihrer 
Konftituirung aus ihrer Mitte fünf befondere Ausſchuͤſſe, 
und zwar 

1) für die Gegenftände der Gefeßgebung; 

2) für die Steuern; 
3) für die übrigen an die Kammer gelangenden Gegen: 
fände der innern Reichs - Verwaltung; 
4) für die Staats - Schuldentilgung; 

5) für die Unterfuchung der vorfommenden Befchwerden 

über die Verlegung der Staats - Berfaffung. 

Bon jedem diefer fünf Ausſchuͤſſe it ein Mitglied zu 
der im folgenden $. 36. angeordneten vorläufigen Prüfung 
der von den einzelnen Mitgliedern der Kammer zu jtellen- 
den Anträge durd die Wahl der Ausſchuͤſſe felbft unter ſich 
zu bejtimmen und dem Präfidenten befannt zu machen. 

$. 26. 

Die Auswahl der Ausfchüffe gefchieht aus der Geſammt⸗ 
zahl der Mitglieder ohne Unterfchied der Negierungs -Be- 
zirfe oder Klaffen durch abfolute Stimmenmehrheit. 

SR 

Diefe Ausfchüffe beitehen in der Kammer der Reichs: 
räthe aus fünf, in der Kammer der Deputirten aus fieben, 
böchftens neun Mitgliedern. 
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GB, 

Bei den Ausſchuͤſſen führt das in Sahren Altefte Mit: 
glied den Borfiß. Der Referent und GSefretär wird von 
ihnen ſelbſt gewählt. 

9:29, 

Um die an fie verwiefenen Gegenftände gehörig "zu be- 
arbeiten‘, haben die Ausſchuͤſſe alle hiezu erforderlichen‘ Er: 
fäuterungen zu fammeln und fich hierüber mit den betref- 
fenden Staats-Minifterien in Benehmen zu ſetzen, die Gründe 
für und wider genau zu entwiceln, und hiernach den Bor- 
trag mit allen Meinungen der Mitglieder des Ausfchuffes 
umftändlich zu entwerfen. 

$. 30. 

Den PBräfidenten der” Kammern fieht es frei, jeder Gi- 
gung diefer Ausfchäffe beizumohnen, die übrigen Mitglies 
der hingegen haben zu derfelben_Feinen Zutritt. 

Pa 5 

Die Präfidenten bejiimmen nach vollendeter Arbeit den 

Tag zum Bortrag in den Kammern. 
Ge 

Die Kammern fönnen den Gegenfland, wenn fie den 
Bortrag nicht erfchöpfend finden, zur weitern Ausarbeitung 
an den Ausſchuß zurücweifen, in welchem Falle verfelbe 
noch mit zwei. Mitgliedern verftärft werden fann. 

N. 38% 

Die Befchwerden, welche nad Beftimmung der Verfaf- 
fungs-Urfunde (Abtheilung IV. Rap. 2 5.42) an die Kam— 
mer gelangen fönnen, werden von dem Präfidenten uns 
mittelbar zum Ausfchuffe verwiefen, um ihren Beftand und 
ihre Gruͤndlichkeit, ſowohl in formellen als wejentlichen Ver⸗ 
haͤltniſſen, vorläufig zu prüfen, ehe fie den Kammern vor; 
gelegt werden. Sie müffen mit den erforderlichen Bewei- 
fen belegt, und zugleich befcheinigt feyn, daß fie bereits bei 
den oberjten Behörden, resp.. dent betreffenden Staats⸗-Mi— 
niſterien, fruͤher vorgebracht worden und hierauf entweder 
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noch gar feine, oder eine den Beftimmungen der Gtaatd- 
Berfaffung zumwiderlaufende Entſcheidung erfolgt fey. 
$. 34. 

Sm Falle fie demnach als unbefcheinigt, oder als gänz- 
lich grundlos, oder als ungeeignet befunden werden, find 
fie ohne weiteres als beruhend zu den After zu legen, oder 
an die betreffenden Staats - Minifterien zu geben und in 
der folgenden Sitzung den Kammern hievon Nachricht zu 
ertbeilen; im entgegengefegten Kalle ift die Befchwerde den 
Kammern mitteljt umfiändlichen Vortrages vorzulegen. 

N 3, 

Dem Ausfchuffe, jo wie den Kammern, fommt es zwar 
nicht zu, hierüber weitere Sufiruftionen zu veranlaffen, 
oder von Föniglihen Stellen Berichte zu verlangen; doch 
fönnen fie von den einjchlägigen Staats-Minifterien durch 
den Präfidenten die erforderlichen Aufichlüffe erbofen, um 
jede Vorlage grundlofer Befchwerden zu befeitigen; wenn 
fie diejelben aber als gegründet erachten, find fie nad) ge: 
meinfchaftlihem Beſchluß beider Kammern dem Könige vor— 
zulegen, welcher nach den Bejtimmungen der Berfaffungs: 
Urfunde Zit. X. $. 5 verfahren wird. 

$. 36. 

Die Wuͤnſche und Anträge der einzelnen Mitglieder koͤn— 
nen nur folche Gegenjtände betreffen, welche in den ver: 
fafungsmäßigen Wirfungsfreis der Stände ſich eignen; fie 
werden jedesmal fchriftlich dem Vräfidenten übergeben, und 
vor Allem durch den nach S. 25 zu bildenden Ausfhuß in 
Gegenwart des Präfidenten geprüft, ob fie nad) der oben 
gegebenen Beftimmung zur Annahme geeignet find, oder 
nit. Im legtern Falle werden fie ohne weiteres nach ab- 
foluter Stimmen - Mehrheit der Ausfhußglieder als unge: 
eignet zurücgewiefen,, im erjtern Falle aber gemäß S. 
38 (Abtheilung IV. Kapitel 2) der Kammer zur Bor: 
lage gebracht, und von derfelben erjt entfchieden, ob fie zu 
näherer Würdigung an den Ausschuß geiefewn werden fol- 
len; — entfcheidet diefe verneinend, fo beruht der Antrag, 
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und kann in diefer Verfammlung nicht mehr zur Sprache 
fommen; im bejahenden Falle aber wird derfelbe durch den 
betreffenden Ausschuß zur fünftigen allgemeinen en 
gebracht. 

6:37: 


Jedem Mitgliede fteht es frei, feine Anträge, fo lange 
fie noch nicht der Kammer zur Vorlage gebracht find, zu— 
rück zu nehmen, ift jedoch die erfte Vorlage an die Kam: 
mer bereits gefchehen, fo hat diejelbe über die Zuruͤcknahme 
zu entfcheiden. 

$. 38. 


Der für die Staatd-Schuldentilgung angeordnete Aus: 
fhuß hat den Tilgungs-Plan, welcher den Kammern vor: 
gelegt werden wird, zu prüfen, fo wie bei jeder nächftfol- 
genden Berfammlung die feitherige Ausführung und Be— 
folgung deſſelben zu unterfuchen und das Refultat den 
Kammern vorzulegen, 


$. 39. 


Damit der in der ftändifchen Verfammlung genehmigte 
Tilgungs - Plan genau eingehalten werde, ift derfelben $. 
32 (Abtheil. IV. Kap. 2) das Recht eingeräumt, zwei Mit- 
glieder zu ernennen, welche auch nach Beendigung ihrer 
Sisungen fortwährend an allen Verhandlungen der ange: 
ordneten Schulden-Tilgungs-Kommiffion genaue Kenntniß 
zu nehmen und für die Befolgung der in der legten Ber: 
fammlung getroffenen Beftimmungen zu wachen haben. Die- 
fen Mitgliedern follen daher alle zehn Tage die fämmtli- 
chen Verhandlungen der Kommiffion, die Sournale und Haupt: 
bücher zur Einficht vorgelegt werden, und fie find "befugt, 
im Falle die Kommiſſion ihren gegründeten Bemerkungen 
gegen allenfallfige Ueberfchreitungen der Befugniffe, vder 
Nichtbefolgung des genehmigten Tilgungs-Planes unbeach— 
tet laſſen würde, dem Könige die gebührende Vorftellung 
zu übergeben und bei der fünftigen ftändifchen Berfamms 
lung ihre pflihtmäßige Anzeige zu machen. 
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Befhlüffe und wechfelfeitige Mittheilungen der 
Kammern. 
$. 40 
- Wenn der Gegenitand nah $. 22 zur Abftimmung vor— 
bereitet ift, fo entwirft der Praͤſident bis zur nächitfolgen: 
den Sigung die zur Entjcheidung vorzufegenden Fragen in 
der Art, dag bierdurdy der ganze Gegenſtand erfchönft 
wird und die Abjtimmung nur mit Sa und Nein erfol- 
gen kann. Die Fragen werden zwei Tage vor der Abſtim— 
mung öffentlidh befannt gemacht und in dem Sitzungs— 
Saale angeheftet. 
$. 4. 

Jedem Mitgliede fteht es frei, über die entworfenen Fra- 
gen feine Erinnerungen vorzulegen, und diefelben find er- 
forderlichen Falls noch vor der Abjtimmung durch einen 
Beichluß der Kammer zu berichtigen. 

$. 42. 

Wenn gegen die vorgezeichneten Fragen feine Erinne— 
rung gemacht wird oder diefe berichtigt ift, fo wird zur 
Abjtimmung felbit über jede einzelne Frage an dem feitge- 
festen Tage nach ihrer gegebenen Ordnung und Reihe ge— 
ſchritten. 

§. 43. 

Hierbei haben die Staats-Miniſter und koͤniglichen Kom⸗ 
mifjarien, fowie alle Zuhörer, abzutreten und die Abſtim— 
mung geſchieht in geheimer Sigung. 

s. 4. 

Jedes Mitglied wird nad) der Reihe feines Sitzes auf: 
gerufen, der dirigirende Praͤſident foricht feine Stimme zu⸗ 
letzt aus und hat bei Stimmengleichheit noch eine weitere 
und entfleidende Stimme; der zweite Praͤſident, wenn er 
nicht dirigirt, fit und ſtimmt in der Neibe am erften, die 
Sefretäre fiimmen unmittelbar vor dem Präfidenten. 

$: #8: 

Die Stimme wird ohne w.itere Motivirung oder Erz 

läuterung in nachſtehender einfacher Form abgegeben: 
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„ Einverfanden” 
oder 
„Nicht einverfianden.‘ 
$. 46. 

Die Sefretäre bemerken jede Stimme und der Präfi- 
dent fpriht am Ende die Stimmenmehrheit und hiernach 
den Befchluß der Kammer aus. 

$. 47. 

San übrigen minder wichtigen Vorkommniſſen, welche 
nicht Hauptgegenjtände des Wirfungsfreifes betreffen, wird 
durch Das Aufftehen oder Sigen der Mitglieder geftimmt. 

$. 48. 

Zur gültigen Abftimmung wird die Gegenwart von zwei 
Drittheilen der im Orte anwefenden Mitglieder; zu gülti- 
gen Befchlüffen die abjolute Stimmenmehrheit erfordert, 
mit Ausnahme der befonders angeführten einzelnen Fälle. 

$. 49. 

Die Befhlüffe der Kammer, welche auf Vorträge ber 
befondern Ausfchüffe gefaßt worden, werden leßtern mit 
getheilt,\ damit die nöthigen Auffäge in Folge diefer Be— 
fhläffe entworfen und der Kammer zur Genehmigung vor: 
gelegt werden können, welche jedoch in wichtigeren Fällen in 
zwei nach einander folgenden Sitzungen abgelefen werden 
follen, um in der erfien die allenfallfigen Erinnerungen 
gegen die Faffung des Beichluffes zu vernehmen, in legte- 
rer aber die endliche Genehmigung der Fafjung zu erholen. 

Die übrigen Befchlüffe werden ven den Sefretären aus: 
aefertigt. 

$. 50. 

Die beiden Kammern fommuniciren unter ſich durch 
Schreiben, welche von dem Präfidenten und dem Sekretär 
unterzeichnet werden. 

Sn | 

Jene Kammer, welcher die Snftruftion eines Gegenftan- 
des übertragen ift, theilt ihre Meinung zuerfi der andern 
mit; findet diefer Antrag die Beiftimmung der letztern nicht, 
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fo hat diefe ihre Anfichten oder vorzufchlagenden Modifika— 
tionen der erftern vorzulegen, um eine neue Berathung zu 
veranlaffen, big von beiden Kammern entweder das ein— 
hellige Einverftändniß erzielt it, oder die beflimmte Erklaͤ— 
rung der nicht zu vereinigenden Meinungen erfolgt. 
$. ,092& 
Die Form der Kommunifation it folgende: 
a) Im Falle der Zuftimmung: 
„Die Kammer der ıc. übergiebt der Kammer der ıc, 
„den anliegenden Vorſchlag Sr. Majejtät des Königs; 
fie glaubt, daß er (unbedingt, oder unter den beiges 
„fügten Modiftfationen) anzunehmen fey.’ 
b) Sm Falle der Berwerfung: 
„Die Kammer der 2c. übergiebt ꝛc.; ſie hat demfelben 
„ihre Zuftimmung nicht geben zu Fönnen geglaubt.‘ 
ec) Im Falle eines eigenen Antrages: 
„Die Kammer ꝛc. übergiebt 2c. den anliegenden von 
ihr genehmigten Antrag mit dem Erſuchen, denfel- 
„ben der gleichfalffigen Berathung zu unterſtellen.“ 
d) Im Falle der Uebergabe einer Befchwerde: 
„Die 2c. übergiebt ze. die bei ihr eingereichte Befchwerde 
‚des 2c. in Betreff des 2c., welche fie zur Vorlage an 
„Se. Majeftät den König geeignet findet, zur gleich— 
„fallſigen Würdigung.‘ 
Die Antwort der andern Kammer bejteht: 
12) Im Falle der Zuftimmung: 
„Die Kammer ıc. hat dem ihr mitgetheilten Vorfchlage 
„‚Coder Antrage) in Betreff ꝛc. ihre Zuftimmung ertheilt.‘ 
2) Im Falle der Verwerfung: 
„Die Kammer hat dem ıc. ihre Zuftimmung nicht er— 
„theilen zu können geglaubt,’ 
3) Im Falle einer Modiftfation: 
„Die Kammer ꝛc. hat dem ꝛc. ihre Zuftimmung nur 
„unter den beigefügten Modiftfationen geben zu Fön: 
„men erachtet, worüber fie die weitere jenfeitige An— 
„ſicht erwartet.‘ 


462 


$. 53. 
Die gemeinfhaftlich gefaßten Befchlüffe der Reichsftände 
I. über die ihnen zugefommenen Gegenftände werden 
dem Könige in nanpftehender einfachen Form vorgelegt: 


a) Sm Falle der gemeinfchaftlihen Zuftimmung: 
‚Die allerunterthänigft treugehorfamften Stände ha— 
„ben dem an fie gebrachten Antrage zugeſtimmt.“ 

b) Sm Falle der gemeinfchaftlichen Berwerfung: 
„Die ꝛc. ꝛc. haben dem an fie gebrachten Antrage ihre 
„Zuſtimmung nicht geben zu fönnen geglaubt.’ 

c) Im Falle einer verfchiedenen Meinung: 
„Die ꝛc. ꝛc. haben ſich über die gemeinfchaftliche Zu— 
„ſtimmung zu dem an fie gebrachten Antrage nicht ver- 
„einen fönnen.‘‘ 

d) Im Falle einer zorzufchlagenden Modiftfation: 
„Die ꝛc. ꝛc. haben dem an fie gebrachten Antrage nur 
‚unter folgenden ehrfurchtsvolleſt vorzufchlagenden Ab- 
‚anderungen ihre Zuftimmung geben zu fönnen ge; 
„glaubt.“ 


II. Ueber die eigenen Wuͤnſche und Anträge: 
„Die ıc. übergeben Sr. Majeftät dem Könige den bei, 
„gefuͤgten Vorſchlag, welchen fie für den Staat vor; 
„theilhaft und nüßlich halten, mit der ehrfurchtsvoll— 
„ſten Bitte, demfelben die föniglihe Genehmigung zu 
„ertheilen.“ 


III. Ueber die vorzulegenden Beſchwerden: 
„Die ıc, übergeben Sr. Majeſtaͤt dem Könige die bei— 

‚liegende Befchwerde des ꝛc. in Betreff ꝛc. mit der 

‚‚ebhrerbietigften Bitte, derfelben die Allerhoͤchſte Ab- 

„‚bülfe zu gewähren.‘ 
$. 54. 

Diefe gemeinfchaftlichen Vorlagen der Befchlüffe werden 
von dem Präfidenten und dem Sefretär einer jeden Kam— 
mer unterzeichnet und durch eine gemeinfchaftliche Abord— 
nung, welche aus den naͤmlichen Individuen mit Zuziehung 
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von zwei Mitgliedern einer jeden Kammer bejtehen fol, 
dem Könige überreicht. 
5. 55. 
Die Reichsſtaͤnde haben außer den koͤniglichen Staats— 
Miniſterien mit keiner andern koͤniglichen Behoͤrde in Be— 
nehmen zu treten, noch weniger Adreſſen an das Volk zu 


erlaſſen. 
$. 56. 


Eben fo haben die einzelnen Mitglieder, welche in der 
Berfammlung feinen befondern Regierungs : Bezirk, feinen 
ausgeichiedenen Stand oder Klaffe, fondern alle Untertha— 
nen des Reiches ohne Unterfchied zu vertreten haben, feine 
Infiruftion von ihren Wahl-Bezirfen oder Klaffen zu über; 
nehmen, feine Ruͤckſprache mit denfelben zu pflegen, fon 
dern des ganzen Landes Wohl und Beite unbefangen und 
obne Befhränfung nad) ihrer eigenen innern Ueberzeugung 
und ihren gefchwornen Pflichten zu berathen. 

| 6:1,872). 

Die königliche Entfchliegung auf die Anträge der Reichs: 
fände erfolgt nicht einzeln, fondern auf alle verhandelte 
Gegenftände zugleich bei dem Schluß der Verfammlung. 

$. 58. 

Die jährlihe Schließung der Sitzungen wird der Koͤ— 
nig, fo wie die Eröffnung, verfügen; nad dem Schluffe 
haben die Präfidenten das Kanzlei» Perfonal zu entlaffen, 
und die Landtags-Aften dem ernannten Arhivar zur Auf: 


bewahrung zu übergeben. 


Drittes Kapitel, 


Königreihb Hannover. 
Hierüber enthält das koͤnigliche Patent über die allge— 
meine Ständeverfammlung in Hannover Folgendes !): 


2) Der $. 56 ift der $. 29 des VII. Titels der Verfaſſungs-Ur— 
Funde, 

1) Patent vom 7. December 1819 $. 7. Siehe Konftitut, der eu: 
ropäifchen Staaten, 3r. Theil, ©. 340, 
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Die (uͤbrigen) Verhältniffe der allgemeinen Stände-Ver- 
fammlung und der zu derfelben abzufendenden Deputirten, 
des Erbland-Marfchalls, der Präfidenten, General-Syndi- 
fen und General-Sefretäre, die Vorſchriften über das Ber: 
fahren in den Sitzungen der Verfammlung und bei Ber 
handlung der zur Deliberation kommenden Gegenftände, 
ſowie auch die Beftimmungen über die Bertagung und Auf- 
löfung der allgemeinen Stände-Berfammlung, find in ei- 
nem befonderen Reglement naher fejtgefegt worden, welches 
Mir Unferer getreuen Stände» Derfammlung bei ihrer Er- 
Öffnung zu deren Diveftion werden zuftellen lafjen. — 


Viertes Kapitel, 
Königreih Württemberg, 

Obliegenheiten des Praͤſibenten; Wegbleiben der Mit 
glieder; Deffentlichfeit der Sigungen der zweiten Kammer 
und Befanntmachen der Verhandlungen der erften und zwei— 
ten Rammer durch den Drudz; geheime Situngen; Abhal- 
ten von Reden; Zeit der Berathung der Gegenftände; 
Perfahren bei der Abfiimmungz Anzahl der. Mitglieder, 
welche zu Faſſung eines gültigen Befchluffes erfordert wird; 
Unvollzähligkeit der einen Kammer; abjolute und relative 
Stimmen: Mehrheit; Bereinigung beider Kammern; Mit- 
theilungen der Kammern unter fih; Vorlagen derfelben 
zur Bejtätigung; Anträge, welche von der einen Kammer 
verworfen wurden. 


Hierüber beftimmt die koͤniglich Württembergifhe Ber; 
faffungs-Urfunde Folgendes 9: 
Ya 
Der Präfident einer jeden Kammer forgt für die Auf- 
rechthaltung der Ordnung, beftimmt die Sigungstage, er- 


1) Königl. Württemb. Verf. Urk. vom 25. Sept. 1819. $$. 165 
bis 168, 171, 173, 174, 162 zum Theil, 175, 161, 176— 183, 
185 3. Theil. Siehe Konftitutionen der europäifchen, Staaten. 
Th. II. S. 291. 1 
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öffnet und fchließt die Sikungen, ordnet den Gang der 
Verhandlungen und leitet die Berathungen und Abftim- 
mungen, 

Gr) 2 

Die Mitglieder der Kammern find verbunden, jeder 
Sigung anzuwohnen; im Falle eines gegründeten Hinder— 
niffes haben fte folches dem Präfidenten anzuzeigen. 

Während der Dauer der Berfammlung dürfen fie fich 
nicht ohne Erlaubniß des Präfidenten entfernen, und bei 
einer über S Tage dauernden Abmwefenheit, nicht ohne Be— 
willigung der Kammer, jedoch fann der Präfident in beſon— 
dern dringenden Fällen auch einen ſolchen längern Urlaub 
ertheilen, bat aber davon der Kammer in der folgenden 
Sitzung Kenntniß zu geben. 

3: 

Die Eisungen der zweiten Kammer find öffentlich; auch 
bat fie ihre Berhandlungen durch den Druck befannt zu 
machen. Bon der erfien Kammer muß wenigftens das le&- 
tere gefchehen. 

Die Zuhörer, die ein Zeichen des Beifalls oder der 
Mipbiligung geben, werden unverzüglich entfernt. 

§. 4 

Die Sigungen werden geheim, theils auf das Begehren 
der Minifter und föniglichen Kommiffarien bei Vorträgen, 
die fie, ihrer Erklärung nah, im Namen des Königs zu 
machen haben, und welche nur im Falle einer ſolchen Er- 
klaͤrung für amtliche Aeußerungen zu halten find; theils 
auf den Antrag von wenigſtens drei Mitgliedern, wenn 
diefen, nach vorläufigem Abtritt der Zuhörer, die Mehr: 
beit der Kammer beijtimmt. 


| Eon 
Nur den Miniftern oder Föniglichen Kommiffarien, den 
Berichterftattern der ftändifchen Kommiffionen und den Mit- 
gliedern, welche einen Gegenftand zur Berathung in An— 
trag zu bringen (eine Motion zu machen) haben, fteht Die 
1. 3», 30 
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Befugniß zu, fohriftliche Reden in der Verfammlung abzu- 
leſen. Außerdem finden bloß mündliche Vorträge flatt. 
Se 

Sn der Negel fol fein Gegenftand der Berathung in 
derjelben Sitzung, worin der Antrag dazu gemacht wird, 
zur Verhandlung und Abftimmung gebracht werden. Wenn 
jedoch drei Viertheile der Mitglieder einftimmen, kann ein 
Gegenftand für fo dringend oder fo unwichtig erklärt wer- 
den, daß von jener Regel abgegangen werden darf. 

Königliche Anträge find, ehe fie zur Berathung in der 
Berfammlung fommen Finnen, an Kommiſſionen zu ver- 
weifen, welche über deren Inhalt Vortrag zu — haben. 

S9. 

Bei der Abſtimmung iſt der Antrag, mit den waͤhrend 
der Berathſchlagung in Vorwurf gekommenen Modifikatio— 
nen, in einzelne, einfache Fragen ſo aufzuloͤßen, daß jedes 
Mitglied durch bloße Bejahung oder Verneinung ſeine 
Stimme abgeben kann. | 

u 

Die Abftimmungen gefchehen nach der Sitzordnung, je: 
doch fo, daß in der zweiten Kammer bei dem Stimmen- 
Aufrufe immer zwifchen den vier erfien und den zwei übri- 
gen Klaffen gewechfelt wird, bis jene erfchöpft find. 

9 

Zu Faſſung eines gültigen Beſchluſſes wird in —— 
Kammer die zur vollſtaͤndigen Beſetzung derſelben (Abthei- 
fung IV. Kap. 4 $. 2) nothwendige Anzahl von Mitglie— 
dern erfordert. 

$. 10. 

Sollte bei Einberufung eines Landtags eine der beiden 
Kammern nicht in der nad $. 2 (Abtheil. IV. Kapitel 9 
 erforderlihen Anzahl zufammen fommen; fo wird fie als 
einwilligend in die Befchlüffe der andern angefehen, jedocd) 
fteht e8 in dieſem Falle den erfchienenen Mitgliedern der 
unvollzähligen Kammer frei, den Sitzungen der andern 
mit Stimm »Necht beizumohnen. 
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14, 

Die Beiplüffe werden nah der Stimmen - Mehrheit, 
welche nah Beichaffenheit des Gegenftandes eine abfolute 
oder relative feyn kann, abaefaßt, fo daß im Fall der 
Stimmen» Gleichheit der Präfident den Ausfchlag giebt. 
Wenn jedoch von Abänderungen irgend eines Punktes der 
Berfaffung die Rede it, jo it die Beiftimmung von zwei 
Drittheilen der anmwejenden Mitglieder in beiden Kammern 
nothmwendig. 

6: 49; 

Die zum Wirfungsfreife der Stände gehörigen Angele- 
genheiten werden in jeder Kammer befonders verhandelt. 
Doch koͤnnen, um eine Ausgleihung verfchiedener Anfihten 
zu verfuchen, beide Kammern ſich mit einander zu vertrauz 
lichen Beiprehungen, ohne Brotofollführung und Beſchluß— 
nahme, vereinigen. 

%, $. 13 

Es hängt von dem König ab, die Gefeßes- Entwürfe 
oder andere Vorſchlaͤge an die erfte oder an die zweite 
Kammer zu bringen, ausgenommen, wenn fie Berwilligung 
von Abgaben betreffen, in welchem Falle folche immer zu» 
erjt an die zweite Kammer gelangen Abtheil. IV. Ray. 4 
$. 39. — 

$. 14. 

Die von der einen Kammer gefaßten Befchlüffe werden 
der andern (Abtheil. IV. Kap. 4 $. 33) zu gleihmäßiger 
Berathung mitgetheilt. Nur zur Ausübung des Rechts der 


Petitionen und Beſchwerden, fo wie zu einer Anklage we: 


gen verlegter Verfaffung, tft jede Kammer auch einzeln 
berechtigt (Abſchnitt XL. Kap. 4). 
$. 15. 

Die Kammer, an welche die Mittheilung gefchieht (Ab- 
theil. IV. Kap. 4 $. 39, kann den Antrag der mitthei- 
fenden verwerfen oder annehmen, und zwar entweder un— 
bedingt oder mit beigefügten Modiftfatienen. Die Verwer- 
fung muß aber jederzeit mit Anführung der Gründe ge- 


ſchehen. 
30* 
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$. 16. 

Bon der vorfiehenden Regel ($. 15) macht die Abga- 
ben-Bermwilligung eine Ausnahme (Abtheil. IV. Kapitel 4 
$. 35) in folgenden Punkten: 

1) Eine Abgaben-Berwilligung wird in der zweiten Kam⸗ 
mer nad) der von ihr in Gemäßheit der (Abtheil. IV. Kay, 4 
$. 16) vorgenommenen Unterfuhung, in Berathung gezo— 
gen, und nad) vorgängiger vertraulicher Befprehung mit 
ver erftien Kammer ($. 12 diefes Kapitels) Beſchluß daruͤ— 
ber in der zweiten gefaßt. 

2) Diefer Beihluß wird fodann der erften Kammer mit: 
getheilt, welche denfelben nur im Ganzen, ohne Aenderung, 
annehmen oder verwerfen fann. 

3) Erfolat das le&tere, jo werden die bejahenden und 
die verneinenden Stimmen beider Kammern zufammen ge: 
zählt, und nach der Mehrheit fämmtlicher Stimmen wird 
alsdann der Stände-Befchluß abgefaßt. Würde in diefem 
Falle Stimmen-Gfeichheit eintreten; fo hat der Praͤſident 
der zweiten Kammer die Entjcheidung. 


$.,1% 


Sn allen andern Fällen gilt der Grundfaß, daß nur 
ſolche Beichlüffe, woriber beide Kammern nach gegenfeiti- 
ger Mittheilung einverftanden find, an den König gebracht, 
und von dem Könige beftätigt werden können. 


$. 18. 


Der von der einen Kammer verworfene Antrag der an- 
dern kann auf demfelben Landtag nicht wiederholt werden. 
Wird aber ein folher Antrag bei der naͤchſten Stände: 
Berfammlung erneuert und abermals verworfen; fo treten 
die zwei Kammern zu einer vertraulichen Befprechung über 
den Gegenfiand zufammen. Sollte auch hierdurch die Ver- 
fchiedenheit der Anfichten nicht ausgeglichen werden, fo ha— 
ben die Kammern, wenn die Frage einen ihnen von dem 
Könige zugefommenen Gegenftand betrifft, ihre Nichtüber- 
einftimmung dem König bloß anzuzeigen, wofern fie nicht 
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mit einander übereinfommen, die Entjcheidung dem Könige 
zu überlaffen. 
$. 19. 

Derfeblungen gegen die Geſetze des Anftandes oder der 
innern Polizei, oder gegen die Gefchäfts - Vorschriften, bat 
der Präfident zu bemerfen, und, wenn fie bedeutend find, 
folhe zur Kenntniß der Kammer zu bringen, welche nad) 
Befchaffenheit der Umſtaͤnde ihre Migbilligung ausdrüden, 
Verweis ertbeilen, oder auch Widerruf verlangen fann. 


Sünftes Kapitel. 
Großberzogthbum Baden. 

Gefeßes- Entwürfe, welche die Finanzen betreffen ; Dig: 
fuffion und Abjtimmung in befondern Kommiffionen; Stim— 
men- Mehrheit bei vollzähliger Berfammlung; Art der Ab- 
fimmung; Anzahl, welde zur Vollzähligfeit der Kammern er- 
fordert wird; Mittheilungen der Kammern unter ſich; Reden; 
Deffentlichfeit der Situngen beider Kammern; geheime Si— 
Kungen. — 


Hierüber enthält die Großherzogl. Badifche Verfaſſungs— 

Urkunde folgende Beftimmungen '): 
— 

Jeder die Finanzen betreffende Geſetzes-Entwurf geht zu—⸗ 
erft an Die zweite Kammer, und kann nur dann, wenn er von 
diefer angenommen worden, vor die erite Kammer zur Ab- 
flimmung (Abtheil. IV. Kap. 5 5.14 u. 15) über Annahme oder 
Nichtannahme im Ganzen ohne alle Abänderung gebracht 
werden. 

” re 

Tritt die Mehrheit der erften Kammer dem Befchluß der 

zweiten nicht bei (Abtheil. IV. Kay. 5 6. 15), fo werden die 


1) Großherzogl, Badifche Verf. Urk. vom 22, Auguft 1818, 99. 60, 
61, 70— 75, 78. — Siehe Konftitutionen der europ, Staaten. 
Theil II. S. 351. 
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bejahenden und verneinenden Stimmen beider Kammern zu- 
fammengezählt und nach der abfoluten Mehrheit fänımtlicher 
Stimmen der Stände- Befchluß gezogen. 

$. 3. | 

Kein Iandesherrlicher Antrag kann zur Disfuffion und Ab- 
fimmung gebracht werden, bevor er nicht in befondern Kom: 
miffionen erörtert und darüber Vortrag erftattet worden ift. 

$. 4 

Die landesherrlihen Kommiffarien treten zur vorläufigen 
Erörterung der Entwürfe mit ftändifchen Kommiffarien zu- 
fammen, fo oft es von der einen oder andern Seite für noth- 
wendig erachtet wird. Keine weſentliche Abänderung in ei- 
nem Gefeß - Entwurf kann getroffen werden, die nicht mit 
den landesherrlichen Kommiſſarien in einem folchen gemein- 
Thaftlichen Zufammentritt erörtert worden ift. 

$. #485 

Die Kammern können einen zum Vortrag gebrachten Ent: 

wurf nochmals an die Kommiffionen zurücmeifen. 
F. 6. 

Ein von der einen Kammer an die andere gebrachter Ge- 
feßes - Entwurf oder Vorfchlag irgend einer Art kann, wenn 
er nicht Finanz = Gegenftinde betrifft, mit Verbefferungs-Bor- 
fhlägen, die in einer Kommiffion nad) $. 4 diefes Kapitels 
erörtert worden, an die andere Kammer zurückgegeben werden. 

57 

Jeder gültige Befchluß einer Kammer erfordert, wo nicht 
ausdruclich eine Ausnahme feftgefegt worden ift, abfolute 
Stimmen Mehrheit bei vollzähliger Verſammlung. Bei glei- 
her Stimmenzahl giebt die Stimme des Präfidenten die Ent- 
fheidung. Tritt der Fall ein, daß in Finanzfachen die Stim- 
men beider Kammern zufammengezählt werden müffen, fo ent⸗ 
fcheidet, bei Stimmen» Gleichheit die Stimme des Präfiden- 
ten der zweiten Kammer. Man ftimmt ab mit lauter Stimme, 
und den Worten: Einverftanden! oder Nichteinverftanden! 
nur bei der Wahl der Kandidaten für die Präfidenten- Stelle 
der zweiten Kammer — der Ausfchußglieder und der Glieder 
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der Kommiffionen, entfcheidet relative Stimmen» Mehrheit 
bei geheimer Stimmgebung. Die erſte Kammer wird durd 
die Anmwefenbeit von 20, die zweite durch die Anwefenheit 
von 35 Mitgliedern, einfchließlich der Präfidenten, vollzäb- 
fig. Zur gültigen Beratbfchlagung über die Abänderung 
der DVerfaffung wird in beiden Kammern die Anwefenheit 
von ?/, der Mitglieder erfordert. 

$. 8. 

Die beiden Kammern fönnen weder im Ganzen noch 
durh Kommiffionen zufammen treten, fie bejchränfen fich 
in ihrem Berhältnig zu einander auf die gegenfeitige Mit- 
theilung ihrer Beihlüfe. Sie ftehen nur mit dem Groß— 
berzogl. Staats-Minifterium in unmittelbarer Geſchaͤfts— 
beruͤhrung; fie koͤnnen feine Berfügung treffen oder Ber 
fanntmachungen irgend einer Art erlaffen. Deputationen 
dürfen fie nur, jede befonders, nach eingehofter Erlaubniß, 
an den Großherzog abordnen. 

$. 9. 

Nur den landesherrlihen Kommifjfarien und den Mit: 
gliedern der fändifchen Kommiffionen wird gejtattet, ge— 
ſchriebene Reden abzulefen, allen übrigen Mitgliedern find 
bloß mündliche Vorträge gejtattet. 

i , =.-10. 

Die Situngen beider Kammern find öffentlich. Sie 
werden geheim auf das Begehren der Regierungs-Kommiſ— 
farien, bei Eröffnungen, für welche fie die Geheimhaltung 
nöthig erachten und auf daS Begehren von 3 Mitgliedern, 
denen nad) dem Abtritt der Zuhörer aber wenigjtens ein 
Biertel der Mitglieder über die Notbwendigfeit der gehei- 
men Berathung beitreten muß. 


Sechstes Kapitel, 
Kurfürftentbum Heffen. 
Gefchäfte des Syndikus und des Sekretaͤrs; Adreſſen 
und Petitionen der Stände und Refolutionen des Negen- 
ten; Ausſchuͤſſe; Reden der Deputirten; Sorge des Praͤſi— 


denten für die Ruhe und Ordnung in der Berfammlung; 
Art der Abftimmungz; Stimmenmehrheit; Abfaffung der Be- 
ſchluͤſſe; Anzahl der Mitglieder bei der Abftimmung. 


Hierüber enthält der Entwurf einer landftändifchen Ber: 

faffung für das Kurfürftentbum Heffen Folgendes 9: 
6. .4. 

Der Syndifus ift in der Pegel beftändiger Referendär 
und entwirft alle fchriftlichen Auffäße. Der Sefretär führt 
das Protofol und hat unter dem Metbefchluß des Syndi— 
fus das Iandftändifche Archiv in Verwahrung. 

6.102, 

Durch die Landtags Kommiffion gelangen die Adreffen 
und Petitionen der Stände, welche jedesmal von dem Prä- 
fidenten unterzeichnet feyn müffen, an den Negenten und 
die darauf ertheilte Nefolutionen unter der Auffchrift des 
Präfidenten an die Berfammlung. 

Fe 

Alles, was an die Landftände gebracht wird, und alle 
Borfchläge und Petitionen, welche von der Berfammlung 
ausgehen, werden in das Landtags-Protofoll eingetragen, 
der Sefretär verfertigt von allen zu den Deliberationen zu 
bringenden Gegenftänden täglich ein Berzeichniß und legt 
felbiges dem Präfidenten vor. Diefer beftimmt ſodann, mit 
Zuziehung von 4 ftändifchen Mitgliedern, die Ordnung, 
in welcher fie vorgetragen werden follen. 

§. 4 

Der Berfammlung fteht e8 frei, fih in Ausſchuͤſſe zu 
bilden, um die vorliegende Gefchäfte in eine vorläufige Be- 
rathung zu ziehen. 

G..-.3 

Die Ausfhüffe fönnen, um über den betreffenden Ge: 
genftand eine erforderliche Erläuterung in möglichfter Kürze 
zu verlangen, eine Konferenz mit der einfchlagenden Be- 
hörde oder einigen Mitgliedern derfelben verlangen. Nach 


*) Neuer rheinifcherZMerkur vom Jahr 1816. Stüf 97 ff. 
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Beendigung der vorläufigen Berathung wird das Refultat 


in Pleno vorgetragen. 
6. 


Einem jeden Deputirten jteht es frei, einen Antrag zu 
machen und zu dem Ende mit Aufftehn von feinem Sitze 
das Wort zu begehren. 

5.3.73 

Begehren es mehrere zu gleicher Zeit, fo beftimmt der 

Präfident die Ordnung, in welcher geredet werden fol. 
$. 8. 

Niemals fann mehr als Einer reden oder der Redner 

unterbrochen werden. Gefchieht es dennoch, fo ruft der 


Präfident zur Ordnung. 
9 


Wird hierauf die Ordnung noch nicht hergeftellt, fo ge- 
bietet er Stillſchweigen vermittelft der Schelle, und kann 
nach Befinden und wenn die Bewegungen zu lebhaft wer- 
den, die Sitzung für den Tag aufheben. 

| $. 10, 

Sobald die Disfuffion über einen Gegenjtand beendigt 
ift, ftellt der Präfident die Fragen auf, welche zu entjchei- 
den find und läßt darüber mit Sa oder Nein abjtimmen. 
Das Abftimmen geſchieht im geheimen Scerutinium durch 
Kugelung (mit Aufhebung der Hände oder mit Sigenblei- 


ben und Aufſtehen). 
11. 


Glaubt ein Deputirter die aufgeftellten Fragen nicht 
unbedingt beantworten zu koͤnnen, fo fann er bitten, daß 
fie anders aufgeflellt werden. 

5.82, 

Der Beſchluß wird nad Mehrheit der Stimmen, und bei 
einer Stimmen: Gleichheit durch die entfcheidende Stimme 
des Direftoriums, von dem Syndifus abgefaßt und muß, 
ehe er an den Negenten gelangt, dreimal an verfchiedenen 
Zagen verlefen werden. 

Ss. 12. 
Bei jeder Vorlefung Fönnen BVerbefferungen und Abaͤn— 
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derungen in der Materie vorgefchlagen werden, über welche 
(geftimmt) im geheimen Serutinium gefugelt werben muß. 
$. 14. 

Erft nah dreimaliger Verlefung kann der Beſchluß ent⸗ 
weder in der urſpruͤnglichen, oder in verbeſſerter Geſtalt 
als definitiver Beſchluß angenommen werden. 

Bei jeder Abſtimmung muͤſſen, ausſchließlich des Direk— 
toriums, zwei Drittheile der Deputirten gegenwaͤrtig ſeyn. 


Siebentes Kapitel. 
Großherzogthum Heſſen. 

Rechte und Pflichten des Praͤſidenten; Geſchaͤfte der Se— 
kretaͤre; Mittheilung der zur Berathung zu bringenden Ge- 
genſtaͤnde durch landesherrliche Kommiſſaͤre; Antraͤge der 
Mitglieder der Staͤnde; Ausſchuͤſſe; Obliegenheiten der 
Ausſchuͤſſe; Abhaltung von Reden; Entwerfung der Fragen 
durch den Praͤſidenten; die zur Faſſung eines Beſchluſſes er— 
forderliche Anzahl von abſtimmenden Mitgliedern; Bera— 
thungen der Kammern mit einander; Verſchiedenheit der 
Meinungen der zwei Kammern; Bekanntmachung der Ver— 
handlungen durch den Druck; Zulaſſung von Zuhoͤrern. 


Die Großherzoglich Heſſiſche Verfaſſungs-Urkunde und 
das Edikt uͤber die Geſchaͤfts-Ordnung enthalten — 
die nachſtehenden Beſtimmungen '): 

54. 

Der Praͤſident jeder Kammer hat, zur Leitung der Ge— 
ſchaͤfte, die Rechte und Pflichten der Kollegialvorſtaͤnde. 
Er empfaͤngt die Eingaben, beſtimmt, eroͤffnet und ſchließt 





1) Verf. Urk. vom 17, Dec. 1820, Siehe Konſtitut. der. europäi— 
fen Staaten Th. 4, S. 94, Die andern Edifte ſ. im Groß: 
herzogl. Heff. Renierungsblatt vom Jahr 1820. — Verf. Urf. 
Art. 91, 93, 94, 95, 97, 82, 98 in Verbindung mit dem Art. 
24 der Gefchäftsordnung, 99 und 100. — Gefihäftserdnung 
vom Art, 8 — 12, 14 — 20, 21 zum Theil, 23 und 25. 


*—— 
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die Sitzungen, leitet die Berathungen, handhabt die Ord— 
nung, uͤbt waͤhrend der Sitzungen in dem Sitzungs-Saale 
die Polizei aus, erhaͤlt die ſchriftlichen Anzeigen uͤber den 
Grund der Abweſenheit der im Orte anweſenden Mitglieder, 
ertheilt (mit der Kammer, in dringenden Faͤllen allein) an— 
weſenden Mitgliedern Urlaub und ernennt, auf den Vor— 
ſchlag der Sekretaͤre, die noͤthigen untergeordneten Kanzlei— 
Perſonen fuͤr die Dauer der Verſammlung. 
Ba 

Die Sefretäre führen die Protofolle in den allgemeinen 
Sitzungen; entwerfen, in Ermangelung bejonderer Nefes 
renten ?), die Befchlüffe; forgen für die Drdnung der Kanz- 
lei, fowie für Aufbewahrung und Ordnung der Aften und 
leiten die Zahlungen für die erforderlichen Fleinen Ausgaben, 

. ©. 

Zu Anfang der Sikung wird das Protofoll der vorher— 
gehenden, um feine Faffung der Genehmigung der Kammer 
zu unterlegen, durch den Sefretär vorgelefen und von den 
Präfidenten und den Sefretarien unterfihrieben. 

Nach der Befanntmackhung der jeit der legten Sitzung 
eingefommenen Eingaben wird zur Tagesordnung gefchrit- 
ten, welche in dem Sisungs- Saale öffentlich angeheftet ift. 

$. 4. | 

Die durch Uns zur Berathuna zu bringenden Gegenftände 
werden den Kammern, oder derjenigen, welche zuerjt darüber 
berathen fol, durdy Mitglieder des Geheimen Minifteriumg 
oder durch befondere Kommiffäre vorgelegt, welche, unter 
Aufihiebung der in der Tagesordnung ftehenden Berathung, 
mündlich und fchriftlich vortragen, auch in der Folge Erläu- 
terungen geben, jeder Berathung der Kammer über den Ge: 
genftand ihres Bortrags ?) beimohnen, fih von andern 


2) Die Entwerfung aller Beſchlüſſe gefchieht jest in der Regel 
durch das Sefretariat. 

3) Bei Berathungen über Motionen geftattet die zweite Kam: 
mer feinem Regierungs: Kommiffär eine Teilnahme an der Be: 
rathung, wenn fie nicht ausnahmsmeife ihn einzuladen be: 
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Staatsdienern begleiten Taffen können und in der Verſamm⸗ 
Yung befondere Sige einnehmen. Sie allein find berechtigt, 
andere Redner durch Erläuterungen und Aufichlüffe zu uns 
terbrechen, nur fie und die Referenten der Ausfchüffe dürfen 
gefchriebene Neden ablefen. 
%. 5 
Die Anträge eines Mitglieds der Stände, einen Gegen: 
fand in Berathung zu nehmen, find fchriftlich, mit furzer 
Anführung des Gegenftandes, zu übergeben und fönnen muͤnd⸗ 
lich weiter entwicfelt werden 9. 
$. 6. 
Die von einer Kammer abgelehbnten Anträge der Regie- 
rung oder der andern Kammer, oder eines Mitglieds der 
Kammer, fönnen auf demfelben Landtag nicht wiederholt 


werden. j 
5.5.73 


Seder in einer Kammer zur Berathung fommende An- 
trag muß, fobald er in derfelben zur allgemeinen Kenntniß 
gebracht ift, vorerfi an den betreffenden Ausſchuß verwie— 
fen werden. 

Jede Kammer wählt aus ihrer Mitte zur Vorbereitung 
der Berathungen drei Ausfchüffe, die erfie Kammer jeden 
von 3 bis 5 Mitgliedern, die zweite jeden von 5 bis 7 Mit- 
gliedern und zwar 

1) für das Finanzgefes und die Staatsfchulden, 
2) für die andern Gegenftände der Gefeßgebung, 
3) für die übrigen an die Kammer gelangenden Gefhhäfte. 





fchleifen hat. Das Präjudiz berupt auf den Verhandlungen des 
erften Landtags, wo man diefe Praris eingeführt hat. Des: 
falffige Präjudizien bei dem Landtage von 182°/, finden ſich a) 
bei der erften Berathung über den Antrag auf Errichtung einer 
Landes: Kreditanftalt und b) der DBerathung über den Antrag 
die Abſchätzung der Normalgemarkungen betr. 

4) Die mündliche Entwicelung erfolgt erft in der Berathung. Die 
Anträge werden meiftens fo ausführlich geſtellt, daß fie der 
Entwicelung nicht mehr bedürfen. 
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Jeder Ausſchuß wählt aus feiner Mitte einen Präfidens 
ten und einen Sefretär *). Der Präfident ernennt für jeden 
einzelnen Gegenftand den Referenten. 

Diefe Wahlen erfolgen ſaͤmmtlich nach den Beftimmungen 
des F. 4 Abtheil. IV. Kap. 7. 

$. 8. 

Seder Ausschuß hat alle zur Bearbeitung der an ihn ver⸗ 
wiefenen Gegenitände erforderliche Erläuterungen zu ſam— 
meln , fich hierüber mit den betreffenden Mitgliedern des Ge— 
heimen Minifteriums, oder den befondern Kommiffären, auch 
mit dem betreffenden Ausjchuß der andern Kammer (voraus: 
gefest, daß der Gegenftand zur Berathung beider Kammern 
gebracht worden ift) zu benehmen und, nad) genauer Erwaͤ— 
gung der Gründe für und wider, die Meinung aller Mit- 
glieder des Ausſchuſſes in den Bortrag an die Kammer auf 
zunehmen. 

Die Präfidenten der Kammer haben freien Zutritt zu den 
Sigungen des Ausfchuffes. 

$. 9. 

Die Kammer kann einen Bortrag des Ausjchuffes zur 
weitern Ausarbeitung zurücdmweifen und muß alsdann den 
Ausfhug mit 2 bis 4 Mitgliedern vermehren. 

$. 10. 

Die Berathung über den in der Kammer gehaltenen Vor— 
trag eines Ausfchuffes kann erft 3 Tage nad dem Vortrag 
beginnen 9. Während diefer Zeit haben die Mitglieder, 
welche hierüber reden wollen, fich bei dem Sefretariat ein— 
zufchreiben und es dabei zu bemerfen, ob fie für oder gegen, 
oder nur aber den Antrag fprechen wollen. 


5) Die Ausſchüſſe wählen jest gewöhnlich Eeinen Sefretär mehr, 
da fie feine Protofolle zu führen und die Referenten felbft die 
Vorträge zu entwerfen pflegen. r 

6) In dringenden Fällen uud gegen das Ende des Landtags find 
bisher die dreitägigen Sriften nicht beobachtet worden, außer 
wenn ein Mitglied ausdrüdlich darauf beitand und auf die Ge: 
fchäfte - Ordnung provocirte, 
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6.4. 

Der Präfident ruft die Redner auf, nach der Reihe ihrer 
Site und jo, daß fie zuerft über den Antrag, fodann ab 
wechfelnd für nnd wider reden. 

Der Präfident verweift diejenigen zur Ordnung, die fich 
etwa Perjönlichkeiten, unpaffende und beleidigende Aus— 
drücfe erlauben, oder von dem Berathungs-Gegenftand ab- 
weichen. Befolgt ein Nedner nicht diefe Verweiſung zur 
Ordnung, fo fchließt der Präfident die Sitzung alsbald 
und die Kammer darf in der nähften Sitzung Mißbilli- 
gung, im Wiederholungsfall zeitliche oder gänzlihe Aus: 
fehliegung aus diefer Stände-Verfammlung erkennen. 

$. 12. 

Nach Beendigung der Neden der eingefchriebenen Mit: 
glieder dürfen alle Mitglieder, nach der Reihe der Sitze, 
noch) Bemerfungen vortragen, auch die Referenten und Un- 
fere Kommiffäre noch einmal reden ”). Hierauf ift die Er- 
örterung gefchloffen und die Abftimmung über die vorge— 
legten Fragen wird auf 3 Tage vertagt °). 

$. 13. 

Der Präftdent entwirft über die abzuftimmenden Ge- 
genftände die Fragen alfo, daß die Abjtimmungen mit Ta 
oder Nein erfolgen fönnen und den ganzen Öegenftand mit den 
etwa berathenen Moviftfationen erfchöpfen , welche le&tere 
bei den von Uns ausgehenden Anträgen nur ale Wünfche 
der Stände vorgetragen werden fünnen. 

$. 14. 

Zu einem gültigen Bejchluffe gehört in der erften Kam: 
mer die Abftimmung von wenigfteng */, derjenigen Mitglie- 
der, welche einberufen werden mußten und hätten erfchei- 
nen fönnen, in der zweiten Kammer die Abftimmung von 








7) Es wäre gewiß gut, wenn diefer $., und namentlich die Worte 
„noc’ und „einmal”, gehörig buchftäblich befolgt würden, in 
der Praris hat man bedeutende Ausdehnungen zur Regel werden 
laffen. 

8) Die Bemerkung in der Note 6) gilt hier ebenfalls. 


Ni 
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wenigitens 27 Mitgliedern und in beiden Kammern Stim- 
men : Mebhrbeit. 

Bei Stimmen- Gleichheit enticheidet der Antrag der Re- 
gierung, bei andern Gegenjtänden die Meinung für das 
Bejtehende und bei Befchwerden gegen öffentliche Behörden 
oder Einzelne, die dieſen günftigere Anficht. 

$. 15. 

Wenn eine Kammer nicht auf die Art befegt ift, welche 
nach dem vorhergehenden $. zur Fafjung gültiger Befchlüffe 
erfordert wird, fo wird die unvolljtändig befegte Kammer 
als einwilligend in die Befchlüffe der vollſtaͤndig beſetzten 
angejehen. 

Die Abftimmung geihieht ohne alle weitere Erörterung 
und in Abmwefenheit der Mitglieder des Geheimen Mini: 
fteriums und Unſerer Kommiſſaͤre. Jedes Mitglied ftimmt, 
aufgerufen nach der Reihe der Eike, durch Sa oder Nein, 
zuleßt die Sefretäre, der zweite und der erfte Präfident. 
Die Sefretäre bemerfen das Refultat der Abftimmung und 
der Praͤſident fpricht am Ende den Beſchluß der Kammer 
aus. 

$. 16. 

Die Kammern haben, außer den befonders ausgenom— 
menen Fällen, feine Berathungen mit einander zu pflegen, 
ſondern nur ihre gefaßte Beſchluͤſſe ſich gegenſeitig mit— 
zutheilen. 

64417: 

Alle Beihlüffe der einen Kammer müffen der andern zu 
gleichmäßiger Berathung mitgetheilt werden, wenn fie nicht 
ſolche Gegenſtaͤnde betreffen, worüber verfafjungsmäßig ein 
Beihluß der einen Kammer, unabhängig von dem der an— 
dern, zur Wirffamfeit gelangen kann. 

$. 18. 

Wenn die eine Kammer der andern in Hinficht auf 
eine Petition oder Befchwerdeführung nicht beiftimmen follte, 
jo bleibt es der Iegtern unbenommen, die höchite Regie: 
tung von der beabfichtigten Petition oder Befchwerdefüh- 


a 
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rung im Wege der gewöhnlichen Mittheilung mit dem Bes 
merfen in Kenntniß zu feßen, daß diefelbe der andern 
Kammer, welche aber ihre Zuftimmung verfagt habe, mit- 
getheilt worden fey 9). Abtheil. IV. Kap.7 8. 25). 
$. 19. 
Die Mittheilungen beider Kammern unter fidh geſche— 


ben durch Schreiben, unterzeichnet von dem Präfidenten 
und den Gefretären. 


9) Schon auf dem erften Randtage fand fich die erfte Kammer der 
Landftände veranlaßt, das Großherzogliche Geheime Staats— 
Minifterium auf die, wie fie glaubte, verfaffungswidrige Form 
(Form fürmlicher Adreffen), in welcher die zweite Kammer ihre 
einfeitige Petitionen zur Kenntniß der Großherzogl. Staats: 
Regierung brachte, aufmerffam zu machen, Auf dem Landtage 
von 182°/, ward diefer Gegenftand von der erſten Kammer von 
neuem in Anregung gebracht und darauf von dem Staats - Mi: 
nifterium am 14. Mai 1827 erwiedert, daß die Verfchiedenheit, 
welche in Form und Courtoifie zwifchen den an die Staats-Re— 
gierung mitgetheilten einfeitigen Petitionen der erften und zwei: 
ten Kammer bisher flattgefunden habe, der Staats: Regierung 
nicht zn einer verfchiedenartigen Behandlung derfelben Veran— 
laffung geworden fey, was allerdings mit dem Sinne und Geift 
der DVerfaffung durchaus nicht zu vereinigen feyn würde. Alle 
einfeitige Petitionen würden von der Staats: Regierung nur 
ald eine Mittheilung von renseignements betrachtet, welchen 
diejenige Behandlung zu Theil werde, welchen die Natur des 
Gegenftandes, auf welchen fie fich bezögen, erfordere. Auf 
Feine derfelben werde eine Entfchließung des Großherzogs in 
dem Landtags - Abfchied gegeben und es erfolge darauf über— 
haupt Feine Entfchließung an die mittheilende Kammer, welcher 
vielmehr überlaffen bleibe, aus demjenigen, was in Anfehung 
des Gegenftandes der Mittheilung gefchehe, die Folge zu ent— 
nehmen, welche der gemachten Mittheilung gegeben worden fey. 
Deshalb habe die Form der Mittheilung wicht diejenige Bez 
deutung, welche ihr beigelegt werde und es bleibe deßhalb der 
erftien Kammer überlaffen, in Zukunft die von der zweiten Kam— 
mer gebrauchte Form ebenfalls zu beobachten, oder die feithes 
rige Form gewöhnlicher Kommnnifationen an das Geheime 
Staats: Minifterium, beizubehalten. 
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$. 20. 

Die gemeinfchaftlichen Befchlüffe der Kammern werden 
von dem Prafidenten und den Sefretären beider Kammern 
unterfchrieben und dem Großherzog, oder dem von Ihm 
dazu ernannten Kommiſſaͤr, durch eine gemeinfchaftliche 
Deputation überreicht. Außerdem fönnen Deputationen an 
den Großherzog nur nach eingeholter Erlaubniß ftattfinden. 

5. 28, 

Die Stände haben mit feiner Behörde, außer dem ge— 
heimen Miniftertum und Unfern Kommiffären, in Benehmen 
zu treten. 

Die Kammern haben ihre Berhandlungen, in fo ferne 
fie ſich nicht über vertrauliche Eröffnungen der Regierung 
oder der andern Kammer, oder an folche erfirefen, durch 
den Druck befannt zu macheır. 

6: 22. 

Unter derjelben Borausfegung haben fie auch das Recht, 
eine bejtimmte Anzahl von Zuhoͤrern, nach den darüber 
bejtehenden oder Finftig zu treffenden reglementarifchen Be; 
fimmungen zuzulafjen '). 


Achtes Kapitel. 


Großherzogthbümer Medlenburg :- Schwerin und 
Mecklenburg» Strelig. 


Die auf dem Landtage zu proponirende capita; Form 
der Landtags» Propofition; Form der auf diefelbe abzuge- 


10) In der degfallfigen Adreffe in den Verhandlungen des erften 
Landtags ift das Nähere in diefer Hinficht beftimmt, dahin 
gehört: daß Feine Trauenzimmer zugelaffen werden, daß es den 
Zuhörern unterfagt if, die Verhandlungen niederzufchreiben ıc. 

In der erften Kammer werden Feine Zuhörer zugelaffen. 

Abſtimmungen gefchehen in der Regel in geheimer Situng, 
unbedeutende Sachen und minderwichtige Incidentpunkte aus— 
genommen, 


I, Bd. 31 
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benden ritter - und Iandfchaftlichen Antworten; mündliche 
Anz und Vorträge zwifchen den landesherrlichen Kommiſ— 
farien und den Deputirten der Nitter- und Landſchaft. 


Der Mecienburgifche Erbvergleich enthält hierüber Nach— 

ftehendes ): 
ee 

Die auf dem Landtage zu proponirende Capita follen 
im Ausfchreiben vier Wochen vor dem Landtage Fund ges 
macht werden. 

u... 2 

Die Landtags» Propofition wollen Wir auf einmal an 
den gewöhnlichen Orten, nämlich zu Sternberg auf dem 
Sudenberg außerhalb der Stadt, und zu Maldin auf dem 
Rathhauſe gefchehen, auch fofort nach der Publifation fchrift- 
lich, mit unſerm dazu eigentlich gegebenen Landtags» Kanz- 
fei-Snfiegel, und unter Unfrer, dazu bevollmächtigten Kom- 
miffarien Unterfohrift, an Ritters und Landfchaft hinaus 
geben lafjen. 
ae 

In Anfehung der auf die Propofition abzugebenden 
ritter= und landichaftlichen Antwort bleibt e8 in der Re— 
gul bei dem von Altersher gewöhnlichen dritten Tag. Jedoch 
wollen Wir bei erheblichen Hinderniffen, nad Befinden, 
eine weitere Frift nicht verfagen. 

§. 4. 

Dieſe Antwort ſoll ebenfalls ſchriftlich abgeſtattet und 
zu mehrerer Foͤrmlichkeit und Beglaubigung von dem aͤlte— 
ſten anmwefenden Land-Rath und dem Deputirten der Stadt 
Roſtock, in deffen Abwefenheit aber, jedoch ohne fonftige 
Konfequenz, von. dem erften anmefenden VBorder- Städ- 
tifchen Burgermeifter, eigenhändig unterfchrieben werden. 
Se} 

- Dafern nun nach den, darauf in Unferm Namen von 
Unfern bevollmächtigten Kommiffarien ergebenden fchriftliz 


1) Mecklenburg. Erbvergleich von 1755, 9. 154—158, 160, 
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hen NRefolutionen, etwas zu erörtern übrig bleiben follte; 
fo fol folhes zwar fchriftlich gefchehen, jedoch, daß zu 
Erleichterung der Vereinbarung, durch mündliche An- und 
Verträge zwifchen Unfern Kommiffarien und den Deputir- 
ten der Ritter- und Landichaft, gehandelt werde. Da denn 
fo fange über die in Erörter.ing ftehende Materieen gehan- 
beit werden foll, bis die Landtags» Sachen überhaupt zur 
Reife eines fürmlichen, in Unferm Namen zu publicirenden, 
und darauf, wie obgedacht, in beglaubigter Form fchrift- 
ih an Ritter- und Landfchaft auszuantwortenden Land: 
tags. Schluffes gediehen. 
Bi 

Anlangend die etwanigen Landes: Gebrechen, Befchwer: 
den oder Angelegenheiten, jo follen folche nach der Antwort 
auf die Fandtags: Propofition von Ritter- und Landfchaft, 
mittelft eines, nach der obigen ad capita proposita veft- 
gefegten Förmlichfeit und Beglaubigung, zu unterfchreiben- 
den Memorials, übergeben werden ?). 


Neuntes Kapitel. 
Großherzogthum Sahien-Weimar- Eifenad. 


Gefchäfte des Land - Marfhalls und feiner Gehülfen ; 
Dbliegenheiten des Sekretaͤrs; Anzahl der Mitglieder zur 
Haltung einer Sisung; Abſtimmungen; Wirfung der Ku— 
riat= oder Provinzialſtimme; Mittheilung der Propofitio- 
nen; Ausſchuͤſſe; Form der Uebergebung der Befchlüffe der 


2) Was die Berichte, Gutachten und Vorſtellungen der Land— 
Räthe anlangt, fo ift die diesfalls enthaltene Vorſchrift in der 
vierten Abtheilung in dem die Mecktenburgifchen Lande betref: 
fenden Kapitel unter IT. (von den Landräthen und Laud: Mar: 
ſchällen) enthalten. Die Vorſchrift hinfichtlich der Worftellungen, 

‚ Berichte und Memoriatien des engern Ausfchuffes ift in dem 
ad I. bemerkten Kapitel unter III. zu erfehen. 
31” 
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Stände; Beftimmung über die Oeffentlichkeit der Sitzungen 
des Landtags. 


Das Großherzogl. Sachſen-Weimariſche Grundgefeg 

beftimmt hierüber Folgendes );: 
Sr 4 

Der Land-Marſchall hat nicht nur den Vorfig, fondern 
in der Negel auch den Bortrag bei den Landtageı. 

Kur in Berhinderungs - Fällen geht die perfönliche Lei— 
tung des Ganzen auf den erften, und, wenn dieſer verhin— 
dert jeyn follte, auf den zweiten Gehuͤlfen über. 

Außerdem kann in landftändifchen Angelegenheiten, ſo— 
wohl während des Landtags, als außer dem Landtage, 
der Land - Marfchall nie für fih allein, fondern nur mit 
Zuftimmung der Gehülfen handeln; auch find die bei dem 
2orftande außer den Landtagen nothwendig werdende Um- 
laufe und andere Ausfertigungen von dem Kand-Marfchall 
und feinen Gehülfen zu zeichnen. Die BVollziehung aber 
folgt von dem erftern allein. 

BE 

Zur Führung des Protokolls und zur Abfaffung von 
Shriften auf dem Landtage, ingleichen zu den Ausferti— 
gungen in landftändifchen Angelegenheiten außer dem Land» 
tage unter Leitung des Vorftandes, ermwählen fi) die Ab- 
geordneten einen Syndikus. Die Wahl ift dem Fürften 
anzuzeigen. 

Br s 

Der Landtag kann feine Sitzung ) halten, wenn nicht 

wenigftens ein und zwanzig Abgeordnete, und unter diefen 


1) Großherzogl. Sachfen : Weimarifches Grundgejes vom 5. May 
1816. $$. 63 zum Theil, 71, 80, 81—87, 88 zum Theil, 89 
bie 95. Siehe Konftitutionen der europäifchen Staaten Theil I. 
©. 331. Großherzogl. Sadhfen: Weimarifhes Regierungsblatt 
vom 5%. 1821, 

2) Die Eitungen find nicht Öffentlich; fiehe die diefem Kapitel 
angehängte Verordnung vom 27. Dechr. 1821, 
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wenigftens zwei aus verfchiedenen Ständen eines jeden 
Kreifes, zugegen find. Ein Befchluß, der mit Bernachläfi- 
gung diefes Satzes gefaßt wird, it ungültig. 

s. 4 

Kommt es zur Abftimmung, fo flimmt der Land-Mars 
Thal zuerft und nad ihm die übrigen Abgeordneten, das 
erftemal von der rechten zur Linfen, das zweitemal von 
der linfen zur rechten Hand u. f. w. 

"0 

Alle Befhlüffe werden nach der abfoluten Mehrheit der 
Stimmen gefaßt, der Land-Marfhall hat Feine entjchei- 
dende Stimme (votum decistvum); vielmehr ift, wenn 
Gleichheit der Stimmen eintritt, die Sache noch einmal in 
voller Sitzung zum Vortrag zu bringen. 

Wird auch in diefer Sigung die Gleichheit der Stim— 
men nicht gehoben, fo find die beiderfeitigen Meinungen 
dem Landesfürften zur Entjcheidung vorzutragen. 

$. 6. 

Die Abjtimmungen gefchehen einzeln, nie nach Ständen, 
Kreifen oder Bezirken. Sedoch bleibt es den Abgeordneten 
eines Standes oder Kreifes vorbehalten, wenn fie ihren 
Stand, oder ihren Kreis durch den Befchluß der Mehrheit 
für befchwert erachten, fich über eine Stimme (votum se- 
paratum) zu vereinigen und ſolches zum Protofoll zu 
geben. 

Sr % 

Eine folche Kuriat- oder Brovinzialftimme bat die Kraft, 
daß fie die Ausführung des, von der Mehrheit aefaßten 
Beichluffes aufhält, in die von dem Landtage an den Fan: 
desfürften ergebende Erklärung, neben dem Befchluß der 
Mehrheit, aufgenommen werden muß, und nebit diefem 
der Entfoheidung des Fürften zu unterwerfen ift. 

$. 8, 

Damit eine Separatitimme diefe Kraft erlangen möge, 
ift Einftimmigfeit aller Abgeordneten aus dem Stande oder 
dem Kreife, welcher dadurch verwahrt werden fol, erfors 
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derlih. Nur die entgegengefekte Meinung des Land-Mar- 
[haus kann die Bildung einer Kuriat- oder Provinzialftimme 
für den Stand oder den Kreis nicht hindern, aus welchem 
der Land-Marfchall als Abgeordneter hervorgegangen ift. 

. 9 

Wenn die Abfaffung einer Kuriat= oder. Provinzials 
fiimme einige Zeit erfodert, jo fönnen diejenigen Abgeord- 
neten, welche folche wünfchen, den Antrag madyen, daß 
ihnen Zeit vergönnt werde, fich zu befprechen und über ihre 
Erflärung zu vereinigen. Der Borftand bejtimmt ihnen 
hiezu eine Frift von zwei bis drei Tagen, welche fie, bei 
Berluft des Rechts auf die begehrte Kuriat= oder Provin- 
zialftimme, einhalten müffen. 

$. 10, | 

Außer dem Fall einer Kuriat- oder Provinzialftimme 
fann ein Befhluß des Landtags weder durch Proteftation, 
noch durch Berufung auf höchfte Entfcheidung, noch auf 
andre Weife gehindert werden, vielmehr wird jeder Ber: 
fuch diefer Art ſchon im Voraus für gefegwidrig und un- 
gültig erflärt. 

Die Minderheit muß fih, jenen Fall ausgenommen, 
unbedingt unterwerfen, wiewohl jedem Abgeordneten das 
Recht zufteht, feine Meinung auszuführen und entweder 
n dem Protokoll niederfchreiben zu laffen, oder in einem 
eignen Auffage zu den Akten zu bringen. 

6: 31; 

Der Landesfürft Iäßt dem Landtage feine Anträge (Pro— 
pofitionen) fohriftlich mittheilen, entweder auf einmal oder 
nach und nad. 

$. 12. 

Wenn der Land - Marfchall über einen wichtigen Gegen: 
ftand, welcher nicht fchon in den fürftlichen Anträgen ent- 
halten ift, Vortrag thun will, fo zeigt er feine Abficht der 
Berfammlung an und beftiimmt dazu einen gewiffen Tag. 

$. 13. 

Sedem Abgeordneten fteht es frei (Abtheil. IV. Kapit.9. 
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$. 12.), Anträge an die Berfammlung zu bringen, wenn 
folches der Verſammlung vorber angezeigt worden ift. Auf 
eine folche Anzeige bat der Land- Marfchall ebenfalls einen 
gewiſſen Tag zu dem Bortrage fejizufegen. 

$. 14. 

Wo die Verfammlung es dienlich findet, koͤnnen Aus— 
fhüffe zur Bearbeitung einzelner Gegenftände, zur Anitel- 
fung von Unterfuchungen, zur Abgebung von Gutachten, 
zur Abfaffung von Schriften, niedergefegt werden. 

a Er 

Solche Ausfchäffe beftehen aus drei oder fünf Perſonen. 
Der Land-Marfhall ernennt ein Mitalied, welches den 
Borfig führt, die übrigen wählt die Verfammlung, ohne 
befondere Rücficht auf Stand und Provinz. 

$. 16. 

Sn der Sisung des Ausschuffes führt ein Mitglied des— 
felben das Protofoll. Die Beichlüffe werden nah Mehr: 
beit der Stimmen gefaßt, und fommen weiter zum mind- 
lichen oder fipriftlichen Bortrage bei dem Landtage. Bei 
den Erörterungen darüber hat jedes Mitglied des Aus: 
fhufles wieder feine Stimme als Mitglied des Landtags 
überhaupt, | 

6.187: 

Die Beihlüffe der Stände werden in Schriften über 
einzelne, oder über mehrere Gegenftände zufammen dem 
Landesfürften übergeben. In der Ausfertigung find folche 
Schriften: „unterthänigite Erflärungsschrift,‘‘ zu uͤberſchrei— 
ben, und unter dem Kolleftivnamen: „die getreuen Land— 
flände des Großherzoatbums Sacdien - Weimar : Eifenacdh,”’ 
von dem Pandmarfchall zu unterzeichnen. Der Landesfürft 
läßt feine Befchlüffe hierauf ebenfalls fchriftlih „an den 
Landtag’ gelangen, worauf dann die verfammelten Abge- 
ordneten nach Befinden weiter antworten fünnen. 

$. 18. 

Die Verhandlung fchließt ein Laudtagsabfchied, mit 

welchem die Berfammlung von dem Fürften entlaffen wird 
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Hierher gehört auch noch Folgende Berordnung von 
27. December 1821. 

Karl Auguft v. G. ©. Großherzog ꝛc. 

Aus der Erflärungsfhrift vom 20. Dechr, ift Uns vor: 
getragen worden, daß der getreue Landtag zwar den ſo— 
fortigen Druc feiner Berhandlungen, aber nicht die Deffent- 
lichkeit feiner Sitzungen, für rathſam erachtet hat. 

Wir genehmigen hierauf 1) den Antrag, welcher über 
jenen Drud und über defjen Verbreitung im Lande gefche- 
ben ift und laſſen 2) auch den gegen die Deffentlichfeit der 
Sigungen aufgeftellten Gründen volle Gerechtigkeit wider: 
fahren, indem Wir folhe als Gründe annehmen, welche 
in dem Großherzogthbum noch zur Zeit von einiger Erheb— 
lichkeit feyn möchten. Es werden jedoch diefe Gründe im— 
mer fhwächer und fhwächer werden, je mehr man fih an 
Repraͤſentativ-Verfaſſungen gewöhnt, je mehr Theilnahme 
Unfere Untertbanen an dem Wejentlichen derjelben gewin— 
nen, je fefter endlich die Ueberzeugung begründet wird, 
daß jedem zum Landtage Ermwählten nicht nur durch den 
$. 68 des Grundgefeges ) vom 5. May 1816, fondern 
auch durch den Zweck, welchen Wir bei Vollziehug dieſes 
Gefetes vor Augen hatten und ernftlich wollten, Freiheit 
des Urtheils und der Rede in derjenigen Ausdehnung ges 
fihert fei, im welcher fie überhaupt vernünftigermweife be- 
gehrt und gefeglich zugefianden werden kann ꝛc. 


Zehntes Rapitel. 
Herzogthum Braunfhweig: Wolfenbüttel. 
Faffung der Befchlüffe nach abfoluter Mehrheit der 


Stimmen; Haltung der Sibungen der beiden Sektionen 
zu verfchiedener Zeit; Verrichtungen des Präfidenten; ebenfo 


3) Vierte Abtheilung in dem von Sachfen: Weimar handelnden 
Kapitel, 
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des Vice-Praͤſidenten; Gejchäfte des Land» Syndifus und 
Sefretärs; ſonſtige Officianten; Abftimmung darüber, ob 
ein Antrag zur Beratbung geeignet iſt; Reden; Zeit der 
Abftimmungz Form derjelben; Stimmenmehrheit; Mitthei- 
lungen der Seftionen unter ſich; Zufammentretung beider 
Sektionen; Beobadhtung der Ordnung bei den Berathun- 
gen; Zufammentreten des Fürfil. Geheimen Raths-Kolle— 
giums und einer ftändifchen Deputation; Prüfung der An— 
träge des Landesherrn ıc. durch Kommiſſionen; Geheimhal⸗ 
tung der Verhandlungen. 


Hierüber enthält die Herzogl. Braunfchweig. erneuterte 

Landichafts- Drödnung folgende Beftimmungen 9: 
e % 

Sede Sektion bildet für fih eine befondere Berfamm: 
lung, in welcher und bei deren Berathfchlagung feine Ab- 
theilung, noch Unterjchied der Mitglieder und eben fo wenig 
eine gemiffe Ordnung in Anſehung des einzunehmenden 
Siges und der Abſtimmung ftattfindet, fondern uber alle 
zur Ueberlegung und Entjheidung kommende Angelegen- 
heiten nach abfoluter Mehrheit der Stimmen ein Beſchluß 
gefaßt wird. (Abtheil. IV. Kay. 10. 6. 5.) 

5 

Die Sigungen der beiden Sektionen der Landfchaft wer- 
den nicht zu gleicher Zeit gehalten, damit der Land- Syn- 
dikus in beiden Sektionen anmejend feyn koͤnne. 

6 & 

Das Amt und die Verrichtungen des Präfidenten jeder 
Sektion beftehen hauptfächlich und im Allgemeinen in der 
Leitung der Gefchäfte der Verfammlung und in der Auf: 
rechthaltung der Ordnung bei den Verhandlungen derfelben, 

Der PBräfident hat daher infonderheit: 





1) Ernenerte Landfchafts: Ordnung vom 35. April 1820. $. 48, 47 
zum Theil, 50— 70, 72— 77, Siehe Konftit, der europäiſchen 
Staaten. Th, IV. S. 117. 
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1) die Sigungen der Seftionen zu beſtimmen, zu eröff- 
nen und zu fchließen; 

2) über die Beobachtung der Vorfchriften und der Ord- 
nung bei den Berathfchlagungen und Abftimmungen 
zu halten; 

3) bei den Verhandlungen alles, was dem Zwecke und 
dem Anftande zuwider ift, fo wie alle perfönliche Anz 
züglichfeiten, zu entfernen und zu rügen; 

4) die von der Verfammlung zu entfcheidenden Fragen 
aufzuftellen und vorzutragen; und 

5) die Stimmen darüber fammeln und nad der Mehr: 
heit derjelben die Befchlüffe faffen zu laffen und aus: 
zufprechen. 

§. 4. 


Der Vicepräfident kann alle oder einen Theil der Funk— 
tionen des Präfidenten verfehen, wenn fie ihm von Ießte- 
rem übertragen werden, in deffen Abwefenheit aber ftehen 
fie ihm vermöge feines Amtes zu. 


F. 5. 

Der Land-Syndikus, oder in deſſen Abweſenheit der 
Sekretaͤr, hat in den Sitzungen das Protokoll zu fuͤhren, 
die abgegebenen Stimmen zu zaͤhlen und nach der Mehrheit 
derſelben die Beſchluͤſſe zu faſſen und niederzuſchreiben, 
ferner alle, Namens der verſammelten Sektion, abzufaſ— 
ſende Aufſaͤtze und Erlaſſe zu entwerfen und auszufertigen. 


9: Bi 

Für die Schreiberei und Negiftratur werden bei jeder 
Sektion von dem Präfidenten die für die Zeit der ſtaͤndi— 
ſchen Verfammlung nöthigen Dfficianten angenommen und 
zur Verſchwiegenheit und gehörigen Verrichtung ihrer Dienft- 
gefehäfte eidlich verpflichtet und angewiefen, auch) wegen 
deren Remuneration von demfelben bei dem Steuerfollegio 
angemefjene Anträge gemacht, worauf daffelbe wegen Ver—⸗ 
willigung der dazu erforderlichen Geldfummen das Nöthige 
zu veranlafjen und zu beforgen hat. 
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Su Te 

Die Situngen der ftändifchen Sektionen werden zu der 
von dem Präfidenten bejtimmten Zeit eröffnet, und wird 
über die jedesmalige Vorfrage, ob ein Antrag in Berathung 
zu nehmen fei, geſtimmt, jowie mit den berathenden Ver—⸗ 
bandlungen der Anfang gemacht, fobald ein Drittheil der 
die Sektion bildenden Mitglieder fi dazu eingefunden bat. 
Zu den Abftimmungen wegen der zu faffenden Befchlüffe 
fann aber nicht eher gefchritten werden, als bis die Hälfte 
derjelben verfammelt ift. 

Unter den Anmwefenden nehmen nur der Präfident und 
der Land » Syndifus oder Sekretär in der Mitte der Ber: 
fammlung einen befondern Plag ein. (Abtheil. IV. Kap. 
10. $. 6.) 

$. & 

Die von Seiten der Landesherrfchaft an die Stände zu 
machenden Proyofitionen und Mittheilungen werden den 
gefammten Ständen eröffnet und, wenn felbige eingegan- 
gen find, vor allen andern Gegenftänden der landichaftli- 
chen Verhandlungen von dem Präfidenten der Sektion in 
der nächften Sitzung nochmals zur Kenntniß der Mitglieder 
derfelben, und ohne daß über die im folgenden $. erwähnte 
Borfrage geftimmt wird, in den folgenden Zufammenfünf; 
ten nach und nach zur Berathung der Sektion gebracht. 

$. 9. 

Nicht allein der Präfident, fondern auch jedes Mitglied 
der Berfammlung ift befugt (Abtheil. IV. Kap. 10. $. 11.), 
über Gegenftände, welche der Landesherrichaft zur Berüdfichti- 
gung zu empfehlen, Anträge zu machen, jedoch muß jeder 
gethbane Antrag zusörderjt durch die Stimmenmehrheit der 
anmefenden Mitglieder als zur Berathung geeignet erklärt, 
auch zugleich beftimmt werden, ob die Angelegenheit einer 
Kommiffion zur vorgängigen Prüfung und Berichteerftat- 
tung zu übergeben fei, und, wenn folches geſchehen, kann 
derjenige, von welchem der Antrag herrührt, einen Tag 
zur Deliberation und Abftimmung darüber vorfchlagen, an 
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welchem die Sache alsdann mit Genehmigung des Präji- 
denten verhandelt wird. 
$. 10. 

Mer den Antrag zu einem an die Regierung gelangen: 
den Befchluß machen will, muß felbigen fchriftlich abfaſſen 
und zur Einruͤckung in das Protokoll vorlegen, worauf er 
denfelben vor der Berathfcehlagung darüber näher zu ent: 
wiceln und mit Gründen zu unterftügen hat. 

$. 11. 

Diejenigen, welche für oder wider einen gemachten An— 
trag zu reden wünfchen, haben fih, indem fie von ihren 
Sitzen aufftehen, deshalb an den Präfidenten zu wenden, 
der ihnen in der Drdnung, wie er ihre Anrede vernommen, 
das Wort zu geben bat. Es ficht auch jedem anweſenden 
Landitande frei, über gefchehene Anträge Beränderungen 
vorzufchlagen, über welche ebenfo, wie über die Anträge 
ſelbſt, geftimmt wird. 

$. 12. 

Bei jedem zur Berathbung gelangten Antrage muß er— 
ftere der Abftimmung vorangehen, und hängt es von der 
Beftimmung der Verfammlung ab, ob nach Beſchaffenheit 
der Sache, darüber fogleich, oder in einer andern Sitzung 
geftimmt werden foll. 

$. 13. 

Bei den Berathſchlagungen fann jedes anmwefende Mit- 
olied der Stände feine Meinung vortragen und entwiceln, 
darf jedoch in derfelben Eikung nur einmal über die zur 
Entfcheidung ftehende Frage reden, es jei denn, daß eine 
unrichtig verftandene Aeußerung defjelben einer furzen Er- 
länterung bedürfte. 

Auch dürfen diefe Vorträge blos mündlich gehalten wer; 
den und nur die Sandesherrlihen KRommiffarien und die, 
Namens der ftändifchen Kommiffionen auftretenden Refe— 
renten, die ihrigen in fchriftliche Auffäge bringen und ab- 
leſen. | 

Nach beendigter Berathung fodert der Präfident die 
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gegenwärtigen Mitglieder nad) der Reihe, wie fie zufillig 
fißen, auf, ihre Stimmen abzugeben. 
$. 14. 

Um aber bie vorliegenden Anträge zur Entſcheidung zu 
bringen, Fleidet der VPräfident die Gegenjtände derielben in 
deutlich beftimmte Fragen ein, worüber mit Sa oder Nein 
laut gefiimmt wird. Sollten über die aufgeftellten Fragen 
Erinnerungen gemacht werden, jo wird über Die vorge— 
fchlagenen Abänderungen geftimmt und entfcheidet die ganze 
Berfammlung über die Abfaffung der Fragen. 

$. 15. 

Die abgegebenen Stimmen werden von dem Land-Syırs 
difus oder Sefretär namentlich bemerft und der auf ge: 
fchehene Zählung nad ihrer Mehrheit gefaßte Beſchluß 
wird hierauf der Berfanimlung fofort eröffnet. 

$. 16. 

Ergiebt fih aus der vorgenommenen Sammlung der 
Stimmen eine Gleichheit derjelben, fo wird die Sache in 
einer folgenden Sigung nochmals in Umfrage gebracht. Und 
bleiben fich die Abſtimmungen auch alsdaun gleich, fo wird 
diejenige Meinung, welder der Präjident beigetreten ift, 
als der Befchluß der verjammelten Sektion angefeben. 

5.1, 

Bon dem fejtgeflellten Grundfaß, daß zur Faffung eines 
DBefchluffes über die verhandelten Gegenitäinde nur die ab- 
folute Stimmenmehrheit der anmwefenden Mitglieder erfodert 
werde, tritt allein eine Abweichung ein, wenn ftändifcher 
Seits ein Antrag an den Landesherrn gemacht werden foll, 
welcher eine weſentliche Abänderung der bisherigen Landes— 
oder Steuerverfaffung enthält, Im einem ſolchen Falle 
müffen wenigftens zwei Drittheile der Verfammlung dem 
vorgefchlagenen Antrage beijtimmen, um als güftig befchlof- 
jen betrachtet werden zu fönnen. (Abtheil. IV. Kap. 10. 5 12.) 

$. 18. 

Sowohl in dem ebengedachten Falle, als wenn die 

Stimmenmehrheit entfchieden bat, kann und darf die Wir: 
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fung und Beförderung eines gefaßten Befchluffes weder 
durch Verwahrungen, noch Berufung auf die höchfte Ent: 
fheidung, noch auf andre Weife aufgehalten oder gehin- 
dert werden, fondern jedes ftändifche Mitglied muß ſich 
das Nefultat der Abjtimmung fchlechterdings gefallen laffen 
und dabei beruhigen, obwohl demfelben unbenommen bleibt, 
feine befondre Meinung fchriftlich auszuführen und zu den 
Akten zu bringen. (Abtheil. IV. Kap. 10. $. 13.) 
$. 19. 

Die über verhbandelte. Gegenftände von einer Geftion 
befchloffenen Anträge werden fofort der andern Geftion 
mitgetheilt, in welcher die vorliegende Sache alsdann einer 
Kommiffion zur vorläufigen Prüfung übergeben, und, nad) 
von derfelben darüber abgeftattetem Berichte, die Berathung 
und Abjtimmung bald thunlicht erfolgen, und nah dem 
KRefultate der legtern ein Befchlug gefaßt werden muß. Es 
fönnen auch Verbefferungen oder Veränderungen von der 
einen Seftion der andern vorgefchlagen werden, und erft, 
wenn beide Seftionen über einen Antrag völlig einverftan- 
den find, wird derfelbe von Seiten der Landſchaft mit einem 
von dem Präfidenten zu unterzeichnenden Berichte an den 
Pandesfürften überreicht, worauf die hoͤchſte Nefolution 
darüber vermittelt Reſcripts ertheilt wird, 

$. 20. 

Sollten beide Seftionen ſich über einen vorliegenden 
Gegenſtand nicht vereinigen; fo findet eine Zufammentre- 
tung von aus jeder Geftion in gleicher Anzahl zu ernen- 
nenden Kommiſſarien Statt, und wird von diefer gemifch- 
ten Kommiffion der Verfuch gemacht, ob durdy annähernde 
Borfhläge und Modifikationen eine Vereinbarung der Sef- 
tionen zu erreichen ftehe. 

Unter gleichen Umftänden kann auch ein Zufammentre- 
ten der Mitglieder beider Sektionen ftattfinden. (Abtheil. 
IV. Kay. 10. $. 14.) 

6: 
Wenn von Seiten des Landesherrn ein Erlaß oder An- 


495 


trag an die Stände gelangt ift, und beide Geftionen koͤn⸗ 
nen fich über ihre: darauf abzugebende Erflärung nit 
vereinigen, fo ift darüber Namens gefammter Landfchaft 
Bericht an die Landesherrichaft zu erftatten, in welchem das 
Kefultat der Verhandlungen jeder Sektion, mithin das 
gutaͤchtliche Dafuͤrhalten jeder derfelben, befonders aufzu- 
nehmen ift. (Abtheil. IV. Kap. 10. $. 15.) 
$. 22. 

Ueber einen Gegenftand, in Anfehung deffen eine Ber; 
einbarung beider Seftionen nicht zu Stande gebracht wor: 
den, ift ein neuer Antrag und eine weitere Deliberation 
während deffelben Landtages nicht mehr zuläffig. 

$. 23. 

Da die zu beobachtende gute Ordnung bei den Berath- 
fhlagungen es mit fi bringt, daß nicht allein alle un: 
ziemliche Aeußerungen und Perſoͤnlichkeiten, fondern aud 
unnuͤtze Weitläufigfeiten und Abfchweifungen vermieden 
werden und daß Niemand im Reden unterbrochen werde; 
fo liegt es dem Präfidenten jeder Seftion ob, darauf genau 
zu halten. Sollte fich gleichwohl Jemand durch die erhal: 
tene Zurechtweifung beeinträchtigt finden, fo kann er daruͤ— 
ber die Entiheidung der DBerfammlung verlangen, bei 
welcher er ſich alsdann aber beruhigen muß. 

$. 24. 

Würden mündliche Mittheilungen, Grörterungen und 
Berathungen zur Beförderung einer Angelegenheit oder 
eines Geſchaͤfts zwifchen Landesherrn und Ständen für zu- 
träglich gehalten, fo wird von Seiten der Landesherrfhaft 
eine Zufammentretung des fürftlichen Geheimen Rathskol— 
legiums oder anderer fürftlicher Kommiffarien mit einer 
ſtaͤndiſchen Deputation von drei bis fehs Mitgliedern ver- 
anlaßt. Auch die ftändifchen Sektionen fönnen ihrer Seits 
in dazu geeigneten Fällen darauf antragen, daß einer De- 
putation aus ihrer Mitte mündliche Aufklärung oder nähere 
Erläuterungen über landesherrliche Erfäffe durch fürftliche 
Kommiffarien ertheilt werden mögen. 
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Die Beftimmung der Perfonen und Zahl der Mitglieder 
einer folhen Deputation gefchieht von jeder Sektion felbft. 
$. 25. 

Nicht nur alle von dem Landesherrn und von einer 
Sektion an die andere erlaffene Anträge, fondern aud 
alle fonft in Erwägung fommende umfaffende Gegenftände, 
mäüfen vor ihrer Berhandlung in der ftändifchen Berfammz 
lung der vorläufigen Prüfung und Bearbeitung einer zu 
wählenden Kommiſſion von drei, fünf oder fieben Mitglie- 
dern übergeben werden. Der ernannten Rommiffion muß 
der Bormwurf der vorzubearbeitenden Sache genau beſtimmt 
werden, ed mag nun folcdher in einer vorzunehmenden Un— 
terfuchung, oder in einem abzuftattenden Gutachten, oder 
in Abfaffjung eines jchriftlichen Aufjages beftehen. 

$. 26. 

Sede folchergeftalt niedergefeste Kommiffion wählt zus 
erft unter fi) ein Mitglied, welches den Borfiß, und ein 
anderes, welches das Protokoll zu führen hat, betreibt ihre 
Gefchäfte Follegialifh und macht hiernächft, nach Beendi- 
gung ihrer Arbeit, von dem Kefultate derjelben durd eines 
ihrer Mitglieder Bortrag an die verfammelte Geftion, 
worüber fodann von der leßtern, ſowie über jeden andern 
Antrag berathichlagt und gefiimmt wird. 

5:22 

Sede Sektion kann, unter hinreichende Veranlaſſung 
dazu gebenden Umftänden, ihre Sitzung auf gewiſſe furze 
Zeit ausfegen. Aber nur von dem Landesherrn kann Die 
Bertagung des Landtags verfügt werden. Während der 
Bertagungen der Sigungen der Landſchaft, ſteht den zu 
niedergefeßten Kommiffionen nicht gehörigen Mitglieder der- 
felben frei, fi aus dem Drte zu entfernen. So lange die 
Sisungen dauern, darf fein Mitglied der Landfchaft ohne 
Urlaub feiner Seftion abreifen. (Abtheil. IV. Kap. 10. $. 17. 

$.. 28. 

Die Verhandlungen der Landftände müffen fo lange ge- 

heim gehalten werden, bis die Nefultate derfelben gefaßt 
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und zur Publifation gelangt find. Es ift auch nicht er: 
laubt, die Meinungen und vota — Mitglieder ber 
fannt zu machen. 

$. 29. 

Bor dem, von der Beſtimmung des Landesherrn abhän- 
genden Schluffe des Landtages werden die verfchiedenen 
Gegenftände und Punkte, worüber Höchftderfelbe und die 
Stände in Gefolge der während deffelben gepflogenen Uns 

— tterhandlungen fich vereinigt haben, in einen Landtagsabs 
fhied oder Receß zufammengetragen, und ift folcher nicht 
nur von dem Landesherrn und von Geiten der Stände 
von den Präfidenten und dem Land- Syndifus zu unter 
zeichnen und zu befiegeln, fondern demnädhft auch durch 
den Drud zur Öffentlihen Kunde zu bringen, worauf die 
allgemeine Landes + Verfammlung auf ähnliche Art und 
Weife, als bei der Eröffnung gefchah, feierlich gefchloffen 
wird. 





Eilftes Rapitel, 
Herzogtbum Naſſau. 


Adgefonderte Sigungen der Mitglieder der Herrenbanf 
und der Landes - Deputirten; Handhabung der innern Po: 
lizei; Deffentlichfeit der Sitzungen der Landitände; Ber: 
fhiedenheit der Meinungen der zwei Abtheilungen; Prüfung 
der Vollmacht und innere Eintheilung der Mitglieder nach 
den Erforderniffen des Geihäftsganges; Sigungs- und 
und Tagesordnung; Dbliegenheiten und Befugniffe des 
Präfidenten und der Sefretäre; Ausfhüffe und Deputatio- 

| nen; Anträge; Erörterungen; Art und Form der Abilim- 

mungen; Form und Ausfertigung der Beſchluͤſſe; öffentliche 
Sigungen; Bertagung und Auflöfung der Verfammlung; 
Amtskleidung; Koftenpunft; jährliche Erneuerung der Ge- 
ſchaͤftsordnung; Gefhäftsordnung für die Herrenbanf. 


Il. Bd. 32 
Zn. 
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Hieruͤber find in dem Patent ) wegen Einführung einer 
landftändifchen Verfaffung in dem Herzogthum Naſſau und 
in den Gefchäftsordnungen für die Landes- Deputirten- 
Berfammlung und die Mitglieder der Herrenbanf folgende 
Beftimmungen enthalten : 

ae: 7 2 

Die Landftände Unfers Herzogthbums find zufammenge- 
fegt aus Mitgliedern der Herrenbanf und Landes-Depu— 
tirten (Abtheil. Il. Kay. 11. $. 1. bis 6), welche in abge- 
fonderten Sitzungen ſich verfammeln. 

Sar:2. 

Die Handhabung der innern Polizei der Berfammlun- 
gen bleibt ihnen felbft überlaffen, nah Maasgabe einer 
Ordnung jedoh, die im Laufe der erfien Sikung zu ent: 
werfen und Uns zur Genehmigung vorzulegen tft. 

— 

Die Sitzungen der Landſtaͤnde ſind nicht oͤffentlich, doch 
koͤnnen dieſelben durch Stimmen-Mehrheit die oͤffentliche 
Bekanntmachung ihrer Verhandlungen im Ganzen und Ein— 
zelnen, mittelſt Abdruck und Vertheilung von 25 Eremplaren, 
an jedes ihrer Mitglieder verordnen. Auch ſind nach dem 
Ermeſſen der Stimmen-Mehrheit in den Verſammlungen 
ſolche Auszuͤge aus ihren Sitzungs-Protokollen durch das 
allgemeine Intelligenz-Blatt zur oͤffentlichen Kenntniß zu 
befördern 2). 

§. 4 

Die von Uns den Landſtaͤnden zum Gutachten und Bei⸗ 
ſtimmung mitzutheifenden Geſetzes-Vorſchlaͤge werden in 
jeder Abtheilung befonders disfutirt und darüber abgeftimmt; 
fo daß nur die für fich zählende Stimmenmehrheit, in jeder 
einzelnen Abtheilung die Zuftimmung der Landftände beur- 


1) Patent vom 2. Septbr. 1814. S$. 1 zum Theil, 3, 9, 2 zum 
"Theil, 8 zum Theil, Siehe Konſtitut. der europäiſchen Staa: 
ten. Ih. I. ©, 295. 

2) Später ward beftimmt, daß die Situngen der 2ten Kammer 
der Abgeordneten öffeutlich feyn ſollten. 
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kundet. Herrſchen getheilte Meinungen in beiden Abthei- 
lungen, fo wird die Bereinigung derfelben durch eine, von 
jeder Abtheilung im gleicher Anzahl zu erwählende Deputa- 
tion verfucht, welche unter den beiden Präfidenten zufam- 
mentritt. Bei nicht ftattfindender Vereinbarung behalten 
Wir Uns die Iandesherrliche Entfcheidung bevor. 
9136 

Nur die Stimmen der in einer Stimmung anweſenden 
Laͤndes-Deputirten werden gezählt; Abweſende koͤnnen ſich 
durch Andere nicht vertreten laſſen. 


J. 
Innere Polizei- und Geſchäftsordnung für die Landes— 
Deputirten-Verſammlung des Herzogthums Naſſau. 





J. Pruͤfung der Vollmacht und innere Einthei— 
lung der Mitglieder nach den Erfordernifſſen 
des Gefhäftsgangs. 

Ss“ 4 

Der erfte Zufammentritt der Landesdeputirten gefchieht 
unter dem Vorſitze des aͤlteſten Mitgliedes vom geijtlichen 
und gelehrten Stande. Der Süngite von diefen ift zu den 
Berrichtungen des Protofollführers berufen. Derfelbe kann 
fich einen Gehülfen unter den übrigen Mitgliedern erwählen. 

Bei nachfolgenden Sigungen treten der Praͤſident und 
die Sefretäre der vorigen Sitzung in ihre Funktion, bis 
fie durch eine neue Wahl und Ernennung erfeßt worden 
find. 

Eee 7 

Der Borfisende empfängt von den zur Ständeverfamm: 
lung verordneten landesherrlihen Kommifjarien die Pro: 
tofolle der Wahlverfammlungen mit ihren Beilagen. Hierauf 
vertheilen ſich die Deputirten in zwei Ausſchuͤſſe nach dem 
2008, wovon ein jeder die Gültigkeit der Wahl der Mit- 
glieder des andern zu prüfen hat. Wird gegen die Wahl 

32% 
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eines Deputirten, nad genommener Einficht jener Dokus 
mente, feine Erinnerung vorgebracht; fo ift der Bollmadjtss 
punkt dadurd erledigt, und, daß diefes gefchehen, wird in 
dem Protofoll angemerft. 

Findet ein Mitglied der Ausfchüffe Erinnerungen gegen 
die Gültigkeit der Wahl eines Deputirten zu machen, fo 
werden diefelben dem Betroffenen in voller Sitzung mitge- 
theilt, diefer mit feinen Erläuterungen gehört und über 
feine Zuläffigfeit, nachdem derfelbe aus der Berfammlung 
abgetreten ift, von den übrigen Mitgliedern durch abfolute 
Stimmenmehrheit entfchieden. 

5 

Die Präfidentenwahl gefchieht fo, daß jedes Mitglied 
drei Namen auffcehreibt und dem Vorfigenden überreicht, 
welcher fie verliest, indem der Protofollführer die Stim— 
menzahl für Seden einzeln bemerft. Diejenigen drei Mit: 
glieder der Deputirten » Berfammlung, welche die meiften 
Stimmen erhalten haben, werden Seiner Durglaudıt dem 
Herzoge zur Auswahl des von Höchfidenfelben für die 
Dauer der Eikungszeit zu ernennenden Präfidenten vorges 
ſchlagen. 


* 


$. 4. 

Das Sekretariat uͤbernehmen zwei durch ebenmaͤßige 
Stimmenmehrheit mittelſt der ſo eben erwaͤhnten ſchriftlichen 
Wahlform oder auf Vorſchlag des Präfidenten — je nach— 
dem die Verfammlung darüber fi zu Außern wuͤnſcht — 
dazu erwählten Deputirten. Sie können zur Protofolfüh- 
rung Ausfertigungsgehülfen in Anſpruch nehmen, melde 
nach ihrem, durch den Präfidenten mitgetheilten, Verlan— 
gen, aus dem Sefretariat3 -Perfonal der obern Landesbe— 
hörden durch die Iandesherrlichen Kommiffarien dazu beru- 
fen werden. £ 

S. 5 

Auf gleihe Art werden Kalfulatoren, Kopiften und 
Pedellen, nah Maaßgabe des Bedürfnifles und auf Ber: 
fangen des Präfiventen, durch die landesherrlihen Kom⸗ 
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miffarien zum Dienft der Deyutirten s Verfammlung wäh: 
rend ihrer Situngszeit befehligt. 

Die beftändige Aufficht über die Regiftratur derfelben, 
wird, nad dem Vorſchlag des Präfidenten, einem befon- 
ders dafür zu beftellenden Archivar übertragen. 


ll. Sitzungs-⸗ und Tagesordnung. 
$. 6. 

Die ordentlihen Situngen der Pandesdeputirten Ber: 
fammlung finden am Montag, Mittwoch) und Freitag einer 
jeden Woche Statt. Die Verfammlungsftunde wird jedes- 
mal den Mitgliedern, nad der Beftimmung des Präfiden- 
ten, angejagt. Wenn vierzehn Landesdeputirten mit dem 
Präfidenten und mwenigitens einer von den landesherrlichen 
Kommiffarien zugegen find, wird die Sikung eröffnet. Eine 
gleiche Anzahl von Deputirten ift zu Faffung jedes gülti- 
gen Beſchluſſes der Berfammlung erforderlich. 


rk 
Der Präfident nimmt einen beftimmten und ausgezeich- 
neten Pas ein. Ihm zunaͤchſt, zur Rechten, befinden fich 
die Site der herzoglichen Kommifjarien, zur Linfen, die 
Sefretäre der Verfammlung. Die übrigen Mitglieder neh— 
men nad Gutbefinden ihre Site ohne beftinimte Ordnung. 


——— 

Die Vorleſung des Protokolls der vorigen Sitzung iſt 
das erſte Geſchaͤft in jeder nachfolgenden. 

Hierauf folgt der Vortrag eingekommener Bittſchriften 
von dem in der Bittſchriften-Kommiſſion dazu beſtellten 
Berichtserſtatter. 

Sodann die Verhandlung über Anträge der landesherr— 
lichen Kommiffarien, wenn dergleichen von diefen gemacht 
werden, oder in zorigen Sißungen zur weiteren Erörterung 
ausgefegt worden find. 

Hierauf die Anhörung der Berichte von Ausſchuͤſſen 
der Berfammlung. 

Zuleßt die Berathung über Anträge einzelner Mitglieder 


302 


oder Ausſchuͤſſe der Verfammlung nach der Ordnung, Die 
zu ihrer Verhandlung im voraus beſtimmt iſt. 


III. Obliegenheiten und Befugniffe des Praͤſi— 
denten und der Sekretaͤre. 
$. 9. 

Der Präfident erflärt die Sikung dur Einnehmen fei- 
nes Sitzes für eröffnet. Er handhabt die Tagesordnung 
und die Freiheit der Erörterung. Ihm werden alle fchrift- 
liche Eingaben an die Deputirten - Berfammlung zugeftellt. 
Er eröffnet fie, und verfügt den Eintrag derfelben in ein 
fortlaufendes Negifter, auf deſſen Grund Die Tagesord- 
nung fich bildet. Er kann die Mitglieder der Berfammlung, . 
namentlich und mit Erinnerung an ihre obhabenden Pflich— 
ten, zu bevorftehenden Sigungen einladen laſſen. Diefelben 
find alsdann verbunden, ihr Ausbleiben durch ein Ärztliches 
Zeugniß der Unmöglichkeit des Erſcheinens zu rechtfertigen. 

Er kann, wenn die Tagesordnung feine dringende oder 
erhebliche Gegenftände darbietet, ordentliche Sitzungen aus— 
fegen, dagegen auch, wenn ed die Menge oder befondere 
Eife der Gefchäftsgegenftände erforderlich, macht, auſſeror— 
dentliche Sigungen veranlaffen. 

Er ertheilt einzelnen Mitgliedern der Berfammlung Ur: 
laub bis zur Dauer von acht Tagen. Laͤngere Urlaubsbe— 
willigungen find von der zuvor zu veranlaffenden Zuſtim— 
mung der VBerfammlung abhängig. 

$. 10. 

Der Praͤſident unterfihreibt das von der Berfammlung, 
nach gefchehener BVorlefung, genehmigte Sitzungsprotokoll 
gemeinfchaftfich mit beiden Sefretären zur Beglaubigung 
des Inhalts, Ebenſo alle fehriftliche Meittheilungen der 
Berfammlung an die Iandesherrliche Kommiffion, und im 
Namen der Derfammlung die an Seiner Herzoglichen Durch— 
laucht höchfte Perſon gerichteten unmittelbaren Addreſſen. 
Er führt die Aufficht über dag Archiv und den Archivar 
der Berfammlung. 
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$. 11. 

Der Präfident ftellt die Fragen zur Abjtimmung auf, 
und beforgt die Umfrage. Er erklärt aber nur in den 
Fällen der Abjtimmung, nad gefchehener Umfrage, feine 
Stimme zum Protofoll, wenn diefelbe zur Bildung eines 
Beſchluſſes durch Stimmenmehrheit erforderlich ift, alfo nur 
bei entjtandener Stimmengleichheit, oder wenn feine einzige 
Stimme der Minderzahl die Gleichheit verfchaffen würde, 
in welchem Fall diefelbe ebenfalls den Ausſchlag gibt. 
Ueberdieß bei allen Abftimmungen über das jährliche Fi— 
nanzgeleß, wo die Stimmen der Herrenbanf mit denen der 
Landesdeputirten - Berfammlung zufammengezählt werden. 
Die Sefretäre verzeichnen und zählen die Stimmen, ſowohl 
bei der offenen Abftimmung, al3 bei der fchriftlihen Wahl: 
form. Der Praͤſident macht den hiernady gezogenen Be: 
ſchluß der Berfammlung befannt. 

Au 92 

Der Präfident hat das Recht, für mehrere Mitglieder, 
welche zu gleicher Zeit furechen wollen, die Reihenfolge zu 
beftimmen, die Redner in ihrem Vortrage zu unterbrechen, 
und fie zur Ordnung zu rufen, alles in den weiter unten 
. näher bezeichneten Fällen. 

Ebenfo übt der Präfident, im Namen und nach den 
Beichhlüffen der Berfammlung, die Genfur derfelben gegen 
einzelne Mitglieder aus, worunter Berweife, Geld- und 
Arreftfirafen bis zum Ausftoßen aus der Verſammlung zu 
-verftehen find, Sn dem Augenblif, wo. der Praͤſident ſei— 
nen Sig verläßt, it die Sitzung aufgehoben. Sie —— 
ſowie er denſelben eingenommen hat. 

SIR 

Wenn der Präfident verhindert ift, in der Sikung zu 
erfcheinen, oder wenn derfelbe Theil an den Verhandlungen 
über vorliegende Berathungsgegenftände nehmen will, fo 
nimmt derjenige, als Stellvertreter, feinen Sig ein, wel- 
cher bei der nach $. 3. vorgenommenen Mahl unter den 
beiden Mitpräfentirten, die meiſten Stimmen in der Ver— 
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fammlung für ſich vereinigt hatte. Wenn hingegen der Prä- 
fident Urlaub zu erhalten wuͤnſcht, fo fann ihm derfelbe 
nur unmittelbar von Seiner Herzoglihen Durchlaucht er— 
theilt werden. In diefem Falle, und wenn er durch Kranf- 
heit verhindert wird, werden Seine Herzoglihe Durdlaudıt, 
auf Borfchlag der Deputirten, aus drei Erwählten, den 
Stellvertreter des Präfidenten ernennen. 


IV. Ausfhüffe und Deputationen. 


$. 14 

Die Ausfchüffe werden gewählt entweder durch abfolute 
oder relative Stimmenmehrheit, nad fchriftliher Abjtim- 
mung der Mitglieder, oder nad) dem vorausgehenden Vor: 
fchlag des Präfidenten. Die Verfammlung wird in jedem 
vorfommenden Falle gefragt, welche Ernennungsmeife ſtatt 
finden fol. 

% 15. 

Die Berfammlung fann zur vorarbeitenden Aufklärung 
ober Erörterung jedes vorfommenden Gefchäftsgegenftandes 
einen Ausjchuß ernennen. Die Anzahl der Mitglieder hängt 
von ihrer jedesmaligen Beſtimmung ab, fann jedoch nicht 
unter drei betragen. 


Die ernannten Ausfhüffe wählen fi einen Direftor 
aus ihrer Mitte, welchem die fehriftliche VBerabfaffung ihres 
Berihts an die Verfammlung obliegt. Sie verfammeln 
fi) nad) den Einladungen ihres Direftord, wann und wo 
fie e8 für gut finden. Der Direftor gibt der landesherr- 
lihen Kommiffion von Zeit und Ort der Sitzungen Nach— 
riht. Wenn drei Mitglieder des Ausfhuffes und mwenig- 
fiend einer der Sandesherrlihen Kommiffarien anmefend 
find, kann die Sikung eröffnet werden, und die Verhand- 
lung des im Ausfhuß zu bearbeitenden Gegenftandes be- 
ginnen. Den Mitgliedern der Berfammlung fteht der Zus 
tritt zu den Sitzungen der Ausſchuͤſſe offen, wenn nicht 
ausdrüdlid das Gegentheil von der Berfammlung, bei der 
Ernennung eines Ausfchuffes, befchloffen wird. 
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$. 16, 

Bei dem Anfang einer jeden Sitzung wird für die ganze 
Dauer derfelben ein Ausſchuß zur vorläufigen Prüfung al 
fer einfommenden Bittfchriften und deren Vortrag im der 
Berfammlung ernannt. An diefen werden von dem Präft: 
denten die einfommenden Bittfchriften abgegeben Die vor- 
läufige Prüfung des Inhalts berührt nachfolgende Fragen: 

Ob nah der Meinung der Mehrheit unter den Aus— 
fhußmitgliedern der Inhalt einer Bittfchrift 

1) eine gegründete Befchwerde über die unrichtige Vollzie- 
bung oder Anwendung gejeglicher Beftimmungen im 
vorliegenden Falle darſtelle? — oder 

2) die Veranlaffung zu einem Antrage, entweder auf Ab- 
Anderung beſtehender gefeglicher Beftimmungen, oder 
auf Anflage des dirigirenden Staatsminiſters, oder 
einer obern Landesbrhörde, nad) den Borfchriften des 

Berfaffungsgefeges, darbiete ? 

oder ob 
3) feines von beiden der Fall fey ? 

Der Berichteritatter des Ausfchuffes trägt den Inhalt 
einer jeden Bittfchrift, ohne diefelbe abzulefen, furz in der 
Berfammlung vor, und bemerft zugleih die Meinung des 
Ausſchuſſes, wonach entweder, im erften der vorangegebe- 
nen Fälle, die Bittfchrift an die kompetente Behörde zur 
Verfügung abgegeben, oder im zweiten, der vom Ausfchuß 
für gut gefundene Antrag gemacht, oder im dritten, zur 
Tagesordnung überzugehen vorgefchlagen wird. Wenn kei— 
nes der übrigen Mitglieder der Verfammlung etwas gegen 
die vorgefragene Meinung des Ausfchuffes erinnert, fo ift 
diefelbe als genehmigt zu betrachten. Erfolgt eine Einwen— 
dung, fo wird fofort über den Antrag des Ausfchuffes ab- 
geftimmt. Uebrigens werden alle auf folche Art erledigte 
Bittfchriften zur Einficht der Mitglieder, während der naͤch— 
fien drei Tage, an einem befonders dafuͤr bezeichneten Ort 
offen niedergelegt, damit felbige, wenn fie es für gut fin- 
den, befondere Anträge auf den Grund des Inhalts der- 
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felben bei der Verſammlung einzubringen in den Stand 
gefegt werden. 
Sek | * 

Auf aͤhnliche Art wird beim Anfang jeder Sitzung zur 
Vorbereitung des jährlichen Finanzgeſetzes die Deputirten⸗ 
Verſammlung in vier bis fuͤnf Ausſchuͤſſe vertheilt. Jedem 
Ausſchuß wird zuerſt die Bearbeitung einer beſtimmten Ab- 
theilung des Landesdienftes und demnaͤchſt eine andere der 
dafuͤr aufzubringenden Mittel übertragen. Die Berichter- 
ftatter diefer verfchtedenen Ausſchuͤſſe vereinigen fich in ei— 
nen befondern Ausfhuß zum Hauptvortrag an die Ber: 
ſammlung, zuerft über den zu bewilligenden Dienftesbedarf, 
fodann über die dafür aufzubringenden Mittel. 

Die einzelnen Ausfchüffe befchäftigen fich bei ihrer Er- 

örterung des Dienftbedarfs mit folgenden Fragen: 

1) ob die in Borfchlag gebrachten Summen, durch befte- 
hende gefetliche Borfchriften, nach Art und BRPEOG, 
gerechtferfigt erfcheinen ? — 

I) wieviel bei Bedarffummen, die in einem höheren oder 
geringeren Betrag gegriffen werden fünnen, für das 
bevorftehende Dienftjahr zu verwilligen ſey? — 

3) ob aus überwiegenden finanziellen Ruͤckſichten Att- 
träge auf Abänderung beftehender gefeglicher Vorſchrif— 
ten zu machen feyen, welche auf die Mehrung oder 
Minderung der Bedarffummen einwirken? — 

SR Sc 
Die Verfammlung Eonftitwirt ſich in allen Fällen, went 
es von einem der anwefenden Mitglieder verlangt und 
deffen Antrag durch zwei andere unterftügt wird, zu einem 
allgemeinen Ausfhuß, über deffen Unterfchied von der foͤrm— 
lichen Sitzung weiter unten das Nähere beftimmt wird. 
Zur Bildung eines allgemeinen Ausſchuſſes it die Anzahl 
von zehn anmwefenden Mitgliedern der Berfammlung 
eines von den Iandesherrlichen Kommiffarien hinreichend. 
49 
Die Deeputationen, welche von der Verſammlung an 
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Seine Durchlaucht den Herzog abgesrönet werden, bejtehen 
aus dem Präfidenten und den beiden Gefretären nebjt vier 
andern jedesmal durch das Loos noch weiter dazu bejtimm- 
ten Mitgliedern. 


V. Anträge, Abänderungen und Borfhläge zu 
neuen Gefegen. 
| $. 20. 

Den Ausfchüffen der Berfammlung und jedem einzelnen 
Mitglied derjelben fieht das Recht zu, Anträge zu machen 
-auf Befhlüffe, welche von der Berfammlung gefaßt wer: 
den können. Ein jeder folcher Antrag. wird fchriftlich, d. 
h. vollfändig mit den Worten niedergefchrieben, die, nach 
des Antragenden Abfiht, den Fünftigen Beſchluß bilden 
follen, dem Präfidenten übergeben, welcher den Eintrag in 
das Regijter der fchriftlichen Eingaben beforgt, und, nad) 
zuver angehörtem Wunfch des Antragenden, den Tag be> 
ſtimmt, an welchem über den Antrag, nach vorgängiger 
Erörterung defjelben, abgefiimmt werden fol. Diefer wird 
auf der fohriftlichen Eingabe und im Regifter bemerft, am 
vorher beftimmten Tag der Abjtimmung aber noch überdies 
jedem der anwefenden Mitglieder in der Verfammlung eine 
Abſchrift der regijirirten Eingabe, vor Eröffnung der Sir 
sung, zugeftelt. Es fieht dem Antragenden frei, den Anz 
trag ſelbſt, vor der Erörterung deſſelben, zuruͤckzunehmen. 
Diefe Abſicht muß er aber dem Präfidenten, vor Eröffnung 
der Situng, worin fein Antrag zur Verhandlung kommen 
fol, anzeigen, welcher die VBerfammlung davon, vor jeder 
andern Belpäftigung mit der Tagesordnung, in Kenntnig 
fegt. 

2 pre * 
Auf gleiche Weife werden vorzufchlagende Abänderun- 
gen durch Zufegen oder Weglaffen an eingegebenen 
Anträgen oder durch eine andere Faſſung derſelben, 
von den Mitgliedern der Verſammlung ſchriftlich dem Praͤ— 
ſidenten uͤbergeben und von demſelben damit, wie bei den 
Anträgen, verfahren. 
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02%. 

Sn unmwidhtigen, fomwie in dringenden Fällen, fann die 
Berfammlung, auf den von ihr genehmigten Vorſchlag des 
Präfidenten, über diefe Förmlichkeit hinweggehen. 

Auch ift es erlaubt, während der Erörterung eineg 
Antrags und fo lang fih die Berfammlung damit befchäf- 
tigt, muͤndlich Abänderungen in Vorſchlag zu bringen, 
welche alsdann fogleich ein Gegenftand der obfchwebenden 
Verhandlung werden. 

*588 

Alle Vorfchläge. zu neuen Geſetzen werden vollftändig 
ausgearbeitet und fchriftlich dem Präfidenten, zu Beforgung 
des Eintragens in das Negifter der Eingaben und Beſtim— 
mung der Tanescrdnung, übergeben. Wenn der Vorſchlag 
von der landesherrlihen Kommifjion mitgetheilt war; fo 
wird am beftimmten Tag fofort zur Ernennung eines Aus: 
ſchuſſes zur Berichterftattung an die Berfammlung gefchrit> 
ten. Sit derfelbe aber von einem Mitgliede der Verſamm— 
lung für fich oder für einen Ausſchuß, wovon er Beridt- 
erjtatter war, übergeben, fo ſtimmt die Berfammlung über 
die Vorfrage ab: ob der Borfchlag von ihr in Erwägung 
zu ziehen fey? 

$. 24. 

Ueber einen jeden Antrag wird dreimal, an brei ver: 
fhiedenen Tagen, in förmlicher Sisung abgeftimmt. Nur 
in dringenden Fällen und, nachdem die Berfammlung den 
desfallfigen Vorſchlag des Präfidenten genehmigt hat, fin: 
det die mehrmalige Abſtimmung über einen Gegenftand am 
nämlichen Tage ſtatt Der Antrag fann bei jeder Abitim- 
mung verworfen werden. Ueberdies muß derfelbe einmal, 
zwifchen der erften und dritten Abftimmung, zur vorläuft- 
gen Berathſchlagung im allgemeinen Ausfhuß der Ber: 
fammlung ausgefegt werden. Ueber vorgefchlagene Abän- 
derungen eines Antrags wird zuerft geftimmt. Gin dur 
Stimmenmehrheit einmal verworfener Antrag oder eine vor: 
gefhlagene Abänderung, koͤnnen im Lauf der jährlichen 
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Sigungszeit von Mitgliedern der Verfammlung auf feine 
Weife und in feiner Form aufs Neue vorgebracht werden. 


Vi. Erörterungen in förmlidher Sigung und im 
allgemeinen Ausfhuß der Berfammlung. 


6.25. 

Die Erörterung eines jeden Antrags beginnt mit der 
Borlefung defjelben in foͤrmlicher Sisung durch den Prä- 
fiventen. Das antragende Mitglied, oder der Berichter- 
ftatter des antragenden Ausfchuffes, haben das Recht, un 
mittelbar nach diefer gefchehbenen Vorleſung und ehe einem 
Andern über den Gegenjtand zu fprechen geftattet ift, ihre 
Anfihten zu Begründung des Antrags vor der Berfamm- 
fung zu entwideln. 

Wer hierauf feine Meinung für oder wider den Gegen: 
ftand vorzutragen wünfcht, der fteht von feinem Pag auf 
und redet den Vorfigenden der Berfammlung an. Wenn 
mehrere zugleich aufftehen, jo entjcheidet diefer über die 
Reihenfolge. 

Den landesherrlichen Kommiſſarien gebührt in allen 
Fällen der Vorzug. 

Keiner, außer dem Vorfigenden, darf den Sprechenden 
in feiner Rede unterbrechen. Nur angegebenen TIhatfachen 
fann mit wenigen Worten widerſprochen werden, in der 
Abficht, fie zu berichtigen. 

$. 26. 

Sn förmliher Sitzung fann jedes Mitglied der Ber- 
fammlung über den zu erörternden Gegenftand nur einmal 
reden. Einer von den landesherrlichen Kommiffarien aber 
fann zwifchen jedem Redner und feinem Nachfolger das 
Wort nehmen. Auch fümmt demjenigen, der den Antrag 
gemacht hat, e3 zu, wenn fein Mitglied der Berfammlung 
weiter darüber zu fprechen begehrt, den Schluß der Erör- 
terung durch feine Erflärung über die geäußerten Meinun— 
gen der Mitglieder, welche gefprochen haben, zu machen. 
Nah ihm fann nur noch einer der landesherrlichen Kom— 
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miffarien über dtefe Schlußerflärung des Antragenden un: 
mittelbar vor der Abftimmung fprechen. 
G MM: 

Das Ablefen fchriftlicher Vorträge ift nicht geftattet. 
Nur die friftlihen Mittheilungen der Iandesherrlichen 
Kommiffarien und die Berichte der Verfammlungsausfchiffe 
werden vorgelefen. Die Erörterung derfelben gefchieht in 
freier Rede, — Doch ift der Gebrauch fchriftlicher Bemer: 
fungen zur Unterfiüsung des Gedächtniffes dadurch nicht 
ausgefchloffen. 

Der Name, oder eine jede andere perfönliche Bezeich— 
nung Seiner Durchlaucht des Herzogs darf von feinem 
Sprechenden während der Erörterungen gebraucht werden. 
Auch die namentliche Bezeichnung der Berfammlungsmit: 
glieder und landesherrlichen Kommiffarien ift unftatthaft. 

Kein Nedner darf von dem Gegenftand der Erörterung 
abſchweifen. Keinem ift e8 erlaubt, bei irgend einem Anz 
trag eine uͤble oder verfteckte Abficht vorauszufegen. Eben 
fo wenig find perfönliche Anzüglichfeiten zuläffig. 

64:28: 

Menn ein Mitglied der Berfammlung gegen diefe DOrd- 
nungsregeln fehle, fo wird dafjelbe von dem Prafidenten 
namentlih zur Ordnung gerufen, und ibm, — wenn «8 
diefer für nöthig findet — das Fortfahren in feiner Rede 
unterfagt. Doch kann ihm die Mehrheit der VBerfammlung 
die Grlaubniß, fortzufahren,, wieder ertheilen. 

Wuͤrde einer der landesherrlidhen KRommiffarien diefen 
Drdnungsregeln zumwider handeln, fo kann der Präfident 
ihm diefelben in Erinnerung bringen, 

Die Genfur über ihre Mitglieder übt die Berfammfung 
in der Form aus, daß fie, nachdem das betroffene Mit- 
glied den Sigungsfaal verlaffen hat, auf den Vortrag des 
Präfidenten entfcheidet. 

$. 29. 
Wenn die Verſammlung ſich in einen allgemeinen Aus⸗ 
ſchuß aufloͤſet, ſo verlaͤßt der Praͤſident ſeinen Sitz, den 
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der naͤchſte nach ihm, wie in S. 13 weiter oben vorgeſchrie— 
ben, für Die Dauer des allgemeinen Ausfchuffes einnimmt. — 

Sn dem allgemeinen Ausſchuß wird ein zur Berathung 
gefommener Antrag vorläufig erörtert. Er fann dabei nad) 
feinen einzelnen Theilen abgefondert geprüft und erwogen 
werden. Sedes Mitglied kann fo oft darüber fprechen, 
als es für gut findet. Es koͤnnen dabei alle Arten von 
Abänderungen und anderweiten VBorfchlägen vorgebracht 
werden. Es wird aber irgend ein Beichluß von der Ber: 
fammlung im allgemeinen Ausfchuß nicht gefaßt. Derfelbe 
endigt und geht zur förmlichen Sisung über, wenn der 
im Ausſchuß Vorfigende feinen Sitz verlaffen und der 
Bräfident denfelben wieder eingenommen hat. An dem naͤm— 
fihen Tag kann hierauf die Bildung zum aligemeinen Aus 
ſchuß über denfelben Gegenjtand von feinem Mitglied wies 
der verlangt werden. 

$. 30. 

Es fteht einem jeden Mitglied, fomie den landesherrli— 
hen Kommifjarien, frei, im Laufe der Erörterung eines 
Antrags und in jedem Zeitpunft eine DBertagung derfelben 
in Vorſchlag zu bringen, entweder auf unbejtimmte Zeit, 
oder auf einen beftimmten Tag, oder auf einen von ein- 
tretenden Ereigniſſen oder anderweiten Beichlüffen der Ber: 
ſammlung abhängenden Termin. 

Bor weiterem Fortfahren in der Erörterung wird ſo— 
dann über den Vertagungsvorſchlag abaeftimmt, welcher, 
wenn er verworfen worden, an dem nämlichen Tag nicht 
wieder vorgebracht werden kann. Eine auf unbeftimmte 
Zeit. vertagte Erörterung fann im Laufe der jährlichen 
Sitzungszeit nicht wieder aufgenommen werden. 

Pe: 3 99 

Nachdem die Erörterung eines Antrags von dem Prä- 
fiderten für geſchloſſen eıflärt worden, bat verfelbe die 
Fragen zur Abftimmung aufzuftellen. — Bei der erjten: Ob 
die Verfammlung will, daß uͤber denfelben eine weitere 
Erörterung ftattfinden folle ? 
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Bei der zweiten: Db die Berfammlung will, daß ders 
felbe zur Hauptabjtimmung gebracht werde ? 

Bei der dritten Abftimmung endlich ift, wenn der Ans 
trag oder Gefeßesvorfchlag mehrere Artifel enthält, vor der 
Hauptabftiimmung, die Berfammlung zu fragen: ob fie über 
die einzelnen Artifel beſonders, oder über das Ganze ſo— 
fort abftimmen will? Wenn die artifulirte Abftimmung be> 
liebt wurde; fo findet, nad dem Schluß derfelben, nichts 
deftoweniger noch die Hauptabftimmung über die Annahme 
oder Nichtannahme des Ganzen Statt. 

Sind Veränderuugen zu einem Antrag in Borfchlag ge- 
fommen, fo wird über diefelben befonders, und vor der 
Hauptabftimmung über den Antrag felbjt, von der Bers 
fammlung votirf. 

Die Schlußfrage zur dritten Abftimmung heißt: Nimmt 
die Berfammlung den Antrag oder Gefegesvorfchlag mit 
deffen, durch Stimmenmehrheit genehmigten, Abänderuns 
gen im Ganzen an? | 


Vil. Art und Form der Abftimmungen. 
s 

Alle Abſtimmungen uͤber die Vorfrage, uͤber Vortraͤge 
des Praͤſidenten und des Berichterſtatters der Bittfchriften- 
Kommiffion, über Bertagungsvorfchläge, über die erfte und 
zweite Abftimmung, ſowie über die Vorbereitungsfrage zur 
legten Abftimmung, gefchehen durch Aufitehen und Gißen- 
bleiben. | 

Die Zahl der anmwefenden Stimmgeber und die Anzahl 
der Für- und Widerftimmenden wird, ohne Namenserwäh: 
nung der Einzelnen, furz in dem Sigungsprotofoll ange- 
führt, - 

$. 33. 

Die legte Abftimmung über die Hanptfrage gefchieht 
durch namentlihen Aufruf der anmefenden Stimmgeber, 
welchen der Präfident von der Rechten und Linken, nad 
der Neihefolge der Sigenden, vornimmt. Der Aufgerufene 
giebt feine Stimme durch einfaches — Ja! oder Nein! und 
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biefe Abftimmung eines jeden Stimmgebers wird nach der 
Folge des namentlihen Aufrufs und unter feinem Namen 
in das Eikungsprotofoll eingetragen. 


VII. Form und Ausfertigung der Beſchluͤſſe. 

$. 34. | ET, 

Die durh Stimmenmehrheit gefaßten Befchlüffe werden, 
nah dem von der Verſammlung genehmigten Inhalt des 
Sigungsprotofols, von den Sefretären ausgefertigt, von 
dem Präjidenten im Entwurf, welcher als Beilage zum 
Protofoll regiftrirt wird, genehmigt, und bierauf im einer 
mit den erforderlichen Unterfchriften verfebenen zweiten Aus; 
fertigung den landesherrlihen Kommiffarien von dem Praͤ— 
fidenten übergeben. Wenn der Befchluß die Annahme eines 
von den landesherrlichen Kommiffarien gemachten Antrags 
oder Gefegesvorfchlags ablehnt; fo wird derfelbe durch 
die Formel ausgedrücdt: die Verſammlung bitte, den An- 
trag oder Vorfchlag in nähere Erwägung zu ziehen. 

$. 35. 

Adreffen an Seine Durhlaudt den Herzog wers 
den im Entwurf von der ganzen Berfammlung genehmigt, 
hierauf in der Ausfertigung von dem Präfidenten und bei- 
den Sefretären unterfchrieben und auf die im $. 19 bes 
ftimmte Weife Seiner Herzoglihen Durdlaudt Na— 
mens der Berfammlung überreicht. 


IX. Deffentlichkeit der Sigungen und Abftim- 
mungen. 
$. 36. 

Die Deputirten - Berfammlung wird, bis zu anderwei— 
ter von ihr zu nehmenden Entjchliefung, von der im Per: 
faffungsgefeß ihr zugeftandenen Befugniß, geheime Sitzun— 
gen zu halten, und ohne Beifeyn von Zeugen, abzuſtim— 
men, in der Art feinen Gebrauh machen, daß den Mit: 
gliedern für jede Sitzung eine oder mehrere Einlaßfarteı 
son dem Präfidenten übergeben werden, welche fie, nach 
Butbefinden, an folche Perfonen, mit Ausnahme des weib- 

II. Bd. 33 
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lichen Geſchlechts, vertheilen fönnen, die der Sitzung als 
Zubörer beizuwohnen wünfchen. | 
Diefen Zuhörern ift jede Aeußerung von Beifall oder 
Mißbilligung unterfagt. Sie find überdieß verbunden, auf 
Einladung des Präfidenten, den Sigungsfaal zu verlafien, 
welcher diefe Einladung aus eigener Bewegung an fie rich- 
ten fann, und auf den von zwei andern Mitgliedern uns 
terjtüßten Antrag eines der anmwejenden Mitglieder an fie 
zu richten verpflichtet ift. 
X, Bertagung und Auflöfung der Verfammlung. 


6: 

Die Berfammlung kann fi nad) dem Antrag des Prä- 
fidenten auf beftimmte und unbeftimmte Zeit vertagen. Ge— 
fchiehet erfteres für eine längere Dauer, ald von acht Ta- 
gen; fo ift die von den landesherrfihen Kommiffarien ein: 
zuhofende Genehmigung Seiner Durhlaudt des Her- 
3098 erforderlich, welche zur Vertagung auf unbeftimmte 
Zeit jedesmal zuvor eingeholt wird. 

Der Schluß einer Sikunggzeit wird, ſowie die Yufld- 
fung der Berfammlung, durd Eröffnung des darüber ge: 
faßten Befchluffes Seiner Herzogliden Durdlaudt 
mitgetheilt. Unmittelbar nad) der gefchehenen Vorleſung 
deffelben, geht die Verfammlung auseinander. 


XI. Amtsfleidung. 
ae 1 
Die Mitglieder der Verfammlung werden eine Amts- 
Heidung tragen, welche aus mehreren der Berfammlung 
vorzulegenden Muftern auszuwählen ift. 


XII. Roftenpunft. 
$. 39. 

Die Neifefoften und Taggebühren der Mitglieder wer: 
den, nach Maßgabe der verfaffungsmäßigen Beſtimmung, 
von ihnen verzeichnet und, mit der Befcheinigung des Prä- 
fiventen verfehen, zur Beforgung der Zahlungsanmweifung 
an die Iandesherrlihen Kommiffarien abgegeben, ebenfo 
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alle fonftige für den Dienft der Verfammlung entftandene 
Koſten. 

Die Diaͤten der Landesdeputirten werden, wie fuͤr die 
Herzoglichen Raͤthe, gemäß F. 9 des hoͤchſten Edikts vom 
/,‚ten September 1815 feſtgeſetzt, für den Praͤſidenten aber 
auf das Dreifache erhoͤht. 

XI. Jaͤhrliche Erneuerung der Gefhäfts- 

er Ordnung. 

$. 2. 

Die Gefhäftsordnung behält für die Dauer einer jez 
den Sitzungszeit verbindende Kraft. Bei jedem Anfang 
einer neuen wird die Verſammlung befragt: ob und welche 
Abänderungen von ihr gewünfcht werden? Die in Antrag 
fommenden Abänderungen werden, nach der beftehenden Ord— 
nung, den Befchlüffen der Verfammlung unterworfen. 


11. 
Herzoglih Naffauifhes Staatsminifterium. 


Der dirigende Staatsminiſter 
an 
die Iandesherrlihen Herrn Kommiffarien zur 


Ständeverfammlung. 

Auf Vorlage eines Entwurfs zur Gefhäftsordnung für 

die Mitglieder der Herrenbanf. 

Den Iandesherrlichen Herrn Kommiffarien der Stände: 
verſammlung wird zur Entſchließung eröffnet, daß Seine 
Herzoglihe Durchlaucht den vorgelegten Entwurf zu der 
Gefhäftsordnung für die Mitglieder der Herrenbanf unter 
den-in der Anlage enthaltenen Modiftfationen zu genehmi- 
gen gerubet haben, indem 

1) der in $. 2 gemachte Unterfchied zwifchen im Staats— 

dienite angejtellten und auf die bejtimmten Funktionen 

ſchon früher eidlih verpflichteten Diener aus der Na: 
tur der Gade zu folgen fcheintz 

2) der Zufaß zu dem $. 6 des Entwurfs (in S. 7) der 

Anlage ruͤckſichtlich der Beſtimmungen über das jaͤhr— 
33* 
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liche SFinanzgefeß ſich auf ausdrückliche Vorſchrift der 
Berfaflungs » Urfunde gründet, und 

3) die abgeänderte Faffung des $. 11 modo 12 auf gleis 
chem Grund beruht. 

4) Was den $. 16 und 18 anbelangt, fo erfcheint deren 
Abänderung ald nothwendige Folge der von der Abs 
fimmung völlig getrennten Diskuſſion. 

Sp lange überhaupt Gründe für oder wider, mündlich 
oder fchriftlich vorgetragen werden, kann eine Diskuſſion 
nicht als gefchloffen angefehen werden ; während diefer Dis- 
fuffion follen aber die Iandesherrlichen Kommiffarien zuge- 
gen feyn, um die erforderlichen Erläuterungen über die faf- 
tifchen Verhältniffe und daraus gezogene Folgerungen oder 
darauf zu gründende Befchlüffe zu ertheilen, und auf folche 
Weiſe den Gegenftand der Berhandlungen fo zur Abftim- 
mung vorzubereiten, daß die Fragen, worüber ohne Bei- 
feyn der Iandesherrlichen Kommifjarien, wenn es nöthig ge: 
funden wird, abzuftimmen ift, mit höchfter Klarheit aufge 
ftellt werden koͤnnen. 

Die Zwecmäßigfeit diefer Beftimmung der Verfaſſungs⸗ 
Urfunde beruht hiernach auf wohl ermogenen Gründen, in- 
dem fie auf Beförderung des Intereſſe des Landes, welches 
Regierung und Landfiände bei allen zur landftändifchen Ber 
rathung geeigneten Gegenftänden allein und mit gleichem 
Eifer gemeinfchaftlich zu befördern haben — moͤglichſte 
Eruirung der Wahrheit — berechnet ift. 

Da nun die Verfaffungs- Urkunde Disfuffion und Abs 
flimmung von einander trennt, fo folgt daraus von felbft, 
daß in der Vollziehung durch diefe Trennung alle nad) vol- 
lendeter Diskuffion feharf zu ftellende Fragen nur mit Fa 
und Nein beantwortet werde müffen, und daß eine rela- 
tive Stimmenmehrheit unmoͤglich erfcheint. 

5) Mußte der Inhalt $. 26, wie in $. 29 gefchehen, mo» 
dificirt werden, indem die Landftände feine Verfuͤgun— 
gen zu ertheilen, fondern nach ihren Anfidhten einen 
Beſchluß, in der Form eines Protofollar » Ertrafts ges 
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faßt, den Iandesherrlichen Herren Kommiffarien zur 
Weiterbeförderung mitzutbeilen haben. 

Die landesberrlichen Herren Kommiffarien haben von 
diefem höchften Beſchluß die Mitglieder der Herrenbanf in 
Kenntnig zu fegen, und zugleich als Archivar den quiescir- 
ten Hofgerichtsfefretär Schmeißer gegen eine jährliche Re— 
muneration von 200 fl. in Borfchlag zu bringen. Die Be— 
Iohnung für das übrige Subalternen-Perfonale ift entweder 
auf die Hälfte oder das Ganze ihrer edictmäßigen Diäten 
fejtgefegt worden, je nachdem daffelbe dabier wohnt oder 
von auswärts berufen wird. Wiesbaden den 26. März 1818. 

Für die Richtigkeit des Befchluffes und der Ausfertigung. 

Cramer. 

Gefhäftsordnung für die Mitglieder der 

Herrenbanf. 
5.4, 

Die Herrenbanf bejteht aus dem Vräfidenten, aus den 
erfcheinenden Standeshberrn oder deren . Bevollmächtigten 
und aus den übrigen Virilitimmführern. Nur wer gegen: 
wärtig ift, fann als aftives Mitglied zählen. 

Ber 

Das Subalternen-Perſonale befiehet aus 1) einem Se: 
fretär, 2) einem Regiftrator, 3) der nothwendigen Anzahl 
Kanzelliften und Kalfulatoren, 4) einem Bedellen. Alle 
diefe Individuen werden nach eingeholter höchiter Geneh— 
migung von der Herrenbanf befiellt, und wenn es zu den 
beftimmten Funktionen angejtellte Staatödiener find, durch 
Handgelöbnig an Eidesitatt, im Staatsdienfte nicht ange- 
ftellte Individuen aber durch den förmlichen Eid verpflich- 
tet, und für ihre Bemühungen aus der Staatskaſſe anges 
meſſen belohnt. 

$. 3 

Sämmtliches vorftehende Perfonale ſteht unter der uns 
mittelbaren Aufjiht de3 Präfidenten, welcher auf daffelbe 
ein wachſames Auge zu balten, auf deren pflichtmäßige 
Dienftführung zu fehen, und dafür zu forgen bat, daß Die 
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Gefchäftsführung vorfohriftsmäßig und ſchnell befördert wer- 
de.— Zu der fpeziellen Auffiht auf die Regiftratur und 
deren Integrität wird ein Mitglied der Herrenbanf durd) 
Wahl mit beauftragt. 

$. 4 

Sn Berhinderungsfällen des Vräfidenten tritt der erfte 
Stimmenführer, bis Se. Herzoglihe Durchlaucht anderweite 
desfallfige Beitimmung getroffen haben, in deffen Basteln: 
nen ein. 

$ 

Die gewöhnlichen Sigungen find Montag, Mittwoch und 
Freitag, von des Morgens 9 bis 1 Uhr. — Die Aenderung 
der Tage bleibt den Mitgliedern überlaffen; ebenfo die Aus— 
fegung der Sitzungen, wenn feine Deliberationsgegenftände 
vorhanden find, oder fonftige Berhinderungsurfachen ein 
treten. Sollte ſolches auf acht Tage oder länger gefchehen, 
fo ift die höchfte Genehmigung einzuholen. 

$. 6. 

Außerordentlihe Sitzungen werden nad) Maßgabe der 
Gefchäfte von dem SPräfidenten angefagt, oder von der 
Mehrheit der Anweſenden verlangt. 

ER 

Wer in den Eikungen nicht erfcheinen fann, muß fol- 
ches dem Präfidenten, oder vor Anfang der Sikung der 
Berfammlung anzeigen laffen. Deſſen Stimme wird bei den 
in diefer Sitzung zum Schluß gebrachten Gegenftänden we- 
der nachgefordert, noch mitgezählt; nur müffen wenigfteus 
zwei Drittheile der dahier anwefenden Mitglieder, und zwar 
dermalen nicht weniger als fünf, dabei gegenwärtig gewe⸗ 
fen feyn. Bei Beftimmungen über das jährliche Finanzge— 
ſetz, wobei nur die einzelnen Stimmen gezählt werden, find 
die Abftimmungen nicht in Form eines Befchluffes zu fafjen, 
fondern es iſt nur anzuzeigen, wie viel Stimmen für und 
wie viel gegen das vorgefchlagene Gefes ſich erklärt haben. 

Abweſende koͤnnen fich nicht durch ein anderes Mitglied 
vertreten laſſen. 
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$. 8, 

Die Iandesherrlihen Kommiffarier werden von jeder zu 

baltenden Sitzung in Kenntniß geſetzt. 
$. 9, 

Die vorfommenden Gegenftände find entweder landes— 
herrliche Propofitionen, Motionen der einzelnen Mitglieder, 
oder eingereichte Befchwerden nnd Vorſtelluugen. 

$ 10: 

Alle desfallfige Eingaben fommen dem Präfidenten zu, 
welcher fie erbricht, präfentirt, dem Sefretär zum Eintrag 
in das zu führende Diarium übergiebt, und den nämlichen 
Tage zuruͤck empfängt. 

5. 11. 

Alle eingekommene Gegenſtaͤnde werden in der nächftfol- 
genden Sitzung von dem Präfidenten der Verfammlung be; 
kannt gemacht und ſolches in dem Protofoll bemerft; je- 
doch darf, eilende Fälle oder einleitende Maßregeln, oder 
geringfügige Gegenftände ausgenommen, nie in der nämlis 
hen Sitzung über ſolche abgeftimmt werden. 

Ya 4 

Eine jede Sache, welche Geſetzgebung betrifft, erbeifcht 
die Iandesherrliche Propofition oder ftändifche Motion, die 
Diskuſſion, die Abftimmung und den. Befhluß, nach der 
im $. 25 vorgefchriebenen Foͤrmlichkeit; dagegen wird uͤber 
die verfchiedenen Anträge des jährlichen Finanzgefeges in 
Gemäßheit der Beftimmung des $. 7 nur einmal disfutirt 
und abgeſtimmt. Leber die von einem ftändifchen Mitgliede ges 
machte Motion wird fogleich mindlich diskutirt, oder eg werden, 
nach der Erheblichfeit des Gegenftandes, in einer der naͤch— 
ften Sißungen von dem die Motion erhebenden Mitgliede 
mit Beigebung eines Gorreferenten fchriftliche Auffäge ver: 
leſen. 

* $. 13. 

Eingaben von Vrivatyerfonen, Gemeinden, oder ande- 
ren Korporationen, werden von dem Präfidenten entweder 
felbft vorgetragen, oder den Mitgliedern zum Vortrag zus 
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geſtellt, ſofort, wenn nach diefem kurzen Vortrage der Grund 
oder die Rechtmaͤßigkeit der darin angebrachten Reklama— 
tionen zweifelhaft ſeyn ſollte, zuvorderſt den landesherrli— 
chen Kommiſſarien mitgetheilt und die erforderliche Aufklaͤ— 
rung von ihnen erbeten. 

$. 14. 

Bei allen vorgefommenen und auf diefe Art vorbereite; 
ten Gegenftänden, welche einer umftändlichen Prüfung be— 
dürfen, ernennt die VBerfammlung ein oder zwei Mitglieder, 
welche die Sache bearbeiten, bie Beendigung ihrer Arbeit 
dem Praesidio anzeigen, und fodann Bortrag erftatten. 

$. 15, 

Sn den Sikungen gefchehen die Vor- und Anträge ent- 
weder dur das Präfidium als Einlauf, oder durch die 
herzoglichen Kommiffarien, al8 landesherrliche Eröffnungen, 
oder durch die Mitglieder alg bearbeitete Gegenftände oder 
Motionen. Erſtere zwei machen den Anfang, leßtere wer⸗ 
den, wenn nicht befondere Eile oder Wichtigkeit eine Aug: 
nahme madt, nach der Ordnung ihres Einlaufes und ohne 
Unterbrechung vorgenommen, 

$. 16. 

Nach abgelegtem mündlichen oder fehriftlihen Vortrag 
wird vorerft in Gegenwart der landesherrlihen Kommiſſa— 
rien zur Diefuffion gefchritten. Diefe wird nicht eher für 
oefchloffen geachtet, bis alle Gründe für oder gegen den 
Antrag, und die dabei etwa zur Sprache gefommenen Ber: 
Änderungen mündlich oder fchriftlich erörtert und die Fra— 
gen aufaeftellt worden find. Falls dergleichen Beränderun- 
gen in Borfchlag fommen, fo wird über diefelben befonders 
und vor der Hauptabflimmung über den Antrag felbfi ab- 
geſtimmt. 

—A— 

Es ſteht einem jeden Mitgliede, ſo wie den landesherr⸗ 
lichen Kommiſſarien, frei, im Laufe der Eroͤrterungen eines 
Antrags und in jedem Zeitpunkte eine Vertagung derſelben 
in Vorſchlag zu bringen, entweder auf unbeſtimmte Zeit, 
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oder auf einen beftimmten Tag, oder auf einen von eins 
tretenden Ereigniſſen oder andermweiten Befchlüffen der Ver— 
fammlung abbängenden Termin. Vor weiterem Fortfahren 
in der Erörterung wird fodann über den Vertagungsvor— 
fchlag abaeftimmt, welcher, wenn er verworfen worden, an 
dem nämlichen Tage nicht wieder vorgebracht werden kann. 
Eine auf unbeftimmte Zeit vertagte Erörterung kann im 
Laufe der jährlichen Sigungszeit nicht wieder aufgenommen 
werden, 
$. 18. 

Bor der Abftimmung fragt der Präfident, ob noch Jemand 
etwas zu erinnern habe? Erſt dann, wenn folches nicht 
der Fall it und die Fragen von demfelben aufgeftellt wor- 
den find, erflärt derfelbe die Disfuffion für gefchloffen. 
Ueber den zu faffenden Befchluß find die Fragen vom Prä- 
fidenten fo zu ftellen, daß foldhe mit Sa oder Nein beant- 
wortet werden fönnen. Bei diefer Abftimmung treten auf 
Verlangen die Kommiffarien ab; es darf aber dabei fein 
Mitglied Anträge machen, eder Gründe anführen, fondern 
ein jeder Stimmgeber wird fich lediglich auf die Ablegung 
feiner Stimme mit Sa oder Nein befchränfen. Sollten aber 
dDemungeachtet neue Anträge oder Gründe zur Sprache 
fommen; fo ift darüber mit Suspenfion der Abftimmungen 
zuoörderjt in Gegenwart der landesherrlichen Kommiffarien 
weiter zu diskutiren. 

$. 19. 

Die Abftimmung gefchiebt, fobald die Iandesherrlichen 
Kommiffarien abgetreten find, von oben herunter. Es 
bleibt dabei jedem Mitgliede unbenommen, fi) das Proto- 
fol offen zu behalten und feine Abſtimmung auf die im 
$. 18. vorgefchriebene Art in der nädhften Sitzung nachzu— 
bringen. 

Der Praͤſident ftimmt zulebt. 

$. 20. 

Der Befchluß wird in das Protofoll eingetragen, über 

die Abftimmung eines jeden einzelnen Gegenftandes aber 
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ein befonderes Abftimmungsprotofoll geführt, welches jedoch 
durchaus Feine Gründe und Anträge, fondern nichts, als 
die vom Präfidenten aufgeftellte Frage und das Ta oder 
Kein, jedes Mitgliedes darauf enthalten fann. 


gm. 

Mit Beziehung auf den $. 7. entfcheidet die Mehrheit 
der Stimmen, und zwar in der Art, daß diejenige Mei⸗ 
nung, welcher die mehrften Mitglieder beiftimmen, dem 
Befchluffe zum Grunde gelegt wird, 


&.1.28, 

Sind die Stimmen gleih, fo wird die Sache in der 
folgenden Sitzung reproponirt, und durch weitere Abſtim⸗ 
mung die Stimmengleichheit zu heben geſucht; bleibt aber 
demungeachtet eine Stimmengleichheit vorhanden, ſo wird 
die Stimme des Praͤſidenten doppelt gezaͤhlt, und hierdurch 
die Stimmengleichheit gehoben. 

6. 23. 

Der Befchluß wird von dem Präfidenten zu dem Pro- 
tofoll dictirt, und zwar bei blos einleitenden Gegenftänden 
mit einfacher Bemerfung befchloffen, bei wichtigeren 
Gegenftänden mit Angabe des Baptungäverpäguiit der 
Stimmen. 

$. 24. 

Das Protofol wird zu Anfang der naͤchſten Sitzung 
verlefen, um die allenfalls nöthigen Erinnerungen oder 
Abänderungen zu machen, und fodanıı von dem Präfiden- 
ten und zwei Mitgliedern unterfchrieben. 


F§F. 2 

Kein Beſchluß kann ausgefertigt werden, ehe vorſtehende 
Unterſchrift erfolgt, und der Entwurf der Expedition in 
der naͤchſten Sitzung verleſen worden iſt. Bei Gegenſtaͤn— 
den der Geſetzgebung oder Landesbeſchwerden muß dieſe 
Verleſung in den drei naͤchſtfolgenden ordentlichen Sitzun— 
gen geſchehen; jedoch eilende oder blos proviſoriſche Bes 
ſchluͤſſe betreffende Fälle ausgenommen. 


923 


$. 26. 

Die mundirten Erpeditionen find mit den Schlußwor- 
ten zu verjehen: 

„Die Herrenbanf des Herzogthbums Naſſau.“ 
Solche werden von dem Präfidenten unterfchrieben, und 
dem Sefretär Fontrafignirt. 

ey fe 

Auf die nach der Verfafjungsurfunde vom '/, Sep⸗ 
tember 1814. $. 3. Num. 4. einfommenden Vorſtellun⸗ 
gen und Bittſchriften wird der Beſchluß in einen Proto— 
kollar-Extract gefaßt und ſolcher den landesherrlichen 
Kommiſſarien auf die gewoͤhnliche Art zur weiteren Befoͤr— 
derung mitgetheilt. In den Erlaffen an die landesherrli- 
hen Kommifjarien wird zur Ueberfchrift gebraudt: 

„Die Herrenbanf des Herzogthbums Naffau, 

an 

„die landesherrlihe Kommiffion.” 

Solhe werden vom Präfidenten unterfchrieben und vom 
Sekretaͤr fontrafignirt. 
$. 28. 

Die Herrenbanf wird von der den landftändifchen Ver— 
bandlungen verjtatteten Publicitaͤt nach Ermeffen Gebrauch 
macen. 

$. 29, 

Borftehende Gefchäftsordnung ift für die Dauer der ge— 
genwärtigen Ständeverfamminng feftgefegt, und bleiben 
desfallfige Modiftfationen unter höherer Genehmigung vor- 
behalten, 


Zwölftes Kapitel. 
Herzogtbum Sadhjen- Koburg -» Saalfeld, vder 
feit 1836: Sabhfjen-Koburg und Gotha. 


Rechte und Obliegenheiten des Landfchafts- Direktors; 
Gefchäfte des Sefretärs; Ordnung in der Berathung der 
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verfchiedenen Anträge; Erörterung durch Mitglieder des 
Landes-Minifteriums; Ernennung von Kommiffionen zur Bes 
arbeitung einzelner Gegenitände ; Verleſung fchriftlicher Auf: 
fäße; Zeitund Art der Abftimmung ; Stimmenmehrheit; Stims 
mengleichheit,; Form der Abfaffung der Befchlüffe der 
Stände - Berfammlung; mündliche Erklärungen der Stände 
über vorgefommene Berathungs » Punkte, 


Die Herzoglih Sachen - Koburgifche BVerfaffungs - Ur: 

funde enthält hierüber folgende Beftimmungen *): 
$. 1. 

Der Landfchafts Direktor hat zur Leitung der Gefchäfte 
die Rechte und DObliegenheiten eines Kollegial - Präfidenten, 
Er empfängt die Eingänge, beftimmt, eröffnet und fchließt 
die Sikungen, leitet die Berathungen, verbütet alle Ab- 
fhmweifungen und ftellt die Gegenftände des Abftimmens in 
einzelnen zur unbedingten Bejahung- und Verneinung ge— 
eigneten Fragen auf; er handhabt die Ordnung, fowie die 
Gefege des Auftandes, duldet Feine Perfönlichkeiten oder 
befeidigende Aeußerungen, und fann, falls ein Mitglied 
feine Verweiſung zur Ordnung unbefolgt läßt, die Sikung 
alsbald fchließen und die Gefammtheit der Stände darf 
dann in der nächften Sitzung Mißbilligung und im Wie; 
derholungefalle zeitige oder ganzliche Ausfchließung aus 
der Stände: Verfammlung erkennen. Der Landfchafts> 
Direktor erhält ferner die fchriftlichen Anzeigen von dem 
Grund der Abmefenheit der im Orte fich befindenden Mit- 
glieder, ertheilt den Anmefenden einen Urlaub. big zu vier 
Zagen, und bringt die Gefuche um einen längern oder um 
gänzlichen Abgang bei der Stände - Berfammlung zum Bor: 
trag, von welchem fodann auch höchften Orts Anzeige zu 
machen ift, 








1) Herzogl. Sachen: Koburgifhe Verfaſſungs-Urkunde vom Sten 
Auauft 1821. 55. 91— 102. Siehe Konftiturionen der euro: 
pälihen Staaten. Th. IV. 5,50. Edift vom 30, Oftobr, 1820. 
Siehe Konftitutionen x. Th. IV. ©. 45. 
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| 2 
Der Sefretär führt die Protofolle ) in den allgemei— 
nen Sitzungeu, entwirft die fchriftlihen Ausfertigungen 
und Befchlüffe und forgt für Ordnung der Kanzlei, fomwie 
für Aufbewahrung und Ordnung der Aften. 
6,3 

Zu Anfang der Sitzung wird das Protofol, um es 
mit Einverſtaͤndniß der Stände-Verfammlung zu faffen, 
durch den Sefretär vorgelefen, von dem Präfidenten und 
dem Sefretär unterfchrieben, und von fämmtlichen anwe— 
fenden Deputirten fignirt. Nach Bekanntmachung des In— 
halts der Eingänge feit der legten Sißung, wird zur Ta; 
gesordnung gefchritten. 

Ss. 4 

Zuerft find nämlich die von dem Landesherrn den Stän- 
ben vorgelegten Anträge und zwar in der Ordnung, mie 
fie gefaßt und eingegangen find, in Berathung zu ziehen, 
Die Mittheilung diefer Anträge gefchieht fchriftlich, ent- 
weder durch das Landes - Minifterium , oder eine befondere 
Kommiffion. Zur Beförderung des Ganges der Gefchäfte 
koͤnnen wichtige Angelegenheiten durch Mitglieder des Lan— 
des - Minifteriums oder befondere Kommiffionen in der 
Ständeverfammlung noch befonders muͤndlich erörtert und 
erläutert werden. 

— — 

Wenn die vorhandenen landesherrlichen Antraͤge durch 
Beſchluͤſſe erledigt ſind, dann werden diejenigen Gegen— 
ſtaͤnde in der von dem Landſchafts-Direktor zu beſtimmen— 
den Ordnung vorgenommen, welche von den Mitgliedern 
der Staͤndeverſammlung in Antrag gebracht worden find. 
Es fteht naͤmlich jedem Mitgliede, wie dem Landfchafts - 





2) Was die Form der Verhandlungen des ftändifchen Ausſchuſſes 
betrifft, fo gelten hinfichtlich derfeiben dieſelben Beftimmungen, 
welche hier für den Gefchäftsgang auf den Landtägen feftgefent 
find, (Abtheilung IV. Kapitel 12. $. 35.) 
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Direftor frei, über fonft irgend wichtige Gegenftände die 
nicht in den landesherrlichen Anträgen enthalten find, Bor- 
trag zu thun, nachdem es feine Abficht dem Landfchafts - 
Direktor angezeigt und diefer einen Tag dazu beftinmt 
bat. Schriftliche Verhandlungen der Stände mit andern 
Behörden oder Perfonen, außer dem Landes - Minifterium, 
find nicht geſtattet. 
$. 6. 

Zur Bearbeitung einzelner Gegenftände kann die Ber: 
fammlung einige aus ihrer Mitte dur die Wahl, nad 
relativer Mehrheit der Stimmen ernennen. Diefe Kom: 
miffionen haben fich mit den Mitgliedern des Minifteriume 
oder den Landtags - Kommifjarien zu benehmen, um die 
erforderlichen Nachrichten zu erhalten, oder um zu einer 
Ausgleihung etwa abweichender Anfichten zu gelangen. Bei 
den Verhandlungen einer folhen Kommiffion führt ein Mit: 
glied das Protofoll, die Befchlüffe werden nach abfoluter 
Stimmenmehrheit gefaßt, und durch ein von der Kommif- 
fion ſelbſt gewähltes Mitglied derfelben entweder mündlidy 
oder fchriftfich in der ftändifchen Verfammlung zum Bor 
trage gebracht. Bei der Berathung darüber hat jedes Mit- 
glied der Kommiffion feine SEHE fo gut, wie die uͤbri— 
gen Staͤnde. 

Teer.‘ 

Kur diejenigen, welche einen Antrag machen, oder den 
Beſchluß einer Kommiffion vorzutragen haben, find zur 
Borlefung fchriftliher Auffäge berechtiget; den übrigen 
Mitgliedern ift e8 zwar frei geftellt, ihre Meinungen über 
die vorfommenden Berathungspunfte ausführlich zu Außern, 
fie haben fih aber auf mündliche Vorträge zu befehränfen. 

$. 8. 

Findet der Landfchafts - Direktor die in Berathung ge— 
fommene Gegenftände zur Fafjung der nöthigen Befchlüffe 
genugfam vorbereitet, fo wird zur Stellung der Fragen, 
worüber abgeftimmt werden foll, übergegangen, und es 
fteht jedem Mitgliede frei, auf Abänderung diefer Stellung 
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anzutragen. Sit hierüber die Disfuffion beendigt, jo erklärt 
der Landſchafts-Direktor die ftändifhen Verhandlungen 
darüber fuͤr geſchloſſen und fest einen Tag zur Abftimmung 
fejt. Die Abſtimmung erfolgt dann ohne weitere Erörterung. 
Sedes Mitglied ſtimmt auf die vorgelegten Fragen des Land- 
fchafts - Direktors ($. 1.), aufgerufen vom Süngjten ar, 
nach der Reihe der Sige, zulegt der Sefretär und Land- 
fchafts- Direktor, durch Sa oder Nein. Der Sefretär ber 
merft das Refultat der Abjtimmung der Zahl nah, und 
der Landichafts- Direktor fpriht am Ende den Beſchluß der 
Stände aus. 
$. 9% 

Zur Gültigkeit eines folchen Beichluffes ift die abfolute 
Mehrheit der Stimmen, bei Anmefenheit von wenigftens 
zwei Drittheilen der ftändifchen Gefammtheit, nöthig, und 
zu Abänderung der ſtaͤndiſchen Verfaffung wird die Gfeich- 
fimmung von drei Viertheilen derfelben erfordert. Zritt 
fatt der abfoluten Stimmen: Mehrheit, im erften Fall eine 
Öleichheit der Stimmen ein, und bleibt diefelbe auch nach 
nochmaliger Abftimmung, fo entfcheidet der Ausfpruch des 
Negenten, bei andern Gegenftänden die Meinung für die 
beftehende Einrichtung, und bei Befchwerden gegen Ein— 
zelme, die ihnen günftigere Anficht. Gegen einen auf die 
vorgedachte Weife gefaßten Befchluß findet durchaus feine 
weitere Einwendung ftatt. 


$. 10. 


Die Befchlüffe der Ständeverfammlung werden mit der 
gehörigen Dentlichkeit und Beftimmtheit abgefaßt und im 
Koncept von ſaͤmmtlich anweſenden Deputirten fignirt, uns 
ter der Aufſchrift: „„Erflärungsichrift der getreuen 
Stände des Herzogthbums Koburg- Saalfeld,“ vom 
Kandfchafts - Direftor und Sekretär unterfchrieben, dent 
Landes - Minifterium übergeben, und von diefem werden 
die Refolutionen des Regenten den Ständen ebenfalls ſchrift— 
lih eröffnet, 
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$. il. 

Mündliche Erklärungen der Stände über vorgefommene 
Berathungspunfte, finden eben fo wenig, als mündliche 
Anträge, bei dem Negenten ftattz auch ift zu Deputatioz 
nen der Stände an den Landesherrn jedesmal eine vorher 
dazu eingeholte Erlaubniß nöthig. 

5,42. 

Bei einem blos vertägten Landtage gefchieht die Zuſam— 
menberufung der Stände durdy den landfchaftlichen Aus; 
ſchuß auf den Grund eines landesherrlichen Reſcripts und 
die Gefchäfte werden dann in derfelben Ordnung, wie fonft 
auf den Landtägen, behandelt. 


Dreizehntes Kapitel. 
Herzogthbum Sahfen-Koburg- Meiningen, oder 
feit 1836: Sahfen-Meiningen und Hildburg> 
haufen. 

Landfchafts - Syndifus; Beflimmung der Tagesordnung 
durch den Land: Marfchall; fernere Obliegenheiten deſſel— 
ben; mündliche Vorträge der Abgeordneten; fchriftliche Anz 
träge 2c.; nothmwendige Zahl der Abgeordneten zur Faffung 
eines Befchluffes; Abſtimmung; Zeit und Art derfelben;z 
Korm der dem Landesherrn zu übergebenden, die Befchlüffe 
der Stände - Berfammlung enthaltenden Schriften; Kom— 
munifationen mit den oberen Landes: Behörden. 


Hierüber enthält das Herzogl. S. Meiningifhe Grundge: 
feß folgende Beftimmungen '): 
——— 
Die landſchaftlichen Sitzungen ?) finden in dem in der 
Keil idenzſtadt befindlichen landſchaftlichen Gebaͤude ſtatt. 


3) , Grundgefeh für Sachfen: Meiningen vom 4. September 1824, 
$. 50, 55, 57, 58, 59 und 60, 56 zum Theil, 63 bis 67. 
©. Konftiturionen der europ. Staaten Ar Theil, Seite 1007. 

2) Die ältere Iandfchaftlihe Verfaſſung und das, auf vieljährige 
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Ze 
Der Landichafts- Syndifus, deſſen hauptſaͤchlichſte Be— 
fiimmung die Führung des Protofolld bei den Landtags = 
Sigungen it, nimmt einen Platz ein, von welchem aus 
er fämmtliche Abgeordnete jeher und ihre Aeußerung deut- 
fich vernehmen kann. | 


=. x: 

Die Tagesordnung für die Sikungen des Landtags be— 
jftimmt der Land: Marfchall, zu deffen Obliegenheiten wäh: 
rend dem Landtag ferner noch gehört, die vorliegenden 
Berathungsgegenftände dem Landtag im Allgemeinen befannt 
zu machen, Referenten für die einzelnen Sachen zu bejtim- 
men, wo ed nöthig ift, Berichts > Kommiffionen zu bilden, 
und überhaupt alles dasjenige zu thun, was ein Kollegial- 
Prafident zu beforgen hat. 

$. 4 

Wenn ein Abgeordneter irgend einen Antrag ftelfen und 
darüber einen ausführlichen mündlichen Bortrag beim Lands 
tage halten will, fo ift derfelbe verbunden, dieſes dem Land— 
Marfhall anzuzeigen, welcher ihm dann die Zeit dazu be— 
ſtimmen wird. 

5. 

Iſt ein Gegenftand zum Vortrag gelangt und wird zur 
Berathung über denjelben gefchritten, dann fann jeder Ab— 
geordnete das Wort verlangen, und darf nicht unterbrochen 
werden, e3 jei denn, daß der Redner fih von dem Bera— 


thungsgegenjtande zu fehr entferne, oder die Grenzen der 


Redefreiheit überfihreite, in welchem Falle der Präfident 
der Berfammlung verpflichtet ift, ihn zur Ordnung zu ver: 
weifen, 





Obfervanz gegründete, Verfahren bei derjelben, behält aber in 
den Fällen, in welchen diefes Grundgefet Feine Auskunft giebt, 
fo lange fubfidiarifhe Gültigkeit, bis eine Abänderung geſetz⸗ 
lich verordnet ſeyn wird. $, 7. des Grundgeſetzes. 

II. Bd. 34 
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$. 6 
Neue Anträge und Abhandlungen über Gegenftände, 
welche vor den Fandtag gehören, Tann jeder Abgeordnete 
auch fehrifilich einreichen. Sie werden dem Directorio 
übergeben, in die Negiftrande eingetragen und fommen, 
wie die andern fohriftlichen Eingaben, zum Vortrag. 
BE 

Ein Beſchluß, welcher in Gegenwart von weiiger als 

vierzehn Abgeordneten gefaßt wird, ift ungültig. 
$. 8. 

Die Abftimmung über einen Berathungs » Gegenftand 
erfolgt, wenn der Land - Marfchal die Diskuſſion über den- 
felben für erfchöpft erachtet, und geht der Reihe nad, 
entweder von unten nad) oben oder umgefehrt, jenachdem 
der Land: Marfchall die Abgeordneten Dazu auffordert, welche 
dann auf die geftellten Fragen nur mit Sa, oder mit Nein, 
ohne weitern Beifag zu antworten haben. Der Land-Mar- 
fhall gibt feine Stimme jedesmal zulegt, fie gilt jedoch 
nicht mehr, als die eines jeden Abgeordneten, Daher ijt 
bei Gfeihheit der Stimmen die Sade in der nÄcjten 
Sitzung nochmals zur Abſtimmung zu bringen und — tritt 
bier wieder Stimmengfeichheit ein — die Entfcheidung dem 
Landesherrn anheimzuftellen. 

g. 9 
- Halten fi die Abgeordneten eines Standes oder eines 
befondern Landestheils durch einen Landtagsbefhluß in ih- 
ren Nechten verlegt, oder übermäßig beſchwert, und find 
diefelben hierüber einftimmig; fo- hält ihre desfalls zu Pro— 
tofoll zu gebende Proteftation die Vollziehung des Yandtags - 
Befchluffes fo lange auf, bis der Regent darüber entſchie— 
den bat. * 
$. 108, 

Der Landesherr laͤßt dem Landtage feine Anträge in 
Meferipten zuachen, und die von dem Landtage darauf ge- 
faßten Befchlüffe werden in Schriften übergeben, welche 
uͤberſchrieben find: 
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„Unterthaͤnigſte Erflärungsfchrift” und mit dem Kollef- 
tionamen, „die getreuen Stände‘ vom Land: Marfchall 
unterzeichnet werden. 

$. 11. 

Berfagt der Fürft einem Geſetzes⸗-Vorſchlag, der ibm 
vom Landtage vorgelegt worden, die Genehmigung, weldyes 
derfelbe ohne Angabe der Gründe zu thun berechtigt ijt, fo 
darf der Landtag feinen Borfchlag wiederholen. 

Glaubt der Landtag einem vom Negenten an denfelben 
gelangten Gefegesvorfchlag, im Ganzen oder im Einzelnen, 
feine Zuftimmung verfagen zu müffen, fo iſt er verbunden, 
feine Gründe dagegen beſtimmt und ausführlich anzugeben. 

$. 12; 

Der Landtag fommunicirt mit den obern Landesbehoͤr— 
den durd; Anjchreiben, tritt aber nie in unmittelbare Ge- 
ſchaͤfts-Verbindung mit den Aemtern und fonjtigen untern 
Behörden de3 Landes. 


Bierzehntes Kapitel. 


Herzogtbum Sachſen-Hildburghauſen oder ſeit 
15236: Sadfeı » Altenburg. 


Dbliegenheiten des Landfchafts- Direktors; Obliegenhei— 
ten des Syndifus; Leitung der Gefhäfte; Disfuffionen der 
zu verhandelnden Gegenſtaͤnde; Abftimmung; Form der 
Mittheilung zwifchen den Negierungs- Behörden und der 
Landſchaft; Ausſchußtage; Faſſung der Protofolle über die 
Berathungen des Ausjchuffes; Berichte und Erpeditionen 
des Ausſchuſſes. 


Die Herzogl. Sachen» Hildburghaufifhe Verfaſſungs— 
Urfunde enthält hierüber folgende Befiimmungen ): 





1) Landitändifhe Verfaſſung vom 27. November 1817. $. 26, 
23, 39,49, 41, 42 und 44 zum Theil. ©. Konfiturionen der 
europäiſchen Stasten, Theil IT. Seite 388. 

34 — 
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64. 

Obliegenheit des Landſchafts-Direktors. Der 
Direktor leitet alle Geſchaͤfte in und außer den land— 
ſchaftlichen Verſammlungen. Durch ihn ergehen alle Mit— 
theilungen an die Landes-Deputirten und alle im Namen 
der Landſchaft ergehende Ausfertigungen werden von ihm 
unterzeichnet. Er wacht uͤber die Erhaltung der Ordnung 
in den landſtaͤndiſchen Angelegenheiten, ſowie uͤber die ge— 
naue Beobachtung der Dienſt-Obliegenheiten der uͤbrigen 
Beamten und Untergebenen. Er darf den Gang der Staats: 
Derwaltung nie aus den Augen verlieren, und hat befon- 
ders fih darüber mit dem landfchaftlichen Beifiger der Re— 
gierung in Rapport zu fegen und diejenigen Gegenftände, 
welche für die Landfhaft von befonderem Intereſſe find, 
an den Ausfhuß oder den Landtag zu bringen. Sn allen 
Dingen worin dem Landfchafts - Direftor außerhalb des 
Landtags die Leitung der Gefchäfte zufteht, kann er nicht 
allein handeln, fondern nur im Ginverftändniß mit den 
ihm beigegebenen Ausfchuß- Deputirten, welche auch die 
Koncepte der Ausfertigungen zeichnen. 

Ge 

Dbliegenheiten des Syndikus. Der Syndifus if 
dem Direftor zur Erhaltung der Drdnung und Förderung 
der landfchaftlichen Gefchäfte beigegeben. Er bereitet bei 
Landtagen und Konventen die Gefchäfte zum Vortrag vor, 
hat in allen Iandfchaftlichen Angelegenheiten ein berathen- 
des Gutachten, welches er auch unaufgefordert erftattet, 
und fontrafignirt alle Ausfertigungen, Er ijt zugleich der 
ordentliche Erpedient und Protofollführer der Landfchaft, 
der Archivar und Führer der Regiftrande. Es Fönnen je: 
doch die Führung des Protokolls und die Erpeditionen auch 
andern Mitgliedern der ftändifchen Verfammlungen oder 
deren Konfulenten übertragen werden. 

6: 3 

Leitung der Gefhäfte. Die Leitung aller Gefchäfte 

nnd Verhandlungen des Landtags fommt Dem Direktor zu. 
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Er laͤßt die Sitzungen anfagen, eroͤffnet und fchließt fie, 
und bat in ihnen den Vortrag. Doch kann er diefen bei 
einzelnen Gefchäfts - Gegenftänden auch einem andern Mit: 
glied der Verfammlung übertragen. Er hat dafür zu fors 
gen, daß die landesherrlichen Propofitionen und die wich- 
tigern Angelegenheiten immer zuerft vorgenommen werden. 
Bei den Debatten bat er feine Aufmerffamfeit darauf zu 
richten, daß der Gegenjtand der Verhandlung immer feft- 
gehalten werde und jeden, welcher fih davon entfernt, 
oder die Regel des Anjtandes verlegt, zur Drdnung zu 
rufen, auch nöthigenfalls wegen Ergreifung geeigneter Maas- 
regeln gegen folche, welche der gefeglihen Ordnung wider; 
ftreben follten, die Berfammlung zur Abgebung ihrer Mei- 
nungen zu veranfaffen. Winfcht ein Mitglied über einen 
nicht fhon in der Reihe der Verhandlungen liegenden Ge- 
genftand einen Vertrag zu thun, fo bat es der Verfammlung 
folches anzuzeigen und von dem Direktor die Bejtimmung 
der Zeit dazu zu gewärtigen. 
g. 4. 

Disfufjionen der zu verhbandelnden Gegen- 
fände. Die Disfuffionen in der Verfammlung erfolgen 
miündlih. Es ift aber feinem Mitglied verwehrt, feine 
Meinung fchriftlich zu übergeben, wenn nur der Gang der 
Geſchaͤfte dadurch nicht aufgehalten wird. Wichtigere Ge— 
genftände, wie Gefeg - Entwürfe, neue Vermwilligungen, 
-Bejchwerde, Führungen, werden in der Regel nicht fofort 
in der Sitzung disfutirt, in welcher fie zur Propoſition 
fommen, jondern erit in einer folgenden Sisung. Gollte 
e3 zweckmäßig fcheinen, dergleichen Gegenjtände, ehe fie 
zur Erörterung in allgemeiner Berfammlung fommen, erit 
befonders prüfen oder bearbeiten zu laſſen; fo fteht es der 
Berfammlung frei, hiezu einen Ausſchuß niederzufegen, und 
die von dieſem zu beachtende Gefchäfts- Behandlung zu be- 
ſtimmen. 

AR: 
Abſtimmung. Erft dann, wenn eine Frage volltändig 


534 


erörtert ift, wird zur Abftimmung gefihritten, wobei der 
Gegenftand immer in möglichft einfache Fragen anfzulöfen 
it, fo daß jeder Abjtimmende fih mit Sa oder Nein darü- 
ber erflären fan. Zu Faffung eines gültigen Befchluffes 
ift die Anmwefenheit von wenigjtend zwei Drittel fümmt- 
licher Landes’ Deputirten erforderlih. Jeder Deputirte 
muß feine Stimme felbjt abgeben, und es findet hier feine 
andre Stelivertretung Statt, als durch $.4. (Abtheilung 11. 
Kapitel 14.) bezeichnete Vertreter. Die Abſtimmung er- 
folgt von oben nad unten, der Direftor aber juspendirt 
fein Botum big zuletzt. Alle Befchläffe werden durch ab- 
folute Stimmen Mehrheit gefaßt. Im Falle der Stim— 
men. Gleichheit wird die Sache bei einer andern Sikung 
nohmals zur Abftimmung gebradt. Bleiben auch dann die 
Stimmen gleich, fo giebt die des Direftors den Ausichlag. 
Sn dem Brotofoll über die Abftimmung wird nur die Zahl, 
nicht aber der Name der für das Eine oder das Andre 
Stimmenden angegeben. Uebrigens fteht es jedem Mitglied 
frei, auf ein Scrutintum anzutragen. Dem Befchluffe der 
Mehrheit muß fih die Minderheit unterwerfen, fo daß die 
Beſchlußfaſſung in feinem Falle durch Proteftationen auf: 
oehalten werden kann. Es bleibt aber denjenigen, melde 
für die Unterlaffung einer befchloffenen Maasregel geſtimmt 
haben, nachgelaffen, die Gründe ihrer abweichenden Mei- 
nung fchriftlich zu den Aften zu geben, und darauf anzu— 
tragen, daß fie der höchiten Behörde mit angezeigt werden. 
Si 6. 

Form der Mitthbeilung zwifhen den Regie- 
rungs: Behörden und der Landſchaft. Alle landes- 
herrlichen Poſtulate und Anträge, fowie die landesherrit- 
chen Entſchließungen auf die Eingaben der Landichaft er- 
gehen in Neferipten nad) der in der Organifation des Gehei- 
menraths - Koflegiumd vom 21. April 1810 bezeichneten 
Form, unter Kontrafignatur des vortragenden Geheimen; 
raths. Die Landes» Regierung bedient ſich in ihren Mit; 
theilungen an die Landfchaft ebenfalls der Reſeripts-Form. 


= 
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Werden bei Gefeß + Vorjhlägen oder andern wichtigen Ge- 
genftänden mündliche Erläuterungen für zweckdienlich er: 
achtet, fo wird der Regent ein Mitglied oder einige Glie— 
der des geheimen Rathskollegiums oder der Regierung zu 
den Sigungen des Landtags abordnen, welche die Sadıe 
nad ihren Beweggründen entwiceln, jedoch der landftän- 
diſchen Abſtimmung und Beichlußfaffung nicht beiwohnen. 
Die Landichaft erjtattet Berichte, Erklärungen, Vorftelluns 
gen u. ſ. w., wobei fie fich derſelben Kurialien bedient, 
wie nachgefeste landesherrliche Behörden bei Berichts - Er: 
ftattungen. Im Fall abfälliger Erklärungen über landes— 
fürftliche Propofitionen hat fie die Grunde jedesmal voll- 
ftändig anzugeben, worauf der Regent entweder von dem 
Antrage abſteht, oder im Falle er die Sache noch nicht er- 
ſchoͤpft findet, denfelben, unter weiterer Anführung der dafür 
fprechenden Gründe, erneuert. 
FRE? 

Ausſchußtage (Konvente). Bei den Berhandlungen 
des Ausihuffes gelten die nämlichen Bejtimmungen, welche 
in $. S. des 14ten Kapıtels (IV. Abtheilung) und in den 
$.$. 3, 4, 5 und 6 dieſes Kapitels für den Landtag feit- 
gefeßt worden find. Die über die Berathung des Ausfchuf- 
jes zu führende Protofolle find fo zu faffen, daß die ühri- 
gen Landes Deputirten den Gang der Verhandlungen und 
die Gruͤnde, welche einen Befchluß oder ein Gutachten moti- 
virt haben, daraus erſehen fönnen. In dringenden und 
bei minder wichtigen Angelegenheiten fönnen die Meinuns 
gen der Ausfchug » Deputirten auch außer der Berfammlung 
fchriftlich eingeholt werden. Die Berichte und Erpeditionei 
des Ausſchuſſes ergehen nicht im Namen der gefammten 
Landſchaft, fondern unter feiner eignen Unterfchrift, und 
Refolutionen darauf werden an ihn gerichtet. 
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Fünfzehntes Kapitel N. 
Fuͤrſtenthum Liechtenſtein. 


Stimmenmehrheit bei Faſſung eines Landtags - Beſchluf⸗ 
ſes; Art der Abſtimmung und dabei zu beobachtende Ord⸗ 
nung. 


Die Berfaffung des Fürftenthums Liechtenftein enthält 
hierüber Nachitehendes 9): 

Die abfolute Mehrheit der Stimmen der am Landtag 
gegenwärtigen Stände, bildet einen Landtags - Beihluß, 
welcher Gefegfraft erhält, fobatd Wir ihm Unſere hoͤchſte 
Genehmigung werden ertheilt haben. Zu dieſem Behufe 
bat Unfer Iandesfürftlider Kommiffar nad vorheriger 
deutlicher Erklärung des zu berathenden Gegenftandes, die 
Umfrage durch abmwechielndes Aufrufen eines geifilichen und 
eines weltlichen Standes, bei jenem anfangend, zu thun, 
jede einzelne Aeußerung, nebit den anzugebenden Beweg— 
gründen durch den Amtsfchreiber zu Protofol nehmen, das 
Reſultat demfelben furz beifügen zu laffen, und die fo ins 
firuirten Landtags » Befchlüffe an Uns zu befördern. 


hi 


Sechszehntes Kapitel, 
Fürftentbum Walded. 


Form der VBorfchläge und Anträge; Art der Abjtimmung 
darüber; Sammlung der Stimmen durch Kugelung; Ab- 
lehnung eines Iandesherrlichen Antrags durch die Stände; 
Verſuch zur Vereinigung; Stimmengleichheit. 


1) Was das Fürftenthum Schmwarzburg: Rudolftadt betrifft, fo 
fommt über den Gegenftand diefer fünften Abrheifung weder in 
der Verprdnung vom 8. Januar 1816, noch in der Erklärung 
vom 21, Aprif 1821 etwas vor, 

2) Fürſtl. Liechtenfteinifche DVerfaffung vom 9, November 1818, 
9.17, ©. Konftitut, der europäifchen Staaten, Zheil3, S. 433. 
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Hierüber beftimmt der Fuͤrſtl. Waldedifche Landesver- 

trag Folgendes ’): 
I ae <- 

Borfchläge und Anträge aller Art, welche den Landitän- 
den zu machen find, follen in der bisher üblich geweſenen 
Form, nämlich durch Unfere Regierung, an fie gelangen. 

Die Art, wie fie darüber abftimmen wollen, bleibt ihnen 
ganz überlaffen; jedoch follen, fo oft der Syndifus ?) es für 
nöthig erachtet, die Stimmen durch Kugelung gefammelt 
werden, und ficht es jedem Mitgliede frei, zu verlangen, 
dag die Disfuffion, über den zur Berathung vorliegenden 
Punkt, auf den andern Tag verlegt und ihm erlaubt werde, 
feine Anficht der Verfammlung fohriftlich vorzulegen. 

—— 

In den Faͤllen, wo die Erklaͤrung der Staͤnde ablehnend 
iſt, muͤſſen die Gruͤnde dazu angegeben werden, und be— 
halten Wir Uns vor, den gemachten Vorſchlag oder Anz 
treg, unter Auseinanderfegung aller dafür fprechenden 
Gründe, durdy Unfere Regierung wiederholen zu laſſen, 
allenfalls auch, bei beharrlicher Ablehnung, den befragten 
Gegenftand zur Berathung an die gefammten Stände ge- 
langen zu laſſen. 

Sollte aber auch hierdurch der Zweck nicht erreicht wer— 
den; fo foll eine Kommiffion, aus einem berrichaftlichen 
Diener und einem landſchaftlichen Mitglied, niedergefegt 
werden, welche die Sache prüft und, wo möglih, eine 
Vereinigung zu Stande bringt. Würde aber auch diefer 
Verſuch fehlfchlagen, jo werden die Verhandlungen, in fo: 
fern fie Steuern und Verwilligungen nicht betreffen, an 
eine auswärtige Suriften- Fakultät oder an das Appella— 
tiond= Gericht eingefandt. Die Wahl einer diefer Behörden 


1) Sürftt. Wald. Landesvertrag vom 19, April 1816. $ 28, 29 
und 30. Konflitut. der europäifchen Staaten. 3ter Theil. S. 368. 

2) Der Direktor leitet mit dem Syndikus die Gefhäfte (Schluß 
des $. 27 des Landes: Vertrags, fiehe Abtheilnng IV. Kapi: 
tel 17, $, 1.) 
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bleibt den Landſtaͤnden Hberlaffen, und im Kal folche auf 
eine Fakultät fällt, haben diefe die Kommiſſarien zu be— 
fiimmen, müffen aber darunter Berfchwiegenheit angeloben. 
(Abtheil. IV. Kap. 17. $. 5.) 
6: 
Bei eingetretener Stimmengleichheit giebt das Botum 
des Landjyndifus den Ausschlag. 


Siebenzehntes Kapitel). 
Fürftentbum Lippe» Detmold. 


Dhliegenheiten des Landjchafts » Direftors; Gefchäfte 
des Syndifus; Berathung in einer Kammer; Befanntma- 
hung einer weiteren Gefchäfts- Drdnung; Deffentlichfeit 
der Berathichlagungen; nothwendige Anzahl der Mitglieder 
der Stände - Verfammlung zur Faſſung eines Ieſolnges 
Form der Abſtimmung. 


Die Fuͤrſtl. Lippe-Detmoldiſche RE Re 

enthäft hieriber nachitehende Beitimmungen ?): 
Sunkk | 

Der Landtags» Direktor, jedesmal nur für die Dauer 
des Landtags gewählt, mit dem feine Amtsführung beginnt, 
dauert und endigt, last fi mit dem Direktor eines jeden 
hoͤhern Kollegs vergleichen. Ihm werden die landesherr- 
lichen Erlaſſe behändigt, ‚er legt fie dem Landtag zur Be- 
rathbung und Beantwortung vor, und unterzeichnet mit den 
drei Ausschuß» Deputirten alle Ausfertigungen des Land— 
tags. An ihn find alle Eingaben uͤberſchrieben, er wacht 
Darüber, daß nichts vorfalle, was dem Landtag die allge- 
meine Achtung entziehen fönnte, und feine Stelle iſt in 
jedem Betracht ein Ehrenamt. 


1) Die Verordnung wegen Einführung einer landſtändiſchen Ver— 
faff. in dem Fürſtenthum Schaumburg = Lippe enthält Peine. den 
Gegenſtand diefer Abtheitung betreffende Verfügungen. 

2) Berfaffungs= Urkunde vom 8. Juni 1819, 9.56 und 59, 45—47. 
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wer} 

Der Syndifus führt, als Sefretär des Landtags, über 
alfe eingehende Sechen und darauf gefaßte Befchlüffe ein 
volljtändiges tabeilariiches Verzeichnif und in den Verſamm— 
lungen das Protofoll. Er verfertigt die Gutachten und 
alle andere Auffäge in ftändifchen Angelegenheiten, ohne 
felbjt dabei ein Botum zu haben, er muß die Regiftratur 
wohl verwahren und, zur fchnellen Auffindung der bend- 
thigten Akten, in größter Ordnung erhalten. 

WERT 

Die Landes- Abgeordneten beratbichlagen in einer Kam— 

mer und erhalten eine weitere Gefchäftsordnung. 
S.1- 

Die Beratbihlagungen des Landtags gefchehen öffent: 
(ih, doh kann die Kammer das Abtreten der Zuhörer in 
Dazu geeigneten Fällen verlangen. Die Refultate des Land- 
tags folien in paßlicher Form und Kürze durch den Druck 
befannt gemacht werden. 

Bi 

Zu einem gültigen Beſchluß bedarf es der Anweſenheit 
ven wenigiiens zwei Drittheilen der Pandes - Abgeordneten. 
Der Landtags - Direktor, welcher jeden Gegenitand zur Be- 
rathung vorträgt, fucht denfelben in vollfommeniter Klar; 
heit darzufegen und nad Möglichkeit auf einfache Fragen 
zurüczubringen. Im Fall entfchiedener Stimmenmehrheit 
it der Beichluß gefaßt, Stimmengleichheit veranlaft die 
Wiederholung des Gegenftandes in einer zweiten Sigung, 
und dauert fie auch alsdanır noch fort, die Entfcheidung 
des Landesherrn. 


Achtzehntes Kapitel. 
Tyrol 


Landes: Hauptmann und Land» Marfchall; Rechte und 
Obliegenheiten des Landes-Hauptmanns; Art der Abftim- 
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mung, Gefchäfte des ftändifchen Sefretärs, Form bei der 
Korrefpondenz der Stände, 


Die Stände -Berfaffung für Tyrol enthält hierüber 

Folgendes '): 
Aa 2 

Bei dem großen Ausfhuß - Kongreß hat der Landes - 
Hauptmann den Borfis und der Land-Marſchall das Di- 
reftortum zu führen. Dem Landes- Hauptmann ſteht das 
Recht zu, feine Stimme vorauszufchiden, oder zuletzt ab- 
zugeben, und ift ihm unbenommen, felbft die Stimmen zu 
ſammlen. Der Land-Marfhall hat fein eignes Votum. 
Der Landes - Hauptmann hat die Gegenftände der Berath- 
Ihlagung zu eröffnen, und der Generafreferent feine hieruͤ— 
ber vorbereiteten Ausarbeitungen mit feinem voto infor- 
anativo vorzutragen, worauf die Abftimmung mit reihen- 
weifer Aufrufung der anmwefenden Mitglieder zu erfolgen 
bat. In Verhinderungsfällen des Landes- Hauptmanng und 
des Land-Marſchalls bat im erften Falle Unfer bei dem 
Gubernium beftimmte Hofrath, als Iandesfürftlicher Kom- 
miffär, die Funftionen des Landes- Hauptmanns, und im 
legtern alle der erjte VBerordnete vom Adelſtande jene 
des Land -Marfchalls und diefer in der Art zu beforgen, 
Daß er zugleich feine Stimme als Verordneter demungeady- 
tet beibehalte. Der ftändifche Sefretär ift dazu beftimmt 
unter Aufficht des Land -Marfhalls das Protofoll zu ver- 
faffen, und der Landes- Hauptmann bat fodann den Be— 
Ihluß zu proklamiren. Die Auffäße find von dem Gene- 
rals Referenten und den ftändifchen Sefretären zu verfaffen, 
yon dem Landes: Hauptmann und Lands Marfchalle zu ge- 
nehmigen, fonah im Namen der Stände auszufertigen, 
und von dem Landes; Hauptmann ſowohl als dem Land» 
Marfchall zu unterzeichnen. 


1) Stände: Verfafung von Tyrol vom 24. März 1818. $.15 u. 18. 
S. Konftitut, der europäifchen Staaten, Th, 2, Seite 105. 
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Die Stände haben in ihrer Korrefpondenz an Uns und 
Unſere Hofjtellen die Form der Berichte, bei Eingaben an die 
Landes-Stellen die Form der Erfuchfchreiben, an alle landes- 
fürftlihe Behörden die Form der Noten zu beobadhteır. 
Sn allen Gelegenheiten, wo Wir den Ständen unmittelbare 
Eröffnung machen, wird diefes durch Reſcripte gefchehen. 
Unfere Hofitellen haben, wie es auch vormals üblich war, 
mit den Ständen nur dur das Gubernium zu forrefpons 
diren, welches le&tere mit den Ständen die Korrefpondenz 
mit Noten zu führen bat. 


Reunzehntes Kapitel. 
Freie Stadt Franffurt,. 


Sunere Einrichtung des gejeggebenden Körpers; Oblie— 
genbeiten des Präfidenten und des Vice - Präfidenten; Ne: 
den der Mitglieder; Ausnahme von der Regel, daß alle 
Deliberations- Punkte nur von dem Senate an den geſetz⸗ 
gebenden Koͤrper zu gelangen haben. 


Hieruͤber beſtimmt die ſogenannte Ergaͤnzungs-Akte 

Folgendes 9: 
5 

Innere Einrichtung des geſetzgebenden Koͤrpers. 

Die nachfolgenden Sitzungen beſtimmt das Präfidium, 
welches nebjt den beiden Bicepräfidenten einen befonderr 
Sitz in der Mitte des Verfammlungs- Saale mit. den 
Sefretarien nimmt. Die Pläge der übrigen verbürgerten 
Mitglieder aber bejtimmt ſich für jede Sigung, wie bei 
der erſten, fortwährend nach dem Loofe, deren Zahl ſich 
nun um fieben vermindert. 


1) Ergänzungs: Afte vom 13. July 1816. Art. 15 zum Theil und 
Art. 16. S. Konftitutionen der europäiſchen Staaten. Ih. 2. 
S. 385. 
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An dei gefeisgebenden Körper gelangen in der Kegel 
alle Borträge von dem Genate durd das Präfidium. 

Der Präfident, unter Mitberathung der beiden Bice- 
präfidenten, fertigt zu dem Ende ein Berzeichniß der zu 
berathbenden Gegenftände, deffen Einficht fammtlihen Mit: 
gliedern einige Tage früher offen liegt. Findet es die 
Berfammlung nöthigz; fo werden befondere Ausſchuͤſſe zur 
Vorbereitung der einzelnen Gegenftände ernannt, welche 
fodann in die Deliberationg - Sefjion einen Vortrag daruͤ— 
ber erftatten. 

Ber allen Deliberationen fteht e8 jedem Mitgliede frei, 
bevor umvotirt wird, feine Gründe für und wider die An- 
nahme mindlich vorzutragen und hören zu laffen, zu wel: 
chem Ende man fi) Tags vor der Sitzung bei dem Sefre 
tariat anmeldet. Diefes verzeichnet die Namen der Mit- 
glieder, welche für oder wider fprecdhen wollen, in der 
Ordnung, wie fid) folche angemeldet haben, und ftellt fol: 
ches Verzeichniß dem Präfidenten, zu feiner Maasnehmung 
und um diefe Ordnung im Aufrufen beobachten zu koͤnnen, 
zu. Sind die Disfuffionen Über einen Gegenftand geſchloſ— 
fen, fo wird nur mit wenigen Worten ohne Einmiſchung 
von Gründen auf den Aufruf des Präfidenten oder. Bice- 
gräfidenten, welche zulegt ſtimmen, votirt. 

. 2 
Ausnahme von der Regel, daß alle Delibera- 
tions-Punfte nur vom Senate an den gejeß- 
gcbenden Körper zu gelangen haben. 

Ausnahmsweiſe follen außer dem Genat am ben ge- 
fegebenden Körper ſchriftliche Vorträge gelangen laſſen 
fönnen: 

1) Der ftändige Birger - Ausfhuß als foldyer , und 

2) jedes einzelne Mitglied des gefeßgebenden Körpers. 

In diefen beiden Fällen tritt aber eine beſondere Verfah— 
rungsweife ein. Es entfcheidet nämlich der gejeßgebende 
Körper vorerft durch Mehrheit der Stimmen über die Zu— 
Läffigfeit des Gegenftandes überhaupt zur Deliberation. 


wi ,; 
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Wird für die Zuläffigfeit befhloffen, fo wird der Ans 
trag dem Senate, um fich darüber zu Außern, mitgetheilt. 
Hält der Senat dafitr und erflärt fi) bahin, daß der Ge- 
genftand nicht bei diefer gegenwärtig gefeßgebenden Ver— 
fammlung, oder doc) alebald in Deliberation fommen follte; 
fo wird der Gegenjtand in zwei auf einander folgenden 
Sigungen abfefend vorgetragen, und es kann erft in einer 
dritten Sißung und zwar nur durch eine Mehrheit von ?/, 
der Stimmen entſchieden werden, daß der Gegenftand, 
deſſen ungeachtet in der jegigen Verſammlung in einer Für: 
zern oder längern Zeitfrift zur Abftimmung gebracht, oder 
daß er der nädhftfünftigen Jahres-Verſammlung vorbehal: 
ten ſeyn fol. Andre zur Handhabung der Stimmfreibeit, 
der Drdnung und fonften. hinzielende Vorſchriften bleiben 
dem gefeßgebenden Körper lediglich überlaffeı. 


— ——XX— 


Siebenter Abſchnitt. 


Bon dem Staatsgut, dem Kammergut x. 





Einleitung, 


Die Kammergüter gehörten urfprünglih in der Regel 
den Fürften und ihren Familien allein und waren fchon 
in ihrem Befig, als die Fürften Landesherrn wurden. Gie 
dienten alsdann, fowie vorher, zur Unterhaftung des re; 
gierenden Haufes, des Hofitaats, der Dienerfchaft und 
zur Bejtreitung fonftiger gewöhnlichen Ausgaben. 

Nach der Art, wie die deutfchen Staaten entftanden 
find, ift dies wohl als Regel anzunehmen. Diefes ur: 
fprünglihe Verhältniß wurde aber durch die Folgezeit fehr 
verändert; denn theil$ wurden die von dem Fürften ver— 
kauft oder verfegt gewefenen Kammergüter von den Stäns 
den aus Staatsmitteln wieder erfauft oder eingelößt und 
ihm als Staatsgut überlaffen, theils erhielt der Fürft vom 
Kaifer zur Belohnung der ihm und dem Neich geleifteten 
Dienfte, Faiferliche oder Reichs: Domänen. Diefe wurden 
nicht Privat: Eigenthbum des Fürften, fondern Staatsgut. 

Dem Herfommen und den Gefeken in den meijten deut— 
[hen Staaten gemäß, wurden von den Einkünften Diefer 
Güter, die man in neuern Zeiten Domänen nannte '), 
die gewöhnlichen Regierungs-Laſten beftritten, fie dienten 


1) Die ehemaligen Domänen oder Kammergfiter der jebigen Stan: 
desherrn führen meift diefen Namen noch fort, obgleich fie jest 
in der Regel wie Privatgut behandelt werden und der Name 
ftandesherrliher Grundgürer ihrem jesigen Verhältniß angemef- 
fener feyn möchte, Klüber 6. R. d, d, B. Note e) zum $. 252, 
Seite 552, 


Bu — 
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‚aber auch zum Unterhalt der regierenden Familie und zur 


Beitreitung der Koften des Hofitaats ). Das frühere Ver— 
haͤltniß diefer Güter war fo in den meiften deutfchen Staa: 
ten verändert. Als Beſtandtheil des Staats - Vermögens 
(Staats » Domänen, Kron-, Staats- oder Kammergüter) 
wurde der Ertrag derjelben zum Staats-Aufwand beftimmt. 
Daher ward auch in der Regel ihre Subjtanz für un: 
veräußerlich erklärt und bei Repraͤſentativ-Verfaſſungen 
die Einwilligung der Stände zu ihrer Veräußerung erfordert. 

Sind diefe Güter jedoch nach dem partifulären Staats— 
recht oder in Gemäßheit eines befonderen Rechts - Titels. 
ganz oder zum Theil Eigentum des Negenten oder fidei— 
fommifjarifches Haus» oder Familien s Eigenthbum des Res 
genten = Haufes geblieben oder dafür erflärt worden, fo 
ſteht der Veräußerung gewöhnlich fein SHinderniß in dem 


Meg, wenn nicht dur ein bejonderes Arrangement mit 


den Landſtaͤnden die Givillifte des Fürften auf den Er- 
trag diefer Güter angewiefen it. 

Auch jest werden hinfichılich der Domänen verfchiedere 
Grundfüge angenommen. So z. 3. erflären die Berfaf- 
fungs-Urfunden von Naffau und Baden beitimmt, daß 
die Domänen unftreitiges Patrimonial- Eigenthum des Res 
genten und feiner Familie fegen. In andern Verfaſſun— 
gen wird von der Eigenſchaft der Domänen gefchwiegen, 
zu ihrer Veräußerung aber unbedingt die Einwilligung der 
Stände erfordert. 

Verſchieden von den Kammergätern find die fogenanns 
ten Chatoull- Güter ’), deren Einkünfte nicht in die Staats; 


2) Wenn vormals die Domänen und Negalien der Regenten and: 
reichten, den Aufwand des Hofes und die Bedürfniffe des Staat 
zu deden, fo ward Schon im ausgehenden Mittelalter für außer: 
ordenilihe DBedürfniffe des Staats die Bewilligung von 
Steuern nöthie. Polis, die Staatswiſſenſchaften im Lichte 
unferer Zeit. 1r. Theil, 47. Seite 504, 

3) In dem preußifchen Staat ward diefer Unterſchied aufgchsben. 
Klüser ö. R. d. d. B. Note d) zum $. 252. ©. 552. 

11. Bd, 35 
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Kaffen fließen, Sondern unmittelbar an den Landesherrn 
eingefehickt werden und worüber derſelbe die freie Bermal- 
tung und Dispofition vorbehalten hat, Diefe gehören zum 
Privat: Vermögen des Fürften und werden bei feinem Ab- 
(eben als Privat: Nachlaß behandelt. 

Diefes vorausgeſchickt, werden die einzelnen Kapitel das— 
jenige enthalten, was hinſichtlich der Domänen in den Ver— 
faffungs » Urkunden der verfchiedenen deutſchen Staaten 
feftgefeßt worden ift. 





Erites Kapitel. 
Königreih Preußen. 


Nach dem Königl. Preuß. Edifte vom 17. San. 18209 
find nicht nur fammtliche Staats- Schulden unter die Gas 
rantie der Fünftigen Reichsftände, ohne deren Zuftimmung 
diefelben nicht vermehrt werden koͤnnen, gefiellt, fondern 
auch den Staats» Gläubigern die landesherrlihen Domaͤ— 
ten und deren Einfünfte unter der Aufficht einer vereide- 
ten Kommiſſion dergeftalt verpfändet, daß die Hypothefen- 
Behörden nur gegen die Quittung der Hauptverwaltung 
der Stants- Schulden in Anfehung der Staats: Domänen 
Peränderungen im Hypothefen- Buche vorzunehmen befugt 
find. Nach einer Fürzlich ergangenen Deflaration gehören 
hierher alle unter der Verwaltung des Finanz» Minifteriums 
ftehenden Domänen, mit Inbegriff der aufgehobenen Klo: 
fter und geiftlihen Stiftungen, welche in dem angeführten 
Gefese vom 17. Januar 1820 mit Stillſchweigen übergan- 
gen worden waren. Alle die übrigen zufälligen Einnahmen, 
welche von der Domänen: Berwaltung nicht refjortiren, 
und in der ergangenen Deklaration näher beftimmt find, 
gehörten fchon nach dem Gefeg vom 17. Jannar 1820 zur 
gewöhnlichen Stantd- Einnahme. Dagegen neu iſt die 





1) Der Staatsbote, eine allgemeine ſtaatswiſſenſchaftliche Zeitung ic. 
vom 2. Yugufl 1326. N. 10, 


einverleibt angejehen. 
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Beſtimmung, daß es der Regierung zur Erreichung befon- 
derer Staats-Zwecke, als zur Anlegung von Schulen und 
anderer nüglihen Anjtalten, fünftighin erlaubt feyn fol, 
auch verpfändete Domänen zu verwenden. 

Was in der fünftigen Berfaffungs-Urfunde des Preuf- 
fiichen Staats binfihtlih der Domänen beftimmt werden 
wird, fteht zu erwarten. | 


Zweites Kapitel. 
Königreib DBaiern. 
4» 
Die Königl. Baierifhe Berfaffungs-Urfunde enthält 
darüber Folgendes '): 
$. 1. 
Der ganze Umfang des Königreichs Baiern bildet eine 
einzige untheilbare unveräußerliche Geſammt-Maſſe aus 
fimmtlihen Bejtandtheilen an Landen, Leuten, Herrfchaf: 
ten, Gütern, Regalien und Renten mit allem Zugehör. 
Auch alle neuern Erwerbungen aus Privattiteln, an un: 
beweglichen Gütern, fie mögen in der Haupt- oder Neben: 
linie geſchehen, wenn der erſte Erwerber während feines 
Lebens nicht darüber verfügt hat, fommen in den Erbgang 
des Mannsjtanımes, und werden als der Gefammtmaffe 


Ge 2; 

Zu dem unveräußerlichen Staatsgute ), welhes im 
Fall einer Sonderung des Staats: Vermögens von der 
Privat» Berlaffenichaft in das Inventar des Ießteren nicht: 
gebracht werden darf, gehören: 


1) Königl. Baier. Bert. Urk. Zitel II. Don dem Staatsgute, 
S. Konflitutionen der europäifhen Staaten, 3r Theil. ©. 112, 
2) Mit dem hier folgenden beweglichen Staategut kann der Mo- 
narh nah Zeit und Umfländen zweckmäßige Veränderungen 
pornchmen, 
35 * 
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41) alle Archive und Regiſtraturen; 08 

2) alle Öffentlichen Anfalten und Gebäude mit ihrem 
Zugehör; , 

3) alles Geſchuͤtz, Munitien, alle Militär - Magazine 
und was zur Kandeswehr nöthig ifi; 

4) alle Einrichtungen der Hof- Kapellen und Hof-Aem⸗ 
ter mit allen Mobilien, welche der Aufficht der Hof 
ftäbe und Hof > Intendangen anvertraut und zum Be— 
darf oder zum Glanze des Hofes beftimmt find; 

5) Alles, was zur Einrichtung oder zur Zierde der Re— 
fidenzen und Ruftfchlöffer dient; 

6) der Hausfhag und was von dem Erblaffer mit dem: 
felben bereits vereinigt worden iſt; 

7 Alle Sammlungen für Kuͤnſte und Wiffenfhaften, 
als: Bibliothefen, phyſikaliſche, Naturalien = und 
Muͤnz-Kabinette, Antiquitäten, Statuen, Sternwar— 
ten mit ihren Snftrumenten, Gemählde- und Kupfer; 
ftih - Sammlungen und fonftige Gegenfiände, die zum 
Öffentlichen Gebrauche oder zur Beförderung der Künfte 
und Wiffenfchaften beftimmt find; 

8) alle vorhandenen VBorräthe an baarem Gelde und 
Kapitalien in den Staats-Kaſſen; 

9) alles, was aus Mitteln des Staats erworben wurde?). 

Ge 
Sämmtliche Beftandtheile des Staatd-Gutd*) find auf 
ewig unveränßerlich vorbehaltlich der weiter folgenden Mo- 
dififationen. 
$. 4. 
Ald Veräußerung de3 Staatd- Cuts ift anzufehen, nicht 
nur jeder wirffiche Verkauf, fondern auch eine Schenfung 


3) In Beziehung anf diefen $. ift am 9. März 1823 ein Geſetz 
erfchienen, welches diefem Kapitel unter II. angefügt ift. 

4) Hier wird auf die Pragmatif vom 20, Octbr. 1804, deren noch 
geltende Beftimmungen in die Verfaffunge: Urkunde aufgenom— 
men werden, verwiefen. Mas über die Primogenitur bemerkt 
ift, iſt im 111. Abſchnitt angeführt worden, 
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unter den Lebenden, oder eine Vergebung durch eine letzte 
Willens: Verordnung, Verleihung neuer Leben, oder Bes 
fhwerung mit einer ewigen Lajt, oder Verpfändung oder 
Hingabe durch einen Vergleiy gegen Annahme einer Summe 
Geldes. 

Auch kann feinem Staatsbürger eine Befreiung von 
den Öffentlichen Laſten bewilliget werden. 

5. 5. 

Die bisher zur Belohnung vorzüglicher dem Staate ge- 
leifteter Dienjte verlichenen Kehen, Staats - Domänen und 
Renten find von diefem Verbote audgenommen. 

Auch ſteht dem Könige die Wiederverleihung heimfals 
lender Lehen jederzeit frei. 

Zu Belohnung großer und beftimmter dem Staate ge— 
leifteter Dienite fönnen auch andere Staats» Domänen oder 
Renten, jedody mit Zuftimmung der Stände °), in der Ei— 
genihaft als Mannlehen von der Krone verliehen werden. 

Anmwartichaften auf Fünftige der Krone heimfallende 
Güter, Renten und Rechte fönnen eben fo wenig als auf 
Aemter oder Würden ertheilt werden. 

$. 6. 

Unter dem Beräußerungs-Berbote find ferner nicht be— 
begriffen: 

1) alle Staatshandlungen des Monarchen, welche inner: 
halb der Grenzen des ihm zuftehenden Regierungss 
Rechts nad) dem Zwecke und zur Wohlfahrt des Staats 
mit Auswärtigen oder mit Unterthanen im Lande ber 
Stamm- und Staatsgüter vorgenommen werden; ing: 
befondere was 

2) an einzelnen Gütern und Gefällen zur Beendigung 


5) Deshalb it auch im Titel VIT. 5. 18, bemerkt: „Eben fo ift 
ihre (der Stände) Zuftimmung zur Verleihung von Staats: 
Domänen oder Staats-Nenten zu Belchnung großer und be: 
fimmter dem Staate geleifteter Dienfte erforderlich.” Siche 
Abſchnitt VI. Abtheilung IV. Kapitel 2, 5. 36, 


Ds 


m 


un 
an 
er) 


eines anhaͤngigen NRechtsftreits gegen Erhaltung oder 
Erlangung anderer Güter, Renten und Rechte, oder 
zur Grenz Berichtigung mit? benachbarten Staaten, 
| gegen anderen"angemeffenen Erfat abgetreten wird; 
3) was gegen andere Realitäten und Rechte von gleichem 
Werth vertaufcht wird; 
alfe einzelnen Beräußerungen'oder Beränderungen, 
weiche bei den Stantsgütern dem Staatszweck gemäß 
und in Folge der bereits erlaffenen Vorſchriften, nad) 
richtigen Grundfäßen der fortfchreitenden Staatswirth— 
fchaft, zur Beförderung der Landes - Kultur oder fonit 
zur Wohlfahrt des Landes, oder zum DBeften des 
Staats-Nerars und zur Aufhebung einer nachtheili: 
gen Selbfiverwaltung, für gut gefunden werden, 
55 
Sn allen dieſen Faͤllen dürfen jedoch die Staats- Ein- 
fünfte nicht gefehmälert, fondern es fell als Erſatz entwes 
der eine Domanifal-Nente — wo möglich in Getreide — 
dafür bedungen, oder der Kaufjchilling zu neuen Erwer— 
bungen oder zur zeitlichen Aushülfe des Schuldentilgungs- 


4 


— 


fonds oder zu andern das Wohl des Landes bezielenden 


Abfichten verwendet werden. 


Il. 

Geſetz vom 9. März 1823, betr. die Erweiterung des 
$, 2. unter J. diefes Kapitels . 

Wir haben Uns von der Nothwendigfeit uͤberzeugt, die 
Beftimmung des $. 2. Ziffer 7 des III. Titels der Verfaſ— 
fungs-Urkunde (Abſchn. VII. Kap. 2. 6. 2.), das Staats, 
gut betreffend, zu mehrerer Deutlichfeit und Genauigfeit 
derfelben zu erweitern, und verordnen deshalb, nah Ver⸗ 
nehmung Unferes Staatsrathes und mit Beirat) und Zu: 


4) Gefesblatt für dası Königreich Baieru. J. Stück. Montags 
den 10, März 1828, 
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ſtimmung Unſerer Lieben vnd Getreuen, der Staͤnde des 
Reichs, unter genauer Beobachtung der im $. 7. Titel X, 
der Berfafjungs-Urfunde (Abſchn. VI. Abth, IV. Kay. 2. 
$. 41. und Abſchn. XI. Kap. 2. $. 7.) vorgefchriebenen 
Formen, wie folgt: 

Yrt. 1. 

Gegenftände, welche fich in den, im $. 2. Ziff. 7. des 
111. Titels der Berfaffungs-Urfunde (Abſchn. VII. Kap. 2. 
$. 2.) gedachten Sammlungen befinden, aber weder aug 
Staatsmitteln, noch durch Staatsverträge, noch in fideis 
fommiffarifcher Eigenfchaft, fondern aus den, dem Monar— 
chen zur Privatdispofition geftellten Einnahmen oder aus 
fonjtigen Privattiteln erworben und dem Vermögen des 
Staates und der Krone nicht förmlich einverleibt wurden, 
fohin zu der Privatverlaffenichaft des Monarchen gehören 
und als Ddejjen Privat» Eigentbum unter der Fertigung 
derjenigen Staatsbeamten, welchen die Aufficht über die 
treffenden Sammlungen anvertraut ift, in den Berzeichnif- 
fen vorgemerkt find, gehen in das Privat - Eigenthum der 
Erben über, und verbleiben auch dann in folchen, wenn 
diefelben fie ferner, jedoch mit der geeigneten Bemerkung 
in den Berzeichniffen, bei diefen Sammlungen belaffen. 

Art. U. 

Gegenwärtiges Gefes foll als ein Grundgeſetz des Reis 
ches angefehen werden; e8 hat, vom heutigen Tage anfan— 
gend, die Kraft, als ftünde es wörtlich in der Verfaffungs - 
Urfunde ſelbſt, und kann nur in der durch den S.7. Titel X. 
der Verfaſſungs-Urkunde (Abſchn. VI. Abth. IV. Kan. 2. 
5. 4. und Abſchn. Xl. Kap. 2. 8.7) vorgefhriebenen 
Art verändert werden. — 9. März 1828, 


Drittes Kapitel, 
Königreih Württemberg 9. 


Die Könige. Würtembergifche Verfaffungs - Urfunde bes 

ſtimmt über diefen Gegenſtand Folgendes >): 
Pe 

Saͤmmtliche zu dem vormaligen Herzoglich Wuͤrttem— 
bergifchen Familien - Fideifommiffe gehörigen, fowie die von 
dem Könige neu erworbenen Grundftüde, Gefälle und 
nußbaren Rechte, bilden, mit Ausschluß des fogenannten 
 Hof-Domänen - Kammerguts, das Fönigliche Kammergut. 

$. 2, 

Auf demſelben haftet die Verbindlichkeit, neben den pers 
fönfichen Bedürfniffen des Königes, als Staats-Ober— 
hauptes und der Mitglieder des Fönigfichen Haufe, aud) 
den mit der Staats-Verwaltung verbundenen Aufwand, 
fo weit es möglich ift, zu beftreiten; c8 kommt ihm daher 
die Eigenschaft eines von dem Königreich unzertrennlichen 
Staatsguts zu. 

RN 

Das Kammergut ift in feinem wefentlichen Bejtande zu 
erhalten und kann daher ohne Einwilligung der Stände 
weder durch Veräußerung vermindert, noch mit Schulden 
oder fenft mit einer bleibenden Laſt befehwert werden. 

Als eine Bermindernng des Kammerguts iſt es jedoch 
nicht anzufehen, wenn zu einer entfchieden vortheilhaften 
Erwerbung ein Geld. Anlehen aufgenommen, oder zum 
Vortheil des Ganzen eine Beräußerung oder Austaufhung 
einzelner minder bedeutender Beftandtheile deffelben vorges 
nommen wird. Es muß aber den Ständen in jedem Jahre 
eine genaue Berechnung über den Erlöß aus ſolchen Der: 

1) Ju der Hannöverifchen Iandftändifchen Verfaffungs: Urkunde Fom: 

men Feine hierher gehörigen Beftimmungen vor, 

2) Königl. Württemb. Werfaff. Urkunde $. 102, 103, 107, 108, 

109 zum Theil, and 87. S. Konjtiturionen der europ. Staa⸗ 
ten, heil, 3. Seite 291. 
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Außerungen und über deffen Wiederverwendung zum Grunds 
ftodfe vorgelegt werden. 

Auch ift unter Veräußerung der Fall nicht begriffen, 
wenn vom Könige ein heimfallendes Lehen zur Belohnung 
ausgezeichneter Berdienjte um den Staat wieder verliehen 


wird, 
S. 4 


Das oben ($.1.) erwähnte Hof- Domänen - Rammergut 
it ein Privat-Eigenthbum der koͤnigl. Familie, deffen Ber: 
waltung und Benusung dem Könige zufteht; der Grund 
fo darf aber nicht vermindert werden; es gelten jedoch, 
was die Aufnahme von Geld -Anlehen zu einer vortheil- 
haften Erwerbung und die Beräußerung oder Austaufchung 
einzelner minder bedeutender Beitandtheile zum Vortheil 
des Ganzen betrifft, die bei dem Kammergut angegebenen 
Verwaltungs - Grundfäüße. Zu den allgemeinen Landes— 
Laften liefert das Hof: Domänen: Kammergut feinen Beitrag, 
und zwar, foweit es bisher fteuerfrei war, gleich anderen 
früher ftenerfreien Gütern. 

S. 5. 

Soweit der Ertrag des Kammerguts nicht zureicht, wird 

der Staatsbedarf durch Steuern beftritten. 
$. 6. 

Alle Subfidien und Kriegs - Kontributionen, fowie an— 
dere ähnliche Entfchädigungs- Gelder und fonftige Ermer- 
bungen, welche dem Könige zu Folge eines Staatsvertragg, 
Bündnifjes oder Krieges zu Theil werden, find Staates - 
Eigenthun. 


Viertes Kapitel. 
Großherzogthum Baden. 
Die Großherzogl. Badiſche Verfaſſungs-Urkunde enthaͤlt 
darüber die nachſtehenden Beſtimmungen ?): 


3) Sroßherzogl. Badiſche Verfaſſungs-Urkunde $. 58 und 59. 
©. Konſtit. der europäifchen Staaten. 3r Theil. S. 357. 
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Biel: 
Es darf feine Domäne ohne Zuftimmung der Stände 
veräußert werden. (Abſchnitt VI. Abtheil. IV. Kapitel 5. 
$. 14.) Ausgenommen find die zu Schufdentilgungen be; 
reits befchloffenen Beräußerungen, Ablöfungen von Lehen, 
Grbbeftänden, Gülten, Zinfen, Frohndienſten, Berfäufe 
yon entbehrlichen Gebäuden, von Gütern und Gefällen, 
die in benachbarten Staaten gelegen find und alle Beräuße- 
rungen, die aus ftaatswirthfchaftlichen Ruͤckſichten zur Be: 
förderung der Landes- Kultur oder zur Aufhebung einer 
nachtheiligen eigenen Verwaltung gefhehen. Der Erlös muß 
aber zu neuen Erwerbungen verwendet oder der Schulden 
tilgungs » Kaffe zur Verzinfung übergeben werden. Ausge— 
nommen find auch die Tauſche und Veränßerungen zum 
Zweck der Beendigung eines, über Eigenthums- oder Dienft- 
barfeits » Berhältniffe anhängigen Rechtsſtreits; ferner die 
Miedervergebung heimgefallener Thron-, Nitter- und Kam— 
mer-Lehen während der Zeit der Regierung des Negenten, 
dem fie felbft heimgefallen find. ?). 
E28 
Ohngeachtet die Domänen nah allgemein anerfannten 
Grundfägen des Staats» und Fürften- Rechts unftreitiges 
Patrimontals Eigenthbum des Negenten und feiner Familie 
find und Wir fie auch in diefer Eigenfchaft, vermöge ob— 
babender Pflichten als Haupt der Familie hiermit ausprüd- 
lich bejtätigen, fo wollen Wir dennoch den Ertrag derfelben, 
außer der darauf radicirten Givillifte und außer andern 
darauf befindlichen Laſten, fo lang als Wir Uns nicht durch 
Herftellung der Finanzen in dem Stand befinden werden, 
Unfere Unterthanen nach Unferem innigſten Wunfch zu er- 
leichtern, — der Befreitung der Staatslaften ferner be— 
lafjen, — 
— — — — 
2) Da der Zweck der pragmatiſchen Sanktion über Staats: Schul: 
den und Staats: Veräußerungen vom 1. Oktbr. 1806 und v. 
18. Nov. 1803 vollſtändig erreiche ift, fo hört die Verbindlich— 
keit derfelben auf. Bud. Konft, Urk IV. 6, 58. 
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Fünftes Kapitel. 
Großherzogthum Hefien. 

Die Großh. Hef. Verfaffungs-Urfunde unterfucht nicht 
den Urfprung der vorhandenen Domänen, fondern bejtimmt 
Davon. einen Theil zum Familiengut des Großherzogl. Hau- 
jes und überläßt den anderen Theil zur Bezahlung der 
Staht3- Schulden, wie nachfolgende Bejtimmungen zeigen '): 

6. + * 

Sin Drittheil der ſaͤmmtlichen Domänen, nach dem 
Durchſchnitts-Ertrag der reinen Einfünfte berechnet, wird, 
nach der Auswahl des Großherzogs, an den Staat abge 
geben, um vermittelfi allmähligen Berfaufs zur Schulden: 
tilgung verwendet zu werden. 

$- 2, 

Die übrigen 2 Drittheile bilden das fchuldenfreie un: 
veräußerlihe Familien » Eigentbum des Großherzoglichen 
Haufes. 

Die Einfünfte diefes Familien» Guts worüber eine bes 
fondere Berechnung geführt wird, follen jedoch in dem 
Badget aufgeführt und zu den Staats Ausgaben verwen- 
det werden; die zu den Bedürfniffen des, Großherzogl. Haus 
fes und Hofes erforderlihen Summen find aber darauf 
vorzugsmeife radicirt und ohne jtändifche Einwilligung (Ab- 
fhnitt VI. Abtheil. IV. Kap. 7. $. 11), foll auch von 
diefem Bamilien- Gut nichts verhypothecirt werden, 

Ye 7 

Bei fünftigen Erwerbungen wird nach den Redhtstiteln 
des Erwerbs feitgefest werden, ob fie zu dem Staats; 
oder Familien-Vermoͤgen gehören. 

§. 4 
‘ Das DBeräußerungsz Verbot bezieht fih nicht auf die 
‚Staats> und Regierungs- Handlungen mit auswärtigen 
Staaten. Auch find darunter der Berfauf entbehrlicher 


1) Großherzogl. Heſſ. Verf. Urk. Titel I. Von den Domänen, 
S. Konftitutionen der europäifchen Staaten. 4, Ih, ©. 94. 


=: 
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Gebäude, der in einem anderen Staat gelegenen Güter 
und Einfünfte, die Vergleiche zu Beendigung von Rechts⸗ 
ftreitigfeiten, die bloßen Austaufchungen und die Ablöfung 
des Lehns- und Erbleih » Verbands, der Grundzinfen und 
der Dienjte nicht begriffen. 

In allen diefen Fällen wird den Ständen (Abſchn. VI. 
Abtheil. IV. Kap. 7. $. 12.) eine Berechnung über den 
Erloͤß und deffen Wiederverwendung zum Grundftofe vor; 
gelegt werden. - | 

2.78. 

Eben diefes gift auch von den zum Staats- Vermögen 
gehörenden Domänen, wenn, nad Abzahlung der Schul; 
den, der Erlöß aus den Beräußerungen nicht mehr zur 
Schuldentilgungs - Kaffe abzuliefern ift. 

$. 6. 

Dem Großherzoge fteht das Recht zu, heimgefallene 

Leben wieder zu verleihen. 


Sechstes Kapitel. 
Großherzogthbümer Medlenburg - Schwerin und 
Medlenburg : Streliß. 


Der Mecklenburgiſche Erbvergleich von 1755 enthaͤlt 
darüber nachfolgende Beſtimmung '): 

Es theilen fi) die Landes - Drdnungen und Konftitutios 
sen hauptfächlih in zwo Klaffen: 

Zur erften gehören die, welche Unfere Aemter, Domä- 
nen und Kammer Güter, mithin die darin gefeffene Unter- 
thbanen, und Unſere eigene, in Unfern befondern Pflichten 
fichende Bediente, allerlei Wefens, betreffen. 

Was nun diefe Klaffe betrifft, fo bfeibt Uns und Un— 
feren Nachkommen au der Regierung, darinn Berordnun- 
gen, Geſetze und constitutiones, befter Unferer Gelegen- 


1) Mecklenburg. Erbvergleich $. 192, 193 und 222, 
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heit und Willführ nach, zu machen und ergehen zu laſſen, 
allerdings unbenommen und vorbehalten. 

Zur andern Klaffe aber gehören diejenige, welche Unfre 
gefammte Lande, mit Inbegriff der Ritter» und Landfchaft, 
angehen. | 

Zu denjenigen Landes - Ausgaben, welche von Ritter - 
und Landichaft zu den jährlichen ordentlichen gerechnet wer: 
den, wollen Wir, zum Beweis Unserer, zu Unferer Ritter 
und Landſchaft hegenden Tandesväterlichen Huld, für Unfere 
Domänen, dann auch für Unfere gefammte Landitädte, die 
jährliche Summe von zwölftaufend Rthlr., in der Münz + 
Sorte und Baleur, wie die ritter- und landfchaftliche 
Kontribution alljährlich erleget wird, nämlich fir Unfere 
Domänen fehstaufend Rthlr. in neuen Zweidritteln und 
fehstaufend Rthlr. in fouranter gäng- und gebiger Münze 
für Uinfere Land. Städte, hiemit der Geftalt verfichern und 
rerſprechen, daß folhe acht Tage vor Weihnachten zur 
Hälfte und in den erftien acht Tagen der Faſten zur andern 
Hälfte baar an den Landfaften bezahlet, im unverhofften 
Saͤumungs-Fall aber Uns von dem jährlichen ritterfchaft- 
lichen Kontributiond- Ertrag abgezogen werden follen.. 


Siebentes Kapitel. 

Großherzogthum Sahfen-Weimar- Eifenad. 

Das Großherzogl. Sachſen-Weimariſche Grundgefeg ) 
über die landſtaͤndiſche Verfafung beftimmt im 2ten Ab- 
ſchnitt F. 5. 2, unter den den Landftänden zuftehenden 
Rechten, daß ohne ihre ausdrüdliche Nermiiligung feine 
Finanz-Maasregeln ergriffen werden dürften, welche das 
Landes - Eigentbum oder das Eigenthbum der Staatsbirger 
in Anfpruch nehmen ıc. 


1) Grundgefes vom 5. May 1816 in den Konftitutionen der euro: 
pälfhen Staaten. 2ter Theil. S. 331, 
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Ahted Kapitel, 
Herzogthbum Braunfehweig. 

In der erneuerten Landfchafts - Drdnung für das Her: 
zogthum Braunfhweig ) wird im 2. Titel S. 25. (ſiehe 
Abſchnitt VI. Abtheil. IV. Kap. 30. $. 21.) bemerft, daß 
ohne Einwilligung der Stände feine Staats-, Kammerz, 
Klofter- und GStiftögüter verpfändet oder veräußert wer- 
den koͤnnten; die oberfie Verwaltungs Behörde wird dafür 
verantwortlich erflärt, daß in Anfehung derfelben nicht 
anders verfahren werde, 


Neuntes Kapitel, 
Herzogthbum Naffaı. 


Das Herzoglih Naffauifche Patent ) wegen Einfuͤh— 
rung einer landftändifchen Verfaſſung enthält im Eingang 
die Beftimmung, daß die Domänen Familiengut feien, wie 
folgende Stelle zeigt: Wir haben in dringenden Finanzz. 
Angelegenheiten Domänen Unferes Haufes zum Bortheil 
der Staats: Kaffe veräußert, indem es Uns nicht als eine, 
Aufopferung erfihien, was von Unferem Familiengut 
zum Vortheil des Landes verwendet wurde ?). 





1) Konftitutionen der europäifchen Staaten. Theil 4. ©. 117. 

1) Konftirutionen der enropäifhen Staaten. Theil 2. ©. 29. 

2) In Folge der neuen Verwaltungs: Organifation ift vom Jahr 
1816 an ein Arrangement rücfichtlih der Domänen getroffen 
worden. Darnach wurden der General: Domänen : Direftion 
zur Verwaltung übertragen: 1) Lehngefälle ohne Ausnahme; 
2) alle Domanial: Gebäude, Güter, Mühlen ꝛc. 3) herrichaft: 
liche Hütten und Hammerwerfe; 4) herifchaftliche Bergwerke; 
5) herrfchaftliche Mineralquellen; 6) herrfchaftfihe Bäder; 7) Do: 
manial: Waldungen; 8) Jagden und Fiſchereien; 9) Schäfereien, 
Weidgerechtigfeiten, Bannrechte; 10) Zehnden; 11) Grundzin: 
fen; 12) alle Aktiv-Kapitalien; 13) der Waffer- Zoll zu Höchſt; 
14) eine Entfchädigung für aufgehobene Ältere Abgaben aus der 
Londftener: Kaffe im Betrag von jährlich 140,000 fl. — Alle 
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Zehntes Kapitel. 


Herzogthum Sachſen-Koburg-Saalfeld, oder 
ſeit 1836: Sachſen-Koburg und Gotha. 


Die Herzogl. Sachſen-Koburgiſche Verfaffungs-Urkunde 
beftimmt hierüber Nachſtehendes ): 


Bi 
Die Domänen-Revenien follen für die Erhaltung des 
Regentenhaufes, für die Ndminiftrationg - Kojten und den 
übrigen Bedarf verwendet werden. | | 


— Page 

Zur Sicherheit und Erhaltung de3 dem regierenden 
Haufe eigenthümlich zuftehenden Domanial-Vermoͤgens, will 
der Landesherr die Stände (Abſchnitt VI. Abtheif. IV. 
Ray. 12. $. 24.) zur Berathbung in Anfehung einer nüß- 
fihen oder fchädlichen Verwendung diefes Vermögens zuge- 
zogen und die Stände als Garants von dem Domanial⸗ 
Dermögen angefehben wiffen, die Stände find daher gehal- 
ten, in folcher Eigenschaft der Garants, feine Berminde- 
rung oder Veräußerung des Domanial- Vermögens zu 
gejtatten. 

6.4 3. 

Diejenigen Diener, welchen die Domänen » Verwaltung 
obliegt, find Dafür verantwortlih, daß die Stände in 
Stand geſetzt werden, ihren Verpflichtungen hinſichtlich 
der Erhaltung des Domanial-Vermoͤgens immer Genuͤge 
zu leiſten. 


Kammerſchulden wurden dagegen auf die Domänen-Kaſſe über— 
wieſen, aus welcher allein auch die Hofhaltung dotirt iſt. 

1) Herzogl. Sachſen-Koburgiſche Verf. Urk. Titel VL $. 76. und 
Tit. X. $. 119, Konſtit. der europ. Staaten, 4. Theil. S. 50. 
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Eilftes Kapitel, 


Herzogtbum Sadhfen-Koburg- Meiningen, oder 
x feit 18%: Sahfjen- Meiningen und Hildburg> 
hauſen. 


Sn dem Grundgeſetz über die landſtaͤndiſche Verfaſſung 
des Herzogthums Sachfen- Meiningen ) iſt im 11. Abſchn. 
$. 14. unter 4 (fiehe Abſchnitt VI. Abtheil. IV. Kap. 13. 
$. 7.) hinfihtlich der Domänen nur bemerkt, daß die Land- 
fände das Recht hätten, darüber zu wachen, daß die 
Subftanz des Kammervermoͤgens erhalten würde, 


Zwölftes Kapitel, 


Herzogthbum Sachſen-Hildburghauſen, oder feit 
1826: Sacdhfen - Altenburg. 


L | | 

Die Herzogl. Sachſen-Hildburghauſiſche Verfaſſungs— 
Urkunde beftimmt Aber den Gegenftand dieſes Abjchnitts 
Solgendes '): 

Bi 3; 

Der Landſchaft fieht das Recht zu (Abſchnitt VI. Ab- 
theil. IV. Kap. 14. $. 9.), bei den Verfügungen über die 
Domänen in der Art zu fonfurriren, daß bei Dispofitionen 
über die Subſtanz, neben dem agnatifchen Konfens, auch 
die Zuftimmung der Landfchaft erfordert werden ſolle. 

he: 4 

Diejenigen Diener, welchen die Domänen - Adminifira- 
tion obliegt, find dafür verantwortlich, daB den Rechten 
der Fandichaft, fowie den Verpflichtungen gegen die Agna- 
ten, Genüge geleitet werde. Sollten denfelben und den 
Sntereffen des Landes entgegen Dispofitionen über das 





1) Herzogl. Sachſen-Meiningiſches Grundgeſetz. Ater Th. ©. 1007. 
1) Hildburgh. landſt. Verf. Urk. Titel L $. 2 f., und Zitel V. 
$. 51. ©. Konfit, der europäifhen Staaten. 3, Th. ©, 338, 


a Zu 
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Domaͤnenvermoͤgen getroffen werden, ſo ſollen dieſe auf 
bloße Einſprache der Landſchaft als von Rechtswegen un— 
guͤltig und ſelbſt fuͤr den Landesherrn unverbindlich erkannt 
werden. 

11. 


In Beziehung auf den $. 1. Cl. Titel $. 2 £. der Vers 
faffungs-Urfunde) it am 26. April 1820 in dem Herzog— 
zogthbum Sacdjen - Hildburghaufen ein Haus- und Grunds 
gefeg über Staatsgüter und Staatsſchulden ?) erfchienen, 
welches binfichtlich der erjtern hier einen Platz verdient; 
es iſt dasfelbe folgenden Snhalts: „Wir ꝛc. Die Anord- 
nungen und Dispofitionen Unferer in Gott ruhenden Bor; 
fahren, fowie die fürfilichen Haus- und Familien-Berträge 
enthalten mehrere Beftimmungen über die Erhaltung und 
Sintegrität des Staats -» und Domänenguts, und, befehrt 
durch die Erfahrungen zweier Debitwejen, welche im Laufe 
eines Sahrhunderts über Unſer Herzogl. Haus verhängt 
waren, haben Wir ſelbſt in einer im Jahr 1797 errichteten 
Dispofition und fideifommiffarifchen Verordnung und bei 
andern Gelegenheiten verfchiedene Erklärungen in gleicher 
Abficht niedergelegt. Da jedoch diefe Anordnungen und 
Beltimmungen weder dem Nachfolger, noch dem Lande, volle 
Sicherheit gegen nachtheilige Verfügungen über das Staats 
und Familiengut gewähren und die Aufhebung der vorma— 
ligen Lchnsabhängigfeit eines großen Theils der deutfchen 
Territorien von dem Reichs - Oberhaupte,, woraus für dies 
felben und bejfonders für die hiefigen Lande ein befonderer 
Schuß gegen nachtheilige VBeräußerungen hervorgieng, die 
Einführung einer andern zeitgemäßen Garantie erforderte, 
fo haben Wir in der landfchaftlichen Konftitution die Gül- 


2). Die in diefem Haus: und Grundgeſetz hinfichtlich der Staats: 
Schulden vorfommenden Beftimmungen find in der IV. Abtheif., 
von dem Wirkungsfreis ꝛc. der Stände, (des VI. Abſchnitts, 
von der ftändifchen Verfaſſung) in dem der Hildburghaufifhen 
Berfafung gewidmeten Kapitel enthalten, — 

1I- 3r 36 
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tigfeit aller dergleichen Verfügungen mit an die Zuftimz 
mung der Stände geknüpft. Allein eines Theils fest diefe 
Berechtigung der Stände das Vorhandenſeyn gewiffer in 
. der Staatsverfafung überhaupt liegender Grundfäge voraus, 
welche noch beſtimmt auszufprecdhen find, andern Theils 
kann einem fo wichtigen Gegenftande, als die Erhaltung 
der Domänen und die Kontrahirung von Staatsfchulden, 
wodurch die Verlegung der Subitanz des Staatsvermögens 
immer vorbereitet wird, nur das Feitfiehen gewiffer Regeln 
und Marimen, an welche fich die Berathungen ſowohl der 
Stände als der Negierungs- Behörden beftändig zu halten 
haben, Gleihförmigfeit in der Behandlung und volle ©i- 
cherheit gewähren. 

Mir haben daher, auf die von Unferer treuen Land— 
haft geftellten Anträge wegen der Abfaffung eines Regu— 
lativs tiber die Bedingungen der Staatsfhuldenwirfung und 
die Schuldentilgung, bei Unferer Landesregierung ein um: 
faffendes Gefeß nicht nur hierüber, fondern auch über Ver- 
äuferungen und die Erhaltung des Staatsgutes, bearbei- 
tenl affen ıc. 

Rachdem nun auch Unfere getrenen Stände dem ihnen 
mitgetheilten Gefeßesentwurf die verfaffungsmäßige Zuftimz 
mung ertheiltz fo nehmen Wir feinen Anſtand, die Beſtim— 
mungen defjelben, wie fie hier folgen, als ein pragma— 
tifhes Haus» und Landes-Grundgefeg zu fank- 
tioniren. 

Bon Staatsgütern. 
Bu 1, 
Bom Staatsgut überhaupt und deffen Beſtand. 

Zum Staatsgute gehören im Allgemeinen alle Be: 
ftandtheile des Landes, welche zufammen sin untheilbareg, 
unveräußerliches Ganze bilden. Susbefondere gehören da— 
hin alle vornehmfich zum Unterhalt der Herzogl. Regen— 
ten» Familie, dann zur Beftreitung anderer Staatsbedürf- 
niffe, befonders der Stants-Adminijtration, vorhandene 
Domänengüter, Forften, Gefälle: und fonjtige nutzbare 
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Rechte, und zwar ohne Unterſchied, ob fie zu dem Fami— 
lienfideifommiß des Herzogl. ©. Gefammthaufes gehören 
und in den Portionsanſchlaͤgen enthalten, oder erft in ſpaͤ— 
teren Zeiten erworben, oder dem Staate angefallen find. 

Eben fo jollen dazu alle fünftig mit den Kräften oder 
Mitteln des Landes afquirirte und demfelben oder dem Her- 
zogl. Haufe font anfallende Güter, Befisungen und Rechte 
gehören und dem Staate ohne weiteres einverleibt feyn. 

.. 2% 
Aufzeihnung der Domänen» Befißungen. 

Zur beftändigen Ueberfiht und damit das Staatsver— 
mögen deſto unverlegter erhalten werde, find ſaͤmmtliche 
Domänengüter, Forfte, Gebäude, Lehnſchaften, Zehnten, 
Guͤlten, Gefälle und fonftige nußbare echte, nach einem 
näher zu beftiimmenden Schema, mit Angabe des Durch: 
fchnittsertrags, des mittleren gemeinen Werthes, und unter 
Hinmweifung auf die vorhandenen befonderen Befchreibungen, 
Regiſter, Karten, Vermeſſungen und dergleichen, in ein 
eignes8 Grundbuch einzutragen, audy die damit von Zeit 
zu Zeit vorgehenden Veränderungen jedesmal nachzutragen. 
Diefes Bud ift in 2 Eremplaren anzulegen, wovon das 
eine bei dem Finanz » Kollegium, das zweite bei der Lands 
fhaft aufbewahrt wird. 

Sarı3. 
Derwaltung der Domänen. 

Die Berwaltung der Domänen fteht dem Landesherrn 
alfein zu, welcher die Oberaufficht und oberjte Leitung der 
Finanzgefhäfte mit feinem dem Lande verantwortlichen Ge- 
heimen Rathskollegium ausübt. Die Verwaltung felbft ift 
einer ordnungsmäßig Fonjtituirten Finanzbehörde anver— 
traut, in welcher der Landrath einen Platz einnimmt und 
die für ihre Amtshandlungen und ihren Gefchäftsumfang 
befonders verantwortlich tt. 

, F. 4 
- Unveräußerlichfeit der Domänen. 
Das Domaͤnen-Vermoͤgen tft in feinem wefentlichen Be- 
36 * 
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ftande zu erhalten und, mit Ausnahme der unten beftimm- 
ten Fälle, unveraͤußerlich. 

Unter Veräußerung ift nicht allein begriffen wirklicher 
Berfauf, fondern auh Schenkung unter Lebenden oder auf 
den Todesfall, Wiederfauf, Uebergabe in pfandfchaftlichen 
Befis und Genuß, Vererbpachtung, Befhwerung mit einer 
beftändigen Laft, Neinfeudation, Hingabe im Vergleich ges 
gen baares Geld u. dergl. 

6 
Nachgelaſſene Veräußerung. 

Unter dem abfoluten Veräußerungs + Verbote find nicht 
begriffen: 

a) Abtretungen, welche unausweichbare Nothwendig— 
feit gebietet, 3. B. die Vefeitigung von Streitigkeiten, 
wenn ein rechtsfräftiger Ausfpruh zum Nachtheil der 
Domänen entweder fehon vorliegt, oder zu beforgen 
iſt; Ausgleihung mit benachbarten Staaten zum Be— 
ften des Ganzen; 

b) bloße Vertaufhung, bei welcher der volle Werth 
durch andere, gleich nugbare Realitäten, erfeßt wird; 

c) einzelne Veräußerungen zur Beförderung der Lands 
fultur, befferer Benutzung des Eigentbums der Un- 
terthanen, 3. B. durch Aufhebung der Frohmen, des 
Handlohns, oder font zum fiheren Nutzen des Lan— 
des oder des Staats-Aerars, z. B. wenn Realitäten 
dem Aerar gar feinen oder nur einen unverhältniß- 
mäßig geringen Nutzen gewähren. 

Für alle Veraͤußerungen der Art find diefelben Forms 
lichkeiten erforderlich, welche für die Kontrahirung von 
Staatsſchulden fefigefegt find. 

Der Erlös beim Verkauf von Domänen ift jedesmal auf 
die nüglichfte Art zum Beten des Staats zu verwenden, 
vorzüglich zur Erfaufung anderer Güter oder zur zeitlichen 
Aushälfe der Staats -Schuldentilgung. Die Förmlichfeiz 
ten bei Kontrahirung einer neuen Schuld auf die Domaͤ— 
nen find folgende: 
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2) das Finanzkollegium bringt diefelbe, unter Auseinan- 
derfegung der dafür fprechenden Gründe, in Vorſchlag; 

2) diefe werden bei der gefammten Landesregierung von 
den auf die Juſtiz- und die Landesangelegenheiten 
überhaupt verpflichteten Mitgliedern ſowohl in rechts 
licher als finanzieller Hinficht nochmals geprüft; 

3) Erflärt die Landesregierung die Anleihe für unftatt- 
haft, fo ift der Antrag ſofort für verworfen zu achten 
und das Finanzfollegium tft verpflichtet, wenn das fich 
darftellende Defteit nicht durch Abjtellung der Ausgabe 
zu vermeiden feyn fjollte, andere Maßregeln in Bor- 
ſchlag zu bringen. 

Iſt dagegen der Antrag annehmbar, fo werden die 
Bedingungen der Anleihe bei der Landesregierung in 
Berathbung gezogen und 

4) an die Landſchaft zur verfaffungsmäßigen Zuftim- 
mung gebracht. 

5) Nach deren Erfolg wird die Schuld-Urfunde — in 
welcher: daß diefe gefeglichen Förmlichfeiten beobachtet 
worden, bezeugt werden muß — bei der Landesregierung 
ausgefertigt, von fammtlichen Mitgliedern derfelben un: 
terfchrieben und 

6) an den Landesherrn zur hödhiten Genehmigung und 
Betätigung eingefender. 

Sede auf diefe Weife Fontrahirte Schuld ift als recht- 
mäßige wahre Staatsichuld zu betrachten. Inſofern dabei 
nicht eine befondere Hypothek verfchrieben worden, haftet 
für die auf die Domänenfaffe fontrahirten Schulden zu: 
nähft das gefammte Domänenvermögen und in subsidium 
die Landesjteuerfaffe. Privat- oder Schatulle Schulden des 
Regenten haften bloß auf dem Privatvermögen oder der 
Schatulle des Debitord. ES fommen aljo in Abjicht auf 
Gültigkeit der dadurch entitandenen Forderungen und Ver— 
bindfichfeiten der Erben und Nachfolger die Grundfäße des 
Privatrehts in Anwendung. Jedoch ift der Gläubiger, 
welcher die nügliche Verwendung für das allgemeine Beſte 
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des Landes behauptet, vor dem Landes - Suftizfollegium zum 
Beweis zuzulaffen, und, infoweit derfelbe rechtlich vollführt 
wird, ift die Schuld als Staatsfchuld anzuerkennen. 

Sowohl in diefem Falle, als gegen den fürftlichen Schuld: 
ner felbft, fann nur im Wege des Drdinärprogeffes vorge: 
fchritten werden. 

Die Schulden der fürftlihen Gemahlinnen und anderer 
fürftlichen Familienglieder find ebenfalls bloße Privatfchuls 
den. Wechfelfihulden, nach der Strenge des Wechfelrechts, 
fönnen dieſelben nur mit fpeciellem Konfens des Negenten, 
als Dberhaupte der fürftlichen Familie, kontrahiren. — 


Dreizehntes Kapitel. 
FZürftentbum Liechtenſtein. 


Hierüber fommt in der BVerfaffung des. Fürftenthumg 
Picchtenftein Folgendes vor '): 

Die Borfchläge der Stände dürfen folhe Gegenftände 
nicht betreffen, die entweder gemäß Urbarien, oder alther- 
gebrachter Hebung, Unfere eigentlichen Dominifal - Gefälle, 
oder Unſere Drivatrenten betreffen, weil fie, wenn fie gleich 
den Namen von Landes: Negalien führen, gleichwohl Un— 
fer Privateigenthum find, das außer dem Wirfungsfreife 
ftändifcher Befugniffe liegt. 


1) Derfaffung vom 9. November 1818 $. 14, — ©, Konſtitut. der 
enropäifchen Staaten. Ih, 3, Seite 433, 
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Achter Abſchnitt. 

Von der Kirche und dem Verhältniß derſelben zum 
Staat, von dem Vermögen der Kirche und der 
Unterrichts + und Wohlthätigkeits-Anſtalten. 


Einleitung 


—* iſt eine Geſellſchaft, welche zu ſittlicher Bervoll- 
fommnung der Einzelnen, und zu gemeinfchaftlicher aͤuße— 
rer Gottesverehrung, nach einem bejtimmten Zehrbegriff 
vereinigt ift ).. Da diefelbe zunaͤchſt das innere geijtige, 
nicht das Außere bürgerliche Leben betrifft, und deshalb, 
nach ihrem Zwecke, eine ethifche, nicht eine juridifche Ger 
ſellſchaft bildet; da ferner in der bürgerlichen Gejellichaft 
nur Ein hoͤchſter Wille gedacht werden kann, welchem alles 


in dem Staat untergeordnet it; da aus demfelben Grund, 


“ 


nur der mit der höchiten Gewalt befleidete Regent ſaͤmmt—⸗ 
liche einzelne im Staate beftehende Gefellfchaften bei ihren 
Rechten und ihrer Verfaffung ſchuͤtzen, und über alle die 
Dberaufjicht führen fann; da endlich, nach der Verſchieden— 
heit der religiöfen Weberzeugung, in jedem Staate mehrere 
Kirchen mit fehr von einander abweichenden Dogmen, Sym— 
bolen und äußeren Formen des Kultus neben einander be- 
jtehen fonnen und wirflich bejtehen, welche fammtlich ei- 
nes gleichen Schußes und einer gleichen Oberaufjicht von 
der Regierung bedürfen, damit fie einander nicht anfein- 
den, aud) einander nicht bloß dulden, fondern als recht: 
ich abgefchloffene Ganze ſich gegenfeitig anerkennen, achten 





4) Kläber öffentliches Recht des deutſchen Buntes ꝛc. $. 419, 
Seite 809, 
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und nie in ihren Zweden und Rechten beeinträchtigen; fo 
folgt daraus, daß die Kirche unter, und weder über, 
noch, als gleichgeordnete Gefelfhaft, neben dem Staate 
fteht; daß fie innerhalb des Staates, wie jede andere Ge— 
ſellſchaft, ihren rechtlichen ‚Wirfungsfreis behauptet; daß 
ihr Zweck und ihre rechtliche Geftaltung dem Oberhaupt 
des Staates befannt und von demfelben anerkannt und be; 
fätigt feyn. muß; daß die ganze Außere Wirkſamkeit und 
Disciplinar Gewalt. der Kirche über ihre Mitglieder ein 
Ausfluß der höchften gefeßgebenden und vollziehenden Ge— 
walt im Staate und von Ddiefer der Kirche rechtlich uͤber— 
tragen worden ift, und daß jedes Mitglied der geſetzgeben— 
den und vollziehenden Gewalt der Kirche, als folches, dem 
Kegenten den Huldigungs-Eid zu Teiften verpflichtet iſt. 
Diefes, nach Vernunftgefegen einzig rechtliche, Berhältniß 
der Kirche zu dem Staate wird mit dem (etwas uneigent: 
lichen) Ausdrude des Territorial-Syſtems bezeichnet, 
wogegen das Eyisfopal- oder hierardhifhe Syitem 
den Staat der Gewalt der Kirche und den Zweck des Staa— 
te3 dem Zwecke der Kirche unterordnet, und das Kolles 
gial-Syitem, nach welchem beide, Staat und Kirche, 
zwei von einander völlig unabhängige Gefellfchaften bilden 
follen,, weder dem Zweck des Staates noch dem Zwed der 
Kirche entfpricht, und beide in einen anarchifchen Zuftand 
verwandelt. Daraus folgt, daß bloß das Territorial-Sy: 
jtem die einzig rechtliche Stellung der Kirche zum Gtaate 
vermittelt. Denn, nach demfelben ift zwar die Kirche, 
als Außere Gefellfchaft, dem Staate untergeordnet, nicht 
aber nach ihrem fittlichreligiöfen Zwecke, deffen Annahme 
und Feſthaltung Gewiffensfache ift und bfeibt 5 die Kirche 
bildet in dem Staate, eben megen diefes hohen Zweckes, 
die vorzüglichfte befondere Geſellſchaft I. Ebenfo, wie ans 
dere unter dem Schuß des Staates fiehende Gefellfchaften, 


2) Pölis, die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. I. 
Seite 233, 
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ift auch die Kirche zu Anwendung der zu Erreichung ihres 
Zwedes nötbigen, mit dem Staats: ntereffe vereinbaren 
Mittel berechtigt. Dahin gehört das Recht, Vermögen zu 
erwerben, ausfchließend zu befisen, zu benugen und felbit 
zu verwalten. Das Kirhengut ift Privatgut der Kirche, 
folglich an fih unterworfen, weder der Verfügung, noch 
der Derwaltung des Staates, wohl aber deffen Oberauf— 
fiht auch in Abjicht auf Erhaltung und zwecfmäßige, in— 
fonderbeit ftiftungsmäsige Verwaltung, zum Vortheil der 
Gottesverebrung, des Unterrichtes und der Wohlthätigfeit ). 
Eben fo darf der Regent das Vermögen der Kirchen für 
die Zwede des Staates, doch blos in gleichem Berhältniffe, 
wie das Vermögen aller übrigen Staatsbürger und ſaͤmmt— 
licher felbitftändiger Gefellfchaften im Staate, und nach dem 
einzig rechtlichen Grundjage des reinen Ertrages, mit Ab- 
gaben. belegen, zur Berfegung des Eigentbumsrechtes ift 
aber der Staat nicht befugt. Wie das Eigentbum der 
Privaten, jo muß auch das Eigenthum der Kirhe und 
milden. Stiftungen beilig gehalten werden. 

Nah Borausichiefung diefer furzen Bemerfung geben 
wir zu denjenigen Bejtimmungen über, welche binfichtlich 
diejes Gegenjtandes in den bier aufgenommenen Berfaffungss 
Urfunden der verfchtedenen deutichen Staaten, oder in ans 
dern befannt gewordenen Verordnungen derfelben, enthalten 
find, 





Erftes Kapitel. 
| Königreih Preußen. 
Sn Prenfen') hat das allgemeine Landrecht (Theil U. 
zit. 2. $. 76— 80.) Folgendes binfihtlich der religiöfen 
Ersehung der Kinder gemifchter Ehen beftimmt: Söhne 





3) Klüber öffentlihes Recht des — Bundes u. f. w. $. 
436. ©. 857, 


1) Der Staatsbote u, f. w. vom 16, Juli 1826. Nr. 5. 
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werden in des Vaters, Töchter in der Mutter Glaubens; 
Befenntniß unterrichtet} auch nach dem Tode eines der 
Eltern. Zur Abweichung davon berechtigen feine Ber: 
träge; fo lange aber die Eltern hierüber einig find, hat 
fein Dritter ein Recht, zu widerſprechen. Durch König, 
Deklaration vom 21. Nov. 1803 (und Refeript vom 28. 
Sanuar 1804) wurde aber gefehlih vorgefchrieben, daß 


eheliche Kinder, ohne Unterfchied des Gefchlehts, in dem 


Glaubens » Befenntniß des Vaters erzogen werden müffen, 
ohne daß ein Ehegatte den andern durch Verträge zur Ab— 
weichung von diefer Regel beftimmen darf, obwohl die Beftim- 
mung wiederholt wurde, daß, fo lange die Eltern einig fein, 
Niemand ein Widerfpruchs-Necht habe. Die Hauptverfügung 
diefer Deflaration erhielt am 17. Aug. 1825 auch für die Rhein⸗ 
provinzen der preußifchen Monarchie gefegliche Kraft ?), 
und die bis dahin von Verlobten eingegangenen Berpflich- 
tungen wurden für unverbindlich erklärt. Nach den Referips 
ten vom 30. Suli 1804, vom 2. Nov. 1813 und vom 
15. Mai 1819 hängt nach dem Tode der Mutter die ganze 
Beftimmung vom Vater allein ab, während die verwittwete 
Mutter den bis zu des Vaters Tod ertheilten Religions— 
Unterricht fortfegen Jaffen muß. — | 





Zmweited Kapitel, 
Koͤnigreich Baierm 


1. 
Die Königl. Baieriihe Verfaſſungs-Urkunde beftimmt 
darüber Folgendes '): Ä | 


2) Gefeb: Sammlung für die Königl. Preuß. Staaten vom Fahr 
1525, Nr. 18. ©. 221, wo auch die Deklaration vom 21. Nov, 
1803 abgedrudt ift. — 

1) Königl. Baier, Verf. Urk. Titel IV. $. 9. zum Theil $. 10. 
©. Konflitutionen der enropäifhen Staaten, 3, Theil, ©. 112. 
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Allen Religionstheilen, ohne Ausnahme, ift das Eigen: 
thum der Stiftungen und der Genuß ihrer Renten nad 
den urfprünglichen Stiftungsurfunden und dem rechtmäßi- 
gen Befige, fie feyen für den Kultus, den Unterricht oder 
die Wohlthätigfeit beftimmt, volljtändig gefichert. 

Die geiftliche Gewalt darf in ihrem eigentlichen Wir— 
fungsfreife nie gehemmt werden, und die weltliche Regie— 
rung darf im rein geiftlichen Gegenjtänden der Religions 
lehre und des Gewiffens fich nicht einmifchen, als in fo 
weit das oberjthoheitlihe Schuß- und Aufſichts-Recht ein 
tritt, wonach feine Verordnungen und Gefege der Kirchen: 
Gewalt ohne vorgängige Einfiht und das Placet des Kö- 
nigs verfündet und vollzogen werden dürfen. 

Die Kirchen und Geiftlichen find im ihren bürgerlichen 
Handlungen und Beziehungen, wie auch in Anfehung 
des ihnen zuftehenden Vermögens, den Gefeßen des Staats 
und den weltlichen Gerichten untergeben, auch fönnen fie 
von oͤffentlichen Staatslaften Feine Befreiung anfprechen. 
Die übrigen näheren Beſtimmungen über die äußeren Rechts— 
Verhaͤltuiſſe der Bewohner des Koͤnigreichs in Beziehung 
auf Religion und kirchliche Geſellſchaften ſind in dem 
der Verfaſſungs-Urkunde beigefuͤgten beſonderen Edikte ent— 
halten ?). 

$. 2 

Das gefammte Stiftungs-DBermögen nach den drei Zwe— 
den, des Kultus, des Unterrichts und der Mohlthätigkeit, 
wird gleichfalls unter den befondern Schuß des Staates 
geftellt; es Darf unter feinem Vorwande zu dem Finanz- 
Vermögen eingezogen, und in der Subſtanz für andere 
als Die drei genannten Zwecke ohne Zuftimmung der Bethei- 
Iigten, und bei allgemeinen Stiftungen ohne Zuftimmung 
der Stände des Reichs veräußert, oder verwendet werden. 





2) Diefes Edikt vom 26, Mai 1818 ift in diefem Kapitel unter 
II. enthalten, 
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1I. 

Edikt über die äußern Rechtöverhältniffe des Königreichs 
Baiern, in Beziehung auf —— und kirchliche 
Seſutheten 

A. 
Allgemeine wlan über Religions » Berhältniffe. 
1. 
Keligions- und Gewiffeng, Freiheit. 
RE EN 

Sedem Einwohner des Reichs ift durch den 9. S. des 
IV. Titels der Berfaffungsurfunde eine vollfommene Ge: 
wiffeng » Freiheit gefichert. 

a 

Er darf demnach in Gegenftänden des Glaubens und 
Gewiffens feinem Zwange unterworfen, auch darf Niemanz 
den, zu welcher Religion er fich befennen mag, die ein 
fache Haus» Andacht unterfagt werden. 

5:3, 

Sobald aber mehrere Familien zur Ausübung ihrer 
Religion ſich verbinden wollen, fo wird jederzeit hiezu die 
Königliche ausdrüdlihe Genebmigung nad) den im 11. Ab: 
fhnitte folgenden nähern Beftimmungen erfordert. 

$. 4 

Alle heimlichen Zufammenfünfte unter dem Vorwande 

bes häuslichen Gottesdienftes find verbothen. 


II. 
Wahl des Glaubens-Bekenntnißes. 
ms | 
Die Wahl des Glaubens : Befenntniffes ift jedem Staates 
Einwohner nad wine eigenen freien. Heberzeugung über» 
lafjen. | 
$.6. 
Derfelbe muß jedoch das hiezu eenkerfüihe Unterfchei- 
dungs-Alter, welches. für beide Gefchlechter auf die geſetz⸗ 
liche Boljährigfeit beftimmt wird, erreicht haben. 
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Sr 

Da diefe Wahl eine eigene freie Ueberzeugung voraus: 
fegt, fo kann fie nur folchen Individuen zuftehen, welche 
in feinen Geiſtes- oder Gemüthezuftande fich befinden, der 
fie derfelben unfähig macht. 

a. 5 

Keine Parthei darf die Mitglieder der andern durch 

Zwang oder Lijt zum Uebergang verleiten. 
A 7 

Wenn von denjenigen, welche die Religions » Erziehung 
zu leiten haben, eine folhe Wahl aus einem der obigen 
Gründe angefohten wird, fo hat die betreffende Negie- 
rungs = Behörde den Fall zu unterfuchen und an das Koͤ— 
nigliche Staats - Minifterium des Innern zu berichten. 

$. 10. 

Der Uebergang von einer Kirche zu einer andern muß 
allezeit bei dem einfchlägigen Pfarrer oder geiftlichen Vor— 
ftande, fowohl der neu gewählten, als der verlaffenen 
Kirche perfönlich erflärt werden. 


En 28, 

Durch die Religions-Aenderung gehen alle kirchlichen 
Geſellſchaftsrechte der verlaſſenen Kirche verloren; dieſelbe 
hat aber keinen Einfluß auf die allgemeinen ſtaatsbuͤrger— 
lichen Rechte, Ehren und Wuͤrden; ausgenommen, es ge— 
ſchehe der Uebertritt zu einer Religions-Parthei, welcher 
nur eine beſchraͤnkte Theilnahme an dem Staatsbuͤrger— 
rechte geſtattet iſt. | 


11T. 
Religions-Berhältniffe der Kinder aus gemiſch— 
ten Ehen. 
$. 12. 

Wenn in einem gültigen Ehe-Vertrage zwifchen El: 
tern, die verfchiedenen Glaubens »Befenntniffen zugethan 
find, beftimmt worden ift, in welcher Religion die Kinder 
erzogen werden follen, fo hat es hiebei fein Bemwenden. 
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$.43; 

Die Gültigkeit folcher Eheverträge ift fowohl in Ruͤck— 
fiht ihrer Form, als der Zeit der Errichtung Lediglich nad) 
den bürgerlichen Gefeßen zu beurtheilen. 

$. 14. 

Sind feine Ehepakten oder fonftige Verträge hieruͤber 
errichtet, oder iſt in jenen über die religiöfe Erziehung der 
Kinder nichts verordnet worden, fo folgen die Söhne der 
Religion des Vaters; die Töchter werden in dem Glau— 
bens- Befenntniffe der Mutter erzogen, 

$: 13. 

Uebrigens benimmt die Berfchiedenheit des Eirchlichen 
Slaubens » Befenntniffes feinem der Eltern. die ihm fonft 
wegen der Erziehung zuftehenden Rechte. 

$. 16. 

Der Tod der Eltern Ändert nichts in den Beftimmungen 

der SS. 12. und 14. über die religiöfe Erziehung der Kinder. 
Ss 17x 

Die Ehefcheidungen, oder alle fonftigen rechtsgäültigen 

Auflöfungen der Ehe, koͤnnen auf die Religion der Kinder 


feinen Einfluß haben. 
$. 18. 


Wenn ein das Religions-Verhaͤltniß der Kinder be— 
ffimmender Ehevertrag vorhanden ift, To bewirft der Ue- 
bergang der Eltern zu einem andern Glaubens =» Befennt- 
niß darin im fo lange Feine Beränderung, als die Ehe noch 
gemischt bleibt, geht aber ein Ehegatte zur Religion des 
andern über, und die Ehe hört dadurd auf, gemiſcht zu 
feyn, fo folgen die Kinder der nun gleichen Religion ihrer 
Eltern, ausgenommen fie waren — dem beftehenden Ehe: 


vertrag gemäß — durch die Konfirmation oder Kommu— 
nion bereit3 in die Kirche einer andern Gonfeffion aufge: 


nommen, in welchem Falle fie bis zum erlangten Unter— 
ſcheidungs-Jahre darin zu belaffen find. 
$. 19. 
Pflegefinder werden nach jenem Glaubens; Bekenntniſſe 
erzogen, welchem ſie in ihrem vorigen Stande zu folgen hatten. 
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$. 20. 

Durch Heirath Tegitimirte natürliche Kinder werden in 
Beziehung auf den Religions » Unterricht ehelichen Kindern 
gleichgeachtet. 

er 

Die übrigen natürlichen Kinder, wenn fie von einem 
Pater anerfannt find, werden in Anfehung der Religiong: 
Erziehung gleichfalls wie die ehelichen behandelt, find fie 
aber von dem Vater nicht anerfannt, fo werden fie nad 
dem Glaubensbefenntniffe der Mutter erzogen. 

$. 22. 

Findlinge und natürliche Kinder, deren Mutter unbe- 
fannt iſt, folgen der Religion desjenigen, welcher das 
Kind aufgenommen hat, joferne er einer der öffentlich ein 
geführten Kirchen angehört, oder der Religions-Parthei des 
Findlings-Inſtituts, worin fie erzogen werden. Außer 
diefen Fallen richtet fich ihre Religion nad) jener der Mehr- 
heit der Einwohner des Findungs » Orts. 

6:23 

Die geiftlihen Obern, die naͤchſten Verwandten, die 
Bormünder und Pathen haben das Recht, darüber zu wa— 
chen, daß vorftehende Anordnungen befolgt werden, Sie 
koͤnnen zu dieſem Behufe die Einficht der betreffenden Be- 
fimmungen der Eheverträge und der Hbrigen auf die Res 
ligions » Erziehung fich beziehenden Urkunden forderıt, 


B. 
Bon Religionss und Kirchen » Gefellichaften. 
I. 
Ihre Aufnahme und Betätigung. 
$. 24. 

Die in dem Königreiche bejtehenden drei chriftlichen Glau— 
bens-Konfeſſionen find als öffentlihe Kirchen » Gefellfchaf: 
ten mit gleichen bürgerlichen und politifchen Rechten, nad) 
den unten folgenden nähern Beftiimmungen anerfannt. 


$. 25. 

Den nicht hriftlihen Glaubens» Genoffen ift zwar nad 
SS. 1. und 2. eine vollfommene Religions » und Gewiſſens— 
Freiheit geſtattet; als Neligiong » Gefelfchaften und in 
Beziehung auf Staatsbürger- Recht aber find fie nad) den 
über ihre bürgerlichen Berhältniffe beftehenden befondern 
Geſetzen und Berordnungen zu behandeln. 

$. 26. 

Religions- oder Kirchen - Gefellfchaften, die nicht zu 
den bereit3 gefeglich aufgenommenen gehören, dürfen ohne 
ausdrüdliche Königl. Genehmigung nicht eingeführt werden. 

5:2% 

Sie miffen vor der Aufnahme ihre Glaubens - Formeln 
und innere Firchlihe Berfaffung zur Einfiht und Prüfung 
dem Staatsminijterium des Innern vorlegen, 


11. 

Kechte und Befugniffe der aufgenommenen und 
beftätigten Religiong- und Kirchen-Geſell— 
fhaften. 

$. 28. 


Die mit ausdräcdlicher Königlicher Genehmigung aufge: 
nommenen Kirchen-Gefellfchaften genießen die Rechte öffent- 
liher Korporationen. 

$. 29. 

Die zur Ausübung ihres Gottesdienftes gemwidmeten 
Gebäude follen, wie andere öffentliche Gebäude, geſchuͤtzt 
we den, 

$. 30. 

Die zur Feier ihres Gottesdienftes und zum Religions» 
Unterrichte bejtellten Perfonen genießen die Rechte und 
Achtung öffentliher Beamten. 

$. 31« | 

Ihr Eigenthum fteht unter dem befondern Schuße des 

Staats. 
$. 32. 

Eine Religions - Gefellfhaft, welche die Rechte öffent- 

lich aufgenommener Kirchen: Gefellfehaften bei ihrer Geneh⸗ 
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migung nicht erhalten hat, wird nicht als eine Öffentliche 
Korporation, fondern als eine Brivat-Gefellichaft geachtet. 

Ey iſt derfelben die freie Ausübung ihres Privat: Gots 
tesdienſtes geftattet. 

x $. 34. 

Zu diefer aehört die Anjtellung gettesdienftlicher Zu— 
fammenfünfte in gewiffen dazu bejtimmten Gebäuden und 
die Ausübung der ihren Religions Grundfägen gemäßen 
Gebräuche, ſowohl in diefen Zufammenfünften, als in den 
Privat - Wohnungen der Mitglieder. 

$. 35. 

Den Privat > Kirchen » Gejellfchaften ift aber nicht ges 
ftattet, fib der Glocken oder fonjtiger Auszeichnungen: zu 
bedienen, welche Geſetze oder Gewohnheit den Öffentlichen 
Kirchen angeeignet haben. 


$. 36. 

Die von ihnen zur Feier ihrer Religions » Handlungen 
beitellten Perfonen genießen als folche Feine befondern Vor— 
zuͤge. 

$. 37. 

Die ihnen zuftehenden mweitern Rechte müffen nach dem 

Inhalte ihrer Aufnahms. Urfunde bemeſſen werden. 
$. 38. 

Seder genehmigten Privat» oder öffentlichen Kirchen— 
Geſellſchaft koͤmmt unter der oberften Staats » Aufjicht, 
nad den unter c) enthaltenen Beftimmungen, die Befugs 
niß zu, nach der Formel und der von der Staatsgewalt 
anerfanaten Verfaſſung ihrer Kirhe, alle innern Kirchens 
Angelegenheiten anzuordnen. 

Dahin gehören die Gegenitände: 

a) der Glaubenslehre, i 

b) der Form und Feier des Gottesdienfted, 

e) der geiftfihen Amtsführung, 

d) des religiöfen Volks» Unterrichts, 

e) der Rirchen - Disciplin, 

1. Bd. 37 
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f) der Approbation und Ordination der Kirchendiener, 

g) der Einweihung der zum Gottesdienfte gewibmeten 
Gebäude und der Kirchhöfe, 

h) der Ausübung der Gerichtsbarkeit in rein geiftfichen 
Sachen: nämlich des Gewiffens oder der Erfüllung 
der Religions- und Kirchen »- Pflichten einer Kirche, 
nach ihren Dogmen, fymbolifchen Büchern und dar— 
auf gegründeten Verfaſſung. 

$. 39. 

Den kirchlichen Obern, Vorftehern, oder ihren Repraͤſen— 
tanten fömmt demnach das «allgemeine Recht der Aufficht 
mit den daraus hervorgehenden Wirfungen zu, damit die 
Kirchen - Gefeße befolgt, der Kultus diefen gemäß aufrecht 
erhalten, der reine Geift der Religion und GSittlichfeit be- 
wahret und deſſen Ausbreitung befördert werde. Der 
Antheil, welcher jedem Einzelnen an diefer Auffichtizufömmt, 
wird durch feine Amtsvollmacht beftimmt. 

$. 40. 

Die Kirchengewalt Abt das rein geiftliche Korrectiong- 

Recht nach geeigneten Stufen aus. 
$. 4. 

Jedes Mitglied einer Kirchen - Gefellihaft ift ſchuldig, 
der darin eingeführten Kirchenzucht fih zu unterwerfen. 
$. 22. 

Keine Kirchengewalt ift daher befugt, Glaubensgeſetze 
gegen ihre Mitglieder mit Außerem Zwange geltend zu 
machen. en 

Wenn einzelne Mitglieder durch öffentliche Handlungen 
eine Verachtung des Gottesdienſtes und der Religions— 
gebräuche zu erfennen geben, oder andere in ihrer Andacht 
ftören, fo ift die Kirchengefellfchaft befugt, dergleichen uns 
würdigen Mitgliedern den Zutritt in ihre Verfammlungen 


zu unterfagen. 
§. 44. 


Die in dem Königreiche als öffentliche Korporationen 
aufgenommenen Kirchen find berechtiget, Eigenthum zu be: 


& 
5 
Mi - 


979 


figen und nad) den. hierüber beftehenden Gefegen auch kuͤnf— 
tig erwerben. 
$. 45. 

Die Eigentbumsfähigfeit der nicht oͤffentlichen Kirchen: 
Gefellichaften wird nach ihrer Aufnahms-Urkunde, oder, 
wenn in diefer darüber nicht3 fefigefegt ıft, nach den Rech» 
ten der Privat = Gefellfehaften bejtimmt. 

$. 46. 

Allen Religionstheilen ohne Ausnahme ift dasjenige, 
was fie an Eigenthum gefegmäßig befigen, es fer für 
den Kultus oder für den Unterricht beftimmt, es be- 
ftehe in liegenden Gütern, Rechten, SKapitalien, baarem 
Gelde, Pretiofen oder jonjtigen beweglichen Sacen durch 
den $. 9. im IV. Titel der Berfaffungs » Urfunde des Reichs 
garantirt. (Abſchnitt VIII. Kapitel 1. S. 1.) 

$. 47. 

Das Kirchenvermögen darf unter feinem Vorwande zum 
Staatövermögen eingezogen und in der Subftanz zum Be; 
ften eines andern als des beftimmten Stiftungszwedes ohne 
Zuftimmung der Betheiligten, und, foferne es allgemeine 
Stiftungen betrifft, ohne Zuftimmung der Stände, nicht 
veräußert oder verwendet werden. 

’ $. 48. 

Wenn bei demfelben in einzelnen Gemeinden, nad hin— 
laͤnglicher Deckung der Lofal- Kirchenbedürfniffe, Weber: 
fhüffe fi ergeben, fo follen diefe zum Beften des naͤmli— 
hen Religionstheiles nah folgenden Beftimmungen ver: 
wendet werde: 

a) zur Erhaltung oder Wiederherfiellung der Kirchen und 
geiftlichen Gebäude in andern Gemeinden, die dafür 
fein binreichendes eignes Vermögen befigen ; 


‚- b) zur Ergänzung des Unterhaltes einzelner Kirchendie- 


ner, oder 
©) zur Fundation neuer nothwendiger Pfarrftellen ; 
d) zur Unterftügung geiftlicher Bildungs: Anfalten; 
e) zu Unterhafts > Beiträgen der durch Alter oder Krank— 
37” 
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heit zum Kirchendienit unfähig gewordenen geiftlichen 
Perſonen. 
$. 49. 


In foferne für diefe Zwede vom Kirchenvermögen, nad 
einer vollftändigen Erwägung, etwas entbehrt werden kann, 
wird diefer Heberfchuß, im Einverfiändniffe mit der betref- 
fenden geijtlichen Ober + Behörde, vorzüglich zur Ergänzung 
von Schul » Anftalten, Dann der Armen: Stiftungen (mo: 
bin auch jene der Krankenpflege zu rechnen find) verwen- 
det werden. 


C. 
Berhältniffe der im Staate aufgenommenen Kirchen Ge- 
fellfhaften zur Staats » Gemalt. 


1. | 
Sn Religions- und Kirchenſachen. 
$. 50. | 

Seine Majeftät der König haben in mehreren 
Verordnungen Ihren ernitlihen Willen ausgefprochen, daß 
die geiftliche Gewalt in ihrem eigentlihen Wirfungsfreife 
nie gehemmt werden, und die Fönigliche weltliche Regie— 
rung in rein geiftlihe Gegenftände des Gewiſſens und der 
Religionslehre ſich nicht einmifchen folle, als in foweit 
das £önigliche oberfte Schuß - und Aufſichtsrecht dabei ein» 
tritt. Die Eöniglichen Landesftellen werden wiederholt zur 
genauen Befolgung derfelben angewieſen. 


$. 51. 
So lange demnad) die Kirchengewalt die Grenzen ihres 


eigentlichen Wirfungsfreifes nicht überfchreitet, fann diese 


felbe gegen jede Verlegung ihrer Rechte und Gefeke den 

Schuß der Staatsgewalt anrufen, der ihr von den fünig- 

lichen einfchlägigen Landesftellen nicht verfagt werden darf. 
S. 92; 

Es fiehet aber auch den Genoffen einer Kirchen - Gefell- 

fhaft, melde durch Handlungen der geiftlichen Gewalt 

gegen die fejigefeste Drdnung befchwert werden, die Be- 
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fugniß zu, dagegen den Föntiglichen Iandesfürftlihen Schug 
anzurufen. 
$. 53. 

Ein folher Recurs gegen einen Mißbrauch der geiftlichen 
Gewalt fann entweder bei der einfchlägigen Regierungs— 
Bebörde, welche dariiber alsbald Bericht cn das König> 
fihe Staats - Mintjterium des Innern zu erjtatten bat, oder 
bei Seiner Majejtät dem Könige unmittelbar ange: 
bracht werden. 

5. 54. 

Die angebrachten Belchwerden wird das Königliche 
Staats » Mintitertum des Innern unterfuchen laffen und, 
eilige Falle ausgenommen, nur nah Vernehmung der be; 
treffenden geiftlichen Behörde, das Geeignete darauf verfügen. 

6..85: 

Der Regent kann bei feierlichen Anläffen in den ver: 
fhiedenen Kirchen Seines Staates durch die geiftlichen 
Behörden öffentliche Gebete und Dankfeſte anordnen. 

| $. 56. 

Auch it Derfelbe befugt, wenn er wahrnimmt, daß 
bei einer Kirchen - Gefellfchaft Spaltungen, Unordnungen 
oder Mißbräuche eingerijfen find, zur Wiederberjtellung der 
Einigfeit und kirchlichen Ordnung unter feinem Schuße 
Kirchen » Berfammlungen zu veranlajjen, ohne jedoh in 
Gegenftände der Religionslehre Sich felbit einzumifchen. 

657: 
Da die hoheitlihe Dberaufficht über alle innerhalb der 
Grenzen des Staats vorfallende Handlungen, Ereigniſſe 
und Verhaͤltniſſe ſich erftreckt, fo ift die Staatsgewalt berech— 
tigt, von demjenigen, was in den Perfammlungen der 
| Kirchen: Gefellfhaften gelehrt und verhandelt wird, Kennt 
niß einzuziehen. 
$. 58. 

Hiernach dürfen feine Gelege, Berordnungen oder ſon— 
flige Anordnungen der Kirchengewalt nach den hierüber in 
den Königlichen Landen ſchon längft beftehenden General- 
Mandaten ohne Allerhöhite Einfiht und Genehmigung 
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publicirt und vollzogen werden. Die geiftlichen Obrigfeiten 
find gehalten, nachdem fie die Königliche Genehmigung 
zur Publikation (Placet) erhalten haben, im @ingange 
der Ausschreibungen ihrer Verordnungen von derſelben je- 
derzeit ausdrüdlid; Erwähnung zu thun. 

$. 59. 

Ausfchreiben der geiftlihen Behörden, die fich blos auf 
die ihnen untergeordnete Geijtlichfeit beziehen und aus 
genehmigten allgemeinen Verordnungen hervorgehen, bedir- 
fen feiner neuen Genehmigung. 


$. 60. 

Die Ausübung der geiftlichen Gerichtsbarkeit koͤmmt zwar 
nach $. 38. lit. h. der Kirchen » Gewalt zu; die dafür an- 
geordneten Gerichte, fo wie ihre Verfaffung müffen aber 
vor ihrer Einführung von dem Könige beftätiget werden. 
Auch follen die einschlägigen Königlichen Landesftellen auf: 
merffam fein, damit die Königlichen Untertbanen von den 
geiftlichen Stellen nicht mit gefeßwidrigen Gebühren be- 
fchwert, oder in ihren Angelegenheiten auf eine für fie 
läftige Art aufgehalten werden. 

$. 61. 

Die vorgefchriebenen Genehmigungen fünnen nur von 
dem Könige felbft mittelft des Königlichen Staats - Mini- 
fteriums des Innern ertheilt werden, an welches die zu 
publicirenden Firchlichen Gefege und Verordnungen einge: 
fendet, und fonfige Anordnungen ausführlich angezeigt 
werden müffen. 

1. 
Sn ihren bürgerlihen Handlungen und Bezie- 
bungen. 
$. 62. 

Die Religions» und Kirchen - Gefellfchaften müffen ſich 
in Angelegenheiten, die fie mit andern bürgerlichen Gefell- 
fchaften gemein haben, nach den Gefegen des Staats 
richten. 


, 
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$. 63. 

Diefen Gefegen find in ihren bürgerlichen Beziehungen 
ſowohl die Dbern der Kirche, als einzelne Mitglieder der: 
felben auf gleiche Art unterworfen. 

$. 64. 

Zur Bejeitigung aller Fünftigen Anftände werden nach 
folhen Beziebungen als weltliche Gegenftände erklärt: 

a) alle Verträge und legtwillige Dispofitionen der Geiſt— 

4 lichen ; 

bD) alle Beftimmungen über liegende Güter ꝛc., fahrende 
Habe, Nutzung, Renten, Rechte der Kirchen und 
firhlichen Perſonen; 

c) Verordnungen und Erfenntniffe über Verbrechen und 
Strafen der Geiftlichen, welche auf ihre bürgerlichen 
Rechte einen Einfluß haben; 

d) Ehe-Gefeße, in fo ferne fie den bürgerlichen Vertrag 
und deſſen Wirfungen betreffen; 

e) Privilegien, Dispenfationen, Smmunitäten, Exem— 
tionen, zum Beften ganzer Kirchen - Gefellfchaften, 
einzelner Gemeinden oder Gefellfhafts- Genoffen oder 
der dem Religions» Dienfte gewidmeten Drte und 
Güter, in foferne fie politifche oder bürgerliche Ver— 
bältniffe berühren; 

f) allgemeine Normen über die Verbindlichkeit zur Er- 
bauung und Erhaltung der Kirchen und geijtlichen 
Gebäude; 

g) Beltimmungen über die Zulaffung von Kirchen: Pfrün- 

ya den; 
| h) Vorſchriften über die Einrichtung der Kirchen -Liſten, 
als Quellen der Bevölferungs -Verzeichniffe, als Re— 
gifter des Givil- Standes und über die Legalität der 
pfarrlichen Documente. 
$. 65. 

In allen diefen Gegenftänden koͤmmt der Stantögewalt 

allein die Geſetzgebung und Gerichtsbarkeit zu. 
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$. 66. 

— find alle Geiſtlichen in buͤrgerlichen Perfonal 
Klagfahen, in allen aus bürgerlichen Kontraften hervor- 
gehenden Streitfachen, in den Verhandlungen über ihre 
Berlaffenfihaften ꝛc. einzig den weltlichen Gerichten unter 
geben. 

$. 67. 

Sie genießen, nah Titel V. $. 5. der Berfaffungs- 
Urfunde, in bürgerlichen und firafrechtlichen Fällen den be- 
freiten Gerichtsitand, — 

$. 68. 

Bei Sterbfällen der Geiftlichen fol darauf Ruͤckſicht ge: 
nommen werden, daß die geiftlichen Berrichtungen, wenn 
der Derftorbene dergleiben verfehen hat, nicht gehemmt 
werden; alles, was darauf Bezug hat und zum Gottes: 
dienfte gehört, als heilige Gefäße ꝛc. foll von der Sperre 
ausgenommen, und mittelft Verzeichniffes entweder dem 
Nachfolger im Beneficium fogleich verabfolgt oder andern 
fihern Händen einftweilen übergeben werden, wenn nicht 
zu ihrer Uebernahme ein Abgeordneter der geiftlichen Be- 
hörde fich einfindet, welche zu diefem Ende von den welt- 
fihen Richter bei jedem GSterbfalle eines im Beneftcium 
ftebenden Geiftlichen davon in Kenntniß zu feßen ift. 

$. 69. 

Die Kriminal-Gerichtsbarfeit auch über Geiftliche koͤmmt 
nur den einfchlägigen Königlichen mweitlichen geng zu. 
$. 70. 

Diefe follen aber die einfchlägige geiftliche Behörde je- 
derzeit von dem Erfolge der Unterfuchung in Kenniß feßen, 
um auch von ihrer Seite gegen die Perfon des Verbrechers 
in Bezichung auf feine geiftlihen Verhältniffe das Eee 
nete darnach verfügen zu koͤnnen. 

& 71 

Keinem Firchlichen Zwangsmittel wird irgend ein Eins 
flug auf das gefelfchaftfiche Leben und die bürgerlichen 
Berhältniffe, ohne Einwilligung der Staatsgewalt, im 
Staate geftattet. 
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HR. 

Das Verfahren der weltlichen Gerichte in Gegenftän- 
den, welche nad den obigen Beftimmungen zu ihrer Ge: 
richtebarfeit gehören, darf durch die Einfchreitungen geiſt— 
licher Stellen weder unterbrochen, noch aufgehoben werden. 

BE 
Die Kirchen und Geiftlichen koͤnnen in Anfehung des 
ihnen zuftehenden Vermoͤgens weder von Landes - Unterthä- 
nigkeit, weder von Gerichtöbarfeit, noch von öffentlichen 
Staats» Lajten, irgend eine Befreiung anfprecden. 
6. 74 

Alle Altern Befreiungen, die hierüber mögen verliehen 

worden feyn, werden als nichtig erklärt. 
75. 

Die Berwaltung des Kirchen- Vermögens ftehet, nach den 
hierüber gegebenen Geſetzen, unter dem föniglichen und 
oberiten Schußge und Aufjicht. 


III. 
Bei Gegenſtaͤnden gemiſchter Natur. 


$. 76. 

Unter Gegenftänden gemifchter Natur werden diejenigen 
verftanden, welche zwar geiftlich find, aber die Religion 
nicht weſentlich betreffen, und zualeich irgend eine Bezie- 
bung auf den Staat und dag weltliche Wohl der Einwoh— 
ner defjelben haben. 

Dabin gehören: 

a) alle Anordnungen über den Außern Gottesdienft, def- 
fen Ort, Zeit, Zahl ꝛc.; 

b) Befchränfung oder Aufhebung der nicht zu den we— 
ſentlichen Theilen des Kultus gehörenden Feierlich- 
feiten, Proceffionen, Neben: Andachten, Gereponieen, 
Kreuzgänge und Bruderfchaften; 

ce) Errichtung geiftlicher Gefellfchaften und fonftiger In— 

fitute und Beftimmung ihrer Gelübde; 
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d) organische Beſtimmungen über geiftliche Bildungs -, 
Verpflegs + und Straf - Anftalten; 
e) Eintheilung der Dioͤceſen, Decanats- und Pfarr: 
Sprengel; 
f) alle Gegenftände der Gefundheits- Polizei, in foweit 
diefe Firchliche Anftalten mit berühren. 
IM 
Bei diefen Gegenftänden dürfen von der Kirchen - Gewalt 
ohne Mitwirfung der weltlichen Dbrigfeit Feine einfeitigen 
Anordnungen gefchehen. 


$. 78. 

Der Staatögewalt fiehet die Befugniß zu, nicht nur 
von . allen Anordnungen tiber diefe Gegenftände Einficht 
zu nehmen, fondern auch durch eigene Verordnungen dabei 
alles dasjenige zu hindern, was dem öffentlichen Wohle 
nachtheilig fein koͤnnte. 

$. 79. 

Zu außerordentlichen Firchlichen Feierlichkeiten, befon- 
ders wenn diefelben an Werktagen gehalten werden wollen, 
muß allezeit die fpecielle Königliche Bewilligung erholt 
werden. 


D. 


Bon dem BVerhältiffe verfchiedener Religions - Gefellfchaften 
gegeneinander. 


1. 


Allgemeine Staatspflichten der Kirchen gegen: 
einander, 


$. 80. 

Die im Staate beftehenden Religions » Gefelfhaften find 
fi) wechfelfeitig gleiche Achtung ſchuldig; gegen deren Ver— 
fagung kann der obrigfeitlihe Schuß aufgerufen werden, 
der nicht verweigert werden darf; dagegen ift aber au) 
feiner eine Selbfthülfe erlaubt. | 


J 


———3* 
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$. 81. 
Jede Kirche kann für ihre Religions-Handlungen von 
den Gliedern aller übrigen Religions -Partheien vollfom- 
mene Sicherheit gegen Störungen aller Art verlangen. 
$. 82, 

Keine Kirchen - Gefellfchaft kann verbindfich gemacht wer- 
den, an dem Außern Gottesdienfte der andern Antheil 
zu nehmen. Kein Neligionstheil ift demnach fehuldig, die 
befondern Feiertage des andern zu feiern, fondern es fol 
ihm frei fteben, an folhen Tagen fein Gewerbe und feine 
Handthierung auszuüben, jedoch ohne Störung des Got— 
tesdienftes des andern Theiles, und ohne daß die Achtung 
dabei verlezt werde, welche nad) $. 80. jede Religions: 
Geſellſchaft der andern bei Ausübung ihrer religiöfen Hand: 
lungen und Gebräuche fchuldig tft. 

$. 83. 

Der weltlihen Staats» Polizei koͤmmt es zu, in fo- 
weit, als die Erhaltung der öffentlihen Ruhe und Ord— 
nung zwifchen verfchiedenen Religions - Partheien es erfor- 
dert, Vorſchriften für äußere Handlungen, die nur zufäl- 
figen Bezug zum firchlichen Zwecke haben, zu geben. 

$. 84. 

Religions » Verwandte einer öffentlih aufgenommenen 
Kirche, welche feine eigene Gemeinde bilden, fönnen ſich 
zu einer entfernten Gemeinde ihres Glaubens innerhalb der 
Grenzen des Reichs halten. 

$. 85. 

Auch ift ihnen freigeftelt, von dem Pfarrer oder Pre— 
diger einer andern Konfeffion an ihrem Wohnorte jene 
Dienfie und Amts- Funktionen nachzufuchen, welche fie mit 
ihren eigenen Religions - Grundfägen vereinbarlich glauben, 
und jene nad ihren Religions. Grundfägen leiſten können. 

$. 86. 

In dergleichen Fällen follen dem Pfarrer oder Geiſtli— 
hen der fremden Konfeflion für die geleiteten Dienfte die 
fefigefeßten Stolgebühren entrichtet werden. 
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i '$. 87. 

Diefen auf ſolche Art der Orts- Pfarrei einverleibten 
fremden Religions-Verwandten darf jedoch nichts aufge: 
legt werden, was ihrem Gewiffen, oder der jedem Staats: 
Einwohner garantirten Hausandarht entgegen ift. 

$. 88. 

Den Mitgliedern der öffentlich aufgenommenen Kirchen: 
Gefellfchaften fteht die Bildung einer eignen Gemeinde aller 
Orten frei, wenn fie das erforderliche Vermögen zum Un; 
terhalt der Kirchendiener, zu den Ausgaben für den Got- 
tesdienſt, dann zur Errichtung und Erhaltung der nöthi- 
gen Gebäude befigen, oder wenn fie die Mittel hiezu auf 
gefeglich geftattetem Wege aufzubringen vermögen. 

%. 89, 

Das Verhältnis der Staats- Einwohner, welche einer 
Religion angehören, deren Mitgliedern nur eine Hausan— 
dacht, oder nur ein Privat-Gottesdienſt geftattet ift, muß 
aus dem Inhalte der Konceffiong - Urfunde beurtheilt wer: 
den. Sie Dürfen von den Dienern der Lirchengewalt 
des Drtes, mo fie wohnen, gegen den Sinn und Zweck 
der Konceffion weder befchränft, noch beeinträchtigt wer— 
den. Da fie mit der Ortskirche in feiner Verbindung fte- 
ben, jo fönnen von derfelben feine pfarrlichen Rechte gegen 
fie ausgeübt werden; dagegen haben fie aber auch feinen 
Antheil an den Rechten und dem Eigenthume der Kirche. 


1. 
Vom Simultan-Gebraude der Kirde. 
$. 90 | 
Wenn zwei Gemeinden verfchiedener Religions - Par- 
theien zu einer Kirche berechtigt find, fo müffen die Rechte 
einer jeden hauptfächlich nach den vorhandenen befondern 
Gefegen oder Verträgen beurtheilt werden. 
$. 91. 
Mangelt es an folchen Beftimmungen, fo wird vermuz 
thet, daß eine jede diefer Gemeinden mit der andern 
gleiche Rechte habe. 
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$. 92. 

Die Entfcheidung der über Ausübung diefer Rechte ent- 
ftehbenden Streitigfeiten, wenn die Betheiligten fie durch 
gemeinfchaftlihes Cinveritändnig nicht beizulegen vermö- 
gen, gehört an das Staats - Minifterium des Innern, 
welches die Sache nad) Verhältniß der Umftände vor den 
Staatsrath bringen wird. & 

$. 93. 

Wird aber darüber geftritten, ob eine oder die andere 
Gemeinde zu der Kirche wirflich berechtiget fei, fo gehört die 
Entfoheidung vor den ordentlichen Richter. 

$. 94. 
* Wenn nicht erhellet, daß beide Gemeinden zu der Kirche 
er wirflich berechtigt find, fo wird angenommen, daß dieje— 
nige, welche zu dem gegenwärtigen Mitgebrauce am ſpaͤ— 
teften gelangt it, denfelben als eine widerrufliche Gefäl- 
ligfeit erhalten habe. ; 

| $. 9. 

Selbſt ein vieljähriger Mitgebrauch fann für ſich allein 
die Erwerbung eines wirklichen Rechtes durch Verjährung 
fünftig nicht begründen. 

$. 96. 

Wenn jedoch. außer diefem Mitgebrauche auch die Un— 
terhaltung der Kirche von beiden Gemeinden beftritten wors 
den, fo begründet dieß die Vermuthung, daß auch der 
fpäter zum Mitgebraud grfommenen Gemeinde ein wirffi- 
ches Necht darauf zujtehe. 

$. 9 


* 


So lange eine Gemeinde den Mitgebrauch nur bitt— 
weiſe hat, muß ſie bei jedesmaliger Ausuͤbung einer bis— 
her nicht gewoͤhnlichen gottesdienſtlichen Handlung die Er— 
laubniß der Vorſteher dazu nachzuſuchen. 

| $. 98. 

Den im Mitaebrauche einer Kirche begriffenen Gemein: 
den fteht es jederzeit frei, durch freiwillige Uebereinfunft 
denfelben aufzuheben und das gemeinfhaftliche Kirchen: 
Vermögen, unter Königliher Genehmigung, welche durch) 


A 
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das Staats - Miniftertum des Innern eingeholt werden 
muß, abzutheilen, und für jede eine gefonderte gottes— 
dienftliche Anftalt zu bilden. 

$. 99, 

Auch kann eine folche Abtheilung von der Staats - Ge- 
walt aus polizeilichen oder adminiftrativen Erwägungen, 
oder auf Anfuchen der Betheiligten, verfügt werden. 

$. 100. 

Wenn ein Religionstheil feinen eigenen Kirchhof befist, 
oder nicht bei der Theilung des gemeinfchaftlichen Kirchen: 
Vermögens einen für fih anlegt, fo ift der im Orte be— 
findliche als ein gemeinfchaftlicher Begräbnißplag für ſaͤmmt— 
liche Einwohner des Drts zu betrachten, zu deſſen Anlage 
und Unterhaltung aber auch fämmtliche Religiong- Verwandte 
verhältnißmäßig beitragen müffen. 

$. 101. 

Kein Geiftlicher Fanır gezwungen werden, das Begräb- 
niß eines fremden Religions-Verwandten nach den Feier: 
lichfeiten feiner Kirche zu verrichten, 

$.. 102% 

Wird derfelbe darum erfucht, und er findet keinen Anftand, 
dem Begräbniffe beizumohnen, fo müffen ihm aud) die da- 
für hergebrachten Gebühren entrichtet werben. 

$. 103. 

Der Glocken auf den Kirhhöfen kann jede öffentlich 
aufgenommene Kirchen » Gemeinde bei ihren Leichen - Feier- 
lichkeiten, gegen Bezahlung der Gebühr, fid) bedienen. 

Diefes allgemeine Staats» Grundgefeß beftimmt, in Anz 
fehung der Religiong-Verhäftniffe der verfchiedenen Kirchen: 
Gefeufchaften, ihre Rechte und Verbindlichfeiten gegen den 
Staat, die unveräußerlihen Majejtäts Rechte des Regen— 
ten, und die jedem Unterthan zugeficherte Gewiſſens-Frei— 
heit und Religiong » Ausübung. 

Sn Anfehung der übrigen innern Kirchen - Angelegen- 
heiten find die weitern Beftimmungen, in Beziehung auf 
die Fatholifche Kirche, in dem mit dem Päpftlichen Stuhle 


— 
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abgeſchloſſenen Koncordat vom 5. Junius 1817, und in 
Beziehung auf die proteſtantiſche Kirche in dem hieruͤber 
unterm heutigen Tage erlaſſenen Edicte enthalten. 


Drittes Kapitel. 
Koͤnigreich Hannover. 


Das Patent vom 7. Decbr. 1819, die Verfaſſung der 
allgemeinen Staͤnde-Verſammlung des Koͤnigreichs betref— 
fend, enthaͤlt keine hierher gehoͤrige Beſtimmung. 

Hinſichtlich der religioͤſen Erziehung der Kinder aus 
Ehen zwiſchen Perſonen von einem verſchiedenen Glaubens— 
Bekenntniß, ſowie der Findlinge, wurde am 31. Juli 
1826 fuͤr das Koͤnigreich Hannover Folgendes verordnet '). 

5. #, 

Dem Ehemann, als dem Haupt der ehelichen Geſellſchaft, 
ſoll die uneingeſchraͤnkte Befugniß verbleiben, blos nach 
eigner Ueberzeugung zu beſtimmen, in welchem Glaubens— 
Bekenntniß ſeine ehelichen Kinder zu erziehen ſind, und 
Niemand ſoll das Recht haben, in dieſe Erziehungs- und 
Familien-Angelegenheit auf irgend eine Weiſe ſich zu 
miſchen. 

F— 


Jeder Vertrag, wodurch der Ehemann und Vater auf 
ſein obiges freies Recht, gleichviel vor oder nach eingegan— 
gener Ehe, im Geringſten verzichten wuͤrde, ſoll nichtig, 
mithin unverbindlich ſeyn. 

$:: 3; 

Nach des Vaters Tod muß die religiöfe Erziehung der 
Kinder fo eingeleitet, oder fortgefegt und vollendet wer: 
den, wie es dem vom Vater ernſtlich und fortwährend 
gehegten Willen gemäß ift. 





1) Gefeh- Sammlung für das Königreich Hannover. 1 Abtheil. 
Nr. 28, vom 19, Aug. 18%. ©, 174 ff. 


392 


$. 4 

In diefer Hinficht wird gefeglich vermuthet, daß der 
verftorbene Vater feine ſaͤmmtlichen ehelichen Kinder, die 
Söhne wie die Töchter, in feiner eigenen Religion habe 
wollen erziehen laffen. Alle hinterbliebene Kinder find dem: 
nah in der Religion des Vaters zu erziehen und zwar, 
falls er folche geändert hätte, in derjenigen, wozu er fi) 
in der neueften Zeit Öffentlich befannt hat. Hiebei fommt 
jedoch ein Glaubens » Wechfel, der vielleicht erft in der 
legten Kranfyeit erfolgt ift, in feinen Betracht. 

RE: 

Bon obiger gefetlichen Vermuthung ($. 4), als der 
Kegel, darf lediglich aus einem der beiden nachſtehenden 
Gruͤnde abgewichen werden: 

a) wenn der Vater den einzigen oder den mehreren be— 
reits ſchulfaͤhigen Kindern bis an ſeinen Tod den 
Hauptunterricht in der Religion, mit Inbegriff der 
unterſcheidenden Glaubenslehren, immer nur durch 
Geiſtliche der andern Kirche hat ertheilen laſſen, nicht 
etwa abwechſelnd auch durch Geiſtliche ſeiner eignen 
Kirche. Blos der Umſtand, daß das Kind von einem 
Geiſtlichen der andern Kirche getauft, oder einem die— 
ſer angehoͤrigen Schullehrer Behuf des allgemeinen 
Elementar-Unterrichts zugeſandt worden iſt, genügt 
noch nicht, die Ausnahme zu begruͤnden. Und 

b) für die Fälle, wo jener Hauptunterricht in der Reli— 
gion noch bei feinem der Kinder begonnen hat, mit⸗ 
hin die unter a) bemerkte Thatſache nicht entſcheidet: 
wenn der Vater bei ſeinem zuſtaͤndigen perſoͤnlichen 
Gerichte zu Protokoll erklaͤrt hat, 

daß er ſeine Kinder in der Religion ihrer Mutter 
erzogen wiſſen wolle, 
auch dieſe Erklaͤrung von ihm nachmals weder aus— 
druͤcklich, noch durch die That, widerrufen worden iſt. 
Doch darf dieſe Erklaͤrung, wenn ſie wirkſam ſeyn 
ſoll, nicht waͤhrendder letzten Krankheit erfolgen. 
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$. 6. 

Vorſtehende Beltimmungen ($. 1—5.) gelten ebenfalls 
für folche außerehelih geborne Kinder, welche durch die 
nachfolgende Heirath, oder durch landesherrliches Reſcript 
vollkommen legitimirt ſind; desgleichen fuͤr diejenigen, welche 
der uneheliche Vater anerkennt und in ſeinem Hauſe, oder 
doch auf ſeine alleinigen Koſten, ohne alles Zuthun der 
Mutter erziehen laͤßt. Andere uneheliche Kinder folgen der 
Religion der Mutter. 


$.: 7: 

Die religiöfe Erziehung derjenigen Kinder, welche nad) 
zurücgelegtem vierzehnten Sahre fich bereits bei der Kon- 
firmation, oder durd die Kommunion, felbitftändig zu einer 
beitimmten Kirche befannt haben, iſt ald vollendet anzufe- 
ben. Auf ihre Religions » Eigenfchaft hat deshalb eine fpä- 
tere Pegitimation feinen Einfluß, eben fomwenig die nach— 
mals erfolgte Glaubens-Aenderung der Eltern, 


6 

Ueber die religiöje Erziehung der Findlinge, oder fon: 
tiger von ihren Aeltern verlaffenen Kinder, hat derjenige 
zu beftimmen, dem die Verpflegung und Erziehung derfel- 
ben entweder nach den Gefegen obliegt — in zweifelhaften 
Fällen der Orts, Dbrigfeit — oder welcher folche gleich 
Anfangs freiwillig übernimmt. 

Sn einem andern als hriftlihen Glaubens - Befenntniß 
darf die Erziehung aber nur dann gefchehen, wenn fomohl 
die etwa befannten Eltern, als auch der nunmehrige Verpfles 
ger des Kindes, der hriftlichen Religion nicht zugethan find. 


§. 9 

Bei namhafter nach den Umftänden zu ermäßigenden 
Strafe darf fein Geiftlicher ein Kind, welches fein vier- 
zehntes Jahr noch nicht vollendet hat, zur Annahme oder 
zum Öffentlichen Befenntniß einer andern Religion zulaffen, 
als worin dafjelbe, den vorjtehenden gefeglichen Beſtimmun— 
‚gen gemäß, bis dahin zu erziehen geweſen ift. 

11. 3», 38 


\ 


$. 10. 

Gegenmwärtige Verordnung ift auch auf die vor deren Ber: 
kündigung ſchon gefchloffenen Ehen anzuwenden, es fei denn, 
daß bereit3 für einzelne Ehegatten aus älteren beftimm- 
ten Gefegen oder aus jeßt fchon vorhandenen rechtögültigen 
beglaubigten fchriftlihen Verträgen abweichende erworbene 
Kechte unzweifelhaft entfianden feyn follten, bei welchen 
e3 fodann fein DBerbleiben behalten foll. — 
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Bierted Kapitel, 
Königreihb Württemberg. 


Die Königl. Württembergifche Verfaffungs - Urfunde ent- 
halt darüber Folgendes’): 
I 
Seder ohne Unterfchied der Religion genießt im Königs 
reihe ungeftörte Gemiffengfreiheit. (Abſchn. IV. Kay. 4. 
$. 9) Den vollen Genuß der ftaatsbürgerlihen Rechte 
gewähren die drei dhriftlichen Glaubens» Befenntniffe. Anz 
dere chriftliche Glaubens: Genofjen koͤnnen zur Theilnahme 
an den bürgerlichen Rechten nur in dem Verhältniffe zuge- 
laffen werden, als fie durdy die Grundfäge ihrer Religion 
an der Erfüllung der bürgerlichen Pflichten nicht gehindert 
werden. 
PER? : 
Seder der drei im Königreiche beftohenden chriftlichen 
Konfeffionen wird freie Öffentliche Religieng - Hebung und 
der volle Genuß ihrer Kirhen-, Schul» und Armenfonds 
zugefichert. 
Par? | 
Die Anordnungen in Betreff der innern Firdlichen An- 
gelegenheiten bleiben der verfaffungsmäßigen Autonomie 
einer jeden Kirche überlaffen. 


1) Könige. Württemb. Verf, Urk. Kap. II. $. 27., Kap. VI. 
- $. 70— 84, ſ. Konftit. der europ. Staaten 3r Theil ©, 291, 
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F. 4 

Dem Könige gebührt das oberfihoheitliche Schuß- und 
Aufjichtsrecht über die Kirchen. Vermoͤge dejjelben Fönnen 
die Verordnungen der Kirchengewalt ohne vorgängige Ein- 
ficht und Genehmigung des Staats - Dberhauptes weder 
verfündet, noch vollzogen werben. 

$. — — 

Die Kirchendiener ſind in Anſehung ihrer buͤrgerlichen 
Handlungen uud Verhaͤltniſſe der weltlichen Obrigkeit un: 
terworfen. 

§. 6. 

Kirchen» und Schul: Diener, welche durch Altersfchwäche 
oder eine ohne Hoffnung der Wiedergenefung andauernde 
Kränflichfeit zu Berfehung ihres Amtes unfähig werden, 
baben Anfpruh auf einen angemefjenen lebenslänglichen 
Rube» Gehalt. 

| 867; 

Das Kirchen » Regiment der evangelifch = Iutherifchen 
Kirche wird durch das Föniglihe Konftjtorium und den 
Synodus nad) den bejtehenden, oder fünftig zu erlaffen- 
den verfaffjungsmäßigen Geſetzen verwaltet. 

| $. 8. 

Sollte in fünftigen Zeiten fich der Fall ereignen, daß 
der König einer andern, als der evangelifchen Konfeffion 
zugethban wäre, fo treten alsdann in Hinficht auf deifen 
Episcopal- Rechte die dahin gehörigen Beftimmungen der 
früheren Religions » Reverfalien ein. 

G 9 

Die abgefonderte Derwaltung des evangelifchen Kirchen— 
gut des vormaligen Herzogthums Württemberg wird wie- 
der hergeftellt. Zu dem Ende wird ungefäumt eine gemein- 
Ihaftlihe Kommiffion niederfegt, welche zuvörderft mit der 
Ausſcheidung des Eigenthums diefer Kirche in dem alten 
Land und mit Beitimmung der Theilnahme der Kirche glei: 
her Konfeffion in den neuen Landstheilen fich zu befchäf- 
tigen, und fodann über die Finftige Verwaltungsart deſ— 
ſelben Vorſchlaͤge zu machen hat. 

38* 
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9 10; 

Die Leitung der Innern Angelegenheiten der Fatholifchert 
Kirche fteht dem Landes-Bifchofe nebft dem Domkapitel zu. 
Derfelbe wird in diefer Hinficht mit dem Kapitel alle die: 
jenigen Rechte ausüben, welche nad) den Grundfägen des 
katholiſchen Kirchenrechts, mit jener Würde weſentlich ver- 
bunden find. 
Sea 

Die in der Staats-Gewalt begriffenen Rechte über die 
fatholifhe Kirche werden von dem Könige durch eine aus 
fatholifhen Mitgliedern beftehende Behörde ausgeübt, welche 
auch bei Befekung geiftlicher Aemter, die von dem Ko- 
nige abhängen, jedesmal um ihre Borfchläge vernommen 
wird, 

6::1% 

Die Fatholifchen Kirchendiener genießen eben diefelben 
perfönlichen VBorrechte, welche den Dienern der proteftan- 
tifchen Kirchen eingeräumt find. 

&. 1 

Auch wird darauf Nücficht genommen werden, daß 
katholiſche Geiftliche, welche fih dur irgend ein Vergehen. 
die Entfegung vom Amte zugezogen haben, ohne zugleich 
ihrer geiftlichen Würde verluftig geworden zu feyn, ihren 
binreichenden Unterhalt finden. 

§. 14. 

Die Fatholifche Kirche erhält zu Beftreitung derjenigen 
firchlichen Bedürfniffe,» wozu Feine örtlichen Fonds vorhan- 
den find, oder die vorhandenen nicht zureichen, und be- 
fonders für die Koften der höheren Lehranftalten, einen 
eigenen, diefen Zwecken ausſchließlich gewidmeten Kirchen— 
fond. Zum Behufe der Ausſcheidung deffelben vom Staats> 
gut und der näheren Bejtimmung der Fünftigen Verwals 
tungsweife, wird auf gleiche Art, wie oben ($. 9.) bei 
dem altwürttembergifchen Kırchengute feſtgeſetzt iſt, eine 
Kommiffion niedergefeßt werden. 
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5: 15, 

Mas die in dem Königreiche befindlichen reformirten 
Kirchen » Gemeinden betrifft, jo wird fowohl auf Verbeſſe— 
rung ihrer firchlichen Einrichtung und befonderg ihrer Un; 
terrichts- Anftalten, als auch auf Ausmittelung binreichens 
der Einfünfte zum Unterhalt ihrer Kirchen» und Schuldie- 
ner und zu Bejtreitung der übrigen Firchlichen Beduͤrf⸗ 
nifje geforgt werden. 

16, 

Für Erhaltung und Vervollfommnung der höhern und 
niedern Unterrichts - Anftalten jeder Art und namentlich der 
Landes -Univerfität wird auch Fünftig auf das zweckmaͤ— 


ßigſte geforgt. 


Sünftes Kapitel, 
Großherzogthum Baden. 


1. 

Die Großherzogl. Badifche PVerfaffungs » Urfunde ent: 
hält nur wenige hierher gehörigen Beſtimmungen. Diefe 
ſowohl, als diejenige, was über den Gegenjtand diejes 
Abfchnitts in dem Edift vom Sahr 1807 über die Firdyliche 
Staats - Verfaffung, in Verbindung mit dem Edifte über 
die Vereinigung der beiden proteftantifchen Religionstheile 
vom Sahr 1821, fodann in der Kirchenfommiffiong - DOrd- 
nung vom Sahr 1804 und in der Ehesrdnung vorkommt, 
enthält nachftehender Aufſatz 9. 

Be 

Jeder Pandeseinwohner genießt der ungeftörten Gemif- 
fensfreiheit und in Anfehung der Art feiner Gottesvereh- 
rung des gleichen Schußes, 


1) Der Staatsbote ıc. vom 6. Mai 1827 Nr. 36., wo diefer 
Yuffas abgedruckt worden. Ich glaubte Feinen Anitand nehmen 
zu müffen, den bemerfien Aufſatz, mit Weglaffung einiger hier: 
ber nicht gehöriger und Hinzufügung mehrerer Beflimmungen der 
Verfaſſungs-Urkunde hier aufzunehmen, 
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Ger 

Die politifhen Rechte der Sriglicen Religionstheife 
find gleich. 

Das Kirhengut und die eigenthämlichen Güter und 
Einkünfte der Stiftungen, Unterrichts» und Wohlthätig- 
feits -Anftalten dürfen ihrem Zwecke nicht entzogen werden 
und bleiben der betreffenden Konfeffion zur Verwaltung, 
jedoch unter der Staats » DOberaufficht, überlaffen. 

Ss. 3. 

Die Dotationen der beiden Landes -» Univerfitäten und 
anderer höheren Lehr-Anftalten, fie mögen in eigentli; 
chen Gütern und Gefällen, oder in Zuſchuͤſſen aus der 
allgemeinen Staats: Kaffe beſtehen, follen ARAETNBARFE 
bleiben. 

$. 4. 

Die Snftitute der_ weltlichen und geiftlichen Wittwen— 
Kaffe und der Brandverficherung follen in ihrer bisherigen 
Berfaffung fortbeftehen uud unter den Schug der Berfaf: 
jung geftellt ſeyn. { 

Seder Menfch kann Staatsbürgerrecht genießen, was 
er auch immer für einen Kirchenglauben habe, Nur darf 
er feine Grundfäge öffentlich, mündlich oder fehriftlich be— 
fennen und üben, welche der Unterwürftgfeit unter den 
Regenten, der BVerträglichfeit mit andern Staatsbürgern, 
der öffentlihen Erziehung, oder den guten Sitten, oder 
der chriftlichen Religion Abbruch thun. 

$. 6. 

Kein Staatebürger kann auf das Bürgerrecht eines 
befondern Orts Anfpruch machen, wenn er nicht zu der> 
jenigen Kirche gehört, welche dort zur Theilnahme am 
Ortsbürgerrechte Durch die Grundgefege oder durch befondere 
Nechtötitel fähig erffärt if. Cine Ausnahme findet ftatt, 
wenn die Kinder in der Ortsreligion erzogen werden, weil 
alsdann diefelben in ihrem Wohnorte die Schule und Kirdye 
befuichen koͤnnen. Auch bei dem weiblichen Gefchlecht findet 
eine Ausnahme ftatt, 





399 
Bin. 64.7, 

Seder Staatsangehörige, männlichen oder weiblichen 
Geſchlechts, kann nach zurücgelegtem fechzehnten Sabre fein 
Religionsbefenntniß Ändern. Hierdurh wird an allge: 
meinen ftatsbürgerlichen Nechten zwar nichts geändert, 
allein die Firchlichen Gejellfchafts-Nechte der verlaffenen 
Kirche gehen verloren. 

Pe} 

Die Ehefchliegung zwifchen verfchiedenen Neligionsver: 
wandten tft durchaus frei. 

Die Eheeinfegnung gemifchter Ehen kann, nad) dem freien 
Belieben der Eheleute, von dem Pfarrer des Bräutigams oder 
von jenem der Braut gefchehen, wenn nur von dem Pfarrer des 
andern Theil das Zeugniß der gefchehenen Proflamation, 
fowie das Zeugniß nicht vorhandener oder gehobener Firch- 
fiher Hinderniffe nebſt dem weltlichen Traufchein dargelegt 
ift, und hängt alsdann von diefer Trauung allein die bür- 
gerlihe Gültigkeit der Ehe mit allen ihren Folgen ab. Es 
fönnen jedoch auch bei Ehen zwifchen Katholifen und Pros 
teftanten die Einfegnungen von beiden Geiftlihen auf Ver: 
langen vorgenommen werden. 

$: 9 | 

Sn vermifchten Orten fieht es den Verlobten verfchiede- 
ner Konfeffionen frei?), durch einen rechtögültigen Ehe— 
vertrag entweder die Konfeffion des Bräutigams oder jene 
der Braut für alle ihre zu hoffenden Kinder feitzufegen, 
oder auch die Erziehung derfelben fo nach. dem Gefchlechte 
zu theilen, daß die Kinder männlichen Gefchlechts in der 
Konfefjion des Vaters, jene des weiblichen Gefchlechts aber 
in der Konfefjion der Muter erzogen werden follen. 

$. 10. 

Sn Abfiht der Augern Feier der Feiertage durch Unter: 

laſſung weltlicher Arbeiten, kann an Orten, wo beide Re— 





2) Siehe die in dieſem Kapitel unter II. enthaltene desfallſige Ver— 
ordnung vom 8. Juni 1826. 
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Iigionstseile ihre Neligiong - Uebung haben, feiner von dem 
andern die Unterlaffung weltlicher Arbeiten fordern, nur 
muͤſſen von feinem Theile folche Arbeitsgattungen unter: 
nommen werden, welche die dem andern Theile zu feinen 
gottesdienftlihen Handlungen nöthige Stille oder Anftänz 
digfeit unterbrechen. An manchen Drten haben fich die 
beiden chriftlichen Konfeffionen auch dahin vereinigt, daß 
fie die Feiertage der einen oder der andern dur Enthal> 
tung von allen öffentlichen und förenden Arbeiten feiern. 
$. 11. 

Alle Religiong- Verwandte find fhuldig, einander für 
ihren Glauben und Kirchengebräuche Achtung zu erzeigen, 
mithin fi) aller verkleinerlichen Reden und Handlungen gegen 
andere Religions: Verwandte zu enthalten, nie Scherze oder 
Spott über Gegenftände fich zu erlauben, welche für den 
Andern Gegenitände des religiöfen Kultus find. Noch we— 
niger Darf nachgefehen werden, daß Jemand, um der Res 
ligion willen, irgendwo von der Öffentlichen Hülfe und 
Unterftügung in Noth- und Kranfpeitsfällen, oder von 
dem anftändigen und chriftlich ehrbaren Begräbnig auf 
Gottesäcern ausgefohloffen, an dem Beiftand von Geiſt— 
lichen, Verwandten und Befannten feiner Religion verz 
hindert oder befchränft, noch irgend in dem vollen Umfang 
der Rechte der Gemwiffensfreiheit, in Beziehung auf fi, 
feine Familie und Hausgenoffen, gehindert werde. Was 
insbefondere den Beiftand der Geiftlichen betrifft, welchen 
fie ihren Glaubensgenoffen in Kirchfpielen anderer Religio— 
nen leiften dürfen, fo ift diefer in Bezug auf Kranfenbes 
fuh, Beicht- und Kommunion » Handlungen, Darreihung 
von Sterb-Sacramenten, auch ftillen, häuslichen Religions 
und Kinder - Unterriht, durchaus frei, und fol darin 
feinem Geiftlichen etwas in den Weg gelegt werden. Das 
gegen dürfen ſolche Geiftliche eigentliche Parodial- Hands 
lungen, als Taufen, Kopulationen und Beerdigungen, in 
dem Pfarrbezirke einer andern Religion, wo fie feine Paro— 
chial-Rechte haben, nie anders, als mit des dortigen 
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Pfarrers Erlaubniß, die aber nie verfagt werden darf, 
verrichten. 
5:22; 

Sede im Staate aufgenommene Kirche Fann verlangen, 
dnß eine gehörige ihr zugethane Kirchen- Gewalt, einge: 
richtet auf die Grundfäge ihrer Religion, beftehe und an- 
erfannt werde. Die Fatholifche insbefondere, deren allge— 
meine Kirchen » Berfaffung einen Mittelpunft der Glaubens 
Ginigfeit fordert, fann mit vollem Recht erwarten, daß 
diefe Gentral- Stelle als foldhe geachtet, und ihr all jener 
Einfluß unter ihren Glaubens » Genofien geftattet werde, 
welcher zur Erhaltung der Einheit der Vorſchriften für 
Glauben und Leben der Kirchenglieder unentbehrlich ift. 

8. 8. 

Keine Kirche kann ihre Handlungen der Staats-Einſicht 
und Aufſicht entziehen. Für die Leitung ihrer Glieder zu 
einem bloß innern oder ftttlichen Zweck, ingleichen zu einem 
zunächft nur Außerlichen und Firchlihen, kann jede Kirche, 
Unterriht, Warnung, Zuſpruch, Ausſchließung von eins 
zelnen Firchlichen Bortheilen und Ausſchließung von der 
Kirchen » Gemeinfchaft anwenden, ohne dazu einer befon- 
dern Staats-Bemwilligung zu bedürfen, Keinem ihrer Firch- 
lichen Zwangsmittel fann aber irgend ein Einfluß auf das 
gejellichaftliche Leben und die bürgerlichen Verhältniffe im 
Staate gegönnt werden. 

$. 14. 

Rechtmäßige Gegenftände der Kirchen-Gewalt find: 

Erziehung der Sugend für die Religion; Gewiſſens— 
Leitung aller Mitglieder; Anhaltung ihrer Glieder zur Er— 
füllung jener kirchlichen Gefellfhafts - Pflichten, welche 
durch die fymbolifhen Schriften der Kirche, oder durd) 
einzelne mit Staats - Gutheifen verfehene Kirchen - Gefege 
beftimmt find; Prüfung, Zulaffung, oder Verwerfung der- 
jenigen, die fich als befähigt zu Kirchendienften darftellen; 
Ermädtigung zur Amtsfuͤhrung für befähigt erfannte Katz - 
bidaten, ingleichen Zuruͤcknahme diefer Ermächtigung bei 
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erprobter Unfähigfeit oder Unmürdigfeit; Leitung der Kir— 
chen⸗ und Schuldiener zur Erreichung des Firchlichen Zwecks 
ihrer Anſtellung; Miteinficht in die Berwaltung des gefell- 
fchaftlihen Kirchen-Vermoͤgens; die Polizei über ihre Dies 
ner und Glieder, in Bezug auf deren bäusliches und öffent 
liches fittlihes Verhalten. 

$. 15. 

Die Kirchengewalt benennt für fi die nah Gutfinden 
wandelbaren Gehülfen der angeftellten Kirchen- und Schul— 
diener; hingegen die Ernennung jener ftändigen Kirchen- 
und Schul- Beamten, welche eine eigens dazu gewidmete 
Pfrinde, oder fonft ein vom Staate gefichertes Dienftge- 
halt haben, fommt ihr nicht zu, fondern diefe gebührt 
dem Regenten in der verfaffungsmäßigen Form, fomweit 
nicht der Pfarr» oder Schulfag von einem dritten rechts- 
mäßig erworben ift, welche jedoch auch der höchiten landes⸗ 
berrlichen Bejtätigung unterliegen. Künftig foll in den fa- 
tholifchen Landestheilen der Bifhof für alle Kirchen-Pfrün- 
den den Borfchlag machen, wie dies in Deftreich der Fall 
it. Auch bat er die Domberrn, mit Beiſtimmung des 
Souveraͤns zu ernennen. 

$. 16. 

Sede richterliche Gewalt, die in Sachen des Gemifjens, 
oder der Erfüllung der Religions- und Kirchenpflichten 
einer Kirche nach ihren fombolifhen Büchern und der dar— 
auf gegründeten Verfaſſung nöthig it, bleibt ihr unge— 
ſchmaͤlert, fo lange fie folche nicht zum Nachtheil des Staats— 
zwecks mißbraucht, hingegen feine Straf» Gerichtsbarkeit 
über weltliche Vergehen der Kirchendiener und geiftlichen 
Perſonen, oder gar der weltlichen Kirchenglieder, auch 
keine Streit-Gerichtsbarkeit uͤber weltliche Angelegenheiten 
der Kirchen⸗Angehoͤrigen. Solche gehoͤren allein der geeig⸗ 
neten Staatsbehoͤrde zu. Alle Sachen, die weſentlich eine 
doppelte Beziehung haben, wie z. B. Eheſachen, behanz 
delt die Kirchen» Gewalt nur in Bezug auf ihre kirchliche 
Seite. 
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5:7, 

Keine Kirche kann verlangen, daß in Füllen, wo Ehe— 
leute zweier Religionen fonfurriren, ihre einfeitigen Kirchen 
Grundfäge, wenn fie zugleich den andern Konfeffionstheil 
betreffen, durch Staats» Gewalt zum Bollzug befördert 
werden, fondern nur, daß der jener Kirche angehörige 
Religionstheil nicht in freiwilliger Befolgung feiner Kirchen 
Grundfüge gehemmt werde. 

$. 18. 

Die Kirchen » Gewalt der evangelifchen Kirche kann nur 
im Namen des Souveränd und nur dur ein von ihm aus 
Gliedern der evangelifchen Kirche beitelltes Ober - Konfiito- 
rium beforgt werden. Da die evangelifche Kirchen-Gemwalt 
durch Verfonen verwaltet wird, welche im alleinigen Dienjte 
des Negenten fieben und in feinem Namen handeln, fo 
bat der evangelifche Ober -Kirchenrath zugleich auch die 
Kirchen » Herrlichkeit des NRegenten zu verwalten, welche 
hingegen in der Fatholifchen Kirchen» Berfaffung von der 
geiftlihen Gewalt getrennt und eignen desfallfigen Stellen 
zugetheilt iſt. 

$. 19. 

Die Verwaltung des evangelifchen Kirchen » Vermögens 
bleibt ungeachtet der im Sahr 1821 erfolgten Bereinigung 
der beiden protejtantiichen Konfeffionen dennoch getrennt 
und wird befonders beforgt. 

$. 20. 

Die Kirchen- Gewalt der Fatholifhen Kirche fol von 
dem Oberhaupt derjelben, als dem Mittelpunft ihrer Glau— 
benseinigfeit, nicht getrennt, noch von irgeud einiger Hands 
fung oder Beziehung, die dazu weſentlich nothwendig ift, 
abgehalten werden; fie fann aber außerhalb Fällen, die 
zu einer außerordentlichen oberhauptlichen Sendung geeig- 
net find, nur durch einen im Lande feinen ftändigen Auf: 
enthalt habenden Bifchof beforgt werden, der alle fatholi- 
ſche Kirchfpiele des Großherzogthbums unter fich vereinigt, 
der zur Regulirung feiner Diöces den erforderlichen geilt- 
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lichen Senat (Kapitel genannt) hiernächft zur Verminder- 
ung der Bejchwerde der Unterthanen, feine nach fchicklichen 
Bezirfen aufgeftellten und untergeordneten Dfficialate oder 
geiftlihen Kommifjfariate, fowie in weiters untergeordneten 
Stufen die Defanate zu Mitbeforgung der Polizei in Kirs 
chenfachen aufzuftellen hat. Der Regent wird fünftig in- 
fofern einen Einfluß auf die Wahl des Bifchofs und Ka: 
pitels ausüben, daß feine ihm mißfällige Perſon (persona 
principi ingrata) gewählt werden darf, er puriftcirt alfo 
die Wahlliften Cindireftes Veto). Die Korrefpondenz des 
fünftigen Bifchofs mit Rom ift frei gegeben, da dem Re- 
genten das Placitum regium zufteht. Die weltliche Kirchen- 
Herrlichfeit bei den Fatholifchen Kirchfpielen, ſowie das 
Fatholifche Kirchen » Bermögen, wird von einer eigens dazu 
aufgeftellten Kirchen» Kommiffion, die eine Abtheilung des 
Minifteriums des Innern bildet, verwaltet. Derfelben 
liegt 0b: 1) daß die Jugend zwecmäßig gebildet, 2) daß 
die Jugend-Lehrer der niedern Schulen, oder Schulmeijter 
dafür, fowie 3) die Volks-Lehrer, oder Pfarrer, für ihr 
Amt gehörig vorbereitet und erzogen, auch dazu ſtets ge— 
börig angehalten werden, daß H die Ausübung der Gitt- 
lichkeit ermuntert und erleichtert, entgegenftehende Neigung 
aber gefchwächt und unterdrückt werde, daß 5) die geiftli- 
hen Regierungsftellen in ihrem darauf abzielenden Bemuͤ— 
ben fräftig unterftügt, bei etwaig einzelnen Verirrungen 
vor diefem Ziele aber zur Einftimmigfeit ihrer Handlungs- 
weife aufgefordert und von etwaigen unberechtigten Ueber— 
griffen in die weltliche Sphäre abgehalten, daß 6) dem 
leidenden Theile der Menfchheit im Staate nad) Mög: 
lichkeit zu Hülfe gefommen, fofort 7) von den mancherlei 
dazu vorhandenen firchlihen und andern milden Stiftun— 
gen ein guter Gebrauch gemacht und endlich 8) von der 
richtigen Erfüllung diefer Pflichten dem Negenten eine flare 
und zuverläffige Ueberficht ftet8 gegeben werde. — Den Vi— 
cariaten bleibt das Recht, in allem, was zu zwecmäßiger 
Direktion der Fatholifhen Didcefans Untergebenen in Abjicht 


605 


auf ihr Gewiffen, ihre Religiong-Verrichtungen, ihre 
Kirchen - Einrihtung und die Beförderung der innern Sitt— 
lichkeit gehört, nach eigener Ueberzeugung zu verfahren. 
Dagegen fteht dem Negenten und feinen Difafterien die 
oberfte Beurtheilung deffen zu, was die Außere Wohl- 
fahrt der Staats: Gefellfchaft und ihrer Glieder fordert; 
in diefer Hinficht unterliegt auch jede Vifariats - Anordnung, 
welche Gegenftände diefer Art betrifft, der Mitbewilligung 
der Regierung (dem Placitum regium), ehe fie zum Voll; 
zug fommen fann, bei deren Ertheilung alsdann auch zu 
beſtimmen iſt, wieweit nach Beſchaffenheit der Sache zu 
deren Ausfuͤhrung von Seiten des Landesherrn mit zu wir— 
ken ſeye. Die Kirchen-Herrlichkeit des Souveraͤns umfaßt 
uͤberhaupt nur in Bezug auf alle aufgenommene oder ge— 
duldete Religions-Partheien Nachſtehendes: Die Kenntniß— 
nahme von allen Gewalts-Handlungen der Kirche 

Snnern, die Borforge, daß damit nichts gefchehe, was 
überhaupt, oder doch unter Zeit und Umftänden, dem Staate 
Nachtheil bringt, das Recht zu allen öffentlichen Verkuͤn⸗ 
digungen, welche die Kirche befchließt, ingleichen zu allen 
Dienft- Ernennungen, die ihr überlaffen find, das Staats— 
Gutheißen zu ertheilen, oder nad Befinden zu verfagen; 
das Recht, für dergleichen Firchliche Dienft- Ernennungen, 
ſolcher Perfonen den Ausschluß zu geben, deren Aufitellung für 
diefen Poften in Staatshinficht bedenklich fcheint; das Recht, 
Gefellfchaften und Inſtitute, : die fich für einen beftimmten 
firchlichen Zweck mit Bewilligung der Rirchen-Gemwalt bilden, 
zuzulaffen, oder nicht; die das Recht, zugelaffenen Kirchen— 
Anjtalten, wenn fie von ihrem urfprünglichen Zweck abwei- 
hen, oder ihre Tauglichkeit für deffen Erreichung verlie- 
ten, darauf zurüdzuführen, oder fie ganz aufzuheben; 
das Recht, aus den von der Kirche fähig erfannten 
. Gliedern zu beftimmten einzelnen Kirchendienften denjenigen 
zu benennen, der fie erhalten ſoll; das Recht, alle jene 
Wirkffamfeit der Diener, Gefellfihaften und Staats: Ge- 
nofjen anzuordnen und zu leiten, welche zur Erreichung 
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des Firchlichen Zweds und zum Genuffe der daraus zugleich; 
für den Staat hervorgehenden Vortheile nöthig find; das. 
Recht, an allen entjiehenden Klagen, Befchwerden oder 
Anftößigfeiten, die aus einem Mißbrauch der Kirchen - Ge- 
walt, oder aus einem rechtswidrigen Verfahren derfelben 
entjtehen, Einficht zu nehmen und das zu deffen Verbin: 
derung nach Befinden der Umftände Geeignete vorzufehren. 
$. 21. 

Die Pfarrer find bei Verfündigung und Einfegnung der 
Ehen, bei der Annahme der Perfonen als weltliche, oder 
bürgerliche Zeugen zur Taufe, bei Beerdigungen, und über- 
haupt bei allen ihren Verrichtungen, nicht bloß Kirchendie- 
ner, fondern aud Staatsbeamte. Sie müffen daher in 
jedem Falle zuror ſich verfichern, daß die vorzunehmende kirch— 
liche Handlung unanftößig mit den Staatsgefegen feye, 
widrigenfals ift ihre Handlung firaffällig und ohne alle 
Rechtswirkung; fie haben fi in der religiöfen Art der 
Berrichtung folder Handlungen nad) den Gefegen ihrer 
* Kirche, hingegen in Hinfiht auf Zeit- und Ortsverhäft: 
niffe, fowie auf die Beurfundung, nach den Geſetzen des 
Staats zu richten, und die Kirchenbücher jind auch zugleich 
Urfunden des bürgerlichen Standes, und haben in allen 
betreffenden Fällen auctoritatem publicam. Kein Kir: 
chendiener, hoch und nieder, kann durch Widmung für 
eine firchliche Beftimmung aufhören, Staatsbürger zu feyn, 
und, fowie er daher Rechte und Vortheile der Statsverbin- 
dung fortgenießt, fo muß er auch Pflichten und andere 
Laſten derfelben auf fih nehmen. 

$. 22. 

Sede Kirche fann für ihre Religions » Handlungen von 
den Gliedern aller übrigen Religiong » Partheien vollfom- 
mene Sicherheit gegen Störung aller Art verlangen; allein 
feine andere Ehrenbezeugung, als jene allgemeine Achtung. 
Keine Religions » Parthei kann der andern in Abficht auf 
firchliche Einrichtungen, Gebräuche, Feite und Religions- 
Handlungen, Maaß und Ziel geben, oder eine Bequemung 
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zu ihrer desfalligen Einrichtung verlangen. Nur die welt: 
liche Staats - Polizei giebt, wo es zum allgemeinen Staates 
frieden unumgänglich nothwendig ift, gemeinfchaftliche Vor— 
fchriften für Äußere Handlungen. In Orten, wo meh— 
vere Kirchen Staatsbürgerrecht genießen, richtet fich jeder 
Theil allein nah der Kirchen = Polizei feiner eignen Ge— 
meinde, und it diefer allein unterworfen, wo aber ein 
gemeinfchaftlich fonfurrirendes, oder Follidirendes Intereſſe 
mehrerer Neligionstheile vorhanden ift, 3. B. in Vermittes 
lung der Cheftreitigfeiten in gemifchten Ehen, da haben 
die geiftlichen Borfieher und Sittenrichter beider Kirchen 
zufammen zu wirfen. 


11. 

Nach einer Verordnung vom 8. Suni 186°) fteht es 
in gemifchten Orten den Berlobten verjchiedener Konfeflio> 
nen in Zufunft frei, durch einen vor ihrer Berebelichung 
ausgefertigten Vertrag entweder die Konfefjion des Vaters, 
oder die der Mutter, für alle ihre Kinder zu beftimmen, 
oder auch diefe nach dem Gefchlechte zu theifen, ſo, daß 
die Kinder männlichen Geſchlechts in der Konfeffion des 
Paters, jene des weiblichen Gefchledhts aber in der Konz 
feffion der Mutter erzogen werden follen. 

Diefe neue gefegliche Beſtimmung darf aber auf die 
bereits vollzogenen gemifhten Ehen in gemifchten Orten 
nicht zurücdwirfen, daher auch nicht auf die Konfeſſions— 
Erziebung der Kinder aus denfelben angewendet werden. 

Jedoch ſollen die Verträge bereits vollzogener Ehen, 
wenn fie ihrem Inhalte nach den bisherigen Geſetzen entgegen 
(d. h. in welchen bejtimmt it, daß alle Kinder in der Kon— 
fefjion der Mutter erzogen werden follen), der Form nad) 
aber gültig find, in der Art aufrecht erhalten werden, 
dad die Kinder nach dem Geſchlechte getheilt und erzogen 
werden. 

Wenn aber über diefe Erziehung der Kinder aus ge- 





2) Regierungsbiatt vom 17. Juni 1826 Nr, 14, 
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mifchten Ehen feine Verträge errichtet worden, und went 
die errichteten der Form nad ungültig find; fo befteht für 
alle die bisherige Regelf ort, daß die Kinder, fowohl maͤnn— 
lichen als weiblichen Gefchlechts, in der Konfeffion des Ba- 
terd erzogen werden follen. 

Ber einem Konfeffiong » Wechfel der Eltern, went ein 
Theil derfelben zur Konfeffion des andern übergeht, oder 
beide Theile zur andern Konfeffion übergehen, follen die 
noch nicht Fonftrmirten Kinder der neugewählten Konfefjion 
der Eltern folgen; die bereits Fonftrmirten aber big zu den 
Unterſcheidungs-Jahren in ihrer bisherigen Konfeflion ver: 
bleiben, 

Geht nur ein Theil der feither zu einer und der naͤmlichen 
Konfeffion gehörigen Eheleute zu einer andern Konfeffion über; 
fo wird dieſen hiermit geftattet, vor dem Uebertritt wegen 
der Konfeſſions-Erziehung ihrer noch nicht Eonfirmirten fomwie 
nach dem Uebertritt gebornen Kinder, neue Ehepakten zu er: 
richten; follten diefe aber nicht zu Stande gebracht werden 
fönnen, fo find die Kinder in ihrer bisherigen Konfefjion 
zu belaffen, und die nach dem Uebertritt gebornen Kins 
der, binfichtlich ihrer Konfeffiongd - Erziehung gemäß der 
vor dem Uebertritt beftandenen Normen zu behandeln, — 


Sechstes Kapitel. 
Kurfuͤrſtenthum Heffen. 

Sn dem Berfaffungs -» Entwurf für das Kurfürftenthum 
Heffen kommt Feine diefen Gegenftand betreffende Beſtim— 
mung vor. 

Es richtet fich aber!) in diefem Staat die religiöfe Er; 
ziehung der Kinder aus gemifchten Ehen, nad) einer Ber- 
ordnung vom 27. März 1804, vor allem nach den Ehepaf- 
ten; in deren Ermangelung folgen die Söhne bis zum 





1) Der Staatebote eine allg, ſtaatswiſſenſchaftliche Zeitung vom 
16, Juli 1826 Nr. 5. 
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Entfheidungs s Sabre der Konfeſſion des Vaters, die Toͤch— 
ter jener der Mutter. 

Nah dem Ausfchreiben des Kurfürftl. Suftiz- Miniftes 
riumsd vom 18. Augujt 1823?) über das Verhältniß der 
evangelifchen und Fatholifchen Kirche in Anfehung der Mi— 
nifterial» Handlungen, und zwar nach dem $. 3. dieſes 
Ausfchreibeng, hat ein Jeder mit zurücgelegtem achtzehnten 
Sabre die Freiheit, dasjenige chrijtliche Glaubens - Befennt, 
niß zu wählen, zu welchem er fih halten will. 

Diefe Beſtimmung wurde in dem Ausfchreiben des 
Staats » Minijterrum3 vom 18, Auguft 1827), betreffend 
das Berhältnig zwifchen den verjchiedenen evangelifchen 
Glaubens » Parteien ruͤckſichtlich der pfarramtlichen Hand» 
ungen, bejtätigt, indem es darin heißt: Wenn gleich nad 
$. 3. des Minifterial s Ausfchreibens vom 18. Auguft 1823 
einem Jeden, welcher das achtzehnte Jahr zurückgelegt hat, 
frei jtebet, fih dasjenige chrijtliche Glaubens - Befenntnig 
zu wählen, wozu er ſich halten will, und der Uebergang 
von einer evangelifchen Konfeffion zur andern ohne eine 
deshalbige religiöfe Handlung oder Förmlichfeit bewirkt 
werden kann; fo erfordert doc die Feſtſtellung der pfarramt- 
lihen Zuftändigfeit an den Orten, wo evangelifche Gemein: 
den verjchiedener Konfefjion fich befinden, eine nähere 
Beftimmung. Diefe wird mit allerböchiter Genehmigung 
Sr. Königl. Hoheit des Kurfürften dahin ertheilt, daß 
durch den Uebergang eines evangelifhen Glaubensgenoſ— 
fen zu einer andern evangelifhen Konfeffion die — über> 
haupt nad) den Grundfägen des obgedachten Ausfchreibens 
zu beurtheilende — Befugniß des Pfarrers der bis- 
herigen Kirchengemeinde zu den Parrochial- Handlungen eine 
Aenderung nicht cher erleiden fol, als bis von diefem 


2) Sammlung von Gefegen 2c, für Kurheſſen. Jahr 1833 Nr, 5. 
Auguſt. 
3) Sammlung von Geſetzen ıc, für Kurheſſen. Jahr 1827 Nr.7 
Auguſt. 
II. Bd. 39 


610 


Uebertritte dem betreffenden Pfarrer jeder Konfeſſion An- 
zeige gethan ſeyn wird, wonaͤchſt der Pfarrer der Ger 
meinde, in welche der Eintritt gefchehen ift, ſolchen dem 
vorgefegten Konfiftorium zu berichten hat. 

Sn dem Kreife Schmalfalden gleihwohl joll den evan- 
gelifchen Glaubensgenofjen die bisher freie Wahl des Pfar- 
vers für ihre Taufen, Trauungen und Leichenbeftattungen 
nach wie vor verbleiben. 

Die Prediger und fonft Alle, die es angeht, haben 
ſich danach gebührend zu achten. — * 


Siebentes Kapitel. 
Großherzogthum Heſſen. 
J. 

Sn der Großherzogl. Heſſiſchen Verfaſſungs-Urkunde 

kommen hieruͤber nachſtehende Beſtimmungen vor ): 
St; 

Die Verfchiedenheit der in dem Großherzogthume aner- 
kannten chriftlichen Konfefjionen hat Feine Berfchiedenheit 
in den politifchen oder bürgerlichen Rechten zur Folge 
(Abſchnitt IV. Kap. 7. $. 10.). 

5 

Den anerfannten chriftlichen Konfeffionen ift freie und 

öffentliche Ausuͤbung ihres Religions: Kultus geftattet. 
$. 3. 

Sedem Einwohner des Großherzogthbums wird der Ge- 
nuß vollfommener Gemiffeng - Freiheit zugefichert. Der Vor- 
wand der Gewiffeng » Freiheit darf jedoch nie ein Mittel 
werden, um fich irgend einer nad den Geſetzen obliegen- 
den Verbindlichkeit zu entziehen. 

S. 4 

Die innere Kirchen-Verfaſſung genießt auch den Schuß 

der politiſchen. | m | 


1) Großherzog. Heil. Verf. Urk. Tit. IH. Art. 20, 21 und 22, 
Zit, V. Art, 39 — 44, Konftitut, d, europ. Staaten Ar Th. S. 84. 
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5596. 

Verordnungen der Kirchen-Gewalt koͤnnen ohne vor— 
gaͤngige Einſicht und Genehmigung des Großherzogs we— 
der verkuͤndet, noch vollzogen werden. 

I. 

Die Geiftlichen find in ihren bürgerlichen Berbältniffen 
und bei firafbaren Handlungen, welche nicht bloß Dienit- 
Bergeben find, der weltlichen Obrigkeit unterworfen. 

Die Befchwerden über Mißbrauch der Firchlichen Ge: 
walt fönnen jederzeit bei der Regierung angebradjt werden. 
$. 8. 

Das Kirhen- Gut, das Vermögen der vom Staate 
anerfannten Stiftungen, Wohlthätigfeit3-, fowie der hoͤ— 
beren und niederen Unterrichts» Anjtalten genießen des be- 
fondern Schuges des Staats und fünnen unter feiner Vor— 
ausfegung dem Finanz: Vermögen einverleibt werden. 

ae: } 

Die Fonds der milden Stiftungen zur Beförderung der 
Gottesverehrung, des Unterrichts und der Wohlthätigfeit 
fönnen nur mit ftändifcher Einwilligung zu einem fremdar- 
figen Zwecke verwendet werden. 


1. 

Ueber die religiöfe Erziehung der Kinder aus gemifchten 
Chen wurde im Großherzogtbum Heffen am 27. Febr. 1826 
Folgendes verfügt 2): 

Da in unferm Großherzogthbum in Anfehung der reli- 
gioͤſen Erziehung der Kinder aus gemifchten Ehen verfcie: 
denerlei Statuten, Verordnungen und Objervanzen beite- 
ben, deren nähere Beſtimmungen aus den Berhältniffen 
einer bloß tolerirten Kirche zu einer berrfchenden erflärbar 
find, Wir aber, nahdem Wir die völlige Gleichheit der 
chriſtlichen Religions » Partheien als verfaffungsmäßigen 


2) Großherzogl. Heſſ. Regierungsblatt vom 30. Mär; 1826 Nr. 7. 
Der Staatebote 2c, vom 16, Juli 1826 Nr. 5, 
39° 
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Grundſatz ausgeſprochen haben, dieje verfchiedenerleiartis 
gen Beftimmungen mit dem ausgefprochenen Grundfaß dies 
fer Gleichheit unvereinbar finden, fo haben Wir desfalls 
fhon früher in Bezug auf unfere Refidenz das Erforderliche 
verfügt, nunmehr aber bejchloffen, allgemein Folgendes 
zu verordnen: 

u 

Wenn nicht in gültigen, vor Eingehung der Ehen ges 
ſchloſſenen, Eheverträgen etwas anders über die religiöfe 
Erziehung der Kinder aus gemifchten Ehen fejtaefegt wor: 
den it, fo follen die Kinder, ohne Unterfchied des Ge- 
fhlechts, der Konfeffion des Vaters folgen. 

$: 2% 

Bei den bis jetzt beftchenden gemifchten Ehen bleiben 
die Statuten, Verordnungen und unzweifelhaften Obfers 
vanzen, welche bisher entjchieden, infofern fie nicht durch 
ausdrücklichen Vertrag abgeändert worden find, auch fer- 
ner entfcheidend. 

53. 

Inſofern aber, in Gemaͤßheit der nach $. 2. entſcheiden— 
den Normen, den Eltern eine Abänderung ihres Willen 
über die Religion ihrer Kinder nach eingegangener Ehe 
erlaubt war, muͤſſen diejenigen, welde hiervon einen Ge— 
brauch zu machen gedenken, ihren Willen bei den Behör- 
den, welche zur Aufnahme von Eheberedungen berechtigt 
find, von heute an binnen einem Sahre erflären, und foll 
alsdann diefe Erflarung, wenn ihre Freiwilligkeit nicht 
mit Grund bezweifelt werden fanın, die religiofe Erziehung 
der Kinder reguliren. 


Achtes Kapitel, 
Großherzogthum Sahfen- Weimar: Eifenad. 
Indem Großherzogthum Sacfen: Weimar ift im Jahr 
41523 eine Verordnung!) über die Verhältniffe der Fatholi- 


1) Verordnung vom 7. Dftober 1823 in dem Großherz. S. Wei: 
mar, Negierungsblatt vom 11. November 1823 Nr, 16. 
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fihen Kirchen und Schulen erjchienen, wovon die 66. 50 
bis 57. hierher gehören. Es bejtimmen diefelben Folgendes: 


Fl 

Die Kinder aus gemifchter Ehe (zwifchen Katholifen und 
Proteftanten) follen fünftighin — vorbehältlic nur der Aus» 
nahmen inden Sg. 2.u.3., und ohne daß dieſes Gefeg auf ſchon 
beitebende Eben und die in ſolchen über die Erziehung der 
Kinder, nach andern Gefegen und in deren Gemäßpeit, durch 
Berträge getroffenen Anordnungen einen Einfluß und fomit 
rücwirfende Kraft bat — in einer und derfelben Kirche getauft 
und erzogen werden. E83 entjcheidet hierüber 1) die Relis 
gion desjenigen Ehegatten, defjen Familie in aufiteigender 
Linie am längiten als Fatholifch, oder als proteftantifch in dem 
Großherzogthume (den alten oder den neuen Landen) eins 
gebürgert geweſen iſt; 2) wenn burch diefe Bejtimmung eine 
Entfheidungs - Norm nicht gewonnen werden kann, die 
Religion des Baters, 

Re 3 

Wenn beide Eltern einer und derſelben Konfeffion zuge— 
than find, fo hat die Neligiong - Aenderung des einen 
Theils feinen Einfluß auf die Erziehung der Kinder. Tre— 
ten aber beide Eltern zu der andern Kirche über, fo iſt zu 
unterfcheiden zwifchen denjenigen Kindern, welche ſchon 
Religions » Unterricht genoffen haben und denen, melde 
folhen Unterricht noch nicht erhalten haben. Diefe folgen 
der nunmehr gewählten Kirche des Elternpaares, jene ver; 
bleiben der Kirche, in deren Glauben fie bisher unterrichs 
tet wurden. 

— 

Auch bei gemiſchten Ehen findet die letzte Beſtimmung 
des F. 2. Statt, wenn der eine, oder der andere Theil 
die Religion aͤndert und nun beide Ehegatten einer und 
derſelben Kirche angehoͤren. 

$. 4. 

Uneheliche Kinder und ſolche Kinder, welche in Ebebruch 

oder Blutfchande erzeugt werden, folgen der Religion der 
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Mutter, Im Fall der Legitimation durdy nachfolgende Ehe 
entfcheidet die Religions» Beftimmung des [egitimirten noch 
lebenden Kindes auch über die Religions - Beftimmung der 
fpäter ehelich gebornen Kinder. 

$. 5. 

Bei Findlings - Kindern hängt die Religions - Beftimz 
mung von demjenigen ab, welcher die Verpflegung und 
Erziehung nach den Gefeken zu beftreiten hat, oder gleich 
Anfangs freiwillig übernimmt, Im Zweifel entfcheidet die 
Religion des Finders. 

Sun, 

Gegen die hier $. 1 bis 5. gegebene Beftimmung kann 
fünftighin durch Verträge, namentlich durch Verträge zwi: 
ſchen den Eltern, fie mögen vor der Trauung oder nad) 
der Zrauung abgefchloffen feyn, Etwas nicht geändert wer: 
den. Alle Verträge, welche diefes bezwecen, find null 
und nichtig. Eben fo wenig iſt es von Einfluß, wenn 
das Elternpaar, oder derjenige des Elternpaars, in deffen 
Religion die Kinder bisher erzogen worden find, verftirbt. 
Weder der überlebende Gatte, noch die Verwandten, nod) 
die num eintretenden Pflegeltern find berechtigt, eine Ver— 
Anderung vorzunehmen und die Kinder in jder andern 
Konfeffion weiter erziehen zu laffen. 

Bag 

Entftehen über die Anwendungen der bier $. 1 bie 6. 
ausgefprochenen Verordnungen Zweifel und koͤnnen diefe 
von dem Konfiftorium des Bezirks und der Immediat— 
Kommiſſion für das Fatholifche Kirchen» und Schulwefen 
im Ginverftändniß nicht gehoben werden, fo gehört die 
Entfcheidung lediglich vor das Staats - Minifterium. 


Neuntes Kapitel, 
Herzogthbum Naſſau. 
In dem Herzogthum Naffau *) ift durch eine Verordnung 
vom 22. und 26. Mai 1808 verordnet worden, daß die 


1) Der Staatsbote vom 19. Juli 1826 Nr. 6. 
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aus gemifchten Ehen erzeugten Kinder ohne Ausnahme und 
in allen Fällen in des Vaters Konfeffion bis zur Unter; 
fcheidungszeit (dem erreichten 14. Lebensjahre) erzogen wer: 
den follen. Bon diefer Verordnung kann weder vor, noch 
während der Ehe, weder durch mündliche Abrede, noch 
durch fchriftlichen DVertrag abgegangen werden, obgleich 
frühere Disyofitionen über damals bereits beftehende ge— 
mifchte Ehen aufrecht erhalten wurden. Uneheliche Kinder 
müfjen in der Konfeifion der Mutter erzogen werden, der 
Vater mag befannt oder nicht befannt feyn. 


Sn dem Patent wegen Einführung einer landftändt- 
fhen Berfaffung in dem Herzogtbum Naffau?) fommt (im 
Eingange) folgende Stelle vor: Wir haben big hierher die 
vollfommenfte Duldung religiöfer Meinungen und freie 
Uebung jedes Gottesdienjtes in unfern Landen geband, 
habt. — 


Zehntes Kapitel, 
Herzogthbum Sachſen-Koburg. 

Die Herzogl. Sachſen-Koburgiſche Verfaſſungs-Urkunde 

enthalt darüber Folgendes 9. 
u. 

Die Berfchiedenheit der “ dem Herzogthbum anerfannten 
chriſtlichen Konfefjionen bat Feine DVerfchiedenheit in den 
politifchen und bürgerlichen Rechten zur Folge. Abfchnitt 


IV. Kap. 11. $. 8.) 
$: 


Den anerfannten hriftlichen Konfeffionen iſt die gefek- 
maͤßige freie und öffentliche Ausübung ihres Religions: 
Kultus geftattet. (Abſchnitt IV. Kap. 11. S. 9.) 





2) Konftitutionen der europäifchen Staaten Th, 2. S. 29. 
1) Herzogl. Sachſ. Koburg. Verf. Urk, $. 12, 13 und 14, $. 25 
bis 5, 30, 


616 


5:3, 

Sedem Einwohner des Herzogthums Koburg wird der 
Genuß volfommener Gewifjend =» Freiheit zugefichert; ver 
Borwand der Gemwifjens - Freiheit darf jedoch nie ein Mit: 
tel werden, um fich irgend einer nad) den Gefegen oblie— 
genden Berbindlichfeit zu entziehen. (Abſchnit IV. Kay. 
11. $. 10.) — 

$. 4. 

Die innere Kirchen-DBerfaffung geniest auch den Schuß 

der politifchen Berfaffung. 
Gi 

Verordnungen der Kirchen» Gewalt fünnen ohne vor- 
gängige Einficht und Genehmigung des Landesherrn weder 
verkündet, noch vollzogen werden. 

$. 6. 

Die Geiftlichen find in ihren bürgerlichen VBerhältniffen 
und bei ftrafbaren Handlungen, welche nicht bloße Dienft- 
Vergehen find, der weltlichen Obrigfeit unterworfen. 

u 

Die Befchwerden über Mißbrauch der Amts - Befugniffe 
der Geiftlichfeit koͤnnen jederzeit bei der geordneten obern 
Landes: Stelle angebradjt werden. 

5. 

Das Kirchen-Gut, das Vermögen der vom Staat ans 
erfannten Stiftungen, der Wohlthaͤtigkeits- und Unterrichts» 
Anftalten genießen. des befonderen Schuges des Staats 
und fönnen unter feiner Bedingung dem Stants-Bermögen 
einverleibt werden. 

$. 9. 

Die Fonds der milden Stiftungen zur Beförderung der 
Gottesverehrung, des Unterrichts und der Wohlthätigfeit 
werden genau nach den darüber in den Stiffungs - Briefen 
enthaltenen Verordnungen verwaltet. Ueber Abänderungen 
in der Verwaltung oder Verwendung, injoferne foldye Ab» 
änderungen nach dem Sinne des Stifterd zuläffig find, 
follen die Stände vorher jedesmal mit ihrem Gutachten 
gehört werden. 


617 


Eilftes Kapitel, 
Fuͤrſtenthum Waldeck. 


Ueber die religiöfe Erziehung der Kinder aus gemiſchten 
Ehen, wurde in dem Fürftentbum Walde Folgendes ver: 
ordnet '). 

84, 

Es follen von nun an die Kinder folcher Eltern, deren 
einer Theil ſich zu dem evangelifhen, der andere aber zu 
dem Fatholifchen Glauben befennt, ſaͤmmtlich und obne 
Ausnahme in der Religion des Vaters erzogen und unters 
richtet werden, infofern nicht von den Eltern bei Einge: 
bung der Ehe in den zu errichtenden Eheyaften ein anderes 
ausdrücklich fejtgefest feyn follte, oder die Eltern, in Ers 
mangelung einer folchen eheberedungsmäßigen Verabredung, 
überhaupt nicht durch eine wechfelfeitige Uebereinfunft beide 
eine andere Beftimmung in gemeinfchaftlichem Einverftänd:- 
niß treffen, in welchem Falle es dann bei dDiefer von den 
Eltern freiwillig eingegangenen Beftimmung verbleiben foll. 
Jede Uebereinfunft diefer Art, werde fie nun vor, bei oder 
nach -Eingehung der Ehe, in der Eheberedung oder für ſich 
befonders8, unter den Eltern verabredet, ſoll inzwifchen 
immer von dem Ober -Zuftizamt oder Stadtmagiftrat deg 
Ortes der ehelichen Niederlaffung der Paciscenten zu Pro⸗ 
tofoll gegeben werden, damit in diefer Beziehung Feine Uns 
gewißheit eintrete. . 
Be 

Durch diefe gefegliche Vorſchrift fol jedoch den Kin: 
dern, Sobald dieſe die Sahre reiferer Ueberlegung und ei- 
gener Prüfung erlangt haben werden, feineswegs unbe: 
nommen ſeyn, nach ihrer eigenen Ueberzeugung und nach 
eigenem Antriebe eine von beiden Lehren der verjchiedenen 
Kirchen zu wählen, und ſich zu derjelben zu befennen. Sn 





1) Bekanntmachung vom 28. März 1827. f. der Staatöbote, eine 
allgemeine ſtaatswiſſenſchaftliche Zeitfhrift ꝛc. vom 6. März 
1827, Nr. 36, 
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diefer Beziehung wird das vollendete 18. Lebensjahr bei 
beiden Gefchlechtern, als der Zeitpunft eintretender reife- 
rer Prüfung und eigener Wahl betrachtet, fo daß der An: 
fang des 19. Lebensjahres die Freiheit verleihen fol, Das 
bisherige Glaubensbefenntniß zu verlaffen und zu dem anz 
dern uͤberzugehen. 

GG 8% 

Borftehende Beſtimmungen gelten ebenfalls für folche 
außerehelich geborne Kinder, welche durch nachfolgende 
Heirath, oder durch Iandesherrliches Nefeript vollfommen 
legitimirt find, desgleichen für diejenigen, welche der un: 
eheliche Vater anerkennt, und in feinem Haufe, oder auf 
feine alleinigen Koften, ohne alles Zuthun der Mutter er— 
ziehen läßt. Andere uneheliche Kinder folgen der Religion 


der Mutter. 
$. 4. 


Ueber die religiöfe Erziehung der Findlinge, vder fon 
fliger von ihren Aeltern verlaffener Kinder, hat derjenige 
zu beftimmen, dem die Verpflegung und Erziehung derfel- 
ben entweder nach den Gefegen obliegt — in zmeifelhaf- 
ten Fällen der Ortsobrigfeit — oder welcher folche gleich 
Anfangs freiwillig übernimmt. — Zu einem andern, als 
dem chriftlichen Glaubens »Befenntniß, darf jedoch die Er- 
ziehung der Kinder nicht geſchehen; es wäre denn der Fall, 
daß ein Sude die Erziehung eines folchen Kindes freiwillig 
übernähme, deffen Eltern erwiefenermaßen beide der juͤdi— 
fchen Religion zugethan wären. — 


Zwölftes Kapitel. 
Freie Stadt Franffurt. 
1. 
Hierüber beftimmt die fogenannte Ergänzungs - Akte der 
freien Stadt Franffurt Folgendes '): 
1) Ergänzungs= Afte vom 18. Juli 1816 Art. 35 —44, f. Konfli: 
tutionen der europäifchen Staaten Th. 2, ©, 385, 
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$. 1. 
Bon den geiftlihen und Schulfahen. Allgemeine 
Grundfäße. 


Alle und jede, fomwohl chriftlihe und andere Firchliche 
Gemeinden, gleichwie fie auf den Schuß des Staates Anz 
ſpruch zu machen haben, find auch der Oberaufjicht des 
Staats untergeordnet und dürfen feinen bejondern Staat 
im Staate bilden. 

Allgemeine, von den unmittelbar vorgefesten Firchlichen 
Behörden eines NReligionstheils verfaßte Berordnungen be— 
dürfen der Sanftion des Staats — rein bifchöflichen Dioͤ— 
cefan » Gerechtjamen, foviel die Fatholifche Gemeinde bes 
trifft, wie folhe nad geläuterten Grundſaͤtzen des deut: 
fhen Staats- und Kirchen-Rechts, ohne Rüdjicht auf dag, 
nicht ferner anmwendbare Entfcheidungsiahr des mweitphäli- 
fhen Friedens - Snitruments, beftehen, oder in Zufunft 
durch Konfordate für ganz Deutfchland regulirt werden 
dürften, durchaus unvorgreiflich. 

Dem gefammten Senate bleibt die Oberaufficht übertra- 
gen und dem gejeßgebenden Körper iſt die Sanftion or- 
ganifcher Einrichtungen und die Genehmigung allgemeiner 
Verordnungen vorbehalten, doch fann der Senat in Fällen, 
in welchen nach befannten ftaatsrechtlichen Principien das 
landesherrfihe Placet zu bifchöflichen Anordnungen vor 
deren Bollzug erfordert wird, folches ertheilen. 

Jede Gemeinde der drei chriftlichen Religionen beforgt, 
abgefondert unter der gedachten Dberaufficht des Senats 
und der Sanftion des Staats, ihre religiöfen kirchlichen 
Schul- und Erziehungs » Angelegenheiten. 


$. 2. 
IL PBroteftantifhe Gemeinden. 
a) Proteſtantiſch-Lutheriſche. 
Für die religiöfen, firchlichen Schul- und Erziehungss 
Angelegenheiten der yroteftantifch » Iutherifchen Gemeinde 
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wird das unter der Neichsftadt fchon beitandene Iutherifche 
Konfijtorium bergeftellt. Es befteht daſſelbe 

1) und 2) aus zwei [utherifchen Senatoren, der erjten 
oder zweiten Rathsordnung, wovon den Ältere das Direls 
torium führt; 

3) H und 5) aus dem Senior des evangelifch - Intheris 
fhen Minifteriums, und der zwei vorderſten Pfarrherren, 
als Konfijtorial- Räthen; fodann 

6) aus einem rechtsgelehrten Konftitorialrathe. 

Legterer wird jo gewählt, daß das Konfiftorium, nad 
vernommenem Gemeinde:firchenvorftande, dem Senate drei 
Subjefte vorfchlägt, wovon diefer einen wählt. 

Mit Ausnahme der Ehefahen, welche an das Stadt; 
gericht verwiefen bleiben, ift der Wirfungsfreis diefer Bes 
hörde ganz der nämliche, wie jolcher vor dem Sahr 1806 
gewefen, nur daß fie allein auf Iutherifche — 
Kirchen- und Schulſachen beſchraͤnkt iſt. 


$. 3: 
b) Proteftantifh:reformirte Gemeinde. 


Dem freien Willen und Gutbefinden der reformirten 
hiefigen Gemeinde bleibt die Erridhtung eines reformirten 
Konfiftoriums unter der Direftion zweier reformirter Raths— 
glieder, nach dem Mufter des evangelisch - futherifchen, 
überlaffen. 

Da inzwifchen diefe Firchliche Gemeinde alle Koften ihres 
Religions » Kultus, Vertrags gemäß, ohne Konfurrenz des 
Stadt-ANerarii aus eignen Mitteln bisher bejtritten hat; fo 
follen, fo lange diefes Verhältniß fortbefteht, felbit in dem 
Falle der Errichtung eines eigenen reformirten Konſiſto— 
riums, doch der reformirten Gemeinde, oder den Bchör- 
den, welche fie dazu beſtimmt, ausfchließlich alle jene Be— 
fugniffe verbleiben, welche diefelben bisher durch Wahl und 
Einberufung ihrer Prediger, Kirchendiener u. dgl. aus— 
geübt hat. 
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$. 4. 
11. Katholiſche Gemeinde. 
Katholifhe Kirhen- und Schul-Rommiffisı. 

Zur Beforgung der Kirchen-, Schul= und Erziehungs; 
Sachen der hieſigen Fatholifchen Gemeinde beiteht die ru— 
brieirte befondere Kommiffion. 

Zwei Ffatholifche Senatoren der erften vder zweiten 
Raths-Drdnung, der zeitige Parochus, einer der Kirchen 
Direftoren, nebſt einem verbürgerten Rechtsgelehrten, wels 
cher eben fo wie jener des [utherifchen Konfiftoriums vor- 
geihlagen und vom Senate gewählt wird, bilden diefelbe. 

Be 
Dotation der lutheriſchen und Fatholifhen Kir- 
hen, mit Vorbehalt des etwaigen gleichen 
Anſpruchs der reformirten Kirche. 


Es fol, nad auggemitteltem Bedarf, für die eigne Dos 
tation des Tutherifchen und katholiſchen Religiong - Kultus 
und Schulmefens geforgt werden und zu dem Ende Bors 
fchläge des Senats an den gefeßgebenden Körper gelangen. 
Snmittelft werden die Koften aus den dazu bereits beftimm- 
ten Fonds und, foweit diefe nicht zureichen, aus dem 
Stadt - Neraric beftritten. 

Der reformirten Gemeinde fol hierdurch an ihrem wirk— 
lien oder vermeinten Rechte auf gleichen Anſpruch nichts 
benommen ſeyn. 

6,6 
Kirchen-Vorſtaͤnde der drei hriftlihen Ge- 
meinden. 

Eine jede der drei chriftlichen Gemeinden Fan, außer 
jenen, für ihre religiöfen, Eirchlihen und Schul: Angeles 
genheiten forgenden Konfiftorien und Kommiffionen, noch 
überdem einen befondern Firchlichen Gemeinde » Borftand 
anordnen. 

Diefer hat in Firchlichen Angelegenheiten die Gemeinde 
bei der einfchlagenden Behörde zu vertreten, über die aͤu— 


622 


Bere Disciplin zu wachen, das Kirchen- Gut zu verwal- 

ten, für die Unterhaltung der Kirchen und Pfarrhäufer zu 

forgen, die niedern Kirchen » Dfficianten zu ernennen und 

zu infpiciren. B 

Be 

Das biefige Gymnafium und andere gemifchte 
Lehr-Inſtitute. 


Das hieſige Gymnaſium ſoll kuͤnftig eine, allen chriſt— 
lichen Konfeſſionen gemeinfchaftlich angehoͤrende, juͤdiſche 
Religions-Bekenner nicht ausſchließende, jedoch dem evan— 
geliſchen Konſiſtorio, wie ehedem, allein untergeordnete Un— 
terrichts-Anſtalt ſeyn und bleiben. In dieſem Fall ſollen 
die katholiſchen Schüler des Gymnaſiums ihren eignen Un— 
terricht in der Religion und, wenn es gewuͤnſcht wird, 
auch in andern wifjenfchaftlichen Zweigen erhalten und be- 
halten, auch bei der Wahl der Lehrer durchaus feine Ruͤck— 
fiht auf ein befonderes chriftliches Bckenntniß genommen 
werden. Sollte aber die Fatholifche Gemeinde die Wieder: 
herftellung des Friedericianumg, als des vormaligen katho— 
lichen Gymnaſiums, unter ihrer alleinigen Direction, lieber 
wünfchen, fo ift fofort diefe Wiederherftellung vorzunehmen. 

Andere gemifchte Privat » Snftitute, in welchen der Re— 
ligions-Unterricht nach den proteftantifchen und Fatholifchen 
Religions » Befenntniffen ertheilt wird, ftehen unter einer 
aus den proteftantifchen Konfiftorien und der Fatholifchen 
Kirhen- und Schul: Kommiffion delegirten Infpection von 
Mitgliedern aller drei Konfeffionen. 

Zu den Attributionen diefer gemifchten Kommiffion ge— 
hört ferner: die Aufficht 

a) über die Lehr -Anftalten der jüdischen Gemeinde: 

b) über die Führung der Kirchenbücher, mit Einfchluß 

der jüdifchen Geburt- und Gterbe - Kiften; 

c) über die Kirchhöfe und Begräbnißfachen, und 

d) die Handhabung der Sitten: Polizei bei gemifchten 

Ehen und Ertheilung der Dispenfationen in bürger- 
lich verbotenen Graden bei Eingehung ſolcher Ehen. 
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$, 8 
Kirchen- und Schuldienfite. 

In Betracht der großen Zahl der in Franffurt und 
in Sacdfenbaufen wohnenden Lutheraner, fol die Zahl 
der Iutberifhen Pfarrherren für beide Gemeinden nie 
unter zwölf jeyn, auch, um Cinheimifche zu dem Stu— 
dium der Gottesgelahrtheit aufzumuntern, zu Diefen 
Pfarrſtellen und zu jenen auf biefigen Dorffchaften feine 
Kandidaten der Theologie befördert werden, welche nicht 
entweder eingeborne Bürger find, oder, wären fie dieſes 
nicht, doch feit 10 Jahren im hiefigen Bürgerrecht ftehen. 

Bei Vergebung anderer Lehrjiellen der Sprachen und 
Wiffenfchaften leidet dieſes jedoch eine Ausnahme und 
find folche überhaupt unter der allgemeinen Borfchrift 2) 
eben fo wenig als die bei dem Religions - Kultus der fa- 
tholifchen und reformirten Gemeinden erforderliche Pfarr: 
herren und Geiftliche begriffen. Doch muß ein jeder, der 
zu einem Kirchen» und Schuldienſte anher berufen wird, 
das hiefige Bürgerrecht annehmen. 


S. 9 

Differenzien in Kirchen- und Schulfaden. 

Alle entftehenden Differenzien der Mitglieder beider pro- 
teftantifchen Konfiftorien und der fatholifchen Kirchen und 
Schulfommiffion unter fih, alle Klagen der befondern 
Religionstheile oder einzelner Mitglieder über Mißbrauch 
oder Ueberfchreitung der Befugniffe der angeordneten kirch— 
lihen Behörden, fönnen bei dem Senate angebracht 
werden. 

Diefer Läßt die Befchwerden durch Senats - Mitglieder 
des betreffenden Religionstheils unterfuchen und hilft, nad) 
eingelangtem Berichte, gegründeten Befchwerden ab, durch 
Zurehtweifung der Firchlichen Behörden in das gehörige 
Geleiſe. 





2) Ergaänzungs-Akte Art. 6. ſ. Abſch. IV. Kap, 15. 5. 5. 


u 
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Etwaige in allen Wegen zu vermeidende Srrungen ber 
verfchiedenen chriftlichen Gemeinden unter fich, fey es über 
religiöfe und Firchliche Gegenſtaͤnde, oder über vermeinte 
Rechte, welche als davon abhängig in Anfpruch genoms 
men {werden, follen, foviel nur immer möglich, ſchieds— 
richterlich beigelegt werden. 


Fa 3 A 
Dem Senate vorbehaltene firdlidbe Anord— 
nungen. 


Borübergehende zeitige Firchliche Anordnungen, welde 
in allen Staaten von der weltlichen Obrigfeit auszugeben 
pflegen, alle drei chriftliche Konfeffionen in gleiher Maaße 
betreffen, und auf den verschiedenen Religions - Kultus 
an und für fich feinen Einfluß haben, 3. B. die Begehung 
und Anordnung von Danffeften wegen wichtiger weltlicher 
Ereigniffe und dergleichen, verfügt der Senat, bald nad) 
eigenem Gutbefinden, bald nach dem Vorſchlage der ver- 
fhiedenen Firchlichen Behörden und macht leßtern folche 
zur Befolgung befannt. 


IH. 

Was die religiöfe Erziehung der Kinder gemifchter Ehen 
anlangt, fo war im ehemaligen Großherzogthum Frank 
furt am 5. Septbr. 1811 eine Verordnung ?) gegeben wors 
den, melde von der freien Stadt Franffurt beibehalten 
und namentlih am 30. December 1819 beftätigt worden 
ift. Hiernach finden Verträge der Eltern vor und während 
der Ehe Statt, welche Verträge in der Form der Ehepak—⸗ 
ten abgefchloffen werden miüffen, auch vor und waͤh— 
rend der Ehe, nicht mehr aber nach des einen Ehegatten 
Tode verändert werden koͤnneun. In Ermangelung bes 
fonderer Berträge über die Religiond Erziehung der Kin- 
der follen die Kinder beiderlei Gefchledhts in der Religion 
des Vaters erzogen werden. Bei einer Konfefliond » Vers 


3) Der Stoatshote vom 19. Juli 1826, Nr. 6, 
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änderung der Eltern folgen die Kinder vor angetretenem 
12. Sabre den Eltern in der Veränderung nad); die zur 
Zeit der Veränderung Älteren Kinder genießen den frühes 
ren Religions » Unterricht bis zum vollendeten 16. Jahre 
fort. Ueber uneheliche, vom Vater anerfannte Kinder bes 
ſtimmt der Vater; ber andere die Mutter. Bei Findlingss 
Kindern treten befondere Beftimmungen ein, fiatt welcher 
jest (nach einem Gefe vom 8. Suli 1817) die Armen- 
Kommiffion einen Turnus unter den drei chriftlichen Kons 


feſſionen beobachtet. 


II. Bd. 40 


anna ù— 


Neunter Abſchnitt. 


Von den Gemeinden. 


Einleitung. 


Der Staat beſteht aus einer Menge kleiner Staaten, die 
unter ſich organiſch zuſammen haͤngen und wovon jeder ſei— 
ner beſondern Natur nach ſein eigenes Leben in ſich traͤgt, 
d. h. die große Staats-Familie iſt aus einer Mehrheit 
von Familien zuſammengeſetzt, wovon eine jede ſich in 
einer gewiſſen Freiheit bewegt. In dem Verhaͤltniß, wie 
der ganze Staat ſich frei bewegt, ſoll dies auch bei ſeinen 
Theilen ſtattfinden. Wenn es eine anerkannte Wahrheit 
iſt, daß das zu viele Regieren in allen Verhaͤltniſſen nach— 
theilige, jede Kraft laͤhmende Wirkungen aͤußert, ſo iſt dieſes 
gewiß auch bei den Gemeinden der Fall. Sie ſollen nicht 
wie Kinder von der Regierung bevormundet, ſondern muͤſ— 
fen zur Selbftftändigfeit und Gelbfithätigfeit, nad Anlei- 
tung der allgemeinen nur den Gefammtjtaat umfafjenden 
Gefeße, emporgehoben werden. Geſchieht dies nicht, fo 
wird, ſtatt Iebhafter Theilnahme am Gefammt - Intereffe, 
eine völlige Stumpfheit und Dummheit von Seiten der ein: 
zelnen Genoffen herbeigeführt. Die Gemeinden follten da- 
her eine Einrichtung haben, mie fie das verkleinerte Bild 
eines repräfentativen Staats erheifht. Dadurch joll aber 
feineswegs eine Ober-Aufſicht des Staats ausgefchlofjen 
werden, weil die freie Bewegung der Gemeinden nicht in 
Kegellofigfeit ausarten darf. Wenn diefe Oberaufſicht des 
Staats in den Gemeinden, welche wegen der früher ent- 
behrten freien Bewegung von derfelben noch nicht den nüß- 
lichen Gebrauch machen fönnen, häufiger feyn muß, fo wird 
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fie doch gewiß da nur felten einfchreiten, wo die Theilnahme 
an dem gemeinichaftlichen Intereſſe ſchon lange geweckt und 
durch liberale Verordnungen gepflegt wurde. 

Sn der neuern Zeit bejfonders ift man in Deutfchland 
von dem Grundſatz ausgegangen, den Gemeinden einen 
größeren Wirfungsfreis, unabhängig von zu fpecieller und 
dadurch laͤhmender Aufjiht, einzuräumen. 

Die Gemeinde - Ordnungen find fämmtlich im Geift der 
neuern Zeit, entitanden. 

Die nachfolgenden Kapitel werden dasjenige enthalten, 
was binfichtlich diefes Gegenftandes in den verfchiedenen 
deutfchen Staaten gefcheben ift, ohne jedoch die Gemeinde: 
Drdnungen aufzunehmen, weil durch diefelben und die 
vielen darauf Beziehung babenden Verordnungen der Um: 
fang diefes Werks zu ſehr ausgedehnt werden würde, 


Erſtes Kapitel, 
Königreih Preußen 

Noch ehe andere Fontitutionelle Staaten daran dachten, 
ihren Gemeinden eine Einrichtung zu geben, wie fie dag 
verkleinerte Bild eines repräfentativen Staats erheifchte, 
gieng zuerſt in dem preußiichen Staat, als einer reinen 
Monarchie, die Emancipation der Städte durch die Städte: 
Ordnuug aus, Es iſt diefelbe aber nur eine partielle Ge- 
meinde-Drdnung, weil fie, wie bemerkt, nur an die Städte 
anwendbar ift. — 


Zweites Kapitel. 
Königreihb Baiern. 

Baiern') ahmte zuerft das Beifpiel der preußifchen 
Städte- Ordnung nad), und geflattete, gemäß der yreu- 
ßiſchen Marime, daß auch Penfionärs obrigkeitliche Ge- 
meinde » Aemter übernehmen dürfen. Nachdem fchon durch 





1) Der Staatsb. eine ſtaatsw. Zeit. ıc. vom 19, Nov, 1826. Nr. 41. 
40 * 
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die Verordnung vom 6. März 1817 über die Verwaltung 
des Gtiftungs « und Kommunal: Vermögens dieſe den 
Gemeinden wieder gegeben war, wurden durch die fpätere 
Verordnung vom 17. Mai 1818, die Berfaffung und 
Berwaltung der Gemeinden im Königreicy Baiern betreffend, 
alfe über die Verfaffung und Verwaltung der Gemeinden 
erlafjenen früheren Gefege und insbefondere das Edift vom 
24. September 1808 wieder aufgehoben und das Gemeinde: 
wefen in Baiern durch die Verordnung vom 17. Mai 1818, 
dann durch die Diefelbe ergänzende Gemeinde-Wahlorditung 
vom 5, Auguft 1818 und durch die allerhöchiten Entfchlie- 
Bungen vom 11. Sun: 1818, die Bildung der Gemeinden be- 
treffend, vom 21. September 1818, Borfchriften über die 
Gefhäftsführung der Magiftrate betreffend, und vom 24. Sep⸗ 
tember 1815, Negulativ zur Gefchäftsführung der Verwal: 
tung in den Nural: Gemeinden, auf eine alle nothwendi- 
gen Beziehungen umfaffende Weife neu organifirt, und 
die erlaſſenen Verordnungen noch in demfelben Sahr in 
Vollzug gefest. 

Der König erflärte in der Verordnung vom 17. Mai 
1818), daß er, in Folge früherer Einfeitungen und 
insbefondere feines Defrets von 6. März 1817 über die 
Verwaltung des Stiftungs- und Kommunal: Bermögeng, 
befchloffen habe, in den Städten und Märkten die Magi- 
firate mit einem freien und erweiterten Wirfungsfreife ber- 
zuftellen, wie auch den Nuralgemeinden eine ihren Ver; 
bältniffen angemeffene Verfaffung und Verwaltung zu ger 
ben. Zu dem Ende ward das über das Gemeindeweſen 
am 24. September 1808 erlaffene Edikt aufgehoben. 

Nach der neuen Verordnung fol in den Städten und 
großen Märften die Gemeinde-Berwaltung beforgt und 
vollzogen werden: a) durch einen bürgerlichen Magiftrat; 
b) durch einen befondern Gemeinde: Ausfchuß, welcher aus 
erwählten Gemeinde: Bevollmächtigten beſteht; c) durch 


2) Poli b die Staatswifjenfch, im Lichte unferer Zeit, Th, 4. ©, 376, 
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Diſtrikts-Vorſteher, welche in großen Städten dem Ma: 
giftrate beigegeben find. Der Magijtrat ift der Vorſteher 
der Gemeinde und zugleich der Beamte für die Verwaltung 
ihrer gemeinfcheftlichen Angelegenheiten und ihres Vermögens. 


Dritted Kapitel, 
Königreih Württemberg. 


Die Königl. Württembergifche Berfaffungs » Urkunde be; 
ftimmt hierüber Folgendes’): 
Te 9 
Die Gemeinden?) find die Grundlage des Staats: 
Vereins. Seder Staatsbürger muß daher, foferne nicht 
gefeglich eine Ausnahme bejteht, einer Gemeinde als Buͤr— 
ger oder Beifiger angehören. 
$. 2 
Die Aufnahme der Gemeinde » Bürger und Beifiger 
hängt von der Gemeinde ab, unter Vorbehalt der gefeg- 
mäßigen Entfcheidung der Staats - Behörden in flreitigen 
Fällen. Indeſſen fest die Ertheilung des Bürger- und 
Beifigrechtes die vorgängige Erwerbung des Staats- Bürs 
gerrechtS voraus, 
Gr Du 
Sämmtlihe zu einem Oberamt gehörige Gemeinden 
bilden die Amts» Körperfchaft. DVeränderung der Ober» 
Amts» Bezirke ift Gegenftand der Gefetgebung. 


1) Verf. Urf, vom 25, Septbrs 1819. Kap. V. $. 62—69. f. 
Konftit. der europ. Staaten 3r Theil S. 291. 

2) Die neue Verfaſſung Württembergs ward vorbereitet durd dag 
Edift vom 31. December 1818, die Organifation der untern 
Staatöverwaltung in den Departements des Innern und der 
Juſtiz betreffend, durch welches, nach dem Vorgange Bayerus, 
das Gemeindewefen neu geftaltet wurde, Pölitz, die Suats- 
Wiſſenſchaften im Lichte unferer Seit. Ih. 4 ©, 403. Das 
Edift iſt abgedruckt in den Konftitutionen der enropäifchen 
Staaten, Th. 3, ©, 277, 
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$. 4 
Die Rechte der Gemeinden werden durd die Gemeinde- 
Näthe unter gefegmäßiger Mitwirfung der Bürger - Aus: 
fhüffe, die Rechte der Amts „ Körperfchaften durch die 
Amts-Berfammlungen verwaltet, nach Vorſchrift der Gefege 
und unter der Aufficht der Staats - Behörden. 


: Ste 7 
Keine Staats » Behörde ift befugt, über das Eigenthum 
der Gemeinden und Amts» Körperfchaften, mit Umgehung 
oder Hintanfegung der Vorfteher, zu verfügen ). 





3) Der königl. Württembergifhe Minifter des Innern hat in der 
Stände: Verfammlung zu Stuttgart am 19. Dechr. 1826 einen 
Dortrag über den Zuftand der Gemeinden und Amts» Körper: 

” fchaften gehalten, deſſen Inhalt in mehr als einem Betracht 
fehr erfreulich if. Der Minifter wieß nämlich nah, daß die 
Umftände ded Gemeinde Vermögens fich faft überall ſehr ver— 
beiiert hätten, nachdem zwar die Gemeinde: Abgaben ftrenger 
als fonft” beigetrieben, dafür aber auch Ordnung im Haus: 
halte gehandhabt worden fey. Er zeigt ferner, wie die Def- 
fentlichfeit der Gemeinde: Verwaltung die Hauptgrundlage dies 
fes verbefferten Zuftandes fey; mie dadurch das gegenfeitige 
Mißtrauen der Gemeinde-Räthe und Bürger-Ausſchüſſe fich in 
ein freundliches Zufammenmwirken zum gemeinfchaftlichen Zwecke 
aufgelößt habe und der Reibungen und Befchwerden mit jedem 
Jahr weniger geworden feyen. Vor Einrichtnng der jebigen 
Gemeinde: DVerfaffung, nach welcher den Gemeinden die felbft- 
fländige Verwaltung ihres Vermögens zufteht, berechneten fich 
die Gefammtfchulden aller Gemeinden des Königreiche im Jahr 
1817 auf 1,738,756 Fl.; jet ſtellt fih ein Weberfhuß des Ge- 
meinde:Bermögens von 959,332 Fl. heraus und folglich beträgt der 
Vermögens-Zuwachs in neun Fahren 2,688,088 5. Freilich ift 
hierunter auch das Ausgabe- Kapital der Gemeinden mit in 
Anfchlag gebraht, aber die Amts: und Gemeinde: Abgaben 
find nicht im Zus, fondern im Abnehmen. Diefelben betrugen 
vor 10 Jahren noch beinahe 2,000,000 81. jährlich und find 
jet auf nicht volle 1,200,000 zurücgegangen. Ein höchſt wohl: 
thätiges Ergebniß der gegenwärtigen Gemeinde-Verfaſſung ift 
aber befonders der wachfende Bildungs-Zuftand des Volks durch 
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$. 6. 

Meder die Amts-Körverfchaften, noch einzelne Gemein: 
den, follen mit Leitungen und Ausgaben beſchwert werden, 
wozu fie nicht vermöge der allgemeinen Gefege, oder Kraft 
der Sagerbücher, oder anderer befonderer Nechtstitel ver; 
bunden find. 

S. 7% 

Mas nicht auf örtliche Bedürfniffe der Gemeinden, oder 
Amts» Körperfehaften, fondern zur Erfüllung allgemeiner 
Landes =» Berbindlichfeiten zu verwenden ift, kann nur auf 
das gefammte Land vertheilt werden. 

$. 8 

Sämmtliche Vorjieher der Gemeinden und Amts-Koͤrper— 
fchaften find eben fo, wie die Staats-Diener, auf Feſt— 
haltung der Verfaffung und insbefondere auch auf Wah- 
rung der dadurch begründeten Rechte der Gemeinden und 
Körverfchaften, zu verpflichten. 


Viertes Kapitel. 
Großherzogthum Baden. 


Sn dem Großherzogthum Baden?) fehlt es bis jetzt noch an 
einer fonftitutionellen, dem Zeitgeifte angemeffenen, Gemeinde: 
Drdnung. Zwar wurden den Landftänden drei Gemeinde: 
Drdnungs- Entwürfe nach einander vorgelegt, und es jind 
die in den Jahren 1819, 1820 und 1822 darüber jtattge- 
habten Verhandlungen höchft intereffant; es ift aber bis 
jeßt der neu redigirte von beiden Kammern angenommene 
dritte Geſetzentwurf einer Gemeinde - Ordnung, nur darum 


deffen Teilnahme an der öffentlichen Werwaltung feines Ver— 

mögens und an dem Gemeindeleben überhaupt. Auf folcher 

Grundlage ruht ſelbſt die fändifche Werfaffung des Staates 

mit größerer Sicherheit. Der Staatsbote, eine allgemeine 

ſtaatswiſſenſchaftliche Zeitfchrift vom 4, Februar 1827, Nr, 10. 
1) Der Staatsbote ıc, vom 19, November 18%, Nr, 41, 


= 
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nicht zur Anwendung gefommen, weil die Badifchen Land: 
ftände im Sahr 1822 ohne Landtags - Abfchied entlaffen 
und ihre damaligen Arbeiten als nicht gefchehen angefehen 
wurden. So fehr auch diefer legte Entwurf feine Bor: 
gänger an Zwecmäßigfeit übertrifft, fo ift ihm doch immer 
mit Necht der Vorwurf zu machen, daß darin den Ge- 
meinden noch zu wenig Spielraum für die Entwicelung 
ihrer Kräfte eingeräumt worden ift. Shre zu ftarfe Unter: 
ordnung unter die Bezirks - Nemter benimmt ihnen die Mög: 
lichkeit eine ihrem Kultur- Zuftande angemefjene Selbſt— 
ftändigfeit zu erringen, auf weiche doch alle neu zu ſchaf— 
fenden Gemeinde» Drdnungen gerichtet feyn foliten. — 
8 


Fünftes Kapitel. 
Großherzogthum Heffen. 

Im Großherzogthum Heſſen legte der 45. Artikel der 
Verfaſſungsurkunde) den Grund zu einer neuen Gemeinde— 
Drdnung, indem diefer und der Artifel 46. folgende Be— 
fiimmungen enthält: 

„Die Angelegenheiten der Gemeinden follen durch ein 
Gefes geordnet werden, weldyes als Grundlage die eigne 
felbitftändige Verwaltung des Vermögens durch von der 
Gemeinde Gewählte, unter der Oberauffiht des Staats 
ausfprechen wird, Die Grund: Beitimmungen diefes Ge— 
feßes werden einen Beftandtheil der Verfaffung bilden.’ 

„Das Bermögen der Gemeinden kann, unter feiner Vor- 
ausfegung, dem Finanzs Bermögen einverleibt werden.’ 

Schon auf dem erften Landtag in den Jahren 1820 und 
1521 wurde der von der Öroßherzogl. Negierung vorgelegte 
Entwurf einer Gemeinde-Drdnung von der beiden Kammern 
ohne bedeutende Schwierigkeiten angenommen ?), deren 








1) Verf. Urkunde vom 17. Dechr. 1820, f. Konftit. der europäi— 
ſchen Staaten, Th. 4 ©. 9. 

2) Gemeinde: Ordnung vom 30. Zuni 1821 in dem Großherzogi. 
Heſſ. Regierungsblatt vom 9, Zuli 1821. Nr. 29, 
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ftufenweife Vervollfommnung fich die Regierung vorbehal; 
ten bat. 

Gewiß ift die hierdurch bewirfte Emancivation der Ge— 
meinden von der ihnen früher vorgefegten Ober - Bormund- 
fhaft eine der wichtigiten Folgen der Großherzogl. Heil. 
Derfaffungs » Urfunde. 

Wenn fie gleih den Erwartungen Mancher nicht ent- 
ſprochen hat, weil fie, in der Beiziehung zu den Gemeindes 
Laften im Wefentlichen der früheren Gefeggebung konſe— 
quent bleibend, Feine Gremtionen und Srivilegien in 
Tragung allgemeiner Laften fennt; fo entſpricht fie doch 
dejtomehr dem Geiſte der Nepräfentativ - Berfaffung des 
Staates, welche in der Repräfentativ-Berfaffung der Ge- 
meinden fi) wieder abgefpiegelt findet. 

Die Gemeinde-Drdnung des Großherzoathbums Hefjen 
ift daher auch von dem Bolfe mit dem lebhaftejten Sntereffe 
und mit dem Danfe gegen feinen NRegenten und feine Ver; 
treter aufgenommen worden, welche ein Geſetz verdient, 
um welches es, wie fich jüngit ein Mitglied der zweiten 
Kammer der Landftände ausdrücfte, von manchen andern 
und größern Staaten mit Recht beneidet wird. 

Deshalb haben aber auch die Stände, und gewiß nicht 
mit Unreht, Anftand genommen, mehrerer hin und wies 
der fühlbar gewordenen Luͤcken ohngeachtet, jest fchon an 
eine durchgängige Revifion der Gemeinde» Ordnung Hand 
anzulegen, aus Befsrgnig, daß alsdanı das ganze Ge- 
bäude durch Aufregung mancher Partifular - Sntereffer 
bedeutendere Erfchütterungen erleiden möchte, als man, 
wenigitens in der Gefammtheit des Volks und in dem 
Intereſſe der Gemeinden wünfchen Fann. 
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Sechstes Kapitel. 
Herzogtbum Naffau. 


Sn dem Herzogthum Naffau wurde zuerft unter allen 
deutfchen Staaten ') Cam 5. Suni 1816) nach den Stür- 
men der faum verfloffenen Zeit eine den jetzigen Verhaͤlt— 
niffen angemeffene Gemeinde -Drdnung ?) eingeführt, deren 
Anordnungen fpäter zum Theil auch in andern Staaten 
benußt wurden, 


Siebented Kapitel, 
Herzogtbum Sabhfen-Koburg. 

Die Herzogl. Sachſ. Koburg. Verfaffungs -» Urfunde 9 
enthält Darüber Folgendes: 

2 $. 1. 

Die Angelegenheiten der Gemeinden follen durch ein 
Gefe geordnet werden, weldes als Grundlage, Die ei- 
gene felbftftändige Verwaltung des Vermögens unter der 
Dheraufficht des Staats ausfprechen wird. 

Se 

Die Grundbefimmungen diefes Geſetzes werden einen 

Beftandtheil der Verfaſſung bilden. 
$. 3 ö 

Das Vermögen der Gemeinden fann unter feiner Vors 

ausfegung dem Staats-Vermoͤgen einverleibt werden. 


1) Die preußifhe Städte» Ordnung datirt allerdings früher, ift 
aber nur eine partielle Gemeinde: Ordnung, anwendbar nur auf 
Städte, 

2) Sammlung der Herzogl. Naffanifchen landesherrlichen Edikte ꝛc. 
2r Band, enthaltend die im Jahr 1816 erfchienenen Verord— 
nungen ic. ©. 72, . 

1) Verfafungs: Urkunde vom 8. Auguft 1821 $. 31., 32%. und 33, 
ſ. Konftitutionen der europäifchen Staaten Ar Th. ©. 50, 


AAnmAnMANANDGAANANNADDAANTATDDDATDITIATTAUU UV DU UV UVM 


Zehnter Abſchnitt. 
Bon dem Staats: Dienft. 


Einleitung. 


Die Vernunft denft fih unter einem Staats-Amte den 
nothwendigen, von dem Negenten nach feinem Umfange, 
nach feiner Macht und nach feiner Würde genau beitimm- 
ten Wirfungsfreis eines, für irgend einen befondern Zwed 
des Staats angeftellten, Individuums. DieMlebertragung 
des Amtes von Seiten des Negenten oder in defjen Namen, 
und die Uebernahme defjelben von Seiten des Angeftellten, 
bildet den Amts» oder Dienſt-Vertrag, weil für fittliche 
Weſen eine fortdauernde Berechtigung und Verpflichtung 
nur auf Vertrag beruhen kann 9. 

Se größer der Staat ift, defto mehr dergleichen Perfonen, 
die mit dem Namen Staatsdiener bezeichnet zu werden pfle> 
gen, erfcheinen noͤthig. Bon ihrer Brauchbarfeit und 
Tüchtigkeit hauptfächlich wird die gute oder üble Staats: 
Verwaltung, das Wohl der Staats- Bürger, hauptſaͤchlich 
abhängen, Drei Eigenfchaften des Staats - Dieners follten 
deshalb jtets aufs firengfte berückfichtigt werden: Faͤhig— 
keit — die durch firenge Prüfung bewährte geiftige Kraft 
und Bildung — Rehtihaffenheit und Thätigfeit. 
Nur die Vereinigung diefer Eigenfchaften wird wohlthätig 
für die Staats - Verwaltung feyn. 

Die erfte derfelben macht einen großen Aufwand von 
Zeit, Anftrengung und Koften für denjenigen, welcher 





1) Pölis, die Saats: Wiffenfchaften im Lichte unferer Zeit, ir 
Th. $. 37, ©, 228, 
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fi) dem Staats - Dienft widmen will, nöthig und es iſt 
deshalb Forderung der Gerechtigkeit, daß der Staat dem— 
jenigen Individuum, welches durch feine Studien die oft 
geringen Mittel zum Lebensunterhalt erfchöpft und nun, 
nach Anerfennung feiner Brauchbarfeit, ein Staats» Amt 
erhalten hat, feine Dienfte durch eine Befoldung vergüte. 
Diefe muß der Würde und Wirffamfeit des Staats-Amteg, 
fowie den örtlichen Lebens-Verhaͤltniſſen des Beamten arts 
gemefien ſeyn. Nie muß ein Staats-Beamter nöthig ha— 
ben, durch Nebenarbeiten den nöthigen Kebeng- Bedarf zu 
deden. Wer für den Staat lebt, muß auch für diefen 
Yufwand der dem Staat gewidmeten Kraft feines Lebens 
verhältnißmäßig entfchädigt werden. Allein es fann nicht 
genügen, dem Staats-Diener ein augenblicliches Auskom— 
men zu gewähren, er muß auch, wenn fein Eifer lebendig 
ſeyn und bfeiben fol, für die Zufunft beruhigt feyn. Wer 
fönnte erwarten, daß ein Beamter, der durch die Vorbe— 
reitung zum Staats» Dienft verhindert war, fich nebenbei 
mit folhen Künften, Wiffenfchaften, oder Handwerfen, 
die andern Unterhalt gewähren, zu befchäftigen, und der 
nun feine beiten Kräfte dem Dienjte des Baterlandes 
widmet, mit fortdauerndem Eifer fein Amt verwalte, wenn 
er fürchten müßte, im Fall er durch Zufall, oder in Folge 
feiner vorgerücten Sahre dienftunfähig werden follte, nun 
auf einmal brodlos zu werden? Dann würde ja diefer 
Stand, der fihon im Allgemeinen eine große Schattenfeite 
hat, härter als alle übrigen Stände feyn, weil bei diefen, 
auch nach dem Tod oder der eingetretenen Gebrechlichfeit 
des Familienhauptes, gewöhnlich das ganze Gefhäft durch 
Gehülfen fortgetrieben werden fann. Durd das Einfom- 
men des Stantsdienftes felbft kann aber der Beamte feine 
Zufunft nicht fichern, weil daffelbe nicht von der Größe 
ſeyn fol und auch nicht ift, ein Vermögen zu erwerben 
und weil er ihm nicht, wie der Gewerbtreibende, durch 
Thätigkeit, durch Gehülfen und Benugung günftiger Kons 
junfturen, eine größere Ausdehnung geben und den Ertrag 
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erhoͤhen kann. Dieſes iſt der Grund, daß die Staaten, 
und beſonders die deutſchen Staaten, die Zukunft ihrer Die— 
ner entweder durch ausdruͤckliche Verordnungen, oder durch 
Herkommen geſichert haben. 

Koͤnig Maximilian Joſeph von Bayern, welcher nicht 
bloß in ſeinen Saaten ſtets in geſegnetem Andenken fort— 
leben wird, hat zuerſt?) unter Deutſchlands Fuͤrſten Die 
Dienſt-Verhaͤltniſſe der Staats-Diener, vorzuͤglich in Be— 
ziehung auf ihren Stand und Gehalt, alſo geordnet, wie 
es die Intereſſen des Staats, das Recht und die National— 
Defonomie erfordern. inerfeits kann dem Regenten das 
Recht nicht bezweifelt werden, die Beamten des Stants 
(mit Ausnahme der zur Verwaltung der Nechtspflege be— 
itellten) nach Belieben zu entlaffen; denn der Fuͤrſt muß 
berechtigt feyn, zur fortdauernden Erreidyung des Staats— 
Zwedes die jedesmal tauglichften Mittel zu gebrauchen; 
er fann mithin an den einzelnen Staat3-Diener nicht gebuns 
den feyn, ſobald er denfelben nicht mehr als beftes Mittel 
betrachtet. AndererfeitS muß der Staats-Diener in dem 
Staate nicht bloß den Dienft, fondern auch den Nahrungs 
Stand finden, und Diefer muß unmiderruflich feyıt, 
um feine unabhängige Eriftenz zu fichern und ihm forte 
dauernden Erfaß für die Koften feiner Ausbildung zu ges 
ben, deshalb muß dem Staats - Diener, wird er ent: 
Iaffen, der Standes» Gehalt verbleiben, als eine von der 
wirflihen Dienftleiftung unabhängige Nente des Kunſt— 
Kapitals; während der Dienit-Gehalt wegfaͤllt, der nur 
Erſatz iſt für den Aufwand an Geld, Kräften und Zeit 
während des aftiven Dienites. 

Das Gefeg, welches Har und auf eine für bei Staats: 
Diener beruhigende Weife diefe DVerhältniffe zuerft aus: 
ſprach, war die bayerische Hauptlandes-Pragmatik über 
die Dienft-Berhältniffe der Staats-Diener vom 1. San. 1205, 





2) Der Staatebote, eine allg. ſtaatswiſſenſchaftl Zeitung ic. vom 
12. Juli 1826 Nr, 4, 
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ein Beifpiel, welches andere deutfche Staaten in ehrender 
Weiſe nachahmten. Alle wefentlihe Beftimmungen des 
bayerifchen Geſetzes wurden in der Form eines fonftitutio- 
nellen EdiftS Beilage und Beitandtheil der Berfafjungs- 
Urfunde Baierns. 


Es ift in mehreren landitändifchen Verhandlungen neue- 
rer Zeit Sitte geworden, über die Größe der Staatsbdie- 
ner» Gehalte Klage zu führen; eine Befchwerde, wohl 
meiſtens entftanden aus [öblicher Abfiht, aber durch Ber; 
wechfelung mit unnöthiger Anzahl der Diener, oder der 
Behörden und ihren unnoͤthigen Arbeiten — meiftens alfo 
ohne Grund. Denn der Staatsbeamte fonfumirt in der Regel 
früher, als andere, feine Kraft, und er hinterläßt nicht, wie 
bemerft, gleich dem Befiser anderer Gewerb8- und Nahrungs: 
zweige, feinen Erben einen fortdanernden Nahrungsftand. 

Umfaffende Beftimmungen über die Verhältniffe der 
Staats - Diener und in Beziehung auf deren Entfer- 
nung vom Gtaats » Dienft und die Anſpruͤche ihrer 
Mittwen und Waifen auf Berforgung durch den Staat 
find noch in folgenden deutfhen Staaten erlaffen worden: 
1) in dem Herzogthum Naffau, durch die Verordnung vom 
3/, December 18115 9 in dem Großherzogthum Baden, 
durch die Verordnung vom 30. Juni 1819: 3) in dem 
Großherzogthum Heffen, durch die Verordnung vom 12. 
April 18205 H in dem Königreih Württemberg, durd) 
die Verordnung vom 28. Juni 18215 5) in dem Herzog— 
thum Sachſen-Koburg, dur die Verordnung vom 20. 
Auguft 1821. — Die Gefege unter 2) 3) 4 und 5) find 
durch die Verfaffungs-Urfunden der genannten Staaten 
garantirt. 


In den einzelnen Kapiteln werden wir auf biefelben 
zurücfommen. 

Dasjenige, was in Beziehung auf die Rechts -Verhält- 
niffe der Staats» Diener in den hier aufgenommenen Ber: 
faffungs » Urfunden, oder andern beſtehenden Gefegen der 
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aufgeführten deutjchen Staaten vorfommt, wird ebenfalls 
bier erwähnt werden. 
i 


Erjtes Kapitel. 
Königreih Preußen. 

Nah der Königl. Kabinets: Drdre vom Jahr 1824 
follen für die Zufunft feine Wartegelder mehr bewilligt 
werden. Indeß behalten folche bis zur Wiederanftellung 
diejenigen Beamten, welche ſich beim Erlaß gedachter Ka— 
binet3-Drdre bereits im Genuß derfelben befunden haben. 

Seder Beamte, der fich einer pflichtmäßigen Dienftfüh- 
rung befliffen hat, fann nach einer beftimmten Dienftzeit, 
und wenn feine förperliche und geiftige Dienftunfähigfeit 
eintritt, Anſpruch auf Penſion machen. 

Diefer Anſpruch ſoll in der Regel erft nad) dem funfzehn- 
ten Dienjtjahre ftattfinden. Ausnahmen find nur in befon- 
deren Fällen, bei ausgezeichneter Verdienſtlichkeit, gänzli- 
chem Mangel an eigenem Vermögen ꝛc. zuläffig. 

Iſt die Dienjtunfähigfeit eines Beamten nicht unbedingt, 
und nur in Beziehung auf fein gegenwärtiges Amt vor: 
handen, fo if deffen fernere Beibehaltung durch Verſetzung 
in einen andern Poften, womit weder Degradation, nod) 
Gehaltsverluft verbunden, zuvörderft in Antrag zu bringen. 

Vermoͤgens- und Familien » Berhältniffe des Beamten 
werden bei feinem Penſions-Anſpruch nicht berücfichtigt. 

Bei Penftonirung eines Beamten wird die Dienftzeit 
erſt vom Anfange feines 21. Lebensjahres an gerechnet, ohne 
Berüdfihtigung feiner früheren Dienitzeit. 

Die Dienftzeit der anfänglich ohne Gehalt auf Er- 
fpeftanz angeftellten Beamten, Supernumerarien, Re: 
ferendarien, it vom Tage ihrer eidlichen BVerpflich- 
tung, oder rejpeftive vom Anfange des 21. Rebensjahres 





1) 3. D. 8. Rumpf Dienft: und Rechtes: Verhältniffe der Königl. 
Preuß, Staatebeamten S, 183 ꝛc. 
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an, zu rechnen. Den, für ein voruͤbergehendes Gefchäft, oder 
zur einftweiligen Hülfsleiftung im Staatsvienfte befchäftigt 
gewefenen (Dietarien) nachher wirklich angeftellten Beam? 
ten, wird die, in diefen Verhältniffen zugebrachte Dienft> 
zeit felbft dann zu Gute gerechnet, wenn fie auch nicht un 
mittelbar aus felbigen in firirte Stellen übergehen, fondern 
erſt fpäter, nachdem jene aufgehört haben, angeftellt wer- 
den, fo daß die Dienfizeit mit der Vereidigung anfängt, 
die Zeit der Unterbrechung aber, in welcher fie nicht be- 
fhäftigt waren, abgerechnet wird, jedod) wird die Zeit des 
Wartegeld-Empfanges mit zur Dienftzeit gerechnet, dagegen 
aber ift die freimillige Dienjtlofigfeit davon ausgeſchloſſen. 

Der Anfang der Dienfizeit wird überall, das zurüdge- 
legte 20. Lebensjahr vorausgeſetzt, nur vom Tage der 
wirklichen Vereidung an gerechnet. 

Dienftzeit und Befoldung befiimmen den Betrag der 
Penſion nah 5 Klaffen: 

vom zurücgelegten 15. bis zum zurücgelegten 20. Dienſt⸗ 
jahre ?/, der Beſoldung; 

vom zurücgelegten 20. bis zum zurücdgelegten 30. Dienft- 
jahre °/, der Befoldung; 

vom zurücgelegten 30. bis zum zurücgelegten 40. Dienft- 
jahre */, der Befoldung; 

vom zurücgelegten 40. bi zum zurücfgelegten 50. Dienft- 
jahre °/, der Befoldung; 

vom zurücgelegten 50. Dienjtjahre an °/, der Befol- 
dung. 

Nur ausgezeichnete Dienjtführung, große Hülfsbedürf- 
digfeit u. dgl. geftatten, auf Erhöhung, jedoch nur um ein 
Achtel, anzutragen. 

Die in den Penfionsanträgen berechnete Dienftzeit und 
das angegebene Alter muß nach genommener Ueberzeugung 
in völliger Nichtigkeit beruhen und auf VBerantwortlichfeit 
abgegeben werden ?), 





2) Refcript vom 12, Juni 1836, - 
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Trägt ein Beamter auf feine Penfionirung felbit an, fo 
ift die Urfache der Nothwendigfeit des AustrittS aus dem 
Dienft und die Dienftunfähigfeit zu prüfen und zu ermit— 
teln, inwiefern ein jolcher Beamter nicht etwa noch für 
ein anderes Dienftverhältniß brauchbar if. Es folgt aber 
noch nicht, daß, wenn der Beamte fich ſelbſt für unfähig 
hält, ihn aud die vorgelegte Behörde nothwendig dafür 
halten müfje, oder werde. 

Indeß muß, nach der Beitimmung, daß Beamte ein 
Vierteljahr vor Eintritt ihrer Penfionirung von derjelben 
benachrichtigt werden follen, auch derjenige Beamte, der 
auf Penſionirung anträgt, darüber Gewißheit haben, dag 
folche erfolgen werde und er muß vor da ab, wo er diefe 
Gemwißheit erhalten, noch in dem Genuß eines dreimonat- 
lichen Gehaltsbetrags gelaffen werden °). 

Den Beamten foll ihre bevorjtehende Penfionirung ein 
Vierteljahr vor dem Eintritt derſelben befannt gemacht 
werden, um ihre häusliche Einrichtung danach treffen zu 
fönnen N. 

Seder Penſionaͤr iſt verpflichtet, feine Venfion inner: 
balb Landes zu verzehren. Will er feinen Wehnort aus 
ßerhalb der Monarchie verlegen, fo muß er dazu die Er: 
laubniß bei dem Könige nachſuchen, und, wenn fie ihm 
ertheilt wird, fich einen Abzug von zehn Procent von feiner 
Penſion zum Beſten des Penfions- Fonds gefallen Iaffen. 


Zweites Kapitel. 
Königreih Bayern. 

Aehnliche Klagen, wie die in der Einleitung erwähn- 
ten fcheint die Königl. Bayerifche Staatsregierung veran— 
Taßt zu haben, am 17. April 1824 eine Berordnung zu ers 
laſſen, wodurd fie, in Rüdficht auf die noch immer zuneh— 





3) Refeript vom 9, April 1826. 
4) Kabinets: Drdre vom 20. März 1825. 
II. Bd. 41 
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mende Laft der Denfionen, den Standes-Gehalt der Staats; 
Diener (mit Ausnahme der Richter) für die Zufunft fehr 


bedeutend herabfegte, mithin bei allen Fünftig anzuftellen-. 


den, bei allen damals nur proviforiichen Staats» Dienern, 
und im Falle einer Beförderung und Gehalts - Erhöhung 
auch bei den bereits definitiv angefiellten, wenn fie ent- 
laffen würden, die verfaffungsmäßigen und fehr wohl bes 
rechneten Penſionen bedeutend verminderte. 

Der erhabene Beherrfcher Bayerns, König Ludwig, 
erließ aber in dem erfien Sahre feiner Regierung folgende 
Verordnung: 

„Bir haben nach Vernehmung unfers Staatsraths be- 
fehloffen, daß die Verordnung vom 17. April 1824, das 
Berhältnig des Standes- und Dienft- Gehalts der Staats— 
Diener betreffend, außer Wirkung gefegt und daß es 
demnach gehalten werde, als wenn fie nie erlaffen wor- 
den wäre. Unſere Staats- Minifterien haben ſich hiernach 
zu achten.’ 

München den 8. März 1826. 

Das Fonftitutionelle Edift (Beilage IX. der Berfaf- 
fungs Urkunde) vom 26. Mai 1818 gilt deshalb fortwäh- 
rend in allen feinen Beſtimmungen. 

Wir werden daher unter I. dasjenige anführen, was 
die Verfaſſungs-Urkunde felbft über diefen Gegenftand ent- 
halt und das erwähnte Edift unter LI. folgen laffen. 


I. 

Die Königl. Bayerifche Verfaffungs -Urfunde beftimmt 
darüber Folgendes ): 

Die wirflihen Kollegial-Räthe und die mit diefen in 
gleicher Kategorie ftehenden höheren Beamten genießen ei— 
nen von dem Iandgerichtlichen befreiten Gerihtsftand in 
bürgerlihen und firafrechtlihen Fälen, außer diefem 


1) Königl. Bayerifche Verf. Urk. Zit. V. $. 5. zum Theil und 
$. 6, Konftitutionen der europäiſchen Staaten. 3r Th, ©. 112. 
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die Rechte der Siegelmäßigfeit und bei der Militär 
Konfeription die Auszeihnung, daß ihre Söhne als Ka: 
detten eintreten. — 

Die Dienft - Verhältniffe und Penſions-Anſpruͤche der 
Staatsdiener und öffentlihen Beamten richten fich nach 
den Beltimmungen der Dienftes - Pragmatif — IX. 
der Verfaſſungs-Urkunde.) 


II. 

DiefeBeilage enthält folgende Beſtimmmungen: 

Edift über die Verhaͤltniſſe der Staats-Diener, 
vorzüglih in Beziehung auf ihren Stand 
und Gehalt. 

6,4; 

Der Stand eines Staats -Dieners wird durch dag Anz 
ftellungs-Refcript, es fei mit einem befondern Ernennungs- 
Decrete verbunden, oder nicht, erworben. 

6: 2, | 

Die erſte Anftellung im Staatsdienfte ift 3 Jahre hindurch 
proviforisch, gewährt während diefer Zeit die nachftehenden 
Bortheile nicht, und wird erft mit deren Ablauf definitiv. 

5:8 

Bei Beförderungen fönnen definitiv Angeftellte vorläufig 
zu Verwefern der neuen Stelle ernannt werden, jedoch 
gegen Verabreichung des ganzen damit verbundenen Ge- 
halte, und nicht länger als auf drei Jahre, mit deren 
Ende fie definitiv eintreten. Leiſten diefelben nach dem 
Urtheile der Vorgefegten in diefer Zeit den Forderungen 
des Dienftes fein Genüge, fo fönnen fie in ihre vorigen 
Stellen zuruͤck verfegt werden, aber ohne Verfürzung an 
Rang und Gehalt, und ohne Nachtheil rickfichtlich ander: 


weitiger Beförderung. r 


Ausgenommen von Diefen Anordnungen ($. 2. und 3.) 
find alle Richteramts-Funkftionen verfehende Staat3-Diener 
ſaͤmmtlicher Ober + und Untergerichte ohne Unterfchied. 

41° 
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Ihre erfte Anftellung und jede Beförderung derſelben ift 
ſogleich definitiv. — 
a; 

Die Befoldungen des activen Dienftes zerfallen im zwei 
Beitandtheile, in den Gehalt des Standes, und in den 
Gehalt des Dienſtes. 

Ss. & 

St die Ausscheidung diefer Beftandtheile in dem An: 
ſtellungs-Reſcripte oder in allgemeinen organifchen Einrich- 
tungen ausgedrückt, fo entfcheidet diefe Beſtimmung. 

Sn Ermangelung einer folchen Bejtimmung wird Die 
Ausſcheidung auf folgende Weife bemeſſen. 

Er 

Beitehet der Gehalt bloß in einem Haupt - Geldbezuge, 
ohne irgend einen Nebenbezug, fo find: 

a) im erften Sahrzehent des Dienftes fieben Zehenttheile; 

b) im zweiten Sahrzehent des Dienftes acht Zehenttheile; 

und 

c) nad dem Gintritte in dag dritte Sahrzehent des Dien- 

fies, für die ganze Folgezeit, neun Zehenttheile des 
Gefammtgehaltes als Gehalt des Standes erflärt, und 
der übrige Theil einer jeden Periode ift zu drei Zehent- 
theil, zwei Zehenttheil und ein Zehenttheil als Gehalt 
des Dienftes anzufehen. 

g. 8. 

Sit neben dem Haupt: Geldbezuge noch ein Nebenbezug 
an Geld, Natural:Genuß, vder an beiden verliehen, fo 
befteht der Standesgehalt mit gänzlicher Wegrechnung der 
Nebenbezüge 

a) im erjten Sahrzehent des Dienftes in acht Zehenttheilen; 

b) nad dem Eintritte in das zweite Sahrzehent des Dien- 

fies für die ganze Folgezeit defjfelben, in neun Ze— 
bentheilen des Haupt» Geldbezugeg; 

und die die übrigen zwei Zehenttheile und ein Ze— 
benttheil bilden den Dienftes - Gehalt. 
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— $. 9. 

Die Dienft- Entjegung (Kaffation), und die Dienft- 
Entlaffung mit dem Berluft des Dienit- Ranges und Ge: 
fammt » Gebaltes (Dimiffion) fönnen nur nad vorherge: 
gangener richterlicher Unterfuchung durch Erfenntnig der 
competenten Gerichts » Behörde erfolgen, und die erfte tritt 
noch als gejeßliche Folge der wegen eines gemeinen Ber: 
brechens erfannten Kriminal- Strafe ein. 


$. 10. 

Ein Staats» Beamter und öffentlicher Diener kann auch 
wegen Verlegung der Amtspflicht durch Handlungen und 
Unterlaffungen vermittelt rechtlichen Erfenntniffes degra— 
dirt oder entlaffen werden, welche einzeln mit diefer Strafe 
vom Gefeße nicht bedrohet find, wenn nach Inhalt des 
Straf » Gefegbuches eine dreimalige Disciplinar > Strafe 
fruchtlos geblieben iſt. 

&. 11. 

Um Disciplinar - Strafen mit der ſchweren Folge der 
Stellung vor Gericht in Wiederholungs » Fällen verhängen 
zu fönnen, wird erfordert, daß (gröbere, doch durch das 
Geſetz als Berbrechen oder Vergeben namentlich nicht be 
zeichnete, Fehler ausgenommen) Fahrläffigfeit, Unfleig, 
Leichtfinn oder Unfittlichfeit, ungeachtet von Vorſtaͤnden, 
oder höhern Behörden angewandter Ermahnungen, Dro: 
bungen, felbjit Verweiſe und Arreſt, fortgefeßt werden, 
alfo nach der dritten Strafe den Sharafter der Gewohnheit 
oder Unverbefjerlichfeit annehmen laſſen. Sedoch zieht nicht 
jeder einzelne neue Fehler fogleich die zweite oder dritte 
folhe Disciylinar - Strafe nad fih, außer in dem vom 
Geſetze ausdrüdlich vorgejebenen Falle. 

‚Er R 

Diefe Strafen fonnen befiehen: in Bermweifen, Geld- 
bußen, Haus- und Civil-Arreft. Sie find verfchie- 
dener Grade fühig. Die Geldftrafe kann aber nicht unter 
fünf und nicht über fünfzig Gulden, und der Arreſt nur 
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zwifchen vier und zwanzig Stunden und acht Tagen zuge: 
mefjen werden. 


Dabei fommt e8 nicht auf den Grad, fondern auf die 
Zahl der Strafe an, und damit der Gharafter folcher 
Strafen mit ihrer Wirfung erfannt werde, ift jeder der— 
felben beizufügen, daß es die erfie, zweite, oder dritte 
fey, welche zur Vorgerichtſtellung führet. 

535, 

Die Befugniß, Staats» Diener mit Disciplinar- Stra: 
fen diefer Art zu belegen, fommt nach den Beftimmungen 
des folgenden Paragraphen beim fubalternen Perfonal dem 
Borftande jeder Stelle, und zwar, wo derfelbe aus meh- 
reren Perſonen beftehet, dem gefammten Directorium, ge- 


gen das höhere Verfonal aber Lediglich der vorgefeßten 
Amts - Behörde zu, 


§. 14. 

Die erfte Strafe findet ohne alle Körmlichfeit ftatt. Die 
zweite und dritte erfordert vorherige fchriftliche Verneh— 
mung des Fehlenden und follegiale Berathbung auf fhrift- 
lichen Vortrag. Wenn eine follegiale Berathung nicht an 
geftellt werden kann, fo find die Akten mit der Verneh— 
mung an die vorgefeßte Amts» Behörde einzufchicfen, welche 
die Strafe zu verfügen hat. Die dritte fann überdieß 
nur von dem einfchlagenden Staats - Miniftertum verhängt 
werden. — Ueber jede derfelben ift eine fchriffiche Ausfer— 
tigung mit beigefügter Urfache dem Straffälligen zuzuftellen 
und die Empfangs- Bescheinigung zu den Akten zu bringen. 


$. 15, 

Gegen jede diefer drei nach $. 12. verfügten Discipfi- 
nar-Strafen ift ein in drei Tagen bei der ftrafenden, oder 
infinuirenden Behörde anzuzeigender, und in adıt bis 
vierzehn Tagen bei der unmittelbar höheren Amts» Behörde, 
gegen von den Föniglihen Staats. Minifterien ausgegan— 
gene Straf: Verfügungen bei dem föniglichen Stantsrathe, 
einzureichender Recurs geflattet, 


’ 
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$. 16. 

In Unterfuhungen wegen Dienjiverbrechen oder Berges 
ben gegen wirkliche Kollegial-Vorſtaͤnde, und alle, diejen 
gleich oder höher jtehende Staats- Beamte entfcheidet der 
föniglihe Staatsrath, ob der Angefchuldigte vor Gericht 
gejtellt werden joll. 

$. 17. 

Die Folgen der erfannten Special» linterfuhung find 

im Straf- Gefesbuche ausgefprochen. 
| $. 18. 

Außer dem Falle eines richterlichen Urtheils hat der 
definitiv verliehene Dieneritand urd Standes- Gehalt (SS. 
2. 3. 4) die unverlegliche Natur der Dauer auf Lebenszeit. 


$. 19. 

Die Dienftleiftung des Dieners und der Dienjtesgehalt 
find widerruflicher Natur. 

Sie fünnen, ohne gerichtliche Klage zu begründen, in 
Folge einer adminifirativen Erwägung oder einer organi— 
fhen Verfügung mit Belafjung des Standes - Gehaltes und 
des Titels entweder für immer mittelft Dimiffion, oder für 
eine gewiſſe Zeit mittelft Quiescirung benommen werden. 

Der alfo Entlaffene darf fich der Außern Zeichen feiner 
Standes» Klaffe (der Amtsfleidung) ferner nicht mehr be- 
dienen. Der quiescirte Diener behält fie bis zum Wieder- 
eintritte in eine Amts -Berrichtung, und bie mit derjelben 
verbundenen Zeichen. 

6-20; 

Verſetzung eines Staats-Dieners kann aus adminiftra- 
tiven Ruͤckſichten oder in Folge organifcher Einrichtungen 
verfügt werden, wenn damit feine Zurücfegung in Bezie- 
bung auf die Dienftes- Klaffe oder auf den fändigen 
Gehalt verbunden ift. 

Ueber Vergütung der Umzugs-Koften gibt die Verord— 
nung vom 16. Auguſt 1817 die zu beobachtenden Normen. 
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Der in Amtsthätigkrit ftchende Staats - Diener bleibt 
von der Ausübung der ftreng bürgerlichen Gewerbe, von 
der Führung einer Banf oder Ähnlichen Anftalt und von 
dem ausfchließenden yerfönlichen Betriebe einer Fabrif 
ausgefchloffen. 

Dem Außern Juſtiz-, Polizei- und Finanz » Beamten 
ift außerdem noch unterfagt, in feinem Amtebezirfe eine 
Guts - Realität zu erwerben. 

Alle übrigen zuläffigen Privat-Verhäftniffe müffen aber 
auch in jeder Kollifion mit den Verhältniffen der Amtsver- 
richtung weichen und Pönnen in Fällen einer VBerfegung 
feinen Grund zu einer Reklamation darbieten. 

—— 

Der Staats-Diener hat die Befugniß, aus dem Staats: 
Dienjte zu treten und feine Quiescenz zu — ‚ nad 
folgenden Beftimmungen: 


A. 
Der Staats » Diener fann zu jeder Zeit ohne alle Mo— 
tioirung feine Entlaffjung aus dem Staatsdienfte nehmen. 
Er verliert in diefem Falle den Standes- und Dienftes- 
Gehalt mit dem Titel und den Funftiong - Zeichen. 


B. 

Der Staat3- Diener kann wegen Dienftes - Alter in die 
Duiescenz treten. Hiezu werden durch alle Dienſtes⸗Klaſſen 
volle vierzig Dienſtes-Jahre erfordert. 

Zur Ergaͤnzung des Dienſtes-Alters duͤrfen alle unter 
den vorigen Regierungen aller Gebiets-Theile des Koͤnig— 
reichs und in verſchiedenen Dienſtes-Klaſſen zuruͤckgeleg— 
ten Jahre, nicht aber die Jahre der Vorbereitungs-⸗Stellen, 
gezählt werden. 

Der nach vollendetem Dienftes- Alter in die Quiescenz 
tretende Staats-Diener behält den Standed- Gehalt mit 
dem Titel und den Funftious-Zeichen und verliert den 
Dienftes » Gehalt, 
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Der Staats» Diener kann wegen Lebensalter in die 
Quiescenz treten. 

Hierzu werden in allen Dienftes - Klaffen fiebenzig volle 
Lebensjahre erfordert. 

Der nach vollendeten fiebenzig Lebensjahren in Quies— 
cenz tretende Staats- Diener behält den Geſammt-Geld— 
gehalt, den Titel und das Funktions: Zeichen. 


D. 


Der Staat3-Diener kann vor Erfüllung des feftgejeß: 
ten Dienftes =» und Lebens - Alter durch phyſiſche Gebrech— 
lichkeit, als Folge eines Außern, in oder außer der Funf- 
tion erlittenen Unglücdes, oder der innern Anjtrengung, 
funftionsunfähig, und dadurch zur QDuiescenz geeigen— 
ichaftet werden. 

Ein folder Fall muß durch die ftrengften Beweiſe des 
Faftums und durch die beftimmteften Zeugniffe amtlicher 
Aerzte und kompetenter Gefhäftsmänner bergeitellt ſeyn. 

Bon der Natur des hergejtellten einzelnen Falles hängt 
jedesmal die befondere Erdenntniß ab: 

ob der Staats > Diener für immer, oder nur auf eine 
gewiffe Zeit, zu quiesciren fey? 
6:23, ’ 

Die Borftände und Raͤthe der Suftiz- Kollegien, mit 
Einfhluß der Kreis- und Stadtgerichte, verbleiben in ihrer 
Eigenfchaft als Richter in allen Quiescenz: Fällen im Be- 
zuge des verliehenen Gefammt- Gehaltes. Landrichter, 
Landesgerichts - Affefforen und Aftuare behalten ihren firen 
Öeldgehalt. 

$. 24. 

Der Staat3- Diener, welcher die Befugniß zur Dimif- 
fion und Quiescenz ausübt, darf, in Beziehung auf ſei— 
nen Dienft, fih in feinem Ruͤckſtande, weder an anver— 


trautem Staatsgute, noch am übertragener Hauptarbeit, 
befinden, 
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$. 25. 

Der in Folge einer adminiftrativen Erwägung oder ors 
ganifchen Verfügung in die Quiescenz gefeßte Staats-Diener 
bleibt verbunden, der Berufung in eine feiner vormaligen 
Dienftes- Kategorie angemefjene Aktivität, welche ihm ent— 
weder proviforifch oder definitiv übertragen werden kann, 
zu folgen. 

$. 26. 

Sm Falle der Berufung eines Quiescenten zur provi— 
forifhen Aktivität erhält derfelbe für die Zeit diefer provi- 
forifchen Funktion den Gefammt - Geldgehalt feiner Ber 
Stelle. 

$. 27. 

Im Falle der Wiedersinfegung eines Quiescenten in 
eine definitive Aftivität tritt derfelbe in den Standes- und 
Dienftes- Gehalt der neuen Stelle ein, wenn der Geſammt— 
Gehalt diefer neuen Stelle ohnehin eben fo groß, oder 
größer als deffen voriger&efammt-Geldgehalt il. 

Iſt der fire Geldgehalt der neuen Stelle geringer, ald 
der in feiner vorigen Dienftes- Kategorie bezogene war, fo 
wird fomwohl bei der Penſion der Wittwe und Kinder, als 
bei feiner allenfalls wieder eintretenden Quiescenz, fein vor- 
maliger Aftivitäts - Gehalt zum Grunde gelgt. 

$. 28. 

Der Staat übernimmt es, ein Penſions-Syſtem für 
die hinterlaffenen Wittwen und Waifen feiner Staat3-Diener 
zu begründen, wobei nad der Verordnung vom 8. Suni 
1807 alle aus der Dienſt-Pragmatik vom 1. Sänner 1505 
erworbenen Rechte unverlegt erhalten werden follen. Bei 
einer etwa veränderten Einrichtung werden die durch jenes 
Geſetz beftimmten Penfiond » Bezüge aus den Staats -Ein- 
fünften mit verhäftnigmäßigen Beiträgen der Stantd-Diener 
für die Zufunft vom Staate garantirt. 

5. 29. 

Alle dem Inhalte dieſes konſtitutionellen Edikts zuwi— 

derlaufenden Verfuͤgungen der Adminiſtrativ⸗Stellen begruͤn— 
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den als Eivil-Nechts-Verlegungen eine Klage vor dem 
competenten Richter. Nur muß vorher die Bejchwerde bei 
den einfchlagenden obern Adminiftrativ » Behörden vorgetras 
gen, und entweder die Entfchließung verzögert, , oder die 
Abhilfe verweigert worden feyn, ehe das Gericht die lage 
annehmen darf. 


Drittes Kapitel, 
Königreih Württemberg. 
E — 
Die koͤnigl. Wuͤrttembergiſche Verfaſſungs-Urkunde ent— 
hält darüber Folgendes’): 


A. Allgemeine Beflimmungen. 
5 

Die Staats-Diener werden, ſofern nicht Verfaſſung 
oder beſondere Rechte eine Ausnahme begruͤnden, durch 
den Koͤnig ernannt, und zwar, die Kollegial-Vorſtaͤnde 
ausgenommen, auf Vorſchlaͤge der vorgeſetzten Kollegien, 
wobei jedesmal alle Bewerber aufzuzaͤhlen ſind. 

— 

Niemand kann ein Staats-Amt erhalten, ohne zuvor 
geſetzmaͤßig gepruͤft und fuͤr tuͤchtig erkannt zu ſeyn. Lan— 
des-Eingeborne find bei gleicher Tuͤchtigkeit vorzugsweiſe 
vor Fremden zu beruͤckſichtigen. 

— 

In den Dienſt-Eid, welchen ſaͤmmtliche Staats-Diener 
dem Koͤnig abzuleiſten haben, iſt die Verpflichtung aufzu— 
nehmen, die Verfaſſung gewiſſenhaft zu wahren. 

— 

Kein Staats-Diener, der ein Richter-Amt bekleidet, 
kann aus irgend einer Urſache ohne richterliches Erkennt— 
niß ſeiner Stelle entſetzt, entlaſſen oder auf eine geringere 
verſetzt werden. 





1) Königl. Württemb. Verf. Urk. IV. Kap. $. 43 — 53. Kouftitu: 
tionen der europäiſchen Staaten Th, IH, S. 291, 


652 


6. 5. 
Ein Gleiches hat bei den übrigen Staatö-Dienern ſtatt, 
wenn die Entfernung aus der bisherigen Stelle wegen Ver; 
brechen oder gemeiner Vergehen gefchehen joll. Es kann 


aber gegen diefelben wegen Unbraudbarfeit und Dienjt- 


Berfehlungen auch auf Kollegial- Anträge der ihnen vor— 
gefegten Behörden und des Geheimen Raths die Entlaffung 
oder Verfegung auf ein geringeres Amt durch den König 
verfügt werden; jedoch hat in einem ſolchen Falle der Ge- 
heime Rath zuvor die oberfte Juftizftelle gutächtlich zu ‚vers 
nehmen, ob in rechtlicher Hinficht bei dem Antrage der 
Kollegialftelle nichts zu erinnern fei. 

Nach diefem Grundfage find aud die Vorfteher und 
übrigen Beamten der Gemeinden und anderer Körperfchaf- 
ten zu behandeln. 

| $. 6. 

Die nämlihen Beftimmungen, wie bei Entlaffungen 
und Verfegungen auf eine geringere Stelle, treten bei 
Suspenfionen ein, welche mit Berluft des Amts- Gehaltes 


verbunden find. 
SF 


Berfegungen der Staats Diener ohne Verlufi an Ger 
halt und Rang koͤnnen nur aus erheblichen Gründen und 
nach vorgängigem Gutachten ded Departements - Chefs ver- 
fiigt werden. | 

Staat3-Diener, welche ohne ihr Anfuchen verfegt werden, 
erhalten für die Umzugs-Koften Die gefegliche EntfhAdigung. 

8 


Fir die Staatd- Diener, welche durd) Krankheit oder 
Alter zu Führung ihres Amtes unfähig geworden find, fo- 
wie für die Hinterbliebenen der Staats-Diener, ift durch 
ein Geſetz geforgt?). 


2) Für die Unterſtützung der Militärperfonen, welche im Dienfte 
des Vaterlandes ihre Kräfte aufgeopfert haben, fowie ihre Hin: 
terbliebenen, ift durch ein Geſetz geforgt. Königl. Württemb- 
Derf. Urk. $. 101, 


| 
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$. 9 

Alle von dem Könige ausgehende Verfügungen, welche 
die Staats-Verwaltung betreffen, müffen von dem De— 
partements » Minifter oder Chef Fontrafignirt jeyn, welcher 
dadurch für ihren Inhalt verantwortlich wird. 

$. 10. 

Außerdem it jeder Deyartements » Minifter oder Chef 
für dasjenige verantwortlih, mas er für fich verfügt, oder 
was ihm vermöge des ihm zugewiejenen Gefchäftskreifes zu 
thun und zu verfügen —— 


Auf gleiche Weiſe (5. 10.) find auch die übrigen Staats— 
Diener und Behörden in ihrem Gefchäftsfreife verantwort- 
lich; fie haben bei eigener Berantwortlichfeit nur die ihnen 
von den geeigneten Stellen in der ordnungsmäßigen Form 
zufommenden Anweifungen zu beobadhten. Sind fie im 
Zweifel, ob die Stelle, welde ihnen einen Auftrag er- 
theilte, dazu kompetent fei; jo haben fie dariiber bei ihrer 
vorgefegten Behörde anzufragen, ſowie ihnen auch obliegt, 
wenn fie bei dem Inhalt einer höhern Verfügung Anftände 
finden, ſolche auf geziemende Weife, und unter Bermei- 
dung jeder nachtheiligen Verzögerung, der verfügenden- 
Stelle vorzutragen, im Falle eines beharrenden Befcheides 
aber die Verfügung zu befolgen. 


B. Bon dem Geheimen Rath. 
a 

Der Geheime Rath bildet die oberfte, unmittelbar un- 
ter dem Könige ftehende und jeiner Hauptbeftimmung nad 
bloß berathende Staats - Behörde. 

— 

Mitglieder des Geheimen Rathes ſind die Miniſter, 
oder die Chefs der verſchiedenen Departements und die— 
jenigen Raͤthe, welche der Koͤnig dazu ernennen wird. 

5.0, 

Die Verwaltungs - Departements, an deren Spitze die 

verfchiedenen Minifter ftehen, find folgende: 
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das Minifterium der Suftiz; 
das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten; 


das Minifterium des Innern, Das des Firchen- und 
Schulwefens; 


das Minifterium des Kriegsweſens, und 
das Minifterium der Finanzen. 


§. 4. 

Der Koͤnig ernennt und entlaͤßt die Mitglieder des Ge— 
heimen Raths nach eigner freier Entſchließung. Wird ein 
Mitglied des Geheimen Raths entlaſſen, ohne daß Dienſt— 
entfernung gegen daſſelbe gerichtlich erkannt waͤre, ſo be— 
haͤlt ein Miniſter 2000 FI. als Penſion, und ein anderes 
Mitglied des Geheimen Naths die Hälfte feiner Befoldung, 
foferne dem einen oder dem andern nicht durch Vertrag 
eine andere Summe, welche jedoch zwei Drittel des Ge— 
hafts nicht überfteigen wird, zugefichert worden ift. 

5. 

Alle dem Könige vorzulegende Vorſchlaͤge der Minifter 
in wichtigen Angelegenheiten, namentlich in folchen, welche 
auf die Staats » Berfaflung, die Drganifation der Behor- 
den und die Abänderung der Territorial- Eintheilung, oder 
auf die Staats - Verwaltung im Allgemeinen und die Nors 
men derfelben fich beziehen, wie auch in Gegenftänden der 
Gefeggebung und allgemeiner Verordnungen, ſoweit es fih 
von deren Grlaffung, Abänderung, Aufhebung oder au- 
thentifchen Erfläruna handelt, müffen, foferne nicht bei 
Gegenftänden des Departements der auswärtigen Angele- 
genheiten oder des Kriegsmwefend die Natur der Sache 
eine Ausnahme begründet, in dem Geheimen Rathe zur 
Beratung vorgetragen und mit deffen Gutachten begleitet 
an den König gebracht werden. | 

| $. 6. 

Uebrigens gehören zu dem Gefchäftsfreife des Geheimen 
Rathes ald berathender Behörde: 

1) alle ftändifche Angelegenheiten; 
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2) Anträge auf Entlaffung oder Zuräücdjegung eines 

| Staat3-Dieners nah A. $.5 

3) Rompetenz-Streitigfeiten zwifchen den Juſtiz- und Ber: 
waltungs +» Behörden; 

4) die Verhältniffe der Kirche zum Staate, oder auch 
Streitigfeiten einzelner Kirchen unter einander, wenn 
die Gentraljtellen diefer Kirchen fich nicht vereinigen 
fönnen; 

5) alles, was dem geheimen Rathe von dem Könige zur 

Berathung befonders aufgetragen wird. 

6.07, 
Als entjheidende und verfügende Behörde wirft 
der Geheime Rath: 

1) bei Recurfen von Verfügungen der Departements 
Minifter, wobei jedesmal die Vorftände des Ober; 
Tribunals zuzuziehen find; 

2) bei Recurfen von Straf: Erfenntniffen der Admini— 
frativftellen, wobei 6 NRechtögelehrte zugegen ſeyn 
müffen, deren Zahl erforderlichen Falls durch Mit: 
glieder des Ober-Tribunals vom Präfidenten abwärts 
zu ergänzen ift; 

3) im Falle des S. 30. °). 

ur 
Kein Mitglied des Geheimen NRathes kann, außer dem 
Falle, wenn der Gegenftand daffelbe perfönlich angeht, 
von der Theilnahme an den collegialifchen Berathfchlaguns 
gen ausgefchloffen werden, > 


Am 28. Juni 1821 erfchien in Beziehung auf den $. &. 
das mit folgendem Eingang verfehene Gefeß 9: 


3) $. 30, der Konflitution: Niemand kann gezwungen werden, 
fein Eigenthum und andere Rechte für allgemeine Staats- oder 
Korporations-Zwecke abzutreten, als nachdem der Geheime 
Rath über die Nothwendigkeit entfchieden hat und gegen vor» 
gängige volle Entfchädigung ꝛc. f. Abfchn. IV. Kap. 4. $. 12. 

4) Könige. Württembergifches Staats: und Regierungsblatt vom 
Jahr 1821. Nr. 48, 
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Sn der Verfaffungs -Urfunde find ſowohl über die Anz 
ftellung der Staatd- Diener, als über deren Entfeßung, 
Entlaffung und Verſetzung, Grundſaͤtze aufgeftellt, deren 
weitere Entwidelung, foweit folche in Beziehung auf Ber: 
fchuldungen der Staatsdiener nothwendig ift, der Fünftigen 
Straf » Gefeßgebung vorbehalten bleibt. 


Es beftehen aber noch andere Verhältniffe der Civil— 
Staats. Diener, bejonders in Anfehung der Gehalte und 
Penfionen ), welche zunächft eine genauere gefeßliche Be— 
flimmung erfordern. 

In diefer Hinſicht verordnen und verfügen Wir, nad) 
Anhörung unfers Geheimen Raths und unter Zuftimmung 
Unferer getreuen Stände, wie folgt: 


Allgemeine Beftimmungen in Beziehung auf den 
Stand der Staats-Diener. 


——“ | 
Die Beftimmungen des gegenwärtigen Gefeges find an- 
wendbar auf diejenigen Staats» Diener, welche bei dem 
Staats: Sefretariat und dem Geheimen NRathe, in den 
Departements der Zuftiz, der auswärtigen Angelegenheiten, 
des Innern und der Finanzen angeftellt find. 


Shen diefelben treten in Hinficht des ftändifchen Amts— 
perſonals ein. 


Unter den Dienern, von welchen diefes Gefeß handelt, 
find nicht begriffen: die Kirchen» und Schuldiener, inglei- 
chen die bei Unferm Hof und dem Militär Angeftellten. 
Die Verhältniffe derfelben richten ſich nach denjenigen bes 
fondern Vorſchriften, welche Wir für die eine oder die 
andere Gattung folcher Diener bereits gegeben haben, und 
weiter zu ertheilen uns vorbehaltnen/ 

Auf die Diener der Gemeinden und Körperfhaften fin- 
det das vorliegende Gefeg gleichfalls Feine Anwendung. 





5) Siehe Note 2. 





N. 8P 
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Die Berhäftniffe Unſerer Minifter oder Departements: 
Chefs und der Mitglieder Unſers Geheimen-Raths, in der 
hier in Frage ftehenden Beziehung, find durch die Berfaf- 
fungs -Urfunde °) fejtgefest. 


— 
Staatsdiener, in dem Sinne und nach den Beſtimmun— 
gen der 59. 4—8. des erſten Theils dieſes Kapitels find: 
1) Die bei den Kollegien und Sanzleien der im $. 1. ae 
nannten Departements, fo wie die bei den Kollegien 
und Kanzleien de3 Departements des Kirchen- und 
Schulwefens angeftellten Diener bis zu den Kanzliſten 
einschließlich, desgleichen die von Uns bei auswärtigen 
Regierungen beglaubigten Gefandten und andern dirlo: 
matifchen Agenten ; 
2) Nachitehende, bei der Bezirks- oder befondern Ber: 
waltung angeftellten Diener: 


a) Die Oberamts- Richter und Oberamtsgerichts-Aktua— 
rien; 

b) die Dber - Amtmänner, die Verwalter und Kaſſen— 
Beamten der Zucht», Waifen- und Srrenhänfer, die 
vom Staat ernannten und befoldeten Aerzte, die Aber 
die Landgejtüte gejesten Verwalter, die fir den Hoch— 
Straßen» und Waſſerbau angefiellten Beamten; 

0) Die Kameral-Berwalter, Oberförfter, die Ober- Zoll- 
Berwalter und Ober » Afciefe: Berwalter, die Holz-Ver⸗ 


5) Der König ernennt und entläßt die Mitalieder des Geheimen: 
Raths mach eigener freier Entfchliegung. Wird ein Mitatied 
des Geheimen Raths entlaffen, ohne daß Dienfk: Entfernung 
geaen dafjelbe rechtlich erfaunt wäre, fo behält ein Miniſter 
4000 fl, als Penfion, und ein anderes Mitglied des Geheimen 
Raths die Hälfte feiner Befoldung, fo ferne dem einen oder 
dem andern nicht durch Vertrag eine andere Summe, welche 
jedoch zwei Drittheile des Gehalts nicht überfteigen wird, zus 
gefichert worden ift. 

11. Bd. 42 
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walter,, die leitenden Beamten und Kaffırer bei dem 
Bergs, Hütten» und Muͤnzweſen und bei den Salinen. 
$. 4. 

Als Staatsdiener in dem zuvor erwähnten Sinne find 
nicht zu betrachten: 

1) die Ober Einbringer der indireften Steuern, als 
Sher-Zoller, Ober» Afzifer, Ober-Umgelder, desglei: 
chen die Kontroleure der genannten Steuern, fomwie 
die Hütten » Schreiber ; 

2) die Unter» Cindringer der indirefter Steuern, als 
Unter» Zoler, Afziser, Umgelder, Waagmeifter, Zoll- 
und Afzisfchreiber, Thorſchreiber und Salzfaktore; 

3) die Kameral-Kaſten-Knechte, Kameralfüfer, Unter: 
sfleger und Gefäll- Einbringer, Holz» Snfpeftoren und 
Holz: Mefter, Waldſchuͤtzen, Güter » Auffeher, und 
Haus» Verwalter; 

4) die Unter-Auffeher bei den im $. 3. lit. b. erwaͤhn— 
ten Anjtalten und bei den verfchiedenen Gewerben des 
Staat3, die Werfmeilter, Fabrifanten und Arbeiter; 

5) alle Diener und Aufmwärter in den Kanzleien und 
Aemtern, Polizei» Bediente, Gefangen-Wärter, Scharf: 
rihter und Wafenmeifter, Wegfnechte, Thorwarte, 
Nachtwaͤchter und andere ganz untergeordnete Diener. 
Saͤmmtlich vorgenannte Diener koͤnnen auf vorgängig 
erfordertes Kollegial» Gutachten, nach vorheriger ein— 
vierteljähriger Auffündigung, des Dienftes entlafjen 
werden. 

Diefe Auffündigung wird bei denjenigen Dienern, welche 
Wir felbit ernannt haben, von Uns auf den Vortrag des 
Deyartemens- Chef, bei andern aber durch den le&tern, 
ohne Geftattung eines Rekurſes verfügt. 

Vergehen gröberer Art Eönnen jedoch eine gleich baldige 
Entlaffung begründen, welche, nach der eben erwähnten 
Verſchiedenheit des BVerhältniffes, ven Uns oder von dem 
Deyartements- Chef ausgefprochen wird. Bei Dienft- Ber: 
fegungen treten übrigens auch in Anſehung diefer Diener 
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die Beftimmungen der Verordnung vom 28. Februar 1818 
wegen Vergütung der Umzugskoſten ein. 
5. 

Auf die im F. 4. unter No, 1. genannten, in jener Ei— 
genſchaft gegenwärtig angejtellten Diener finden jedoch vor; 
ftebende Beltimmungen feine Anwendung. 

Sie find vielmehr für ihre Perſon den im $. 3, genann— 
ten Dienern in den bier geeigneten Beziehungen gleich zu 
achten. 

%. 6; 

Amts-Gehuͤlfen, welche von Beamten unter Genehmi— 
gung der zuftindigen Staats-Behörde angefteft werden, 
namentlich die Dberamts-Mftuare, die Kameralamts -Buch- 
halter und die Affiitenten bei den Forfiömtern, koͤnnen 
gleichfalls nur gegen einvierteljährige Auffündigung von ih- 
ren Brincivalen, mit Gutbeißen jener Staats: Behörde, wies 
der entlaffen werden. Befondere Aufträge, Amts-Verwe— 
fereien 2c. fönnen zu jeder Zeit zurückgenommen werden, 
und ein Entfhädigungs » Anfpruch wegen diefer Zuruͤcknahme 
findet niemals Statt. 

———— 

Den im g. 3. bezeichneten Dienern iſt, ſolange ſie im 
aktiven Dienſt ſtehen, der perſoͤnliche Betrieb eines Ge— 
werbs, einer Fabrik oder Handlung unbedingt unterſagt, 
eine Theilnahme an dergleichen Unternehmungen aber bleibt 
ihnen in ſoweit unbenommen, als dieſelbe dem Intereſſe 
des Statsdienſtes keinen Eintrag thut. 

Fremde Privat-Geſchaͤfte dürfen fie nur dann uͤberneh— 
men, wenn folche mit ihren Dienjt » Pflichten vereinbar find, 
und nur in dem Maafe, dag dadurdh dem amtlichen Be- 
rufe Fein Abbruch gefchieht. 

Den bei der Orts- und Bezirfs-Verwaltung angeftell- 
ten Beamten insbefondre iſt die Erwerbung liegender Gründe 
innerhalb ihres Amts» Bezirfs verbsten, mit Ausnahme ei- 
ned Wohnhauſes und eines Gartens zum eignen Bedarf, 
wovon jedech der Beamte Anzeige zu machen bat. 

42” 
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$. 8 — 

Die 6. 4. aufgeführten Diener koͤnnen ſich neben ihrem 
Dienfte jedem bürgerlichen Gewerbe widmen, welches mit 
jenem überhaupt verträglih und ihnen nicht durch befon- 
dere Dienft-Snftruftion unterfagt ift. 


J— 

Keiner der F. 2. — 5. genannten Diener, es mag ſich 
ein ſolcher im aktiven Dienſt oder im Quiescenz-Stande 
(JIII.) befinden, darf ohne vorgaͤngige Anzeige und hierauf 
erfolgte Entfchließung fich in eine eheliche Verbindung eins 
laffen. Letztere wird nur alsdann nicht zugegeben werden, 
wenn folche entweder aus Niücfichten für die Ehre des 
Staat3-Dienftes oder nach der Lage der öfonomifchen Ver— 
hältniffe des betreffenden Dieners als unzuläffig erfcheint. 

Bei einzelnen im $. 4. genannten Klaffen von Dienern 
finden jedoch nad) bejondern Verordnungen von vorftehen> 
der Regel Ausnahmen Statt. | 


6. 10. 

Jeder Diener kann mit Verzichtleiftung auf Gehalt, Ti: 
tel und Rang den Dienft auffürtdigen. 

Er darf jedoch) vor Ablauf eines Bierteljahrs nach ge- 
ſchehener Auffündigung feine Stelle nicht verlaffen. 

Auch kann fein Diener, er mag feine Entlaffung felbit 
nachſuchen, oder folche gegen feinen Willen erhalten haben, 
außer Landes ziehen, bevor er wegen der geführten Amts— 
Verwaltung Nechenfchaft abgelegt und die verfaffungs- 
mäßigen Bedingungen der Auswanderung erfüllt hat. 

Mit Ablegung diefer Rechenfchaft fol übrigens Fein Die- 
ner länger als ein Sahr aufgehalten werden, und felbft 
vor abgelegter Rechnung fol einem folchen geftattet feyn, 
das Land zu verlaffen, wenn er deshalb genügende Sicher: 
heit zu leiften vermag, 

Hat der freiwillig austretende Diener zu feiner Aus— 
bildung aus Staatsmitteln befondere Unterſtuͤtzung erhalten, 
fo iſt er verbunden, dafür Erfat zu leiften. 
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de I A 
Beſoldungen, Quiescenz- Gehalte, Penfionen der Diener 
ſowohl als ihrer Hinterbliebenen, fo wie andere Unterftüguns 
gen aus der Staat3- Kaffe, dürfen nicht über den dritten 
Theil zu Gunften von Gläubigern in Beſchlag genommen 
werden. 


BDBondben Befoldungen. 


GA 
Zu der Befoldung eines Dieners gehört dasjenige nicht, 
was derjelbe als Erjag für Dienft-Aufwand oder als Be; 
darf für die Amts- Führung erhält. Mithin find in Be- 
joldungen nicht einzurechnen: 

1) Die Pferd3-Rationen, die Kanzlei: Koften, die Ges 
halte für Gehuͤlfen und die Gebühren für Schreib- 
Materialien, die Diäten oder Entfchädigungs» Gelder 
für Amts» Reifen, die Entfhädiaung der Kaffe- Beam: 
ten für Kaffen- Abgang, oder was fonft unter aͤhn— 
lihen Ziteln als Erſatz gereicht wird. 

2) Die Amts: Wohnungen oder Hauszinfe bei Dienern, 
welche für ihre Amts» Verrichtungen eines eignen Lo— 
fals bedürfen, fo wie die Amts-Emoflumente oder 
Dienſt-Nutzungen überhaupt. Dergleichen zur Befol- 
dung nicht gehörige Bezüge find von der Bekleidung 
des Amts unzertrennlich; fie hören mit ihm von felbit 
auf und fönnen daher weder bei einer Dienft-Berän- 
derung, noch bei der Quiescirung oder Penſionirung 
(111. IV.) in Anfchlag gebracht werden. 

Dieſe Beftimmung tritt jedoch alsdann nicht ein, wenn 
' eine Nugung der einen oder der andern Art, oder gemiffe 
Gebühren, dem Diener vermöge feines Anftellungs- Defrets 
entweder als Befoldungs- Theil, oder jtatt der Befoldung 
ausdrücklich ausgeſetzt worden find. 


‚ER 7 
Die Dienft- Einnahme der von Uns bei auswärtigen 
Regierungen beglaubigten Gefandten und anderer diploma: 
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tifchen Agenten theilt ſich ab: in den eigentlich perſoͤnlichen 
Gehalt derſelben, und in die Entſchaͤdigung fuͤr den mit 
ihrem Amte nothwendig verbundenen Repraͤſentations-Auf— 
wand. Jener beſteht in der Beſoldung derjenigen Stellen, 
die ein ſolcher Diener im Staatsdienſte uͤberhaupt, nach 
Maasgabe der Dienſt-Kathegorie, in welche er eingereiht 
iſt, bekleidet. 

Was nach Abzug dieſes eigentlichen Amts— Gehalts von 
dem Geſammt-Betrag der Dienſt-Einnahme zu obigem 
Zweck uͤbrig bleibt, iſt als Erſatz fuͤr Amts-Aufwand in 
dem Sinne des 6. 12. zu betrachten und mithin nicht als 
Befoldung zu behandelt, 

$. 14 | 

Sn Beziehung auf diejenigen Gehalts-Theile, welche 
zur Ergänzung einer von früheren Dienjt- Verhäftniffen her— 
rührenden Befoldung dienen (Ergaͤnzungs-Penſion) werden 
nachftehende Beftimmungen ertheift: 

1) Dergleihen Ergaͤnzungs-Gehalte find mit — ver⸗ 
ſchiedenen Wirkungen in die eigentliche Beſoldung ein— 
zurechnen, wenn ſie aus Veranlaſſung einer, erſt ſeit 
der Erſcheinung des Beſoldungs-Edikts vom 18. No— 
vember 1817 eingetretenen Verminderung der durch 
dieſes beſtimmten Normal-Gehalte zu Ergänzung der— 
ſelben ausgeſetzt worden ſind, oder aus gleicher Urſache 
etwa in der Folge werden ausgeſetzt werden. 

2) Nicht eingerechnet in die Beſoldung werden diejenigen 
Gehalts-Theile der gedachten Art, welde zu Ergän- 
zung der vor dem 18. November 1817 erworbenen Ge— 
halte beftimmt worden find. 

Eine Ausnahme von diefer Negel findet im Falle 
der Quiescirung eines Dieners ftatt. ($. 21.) 

3) Wo durch Verträge befondere Beftimmungen begrün- 

det find, hat es dabei fein Verbleiben. 
F. 15 

Wird ein Diener ſeines Dienſtes oder Gehalts fuͤr ver— 

luſtig erkannt, oder wenn er feine Entlaſſung freiwillig 
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nimmt, ohne einen rechtlichen Anſpruch auf Penſion zu Bas 
ben‘, ($. 23.) fo verliert er damit immer auc die außer 
dem Aftivitäts-Etat laufende Gehalts» Ergänzung. 


$. 16. 

Die Befoldung eines Dieners kann feinen Abzug erleiden, 
wenn er an der Verſehung feines ordentlichen Amtes durch 
anderwärtige Aufträge von Seiten der Negierung gehindert, 
und dadurch die Aufitellung und Belohnung eines Amts: 
Verweſers nöthig wird. 


Bielmehr find in einem folhen Falle die Koften der 
Amts-Verweſerei von der Staats: Kaffe zu übernehmen. 


Dagegen hat der Diener diefe Koften zu beftreiten, wenn 
und fo weit derfelbe länger als vier Wochen in Urlaub abs 
wefend oder länger als ſechs Monate durch Krankheit von 
Berfehung feines Amtes abgehalten ift, 


Zu den Koften einer Amts-Bermeferei in Kranfheitss 
Fällen fann jedoch von dem Gehalt des Dieners hoͤchſtens 
ein Drittheil verwendet werden. 


+ 47. 

Wenn einem Diener neben Berfehung feines ordentlichen 
Amtes die Beforgung anderweiter Aufträge oder die Auss 
richtung befonderer Gefchäfte übertragen wird, fo fann er 
deshalb, außer den mit feinem ordentlichen Dienfte verbuns 
denen Normal: Gehalt, feine weitere Belohnung, fondern 
nur den Erfaß des durch jene Verrichtung etwa verurfachs 
ten Aufwands anfprechen. 


Wir behalten Uns jedoch vor, die befondern Berdienfte 
folder, in dem einen oder andern Face vorzugsmeife 
braudbaren Staats-Diener, zumal wenn feine Gefegen- 
heit zur fonjtigen Beförderung oder zum Vorrüden in eine 
höhere Befoldungs- Klaffe vorhanden ift, zur Aufmunferung 
Andrer und Anerkennung der verhältnißmäßig größern Anz 


firengung, durch Berwilligung von Oratififationen zu bes 
lohnen. 
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111. Bon der Quiescirung oder zeitlichen Entpe: 
bung vom Dienft. 
$::. IR; 

Die zeitliche Entbebung vom Dienfte (Duiecirung) fin: 
det bei den im $. 3. bezeichneten GStaats- Dienern und 
zwar nur dann ftatt, wenn die im Wege der Gefesgebung 
oder auf Anträge der Stände für immer veränderte Ein- 
richtung eines Staats-Verwaltungs-Zweigs ihre Dienit- 
leiſtung entbehrlich macht. 

In dieſem Falle leidet ein ſolcher Diener bis zu ſeiner 
anderwaͤrtigen Anſtellung einen Abzug von feinem Gehatte; 
fo wie auch die mit der Bekleidung feiner bisherigen Amts 
Stelle verbundenen Bezuͤge ($. 12.) von felbft für ihn auf: 
hören. 

8,49 

Jener Abzug beträgt, wenn der Diener das wierzigfte 
Lebensjahr noch nicht zurückgelegt hat, dreißig Procent von 
dem Gehalte; für jedes weitere Alters-Jahr vermindert ſich 
derfeldbe um ein Procent. Der daher, wenn er in den 
Quiescenten-Stand verfest wird, das fiebenzigfte Sahr be— 
reits zurüchgelegt hat, behält ohne Abzug feinen ganzen Ge— 
balt. Der Abzug wird nad dem Lebens-Alter zur Zeit 
der Quicscirung berechnet, wobei e8 dann für die ganze 
Daner derfelben fein Berbleiben hat. 

Jedoch bleiben die auf befondern Rechts - Titeln beruhen: 
den Anfprüche der jebt angeftellten Diener in Hinficht eines 
höheren Duieseenz- Gehalts venfelben vorbehalten, und 
fol durch die Quiescenz fein Einfommen unter die Summe 
von fechshundert Gulden herabgefeßt werden; eben fo fol 
von einem Einkommen, weldyes weniger ald Sechshundert 
Gulden beträgt, Fein Duiescenz- Abzug Statt finden. 

6. 20. 

Wenn ein Diener mehrere Aemter zugleich bekleidet und 
nur eines oder einiger derſelben im Wege der Quiescirung 
enthoben wird, fo iſt zu unterſcheiden, ob er bisher für jede 
diefer Stellen einen beftimmten Gehalt, oder für alle einen 
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Gefammt+ Gehalt bezogen hatte. Im erjien Fall verbleibt 
ihm die ganze Befoldung des Amtes oder der Aemter, de— 
ren er nicht entboben wird, und er erhält den Quiescenz— 
Gehalt ($. 19.) in Anfebung derjenigen Stelle oder Stellen, 
welche entbehrlich geworden. | 

m zweiten Fall dagegen wird, mit Rüdfiht auf die 
Erbeblichfeit jedes der vereinigten Aemter und mit Erwaͤ— 
gung der übrigen Verhäftniffe, der Antheil des eingehenden 
Amtes an dem Gefammt-Gchalt ausgentittelt und hierauf 
nach dem vorſtehenden Grundfage der theilweife Qutescenzs 
Gehalt berechnet. 
6:21 

Tritt die Quiescirung eines Diener ein, fo werden die 
Ergänzungs- Gehalte «$. 14.), welche derfelbe etwa bezieht, 
in Abſicht auf die Berechnung des Qutescenz» Gehalts der 
wirflicyen Befoldung ohne Unterfchted gleichgeachtet. 

5.22 

Ein Quiescent kann zu jeder Zeit durch neue Anjtellung 
in einem feiner Berufl-Bildung angemeffenen, und von 
feinem frübern Dienft-Grade nicht zu entfernt jtehenden 
Amte wieder zum aftiven Dienſt einberufen werden. 

Geſchieht Diefes, jo erhält er, vom Antritte des neuen 
Amtes an, feine vorige Befoldung, oder, wenn der Amts: 
Gehalt der neuen Stelle diefe nicht erreicht, eine entfpre> 
chende Ergänzungs -Venfion. 

Für die Koften des Zugs von dem Orte, wo er fich 
mit jeinem Hauswefen aufgehalten, in den Drt der neuen 
Anjtellung werden ihm die gefeßlihen Umzugs- Gebühren 
vergütet, bei deren Berechnung feine frühere Befoldung 
zum Grunde zu legen tft. Außer diefen hat er irgend eine 
weitere Entfehädigung, unter was immer für einem Titel, 
ebenfowenig, als der aftise Diener, im — einer Wer; 
ſetzung, anzufprecen. 

Auch ift er die ihm angewiefene Stelle erſt nad) drei 
Monaten, von dem Tage an anzutreten verbunden, an 
welchem ihm feine Wiederanjtellung angekündigt wurde. 
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- IV. Bon der Penfionirung. 
64:28; 

Nah neun vollendeten Dienft-Sahren fteht jedem der 
im $.3. bezeichneten Staats > Diener ein Anfpruch auf Pen; 
fion zu. Ä 

Diefelbe kann, vorausgefeßt, daß ein folcher Staats- 
Diener nicht in Unterfuchung befangen ift, in folgenden 
Füllen auf das Geſuch des Dieners nicht verweigert wer- 

den: 
a) Wenn derfelbe das vierzigfte Dienft- oder das fünf 
und fechzigfte Lebensjahr vollendet hat; 
b) wenn er wegen förperlicher Gebrechen, ohne feine 
Schuld, dienftuntauglich geworden ift; | 
c) wenn er durch Krankheit laͤnger als ein Sahr von 
Berjfehung feines Amtes abgehalten wird. Dagegen 
bat auch ihrerfeits die Staats-Negierung das Recht, 
in den oben genannten Fällen den Diener, ohne fein 
Anfuchen, in den Venfionsftand zu verfegen. 

Tritt hernach die Penfionirung ein, fo bat der zur Ruhe 

gefegte Diener feine Penfion lebenslänglich zu genießen. 
$. 24. 

Die Grundlage der Berechnung für die Größe der Pen- 
fion bildet der jährlihe Durchfehnitts- Betrag der Befol- 
dungs= Bezüge, welche der Diener in den feiner Penfionirung 
zunächit vorausgegangenen fünf Jahren genoffen hat. Bei 
quiescirten Dienern wird die Befoldung, welche fie in den 
ihrer Quiegcirung vorangegangenen fünf Jahren bezogen 
haben, auf gleiche Weiſe zu Grunde gelegt. 

63:25: 

Unter dieſer Vorausfegung beträgt im Falle der Pens 
fionirung ($. 23.) der Ruhe» Gehalt für denjenigen, welcher 
das zehnte Dienftjahr angetreten, vierzig Procent der Be- 
foldung ($$. 12. 14.) Mit jedem weiteren Dienftjahr fleigt 
die Penfion um zwei Procent, fo daß, wer das vierzigfte 
Dienſt-Jahr angetreten, oder noch länger gedient hat, ſei— 
nen ganzen Gehalt als Penſion erhält. 





667 


Es darf jedoch die jährliche Penfion eines der erwaͤhn— 
ten Diener ($. 3.) die Summe von dreitaufend Gulden 
niemals überjteigen. 

Neben der Penfion kann eine Ergänzungs-Penfton ($. 14.) 
nicht bezogen werden. 

$. 26. 

Wir behalten Uns übrigens vor, denjenigen im $. 3. 
erwähnten Staats = Dienern, welde vor Antritt des 10ten 
Dienſtjahrs durch Förperliche Gebrechen ohne ihre Schuld 
zur fernern Dienjtleiftung untauglich geworden, Unterſtuͤtzun— 
gen, nach Maasgabe der befondern Verhältniffe, aus der 
Staats: Kaffe zu bewilligen, und Hberhaupt bei Beſtim— 
mung der Denfion auf ausgezeichnete Verdienfte angemeffene 
Ruͤckſicht zu nehmen. 

Sr 

Bei Berechnung der Dienftjahre fommt nicht in Des 
trachtung: 

1) die auf widerruflichen Stellen (ss. 4. und 6.) zuges 

brachte Dienjt- Zeitz 

2) Die von einem Diener, — fruͤher entlaſſen ge— 

weſen war, vor feiner Entlaſſung zuruͤckgelegte Dienft- 
Zeit, wenn folche wegen Dienft: Berfehlung oder Uns 
brauchbarfeit Brfolgt tft; 

3) die Zeit ausmwärtiger Dienfie bei den vom Ausland 

berufenen Dienern, wenn nicht durch Vertrag etwa 
anders bedungen worden it. 

Dagegen wird bet Berechnung der Dienft-Sahre auf 
diejenige Dienft- Zeit Ruͤckſicht genommen, welche ein aus 
Veranlaſſung von Laͤnder-Erwerbungen uͤbernommener Die— 
ner unter der vorigen Regierung des erworbenen Landes— 
Theils zuruͤckgelegt hat. 

52 

Diejenige Penſionaͤre, welche am 18. November 1817. 
ſich bereits im Penſions-Stand befanden, koͤnnen, ſolange 
fie das fünf und ſechzigſte Lebens-Jahr noch nicht zuruͤck— 
gelegt haben, ihre Dienſt-Tuͤchtigkeit vorausgefegt, wieder 
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zum aftiven Dienft berufen werden. Diejenigen. derfelben 
aber, welche das fünf und fechzigfte Sahr vollendet haben, 
werden, fo wie alle, welche erſt feit jenem Zeitpunfte pen: 
fionirt worden find, als definitiv zur Ruhe gefegt anger 
ſehen. 

Uebrigens iſt den Penſionaͤren unbenommen, ſich um 
Wiederanſtellung zu melden. 

Beſondere Ruͤckſicht wird auf diejenigen Staats-Diener 
genommen, welche ($. 23.) früher wegen Krankheit in Pen—⸗ 
fions-Stand verjeßt worden find und fih nad) ihrer Ge- 
nefung um Wiederanftellung gemeldet haben. 

$. 29. 
Nenfionen dürfen nur mit befonderer Erlaubniß im Aus— 


Iande verzehrt werden und unterliegen in diefem Falle ei— 


nem Abzug von zehn Procent für die Staats-Kafje, wenn 
nicht Verträge eine Ausnahme begründen. Zritt ein Pens 
fionär in andere Dienfte, fo erlifcht damit feine Penſion 
von felbft. 

6: WR. 

Die im 6. 4, genannten Diener haben auf Penfionirung 
feinen rechtlichen Anſpruch. 

Wenn jedoch dergleichen Diener ohne ihre Schuld dienit- 
untichtig geworden und auf andere Weife ihr Ausfommen 
zu finden unfähig find; fo werden Wir ihre Umftände nad 
Billigfeit beruͤckſichtigen und ibnen angemeſſene Unterftüßung 
nad) dem Grade der Dürftigfeit aus dem Gratialien- Fond 
bei der Staats » Kaffe bewilligen. 

Auch bleiben denjenigen, welche entweder vor ihrer wi⸗ 
derruflichen Anftelung im Genuffe von Penfionen geitan- 
den, oder aus befondern von der erwähnten Anftellung un- 
abhängigen Rechts: Titeln ſolche anzufprechen haben, diefe 
ihre Rechte vorbehalten. 

$. 31. 

Sn Anfehung der, vermöge ded Reichs-Deputations⸗ 

Schluffes vom Sahr 1803 zum Iebenslänglichen Fortgenuß 


der vor dem 24. Auguft 1802 ertheilten Befoldungen berech⸗ 


u Ze nd ang 
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tigten Diener wird hiermit ausdruͤcklich feftgefest: daß, 
wenn bei einer ungefuchten Zurubefegung, die ihnen gefeß- 
lich zufommenden Gehalte jene Befoldungen nicht erreichen, 
diefelben aus der Stants- Kaffe durch Zulagen ergänzt 
werden follen. 

Diefe Zulagen bleiben jedoch ohne Einfiuß auf die Fünf: 
tigen Penſionen der Wittwen und Waiſen. 


V. Bon der Unterftügkung der Wittwen und 
Waifen. 
S: :32, 

Die Wittwen der im $. 3. bezeigyneten Staates Diener 
und deren Kinder, welche das achtjehnte Lebens -Sahr noch 
nicht zurückgelegt, haben nady dem Abfterben ihres Gatten 
oder Vaters eine jährliche Penſion anzusprechen. 

Diefer Anſpruch ift begründet, es mag der Diener zur 
Zeit feines Ablebens im aftiven Dienjte, oder im Quies— 
centen oder Penſions-Stande geweien ſeyn. 

Außerdem beziehen jene Hinterbliebenen von dem Ges 
halte des verjtorbenen Dieners diejenige Rate, welche im 
nächitfolgenden $. näher bejtimmt ift. (Sterbe -Nachgehalt.C 

Heirathet ein Staats » Diener erft im Penfiong- Stand, 
fo jiehen der Wittme und den aus diefer Ehe erzeugten 
Kindern auf die erwähnte Begünftigung feine Anfpriüche zu. 

6.1:33; 

Der Sterbe-Nachgehalt ($. 32.) befteht, ohne Ruͤckſicht 
auf die Zahl der Dienft-Sahre und der Hinterbliebenen, 
in dem auf die nädhiten fünf und vierzig Tage nach dem 
Todestage des Dienerd zu berechnenden Theil der Befol- 
dung ($.12.), des Quiescenten- Gehalts, oder der Penfion 
defielben. 

Der gleiche Betrag wird auch, men feine penfionsbe- 
rechtigte Wittwe oder Kinder vorhanden find, an die Ber: 
laffenfchafts-Mafje alsdann ausbezahlt, wenn der Diener 
nicht fo viel Bermögen binterläßt, daß die Beerdigungss 
Koften davon beftritten werden fünnen, 
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$. 34. 

Die jährlihe Penfion der Hinterbliebenen ($. 32.), 
welche von dem Ablaufe der gedachten fünf und vierzig 
Tage an, in Berechnung fommt, befteht in folgendem: 

1) Die binterlaffene Wittwe erhält von der Penfion, welche 
der Verftorbene in Gemäsheit des IV. Kapitels anzu— 
fprechen gehabt hätte, oder bereits genoffen hat: 

a) wenn diefe nicht über Eintanfend Gulden beträgt, den 

vierten Theil oder fünf und zwanzig Procent; 

b) wenn diefelbe höher ſteigt: 

a) von den erften Eintaufend Gulden —— fuͤnf 

und zwanzig Procent; 

9) von dem Mehrbetrag bis auf Eintauſend fuͤnfhun— 

dert Gulden, zwanzig Procent; 

y) von dem weiteren Betrag zehn Procent. 

9) Sedes eheliche leibliche Kind des Berftorbenen unter acht- 
zehn Sahren erhält: | 
a) Wenn eine Wittwe vorhanden ift, den fünften Theil 

von der Penfion der Wittwe; 

b) wenn feine Wittwe vorhanden it, den vierten Theil 
der Penfion, welche der Wittwe gehört hätte. Auf 
Iegteren Betrag ift die Penſion der Kinder auch in 
dem Fall zu erhöhen, wenn ihre Teibliche oder Stiefs 
mutter ftirbt, oder die leßtere wieder heirathet, ehe 
die Kinder das yenfionsberechtigte Alter zurückgelegt 
haben. 

$. 35. 

Ein Anſpruch auf Wittwen-Penſion fällt hinweg, wenn 
die Ehefheidung oder Nichtigfeitserflärung der Ehe oder 
eine bejtändige Trennung von Tifch und Bett von der zus 
ftändigen Behörde ausgeſprochen ift. 

Sedes Kind aus einer ſolchen getrennten Ehe erhält je- 
doch bis zum vollendeten achtzehnten Jahre den vierten 
Theil der Penfion, welche ihrer Mutter gebührt haben 
wirde, wenn feine Trennung der einen oder andern Art 
erfolgt wäre, | | 
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8.’ 36% 

Wenn eine Wittwe oder wenn die nachgelaffenen Kin— 
der eines Staats -Dienerd wegen eined gemeinen Verbre— 
chens, welches ihnen dreimonatiiche Freiheits-Strafe zus 
zieht, verurtheilt werden, fo verliert der Gejtrafte die ihm 
bewilligte Penfion. 


© 37. 

Die Denfionen erlöfchen 

1) bei Wittwen, mit dem Tage ihres Todes oder ihrer 
MWiederverehelichung ; 

2) bei Kindern, mit dem Tage ihres Todes, oder mit 
Bollendung des achtzehnten Lebens » Jahre, oder aud), 
wenn diefelben durch unentgeltliche Aufnahme in eine 
Staats-Anftalt, oder durch Heirath noch vor jenem 
Zermin eine Berforgung «erhalten; 

3) bei Beiden in dem Falle $. 36. 

Sollten binterlaffene Kinder eines Staats-Dieners auf 
nach zuruͤckgelegtem achtzehnten Jahre ganz gewerbsunfähig, 
und durch andere Mittel nicht nothdürftig berathen ſeyn, 
fo behalten Wir Uns die folchen außerordentlichen Umftän- 
den entfprechende Ruͤckſichtsnahme vor. 


$. 38. 

Wenn, nah den Refultaten einer zur Zeit des Abfters 
bens des Dieners anhängigen und bereits fpruchreifen Uns 
terfuhung, demfelben folche Dienjt-Berfehlungen oder ger 
meine Bergehen zur Laft fallen, wodurdh er Amt und Ge— 
halt (Duiescenz= Gehalt, Penfion), oder eine Zurüdjegung 
verwirft haben würde; fo hat darüber die verfaſſungs— 
mäßig zuftändige Behörde zu erfennen. 

Iſt die Entjcheidung auf das erfte gerichtet; fo werden 
die Hinterbliebenen des Penſions-Anſpruchs verluftig, wird 
aber auf das zweite erfannt, fo tft der Berechnung der 
Penfion für die Kinterbliebenen nur der Gehalt derjenigen 
Stelle zu Grunde zu legen, auf welche der Diener zu Folge 
der Entfheidung zurüczufeßen gewefen wäre. Entzieht ſich 
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der Diener einer gegen ihn wegen Dienft - oder gemeiner 
Bergehen anhängigen Unterfuchung durch Gelbjtentleibung, 
fo find deſſen Hinterblicbene ebenfalls der Penſion ver- 
luſtig. 

$. 39. 

Was in Beziehung auf die Penfionen und eine aufer; 
ordentliche Unterfiügung der Staats- Diener felbft im $. 26. 
bejtimmt worden ıjt, findet auch bei Wittwen und Waifen 
folher Diener, nach Bewandniß der befondern Umftände, 
ftatt. 

$. 40. 

Die gegenwärtigen Beftimmungen in Anfehung der Pen— 
fionen für Wittwen und Kinder find aud auf die Hinter- 
bliebenen der Mitglieder Unfers Geheimen Raths in dem 
Maaße anwendbar, daß, arfer dem Falle einer befondern 
Zuficherung, die Cfiehe Note im Anfange) feftgefesten Pen- 
fions- Summen, ohne NRücficht auf das Dienjt- Alter auch 
der Berechnung der Venfionen für die Wittwen und Kinder 
zu Grunde gelegt werden. 


$. 4. 
Zu Bildung eines eignen Penfiond- Fonds für die Witt- 
wen nnd Waiſen der Diener wird von allen Penfiong- 
Berechtigten folgendes entrichtet: 


1) Als Surrogat des bei den Wittwen- Kaffen gewönn- 
lichen Eintritts- Geldts: von den fünftig anzuftellen- 
den Dienern bei der erſten Anftellung, desgleihen von 
bereits Angeftchten in Abſicht auf Befoldungs +» Erhö- 
bung, ein Biertheil der erhaltenen Befoldung oder Be- 
foldungs- Erhöhung und zwar in vier vierteljährigen 
Raten; wogegen die biöherigen Tax-, Schreib; und 
Stempel: Gebühren erlaffen werben, 

2) Als jährliche Beiträge zahlen alle Staats: — von 


Beſoldungen, Quiescenz-Gehalten und Penſionen durch⸗ 
aus zwei Procent, welche zuruͤckbehalten werden. 


3 — 
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Eine Ruͤckzahlung der bier feſtgeſetzten Abzuͤge fin— 
det unter keinen Umſtaͤnden Statt. Ueberdieß wird 

3) zum Vortheil der Kaſſe folgender Abzug an der Witt- 
wen » Penfton gemacht: 

Es erhält nämlich eine Wittwe, welche nicht mehr 
als achtzehn Jahre jünger it, als ihr verjtorbener 
Ehemann war, die ganze Wittwen:- Penfton. 

Sit aber die Wittwe achtzehn big zwei und zwanzig 
Sabre (immer von dem Antritt des Sahres an zu 
zählen) jünger, fo wird ihr ein Sechstheil, 

zwei und zwanzig bis ſechs und zwanzig Jahre zwei 
Sechstheil, 

ſechs und zwanzig bis dreißig Jahre drei Sechs— 
theil, 

dreißig bis vier und dreißig Sahre vier Sechstheil, 

vier und dreißig bis acht und dreißig Sabre fünf 
Sechstheil abgezogen. 

Iſt fie mehr als acht und dreißig Sahre jünger, fo 
erhält fie ganz feine Penſion. Auf die Penfionen der 
Waiſen hat der den Wiitwen gemachte Abzug feinen 
Einfluß. 

4) Wenn ein Penfionär feine Penſion im Auslande ver: 
zehrt, fo fallt der Abzug von 10 Procent ($. 29.) 
der Staatöfaffe zu. Wenn aber eine Wittwe oder 
wenn Waifen ihre Penfion im Auslande verzehren, 
wohin jedoch bei Lesteren der Beſuch auswärtiger 
Schulen und Lehr-Anſtalten nicht zu zählen ift, fo 
fallt der gleiche Abzug (F. 44.) in die Wittwen- und 
MWaifen - Kaffe. 
| $. 42. 

Aus der Hälfte der hiernach fih ergebenden Einnahme 
wird ein Kapital gebildet, deſſen Zins: Ertrag wieder zum 
Kapital zu ſchlagen ift. 

Die andere Hälfte wird zur Beftreitung der durch das 


Inſtitut begründeten Ausgaben verwendet. 
1. Bd. 43 
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Für den zur Deckung diefer Ausgaben weiter erforderit- 
chen Beitrag tritt die Staats. Kaffe in fo lang ein, bis 
feiner Zeit die Anftalt diejenige Selbftftändigfeit gewonnen 
haben wird, daß fie die ihr obliegenden Ausgaben ganz 
aus eignen jährlihen Einnahmen beftreiten fann. 

$.- 200 

Die auf die Witrwen Penfiond » Anftalt ſich beziehenden 
Einnahmen und Ausgaben nah ihrem ganzen Umfange 
werden bei der Staats- Haupt - Kaffe in abgefonderte Ber- 
rechnungen genommen, deren Nefultat von Sahr zu Sahr 
öffentlich befannt zu machen ift. 

$. 44. 

Auch die Penfionen der Wittwen und Waifen können 
nur mit bejonderer Erfaubniß im Auslande verzehrt werden, 
und unterliegen in diefem Falle, wo nicht Verträge eine 
Ausnahme begründen, einem Abzug von zehn Procent. 
($. 41.) 

| $. 45. 

Borftehende Beftimmungen finden nur auf Wittwer und 
Waifen der Diener Anwendung, welche feit der Organi— 
fation vom 18. Novbr. 1817 entweder in Folge derfelben 
oder vermöge fpäterer Verfügungen dienftthätig find, vor— 
behäftlich jedoch der Rechte derjenigen, welchen befondere 
Zufiherungen zu Seite jtehen. 

$. 46. 

Sn Beziehung auf die Hinterbliebenen der im $. 4. bes 
zeichneten Diener, findet, nach Befchaffenheit des Falles, 
dasjenige ftatt, was hinfichtlich Diefer Diener felbit im 
$. 30. feftgefegt worden iſt. 

$. 47. } 

Die Betheiligten an den von der Staats- Kafje zu ver- 
tretenden beiden vormaligen Diener » Wittwen -Anftalten 
zu Ellwangen haben, in fo fern fie auch vermöge ihrer der- 
maligen Dienft » Eigenfchaft yenfionsberechtigt find, die 
($. 41. Nr. 2.) beftimmten Beiträge zum Penfions - Fonds 
nad) Abzug desjenigen zu feiften, was fie jährlich zw jenen 
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Anftalten bezahlen, wogegen ihren künftigen Wittwer und 
Waifen, wenn die aus legteren zu empfangenden Penſions— 
Summen die ihnen vermöge dieſes Geſetzes gebührenden 
Penfionen nicht erreichen, der zu Ergänzung der leßteren 
fehlende Betrag aus der Staats = Kaffe bezahlt wird. 

$. 48. 

Die Wittwen- Portionen aus den in Stuttgart beftans 
denen, auch für Privaten zugänglich geweſenen weltlis 
chen Wittwen - Kaffen können an den vermöge dieſes Ges 
fees abzureichenden Penfionen nicht abgezogen werden. 


Viertes Kapitel. 
Großherzogtbum Baden. 
1: 

Die Großherzog. Badifche Verfaffungs-Urfunde beſtimmt 
hierüber Folgendes 9: 

5: 8, 

Die Rechts: BVerhältniffe der Staats - Diener find in 
der Art, wie fie das Gefeg feitgeftellt hat, durch die Vers 
faffung garantirt. 

5; 

Die Snftitute der weltlichen und geiftlihen Wittwen— 
Kaffe (und der Brandverficherung) follen in ihrer bisheris 
gen Verfaſſung fortbejtehen und unter den Schuß der Vers 
faffung geſtellt feyn. 

11. | 

Die im $. 1. erwähnte Großh. Badifche Givildienft- 
Pragmatif vom 30. Sanuar 1819 enthält folgende Beftims 
mungen ?): 

Su 4. 
Alle Eivil- Staatsdienfte bis zu den Kanzellijten » Diens 


1) Verfafjungs - Urfunde vom 22. Aug. 1818, $. 24. u. 25. Konſti⸗ 
futionen der europäifhen Staaten. Th. IIT. ©, 351. 

2) Mehrere andere auf die Staatsdiener Bezug habende Verordnun⸗ 
gen ſind dieſem Kapitel unter III. angehängt. 
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fien bei Mittelftellen abwärts und mit Einſchluß derfelben, - 
find in der Regel nah fünfjährigen Dienftleiftungen des 
Dieners unwiderruflich. 

Die Zuruhefegung kann nur unter Bewilligung des, in 
diefem Geſetz beftimmten Ruhegehalts; eine Entlaffung im 
adminiftrativen Wege nur wegen eigner Schuld des Die— 
ners, und unter den in diefer Verordnung fejtgejeßten 
Bedingungen und Formen; eine Dienftentfegung sur durch 
richterlihen Spruch ftatt finden. Eine Berfegung von ei- 
ner Stelle auf eine andere fann jederzeit verfügt werden; 
jedoch ohne Verkürzung des Gehalts und ohne Zuruͤckſetzung 
im Range, auch gegen Vergütung der Zugsfoften. 

ARNTEE x? 

Der Staatsdiener fann den Dienft auffünden, jedoch 
ohne Anfprüche auf einen Ruhegehalt, und unter folgen 
den Bedingungen: daß 
1) er wenigſtens ein Vierteljahr vor feinem Austritt den 

Dienft aufinge; Ä 
2) daß er feine Rüdftände in feinen Dienftgefchäften hin» 

terlaſſe; 

3) daß derjenige Diener, welcher Unterſtuͤtzungen zu ſeiner 
Ausbildung fuͤr den Staatsdienſt aus Staatsmitteln 
erhalten hat, wozu jedoch akademiſche Stipendien nicht 
zu rechnen ſind, dieſelbe ruͤckerſtatte. 

——3. 

Widerrnflich iſt unbedingt der Dienſt bei denjenigen 
weltlichen Civil» Staatsdienern, deren Dienftzeit unter 5 
Sahren beträgt ). 

Diefe haben feinen rechtlichen Anſpruch auf einen Ru- 
hegehalt, und fönnen daher, ohne Angabe eines Motivs 
und ohne Penfion, entlaffen werden. | 

9 4 
Die Dienftjahre werden nach dem Anfangstermin, der 


3) In Beziehung hierauf ift am 14. Febr. 1828 eine Verordnung 
erfchienen, welche unter III 5) in diefem Kapitel enthalten if. 
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in dem Anjtellungspatent oder in dem, ftatt des Patents 

dienenden Protofollauszug ausgedrückt ift, oder wenn 

fein Anfangstermin ausdrücklich beftimmt ift, nach dem 

Datum des Patents oder des Protokollauszugs, gerechnet. 
ER 

Die Entfernung des Staatsdieners vom Staatsdienft 
fann eintreten: 

1) Wegen Altersfhwäche und Förperliden Gebrechen, wo: 
durch der Diener gänzlich dienftuntauglich wird; oder 
wegen anderer nicht unter die zwei folgenden Fälle 
gehörenden Urfachen. 

2) Wegen Dienftvergehen und Handlungen des Dieners, 
die feiner al3 Diener unwuͤrdig find, fich jedoch nicht 
gerade zu einer richterlichen Unterfuchhung und Bejtra> 
fung nad dem Straf: Edift eignen, jondern von den 
adminiftrativen Staatsbehörden unterfucht und erledigt 
werden follen, und welche in dem g. 10. einzeln be- 
nannt find. | 

3) Wegen Berbrehen und Vergeben, welche nach dem 
Straf: Edift, oder nach dem Dienftreglement von den 
Suftizbehörden unterfucht und befiraft werden. 

$. 6. 

Wer wegen Altersfchäche oder koͤrperlichen Gebrechen 
auf fein Anfuhen, oder ohne folches, oder wegen orga= 
nifchen Einrichtungen oder aus fonft irgend einer Urfache 
in Ruheſtand verfest wird, leidet, wenn er in einer Dienit- 
periode vom zurücgelegten fünften, bis zum vollendeten 
zehnten Dienftjahr fteht, einen Abzug von 30 Procent vom 
Gehalte, den er zur Zeit der Zuruhefeßung bezog. 

Diefer Abzug vermindert fich mit jedem weitern Dienft- 
jahre um 1 Procent, und zwar fo, daß mit zurücfgeleg> 
tem vierzigften Dienſtjahr jede Schmälerung des Gehalts 
aufhört, wenn diefer nicht die Summe von 4000 Gulden 
überfteigt, welche als Marimum beftimmt wird, tiber das 
fih eine rechtliche Anfprachetauf Ruhegehalt nicht er- 
ſtreckt. * 
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Diener, welche durch Anftrengungen im Dienfte oder 
durch einen Ungluͤcksfall, der fie in Ausübung ihrer Dienft- 
pflicht getroffen bat, dienftuntauglicy geworden find, und 
welche nach ihrem Dienjtalter noch nicht ihren vollen Ge— 
halt anfprechen fönnen, follen eine angemeffene Erhöhung 
ihrer reglementmäßigen Penfion erhalten. 

5” 7. 

Auf diejenigen Staatsdiener, welche noch nicht volle 
fünf Dienftjahre zurückgelegt haben, und wegen unverfchul: 
deter körperlicher Gebrechen dienftuntauglic werden, ſoll 
nach billigem Ermeſſen ihrer Verhaͤltniſſe und Erwaͤgung 
der Urſachen der koͤrperlichen Gebrechen, welche die Dienſt⸗ 
untauglichkeit zur Folge hatten, Ruͤckſicht genommen werden. 

> 

Sollte der phyfifhe Grund der Untauglichfeit des Dies 
ners in der Folgezeit aufhören, fo tritt deſſen Berbindlich- 
feit zum aftiven Staatsdienft wieder ein. 

Die wegen organifcher Einrihtungen, oder aus — 
rer Urſache in Ruheſtand verſetzten Diener koͤnnen jeders 
zeit wieder zum aktiven Dienſt berufen werden. 

5 9% 

Die Ruhegehalte ) werden 
1) blos in Geld bezahlt. 

Es wid daher 
2) bei Berechnung derfelben für die Naturalien, namlich 

Fruͤchte und Wein, der Aufrechnungspreiß, für an- 

dere Genüffe und Bezuͤge aber der Anſchlag angenom— 

men, womit der Diener in dem weltlichen Diener: 
Wittwenfisfus immatrifulirt if. Dienftlaften, Pferd⸗ 
fourage, Scribenten- Traftamente, Diäten und ders 





9 Die Ruhegehalte müffen, wo nicht Staatsverträge eine Aug: 
nahme begründen, im Inlande verzehrt werden. Sollte eine 
höchſte Erlaubniß das Gegentheil geftatten, fo fol der Bezug 
der Penfion im Ausland in der Regel mit dem Abzug eines 
Dritteld der Penflon verknüpft werden. Großh. Bad. Regier, 
Dlatt von 1820, Nr, XIV. ©, 7% 
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gleichen werden dabei nicht augefchlagen. Yufälliges 

Dienjteinfommen, welches, wie 3. B. der Ertrag der 

Praxis der Aerzte, nicht unmittelbar mit dem Staats- 

diente verbunden it, und nad) der individuellen Kon— 

venienz des Dieners höher oder niedriger angefchlagen, 
oder ganz außer Anfchlag gelaffen werden fann, wird 
bei Beftimmung des Ruhegehalts nicht berücfichtigt. 

3) Der gefesmäßige Ruhegehalt fol in feinem Fall 4000 
Gulden überjteigen. 

Es verftehet fich jedoch von felbft, daß diefer Ru— 
hegehalt wegen langwieriger und ausgezeichneter Dienfte 
eines höheren Staatsbeamten, oder auch wegen ans 
derer Rüdfihten, im Wege der Gnade, erhöht wers 
den fann. — 

4) Bei Geſandten, die in Penſionsſtand verſetzt werden, 
wird die Befoldung zum Grunde gelegt, die fle in 
dem Dienftpoften genoſſen, den fie unmittelbar vor 
Antritt ihres Gefandtfchaftspoftens beffeidet haben, 
mit Rüdfiht auf das gewöhnliche Verrücken im Ber: 
waltungsdienjte, und bei denjenigen, die früher voch 
nicht in Befoldung fanden, unter Rüdfichtenahme auf 
die Dauer der gefandtichaftlihen Dienftfeikungen. 

5:10; 

Zu den Dienftvergehen und unmwürbdigen Handlungen 
eines Dieners, welche fich zu ſtreng rechtlichen Unterfuch- 
ungen nad dem Strafedift nicht eignen, die aber doc 
von der Bejchaffenheit find, daß der Diener, melcher fich 
derſelben fhuldig macht, das erforderliche Vertrauen ver- 
fiert und nicht im Dienjt bleiben fann, ohne deffen 
Würde zu verlegen, oder ben öffentlichen Dienſt zu ‚ge 
fährden wird namentlich gerechnet: 

1) eine bis zur Unverbefferlichfeit fteigende Dienſtnachlaͤſ— 
figfeit ; 

2) unfittliches Betragen, wodurd der Diener die für 
feine Dienftverrichtungen nöthige Hffentlihe Achtung 
und das erforderliche Anfehen und Vertrauen verliert; 
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3) Wiltführlichkeiten gegen Unterthanen, die nicht: von der 


Natur und Bedeutung find, daß fie zur Friminellen 


Behandlung fich eignen; 

4) öfters wiederkehrende Verlegung der die Ordnung im 
Dienfte bezweckenden Dienftinjtruftion ; 

5) leichtfinniges und muthwilliges Schuldenmachen, befon: 
ders wenn dem Diener feine andere Mittel, als fein 
Dienfteinfommen, zu Bezahlung feiner Schulden zu 
Gebot ſtehen; 

6) ein beharrlicher Ungehorfam gegen die Anordnung ber 
vorgefegten Behörden; 

7) eine in den verfchiedenen Dienftverhältniffen, in wel: 
chen ein Diener geftanden hat, erprobte Unverträg- 
lichkeit. 

$. 10 | 
Sn, vorftehenden Fällen follen ftufenweife Korreftiong- 
mittel angewendet werden, um den Diener, welchem ders 
gleichen Vergehen zur Laſt fallen, wieder auf den Weg 
der Ordnung und der Pflicht zurückzuführen. - 
Jene ftufenweife Berbefferungsverfuche follen beftehen: 

4) In einer fehriftlichen Erinnerung; 

2) in einem fohriftlichen Verweis; 

3) in einer Konftitutrung zum Protofoll mit perſoͤnlichem 
Dermweife ; 

4) in Arreftitrafen bei Subalternen; 

5) in Androhung der Entlaffjung. 

Bei höhern Staatsdienern fällt die vierte Gradation 


hinweg, und findet im vierten Falle fogleich die Androh— 


ung der Entlafung ftatt. 


Keiner diefer Befferungsverfuche kann ohne vorherge- 
gangene Vernehmung des Betheiligten angewendet werden, 
Sn jedem Falle ift ein Follegialifcher Beſchluß der vorgefeß- 
ten mittlern, oder wenn der Fall zur höhern Kenntniß ges 
langt, oder der Diener unmitttelbar einer hoͤhern Stelle 
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untergeben ift, diefer höhern Behörde, erforderlih. Der 
Beſchluß muß notbwendig auf diefen $. des Gefeges hinmweifen 
und jedesmal die Korreftionsftufe namentlih ausdrüden. 

Gemwöhnliche Erinnerungen, oder Ordnungs- und Dienft- 
Polizeiftrafen, gelten zwar nicht als Befferungsverfuche mit 
dem Präjudiz, das die Anwendung diefer förmlichen Kor— 
reftionsmittel für fünftige Fäle mit fih bringt; fie follen 
aber, wenn fie bei einem Diener öfters nöthig werden, 
die Anwendung der Korreftionsmittel und resp, den Ueber— 
gang zu einem höhern Grade begründen, 

Sn fchweren Fällen kann bei Subalternen eine der vier 
erften Stufen und bei höhern eine der drei erften Stufen 
übergangen werden, jedoch nur durch Beſchluß der höch- 
iten Behörde. 

Folgt auf die Entlaffungsandrohung feine Befferung, 
foift der Angefchuldigte von der ihm unmittelbar vorgeſetzten 


Behörde über alle Thatumftände, welche die vorhergegan- 


genen jtufenweifen Bedrohungen herbeigeführt haben, und 
über den neueftien Fall, zum Protofoll zu Fonftituiren und 
ihm beim Schluß des Protofols noch ein Termin zur 
allenfallfigen fchriftlichen Bertheidigung anzuberaumen, und 
fobald diefe eingefommen, oder von dem Befchuldigten dar 
auf ausdruͤcklich oder ftillfehweigend verzichtet feyn wird, 
Vortrag nach den nähern Beitimmungen des g. 14. zu er- 
ftatten. 
s 6.:71& 

Wenn ein Diener ermweislich muthwillig und leicht: 
finnig Schulden fontrahirt, ohne andere Mittel zu deren 
Bezahlung, als feinen Gehalt, zu befisen, fo foll zwar 
in der Regel das angeordnete Korreftiong =» Berfahren 
beobachtet werden. Da indeffen das Sntereffe und die 
Sicherheit des Dienftes die fihleunige Entfernung eines 
folhen Dieners von feiner Stelle erfordern fann, fo fol 
in folhen dringenden Fällen, nad) Befund der Umjtände 
und des Grads der Schuld, fogleih eine Verſetzung im 
deterius ftatt finden fönnen. 
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$. 13. 

Gegen unverträgliche Diener, die fich in den verfchies 
denen Dienftverhältniffen, in denen fie franden, durchaus 
als unverträglich erwiefen haben, fann, nad) Anwendung 
der Korreftionsverfuche, der wirklichen Entlafung noch 
ein weiterer Verſuch durch Verfegung auf einen geringen 
Dienft vorangehn. 

K. 14. 

Sn allen oben erwähnten Fällen, worin Dienftentlafs 
fung und Berfegung in deterius erfannt werden kann, 
entfcheidet das Großherzogl. Staatsminifterium. 

Ueber das dem befchuldigten Staatsdiener zur Laſt ge— 
legte Vergehen, muß, wenn er vorerft mit feinen fehrifts 
lichen Entſchuldigungs- und Rechtfertigungss Gründen ord- 
nungsmäßig gehört worden it, ein fjchriftliher Vortrag 
bei der demfelben unmittelbar vorgefegten Aominiftrativs 
ftelle erftattet werden. 

Der durh Stimmenmehrheit gefaßte Beſchluß ift mit 
motivirtem Antrag, wenn 


1) der Staatsdiener einer Mittelbehörde untergeordnet 
ift, der höhern Adminiftrativbehörde und von dieſer 
mit weiterm Antrag dem Großherzogl. Eaaataminjge⸗ 
rium — wenn er aber 


9) einer obern Behörde zunaͤchſt ſubordinirt iſt, Kogfeid 
von diefer obern Behörde dem Großherzogl. Staats- 
minifterium, zur endlichen Entfcheidung vorzulegen. 

Sm Großherzogl. Staatsminifterium muß, nad) Anhoͤ— 
rung eines aufgeftellten Neferenten und Korreferenten, der 

Beihluß durch Stimmenmehrheit gefaßt und die höchfte 

Entſchließung eingeholt werden. 


% 15 
Menn der Befchluß des Staatsminifteriums auf Dienft- 
entlaffung ausfällt; fo fol von demfelben jedesmal fogleich 
ein Gutachten beigefügt werden: ob dem zu entlaffenden 
Stantödiener, oder feiner Familie, ein Sujtentationsbeis 





3 
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trag, und von welchem Betrage zu bewilligen ſeyn duͤrfte? 
Dieſer Suſtentationsbeitrag ſoll in feinem Fall die Hälfte 
desjenigen Ruhegehalts uͤberſteigen, welchen der zu entlaſſende 
Staatsdiener nach feinen Dienſtjahren zu erwarten gehabt 
hätte, wenn er wegen unverfchuldeter Dienftunfähigkeit in 
Denfionftand geſetzt worden wäre. 


$. 16. 
Wenn ein Staatsdiener, der, nad) vorgegangener Dienfts 
polizeilicher Unterfuchung und nad Beſchluß der oberften 
Staatsbehörde, wegen Dienftverbrechen vor Gericht geftellt 
worden ijt, durch das hofgerichtliche Erfenntniß zwar nicht 
zur Dienftentfegung geeignet, aber auch nicht für unſchul— 
dig erflärt wird, fo follen die Unterfuchungsaften an die 
ihm unmittelbar vorgefegte Nominijtrativftelle abgegeben, 
und wenn ein gefeglicher Grund zu feiner Entlaffung oder 
zur Anwendung eines weitern Berbefferungsverfuchs vors 
liegt, von diefer das für folhe Fälle vorgefchriebene Ver— 
fahren eingeleitet werden. 


6. 4% 

Wenn fih ein Staatsdiener durch ein Verbrechen, mel: 
ches Feine Beziehung auf feine Dienftverhältniffe hat, eine 
peinliche Strafe zuzieht, welche in einer Zucht- oder Kor: 
reftionshauss oder in einer andern, dieſer nach den ges 
feglichen Beftimmumgen gleichfommenden Strafe bejteht, fo 
bat ſolche auch fogleich die Dienftentlaffung zur Folge, die 
aber nur von der höchften VBerwaltungsbehörde auf dag 
Gutachten der Zuftizitelle über die Natur eines folchen Ber- 
brechens auggefprochen werden kann. Es find jedoch in 
folchen Fällen jedesmal von den Suftizitellen, den fchon 
früher beftehenden Berordnungen gemäß, die Unterſuchungs— 
aften mit projeftirtem Urtheil, vor deſſen Eröffnung an 
die oberite Staatöbehörde einzufenden. 

$. 18. 

Wegen der befondern Dienfivergehben der Berrechner 

wird eine befondere Verordnung nachfolgen, welche als 
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integrirenber Theil gegenwärtigen Edikts angefehen wer⸗ 
den ſoll. 
$. 19. 

Die in gegenwärtiger Verordnung Sithakfenen Vorſchrif⸗ 
ten wegen Zuruheſetzung, Penſionirung und Entlaſſung 
der Diener find auch auf die vermoͤge des Reichsdeputa— 
tiond » Rezeffes vom 25. Februar 1803 oder vermöge befons 
berer Staatsverträge übernommenen Diener anwendbar, 
jedoch mit der Modiftfation, daß ihre Penſion oder ihr Ruhe⸗ 
gehalt durch die Anwendung des gefeglichen Tarifs auf ih— 
ren ganzen Gehalt, nicht unter den Betrag derjenigen 
Befoldung fallen darf, in deren Befik fie an dem ale 
Normaltag beftimmten 24. Auguft 1802 ſich befanden, oder 
womit fie resp. übernommen worden. Bei Berechnung 
ihrer Dienftjahre werden ihre in den angefallenen Landen, 
mit denen fie übergegangen find, geleifteten Dienfte in ber 
Art berücfichtigt, daß der Anfangstermin ebenfall® in Ge— 
mäßheit des F. 4. nad) dem erjten Anftellungs » Patent 
oder Defret berechnet wird. 


$.. 20. 


Zerſorar ERBEN BE für Diener» WVittwen und 


Waiſen. 


Jede Wittwe eines verſtorbenen weltlichen Staatsdie— 
ners, welcher in dem Wittwenfiskus immatrikulirt war, 
fol, ohne Unterfchied, ob der Berftorbene fi) in Dienft- 
thätigfeit oder in Dienftruhe befand, nebſt dem aus der 
gefelfchaftlichen Wittwenfaffe ihr ftatutenmäßig gebühren- 
den Wittwen- Beneficium, noch fünfzig Procent von dem 
Betrag diefed Beneficiums als Penſion erhalten und für Die 
aus der Ehe mit den verftorbenen Dienern erzeugten Kin: 
der bis zu dem unten fefigefegten Alter derfelben, einen 
Zufhuß, der für jedes Kind auf zwanzig Procent von dem 
Betrage jened Beneficiums beftimmt wird. 


Bei Berechnung der Penſion und dieſes Zufchuffes 


wird das Wittiwen » Beneftcium nad) dem gegenwärtigen 
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5 Verhaͤltniß von 11 Gulden auf 1 Gulden Beitrag unver; 
Anderlidy angenommen. 
$ :2% 

Lebt die Wittwe des verftorbenen Stantsdienerd nicht 
mehr, oder ftirbt diefelbe, ehe ſaͤmmtlich hinterbfiebene 
Kinder dad unten fejtgefegte Alter erreicht haben, fo fol 
jedes Kind, welches das Penſionsalter noch nicht über- 
fchritten hat, eine Penfion von dreißig Procent vom gie 
des Wittwen - Beneftciums erhalteıt. 

6:2: 

Die Penſion einer Wittwe dauert nur für die Zeit ihres 
Wittwen - Standes; jene der Kinder, fo wie die Zufchüffe 
für die Kinder, big zurückgelegtem achtzehnten Lebensjahre 
derjelben. 

, 55:2 

Aus dem bisherigen Wenfionsfond fol ein außerordent- 
licher Unterſtuͤtzungsfond ausgefchieden werden, der jedoch 
25,000 Gulden nie überfteigen darf. 

Diefer außerordentliche Fond fol, fo weit die für ein— 
zelne Landestheile oder einzelne Klaffen befonders beite- 
benden Stiftungs- oder fonftigen Unterftüsungsfonds nicht 
reichen, verwendet werden: 

1) zur Unterfiügung für ältere, nahrungsloſe, ledige 
Töchter verfiorbener Civildiener; 

2) für ältere Söhne folcher Diener, in fo fern fie bei un 
verfchuldeter Erwerbs» und Arbeitsunfähigfeit, noth— 
wendig einer Unterſtuͤtzung bedürfen; 

- 3) für Wittwen, deren Männer fi im Staatsdienft be: 
fonder8 ausgezeichnet und allgemein anerfannte Ber: 
dienfte um den Staat erworben haben; 

4) für Wittwen, die nach den individuellen Verhaͤltniſſen 
ihrer verfiorbenen Gatten einer ihrem Stande angemef- 
fenen weitern Unterſtuͤtzung bedürfen. 

$. 24. 
h Die außerordentlichen Unterftüßgungen, die nach Abfat 1), 

2) und 4) des vorfiehenden S. ftatt finden, werden nur fir fo 
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lange als bewilligt betrachtet, als nicht in den Vermögens: 
Umjtinden der Perfonen, denen fie ertheilt wurden, eine 
ſolche Berbefferung eingetreten ift, wodurch der Grund der 
Bewilligung hinwegfaͤllt. 

Keine Wittwen-Penfton foll Fünftig einfchließlich des 
Bezugs aus der Wittwen: Kaffe, aber ausfchließfich der 
Zuſchüſſe für die Kinder, die Summe von 1500 Gulden 
überfieigen. 


III. 


Folgende auf die Staatsdiener in dem Großherzogthum 
Baden Bezug habende Verfuͤgungen gehoͤren noch hierher: 
1) Eine im Namen des Regenten erlaſſene Verfuͤgung des 

Miniſteriums der Finanzen vom 22. Januar 1820, 
wegen Beſorgung von Nebengeſchaͤften durch die Staats—⸗ 
diener. 

Sn Erwägung des Nachtheils, welcher daraus entſteht 
wenn die Staatsdiener, außer ihren eigentlichen Berufs— 
Gefchhäften, noch befondere Nebendienfte beforgen, haben Se. 
Königl, Hoheit unterm 13. d. M. St. M. Nr. 90. gnaͤ⸗ 
digft zu befehlen geruht, daß Fünftig feinem Staatsdiener 
ohne Hoͤchſt Ihre befondere Erlaubniß irgend ein Nebens 
dient übertragen werde. — 

2) Eine Verorduung des Negenten vom 18. Mai 1820, 
wegen der Eidesleiftungen der Staatsdiener. 

Mir finden Uns bewogen, zu verordnen, daß alle Civil» 
Staatsdiener, ftatt des bisherigen Handgelübdeg, bei ihrem 
Eintritt in Großherzogl. Dienfte, kuͤnftig durch eine fürm- 
Tiche Eidesleiftung verpflichtet, dagegen aber auch bei einer 
Berfegung, zu deren Erneuerung, da diefer Dienfteid fie 
für ihre”ganze Dienftzeit verbindet, nicht angehalten wer: 
den follen. — 

3) Eine Verordnung wegen Borbereitung zum Staats⸗ 
Dienft und zur juriftifchen Praris vom 2. Novbr. 1826. - 

Es verfügt diefelbe, daß jeder Nedhts- Kandidat, der 

nach erftandener Prüfung Rechts Praftifant geworden, um 
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ſich hinlaͤngliche praktiſche Keuntniffe zu erwerben, zus 
naͤchſt zwei Sabre fang bei Suftiz » oder Polizei - Bes 
börden ſich praftiih üben fol, und zwar wenigftens 
ein Jahr lang bei einem Amte, ehe er bei einer bi- 
beren Stelle Praktikant oder Afcefift wird. Die Amts: 
und Kollegial» Borjtände follen ihnen nicht nur Gele; 
genbeit zu praftifchen Uebungen, fondern auch die „erfor 
berlihe Anleitung‘ geben. Nach zwei Jahren kann dem 
Rechts-Praktikanten auf Vorlage von Zeugniffen diefer 
Behörden und nach gebührender Würdigung einiger von 
ihm gefertigter Arbeiten das Shhriftverfaffungs = Redt 
im juridifchen und abminiftrativen Sache ertheilt werden. 
Diefes Necht geht durch Mißbrauch deffelben oder eine aufs 
fallende Pflicht » Vernahläffigung nad vorausgegangener 
Warnung verloren. 
4 Eine Verordnung vom 30. October 1827, wegen deg 

Sterbquartals :), 

Seine Königl. Hoheit haben vermöge höchften Staats; 
minifterial- Referipts vom 18. d. M. Nr. 1458 gnaͤdigſt 
ausgeſprochen, daß das Sterbquartal lediglich eine Gna- 
dengabe für die zurücgelaffene Wittwe und Kinder des 
verftorbenen Staatsdieners fey und Daher auch nicht zu 
deſſen Verlaſſenſchaft gehören könne, Höchftdiefelben haben 
fi) gnädigft vorbehalten, in denjenigen Fällen, in welchen 
fih Kinder des Verftorbenen mit deffen Wittwe über 
die Vertheilung des Sterbquartals unter fih nicht in Güte 
vereinigen, felbft zu beftimmen, wie daſſelbe zu vertheilen fey. 
5) Verordnung vom 14. Februar 18235, wegen der um 

widerruflihen Anftelung derjenigen Staatsdiener, 

welche fünf Jahre gedient haben ®). 

In der Verordnung vom 15. Mai 1827 (verkündet 
durh das Pegierungsblatt Nr. 14.) haben Wir Unferen 





. 5) Großherzogl. Badifhes Staats: und Regierungsblatt vom 3. De: 
cember 1827, Nr. XXVII. 


6) Großh. Bad, Staats: und Regierungsbl. vom 10, März Nr, IV. 
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Minifterien den Auftrag ertheilt, über Fähigkeit, "Fleiß 
und Sittlichfeit der noch nicht fünf Fahre angeftellten Staats: 
diener an Uns Bortrag zu erftatten. Dabei haben Wir 
die Abficht ausgefprochen, in jedem einzelnen Fall zu ent- 
fiheiden, ob Wir den betreffenden Diener als hinlänglich 
erprobt, in die Periode eintreten laffen wollen, in welcher 
feine Anftelung nach den Beftimmungen des Diener-Edifts 
unwiderruflich wird oder nicht. Damit nun jene Vorträge 
Unferer Minifterien gehörig vorbereitet und feine der in diefe 
Klaffe gehörigen Individuen übergangen werden, verord- 
nen Wir ferner: 

1) Säammtlihe Staatsdiener, welche das fünfte Dienftiahr 
noch nicht erreicht, fo wie Alle, welche Wir in Zufunft 
noch anzuftellen geruhen werden, haben 6 Monate vor 
Ablauf ihrer erftien fünf Dienftjahre, bei den ihnen 
zunaͤchſt vorgefegten Behörden die fchriftliche Anzeige 
zu machen, daß und wann gedachter Zeitpunft eintritt, 
und um Befcheinigung über diefe Anzeige zu bitten. 

2) Bor Ertheilung diefer Befcheinigung find die Probe- 
jahre als nicht abgelaufen anzufehen. 

3) Sene Anzeigen find an unfere betreffende Minifte- 
rien mit gutachtlihem Antrage einzufenden und Uns 
von diefen halbjährig zu Unferer höchften Entfchliefung 
vorzulegen. 


Fünftes Kapitel 
Kurfuͤrſtenthum Heffen. 

I 

Der Entwurf zu einer Verfaffung für das Kurfürften- 
thum Heffen enthält hierüber Folgendes 9. 

Ber; $ 
Kein Staatsdiener kann ohne Urtheil und Recht feiner 
Stelle oder feines rechtmäßigen Dienft- Einfommens verlu- 
flig erflärt werden. 


1) Neuer rheiniſcher Merkur vom Jahr 1816. Stüd, 97, 
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5.42; 

Ein jeder Stantsdiener, welcher Alters oder Schwäd)- 
lichfeit halber feiner Stelle vorzuftehen nicht mehr im Stande 
it, bat Anſpruch auf eine feinen geleiteten Dienfien und 
bezogenen Befoldungen angemeffene Penſion. 


II. 

Das Kurfürfil. Heffiihe Haus- und Staats - Gefet 
vom 4. März 1817 enthält darüber in den $. $. 12. 13. 
und 14. die nachitehenden mit dem Obigen übereinftimmen- 
den Verfuͤgungen ?). 

Wir verordnen: 

J 

Daß alle feſtgeſetzten Gehalte und Penſionen ſaͤmmtli— 
cher Diener, ſowohl vom Hofſtaate, als vom Militaͤr- und 
Civil- Stande, ſtets regelmäßig ausgezahlt werden follen. 

BE 

Kein Staatsdiener darf ohne Urtheil und Hecht feier 
Stelle entjeßt, oder demfelben fein rechtmäßiges Dienft- 
Einfommen entzogen werden. 

5.:’8, 

Diejenigen, welche wegen Alters oder Schwachheit ihrem 
Dienfte nicht mehr vorfiehen fönnen, follen mit einer ihrem 
Range und ihrem Dienftalter angemeffenen Penſion verfe- 
ben werden. 

Zu Urkunde defjen haben Wir gegenwärtige, aus aller: 
höchfteigener Bewegung erlaffene, Verordnung, deren al- 
Ienthalbige genaue Befolgung Wir Unfern Nachfolgern in 
der Regierung, fowie allen, die es fonft angehet, zur 
Pflicht machen, und welche dem Gefesblatt einverleibt 
werden fol, eigenhändig vollzogen und mit Unferm Kur: 
fürftfichen Siegel befräftigt ıc, 


2) Sammlung von Geſetzen für die kurheſſiſchen Staaten, Jahr 
1817, 7 Nr, IV. — März. 





II. 80, 44 
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Sechstes Kapitel. 
Großherzogthum Heffen. 


Sm Großherzogthum Heffen beftanden früherhin, mit 
Ausnahme einzelner Verfügungen bei Dienft-Vergehen und 
Dienſt-Verbrechen, Feine Verordnungen und Borfchriften, 
welche Aber die perfönlichen Dienſt-Verhaͤltniſſe der Staats— 
Diener im Allgemeinen Beftimmung getroffen gehabt hätten. 
Dennoch war das Loos der fämmtlichen Staatd-Diener unter 
allen Negenten des erlauchten Haufes Heffen - Darmftadt 
ftets gluͤcklich, Nicht die entferntejte Beforgniß über feine 
fünftige Lage beunruhigte den Diener, der mit Treue fei- 
ten Dienft verfahb. Bis an fein Lebensende war jeder, 
denn alle waren lebenslaͤnglich ernannt, feiner Verſorgung 
gewiß, mochte er num dienftfähig bleiben, oder unverfchuls 
det unfähig werden; denn es erſtreckte fich ja fogar die 
fürftlihe Milde auch auf folhe, welche durch Fehler und 
Vergehen Feinen Anſpruch mehr darauf hatten, auch diefe 
wurden nicht dem Außerften Elend Preis gegeben '). 

Der erhabene und edle Regent Heffens, der Großherz 
zog Ludewig der Vielgeliebte, welcher ſelbſt in den drang» 
vollften Zeiten, in denen fo oft auch die heiligften Inter; 
effen verlegt werden, feinem treuen Volfe den Genuß aller 
edleren Güter unverfümmert erhalten und nach hergejtellter 
Ruhe den Rechtszuſtand feiner Unterthanen durch die Ver— 
faffung dauernd begründet hat, unter deffen fegengreicher 
Regierung fo viele gemeinnügige Anftalten gegründet und 
befördert wurden, wollte auch die Verhältniffe der Staats- 
Diener für alle Fünftige Zeiten feftfegen ). Es geichah 


1) 8. U. Eh. Hertel einige Worte über den Staats-Dienſt, be: 
fonders über den Staats: Dienft im Großherzogthum Heffen. 
Dermftadt 1827, ©. 21. 

9) Für die Verſorgung der Wittwen und Waiſen verftorbener 
Staats: Diener war fehom durch frühere Verordnungen geforge 
worden, 
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diefes durch das Edift vom 12. April 1820 9), die Dienft: 
Pragmatif genannt, das mit feltener Humanität diefe Ver: 
bältnifje ordnet. Ein hierauf ſich beziehendes weiteres Edikt 
vom 25. April 1820 enthält die die Venfionirung der 
Militärs Staatsdiener betreffenden Bellimmungen. a 

Wir werden hier zuerft dasjenige aufnehmen, was Die 
Verfaffungs-Urfunde *) über diefen Gegenitand enthält und 
jodann die beiden ebenerwähnten Edikte und zwei auf die 
Civildienft- Pragmatif Bezug habende Geſetze vom 9. März 
1824 °) und 12. Juli 18279) folgen laffen. Zu Ende die; 
ſes Kapiteld wird ein Auszug aus den Verordnungen we 
gen DBerforgung der Wittwen und Waiſen verftorbener 
Staats-Diener aufgenommen werden. 


1 
Beſtimmungen der Verfaſſuungs-Urkunde. 


u 
Niemand kann ein Staats - Amt erhalten, ohne feine 
Fähigkeit dazu durch vrdnungsmäßige Prüfung bewies 
fen zu haben”). Bei foldhen, welche im Auslande be; 
reit3 Staats -Nemter beffeidet und dadurch ihre Fähigkeit 
bewährt haben, leidet diefe Regel eine Ausnahme, 
5 
Anwartichaften auf Staats: Aemter finden nicht ftatt. 
IE? 
Die geſetzlichen Beftimmungen über die Penfionirung 





3) Großherzogl. Heil. Regierungs: Blatt vom 19. April 1820, 
Nr. 23. 

4) Großherzogl. Heſſ. Verf. Urk. Art. 47.— Art. 50. und 34, 
Konftitittionen der europärfchen Staaten. Ih. 4. ©. 94, 

5) Großh. Heſſ. Regierungs: Blatt vom 30 März 1824. Nr. 18, 

6) Großherzogl. Heſſ. Regierungs: Blatt vom 11. September 
1827. Tr. 42, - 

7) Unter Beobachtung der hinfichtlich der Vorbereitung zum Staats: 
Dienfte beftehenden Geſetze, ift eg jedem überlaffen, fich für 
feine Beftimmmung, im Inlande, oder Auslande, auszubilden, 
Art, 36, der Großherzogl. Heff. Derf, Urk. 

44“ 
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der Staat3-Dierer und die Rechte derſelben aus den bes 
ftehenden Snftituten der Wittwen- und Waifen- Kaffen fte- 
hen unter dem Schuße der Berfaffung. Denfelben Schuß 
genießen insbejondere auch die durch die Dienft-Pragmaz 
tif beftimmten Rechte der Militärperfonen auf die gefegli- 
chen Penſionen. 

$. 4, 

Unterfichungen gegen Stantd- Diener wegen Dienft- 
Verbrechen Eönnen nicht niedergefchlagen und Staat8-Diener, 
welche des Staats- Dienftes dergeftalt entfeßt worden find, 
daß das Urtheil ihre Unfähigkeit, im Staatsdienfte wieder 
angeftellt zu werden, ausdrücdlich ausgefprochen hat, nie 
im Staats» Dienft wieder angejtellt werden. 

u, 

Die Richter Fönnen nur durch gerichtliches Erkenntniß 
entfest, fie fönnen auch nicht wider ihren Willen entlaffen 
und nur dergeftalt verfest werden, daß fie in derfelben 
Dienft- Rathegorie verbleiben und weder im Gehalte noch) 
in dem Dienftgrade zurückgefegt werden. Die Direftoren 
der Juſtiz-Kollegien bleiben jedoch den allgemeinen Beſtim— 
mungen der Dienft- Pragmatif unterworfen. 


II. 
Edikt über die oͤffentlichen Dienſt-Verhaͤltniſſe 
der Civil-Staatsbeamten. 
— 

Niemand kann ein Staatsamt erhalten, ohne ſeine 
Faͤhigkeit dazu durch ordnungsmaͤßige Pruͤfung nachgewie— 
ſen zu haben. Wer im Auslande ein Staatsamt bereits 
bekleidet hat, kann, nach Befinden, auch ohne Pruͤfung in 
Unſern Staatsdienſt aufgenommen werden. 

8 

Anwartſchaften auf Staatsaͤmter finden nicht ſtatt. 

§. aM 

Kein Staatsbeamter hat ein Recht auf die unmittelbar 
hoͤhere Stelle. 
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$. 4 { 
Jede Befoldung wird im baarem Gelde angejchlagen, 
und der Betrag diefes Anfchlags dient. bei Bejtimmung der 
Penfionen zur Norm, nach den Vorſchriften diefes Edictg, 


6’ % 

Befoldungen und Venfionen der Staatsbeamten koͤnnen 
nur zu '/, von Gläubigern in Beſchlag genommen werden, 
$. 6. 

Jeder Staatsbeamte muß Neben: Aufträge, went fie 
feinem Geſchaͤftskreis nicht durchaus fremd find, ohne ber 
fondere Vergütung übernehmen, 


— 

Kein wirklicher Staatsbeamter kann ein Handels- oder 
Fabrifgefhäft, oder ein anderes mit der Landwirtbfchaft 
nicht in Verbindung ftehendes Gewerbe, ohne befondere 
Erlaubniß Unfers Geheimen Minijteriums, betreiben. Bei 
Berfegungen wirflicher Staatsbeamten "und bei Wiede ans 
ftellungen Penſionirter wird auf folche Berhältniffe —* 
Ruͤckſicht genommen. 

Se; 8 

Seder Staatsbeamte kann nah 50 Dienftjahren fein 

Amt niederlegen, und behält ven Titel und die Befoldung. 


$. 9. 

Der Staatsbeamte kann nad) 4hjaͤhrigem Dienftalter, 
oder nach zurücgelegten 70 Lebensjahren das Amt nieder: 
fegen, und behält ven Titel und neun Zehntheile der Be— 
foldung. 

$. 10. 

Bei einer hinlänglich erwiefenen Dienftes - Unfähigkeit, 
als Folge phyſiſcher Gebrechlichfeit vermöge Dienftes- Anz 
firengung oder unverfchuldeten Unglücs, kann der Staats: 
beamte feine Stelle niederlegen, und behält alsdann in 
den eriten 10 Sahren feit dem Eintritt in den Staatsdienft 
or in den zweiten 10 Sahren °/., und bei foiterem 
Austritt ſeiner Befoldung. 
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© 1% 
Die Niederlegung des Amts mit BVerzichtleiftung auf 
Gehalt und Titel wird zu Feiner Zeit, Nothfälle ausge: 
nommen, einem Staatsbeamten verweigert werden, 


18 

Bei jeder Niederlegung des Amts kann die Regierung, 
aus Ruͤckſicht auf den öffentlihen Dienft, den wirklichen 
Austritt aus dem Staatd-Amt auf böchftens fehs Mo- 
nate auffchieben. Auch fest jede Niederlegung des Amts 
voraus, daß der Staatsbeamte feine Gefhäftsruditände 
habe. In dem Falle des F. 10. muß ein ſolcher Ruͤckſtand 
mit billiger Ruͤckſicht auf die Verhältniffe beurtheilt werden, 


$.: 1% 

Seder Staatsbeamte kann, vermöge Verfügung der ober; 
ften Staats Verwaltung zu jeder Zeit in Ruheſtand gefegt 
werden. Er behält den Titel, fodann von feiner Befol- 
du ’/,, in den erften 10 Dienftjahren, °/,, in den zwei⸗ 
ten 10 Dienftjahren, und °/,, bei fpäterer, jedoch vor 50 
Dienftjahren eintretender Berfegung in den Ruheftand, 

S. 14, 

Diejenigen untergeordneten Staatsz Diener, deren Ber: 
richtungen eigentlich nur mechanifch find, und feine fireng 
wiffenfchaftlihe Bildung erfordern, koͤnnen ſtets unbedingt 
entlaffen werden, wenn fie mit ausdruͤcklichem Vorbehalt 
des Widerrufs angeftellt worden find, und wenn die vor- 
geſetzte Behörde fich auf fchriftlichen Vortrag überzeugt, 
daß ein folcher Staats » Diener den Forderungen des Diens 
ftes nicht vollfommen entfpricht. Diejenigen Staats: Diener 
diefer Art, deren Stelle eine befonders erworbene Qualifi— 
fation nicht vorausfegt und in Folge neuer Verwaltungs⸗ 
maßregeln aufgehoben wird, haben fein Recht auf Ent- 
ſchaͤdigung. 

5 

Jedem Staatsbeamten, der in Ruheſtand geſetzt iſt, 

oder deſſen Dienſtes-Unfaͤhigkeit, vermoͤge welcher er ſein 
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Amt niedergelegt hat, wieder gehoben iſt, kann zu jeder 
Zeit ein, feinen früheren: Dienjtverhältniffen angemefjenes 
Amt vorläufig oder definitiv übertragen werden. 

Sn diefen Fällen foll er den ganzen früheren Gehalt, 
oder, wenn der Gehalt der neuen Stelle größer ift, dieſen 
erhalten. 

Ein ſolcher Staatsbeamter darf daher, bei Berluft der 
Penſion und des Titeld, ohne befondere Erlaubniß, weder 
fremde Dienfte annehmen, noch auf andere Art fich in ein 
Berhältnig fegen, welches ihm die Erfüllung der ausge: 
fprochenen Verbindlichkeit erfchwert. 

$. 16. 

Seder Staatsbeamter kann aus Gründen der Verwal— 
tung von Uns verfeßt werden, jedoch ohne Zuruͤckſetzung 
in der Dienſt-Klaſſe und in dem Gehalt. Der ohne Nach: 
fuchen Berfegte erhält Vergütung der nothwendigen Ueber: 
zug8 » Koften. | 

6.17, 

Die nur für die Ausübung der fireitigen Gerichtsbarkeit 
angeftellten Staatsbeamten koͤnnen Cinfofern ihnen nicht die 
Leitung eines Juſtiz⸗Kollegs übertragen ift) nur Durch gericht: 
liches Erfenntniß entlaffen und gegen ihren Willen nicht 
anders, als dergeftalt verfegt werden, daß fie in ihrer 
Dienftes- Kathegorie verbleiben. 

$. 18, 

Bei Berehnung der Dienftjahre fommen die Vorbereis 
tungsjahre nicht in Anrechnung; wohl aber. die in anderen 
Staaten früher beffeideten Stantsämter, und bei den 
wiederangeftellten Stantsbeamten die Zeit ihrer früheren 
Penftonirung, 

8. 19. 

Bei der Beftimmung der Größe der Penſionen, ſowohl 
im Falle einer Niederlegung des Amts, als auch im Falle 
einer Berfegung in den Ruheltand, fo wie bei der Bejtim- 
mung der Größe des Gehalts bei einer Wiederanftellung 
oder Berfeßung, werden untersden Befoldungen alle bes 
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fonders beftimmten Summen für NRepräfentationg - Koften, 
und Die Gehalte für Kommiffionen, wozu diplomatifche 
Sendungen ftetS gehören, nicht mitbegriffen. 

S.'2 

In den, im $. 19. erwähnten Fällen koͤnnen die jeßo 
angeitellten Staatsbeamten, deren Gehalte, ohne in Geld 
angefhlagen zu feygn, ganz oder zum Theil in Sporteln 
beftehen und mehr, als die mit ihrer Stelle jego oder Einf: 
tig gerbundene etatSmäßige Befoldung betragen, doch nur 
Penſionen anfprechen, bei deren Beſtimmung, ruͤckſichtlich 
ihrer Größe, dieſe etatsmäßige Befoldung zur verhältniß- 
mäßigen Norm dient. 

—J 

Außerordentliche Dienſte koͤnnen bei Staatsbeamten, 
welche wegen Dienſtalters oder Dienſtes-Unfaͤhigkeit ihr Amt 
niederlegen, oder welche in Ruheſtand gefest werden, aus— 
nahmsweife mit Belaffung des ganzen Gehalts belohnt 
werden. 

Ss. 9. 

Dienftentfegung findet nur durch richterliches Erfennt- 
nid Statt. Gie ift zugleich mit jeder wegen eines gemei- 
nen Verbrechens oder Bergehens zuerfannten Zuchthaus 
oder Korreftionshaug- Strafe nothwendig verbunden; fo 
wie die Suſpenſion vom Dienft und ganzen Gehalt mit 
jeder gerichtlichen Special» Unterfuchung oder Verſetzung 
in der Anklageftand, ohne daß während des weitern Ver— 
fahrens der fufpendirte Staatsbeamte aus einem Theil des 
Gehalts unterhalten wird, 

8723: 

Ber Anfhuldigung oder Verdacht einer Amtsverlegung 
hat das vorgefegte Kolleg, mit dem Recht einfiweiliger 
Sufpenfion vom Diefft, die vorläufige Unterfuhung. Zum 
Behuf derfelben find die Verwaltungs» Kollegien beredjti- 
get, eidliche Zeugniffe zu fordern. Der Erfolg diefer Un: 
terfuhung ift Erklärung der Unfchuld oder Erfennung einer 
Disciplinarfirafe, oder, wenn entweder eine höhere Strafe 
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zu erfennen, oder gerichtliche Special: Unterfuchung (Vers 
fesung in den Anflageftand) nothwendig iſt, Stellung vor 
Geriht, womit ſtets Sufpenfion vom Dienft und Gehalt 
verbunden ijt ?). 

$. 24. 

Disciplinarfirafen finden bei Fahrläffigfeit, Ungehorfam 
und Unfleiß und andern dienjtwidrigen oder das Subor—⸗ 
dinations = Verhältniß im Dienjt verlegenden Handlungen 
Statt. Sie beftehen in fohriftlihen und mündlichen Ber; 
weifen, in Geldftrafen, welche das Geheime Minijterium 
bi3 auf 300 Gulden, andere Kollegien bis auf 100 Gul- 
den erfennen fönnen, und in Sufpenfion von Dienft und 
Gehalt, welche das Geheime Minifterium auf höchftens 6 
Monate, andere Kollegien auf höchftens 3 Monate verfüi- 
gen koͤnnen. 

S 25: 

Bei einem folchen Benehmen, welches das bei Aus— 
uͤbung des Staatsamts erforderliche Anſehen und Zutrauen 
ſchwaͤcht, oder mit der beſondern buͤrgerlichen Dienſtehre 
unvereinbar iſt, ſind Ermahnungen und Verweiſe von der 
vorgeſetzten Behoͤrde, und außerdem auch Suſpenſion vom 
Dienſt auf hoͤchſtens 3 Monate von dem vorgeſetzten Kolleg 
anzuwenden, Die Borftände der Kollegien find perfönlich 
dafür verantwortlih, daß in diefer Hinficht das Ansehen 
der Staassbeamten und das Zutranen zu ihnen nicht uns 
tergraben werde. 

$. 26. 

Sn den Fällen der beiden vorhergehenden $.$. (24. und 
25.) ift es dem vorgefesten Kolleg überlaffen, Stellung 
vor Gericht nach fruchtlofer Disciplinar - Strafverfügung 
oder auch bei befonders auffallendem Benehmen vor einer 
ſolchen zu verfügen. 





8 In Beziehung auf diefen und den vorhergehenden $. ift ein 
Geſetz erfchienen, welches unter IV. in diefem Kapitel enthals 
ten ift, 


a Zee zn 
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4 III. 
Geſetz, das Edikt über die Verhaͤltniſſe der 
Civil-Staatsbeamten betreffend. 


Ueber die Auslegung einzelner Beftimmungen Unſers 
Edifts Aber die Verhältniffe der Givil- Staatsbeamten has 
ben fich theils fhon in der Rechtsſprechung Zweifel erhos 
ben, theils ift vorausfichtlich zu befürchten, daß bei inzwi- 
fen eingetretenen veränderten Berhältniffen ſich derglei- 
chen erheben fünnen. 

Da es nothwendig ift, alles Schwanfende von dem 
Verhaͤltniß der Rechte und der Berbindlichfeiten der Staats- 
Diener zu entfernen, fo haben Wir, nad Anhörung Uns 
feres Stantsrathg und mit Zuftimmung Unferer getreuen 
Stände, Folgendes zu verordnen für gut gefunden °): 

Sr % 

Die Landrichter, Landgerichts = Affefforen und die Fries 
densrichter in Nheinheffen follen den Art. 34. der Berfaf- 
fungg -Urfunde ($. 5. unter I. diefes Kapitels) nicht in 
Anſpruch nehmen können, fondern den allgemeinen Bejtims 
mungen der Dienft- Pragmatif unterworfen feyn, 


A 

Wenn ein Staats: Diener durch richterlihen Ausspruch 
von einem Staatsamte entfegt wird, fo ift diefe Entfegung, 
wenn auch mit ihr nicht eine Unfähigfeits-Erflärung zu 
allem ferneren Staats» Dienfte verbunden worden ift, nicht 
nur von felbft die Entfegung yon einem jeden anderen 
Staatsamte, weldes der Staats» Diener daneben beflei- 
dete, auch wenn ihm in Anfehung diefes Amtes feine Ver— 
letzung zu Schulden kaͤme, mit fih führend, fondern es 
geben auch dadurch die Anfprüche auf den Ruhegehalt 
von felbft verloren, welchen der Staats » Diener wegen eineg 
anderen Staatsamtes bezog. 


9 Geſetz vom 9, März 1824 in dem großherzogl. Heſſ. Regier. 
Blatt vom 30, März 1824 Nr. 18 
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Bu Zi 

Wenn ein Stant3- Diener neben feinem Staatsamte 
noch ein anderes Amt, in dem Dienfte einer Kommune, 
einer Korporation, oder einer Standes» oder Patrimonial; 
Gerichtsherrfihaft verwaltet, oder verwaltet hat, jo iſt der 
richterliche Ausipruch, daß derjelbe zur Strafe feine Anz 
forüche auf diefes letztere Amt verloren habe, von felbft auch 
die Entfegung von dem Staatsamte, oder den Berluft des 
von demfelben herrübrenden Ruhe» Gehalts mit fich führend, 


$. 4. 

Eben jo führt, im Falle der in dem vorhergehenden 
Artifel bezeichneten Dienftverbindungen die richterlich aus— 
gefprochene Entjekung von dem Staatsamte, für den Die— 
ner von felbjt den Verluſt aller Anfprüche nach fich, welche 
er gegen die Kommune, Korporation, oder die Standes: 
oder Patrimonial» Gerichtsherrfchaft in Hinfiht auf die von 
diefen ihm übertragenen Dienftjtelle hatte. 

ar} 

Die Anfprüche auf den, wegen eines Staatsamts ges 
gebenen Ruhegehalt gehen in den Fällen, welcher die vor: 
bergehenden Artifel erwähnen, auch alsdann verloren, wenn 
derfelbe ohne allen Vorbehalt ausgeſetzt worden war, 


$. 6. 

Bei quiescirten Dienern tritt die Erffärung des Verlu— 
fies des Titel und des Ruhegehalts an die Stelle der 
Dienft: Entfegung. Diefe Erklärung des Verluſtes des Ti: 
tel8 und des Ruhegehalts fann aber nur wegen Verbre— 
chen oder Vergehen, welche aus dem frühern Verhaͤltniſſe 
berrüßren, oder wegen eines gemeinen Verbrechens, das 
zwar erft nachher begangen, aber die Dienft » Entfegung 
bei einem aftiven Diener zur Folge gehabt haben würde, 
erfolgen. 

6,7 

Wenn ein Stant3> Diener vor Gericht geftelt worden 

it, und das Gericht urtheilt, daß blos eine folche Strafe 
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verdient worden fer, welche die Disciplinar- Strafbefugnig 
der fämmtlichen Adminiftrativ- Behörden nicht überfteigt, fo 
wird das Gericht diefe Strafe, wenn auch der Diener bes 
reits in den Anklageftand verfeßt oder die Special: Unter 
fuhung über ihn verhängt worden war, nicht jelbft aus» 
ſprechen, fondern vielmehr die Sache, mit Entbindung des 
Dieners von dem Kriminal:Derfahren, an die fompetente 
Adminiſtrativ-Behoͤrde zurück vermweifen, damit von diefer 
die etwa erforderliche Disciplinar- Strafe ausgefprochen 
werde. 
$. 8. 


Wenn die Gerichte über einen, wegen Dienſt-Verletzun⸗ 
gen, vor fih geftellten Staatsdiener das Urtheil ausfpres 
chen, fo werden fie darin fegleich über den Koftenpunft 
erfennen und zwar nicht nur über die Koften der vorlaͤu— 
figen und der gerichtlichen Unterfuhung, ſondern auch, 
wenn der Stantsdiener den entbehrten Gehalt nicht zur 
Strafe verliert, über die Koften der interimiftifchen Ber- 
waltung des Dienftes, fowohl während der vorläufigen, 
als auch während der gerichtlichen Unterſuchung. 


6. 


Ebenfo werden die Gerichte im Falle des S. 7. ſich 
in den Urtheilen über die Koften der gerichtlichen Unterfus 
hung und über die der interimiftifchen Verwaltung wäh: 
rend des Zeitpunftes, wo der Diener vor Gericht fand, 
ansfprechen. 

$. 10. 

Sn allen Fällen, wo ein Adminiftrativ- Kolleg in der 
Hauptſache zu erfennen hat, gebühret ihm auch das Ur; 
theil darüber, ob der in Unterfuchung gerathene Staats- 
Diener die Koften der Unterfuhnng und der interimifti- 
ſchen Verwaltung des Dienftes zu tragen habe. Bon diefem 
Erfenntniffe über den Koftenpunft findet der Rekurs an 
den Staatsrath Statt. 
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IV. 

Gefeß I, die denjenigen Staats-Dienern, welde 
wegen erfannter Special; Snguifition, Ber: 
fegung in Anflageftand oder Stellung vor 
Geriht von dem Gehalt fujpvendirt worden 
find, während der Unterfuhung zu verabrei- 
chende Unterſtuͤtzung betreffend '). 


& RR 

Wenn Staats-Diener, welche wegen gegen fie erfannter 
Special: Ingquifition oder Verſetzung in Anklageſtand oder 
verfügter Stellung vor Gericht, in Gefolge der $.$. 22. 
und 23. des Geſetzes vom 12. April 1820, die öffentlichen 
Dienfiverhältniffe der Civil: Staatsbeamten betreffend, vont 
Dienfte und Gehalt fufpendirt worden find, fih rücficht- 
lich des nothdürftigen Lebens - Unterhaltes für fi und ihre 
Familien im Notbitande befinden, fo ſoll denfelben aus 
ihrem Gehalte, bis zur definitiven rechtsfräftigen Ent- 
fcheidung der gegen fie eingeleiteten Unterfuhung, eine 
vorfchußweife Unterſtuͤtzung verabreicht werden. 

Sr 

Diefe Unterftügung muß im Fall erfolgender Kafjation 
wieder erjeßt und im Fall erfolgter geringerer Beftrafung 
oder Freifprechung an der Befoldung aufgerechnet. werden. 
Kann der fufpendirte Staatsdiener für Die dereinftige Re— 
ftitution durch fein Vermögen völlige oder theilmeife Sicyer- 
heit leiten, jo ift er dazu verbunden. Die vermilligte 
Unterſtuͤtzung kann nicht mit Arreft belegt werden. 

—J— 

Die verwilligt werdenden Unterſtuͤtzungen duͤrfen ein 
gewiſſes Maximum nicht uͤberſteigen. Dieſes Maximum 
beſteht: 

-10) Geſetz vom 12. Juli 1827 in dem Großherzogl. Heſſ. Regier. 
Blatt vom 11. September 1827, Nr. 42, 
11) Diefes Gefes ift mit folgendem Eingang verfehen: Wir haben 
nach Anhörung Unfers Steatsraths und mit Zuftimmung Unſe— 
rer gefrenen Stände, verordnet, wie folgt: 
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1) Bei firen Beſoldungen unter 600 Gulden, in der 
Hälfte der Beſoldung, wenn diefe Hälfte die Summe 
von 200 Gulden nicht überfteigt; 

2) bei firen Befoldungen, welche 609 Gulden oder mehr 
betragen, in einem Drittheil der Befoldung, je: 
doch darf diefes Drittheil die Summe von 1200 Gulden 
nicht uͤberſteigen. 

& 4 

Das Gefuh um Unterfiigung wird bei demjenigen Ge- 
richt eingegeben, bei welchem die Unterfuhung anhängig 
ift und von demfelben darauf verfügt. 

§. 5. 

Die verwilligte Unterfiigung kann von dem Gericht 
zuruͤckgenommen werden, wenn der angejchufdigte Staats: 
Diener die Beendigung der Unterfuchung abfichtlic) verzoͤ⸗ 
gert, oder wenn der die vorſchußweiſe Unterſtuͤtzung be— 
dingende Nothzuſtand aus irgend einem Grunde aufhört. — 

V. 
Edift:) die Sffentlichen Dienfiverhältniffe der 
Stants-Beamten vom Militärftand, fo wie 
der wirflihen Dfficiers beteffend. 


Kir haben durch Unfer Edift vom 12. diefes Monats 
die Öffentliche Dienfiverhältniffe der Civil» Stantsbeamternt 
gleichförmig feftgefegt. Wir verorbnen bierdurdy weiter, 
daß diefes Edift feinem ganzen Umfange nad) aud) auf dieje- 
nigen Staatsbeamten vom Militärftande Anwendung fin- 
den foll, welche bei den Militär - Berwaltungsbehörbeit 
angeftellt find, desgleichen auf diejenigen, welche mit 
‚ Dfficierd Rang bei Unferm wirklichen Militär angeftellt, 
und unter der Benennung der Nichtjtreitenden begriffen 
find (als Militärgeiftliche, Auditoren, Aerzte, Rechnungs: 
Beamte u. f. w.) 

Hinfichtlich der Militär: Staatsdiener vom wirklichen 
Dfficieröftande aber können die Bejtimmungen jenes Edikts 


12) Großh. Hei. Regier, Blatt vom 10, Mai 1820, Nr. 27: 
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wegen Eigenthümlichfeit der Verbältniffe, namentlich wegeıt 
der beftehenden Grundfäge der Anciennetät und wegen der 
befonderen Militärdienft- Neglements entweder gar nicht, 
oder nur mit Modiftfatisnen angewendet werden Da es 
nun zugleich Unfer gnädigiter Wille it, dem Dfficiersftande 
nicht minder beruhigende Ausſichten für die Verforgung im 
Ruheſtande, bejonders nach treuen, zu Unſerer Zufrieden: 
beit geleijteten Dienſten, zu eröffnen und denfelben binficht- 
lih dieſes und einiger andern Gegenjtände in möglichit 
gleiche Lage mit Unfern übrigen Staats» Dienern zu feßen, 
fo verordnen Wir hinfichtlih des Dfficierftandes hierdurch 
Folgendes: 
$. #1: 

Seder Dfficier wird nach fünfzig Dienſtjahren auf fein 
Nachſuchen in Ruheſtand verjegt, mit Belaffung * Cha⸗ 
rakters und des vollen Gehalts. 

9 2⸗ 

Der Officier wird nach vierzigjaͤhrigem Dienſtalter oder 
nach zuruͤckgelegtem fiebenzigiten Lebensjahre auf Nachſuchen 
in Ruheſtand verſetzt, und behaͤlt den Charakter und neun 
Zehntheile des Gehalts. 

— 

Bei einer hinlaͤnglich erwieſenenen Dienft-Unfähigfeit, als 
Folge phyſiſcher Gebrechlichkeit vermöge Dienftes-Anftrengung 
oder unverfchuldeten Ungluͤcks, wird der Officier auf Anſu— 
chen in Ruheſtand verfegt und behält den Charakter, fodanıt 
in den erjten zehen Fahren feit Erlangung des Dfficiersgrades 
fieben Zehntel, in den zweiten zehen Sahren acht Zehntel, 
und bei fpäterem Austritt neun Zehntel feines Gehalts, 
Iſt aber der Dfficier durch den aktiven Felddienjt zu jedem 
weiteren Militärdienfte, fomwohl im Felde als in der Gar— 
nifon untauglid geworden, fo wird er auf fein Nachſu— 
hen zu jeder Zeit in Ruheſtand verfegt mit Beibehaltung 
des Charakters und des vollen Gehalts feines Grades. 

Seder, in Folge des gegenwärtigen $. in Rubeftand ver: 
feste Dfficier muß fich bei der Militär» Aominiftration oder 
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im Givildienfte, went er dazu brauchbar gefunden wird, 
anftellen oder gebrauchen Iaffen, erhält jedoch alsdann 
feinen früheren Gehalt oder den mit feiner neuen Dienft- 
Yeiftung verbundenen Gehalt in dem Falle, wenn derſelbe 
größer ift als jener. 

§. 4 

Zum Erfenntniffe, ob einer der im F. 3. erwähnten 
Fälle vorhanden feye, foll eine permanente Kommiffion, 
beftehend aus einem Mitgliede Unſers Dberfriegs - Kollegs, 
mehreren Dfficieren und Militär Aerzten, unter dem Bor- 
fige eines Generals niedergefeßt werden, bei welchem fich 
jeder Officier, welcher im Falle des $. 3. zur feyn glaubt, 
anzumelden und fodanır, in Gemäßheit des Erfenntniffes 
der Kommiffion, die weitere Verfügung von Seiten Unfe- 
res Ober » Kriegsfollegs zu erwarten hat. 

55. | 

Die Entlaffung mit Verzichtleiftung auf Charakter und 
Gehalt wird einem Dfficier im Friedensftande zu Feiner 
Zeit, Nothfälle ausgenommen, verweigert werden, 

— 

Bei jeder nachgeſuchten Entlaſſung kann von Uns der 
wirkliche Austritt aus dem Dienſte bis auf ſechs Monate, 
bei ausbrechendem oder ausgebrochenem Kriege und während 
deg Kriegs aber, bis zu Endigung des laufenden Feldzugs 
aufgefchoben werden. Auch fest jede auf Anfuchen bewilligte 
Entlaffung voraus, daß der Officier alle Dienft- Aufträge 
und Gefchäfte beendigt habe, 


— 

Jeder Offcier kann durch Unſere Verfuͤgung zu jeder 
Zeit in Ruheſtand verſetzt werden. Er behaͤlt alsdann den 
Charakter des Grads, ſodann von ſeinem Gehalte ſieben 
Zehntel in den erſten 10 Dienſtjahren, acht Zehntel in den 
zweiten 10 Dienſtjahren und neun Zehntel bei ſpaͤterer, 
jedoch vor 50 Dienſtjahren eintretender Verſetzung in den 
Ruheſtand. 
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$. 8 


Ein auf Anſuchen oder durch Unfere Verfügung in Ru— 
heſtand verſetzter Officier darf, bei Berluft des Charafters 
und der Penfton, ohne Unfere befondere Erlaubniß, weder 
fremde Dienfte annehmen, noch auf eine andere Art ſich 
in ein Verhaͤltniß jegen, welches Uns hindern würde, yon 
feinen Dienften etwaigen weiteren Gebrauch zu machen. 
Auch muß er die Penſion im Lande verzehren. 

S. 9. 

Seder Dfficier fann zu einem andern Regiment, Baz 
taillon oder Corps verfest werden, jedoch ohne Zuruͤckſetz— 
ung in der Anciennetät und im Gehalte. Der ohne Nach- 
ſuchen und ohne Verbeſſerung Verſetzte erhält Vergütung 
der nothwendigen Ueberzugskoſten. 

$. 10. 


Ber Berechnung der Dienftjahre kommt blos die im 
Dfficiergrade, nicht die in niederen Graden geleijtete Dienft- 
zeit in Anrechnung. Den von anderen Staaten durd) Ber: 
trag übernommenen Dfficieren werden die in diefen Staa- 
ten früher beffeideten Officiersftellen angerechnet. 

& 11. 

Bei Beftimmung der Größe der Penſion — die Ber 
fesung in den Ruheftand mag auf Nacyfuchen oder durd) 
Unfere Berfügung erfolgt feyn, — fo wie bei Beftiimmung 
der Größe des Gehalts im Falle einer Verjegung, wird 
unter dem Gehalte der DOfficiere nur Gage, Hol und 
Duartiergeld, nicht aber Büreau Gelder, Commandeurss 
Zulagen, Adjutanten » Zulagen, Fourage » Rationen ꝛc. 
begriffen. ! 

| 5,12, 

Außerordentliche und ausgezeichnete Dienfte Fönnen bei 
Dfficieren, welche auf ihr Anfuchen oder durch Unſere Ver— 
fügung in Ruheſtand verfegt werden, ausnahmsweiſe mit 
Belaffung des ganzen Gehalts belohnt werden. 

1, 3», | 45 
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5:18 13. 

Die Gehalte und Penfionen der Dfficiere fönnen nur zu 
einem Fuͤnftheil von Glaͤubi gern in Anſpruch genommen wer: . 
den. Da indeſſen die dermalen bereits immittirten Glaͤu⸗ 
biger auf den bisher geſetzlichen Abzug eines Drittheils ein 
erworbenes Recht haben, ſo findet jene Beſtimmung erſt 
hinſichtlich derjenigen Immiſſionen, welche von jetzt an er- 
fannt werden, Anwendung. Der Abzug eines Fünftheilg 
wird übrigens nicht von Nepräfentationg- Koften, Kom— 
mandeurs- und Adjutanten-Zulagen, Yourage-Rationen 
u. f. w., fondern Tediglidy von Gage und Service, jedoch) 
ohne Ruͤckſicht auf die fonftigen Abzüge für die Wittwen- 
und Kleiderfaffen m. f. w. gemacht. 

Ss. 14. | 

Seder Dfficier muß Nebenaufträge, wenn fie feinen 
Gefhäftsfreife nicht durchaus fremd find, ohne N 
Verguͤtung übernehmen. 

&. 46 

Kein wirklicher Officier fann ein Handels- oder Fabrif- 
Geſchaͤft oder ein anderes, mit der Landwirthſchaft nicht 
in Verbindung ftehendes Gewerbe, ohne befondere Erlaub- 
niß Unferes Ober: Kriegsfollegs, betreiben. Bei Berfeß- 
ung eines Dfficiers wird auf ſolche Verhaͤltniſſe feine Ruͤck— 
fiht genommen. — 


VL 

Durch die Großherzsgl. Heffifhen Versrönungen vom 
9, Dftober 1808, vom 25. Juni 1812 und vom 16. De- 
cember 1818 wurde für die in neun Klaſſen eingetheilten 
Givil- und Hofdiener eine Wittwen - Kaffe als allgemeine 
Bandes Anftalt errichtet, aus welcher die Wittwe für die 
Dauer des Wittwen-Standes und je nach der Klaffe, worin 
ihr Ehemann zur Zeit des Todes geftanden, einen Gehalt 
von refpeftive 600, 400, 300, 250, 200, 150, 125, 80 
und 50 Gulden zu fordern bat, den fie jedoch mit den 
Kindern, die fie nicht bei ſich behält, oder mit Kindern 


707 


aus den früheren Ehen ihres Ehemannes nad Köpfen, 
aber in der Art theilt, daß fie ftetS doppelte Vortion ers 
balt. Die Wahl der Klaſſen fteht in Feiner Weife frei, 
fondern jede Klaſſe it unbedingt geboten, vermöge des Am— 
tes, welches der Stantsdiener befleivet, indem fämmtliche 
Staatsämter in diefe neun Klaffen vertheilt find. Die nach 
dem Iode oder der Wiederverchelihung der Wittwe vom 
verftorbenen Ehemann vorhandenen, noch nicht volle 20 
Jahre alten Kinder fegen bis dahin, oder bis zur Verhei—⸗ 
ratbung oder ftändigen Verforgung den Genuß der auf fie 
fallenden Penſion fort; fo wie auch die vom Vater hinter> 
laſſenen doppelten Waifen dieſelbe nach Köpfen unter ſich 
theifen. Ehefcheidung zieht für die Gefchiedene, ſchaͤndli— 
cher Lebenswandel der Wittwe für dieſe den Derluft der 
Penfion nach fih, doc bleiben die Kinder penfionsfähig. 

Der Fonds der Anftalt bildet ſich: 

1) Aus Antritts- Geldern von Drei Biertheil der klaſſen⸗ 
mäßigen Penſion; doch ſollen die, erſt nach dem drei: 
ßigſten und bis zum vollendetem vierzigften Lebensjahre 
in einen Dienft Eintretenden um die Hälfte mehr, und 
die noch fpäter Eintretenden das Dopyelte bezahlen; 

2) aus jährlichen Beiträgen von 36, 24, 18, 15, 12, 9, 
Tfa, #4), oder 3 Gulden; 

3) aus den fogenannten Sterbeguartalien der Staatsdiener; 

4) aus Beiträgen von Staats- Kaffen. 

Ein in fremde Dienjte tretendes Mitglied des Inſtituts 
fritt bierdur aus, und erhält mit 25 Procent Abzug die 
Antritt Gelder, aber nie die jährlichen Beiträge zuruͤck; 
andere Mitglieder, die ihren Dient niederlegen, oder in 
Penſionsſtand verlegt werden, fünnen, gegen Kortentrich- 
tung ihrer jährlichen Beiträge, im Inſtitute bleiben, und 
erhalten beim Austritt auch die Eintritts-Gelder nicht zu: 
ruͤck; Weiber und Kinder Faflirter oder entwichener Staats⸗ 
Diener bleiben bei Erfüllung der früher begründeten Ber 
bindlichfeiten deffelben penſionsfaͤhig. — 


45° 
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Siebentes Rapitel. 
Großherzogthum Sahfjen- Weimar. 

Fir das Großherzogtum Sachen - Weimar *) befteht 
noch feine gefeglich ausgefprochene vollſtaͤndige Norm für 
PMenfionirung von Staatd-Dienern. Der Landtag hat zwar 
im Sahr 1821 darüber mancherlei Vorfhläge gemacht, und 
namentlich auf Befhränfung der Penfionen für Eivil- 
Stantsdiener dergeftalt angetragen, daß in den erfien zehen 
Sahren der Dienfizeit der halbe Gehalt, von zehen bis 
swanzig Jahren drei Fünftheile, von zwanzig bis dreißig 
Sahren fieben Zehntheile, von dreißig bis fünfzig Sahren 
vier Fünftheile, fpäter der volle Gehalt Negel fei Cbei dem 
Militär in aͤhnlicher Weiſe von der Hälfte bis zu vier 
Fünftheilen). Der Großherzog hat aber diefe Befhränfun- 
gen nicht genehmigt ?). 

Was die Gehalte der Wittwen und Waifen anlangt °), 
fo werden diefelben im Großherzogthum Sadfen » Weimar 
Vediglich aus Stantsmitteln bezahlt, ohne daß die Staats— 
Diener zu den Fonds einen Beitrag zu entrichten fchuldig 
find. Es richten fich diefelben übrigens nach dem Betrage 
des von dem Caftiv oder penſionirt) Verfisrbenen zuletzt 
bezogenen aktiven Gehalts. — 


Achtes Kapitel, 
Herzogthum Naſſau. 

Der Herzog ernennnt alle Stants-Diener entweder 
unmittelbar oder auf vorgängigen Vorſchlag der Behörden, 
foweit diefen nicht die Beſetzung untergeordneter Stellen 
überlaffen ift. Alle Kandidaten zum Staatsdienft haben fich 
vorher einer Brüfung zu unterwerfen. 


n 


1) Der Staatsbote ıc. vom 4. Februar 1827. Nr, 10, 
2) Dekret vom 19. April 1821. 
3) Der Stantshote 2, vom 4, Sebruar 1827, Nr, 10, 
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Saͤmmtliche EStaat3- Diener find verpflichtet, die ihnen 
übertragenen Dienjt-Funftionen nach den beſtehenden Dienft- 
Vorſchriften und Dienſt-Inſtruktionen treu zu erfüllen, und, 
neben einer jiet3 humanen Behandlung fammtlicher Dienft- 
Untergebenen und Unterthanen, ein moralifches und gefit- 
tetes Detragen einzuhalten, als wejentliche Bedingung ih- 
red Dienft-Verhältniffes, als eines öffentlichen Ehren— 
Amtes. 

Daher werden, außer den gemeinen Verbrechen, zur 
oͤffentlichen Kundbarfeit gefommene anjtößige unfittliche 
Handlungen, wodurd die Standesehre befleckt wird, eben 
fo als größere Dienft- Vergehen angefeher, welche mit 
Dienjt-Entfesung geahndet werden, wie Konfuffion und 
felbft bloße Annahme von Gefchenfen oder unerlaubten 
Dienft-Bortheilen. Dagegen genießen alle Staats = Diener, 
außer dem mit ihrer Stelle verfnüpften Dienjt- Rang und 
dem Rechte, die vorgefchriebene Amts - Kleidung zu tragen, 
Normal Befoldungen in vierteljähriger Vorausbezahlung 
und bei Dienft- Verfegungen, wenn damit nicht eine den 
bisherigen Gehalt um ein Viertheil überfteigende Beſoldungs— 
Erhöhung verknuͤpft ift, Vergütung der Ueberzugs - Koften. 
Diejenigen Staats- Diener, welchen die Unterhaltung eines 
Dienfts Pferdes obliegt, erhalten dafür eine jährliche Ver— 
gutung, und alle Staats - Diener bei Kommiffiong = Reifen 
die für jede Diener- Klafje regufirten Diäten. Außerdem 
it mit den oberſten Dienftiftellen eine Vergütung für Stans 
des - Aufwand auf die Zeit der wirklichen Dienft- Ihätig- 
keit verfnüpft. 

Das am ?/, December 1811 für die Naſſauiſchen Staats— 
Diener erjchienene Penſions-Regulativ, welches zugleich 
Beftimmungen hinfichtlich der Wittwen und Waifen enthält, 

verfügt Folgendes '): 

1) Es ift dafjelbe mit folgendem Eingang verfehen: Erwägend, 
— daß es Unſern Staats-Dienern vom Civilſtande zur Beruhig— 

uung gereichen und fie gegen die möglichen Wirkungen der Will: 
Eühr vorgefegter Dienftbehörden fiher fFefen werde, wenn Wir 
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RB 1: 

Nah dem Zeitraume von fünf vollen Dienftjahren wird 
die Anftellung eines Staats» Dieners aus der Klaffe der 
Givildiener bleibend. Vor Ablauf des fünften Dienftjahres 
kann der Angeftellte nach Gutdünfen wieder entlaffen wer— 
den. Er verliert in diefem Fall Dienft-Gehalt, Titel und 
Recht auf Amts» Kleidung, jedoch ohnbeſchadet feiner Ehre, 
und tritt in die Klaffe der Kandidaten des Standes zurücd, 
dem er angehört. Nur aus befonderer Gnade kann ihm 
eine oder die andere Auszeichnung von feiner verlornen 
Dienft- Stelle belaffen werden. 

| * 

Ein Staats-Diener, welcher fuͤnf Dienftjahre zaͤhlt, 
kann nur wegen groͤberer Dienſt-Vergehen oder begangener 
Verbrechen nach vorausgegangenem gerichtlichen Verfahren 
vor den ordentlichen Gerichtsſtellen des Landes oder auch 
vor einer eigen von Uns beſtellten Unterſuchungskommiſſion 
und ihm, neben Einſicht der Verhandlungen geſtatteter ſchrift— 





die Dauer ihrer Dienſt-Verhältniſſe durch ein beſonderes Staats— 
geſetz ſichern und die Bedingungen feſtſetzen, unter welchen ihnen 
bei ihrem Austritt aus dem Aktiv-Dienſt lebenslängliche Pen— 
fionen verfaſſungsmäßig zukommen ſollen; ſodann 

Erwägend, daß ein ſolches Geſetz Uns die Ausübung des 
für die Erhaltung einer guten Staats-Verwaltung durchaus 
nothwendigen Regierungs-Rechts erleichtert, aus Unſerm aktiven 
Staatsdienſt Individuen zu entfernen, welche entweder Unſer 
Zutrauen zu ihrer Amtsführung verloren haben oder deren Ber: 
fesung in den Ruheftand durch neue Verwaltungs: Emrichtun: 
gen herbeigeführt werden dürfte; endlich 

Erwägend, daß nach der Natur uud den eigenthümlichen 
Derkältniffen des Standes der Staats- Diener auch den hin 
terlaffenen Wittwen und Kindern verftorbener Staats : Diener 
‚ befondere Anfprüche auf Unfere (andesherrliche Sürforge zuftehen; 

haben befchloffen ein Dienft: und Penfions - Regulativ für 
Unfere fümmtlihe Staats: Diener vom Civilſtande und deren 
Witwen und Waifen feftzufegen, wollen und verorduen demnach 
hiermit wie nachfolgt: 
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licher Vertheidigung, durch Urtheil und Necht feines Dien- 
ftes entfeßt werden, fo, daß er den ganzen Gehalt, Titel 
und Necht auf Amtsfleidung verliert. 

Diefe Bejtimmung ijt nicht anwendbar auf alle diejeni— 
gen fubalternen Diener, welche in die Klaffe der bloßen 
Kalkulatoren, Abſchreiber und Livreibedienten gehören. 
Angeftellte Diener in der angeführten Dienft= Kathegorie 
fönnen zu allen Zeiten nach Gutfinden entlaffen werden, 
ohne daß fie einen Theil ihres Gehalts, ihren vorigen 
Zitel oder ihre Dienjt- Kleidung zu behalten berechtigt find. 

PER? 

Dagegen kann ein jeder Stants- Diener aus der Klaffe 
des Civilſtandes zu allen Zeiten von Uns in den Ruheftand 
verſetzt werden. Ein folcher Staats» Diener behält feinen 
Amts» Titel und feine Amts- Kleidung, fodann vom fech- 
ſten bis zum fünfunddreißigften Dienftjahre einfchliegfich, die 
Hälfte feines ganzen Dienjt- Gehalts als Penfion. Für ein 
jedes weiteres Dienjtjahr wird '/,, ded Gehalts zugefekt, 
fo jedoch, daß die hiernach berechnete Penſion niemals den 
ganzen Betrag des Dienjt- Gehalts überfteigen kann. 

$. 4. 

Ein jeder Staats-Diener aus vorgedachter Klaffe ift be> 
rechtigt, „feine Berfegung in den Ruheſtand mit Penfion 
zu begehren, wenn er entweder das fünf und dreißigfte 
Dienftjahr zurücgelegt hat, oder ein 70jähriges Alter er- 
reicht hat. Sn beiden Fällen wird die Penſion nach den 
$. 3. fejtgefesten Beftimmungen berechnet. 

Körperlihe Gebrechlichkeit oder Geiftesfchwäche geben 
beide, wenn fie unverfchuldet eingetreten find und darüber 
der firengite Beweis vor der betreffenden Dienft- Behörde 
geführt worden ift, einen Anfpruch auf Penſionirung, aud) 
vor dem fünf und dreißigften, niemals aber vor dem zu: 
rüdgelegten fünften Dienſtjahre. 

Die Penfion wird auch in diefen Fällen auf die nim- 
lich vorangegebene Weife berechnet. Diefe Beftimmung fin— 
det jedoch ebenfalls feine Anwendung auf die $. 2. erwaͤhn— 
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ten fubalternen Diener, die nicht für Staate- Diener in 
der bier zu Grunde liegenden Beziehung zu halten find, 
Saat 

Bei der Berechnung des Dienft-Gehaltes zum Maßſtab 
der Denfionirung bleiben alle Theile deffelben außer Anfag, 
welche als Vergütung für befondere mit der wirklichen Dienjt- 
Derwaltung verbundene Laften zu betrachten find; nament- 
lich 3. 3. Fourage für Dienftpferde, Bezahlung von Schreib- 
Materialien, die in der Befoldung mitbegriffene Verguͤ— 
tung der Unterhaltungsfoften von Privatferibenten und AF- 
tnarien, von Holz und Licht zur Arbeitsfiube, Kopialger 
bühren, Neife: Koften, Diäten und dergleihen mehr. Das 
gegen werden mitgerechnet alle gewoͤhnliche Dienft- Emolu- 
mente, die als Befoldungstheile zu betrachten find, wenn 
fie gleich für die Beforgung gewöhnlicher Dienft- Gefchäfte 
und Dienft- Arbeiten befonders bezahlt zu werden pflegen. 

€: ‚DB 

Die Penſion eines zur Ruhe gefekten Staats - Diener, 
fowie die F. 8., 9. und 10. bier unten befiimmten Gna- 
den» Gehalte für Wittwen und Waifen hat der Standes: 
und Grundherr da zu Übernehmen, wo er den Dienft- 
gehalt zu bezahlen hat. ft diefer zwifchen Uns und ihm 
gemeinfchaftlich, To berechnet fih die Penfion „nach dem 
Berhältniß des Beitrags, 

6 

Der Vorbehalt der vierteljährigen Auffündigung ift in 
allen Dienfanftellungs - Urfunden durch vorftehende Ver— 
fügungen annullirt. Nur nach letzteren ift vom Tage der 
Publikation Diefer Verordnung an zu verfahren. 

§. 8. 

Der Wittwe eines verſtorbenen Staats-Dieners, welche 
bei Schließung der von Uns gehörig bewilligten Ehe nicht 
ausdrücklich auf ihre Penfion verzichtet hat, wird ein Drit- 
theil der Penfion bewilligt, die ihrem Manne bei deffen 
Ableben nah den S. $. 3., 5. und 6. zugefommen waͤre, 
oder welche er wirklich fchon im einem zufolge des gegen- 
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wärtigen Geſetzes eingetretenen Penſionsſtand bezogen bat. 
Diefe Penſion hört auf, wenn die Wittwe eine andermeite 
Ehe eingeht. 

—— 59 

Fuͤr jedes Kind unter 21 Jahren maͤnnlichen und unter 
19 Jahren weiblichen Geſchlechts, bekommt die Mutter ein 
Sehstheil der Venfton, welche dem Vater nach $. 3. und 4. 
zufommt. Diefer Zufag darf in feinem Fall, d. h. wenn 
vier und mehrere Kinder unter dem gedachten Alter vor⸗ 
handen find, zwei Drittheile der väterlichen Penfion über: 
fteigen. Derfelbe hört auf mit dem zurücgelegten ein und 
zwanzigftien resp. achtzehnten Kebensjahre der Kinder, ift 
aber unabhängig von der anderweiten Verheirathung der 
Mutter. 

| $. 10. 

Bon elternlofen Kindern verfiorbener aftiver oder im 
Gefolge des gegenwärtigen Geſetzes bereit3 penſionirter 
Staats, Diener befommt ein jedes bis zum zurücgelegten 
ein und zwanzigſten resp. achtzehnten Lebensjahre ein Vier- 
theil der väterlichen Penftion, fo jedoh, daß das Mari- 
mum für fünf und mehrere Kinder unter dem obbemerften 
Alter niemals über den ganzen Betrag der väterlichen Pen⸗ 
fion hinausreicht. 

gs. 11. 

An diefen Venfionen der Wittwen und Waifen wird 
abgerechnet, was fie aus Wittwen- Kaffen oder fonjtigen 
öffentlihen milden Stiftungen des Landes. befommen und 
die Penſions-Rate der Töchter wird auch vor zurüdgeleg- 
tem achtzehnten Lebensjahr zurückgezogen, wenn fie fich 
früher verheirathet haben, weniger nicht jene der Söhne, 
wenn diefe vor zurücgelegtem ein und zwanzigften Lebens- 
jahr in Unſern oder fonjtigen Dienften eine Anftellung er⸗ 
halten oder ein Gewerb fuͤr eigne Rechnung zu treiben an— 
gefangen haben, womit ein Dienſt-Gehalt oder Gemwerb3> 
Ertrag verbunden ift, der ihrer refpeftiven Penfions-Rate 
gleich ſteht. | 
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In beiden Fallen affrescirt die ceffirende Penfiong- Rate 
den übrigen nah F. 9. und 10. hier oben zum Penfions- 
bezug berechtigten Kindern, wenn deren resp. vier oder 
fünf und mehrere bisher in die Penfion fich getheilt 
haben. 

—4 

Wir behalten Uns bevor, in beſonderen Faͤllen nach 
Gutfinden zum Vortheil eines oder des andern Staats⸗ 
Dieners, auch verdienter Subalternen, denen gefeßliche 
Ansprüche nicht zugeftanden find, ſowie deren Relikten, 
Ausnahmen von der bier beftimmten gefeglichen Negel zu 
bewilligen. 

$. 13. 

Die Vollziehung des gegenwärtigen Gefekes ift Unferm 
Staats-Minifterium in allen vorfommenden Fällen über: 
tragen. An dafjelbe find daher die Berichte der Unterbe- 
börden und die Vorftellungen einzelner Reflamanten in dies 
fem Betreff zu richten. 

$. 14. 

Schließlich verordnen Wir, daß dieſes Geſetz in dem 

Verordnungsblatt oͤffentlich verkuͤndet werde. — 


Neuntes Kapitel, 
Herzogthum Sachſen-Koburg. 

Die Herzogl. Sachſ. Koburgiſche Verfaſſungs-Urkunde 
enthält darüber Folgendes 13: Die Verhaͤltniſſe der Civil— 
Staatsdiener werden in einem befonderen Gefeße, welches 
einen Beftandtheil der Berfaffungs-Urfunde bildet, aus: 
fuͤhrlich beftimmt werden. 

Dieſes Geſetz 2) ift vom 20. Auguft 1821 und verfügt 
Folgendes: 





1) Herzogl. Sachſ. Koburgiſche Verf. uUrk. Titel 2. 9. 23. Konſtit. 
der europäiſchen Staaten. 4 Thl. S. 60. 
2) Herzogl. Sachſen-Koburgiſches Regierungs-Blatt von 1821. 


* 
* 
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g 71 

Niemand kann ein Staatsamt erhalten, ohne vorherige 
für ihn günftig ausgefallene Prüfung feiner dazu nothiwen- 
digen Fähigkeiten ). Wer jedoch im In- oder Auslande 
bereits ein ähnliches Staatsamt beffeidet hat, kann, nad 
Befinden, auch ohne vorbergegangene weitere Prüfung in 
den hiefigen Staatsdienft aufgenommen oder darin weiter 
befördert werden. Bei Befegung der Amtsaͤmter jollen 
übrigens Snländer vor Ausländern bei — Eigenſchaften 
einen Vorzug genießen. 

2 

Anwartfchaften auf Staatsämter finden nicht ftatt, und 
früberhin etwa ertheilte, werden hiermit für ungültig erz 
klaͤrt. 

* 

Die Beſoldungen aller Staats-Diener werden ihnen in 
der Regel in baarem Gelde gereicht. Sind mit einer Stelle 
freie Wohnung, die Benutzung von Grundſtuͤcken oder 
Deputate von Naturalien, oder andere Nebenemolumente 
verfuüpft, fo wird der Betrag hiervon, jedoch unter Be— 
rüdfihtigung der weiter unten ($. 17. und 18%) folgenden 
Beftimmungen bei der Berechnung des Gejammtbetrags der 
Befoldung zu baarem Gelde angefhlagen, und der Betrag 
diefes Anfchlags dient bei der Bejtimmung der Penfion da, 
wo folche gereicht werden, zur Norm. 

$. 4 
Befoldungen und Penfionen der Staats-Diener fünnen 


‚von ihren Gläubigern nur zu einem Drittheil in Anfpruch 


genommen werden, 
2 
Seder Staatd-Diener muß Nebenaufträge, went fie 


3) Unter Beobachtung der hinfichtlich der Verbereitung zum Saats⸗ 
dienft beftehenden Geſetze ift es jedem überlaffen, fich zu feiner 
Beſtimmung im Inlande oder Auslande aus zubilden. Herzogl. 
Sachſ. Koburg. Verf. Urk. Tit. 2, 9. 24, 
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feinem Gefchäftsfreife nicht Ourchaus fremd find, ohne bes 
fondere Verguͤtung, ausfchließlich der Neifefoften und Diaͤ— 
ten, übernehmen, 

$. 6. 

Bei Verfegung wirklicher Staatsdiener wird auf Die 
Nebengefhäfte, welche fie in ihrem bisherigen Wohnorte 
als Grundeigenthbümer oder Unternehmer von Handels 
oder Fabrifgefchäften betrieben haben mögen, feine Ruͤck— 
fiht genommen. Handels» oder Fabrifgefchäfte darf über- 
haupt Fein Staatsdiener ohne höchfte Erlaubniß unternehmen. 


$. 7% 
Seder Staatsdiener Fann nach 50 Dienftjahren fein Amt 
niederlegen und behält den Titel und Rang, auch die volle 
Beſoldung feiner bis dahin befleideten Stelle. 


$. 8. 

Auch nad) 40 jährigem Dienftalter, oder nach zurück 
gelegtem fiebenzigiten Lebensjahre, kann jeder fein bis dahin 
beffeidetes Amt niederlegen und behält den Titel und neun 
Zehntheile feiner vollen Beſoldung. 


$. 9 

Bei einer ganz offenbaren Dienftunfähigfeit, als Folge 
phyſiſcher Gebrechlichkeit oder Geiſtesſchwaͤche, vermöge 
erwiefener Dienflanftrengung, oder fonft unverfchuldeter 
Unglücdsfälle, kann jeder Staatsdiener feine Stelle gleich- 
falls niederlegen und behält alddann, wenn diefe Nieder: 
legung in den erſten zehn Sahren nach feinem Eintritt in 
den Dienft erfolgt, vier Zehntheile, wenn ſolche in den 
äweiten zehn Sahren erfolgt, fechs Zehntheile und bei fpü- 
terem Austritt acht Zehntheile der Befoldung der zuletzt von 
ihm befleideten Stelle nach dem demnächft erſcheinenden 
frirten Gehalts -Etat für alle Staatsdienft - Stellen. 


$, 10, 
Die Niederlegung des Amts mit Verzichtleiftung auf den 
Damit verbundenen Gehalt; wird zu Feiner Zeit einem 
Staatsdiener verweigert werden, 
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rn, 

Bei jeder Niederlegung des Amts kann die Regierung, 
aus Nücficht auf den öffentlichen Dienft, den wirffichen 
Austritt aus dem Amt auf höchitens ſechs Monate auf> 
ſchieben. Auch fest jede Niederlegung des Amts voraus, 
daß der Beamte feine felbit verfchuldeten Geſchaͤftsruͤckſtaͤnde 
babe. In jedem Falle müffen ſolche Rücjtände mit billiger 
Ruͤckſicht auf die bisherigen Verhältniffe des Abtretenden 
beurtheilt werden. 

5 -12, 


Jeder Staatsdiener kann, vermöge Verfuͤguug der ober> 
fien Staatsverwaltung, zu jeder Zeit auf immer oder auf 
einige Zeit in Ruheſtand verfegt werden, jedoch ſtets nur 
mit Beibehaltung des Titels feiner bisher befleideten Stelle 
und mit Beibehaltung von act Zehntheilen feiner vollen 
Beſoldung in den erfien zehn Sahren von feinem Eintritt 
in den Dienft an gerechnet, und mit Beibehaltung feines 
vollen Gehalts, wenn feine Verſetzung in den Ruheſtand 
nach zehn geleifteten Dienjtjiahren erfolgt. 

13. 

Was von der Verfegung der Staatsdiener in den Ru— 
heftand gilt, findet auch dann feine Anwendung, wenn 
irgend eine von Semanden befleidete Dienftjtelle in Folge 
neuer Berwaltungsmanßregeln aufgehoben werden follte. 


$. 14, 

Jedem Staatödiener, der in Ruheſtand geſetzt ift, oder 
defien Dienfiunfähigfeit, vermöge welcher er fein Amt nies 
dergelegt hat, wieder gehoben ift, kann zu jeder Zeit, ein, 
einen früheren Dienftverhältniffen angemefjfenes Amt vor: 
laͤufig oder definitiv übertragen werden, und er hat, bei 
Berluft der ihm für die Zeit feines Ruheſtandes ausgefest 
gemwejenen Penfion, die Verbindlichkeit, Diefe neue Anitel- 
fung ohne Weigerung zu übernehmen. Doch erhält er bei 
neuer Anftellung den ganzen Gehalt feiner früher beffeide- 
ten Stelle unverfürzt, oder, wenn der Gehalt der neuen 
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Stelle größer feyn ſollte, dieſen. Darum darf denn and) 
ein folcher Staatsdiener, bei Verluſt der Penfion und des 
Titels, ohne befondere Erlaubniß, weder fremde Dienjte 
annehmen, noch auf andere Weife fih in ein Verhältniß 
fegen, welches ihm die Erfüllung der vorgenannten Ver: 
bindlichkeit zum Wiedereintritt in den Dienft erfchwert. Ein: 
tritt in fremde Dienfte zieht ohne Weiteres den Verluft der 
bisher bezogenen Penfion nach ſich. 
Fe 
Seder Staatsdiener fann aus Gründen der Verwaltung 
verfegt werden, jedoch ohne Zurücdfegung in der Dienft- 
Haffe und in dem Gehalt. Wer ohne fein Nachjuchen ver- 
ſetzt wird, erhält Erſatz der ihm durch die Verſetzung er- 
mwachfenen Umzugsfoften, nach einem darüber noch feſtzu— 
ſetzenden Maaßſtab. ⸗ | 
— 55 
Bei Berechnung der Dienſtjahre kommen die Vorberei— 
tungsjahre des Referendariats, der Auditoren- oder Acceſ— 
ſiſten-Geſchaͤfte, ingleichen die der advokatoriſchen Praxis 
gewidmete Zeit nicht in Anrechnung; auch keineswegs die 
in andern Staaten früher bekleideten Staatsaͤmter. 
Ge 
Bei der Beftimmung der Größe der Penfionen, fowohl 
im Falle einer Niederlegung des Amts, als auch im Falle 
einer Verfegung in den Ruheſtand, fowie bei der Beftim- 
mung der Größe des Gehalts bei einer Wiederanftellung 
oder Berfeßung, werden unter den Befsldungen alle be: 
fonders beftimmten Summen für Repräfentationsfoften, deu 
nöthigen Dienftaufwand für Dienftgehülfen, Pferdeunter- 
haltung ꝛc. und die Gehalte für Kommiffiosnen, beſonders 
diplomatifche Sendungen, nidht mitbegriffen. 
| $. 18. | 
In den im vorhergehenden $. (17.) erwähnten Fällen 
fönnen die angeftellten Staatsdiener nur die Penftonent 
nad) dem Betrag ihrer etatsmäßig firirten Befoldung ats 
ſprechen. Die einzelnen Dienern verwilligten Depofitengel- 
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der, Zählgebühren, Tantiemen von Geldern, welche fie oder 
andere einnehmen und andere Afcidenzien, bleiben bei der 
Berechnung ihrer Befoldungen, auf den Fal ihrer Pens 
fionirung, immer außer Anſatz. 

$.. 19. 

Außerordentliche Dienfte bei Staatsdienern, welche we— 
gen Dienftalter oder Dienftunfähigkeit ihr Amt niederlegen, 
oder welche in Ruheſtand verfegt werden, werden Wir 
ausnahmsmweife mit Belafjung des ganzen Gehalts zu bes 
lohnen juchen. 

$. 2%. 

Dienftentjegung findet nur durch rechtsfräftiges richter- 
liches Erfenntniß,. nach vorherigem ausreichenden rechtlichen 
Gehör des zu Entfegenden, jtatt. Doc) ift fie zugleich mit 
der Verurtheilung eines Staatsdieners zur Zuchthaus- oder 
Feftungsgefängnißjtrafe wegen eines von ihm verfchuldeten 
gemeinen Verbrechens verbunden; fowie die Sufpenfion vom 
Dienfte und einftweilige Einziehung des ganzen Gehalts 
gleihfalls von felbit eintritt, wenn gegen einen Staats: 
diener wegen eines von ihm verfchuldeten gemeinen DBerz 
brechens auf Specialunterfuchung erfannt wird, ohne daß 
in einem folchen Falle während des mweitern Verfahrens der 
fujpendirte Staatsdiener auf einen Theil feines bisher be- 
zogenen Gehalts zu feinem Unterhalt Anfpruch zu machen 
berechtigt ift. 

§. 21. 

Bei Anſchuldigung oder Verdacht einer Faͤlſchung oder 
Beſtechung im Dienſte, oder eines andern Amtsvergehens, 
welche nach dem Organiſations-Patent vom 1. Mai 1802 
fireng bejiraft werden follen, hat das dem Angefchuldigten 
oder Verdächtigen vorgefegte Kollegium, mit dem Rechte 
zur einjtweiliges Sufpenfion vom Dienfte, die vorläufige 
Unterfuhung; und zum Behuf derfelben find auch Unſere 
Verwaltungskollegien berechtigt, eidliche Zeugenvernehmuit- 
gen vorzunehmen. Der Erfolg diefer Unterfuhung iſt Er: 
klaͤrung der Unſchuld oder Erfennung einer Disciplinar— 
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firafe, oder, went entweder eine höhere Strafe zu erkennen, 
oder Verweifung der Sache an die treffenden Gerichte er- 
forderlich feyn follte, Stellung vor Geriht, und mit die— 
fer letzten Verfügung ift die Sufpenfion des Angeſchuldig— 
ten vom Dienfte und Gehalte ſtets verbunden. 
sr 

Disciplinarftrafen finden bei Unfittlichfeit, Leichtfin, 
FSahrläffigfeit, Ungehorfam, Widerfpenftigfeit, Unfleiß und 
andern dienftwidrigen oder das Subordinationsverhaͤltniß 
im Dienfte verlegenden Handlungen ſtatt. Sie beftehen in 
fchriftlichen und mündlichen Verweiſen, in Geldftrafen, 
welche unfer Minifterium bis auf 50 Thaler, die übrigen 
höhern Kollegien aber bis auf 25 Thaler erkennen koͤnnen; 
und in Sufpenfion vom Dienfte und Gehalt, welche Unfer 
Minifterium auf höchftens drei Monate, andere Kollegien 
aber höhftens auf einen Monat erfennen fönnen. Diefe 
Disciplinarfirafen werden jedesmal nach vorgängiger Ver⸗ 
nehmung und Verantwortung des Fehlenden und auf den 
Grund Follegialifher Berathung erfannt, auch findet gegen 
folche Erfenntniffe der NRefurs an das Landes- Minifterium 
ftatt,. welcher binnen acht Tagen ergriffen und eingeführt 
werden muß. Sol übrigens die Sufpenfion über einen 
zugleich zu Juſtiz- und adminiftrativen Gefchäften ange: 
ftellten Diener verhängt werden, fo hat dasjenige höhere 
Kollegium, welches ſolche verhängen will, vorher mit dem 
andern, bei ven Gefchäften des fraglichen Beamten bethei- 
listen, Kollegium besfalls zu fommuniciren und deſſen 
Beitritt zu dieſer Maßregel zw veranlafjen. Sm Fallder Ver- 
fchiedenheit der Gutachten beider Kollegien hat dasjenige, 
welches die Sufpenfion esfennen will, Beriht an Unfer 
Miniferium zu erftatten, und bei diefem die Entfheidung 
der Sache zu erbitten. 

$.:23 

Den Präfidenten and Dirigenten der Behörden ift die 
genauefte Auffiht auf ihre Untergebenen, bhinfichtlid des 
untadelhaft zu führenden bürgerlichen Lebens, bejonders 
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zur Pflicht gemacht. Bei einem folhen Benehmen eines 
Staatsdieners, welches hiermit im Widerfpruch ftehet, und 
entweder das bei Ausübung feines Amtes erforderliche Anz 
feben und Zutrauen fchwächt, oder mit der befonderen 
bürgerlichen Dienjtehre unvereinbarlich ift, wohin insbefonz- 
dere auch der Fall gehört, wenn fich ein Diener durch eine 
unregelmäßige häusliche Wirthſchaft und einen feinem Dienft- 
einfommen unangemefjenen Aufwand in einen verfchuldeten 
Zuftand bringt, find Ermahnungen und Verweife von der 
vorgefegten Behörde und nöthigen Falls, wenn diefe Er- 
mahnungen und Berweife einmal fruchtloß gegeben worden 
feyn follten, von derjelben oder deren Kommiffarius, auch 
proviforifche Sufpenfion vom Dienfte anzuwenden. Ein 
Diener aber, der wegen folcher oder anderer von ihm zu 
Schulden gebradhter Dienfivergehen zweimal von feinem 
Amte fufpendirt worden ift, ift bei Wiederholung Ahnli- 
her, die Sufpenfion nad fi ziehender Dienftvergehen, 
mit wirklicher Entſetzung vom Dienfte zu beftrafen, und 
ſteht in dieſem Fal die Dienftentfegung auf erftatteten 
Beriht an Unfer Minifterium diefem ohne weiteres Ver: 
fahren und Einleitung des jonft in Dienft- Entfegungsfällen 
($. 20.) erforderlichen rechtlichen Verfahrens zu. Doc 
fann in Fällen der Art nach Befinden auch vorerft noch 
die Stellung des zu entjeßenden Dienerd vor Gericht ver: 
fügt werden, in welchem Fall jedoch während der Erör- 
terung der Sache die Sufpenfion des in — genom⸗ 
menen Dieners ($. 21.) von ſelbſt eintritt. 
$. 24. 

Was uͤbrigens das den Landſtaͤnden bewilligte 
Recht zu Beſchwerden gegen das Benehmen der Staats— 
diener betrifft; ſo wird daſſelbe hinſichtlich der ober— 
ſten Staatsdiener vorzuͤglich dadurch geſichert, daß alle 
Verfuͤgungen des Regenten von denjenigen, welche ihn 
dabei berathen haben, kontraſignirt werden, und daß jeder 
ſolcher Staatsdiener fuͤr die auf ſeinen Vortrag und in 

II. Bd. 46 


J 
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Gemäßheit deffelben gefaßten Befchlüffe dem Regenten ber 


fonderg —— verantwortlich iſt. 


F§. 235: 

Wenn der Staatsdiener im aktiven Dienſt ſtirbt, ſo 
erhaͤlt die Wittwe von dem Gehalt ihres Ehegatten den 
ſechſten Theil als Penſion ($. 18.) und ebenſo erhaͤlt die 
Wittwe des nach $. 7. 8. und 9. in Ruheſtand verſetzten 
Dieners den fechften Theil des ihrem Gatten im Ruheſtand 
verbliebenen Gehalts. 
$. 26. 


Jedem vaterlofen Waifen eines Staatsdienerd werden 
drei Zehntheile der Wittwenpenfion als Unterhaltungs- und 
Erziehungsbeitrag verwilligt. Diefer Beitrag wird bis zum 
Schluß des fechzehnten Lebensjahres verabreicht, kann aber 
bei einer früheren Verforgung des Kindes von ſelbſt meg- 
fallen. ine fortdauernde Verabreihung über das fech- 
zehnte Lebensjahr hinaus findet als Ausnahme von der 
Kegel dann ftatt, wenn durch legale Zeugniffe nachgewie— 
fen wird, daß das Kind der Fähigkeit, durch Selbiter- 
werb fich fortzubringen, phyſiſch beraubt ift. 

5.96.27: 
Wittwen behalten ihre Penſionen fo lange, als fie in 
ihrem Wittwenftand bleiben und durch Unfittlichfeit oder 
Berbrechen fih der Wohlthat nicht unwuͤrdig machen. 


$. 28. 

Die Penfion der Staatsdiener und ihrer Wittwen, ſo— 
wie die Erziehungs- und Unterhaltungsbeiträge für die Kin- 
der, werden aus denfelben Kaffen geleiftet, woraus Der 
Staatsdiener bis zur Zeit feiner Penfionirung oder der 
verftorbene Ehegatte oder Vater zur Zeit des Todes feine 
Befoldung bezogen hat. Seder Staatsdiener, er ſeye Ehe- 
gatte oder Vater oder nicht, hat zum Beten des Penfions- 
fonds der Staatsfaffe oder der Kaffe, aus welcher er feine 
Befoldung bezieht, jährlich ein Procent feines Dieuſtge— 
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balts fih abfürzen zu laffen, damit diefe für den Staats: 
dienft eben jo nothwendige als wohlwollende Anordnung 
bierdurh und durch Erfparniffe ihr Beſtehen erhalte, und 
fo wenig als möglich durch Zuſchuͤſſe aus neuen Auflagen 
das Land beläftige. — 


Zehntes Rapitel, 
Fuͤrſtenthum Waldeck. 


Der zwiſchen dem Fuͤrſten von Waldeck und den vorhi— 
nigen Staͤnden vom 19. April 1816 zu Stande gekommene 
Landesvertrag enthaͤlt ) in Beziehung auf die Staatsdiener 
Folgendes: 

2 

Staatsdiener follen von den Landftänden wegen verfaf- 
fungswidrigen Betragens, jedoch nur vor dem ordentlichen 
Richter, angeklagt werden, vor welchem fie fich zu verant- 
mworten und Recht zu nehmen verbunden find, fowie auf 
der andern Seite jedem Staatsdiener hierdurch die Zu— 
fiherung gefchieht, daß feiner, ohne gerechte Urfache und 
vorhergegangene richterliche Unterfuchung und Entfcheidung, 
feines Amtes entjegt werden foll. 

$. 2. 

Die Sporteln werden, in folhen Fällen, für den 

Beklagten bis zur Beendigung des Prozeffes aufgezeichnet. 
$. 3. 

Auch wollen Wir, der Biligfeit gemäß, bei Befekung 
der Bedienungen den dazu fähigen Landesfindern den Bor: 
zug vor Ausländern einräumen. 

$. 4. 

Da das Land, durd) die am 3. Juli 1814 abgefchloffene 

Konvention, die Salarirung und Penftonirung aller wirklichen 


1) Zürftl, Walde. Landesvertrag $. 25. g, am Ende h, i, fodann 
$. 35. und 37. ſ. Konftitut. der europ. Staaten 3. Theil S. 368, 
46 * 
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Staatsdiener und deren Wittwen, wie folche in dem, im Receß 
vom 19. April 1816 Lit. C. enthaltenen Etat beftimmt ift, 
übernommen bat und dagegen ihm die Beziehung a) der 
Sporteln, b) aller Strafen und c) aller Konftisfationen 
aus Unferm Fürftenthbum Walde überlaffen ift, jo hat 
die landfchaftlihe Kammer nach jenem Etat die Zahlungen 
monatlich zu verfügen. 
— 

Um außerdem eine beſondere Kaſſe zu Salarirung der 
Staatsdiener zu bilden, werden derſelben, außer den er- 
wähnten Einfünften, auch 

1) die vorhinige Land» Salarienfaffe; 
2) der Ertrag des Stempelpapiers überwiejen. 


Ueber die Vorbereitung zum Staatsdienft und zur juri- 
ftifchen Praxis beftehlt eine fuͤrſtlich Waldedifche Verord- 
nung ?), daß die Recdhts- Kandidaten, wenn fie Univerfi- 
taͤts-Zeugniſſe über Fleiß und Betragen, fowie über die 
Dauer ihres juriftifchen Studiums ?) vorlegen und in einer 
vorläufigen Prüfung bei dem Negierungs- Kolleg Cwelches 
zugleich Juſtiz-Kolleg ift) gehörige Kenntniß nachweifen, 
als Ausfultanten dem Sefretariate eined Landes- Kolleg 
oder einem Ober: Suftizamte zugewiefen werden. Nachher 
fönnen fie, ohne Borfchrift einer beftimmten Zeit, zur juri- 
füifchen Praxis oder zu einem öffentlichen Amte zugelaffen 
werden, oder in bisheriger Art ihre fernere Ausbildung 
bis zur wirklichen Anftellung im Staatsdienft fortfegen, 
wenn fie von der erwähnten Behörde guͤnſtiges Zeugniß, 





2) Der Staatebote, eine allgemeine faatswiffenfchaftliche Zeitung 
vom 10. December 1826. Nr. 47. 

3) Eine Verordnung vom 16. November 1826 hat die geringfte 
Zeit des afademifchen Studiums bei Medicinern auf 3'/, Fahre, 
bei Suriften auf 3 Jahre und bei Theologen auf 2'/, Sahre 
feſtgeſetzt. 
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insbefondere über ihr Beitreben, fich zu vervollkommnen, 
beibringen, und nad) Ausarbeitung einer Probe: Relation 
in einer zweiten firengeren Prüfung von der Regierungs— 
Kolleg ihre theoretifche und praftifche Ausbildung gehörig 
nachmweifen. Die bei einer der beiden Prüfungen Zurück 
gewiefenen koͤnnen nad Ablauf eines Jahres, mit günfti- 
gen Zeugniffen verfehen, eine wiederholte Prüfung nach— 
fuchen, find aber, im diefer nicht beftehend, für immer 
vom Staatsdienft ausgefchloffen. 


AM 


Eilfter Abſchnitt. 
Bon der Gewähr der Verfaſſungen. 


Einleitune 


Die Schluß-Afte der zu Wien gehaltenen Miniiterial- 
Konferenzen beftimmt über ven Schuß, welchen die Ber; 
faffungen genießen follen, Folgendes +): 

Die in anerfannter Wirkfamfeit beftehenden landftändi- 
fhen VBerfaffungen fünnen nur auf verfaffungsmäßigem 
Wege wieder abgeändert werden. I 

Wenn von einem Bundesgliede die Garantie des Bun- 
des für die in feinem Lande eingeführte Tandftändifche Ver- 
faffung nachgefucht wird, fo ift die Bundes - Berfammlung 
berechtigt, folche zu übernehmen. Gie erhält dadurch die 
Befugniß, auf Anrufung der Betheiligten, die Verfaffung 
aufrecht zu erhalten und die über Auslegung und Anwen⸗ 
dung derfelben entftandenen Srrungen, fofern dafür nicht 
andermeitige Mittel und Wege gefeklih vorgefchrieben find, 
durch gütliche Vermittelung oder Fompromiffarifche Entfchei- 
dung beizulegen. 

Nicht in allen feit Errichtung des deutfchen Bundes in 
Deutfchland erfchienenen Verfaffungen wurde die Garantie 
des Bundes ausdruͤcklich als Schugmittel aufgeftellt, fon- 
dern nur in folgenden: 1) Sn der Sachfen » Weimarifhen 
von 1816, 2) in der Sachfen- Hildburghaufiihen von 1818, 
3) in der Sacfen-Koburgifchen von 1820. — Zugefichert 
ward von der Bundes -Verfammlung die verlangte Garan⸗ 


1) Schluß: Akte, Art. 56. und 60. f. Konftit. der enropäifchen 
Staaten IV, Theil ©, 32, 
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tie, in den Protofollen der Bundes -Verfammlung für die 
erite 1817, $. 935 für die andere 1818, $. 2285 für die 
dritte 1822, $. 167. — Auch Baden machte bei der Bun— 
des - Verfammlung den Antrag auf Gemwährleiftung feiner 
Verfaſſungs-Urkunde und die Bundes -PVBerfammlung ber 
ſchloß Snitruftions- Einholung in dem Protokoll von 1818, 
$. 214; ſeitdem ruht die Sache. 

Eine Berordnung der Großherzoge von Medlenburg 
vom 28. November 1817, betreffend die fehiedrichterliche 
Entfcheidung der DBerfaffungs - Streitigkeiten zwiſchen der 
Landesherrfchaft und den Landftänden, erhielt die Garan- 
tie der Bundes-DVerfammlung in dem Protofoll von 1818, 
6: 127. 

Sehen wir nun, was darüber und überhaupt über die 
Gewähr der Verfaffungen in den einzelnen Urfunden be- 
fiimmt worden ift. 


Erjtes Kapitel. 
Königreih Preußen. 

Sn dem allgemeinen Gefeß wegen Anordnung der Pro— 
vinzial » Stände in der preußifhen Monarchie vom 5. 
Suni 1823!) fommt hierüber Folgendes vor: 

Dem gegenwärtigen Geſetz, welches jedoch auf Neufchatel 
und Balengin Feine Anwendung findet, wollen Wir für jede 
Provinz ein befonderes Gefeß, welches die Form und die 
Grenzen ihres ftändifchen Verbandes beftimmt, nachfolgen 
laffen. Sollten Wir fünftig in diefen befonderen Gefegen 
Abänderungen als wohlthaͤtig und nüßlich erachten; fo 
werden Wir diefe nur nach vorhergegangenem Beirath der 
Provinzial: Stände treffen. 


1) Konftitutionen der europäifchen Staaten IV. Theil S. 297. 
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Zweites Kapitel, 
Königreih Baiern. 


1. 

Die Königl. Baier, Verf. Urkunde beftimmt dariiber 

Folgendes '): 
$. 1. | 

Bei dem Negierungs -» Antritt ſchwoͤrt der König in ei- 
ner feierlichen VBerfammlung der Staats -» Minifter, ver 
Mitglieder des Staats-Raths und einer Deputation der 
Stände, wenn fie zu der Zeit verfammelt find, folgen: 
den Eid: (Abſchnitt III. Kap. 2. J. $. 23.) 

„Ich ſchwoͤre, nach der Verfaffung und den Geſetzen des 
Reichs zu regieren, jo wahr mir Gott helfe und fein 
beiliges Evangelium.’ 

Ueber diefen Akt wird eine Urfunde verfaßt, in das 
Neichs » Archiv hinterlegt und beglaubigte Abfchrift davon 
der Stände - Berfammlung mitgetheilt. 

“2, 
Der Reichs-Verweſer leiftet in Beziehung auf die Er: 


haltung der Berfaffung den (Abfchnitt III. Kapitel 2. J. 
$. 17.) vorgefchriebenen Eid. 


Sämmtliche Prinzen des Königlichen Haufes leiſten nach 
erlangter Voljährigfeit ebenfalls einen Eid auf die genaue 
Beobachtung der Verfaſſung. 

$. 3 

Ale Staatsbürger find bei der Anfäffigmahung und 
bei der allgemeinen Landeshuldigung, fowie alle Staatsdie- 
ner bei ihrer Anftellung verbunden, folgenden Eid abzu- 
legen: 

„Ich ſchwoͤre Treue dem Könige, Gehorfam dem Ge- 
feße und Beobachtung der Stants-Berfaffung, fo wahr 
mir Gott helfe und fein heiliges Evangelium.’ 


1) Verf. Urf, vom 26. Mai 1818 Tit. X. ,1—7, ſ. Konftit, 
der europ, Staaten Theil III. ©, 112, 
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§. 4 
"Die Königl. Staats: Minifter und ſaͤmmtliche Staates 
diener find für die genaue Befolgung der Verfaſſung ver; 


antwortlich. 
$. 5 


Die Stände haben das Recht Abfchnitt VI. Abtheilung 
IV. Kapitel 2. $. 39.), Befchwerden über die durd) die Koͤ— 
nigl. Staats - Minifterien oder andere Staats » Behörden 
gefchehene Verlegung der Berfaffung in einem gemeinfamen 
Antrag an den König zu bringen, welcher denfelben auf 
der Stelle abbhelfen, oder, wenn ein Zweifel dabei obmwals 
ten follte, fie näher nach der Natur des Gegenftandes 
durch den Staatsrath oder die oberjte Suftiz - Stelle unter> 
ſuchen und darüber entfcheiden laffen wird, 

$. 6. 

Finden ſich die Stände (Abſchnitt VI. Abtheilung IV. 
Kapitel 2. $. 40.) durch ihre Pflichten aufgefordert, gegen 
einen höbern Staatsbeamten wegen vorfeglicher Verlegung 
der Staats -Verfaffung eine förmliche Anklage zu jtellen, 
fo find die Anklage-Punkte beftimmt zu bezeichnen und in 
jeder Kammer dur einen befondern Ausschuß zu prüfen. 

Bereinigen ſich hierauf die beiden Kammern in ihren 
Beihlüffen über die Anklage; fo bringen fie diefelbe mit 
ihren Belegen in vorgefchriebener Form an den König. 

Diefer wird fie ſodann der oberften Juſtiz-Stelle, in 
welcher im Falle der nothwendigen oder freiwilligen Be— 
rufung auch die zweite Snftanz durch Anordnung eines ans 
deren Senats gebildet wird, zur Entfcheidung übergeben 
und die Stände von dem gefällten Urtheil in Kenntniß 
ſetzen. 

2. 

Abänderungen in den Beftimmungen der DVerfaffungs- 
Urfunde, oder Zufäge zu derfelben, koͤnnen ohne Zuftim- 
mung der Stände (Abſchnitt VL, Abtheilung IV. Kap. 2. 
$. 41.) nicht gefchehen. 
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Die Borfchläge hiezu gehen allein vom Könige aus und 
nur wenn derfelbe fie an die Stände gebracht hat, dürfen 
fie darüber berathfchlagen. 

Zu einem gültigen Befchluße in diefer höchft wichtigen 
Angelegenheit wird menigftend die Gegenwart von Drei 
Biertheilen der bei der Verſammlung anwefenden Mitglie- 
der in jeder Kammer und eine Mehrheit von zwei Drit- 
theilen der Stimmen erfordert. 

Indem Wir diefes Staats- Grundgefek zur allgemeinen 
Befolgung und genauen Beobachtung in feinem ganzen 
Inhalte, einfchließlich der daffelbe ergänzenden und in der 
Haupt -Urfunde ald Beilagen bezeichneten Edifte, hierdurch 
fund machen, fo verordnen Wir zugleich, daß die darin 
angeordnete Verfammlung der Stände zur Ausübung der 
zu ihrem Wirfungsfreife gehörigen-Nechte am 1. Januar 
1819 einberufen und inzwifchen die hiezu erforderliche Ein- 
leitung veranftaltet werde. 


II. 


Am 30. Mai 1818 ſtellte auch der Kronprinz, jetziger 
Koͤnig, von Baiern folgende Urkunde aus: 

Urkunden und fügen hiemit zn wiſſen: 

Nachdem des Koͤnigs Unſers Herrn und vielgeliebteſten 
Herrn Vaters Majeſtaͤt dem Koͤnigreiche eine ſeinen aͤußern 
und innern Verhaͤltniſſen angemeſſene Verfaſſung mit ſtaͤn— 
diſcher Einrichtung unterm 26. dieſes Monats zu geben 
geruht haben, und die desfallſige Urkunde Uns vollſtaͤndig 
mitgetheilt worden iſt, und nachdem Wir nach genomme— 
ner Einſicht uͤber den Inhalt derſelben nicht die mindeſte 
Erinnerung zu machen gefunden haben; ſo erklaͤren Wir 
hierdurch, daß Wir dieſe Urkunde als ein bindendes 
Staats-Grundgeſetz in allen ſeinen Theilen vollkommen 
anerkennen und haben zu Bekraͤftigung dieſer Unſerer Er— 
klaͤrung gegenwaͤrtige Urkunde eigenhaͤndig unterzeichnet und 
beſiegelt. — 
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Drittes Kapitel. 
Königreihb Hannover. 


Sn dem Patent vom 7. December 1819, die Berfaflung 
der allgemeinen Stände - Verfammlung des Königreichs Han: 
nover betreffend), fommt hierüber nichts vor. Aus der 
bei Eröffnung der Staͤnde-Verſammlung von dem Herzog 
von Sambridge den 28. December 1819 gehaltenen Rede ) 
ift jedoch folgende Stelle hier anzuführen: 

Wichtig find die ihnen zugeftandenen Rechte, aber wich— 
tig auch ihre Pflichten. Für die Bewahrung der erfteren 
bürge ihnen das Fönigliche Wort des Regenten; erfüllen fie 
die legteren mit gewiffenhafter Treue ꝛc. 


Viertes Rapitel, 
Königreihb Wiürtemberg. 
I. 
Die Königlih Würtembergifche Verfaffungs » Urkunde 
enthält hierüber Folgendes’): 
As € 
Der Huldigungseid wird dem Thronfolger (Abfchnitt IL. 
Kap. 4. $. 14.) erſt dann abgelegt, wenn er in einer den 
Ständen des Königreichs auszuftellenden feierlichen Urfunde 
die unverbrücdliche Fefthaltung der Landes-Verfaffung bei 
feinem £öniglichen Worte zugefichert hat. 
5.2, 
Der Reichs-Verweſer (Abſchnitt III. Kay. 4. $. 18.) 
hat eben fo, wie der König, den Ständen ?), die Beob: 
achtung der Landes-Berfaffung feierlich zuzufichern, 


1) f. Konftitut. der europ. Staaten Theil III. S. 340, 

2) f. Konftitut, der europ. Staaten Theil III. ©, 345, 

1) Berf. Urf. vom 25. September 1819. $.$. 10, 14, 195 — 205. 
fe Konftitut. der europ, Staaten Theil III. ©, 291, 

2) Die Befchlüffe in der Stände: Verfammlung werden nach der 
Stimmenmehrheit abgefaßt. Wenn jedoch von Abänderung ir 
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Bon dem Staats-SGerichtshofe. 
90 Wer Pa 

Zum gerichtlihen Schutze der BVerfaffung wird ein 
Staats » Gerichtshof errichtet. Diefe Behörde erfennt über 
Unternehmungen, welche auf den Umſturz der Berfaffung 
gerichtet find und über Verlekung einzelner Punkte der 
Berfaffung. 

$. 4 

Der Staats: Gerichtshof befteht aus einem Präfidenten, 
welcher von dem Könige aus den erften Vorftänden der 
hoͤhern Gerichte ernannt wird, und aus zwölf Richtern, 
wovon der König Die Hälfte aus den Mitgliedern jener 
Gerichte ernennt, die Stände - Berfammlung aber die ans 
dere Hälfte nebft drei Stellvertretern im Zufammmentritt 
beider Kammern außerhalb ihrer Mitte erwählt. 

Unter den ftändifchen Mitgliedern müffen meniaftens 
zwei Nechtögelehrte feyn, welche auch, mit Vorbehalt der 
Einwilligung des Königs, aus Eöniglichen Staatd-Dienern 
gewählt werden fönnen. Außerdem müffen die Mitglieder 
alle zur Stelle eines Stände- Mitgliedes erforderlichen Ei- 
genfchaften haben, 

Das Kanzlei » Perfonal wird aus dem Obertribunal 
genommen. 

§. 5. 

Saͤmmtliche Richter werben für dieſen ihren Beruf be- 
fonders verpflichtet und Fönnen gleich den übrigen Juſtiz⸗ 
Deamten nnr durch Urtheild-Sprud ihrer Stelle als Mit- 
glieder diefes Gerichtshofs entfet werden. Nimmt jedoch 
ein fländifcher Richter ein Staatsamt an; fo hört er da- 
durch auf, Mitglied diefer Stelle zu feyn, kann aber von 





gend eines Punktes der Verfaffung die Rede iftz fo iſt die 
Beiſtimmung von zwei Drittheilen der anweſeuden Mitglieder 
in beiden Kammern nothmwendig ($. 176 der Verf, Urk.) 

Zu einer Anklage wegen verlester Verfaſſung ($. 7. diefes 
Kapitels) ift jede Kammer auch einzeln berechtigt. $. 179. der 
Derf, Urk. | 
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der Stände: Verfammlung wieder gewählt werden. Eben 
fo tritt ein vom König ernanntes Mitglied aus dem Ger 
richte, wenn es aufhört, fein richterliches Hauptamt zu 
befleiden. 

$. 6. 


Das Gericht verfammelt fih auf Einberufung durch den 
Präfidenten, welche von diefem fogleich gefchehen muß, 
wenn er dazu einen von dem Zuftiz- Minifter fontrafignir: 
ten Befehl des Königs oder eine Aufforderung mit Angabe 
des Gegenftandes von einer der beiden Kammern durch 
deren Praͤſidenten erhält. 

Das Gericht loͤßt fih auf, wenn der Prozeß geendigt 
ift. Der Praͤſident hat für die Vollziehung der Befchlüffe 
zu forgen und in Anftands » Fällen das Gericht wieder zu 
verjammeln. 

6. 7. 


Eine Anklage vor dem Staats - Gerichtshofe wegen ber 
oben $. 3. erwähnten Handlungen kann gefchehen von der 
Regierung gegen einzelne Mitglieder der Stände und des 
Ausfhuffes, und von den Ständen fowohl gegen Minifter 
und Deyartements-Chefs, als gegen einzelne Mitglieder 
und höhere Beamten der Stände-Berfammlung. Andere 
Staatsdiener als Minifter und Departements» Chef3 koͤn— 
nen vor diefem Gerichte nicht angeflagt werden, außer 
wegen Uebertretung der Abjchnitt X. Kapitel 3. S. 11. 
enthaltenen Borfchrift. | 

Anklage und Verteidigung geſchieht oͤffentlich. Die 
Protofolle werden mit den Abftimmungen und Beihlüffen 
durch den Druck befannt gemadıt. 


$. 8. 

Wenn es erforderlich iſt, Inquirenten zu beſtellen, ſo 
waͤhlt der Gerichtshof dieſelben aus den Raͤthen der Cri— 
minal-Gerichte. Der Unterſuchung hat jedesmal ein koͤ— 
nigliches und ein ſtaͤndiſches Mitglied des Gerichtshofs an— 
zuwohnen. 
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$. 0, 
Es werden jedesmal zwei Referenten beftellt. Iſt der 
erfte Referent ein Königlicher Richter, fo muß der Korre- 
ferent ein ftändifcher feyn, und umgefehrt. 


$. 10, 

Bei jedem Befchluffe muß eine gleiche Anzahl von koͤ⸗ 
niglichen und ſtaͤndiſchen Richtern anweſend ſeyn. Sollte 
durch Zufall eine Ungleichheit der Zahl eintreten, welche 
nicht ſogleich durch anderweitige Ernennung oder Eintritt 
eines Stellvertreters gehoben werden koͤnnte, ſo tritt der 
Juͤngſte im Dienſte von der uͤberzaͤhlenden Seite aus; doch 
darf die Zahl der Richter nie unter zehn ſeyn. 

Im Verhinderungsfalle vertritt die Stelle des Praͤſiden— 
ten der erſte koͤnigliche Richter. 

Dem Praͤſidenten ſteht keine Stimme zu; im Fall 
der Simmengleichheit entſcheidet die fuͤr den Angeklagten 
guͤnſtigere Meinung. | 

+ 1f. 

Die Strafbefugniß des Gerichtshofes erſtreckt fih nur 
auf Bermweife und Geldftrafen, auf Sufpenfion und Ent- 
fernung vom Amte, auf zeitliche oder immerwährende Aus⸗ 
fohliegung von der Landſtandſchaft. 

Wenn diefed Gericht die höchfte in feiner Competenz 
liegende Strafe erfannt hat, ohne eine weitere ausdrüd- 
lich augzufchließen; fo bleibt den ordentlichen Gerichten 
vorbehalten, gegen den Verurtheilten ein weiteres Berfah- 
ren von Amtswegen eintreten zu lafjen. 


Me 7 
Gegen den Ausspruch des Staats - Gerichtshofes findet 
feine Appellation ftatt, fondern nur das Nechtsmittel der 
Kevifion und der Wiedereinfeßung in den vorigen. Stand, 


$, 13. 
Der König wird nicht nur die Unterfuhung niemals 
hemmen, fondern auch das ihm zuftehende Begnadigungs- 
Recht nie dahin ausdehnen, daß ein von diefem Gerichte 
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in die Entfernung vom Amte verurtheilter Staatsdiener in 
feiner. bisherigen Stelle gelaffen, oder daß derfelbe in ei: 
nem andern Juſtiz- oder Staats -Berwaltungsamte ange- 
ftellt würde, es wäre denn, daß in Rüdficht auf die Mies 
deranftellung das gerichtliche Erfenntniß einen ausdrüdlis 
chen Vorbehalt zu Gunften des Verurtheilten enthielte. 


11. 

Sn dem Manifejte *) des Königs vom 26. Seytember 
1819, durch welches er die Vollendung und Annahme der 
neuen Verfaffung befannt machte, kommt Folgendes vor: 

Die Verfaſſungs-Urkunde des Königreichs ift von Ung 
und den fämmtlichen Mitgliedern der Stände - Berfamm- 
lung, welde zu dieſem wichtigen Werfe berufen waren, 
unterzeichnet; und aus Unferm Munde haben die verfam: 
melten Stände die feierliche Berficherung der unverbruͤchli— 
hen Feitbaltung des Verfaſſungs-Vertrags vernommen, 
Mit freudiger Empfindung verkünden Wir Unferm getreuen 
Volke diefes Ereigniß, welches der Regierung ihre wohl⸗ 
thaͤtige Wirkſamkeit, dem Volke ſeine geſetzmaͤßige Frei— 


heit und dem geſammten Vaterlande eine gluͤckliche Zukunft 
ſichert ꝛc. 


Fünftes Kapitel. 
Großherzogthum Baden. 


L. | 

Sn der Großherzogl. Badifchen Berfaffungs - Urfunde 
it hierüber Folgendes !) enthalten: 

‚Bon dem aufrichtigften Wunfche durchdrungen, die Bande 
des Vertrauens zwifchen Uns und Unferm Volke immer 
feiter zu fnüpfen, und auf dem Wege, den Wir hierdurch 
bahnen, alle Unfere Staats: Einrichtungen zu einer hoͤhe— 





3) Steht in den Konftitut, der europ. Staaten Theil III. ©. 335, 
1) Großherzogl, Bad. Verf. Urf, Eingang, $. 67. zum Theil, 
ſ. Konftitut, der europ, Staaten Theil II. S, 352. 
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ven Vollkommenheit zu bringen, haben Wir die Verfaf- 
fungs =» Urkunde gegeben, und verfprechen feierlich für Uns 
und Unfere Nachfolger, fie treufih und gewiffenhaft zu 
halten und halten zu laffen. Sodann ift in diefer Urkunde 
weiter beitimmt worden: 

Die Stände haben das Recht (Abſchnitt VI. Abth. IV. 
Kapit. 5. I. $. 21.), Minifter und Die Mitglieder ver 
oberften Stants- Behörden wegen Verlekung ber Berfaffung 
oder anerfannt verfaffungsmäßiger Rechte fürmlid) anzu- 
lagen. Ein befonderes Gefeg fol die Fälle der Anflagen, 
die Grade der Ahndung, die urtheilende Behörde und die 
Procedur beſtimmen. 

Dieſes Geſetz iſt im Jahr 1820 wirklich erſchienen und 
folgt hier unter II. 


II. 


In der Verfaſſungs-Urkunde iſt den Kammern Unſerer 
getreuen Landſtaͤnde das Recht ertheilt worden, die Mini— 
ſter und Mitglieder der oberſten Staatsbehoͤrden wegen 
Verletzung der Verfaſſung oder anerkannt verfaſſungsmaͤßi— 
ger Rechte foͤrmlich anzuklagen. Ein beſonderes Geſetz ſoll 
die Faͤlle der Anklage, die Grade der Ahndung, die ur- 
theifende Behörde und die Procedur bejtimmen. Diefes 
Gefes ertheilen Wir nach eingeholter Zuftimmung Unferer 
getreuen Stände in Folgendem ): 

$. 1. 

Sede That, wodurch von einem, feiner vorgefeßten 
Behörde untergeordneten Staatsbeamten Die Berfaffung oder 
anerfannt verfaffungsmäßige Rechte entweder im Ganzen 
oder in einzelnen Punkten wirflich verleit worden, ift Dies 
fer Anklage unterworfen. 

$. 2 
Als Mitglied der oberften Staatsbehörde find dermal 





2) Großherzogl. Badifches Staats» und Kegierungsblatt 18, Fahr: 
gang. 1820, ! 
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anzufehen, die ordentlihen und außerordentlihen Mitglie- 
der Unfers Staats-Miniſteriums. 
* 

Ruͤhrt die That von einem Staatsdiener her, welcher 
nicht Mitglied Unſerer oberſten Staatsbehoͤrde iſt, oder 
doch in dieſem Falle als in ſeiner Dienſtfuͤhrung derſelben 
untergeordnet betrachtet werden muß, ſo haben die Staͤnde 
das Recht, ihre Beſchwerde bei der hoͤchſten Behoͤrde an— 
zubringen, welche der Verletzung auf der Stelle abhelfen 
und entweder im Wege der Dienſtordnung oder durch die 
kompetente Juſtizſtelle die gebuͤhrende Ahndung eintreten 
laſſen wird. 

F. 4. 

Die foͤrmliche Anklage dagegen kann von den Kammern 
gegen diejenigen, keiner vorgeſetzten Behoͤrde untergeord— 
neten Staatsbeamten angeſtellt werden, welche eine Ver— 
fuͤgung oder einen Beſchluß, wodurch die Staͤnde die Ver— 
faſſung oder anerkannt verfaſſungsmaͤßige Rechte für ver- 
legt halten, unterfchrieben haben. Alle auf die Berfaffung 
oder verfaffungsmäßige Rechte fich beziehende Verfügungen 
und Befchlüffe werden daher von einem oder mehreren dies 
fer verantwortlichen Staatsdiener unterzeichnet. 

6% 

Sm Falle, daß ein, dieſer Anklage unterworfener 
Staatsdiener, ehe diefelbe angebradht wird, aus dem 
Staatsdienjte treten follte, hört das Anflagerecht der 
Stände, mit dem Schluffe des erfien, nach dem Dienft- 
austritt defjelben zufammenberufenen Landtags auf, vor- 
behaltlich übrigens der über Verjährung der Vergehen und 
Berbrechen beſtehenden gefeglichen Vorſchriften. 

$. 6. 

Wenn die Stände flagend auftreten zu müffen glauben, 
fo find die Anflagepunfte beftimmt zu bezeichnen und in 
jeder Kammer durch eine Kommiffon zu prüfen, wobei das 
fonft nad der Gefhäftsordnung zuläffige abgefürzte Ders 
fahren niemals ftattfinden kann. 

II. Bd. 47 
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Bereinigen fi) beide Kammern durch Zuftimmung der 
Mehrheit einer jeden derfelben über das Anbringen der 
Klage, fo wird fie von derjenigen Kammer, welche den 
Antrag gemacht hat, fammt den Belegen durch eine Depu- 
tation an Uns felbft gebracht und zugleich der höchften 
Staatsbehörde im gewöhnlichen Weg, davon Nachricht er- 
theilt. 

Bär; de 

Die auf diefe Weife an Uns gebrachte Anklage werden 
Wir fofort Unferm Oberhofgerichte als der oberften Juſtiz— 
ftelle zur Verhandlung und Entfeheidung übergeben. Die- 
felbe hat diefe Gegenftände in vollem Rathe vorzunehmen, 
und wird in dem Kalle, daß eind oder mehrere ihrer Mitglieder 
etwa zur Zeit der Anklage Mitglieder der Ständeverfamm- 
[ung gewefen wären, in welchem Fall deren Stimmrecht 
im Oberhofgericht ruht, durch eine gleiche Anzahl der, dem 
Dienftalter nach Alteften Räthe der Hofgerichte ergänzt. 

Gr 

In Ddiefem Falle tritt der Anflageprozeß ein. Ueber 
das gerichtliche Verfahren werden nähere gefegliche Vor— 
fehriften demnaͤchſt erlaffen werden. Bon der erfolgten 
Entfcheidung wird der Kammer Nachricht ertheilt und die- 
volftändigen Verhandlungen werden mit dem Urtheile und 
den Entfcheidungsgründen jedesmal vom SOberhofgerichte 
durch den Druck befannt gemacht. 

Außer der Wiedereinfegung in den vorigen — iſt 
kein Rechtsmittel zulaͤſſig. 

5 

Die Grade der Ahndung beſtimmen ſich nach der Groͤße 
der boͤſen Abſicht oder Schuld, nach der Groͤße und dem 
Umfang des zugefuͤgten Schadens und den geſetzlichen Re— 
geln der Zurechnung. Die Ahndungen ſelbſt beſtehen in Ver⸗ 
weiſen, Suſpenſion, Enfernung vom Amt mit oder ohne 
Penſion, mit oder ohne Vorbehalt der Wiederanſtellung, 
endlich in Dienſtentſetzung. Wenn die Verlegung der Ber- 
faffung oder der verfaffungsmäßigen Rechte in ein anderes 
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bejtimmtes Verbrechen übergehet, fo bleibt das gerichtliche 
Verfahren und die gefeglichen Strafen, fowie in allen 
Fällen der Schadenserfag, vorbehalten. 

$. 10, 

Es verfteht fib von felbit, daß Uns in jedem Falle dag 
Recht der Begnadigung unbenommen bfeibt; doch werden 
Wir diefes Recht niemals dahin ausdehnen, daß ein, in 
Gefolg derartiger Anklage zur Entfernung vom Amt ver- 
urtheilter Staatsdiener in feiner bisherigen Stelle gelaffen, 
oder daß derfelbe in einem andern Juſtiz- oder adminiftra- 
tiven Amte angeftellt werde, es wäre denn, daß in Ruͤck— 
fiht auf Wiederanftellung das gerichtliche Erfenntniß einen 
ausdrüdlichen, dem Berurtheilten günftigen Vorbehalt ent- 
hielte. — 

Den 5. Oktober 1820. 


Sechstes Kapitel, 
Großherzogtbum Heffen. 
I. | 

Die Großherzogl. Heffifche Verfaffungs-Urfunde beftimmt 
hierüber Folgendes 2): 

7 8. 

Jeder Regierungsnachfolger fichert, bei dem Antritte 
feiner Regierung (Abfchnitt IH. Kay. USE TI DER 
Ständen die unverbruͤchliche Fefthaltung der Verfaffung in 
einer Urfunde zu, welche den Ständen zugeftellt und in dem 
ftändifchen Archive niedergelegt wird. 

9:72, 

Im Falle einer Bormundfchaft oder einer anderen Der: 
hinderung des Großherzog an der Selbftausibung der Re- 
gierung, ſchwoͤrt der Verweſer (Abfchnitt ILL. Kap. 7. 6. 9.), 





1) Großherzogl. Heſſ. Verf. Urk. vom 17. December 1820. Tit. X. 
Art, 106 — 110, f. Konſt. der europ. Staaten Th. IV. S. 9. 
47 * 
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bei dem Antritt der Regentfchaft, in einer deshalb zu ver: 
anftaltenden Ständeverfammlung folgenden Eid: 
„Sch ſchwoͤre, den Staat in Gemäßheit der Verfaffung 
und der Gefeße zu verwalten, die Integrität des Groß— 
herzogthums und die Rechte der Krone zu erhalten und 
dem Großherzog die Gewalt, deren Ausübung mir 
anvertraut ift, getreu zu übergeben.‘ 
$. 3 
Alle Staatsbürger find bei der Anſaͤßigmachung und 
bei der Huldigung, fowie alle Staatsdiener bei ihrer 
Anftellung, fofern fie dies nicht fhon gethan haben, ver- 
bunden, folgenden Eid abzulegen: 
„Sch Ihwöre Treue dem Großherzoge, Gehorfam dem 
Gefege und Beobadhtung der Staatsverfaſſung.“ 


$. 4 


Die Großherzoglihen Staatsminifter und fämmtliche 
übrigen Staatsdiener find, in fo ferne fie nicht in Folge 


von Befehlen ihrer vorgefegten Behörden handeln, jeder 
innerhalb feines Wirfungsfreifes für die genaue Beobach— 
tung der Verfaffung verantwortlich. 

Das Gefeß über die Berantwortlichfeit der Minifter und 
der oberften Stantsbehörden bildet einen integrirenden Theil 
der Berfaffung 9). 


— 

Abaͤnderungen und Erläuterungen der Berfafjungs- Ur; 
funde koͤnnen nie anders, als mit Einwilligung beider 
Kammern, gefchehen. 

In der zweiten Kammer ift hierzu die Zuftimmung von 
weniaftens 26 Mitgliedern und in der erften Kammer, bei 
Stimmenmehrheit, die Zuftimmung von wenigjtens 12 Mit- 
gliedern erforderlich. 

Iſt aber die Anzahl der an der Abftimmung wirklich 
theilnehmenden Mitglieder fo groß, das zwei Drittheil da- 
von mehr betragen, als die ausgedrüdten Zahlen, fo ift 





2) Diefes Geſetz ift unter IL, in diefem Kapitel enthalten, 
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die Zuftimmung von zwei Drittheilen der wirklich Abſtim— 
menden erforderlih. (Abſchnitt VI. Abtheil. IV. Kay. 7, 
$. 27.) 

Sndem Wir die vorjtehenden Beftimmungen hiermit als 
die Staat8-Örundverfafjung Unfers Großberzogthbums öffent: 
lich erklären, verfihern Wir zugleich hierdurch förmlich und 
feierlih, daß Wir die darin enthaltenen Gelobungen nicht 
nur jelbit treu und unverbrücdlich halten, fondern auch 


dieſe Verfaffung gegen alle Eingriffe und Derlegungen zu 


fhügen und zu erhalten ftets bedacht feyn werden, Deffen 
zur. Urfunde ac. 


11. 


Gefe ?) über die Verantwortlichkeit der Minifter und 
oberften Staatsbeamten. 

Ludewig ꝛc. Da Befehle, welche zu gefeswidrigen 
Handlungen, oder zur Verlegung Unſerer den Ständen 
gegebenen Zufagen führen fönnten, nie von Unferm Willen 
ausgehen, fondern nur in einem Mißverftändniffe gegruͤn— 
det feyn fönnen, deffen Aufflärung Wir als eine Pflicht 
Unferer oberftien Staatsdiener und Staats - Behörden be— 
trachten, fo haben Wir, nach Anhörung und mit Zuftim- 
mung Unferer getreuen Stände, für gut gefunden, Fol: 
gendes gejeglich zu verordnen. 

6. — 

Die Miniſter, das Miniſterium und alle jetzige oder 
kuͤnftige hoͤchſte Adminiftrativ-Stellen ſollen, wenn ihre 
Verantwortlichkeit wegen geſetzwidriger Handlungen oder 
Nichterfuͤllung der Zuſagen des Regenten an die Staͤnde 
des Großherzogthums reklamirt wird, ſich nie zur Entſchul— 


digung auf angebliche Befehle des Regenten berufen koͤnnen. 


——— 
Die Verantwortlichkeit der Miniſter und oberſten Stants- 
beamten kann auch alsdann geltend gemacht werden, wenn 





3) Großherzogl. Heſſ. Regierungsbl, vom 16, Juli 1821, Nr. 31, 
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fie, vor der wirflich erfolgten Anklage, ihr Amt niederge- 
legt haben, oder von demfelben entfernt worden find. 
ae 

Unfer Ober - Aypellationsgeriht ift das allein zuftän- 
dige Gericht, um in Fällen, wo die in den vorhergehenden 
$.$. erwähnte VBerantwortlichfeit geltend gemacht werden 
fol, zu unterfuchen und zu entfcheiden. 

$. 4. 

Die Kompetenz des Ober - Appellationggerichts tritt ein, 
wenn wir einen Minifter oder oberjten Staatsbeamten, ſey 
es aus eigener Bewegung, oder zufolge einer von beiden 
Kammern der Stände gemeinfchaftlic befchloffenen uud 
durch eine gemeinfchaftliche Deputation Uns überreichten 
Anklage, in den Anflageftand verfegt haben. 

Sm Falle einer folhen Anklage von Seiten der Stände 
werden wir die Verfegung in den Anklageftand möglichft 
bald befhließen, wenn Wir es nicht für nothwendig erach— 
ten, Unſeren getreuen Ständen zuvor noch nähere Erläu- 
terungen ertheilen zu laſſen. 

S. 5. 

Der angeflagte Minifter, oder oberfte Stantsbeamte 
fann verlangen, daß das Gericht wenigſtens mit einem 
Präfidenten und fieben Raͤthen beſetzt fey. 

$. 6. 

Dem VBerurtheilten fteht gegen das Erfenntniß das 
Rechtsmittel der NRevifion, mit allen Wirfungen der Ap- 
yellation und ebenfo das Rechtsmittel der Reftitution we— 
gen neu aufgefundener Thatfachen zu. 

6:-174 

Ueber diefe Rechtsmittel wird gleichfalls von dem nad 
$. 5. befeßten Plenum des Dber- Appellätionsgerichts ent- 
ſchieden. Im Falle der Revifion find jedoch der vorige 
Referent und Korreferent ausgefchloffen und es müffen an 
dem neuen Urtheil mwenigftens eben fo viele neue Richter 
Antheil nehmen, als dabei folche Fonfurriren, welche b das 
erfte Urtheil mit gefprochen haben. 
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5. 8. 

Ueber die Art und Weife, wie die Richter zu ergänzen 
feyen, wenn es im Fall des $. 5. an der erforderlichen 
Anzahl der Richter fehlen, oder wenn im Fall des S. 7. 
eine Adjunftion erforderlich feyn follte, werden Wir Unfern 
getreuen Ständen auf dem nächiten Landtage die zweckdien— 
lichen Propoſitionen machen laſſen Y. 

9. 

Dieſes Geſetz ſoll als integrirender Theil der Verfaſſung 
des Großherzogthums betrachtet werden. 

Urkundlich ꝛc. den 5. Juli 1821. 


Siebentes Kapitel. 


Großherzogthümer Mecklenburg-Schwerin und 
Mecklenburg-Strelitz. 


Hierher gehört I) dasjenige, was in dem Erbvergleich 
von 1755 und 11) dasjenige, was in der Befanntmachung 
vom 23. November 1817 über den Schuß der Verfaſſung 


vorfommt: 
J. 


Von der Eigenſchaft und Kraft dieſes 
Bergleihs9. 


a 
In und mit diefem, aus 25 Artifuln und deren Beila- 
lagen von Nr. 1. bis Nr. IX. inclusive, nebjt dem Signo © 


4) Nach dem Geſetz vom 8, Januar 1824 gefchieht dies in der 
Weiſe, daß das Dber : Uppellationsgericht aus dem fämmtlichen 
Perſonal der Zribunale des Landes für jeden erforderlichen Er: 
fasrichter zwei Individuen ernennt, von welchen der Angeflagte 
das eine nah Willführ augszufchließen hat, Wil der Ange: 
klagte von diefer Befugniß Feinen Gebrauch machen, fo entfchei- 
det unter den Ernannten das Loos, Regier. Blatt vom 9. Be: 
bruar 1824, Pr. 2. 

1) Erbvergleih von 1755 25. Artikul, $. 515 — 530. 
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beftehenden Vergleich, gönnen und geben Wir allen und 
jeden Mißhelligfeiten, welche bei Gelegenheit der hiebe- 
vorigen Srrungen, Proceſſen, Appellationen und anderer 
Weiterungen fi) erhoben und fortgefegt haben, eine gaͤnz— 
liche Amneftie und Vergeſſenheit. 

% 2. 

E83 werden demnad) hiemit und Kraft diefes, alle bis— 
herige, zwifchen Uns und dem Corps Unferer Ritter- und 
Landſchaft insgefammt oder mit jedem Landftand befonders 
obgefchwebte Prozeffe, appellationes, Rechtshängigfeiten, 
und was mit folchem Allem verfnüpft ift, biemit getödtet, 
abgethan und aufgehoben, der Geftalt, daß dergleichen 
von feiner Seite fürohin angezogen, eingewendet, oder 
vorgeruͤcket werden follen. 

5: 

Diefe Amneftie und Bergeffenheit fol fich, wie über die 
Kitter- und Landfchaft fammt und fonders, fo auch über 
die Landes-Bediente, Syndicos und Gonfulenten, der 
Geftalt erftrecfen, daß feinem, wer der auch fey, aus den 
hiebevorigen Mißhellig- und Streitigkeiten, einiges Miß- 
vergnügen oder Nachtheil erwecket werden, hingegen durch 
diefen Vergleich zwifchen Uns und Unſerer getreuen Ritter: 
und Landfchaft ein gnädigftes und unterthänigftes Vertrauen 
hiemit für ewig verfichert und fefigeftellt ſeyn fol. 

$. 4 

Indem auch diefer Vergleich von dem Umfang ift, daß 
er die, nicht nur zur Zeit des, im Jahr 1701 errichteten 
Vergleichs, mit beftätigte und ertheilte Presolutiones der 
Gravaminum, fondern auch die, während der Mißhellig- 
feiten, ergangene Recht- und Landesverfaffungsmäßige, 
Kraft diefes nicht anders verglichene,, allerhödhfte Kaifer- 
lihe und Vicariats: Conclusa in ſich begreifet;z fo ift um 
allen Zweifeln, Irrſalen, Mißdeutungen, und Ausnahmen 
vorzubauen, Die, aus fo mancherlei, der Zeit und anderer 
Umftände wegen, fehr verfchiedentlich entftandenen Landes— 
Gefegen, Erfenntniffen, Refolutionen, und wie das Namen 
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baben mag, kuͤnftighin von neuem erwachſen fönnten, hiemit 
wohlbedächtlich verabredet und unumftößlich feftgefett, daß mit 
Wiederholung und in Borausfegung deſſen, was Eingangs 
dieſes Vergleichs $. 3. und 4. verfichert worden, von nun 
an diefer Vergleich mit feinen Beilagen, als ein Landes- 
Grundgefeglicher Erbvertrag, in und außer Geridht ange: 
feben, und darnach lediglich gefprochen werden, der Ver: 
gleih vom 16. Juli 1701 aber hiermit zum Ueberfluß für 
ewige Zeiten aufgehoben und abgethan feyn fol. 
$. 5. 

Sedoch aber follen infonderheit die, zwiſchen Unfern 
Vorfahren an der Regierung ſowohl, als von Uns, waͤh— 
rend Unſerer Regierung, mit Unfrer erbunterthänigen und 
Kefidenz- Stadt Roftod getroffene Erb-Berträge und Kons 
vention, respective vom 21. September 1573, vom leß- 
ten Februar 1584 und vom 26. April auch 16. Auguit 1745 
zu ſteten und unmiderruflichen Gelebung und Feithaltung 
biemit abereinft bündigft beitätiget, und mit allen ihren 
befonderen Privilegiis und Rechten befräftiget, und ſolchen 
Berträgen, Privilegien und Rechten, foweit in diefem Ver— 
gleich, zwifchen Ritter und Landfchaft an einem, und der 
Stadt Roftok am andern Theil, fich nicht anders wohin 
ausdrüclich verglichen worden, wohin aber dasjenige, fo oben 
in dem zweiten Artiful von den Reichs-⸗Crayß- und Prinzef- 
finn-Steuern vorfommt; nicht zu ziehen ift, als welche von 
Uns, nach der Convention de Anno 1748 übertragen wer- 
den, hierdurch überall nichts abgebrochen jeyn. 

5:6, 

Es foll demnach diefer Vergleich fofort nad der Boll- 
ziehung in Druck gehen, und Wir wollen felbigen Unjern 
gefammten Collegiis und Landes - Gerichten zur unab- 
weichlihen Beobachtung in allen Verfügungen, Befehlen, 
Kesphlen; und Befcheiden für ſtets vorfchreiben. 

Se A 

RE fi aber, wider Vermuthen, aus diefem Ver— 

gleich Fünftig Zweifel und Mißverfiände; fo wollen Wir 
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foiche, auf gebührende Vorftellung des engern Ausfchuffes 
oder allenfalls auf Landtägen, nach Recht und Billigfeit, 
zur Zufriedenheit UInferer getreuen Ritter- und Landfchaft, 
abthbun, und wie folches gefchehen, fo fort durch den 
Drud, zu Sedermanns Wıffenfchaft und Nachachtung, be: 
fannt machen. 

6: 

Es wird auch hiermit Grundfäglich verglichen und feft- 
geftellt, daß hinfüro von Unferer treuen Ritter» und Land- 
fhaft, dasjenige, was in den Neverfalen, und in diefem 
Vergleich, keineswegs eigentlich ausgedrückt, zugefagt, und 
verglihen, auch fonft in befchriebenen allgemeinen Rechten, 
nah Maaßgebung der, Eingang diefes Vergleichs $. 3. 
und 4. feftgefegten und anerfannten Landes: Grundgefegen 
nicht mit klaren Worten enthalten ift, noch in einem ge> 
gründeten und ermeißlichen Herkommen beruhet, für ein 
Öravamen nicht angegeben, noch von Uns und Unfern 
Nachfommen dafür erfannt werden foll. 

§. 9. 

Finden ſich aber, über Vermuthen, einige Beſchwerun⸗ 
gen und Klagen, die ermeldetermaßen, ihre völlige Erle- 
digung und Abhelfung nicht erreichen möchten; fo bleiben 
der Ritters und Landſchaft, die Landes- und Reichs-Con—⸗ 
ftitutionsmäßige Wege Rechtens, frei und offen. | 

x 10%: 

Wir entfagen demnach für Uns, Unfere fürftliche Erben 
und Nachfommen an der Regierung, hiermit Fräftigft, 
allen und jeden, gegen diefen Vergleih nur erdenklichen 
oder erdachten Ausreden und Einwendungen, wie die Na- 
men haben mögen; infonderheit aber dem Einwand einer 
Befhädigung und Verlegung, der Ausfluht die Sache fey 
feines Vergleichs fähig, und hätten Wir darüber, als über 
Gerechtfame Unfers fürftlichen Haufes nicht handeln fön- 
nen, oder fei es anders befchrieben als verglichen, nicht 
weniger der Schutz-Rede vom veränderten Stand der 
Sachen, von Uebereilung, von Ueberredung, der Wieder: 


747 


zuruͤckſetzung in vorigen Stand, und zu Unferm Vortheil, 
bingegen zum Nachtheil der Ritter» und Landſchaft erriche 
teter, oder Fünftig zu errichtender Neichs- Konititutionen 
und Reihs-Schlüffe, infonderheit der gemeinen Rechts— 
Regul, welche eine allgemeine Verzicht für unfräftig erklärt, 
wenn feine beſondere Rechts - Entfagung vorbergegangen, 
in der bündigiten und zuverläffigiten Form Rechtens, mit 
dem reifeften Vorbedacht und beiten Willen, der Geſtalt, 
daß alles, was hierwider gefchiht, oder gefchehen fann, 
jest alsdann, und dann als jest, Fraftlos, todt, ab, und 
nichtig ſeyn fol. 
5. 14: 

Geſtalt Wir diefes alles biermit nochmals für Uns, und 
Unfere fürftlihen Erben und nachfommende regierende Her: 
zogen zu Meclenburg, bei fürftlihen Ehren, Würden, 
wahren Worten und Glauben, jtet, feſt und unverbrüch- 
lich zufagen und verfihern, mithin weder jelbit, noch 
durch die Unfrige darwider handeln, noc weniger, daß 
fonft jemand anderft dagegen etwas unternehme, auf ei: 
nige Weife verhängen, gejtatten, oder gefcheben laſſen 
wollen. 

Sr 12; 

Es verftehet fich hierbei von felbit, daß nicht nur auf 
allen Gontraventions-Fall, fobald derfelbe angezeigt und 
bejcheiniget it, Mandata Poenalia sine Olausula, durch 
die hoͤchſte Reichs - Gerichte erfannt werden und ergehen 
fönnen und mögen, fondern auch Unfere Ritter» und Land— 
fhaft, im Falk ſolchen Mandatis die Folge nicht geleiftet 
würde, ad Mandatum Caesareum, vom Grayfe, oder 
wer von den Reichsftänden hiezu allergnäadigft möchte be— 
liebet werden, die fräftigfte Da bei diefem Ber: 
gleich zu gewarten habe. 

$, 13. 

Da bingegen auch Uns billig unbenommen bleibt, gegen 
alle Contraventiones, Uns in Reichs- und Landesgefes- 
mäßiger Ordnung bei diefem Vergleich felbft zu handhaben, 
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und Uns zu dem Uns daraus zuſtehenden klaren Recht, 
ſelbſt zu verhelfen. J 
$. 14. 

Und wie Wir übrigens von diefem, mit Unfrer Ritter- 
und Landfchaft vollzogenem Vergleich, die Anzeige bei Kai— 
ferliher Majeftät forderfamft ‚. mittelft deffelben Beilegung, 
thbun wollen, alfo bleibet Uns ſowohl als Ritter» und 
Landfchaft unbenommen, die allerhöchfte Kaiſerliche Kon: 
firmation über gegenwärtigen Vergleich zu fuchen und aus» 
zubringen. | 

Ta 6) 
Alles getrenlich und ohne Gefährde. 
Sr 

Urfundlih haben Wir, zur Berficherung und Fefthal- 
tung dieſes Vergleichs, ihn für Uns felbit eigenhändig un: 
terfchrieben, auch daß er zu gleichem Ende für künftige 
Sufceffiond- Fälle von Unfers vielgefiebten Sohns und 
Erb-Prinzens Friedrihs Piebden, dann auch von Unſers 
auch vielgeliebten Sohns und Prinz Ludewigs Liebden ei- 
genhändig unterfchrieben, gefchehen laffen, und mit Unfern 
fürftfichen Snfiegeln beftärfet. So gefchehen und gegeben 
in Unfrer Erbunterthänigen. und Refidenz- Stadt Roftod, 
den 18. April, im Sahr Ein Taufend Sieben Hundert 
Fuͤnfzig und Fünf. | 

Ehriftian Ludwig 


H. z. M. 
—„89 
Friedrich Ludewig 
H. z. M. H. z. M. 
(L. S.) (L. S,) 


Wir Land- Räthe, Land - Marfhälle, und übrige von 
Ritters unnd Landfchaft der Herzogthuͤmer Mecklenburg, 
gereden und geloben hiermit, für Uns und Unfere Erben 
und Nachfolger in Unfern Aemtern. Als der durchlauch— 
tigfte Fürft und Herr, Kerr Chriftian Ludewig, Herzog 
von Medlenburg, Fürft zu Wenden, Schwerin und Ragen- 
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burg, auch Graf zu Schwerin, der Lande Roſtock und 
Stargard Herr ꝛc., Unſer gnädigiter Landes - Fürft und 
Herr, auf dem bisherigen allgemeinen Convocations-Tage 
allbier zu Roſtock, über den vorftehenden in fünf und 
zwanzig Artifuln, und fünf hundert und dreißig $.$. be— 
faffeten Vergleich mit Uns gehandelt, und denfelben vor; 
befchriebener Maßen zugeitanden, und Wir ihn darauf in 
allen feinen Punkten und Klaufuln feiner ganzen vorfte- 
benden Schrift und Faffung nah, abgehandelt, bewilliget, 
und angenommen haben, daß Wir demnach fothanen Ber: 
gleih, als einen Landes- Örundgefeglichen Erb - Vertrag 
für verbindlich und Fräftig halten, demfelben Unferer Seits 
aufs genauefte nachfommen und Genüge leiften, und mit 
denjenigen, welche ihm entgegen zu leben, und ihn als 
einen gemeinen und allverbindlichen Landes -DBergleich nicht 
zu erfennen, fich beigehen laffen wollten, nie gemeine Sache 
machen, jondern mit Ihro Hochfürftl. Durch. Unferm gnaͤ— 
digiten Fürften und Herrn, in und anfer Gericht, diefen 
allgemeinen Landes» Bergleich als ein pragmatifches Lanz 
des » Fundamentalgefeß anerfennen, behaupten, befolgen, 
und erfüllen wollen, Geſtalt Wir folches alles hiemit wohl- 
bedächtlich verfprechen, und dahero nicht nur allen bishe- 
rigen, wegen hiebevoriger Streitigfeiten und Srrungen 
mit Unfers gnädigften Landes-Fürften und Herrn, Herzogl. 
Durchl. obgemwalteten Prozeſſen und Appyellationen, bei den 
höchiten Reich - Gerichten, bindigft entfagen, fondern auch 
aller Uns wider diefen Vergleich zu fiatten fommenden Ein- 
reden und Ausflüchte, wie die Namen haben mögen, in- 
fonderheit dem Einwand der Vebereilung, nicht genomme- 
nen genugfamen Bedachts, der Furcht, der Weberredung, 
des Irrthums, nicht gehabter genugfamer Freiheit, einer 
nicht fo, fondern anders getroffenen Abrede ıc. und befon- 
ders der Regul: daß eine allgemeine Verzicht, ohne Vor: 
bergehung einer befondern, unverbindlich fei, Uns hiemit 
feierlihft und biündigft begeben und verzeihen. Zu deſſen 
aller mehrerer Beglaubigung und Verfiherung Wir diejes 
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Eremplar des Vergleich vom heutigen Dato, ſammt ges 
genwärtigen Unferm Annehmungs- und Erfüllungsgelöbniß, 
eigenhändig unterfchrieben, und fowohl mit dem allgemei- 
nen Landes-Siegel, als mit unfern angebornen und ge 
wöhnlichen Pettſchaften beftärft haben. So gefchehen zu 
Roſtock den 18. April 1755. — 

(Folgen die Unterfchriften.) 


| II. 
Bekanntmachung des Großherzogs von Mecklen— 
burg- Schwerin vom 23. November 18172). 


Friedrih Franz ꝛc. Großherzog von Mecklenburg ıc. 
Wir find im Uebereinftimmung mit Unfers Herrn Betterg, 
des regierenden Großherzogg von Mecklenburg - Strelig 
FKönigl. Hoheit und Kiebden, nach Unferer feit der Auf: 
löfung der vormaligen deutfchen Reichs-Verfaſſung ftets 
gehegten Abficht, des Iandesväterlichen Entfchluffes gewor- 
den, ſchon jest und bis dahin, daß von ©eiten der deut— 
fhen Bundes - Verfammlung folcherhalb allgemein gültige 
Einrichtungen vereinbart und getroffen werden möchten, 
Unferen getreuen Landftänden befriedigende Mittel und 
Wege zu eröffnen, um bei ftreitigen Fällen in Angelegen- 
heiten, welche die Landes-Berfaffung betreffen, zur recht- 
lihen Entfheidung zu gelangen. Nachdem Wir nun zu 
folhen Ende durch Unfer Minifterium mit den auf Unfern 
Befehl abgeordneten Deputirten Unferer getreuen Ritter: 
und Landfchaft genugfame Unterhandlungen pflegen laffen, 
ertheilen Wir darüber folgende endliche Beftimmungen: 

1) Sollte zwifchen Uns und Unferen getreuen Landftän- 
den, fei e8 die gefammte NRitter- und Landfchaft, oder 
mit einer von beiden allein, entweder unmittelbar, oder 
bei einer ihnen landesverfaffungsmäßig zuftehenden Bertre- 
tung, über Landes-Berfaffung, Landes -Grundgefege, fon- 


2) f. Konftitut. der europ. Staaten Theil III. ©, 438, Politik 
die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit Th, IV. ©, 519. 
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ftige öffentliche Verträge, die Auslegung und Anwendung 

derfelben, fowie überhaupt bei der Ausübung der landes- 

berrlihen Gewalt, eine Berfchiedenheit der Anfichten ent- 
fteben und ein jtreitiger Fall ſich ergeben; fo ſoll zwar, 
nach wie vor, der Weg der Befeitigung durch unmittelbare 
gütlihe Unterbandlungen aufrichtig, redlich und ernitlich 
verſucht, im Entitehbungsfall aber, und fobald Unfere Land» 
fände darauf antragen werden, der Gegenjtand auf kom— 
promifjarifhem Wege zur rechtlichen Entjcheidung gebracht 
werden. 

2) Die fompromifjarische Behörde foll feyn: 

a) entweder in den Fällen, wo Wir mit Unfern Ständen 
über die Wahl diejer Gattung von Kompromiß und 
des Gerichts Uns vereinigen, eim einheimifches oder 
ausmwärtiges Gericht, welches Gericht alsdann die 
Sache nicht in gewöhnlicher Prozeß- Form, fjondern 
nad Anleitung der unten folgenden Beftimmungen zu 
verhandeln hat, jedoch mit Beobachtung des bei Pa— 
rität der Stimmen gewöhnlichen gefeglichen Verfahrens; 

b) oder in dem Falle, wo Wir mit Unfern Ständen Ung 

lieber über die Wahl der folgenden Kompromiß-Gattung 
vereinigen, zwei deutſche Bundes-Fürften refpective von 
Uns und Unfern Landjtänden erwählt, an welche Wir 
demnächit den Antrag richten wollen, ihren Bundes- 
tags» Gefandten, oder zwei der Rechte und Staats: 
fahen fundige Männer, zur Verhandlung nnd recht: 
lichen Entſcheidung der Sache zu beitellen; oder endlich 
jedesmal dann, wenn eine Bereinigung zur Wahl der 
einen oder andern vorerwähnten Gattung von Kom: 
promifjen nicht zu erreichen jtebt, nothwendig ein Zu- 
fammentritt von zwei oder vier einheimifchen oder aus— 
wärtigen Männern, ohne alle Befhränfung durch Stan- 
des = oder Dienjt-Verhältniffe derfelben, von jedem Theil 
zur Hälfte gewählt, fo, daß es von Ung nich nur, 
fondern aud) von Unfern Landjtänden in jedem befonde- 
ren Falle abhängt, die größere Anzahl zu fordern, ja 


7) 
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auch auf der Benennung der doppelten Anzahl, zur 
Auswahl aus den gegenfeitig benannten, zu beftehen. 

3) Die Rompromiß- Behörde fol ftets binnen zwei Mo— 
taten nach dem dato des darauf gerichteten Antrags er- 
wählt und angeordnet feyn, und die Aufrechthaltung diefer 
Beftimmung fol, wie es im Entjtehungsfall erforderlich 
werden möchte, auf desfallfigen Antrag dem deutfchen 
Bundestag anvertrauf werden. — 

Wenn der eine oder der andere Theil dem fchiedgrich- 
terlichen Ausfpruche wider alle Erwartung uicht Folge lei- 
ſten möge, fo fol von Seite Unferer Landftände, zur Ma— 
nutenenz derfelben, der Rekurs an den Bundestag frei 
bleiben, welcher Rekurs aber durd die Schiedsrichter da- 
felbft angebracht werden muß. Wir Unferer Seits bringen, 
Kraft Iandesherrlicher Macht, das Urtheil zur Vollziehung, 
wie wir ung denn überhaupt an Unfern fonftigen fürjt- 
fichen und Iandesherrlihen Rechten, auch infonderheit 
der im F. 527. des Landes - Vergleiches *) Uns ausdrüdlich 
vorbehaltenen Zugeftändniß, durch vorftehende Erklärung 
durchaus nichts vergeben haben wollen. Sollte indefjen 
die von Uns landesherrlich angeordnet werdende Bollitredf- 
ung, wegen Mißdeutung oder Dunkelheit des Erkennt— 
niffes, von Unfern Landftänden für zu weitgreifend erach— 
tet werden; fo fol ihnen vorbehalten bleiben, bei eben der 
Behörde, die das Urtheil gefprochen hat, Deklaration. oder 
Remedur nachzufuchen. Wie nun fämmtliche vorftehende 
Beftimmungen in Betreff des zu beobachtenden Kompromiß- 
Berfahrens fo lange ihren Werth und ihre Wirfung behal- 
ten follen, als nicht, in Bezug auf die Aufrechthaltung der 
Landes -Verfaffungen allgemein gültige Beftimmungen auf 
dem deutfchen Bundestag vereinbart und getroffen jeyn 
werden; fo wollen Wir Unfere Erflärung und Anordnung 
bei dem Bundestage durch Unfere affreditirten Gefandten 


3). 13. des 1. Theil diefes Kapitels (vom der Eigenfchaft und 
Kraft diefes Vergleiche.) 
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einreichen, und durch denjelben darauf antragen -Iaffen, 
daß der deutiche Bund durd die Bundes - Verfammlung 
den Inhalt diefer Unferer Erflärung dahin garantire, daß 
‚er alle Beftimmungen derjelben, in welchen auf den Bun— 
destag Bezug genommen worden, allezeit aufrecht erhal: 
ten wolle. 

Gegeben Schwerin den 23. November 1817. 


Ahtes KRapitel, 
Großherzogthum Sahfen- Weimar. 


Das Grundgefeß über die landftändifche Verfaſſung des 
Großherzogthums Sadhfen- Weimar enthält hierüber Fol- 
gendes '): 

FR 9 

Die Stände haben das Recht (Abſchnitt VI. Abth. IV. 
Kap. 9. $. 10. und 35.), bei dem Fürften Befchwerde und 
Klage zu erheben gegen die Minifter und andere Staats— 
Behörden, über derfelben Willführ und über deren Ein— 
griffe in die Freiheit, die Ehre und das Eigenthum der 
Staatsbürger, fowie in die Verfaffung des Landes, 

Gr 

Die Ausführbarfeit diefes Fandftändifchen Rechts ift im 
der Großherzoglihen BVerordnung, die DOrganifation deg 
Staats: Minifteriums betreffend, vom 1. December 1815 
gefichert worden, in folgender Stelle: ‚Alle Berord- 
nungen, Patente, Edifte und jedwede andere Unfere Aug- 
fertigungen in Regierungs-Geſchaͤften, die Wir eigenhäns 
dig unterfchreiben, müffen, je nachdem diefelben in das eine 
oder Das andere Departement des Staats: Minifteriums 
gehören; oder, und zwar namentlich in Verhandlungen mit 
den Landſtaͤnden, je nachdem diefelben der gemeinfchaftli- 
hen Berathung und Beforgung fämmtlicher Mitglieder des 

1) Grundgeſetz ıc. $. 5. 5) $. 111. 13—1%9, f. Konſtitut. der 


europ. Staaten Theil II. ©, 331, 
11. Bd. En 
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Staats » Minifterinms vorbehalten bleiben, von dem Chef 
des Departements im Staats -Minifterium, oder im letz 
erwähnten Kalle von fämmtlichen Mitgliedern deffelben, 
welche bei der Befchlußnahme gegenwärtig waren, und 
Sis und Stimme hatten, in der Neinfchrift der Ausfer- 
tigung zum Zeichen der Verantwortlichfeit des Minifters 
oder des Staats - Minifteriums, für die Zweckmaͤßigkeit 
und Uebereinftimmung der Verfügung mit den Gefegen und 
der Berfaffung des Landes, fontrafignirt werden.’ 


$. > 


An dem Grundgefeße des Großherzogthums Sachſen— 
Weimar: Eifenach und der durch folches geftifteten Verfaſ— 
fung darf in feinem Punfte, und weder mittelbar, noch 
unmittelbar, weder durch Aufhebung, noch durch Zufäge, 
etwas geändert werden, ohne Ucbereinjtimmung des Lan— 
desfürften und des Landtags. 

$. 4. 


Künftig find alle Staatsdiener, vor ihrer Anftellung, 
auf den Snhalt des Grundgefekes und defjen Feſthaltung 
mit zu verpflichten. 

SE 
 Sede abfichtliche Verlegung der Verfaffung im Staats— 
dienfte foll als Verbrechen angefehen und geftraft werden. 

Sede Handlung eines Staatsdieners, welche in der 
Abfiht unternommen wird, um die Verfaffung heimlich zu 
untergraben oder gewaltfam aufzulöfen, ift Hochverrath. 


$., 6 


Tritt der Fall eines Negierungswechfels ein Abfchnitt 
111. Kay. 9. $. 2), fo foll der neue Landesfürft bei dem 
Antritt der Regierung fich fchriftlic) bei fürftlichen Worten und 
Ehren verbindlich machen, die Verfaffung, fowie fie durd) 
gegenwärtige Urkunde beftimmt worden, nad) ihrem gan 
zen Inhalte während feiner Regierung zu beobachten, auf- 
recht zu erhalten und zu fehlen. 
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Bi 

Um diefe fchriftliche Verficherung noch vor der Huldigung 
von dem Fürften in Empfang zu nehmen, ift ein außers 
ordentlicher Landtag zufammen zu berufen. 

SEI 
Im Fall der Unmiündigfeit des Negenten, oder einer 
anderen Verhinderung des Negierungs »Antritts, iſt Dies 
felbe Verfiherung von dem Verweſer der Regierung (dem 
Adminiftrator) für die Zeit feiner Verwaltung auszu— 
jtellen (Abfchnitt Ill. Kap. 9. S. 4.) 
$. 9. 

Außerdem wird die Sicherjtelung diefer Verfaſſung dem 
deutichen Bunde übertragen werden. An den deutfchen 
Bund follen ſich die Landſtaͤnde durch ihre Vertreter auch) 
in dem Falle wenden dürfen, wenn einem Erfenntniffe, 
welches das Appellationdgericht zu Jena, auf eine von 
dem Landtaae erhobene Anklage, geiprochen bat, und wo— 
gegen fein Rechtsmittel weiter ftattgefunden, die Vollzieh- 
ung verweigert würde. 


Neuntes Kapitel. 
Herzogtbum Braunfhweig- Wolfenbüttel, 


Nach der erneuerten Landfchafts - Drdnung 9 vom 25. 
April 1820 ift es den Ständen (Abſchn. VI. Abth. IV. 
Kay. 10. $. 27.) unbenommen, falls fie dazu binlängliche 
Gründe zu haben glauben, dem Landesherrn Bejchwerden 
und Klagen über die höheren Landesbehörden und Staats- 
Diener, wegen pflichtwidriger Verwaltung ihrer Amts-Ge— 
fhäfte vorzutragen, befonders wenn diefelben ſich dadurd) 
vorſchrifts- und ordnungswidrige Willführ und Eingriffe 
in die bürgerlichen Rechte der Untertbanen, oder in Die 


1) Erneuerte Landfh. Ordnung $.$. 31. 32 und 79, und Schluß. 
f. Konftitut. der enrop. Staaten Theil IV. S. 117. 
48 * 
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Berfaffung des Landes erlaubt haben follten, und 
werden auf folche befchwerende Borftelungen jeder Zeit 
genaue Unterfuchungen angeftellt, und, wenn fie begrüns- 
det erfiheinen, die Angefchuldigten zur gebührenden Ber- 
antwortung und Strafe gezogen, auch fonft darauf alle 
angemeffene abhelfliche Verfügungen getroffen werden. 

Um den verfaffungs- und ordnungsmäßigen Gang der 
Staats-Gefchäfte und der öffentlihen Beamten wegen ih: 
rer Berantwortlichfeit zu fichern (Abſchn. Vi. Abtheil. IV. 
Kap. 10. $. 28.) werden die, unter der hömften Unter: 
fchrift des Landesherren erlaffenen Reſcripte und Berfüg- 
ungen jedesmal auch mit der Kontrafignatur eines Mini- 
fter8 oder Mitgliedes des Geheimenrathes verfehen, wodurch 
diejenigen Kollegien und Staatsdiener, an welche felbige 
gerichtet fihd, und alle, die es angehet, fich vergewiffern 
fönnen, daß die betreffende Angelegenheit durch die rechte 
Behörde verfaffungsmäßig an den Landesherrn gelangt, 
und Hochdeffelben Entfehluß darüber, nach gefchehenem 
Bortrage und vernommener Meinung des Geheimenrathe- 
Kollegd, gefaßt worden fey. ES kann daher eine mit der 
erforderlichen Kontrafignatur nicht bezeichnete Verfügung des 
Regenten in Landesangelegenheiten nur als erfchlichen an— 
gefehen werden. Der jedesmalige Landesherr fann nad) 
dem Antritt feiner Regierung die gewöhnliche Erbhuldigung 
son den Unterthanen nicht eher verlangen und fich leiten 
laffen, als bis von Höchftdemfelben die gegenwärtige Land- 
fchafts > Ordnung förmlih und bündig angenommen und 
beftätigt ift. 

Im Fal der Minderjährigfeit des Landesfürften ertheilt 
der die Fandes+ Regierung führende Vormund diefe Beftä- 
tigung für die Zeit feiner Verwaltung, Hbjchnitt ILL. 
Kap. 10. $. 1. zum Theil, $. 2.) 

Die erneuerte Landſchafts-Ordnung ſchließt mit fol- 
genden Worten: Wir ratificiren hierdurch und Kraft die- 
ſes die folchergeftalt mit den Ständen des Herzogthums 
Braunfchweig » Wolfenbüttel und des Fuͤrſtenthums Blan- 
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fenburg getroffene Webereinfunft und verordneit zugleich, 
daß darüber von Sedermann, den es betrifft, und überall 
auf day genauefte gehalten werden folle zc. 


Zehntes Rapitel. 
Herzogtbum Naffan. 

Das Patent wegen Einführung einer landftändifchen 
Berfaffung im Herzogthbum Naffau *) beitimmt darüber nur: 
daß den Ständen (Abſchn. VI. Abth. IV. Kap. 11. $. 1.) 
das Recht zuftebe, gegen den Staats-Miniſter, ſowie auch 
gegen Landes-Kollegien, wegen bejtimmter Befchuldigungen, 
eine Unterfuchungs- Rommiffon zu verlangen, wenn dieje 
Beihuldigungen auf befcheinigten Angaben berubten, daß 
von ihnen Berlegungen der den Ständen zugeficherten Rechte ꝛc. 
verfügt oder zugelaffen worden feyen. 





— —— 


Eilftes Kapitel. 


Herzogthum Sachſen-Koburg-Saalfeld, oder 
ſeit 1836: Sachſen-Koburg-Gotha. 

Die Verfaſſung des Herzogthums Sachſen-Koburg ent— 
halt darüber Folgendes !): 

BE; 

- Die Stände haben das Recht (Abſchn. VI. Abth. IV. 
Kap. 12. $.26.), diejenigen Befchwerden an den Landesherrn 
zu bringen, welche fie fih gegen das Benehmen der Staats: 
Diener aufzuftellen bewogen finden koͤnnen. Solche Be- 
fhwerden follen nämlich jedesmal zuerft bei dem Landes— 
berrn angebracht werden, und nur dann auf dem Wege 
förmliher Klage an das Zuftiz- Kolleg, oder, wenn fie 


1) Patent vom 2. September 1814 $. 1. f. Konftitut. der europ. 
Staaten. II. Th. ©. 29. 

1) Herzogl. Sachſ. Koburg.Berf. Urk., $. 78. 120. und 121. 
f. Konftit. der europ. Staaten Theil IV. ©. 50, 
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gegen deſſen Mitglieder gerichtet find, an das gemeinfchaft: 
lihe Ober -Appellationggericht in Jena gelangen, wenn fie 
von befonderer. Erheblichfeit find und Unterſchleife bei 
öffentlichen Kaffen, Beitehungen, abfichtlich verzögerte oder 
verweigerte Rechtspflege, Eingriffe in die Verfaffung 
2c. betreffen, und durch die von dem Landesherrn auf 
die zuerft bei ihm angebrachte Befchwerde getroffene Ver: 
fügung und darauf erfolgte Verantwortung des Angefchul: 
digten nicht erledigt find. 
ER | 
An dem Grundgefeß und der dadurch geftifteten Ver— 
faffung des Herzogthums Koburg - Saalfeld foll, ohne Ueber- 
einftimmung des Negenten und der Stände nach vorgängiger 
Berathung auf einem Landtag, weder etwas aufgehoben, 
noch hinzugefügt werden. Seder Staatsdiener wird auf 
defjen genaue Beobachtung verpflichtet, und jeder Landes: 
Negent wird bei dem Antritt der Regierung die Aufrecht- 
haltung der Berfaffung durch eine fhriftliche Urfunde bei 
fürftlihen Worten und Ehren verfichern. Um diefe fchrift- 
liche Berfiherung noch vor der Huldigung von dem Fürjten 
in Empfang zu nehmen, ift ein außerordentlicher Landtag 
zufammen zu berufen. | 
Syn: 7 
Im Kal einer Vormundſchaft (Abſchn. III. Kap. 12. 
$.7 u. 8.) fchwört der Verweſer gleich bei dem Antritt der 
Negentfchaft in der deshalb zu veranftaltenden Stände- 
Derfammlung den Eid: 
„Ich fchwöre, den Staat in Gemäßheit der Berfaf- 
fung und der beftehenden Gefege zu verwalten, die 
Rechte des Herzoglichen Haufes uud die Integrität des 
Landes zu erhalten, und dem Herzog die Gemalt, 
deren Ausübung mir anvertraut ift, getreu zu über: 
geben.’ (Abſchn. ILL. Kap. 12. $.$. 7. und 8.) 
$. 4. 
Ale Staatsbürger. find bei der Anfäffigmahung und 
bei der Huldigung verbunden, den Eid abzulegen: 
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„Ih ſchwoͤre Treue dem Herzog, Gehorfam dem Ge— 
ſetze und Beobachtung der Staats: Berfaffung.“ 
— * 

Fuͤr dieſe Verfaſſung ſoll die Garantie des Bundestags 
nachgeſucht werden. 

Indem Wir die vorſtehenden Beſtimmungen fuͤr das 
Staats-Grundgeſetz Unſers Herzogthums Koburg-Saalfeld 
hiermit erklaͤren, ertheilen Wir zugleich die Verſicherung, 
die darinnen enthaltenen Zuſagen nicht nur ſelbſt getreulich 
zu erfuͤllen, ſondern auch dieſe Verfaſſung gegen alle Ein— 
griffe und Verletzungen kraͤftigſt zu ſchuͤtzen. 


Zwölftes Kapitel. | 
Herzogtbum Sahjen-Koburg » Meiningen, oder 
feit 1826: Sahjen-Meiningen und Hildburg- 
baufen. 

Ueber den Schuß der Berfaffung enthält das Grund: 
gefeg über die landſchaftliche Verfaffung des Herzogthums 
Sadfen : Meiningen Folgendes ): 

u. 7, 

Gegenwärtiges Grundgefeg der Iandf&haftlichen Berfaf- 
fung fann nur durch Uebereinftimmung des Negenten und 
des Landtags abgeändert werden, 

| —— 

Kuͤnftig ſind alle Staatsdiener vor ihrer Anſtellung auf 
die landſchaftliche Verfaſſung und deren Feſthaltung mit 
zu verpflichten. 

503, e 
Zeede abſichtliche Verlegung der Verfaffung im Staats- 
dienjte jol als Verbrechen angefehen und beftraft werden. 
"16,4 | 
Zritt der Fall eines Regierungsmwechfels ein (Abſchn. ILL. 





1) Grundgefes über die Iandftändifche Verfaflung des Herzogthums 
Sadf. Meiningen. Abſchn. VII, 5. 5—91, f. Konftitutionen 
der europ. Staaten Theil IV. S. 1007. 
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Kay. 13. $. 2.) fo fol der neue Randesfürft bei dem Ans 
tritt der Regierung fich fchriftlich, bei fürftlichen Morten 
und Ehren, verbindlich machen, die beftehende landſchaft— 
liche Berfaffung während feiner Regierung zu beobachten, 
aufrecht zu erhalten und zu fchüßen. 

Sy I 

Im Fal der Unmuͤndigkeit des Fürften (Abſchnitt III. 
Kapitel 13. $. 3), oder einer anderen Verhinderung 
des Negierungs -Antritts, ift diefelbe Verficherung von der 
Bormundfchaft, oder dem Verwefer der Regierung aus⸗ 
zuſtellen. | 

$. 6. 

Ueber alle Klagen und Befchwerden, welche die Land- 
Ihaft gegen Staatsbehörden, oder Stantsdiener zu erheben 
fich verpflichtet erachtet und die nicht vom NRegenten zur 
Zufriedenheit der Landfchaft erledigt werden, hat bie ger 
feßlich Fompetente Behörde zu entfcheiden, 

Se 

Außerdem wird die Sicherftelung der Berfaffung dem 
deutfchen Bunde übertragen werden und an diefen follen 
fi) die Landſtaͤnde durd) ihre Vertreter auch in dem Falle 
wenden dürfen, wenn einem Erfenntniffe, welches auf 
eine von dem Landtage erhobene Klage erfolgt ift und wo⸗ 
gegen fein Rechtsmittel weiter Rattgefunden hat, die Voll⸗ 
ziehung verweigert würde. 

Wir verpflichten Unfere dermaligen Staatsdiener bei 
ihrem Und gelfeifteten Dienfteide, zur Ausführung und Auf- 
rechthaltung dieſes Grundgeſetzes getreufich mit zu wirken. 

Urkundlich haben Wir daſſelbe eigenhaͤndig vollzogen 
und mit Unſerem groͤßeren Herzoglichen Siegel bedruͤcken 
laſſen. — 








H 
A 


— 
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Dreizehntes Kapitel. 
Herzogthum Sachſen-Hildburghauſen, oder ſeit 
1826: Sachſen-Altenburg. 

> 
Sn der Sacdfen » Hildburghaufifchen BVerfaffungs - Ur- 
funde *) wird unter den Befugniffen der Landſtaͤnde (Ab- 
fchn. VI. Abth. IV. Kay. 14. 6. 9. h.) auch das Recht auf- 
gezählt, über Pflichtverlegungen, Willkuͤhr, Nichtach— 
tung der Verfaffung, von Seite der Staatsdiener Be— 
fhwerde und Klage zu führen, und auf deren Unterfuhung 
und Beftrafung anzutragen. Sodann wird darüber weiter 

Folgendes bemerft: 

— 

Gegenwaͤrtiges Grundgeſetz kann nur durch Ueberein— 
ſtimmung des Regenten und des Landtags abgeaͤndert werden. 
2 

Alle Staatsdiener find auf den Inhalt und die genaue 
Beobachtung dieſes Verfaffungs-Gefeges zu verpflichten. 
Abfichtliche Verletzungen deſſelben werden ald Verbrechen 
beitraft. 

$. 4 

Bei Regierungs-Beränderungen (Abſchn. III. Kap. 14. 
$. 2.) erfolgt die Huldigung des Landes erft dann, wenn 
der neue Regent die Beobachtung, Aufrechthaltung und 
Handhabung der Iandfchaftlichen Verfaffung, wie fie durch 
gegenwärtige Urfunde beftimmt worden, bei feinen fürjtli- 
hen Worten und Ehren fchriftlich zugefichert hat. Zu wel— 
hem Ende in einem folhen Falle immer ein außerordent- 
licher Landtag zu berufen ift. Iſt der Regent noch unmin- 
Dig, fo ertheilt der Dbervormund und Landes-Regent diefe 
Verfiherung für die Zeit feiner Verwaltung. 

a ya 
Endlich fol die Verfaffung unter die befondere Garan- 


4) Sachſ. Hildburgh. Verf. Urk. 6.2, B. 5. 54, 55, 56. und 57, 
f. Konſtit. der europ. Staaten Theil III. S. 388. 
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tie des deutfchen Bundes geftellt und zu dem Ende bei dem 
Bundestag übergeben werben. 


Bierzehntes Kapitel, 
Fuͤrſtenthum Shwarzburg-Rudolftadt. 

Die Verordnung vom 8. Januar 1816 enthält feine 
hierher gehörige Beftimmung, wohl aber bie Erflärung 
vom 21. April 1821 ), indem e3 in der leßteren. heißt: 

Zugleich haben Wir in Beherzigung Unferer landesfürft: 
Iihen Rechte und Pflichten feſtgeſetzt und befchloffen, be- 
fihließen und verfihern hiermit feierfich für Uns und Un: 
fere Fürftlihen Erben und Nachfolger an der Regierung: 

1) die jest eingeführte Iandfchaftliche Verfaſſung foll 
immerwährend fortbeftehen, ohne von dem Landesfürften 
und deffen Nachfolgern jest und in Finftigen Zeiten auf- 
gehoben oder widerrufen werden zu fünnen. 

2) Abänderungen daran können nur dur ein förmli- 
ches Gefeß nad) vorhergegangener Berathung mit den tanz 
des-Nepräfentanten und Zuftimmung deren Mehrheit, ger 
macht werden. (Abfchn. VI. Abth. IV. Kap. 15. $. 5.) 

3) Sollten darüber, ob ein angegebenes Staatsbedürf- 
niß eine diefer Eigenfchaften (zu Erfüllung der bundesmä- 
figen Verpflichtungen des Fuͤrſtenthums, oder zu Führung 
einer wohlgeordneten, nach der Natur der Sache und 
nah Sitte, Gebrauch und Herfommen anderer deutfchen 
Fürftenftaaten von ungefähr ähnlichem Umfang, eingerichte: 
ten Staats-Verwaltung) babe oder nicht? Zweifel entite- 
ben, welche durch die Berathbung mit Unferm Fürftlichen 
Kommiffarius nicht gehoben werden könnten, fo wäre bie 
hohe Bundes - Berfammlung zu Frankfurt um fompromifja- 
rifche Entfcheidung diefer Frage zu erfuchen und derfelben 
nachzugehen. — 


1) Fürſtl. Schwarzb. Rudolf. Wochenblatt. Beilage zum 18. 
Stück vom 30, April 1821. 
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Fünfzehntes Kapitel. 
Fuͤrſtenthum Walded. 


Da die landitändifche PVerfaffungs-Urfunde des Fürz 
ftentbums Liechtenjtein feine Bejtimmungen hierüber ent— 
bält, fo geben wir zu dem Fürftl. Waldedifchen Landes— 
vertrag über, welcher Folgendes enthält '): 

Die Stände haben das Recht der Befchwerdeführung 
(Abſchn. VI. Abth. IV. Kap. 17. $. 2. g.) insbefondere in 
Fällen der Malverfation der Stantsdiener und bei fid er- 
gebenden Misbräuchen jeder Art. Bei dem Antritt eines 
neuen NRegenten werden die Stände zufammenberufen und 
nach von denfelben ausgeftellten Neverfalen zur Befolgung 
gegenwärtiger Konftitution, zum Huldigungseide zugelaffen. 
(Abſchn. Ill. Kay. 15.) 

Diefer Landesvertrag, worin, mie Wir hoffen, ſich 
die Grundfäge einer allgemeinen Liberalität genugfam aus— 
fprechen, und von welchem weder Wir, noch Unfere Nach— 
fommen in der Regierung, in irgend einem Punfte, ohne 
Zuftimmung Unferer getreuen Landftände abgehen wollen 
und follen, ift von beiden Seiten gehörig vollzogen wor— 
den, und mit deſſen öffentlicher Befanntmachung. Unfere 
Regierung beauftragt. 


Sechszehntes Kapitel,‘ 
Fürftentbum Lippe-Detmold. 


Die landftändifche Berfaffungs-Urfunde des Fürften- 
thums Liype- Detmold bemerft unter den den Landftänden 
zuftehenden Rechten ) (Abſchn. VI. Abth. IV. Kap. 19. 
$. 5.): Bei Einführung neuer oder Abänderung früherer 


1) Zürftl. Walde. Landesvertrag $. 25. zum Theil. $. 42. und 43. 
f. Konftitut. der enrop. Staaten Theil III. ©. 368. 

1) Verf. Urk. vom 8. Juni 1819, $. 7. ſ. Konftitut. der enrop. 
Staaten Theil III. ©, 416, 
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Landes: Gefege follen die Landes - Abgeordneten mitwirken, 
ihr Gutachten geben, und wird, wenn jene Verordnungen 
auf die Landes - Verfaffung wefentlichen Einfluß haben, 
ihre Zuftimmung erforderlich jeyn. 





Die Berordnungen wegen Einführung Tandftändifcher 
Berfaffungen in dem Fürftenthbum Schaumburg - Lippe und 
in Tyrol enthalten Feine in diejen Abfchnitt gehörige Be— 
flimmungen. 


Siebenzehnted Kapitel. 
Freie Stadt Franffurt. 


Hierüber beftimmt die Ergänzungs-Afte der freien Stadt 
Frankfurt Folgendes 9: 

a) Soll in den, in der alten Stadt-PBerfaffung und 
in der vorliegenden Ergaͤnzungs-Akte enthaltenen orga— 
nifhen Gefegen eine Abänderung vorgenommen werden; 
fo wird, um eine folhe Abänderung in Deliberation feßen 
zu können, erfordert, daß der Senat und der gefeßgebende 
Körper darüber beide, und zwar durch eine Mehrheit der 
Stimmen von zwei Drittheilen in jedem Körper, für deren 
Zuläffigfeit vorerft bejahend entfchieden haben. 

Iſt nicht bejahend entfchieden worden, fo kann der Ge- 
genftand erft nach 3 Sahren wieder in Borfchlag gebracht 
werden. Sm Gegenfalle wird der Gegenftand in dem ge- 
feßgebenden Körper in Deliberation gefegt und über Die 
Annahme oder Nichtannahme der in Borfchlag gefommenen 
Abänderung geftimmt. Zur Annahme wird eine Mehrheit 
der Stimmen von zwei Drittheilen erfordert. Wenn aber 
auch diefe Annahme befchloffen iftz fo erhäft der Beſchluß 
doch nur erft dann Gefekesfraft, wenn uͤber denfelben in 
den drei verfchiedenen Abtheilungen der Bürgerfchaft durd) 


4) Ergänzungs-Akte vom 18. Juli 1816. Art. 50...f. Konftit. der 
enropäifchen Staaten II, Theil S. 385. 
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die Mehrheit abgeftimmt worden, und zwei Abtheilungen 
für die Annahme geftimmt haben. 

b) Die authentifche Erflärung aller Artifel diefer Konz 
fitutiong » Afte gehört vor die gefeßgebende Verſammlung. 

Endlich 

ec) ſollen dem gefeßgebenden Körper fämmtliche bei der 
Kommiffion der XIII von Geiten der [öblihen Bürger: 
ſchaft übergebenen monita fammt der darüber geführten 
Regiftratur vom Senate zugeftellt werden, um von den 
darin enthaltenen guten und gemeinnügigen Vorfchlägen, 
in fo weit ſolche allzufehr ins fpecielle eingehen, und eben 
darum von der Kommifjion der XIII vorerft nicht benußt 
werden fonnten, noch in Zufunft geeigneten Gebrauch zu 
machen. 





A EU Nu 


(Gehörig zur Seite 529 des erften Theils Abfchnitt V. 
Abtheilung 1. Kapitel 4) 


Deklaration ?) wegen der ftaatsrechtlihen Verhältniſſe 
ded gräflichen Hauſes Königsegg-Aulendorff vom 
6. Auguft 1828. 


1. 

Perfönlihe Vorzüge, allgemeine Rechte und Ver: 
bindlichfeiten des gräflihen Haufes. 
1.2 Mi 

Webereinftimmend mit diefen $. $. in der Deflaration 
unter V., nur daß $. 3. den Zufas hat, welcher in dem fo 
bezeichneten $. in der Deklaration unter IV. (S. 425.) ent- 
halten iſt. — 

F. 4 u. 5. 

Dieſe F. F. find von den fo bezeichneten $.$, in der 

Deklaration unter V. (©. 443.) nicht verfchieden. 

$. 6. 

Wenn gleich nach den Grundfägen des Wiürtembergi- 
fihen Staatsrechts das volle Würtembergifche Staatsbür- 
gerrecht in der Regel nicht neben dem in einem andern 


1) Diefe Deklaration erfchien im Negierungsblatt für das König: 


reich Würtemberg vom 21. Auguft 1828. Nr. 54., nachdem der 
Druck des erften Theils der Verfaffungs = Gefebe ıc. vollendet 
war; es mußte diefelbe deshalb dem zweiten Theil angehängt 
werden. 
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Staate ausgeuͤbt werden kann; fo fol doch in Betracht 
befonderer bei dem gräflihen Haufe eintretender Verhaͤlt— 
niffe, demfelben geftattet ſeyn, riücfichtlich der ftandesherr> 
lihen Befigsungen, wodurch daffelbe zu Unferm Staate 
und zu anderen Staaten des deutfchen Bundes in dem 
Unterthanen-Berhältniffe fteht, das Würtembergifche Staats: 
bürgerrecht neben dem in diefen Bundes. Staaten augzu- 
üben, in fo fern le&tere den gleihyen Grundfaß gegen das 
Königreih Würtemberg anerfennen, und ſich zu der Auf: 
ftellung einer gemeinfamen Regel in Anfehung derjenigen 
ftantsbürgerlichen Verpflichtungen, welche ihrer Natur nach 
nur eine einfache Erfüllung zulaffen, vereinigen werden. 
82:2. 

lebereitfilimenb; bis auf den legten nur auf das Ge 
fammthaus Hohenlohe Bezug habenden und daher hier feh- 
fenden Sag, mit dem $. 6. der Deklaration unter V. 
(S. 444.) 

$. 8. 

Uebereinftimmend mit dem $. 7. der Deklaration unter 

V. (©. 444.), nur daß bier der legte Sat jenes $. fehlt. 


$..9 — 15. 

a mit den F. F. S— 14. der Deklaration 

unter V. (©. 445. ıc.) 
$. 16. 

Die gräffichen Grundholden koͤnnen bei BVollziehung 
dieter Unferer Erflärung mittelft eines angemefjfenen, Uns: 
ferem Minifterium des Innern zu vorgängiger Genehmt: 
gung vorzulegenden Vorhalts an die Dbliegenheiten und 
Pflichten erinnert werden, welche fie gegen ihre gräfliche 
Standeöherfchaft haben. 

Ein Gleiches Fann bei jeder fünftig in der Perfon des 
Grafen eintretenden Veränderung ftatt finden und gefchieht 
durch die gräflichen Polizei» Beamten und im Falle ſolche 
nicht angeftellt wären, durch die Föniglichen Ober: Amt: 
männer. 


768 


$. 17 u. 18. 
Uebereinftimmend mit den $. $. 15 u. 16. der Deflara: 
tion unter V. (©. 446 u. 447.) 


Il. 
Rechtspflege. 


$. 19. 
Uebereinſtimmend mit dem $. 17. der Deklaration unter 
V. (©. 447.) 

$. 20. 

Dem Grafen fteht die Ausübung der bürgerlichen und 
Strafrechtöpflege in dem Umfange feiner (in der Bei- 
age?) bezeichneten) Befisungen in erfter Inftanz zu. Die 
beiden daraus gebildeten Gerichtöbezirfe Aulendorf und 
Königseggwald, jener mit der Unterabtheilung in die zwei 
Dogteien Aulendorf und Gradt, find aus derfelben Bei- 
lage erfichtlich. 

$. 21. 

Die eben dafelbft benannten Drte Laupbronnen und 
Steegen, und ein Theil von Ebisweiler werden dem Ger 
richtsbezirfe Aulendorf zugetheilt, fobald durch die im Wege 
der Gefeggebung zu bewirfende Veränderung der Oberants- 
Grenze ihre DBereinigung mit dem Gemeinde-Bezirfe Aulen- 
dorf möglich geworden feyn wird, — 

Sn feinem Antheile an Haslanden verzichtet Dagegen 
der Graf auf die Rechtspflege zu Gunften des fürftlichen 
Haufes Waldburg - Wolfegg - Waldfee. 

$. 22. 


Das für beide Gerichtsbezirfe aufzuftellende gräfliche 
Gericht, welches feinen Sitz in Aulendorf haben wird, hat 
diefelben Amtsbefugniffe, welche die Gefeße Unfern fönig- 
lichen Gerichten erfter Inſtanz beilegen oder kuͤnftig beile— 
gen werden; daffelbe fteht mithin den Föniglichen Oberamts⸗ 


2) Iſt nicht aufgenommen worden, 
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Gerichten gleich, muß dagegen aber auch ſtets gleichförmig 
mit denfelben gebildet feyn. 

Seiner Gerichtsbarkeit find allein Unftee im graͤflichen 
Gebiete angeſtellten koͤniglichen Diener in Anſehung ihrer 
Dienſtverhaͤltniſſe, ſowie der Stafverfuͤgungen wegen 
Verletzung der Hoheits-Rechte und wegen Uebertretung 
der ſich darauf beziehenden Verwaltungs-Verordnungen, 
entzogen. 
| $. 23 — 2%. 

Uebereinjtimmend mit den $S.$. 22. 23. 24 und 25. der 
Deflaration unter IV. wegen des Grafen von Erbad)- 
Wartenberg- Roth (S. 430 u. 431.) 

$. 27. 

Die gräflichen Zuftiz - Beamten ftehen mit den Eöniglis 
chen, denen fie in Beziehung ihrer Dienftbefugniffe gleich- 
geſetzt find, in völlig gleichen Dienft » Berhältniffen, na— 
mentlich in Anjehbung der Befähigung, der Annahme und 
Entlaffung, der Befoldung, der Penfionirung und der 
Diäten. 

Da jedody die beiden gräffichen Gerichtöbezirfe eine 
Bolfsmenge von 4000 Seelen nicht überfteigen, fo wird 
dem Grafen ausnahmsweiſe geftattet, einen Amtsrichter 
mit einer Befoldung von 900 Gufden, tyeils in Geld, theils 
in Raturalien, neben der freien Wohnung, anzujtellen, auch 
ihm ein geringeres Kanzleifoften-Averfum auszumerfen, wels 
ches vorläufig auf 100 Gulden angefegt wird. 

Die Prüfung der gräflichen Suftiz- Beamten gefchieht 
durch die koͤnigliche Stelle, der die Prüfung Unferer Beam: 
ten gleicher Kathegorie obliegt. 


$. 25 u. 29. 
Uebereinftimmend mit den S.$. 27 und 28. der Dekla— 
ration unter IV. (©. 432); nur dag die Gericht! - Nota> 
rien, die nad) der bemerften Deklaration noch nicht einges 


führt waren, nunmehr vorhanden find. 
u.9%. _ 49 


7:0 


Ren: 1, 
Polizei-Verwaltung. 
- $. 30 u. 31. 


Sm Ganzen find biefe $.$. mit den F. F. 29 u. 30. der 
Deklaration unter V. (S. 441. 20) übereinffimmend; nur 
daß. hier noch beftimmt wird, der Graf von Königgegg- 
Aulendorf - fönne feinen Polizei» Beamten ein: auf 100 
Gulden feftgefestes Kanzleifoften » Averfum bewilligen. 

Am Ende wird bemerft, daß der $. 28. Anwendung finde. 

6:32, 

Die gräflichen Polizei: Amtsbezirfe find mit den Ge: 
richts= Bezirfen ($. 20.) gleichförmig gebildet. Auch gilt 
von der Polizei Verwaltung in den Drten Laupbronnen, 
Ebisweiler, Geigelbacher Antheild, Steegen und Haslan- 
den das Gleiche, was oben ($, 21.) wegen der Rechts⸗ 
pflege in denfelben beftimmt worden ift. 

Die Sitze der Polizei-Aemter find zu Aulendorf und 
Königseggwald; fo. lange jedoch dem Grafen die Ueber: 
tragung derfelben an feine Nentbeamten ($. 37.) nicht mög: 
fich ift, wird ihm geftattet, beide durch einen einzigen Beamz 
gen, der feinen Sig in Aulendorf hat, verwalten zu laſſen. 

$. 33 — 40. 

Uebereinftimmend mit den $.$. 32, 33. 22. — 39. ber 

Deklaration unter V. (©. 453 ıc.) 


IV. 
Auffiht in Kirden- und Schulfadgen, aud über 
milde Stiftungen. 
Die $. $. 41. 42 und 43 find mit den $.$. 40— 2. 
der Deklaration unter V. (S. 457.) übereinftimmend. 


V. 
Forſtgerichtsbarkeit und Forfiverwaltung. 
$. 44. 
Uebereinftimmend mit dem $. 43. (©. 457), nur fehlt 
hier die dort feftgefeßte Gleichſtellung der ſtandsherrlichen 
Förfter mit den Königlichen. 
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$. 45. 

Die Foritgerihtsbarfeit, nämlich das. auf die Forſt— 
und Sagdpolizei fich beziehende Strafrecht über alle, ſowohl 
bie gräflichen, als die übrigen betreffenden Waldungen, 
wird durch den in Königseagmwald anzuftellenden gräffichen 
Polizei» Amtmanır ausgeübt, welcher in diefer Beziehung 
Unferer höheren Forjtbehörde untergeordnet ift. 

So lange an gedachtem Orte die Anjtellung eines Amt: 
manns nicht jtatt findet (oben $. 32.) kann der Amtmanır 
in Aulendorf auf gleiche Weife mit der Ausuͤbung der 
Forſtgerichtsbarkeit beauftragt werden. 

$. 46. 

In Abfiht auf die Ausübung der Forſt- und Jagdpo— 
lizei und Forftverwaltung wird dem Grafen ausnahmsweife 
gejtattet: 
a) für feine eigenthümfichen Waldungen einen — 

walter und das: erforderliche niedere Forjtperfonal im 

Berhältniffe von Privatdienern anzuftellen, deren Anz 

nahme und Entlaffung einzig von den Bejtimmungen 

de3 Dienft- Kontrafts abhängig bleibt, aud) 
b> die Beaufjihtigung der Gemeinde» Stiftungs = und 

Privat - Waldungen in forſt- und jagdpolizeilicher Be— 

ziehbung feinem Forfiverwalter zu übertragen, deſſen 

gefesliche Befähigung biezu bei Unferer höheren Forſt— 

Behörde gehörig nachzuweiſen tft. 

Diefer in Königseggwald anzuftellende gräffiche Fort: 
Berwalter wird rücfichtlicy der eigenthümlichen Waldungen 
des Grafen Unferer höhern Forſtbehoͤrde unmittelbar unter 
geordnet, rücfichtlicdy der uͤbrigen Waldungen aber bat er 
nur die Befugniffe eines Nevierförters und jteht unter 
Unferm betreffenden Foritamte. 

Fuͤr die Nlichterfüllung feiner Foritdiener hat der Graf 
gleich dem Fisfus mit feinem DBermögen zu haften. 
$. 47. 

Sowohl bei Ausübung der vorgedadhten Gerechtfame, 

als auch in Anfehung der zum Behufe des Waldſchutzes 
49 * 
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zu treffenden Vorkehrungen haben fich die graffichen Forſt— 
bebörden nach den bejtehenden oder fünftig zu ertheilenden 
Gefegen und Verordnungen genan zu achten. 

Die Verpflichtung des gräflichen Forſtperſonals, welche 
namentlich auf die Landesgeſetze auszudehnen ift, wird den 
gräffihen Amtmann überlaffen. Diefer ift aber gehalten, 
das Protokoll über die Verpflichtung des Forſt-Verwalters 
an Unfere höhere Forfibehörde einzufenden; welches jedoch 
in Anfehung des niedern Schuß» und Gagdperfonals nicht 
erforderlich iſt. 

$. 48. | 

Uebereinftimmend mit dem $. 45. der Deflaration unter 
V. (©. 459), nur noch mit dem Zufaß; Für die ober- 
forfteiliche Auffiht hat der Graf aus feinen Waldungen 
unter feinem Titel etwas zu entrichten. 

S. 49 — 51. 

Uebereinjtimmend mit den F. F. 46. 47 und 48, der De- 

Haratien unter v. (©. 459.) 


VI 
Allgemeine Beftimmungen binfihtlih der Aus— 
übung der Gerichtsbarfeit und der Polizei: 
Berwaltung. 


$.. 52, 

Um ſich zu erflären, ob er die Rechtspflege wirklich 
auszuüben gefonnen ſey, wird dem Grafen noch eine Frift 
von drei Sahren, vom Tage diefer Unſerer Deflaretion 
an, bewilligt. Die Unterlaffung diefer Erklärung foll einem 
förmfichen Verzichte gleich geachtet werden. | 

$./58, 

Im Falle der Berzihtung auf Die Gerichtsbarkeit 
wird dem Grafen neben der durch die neue Gefesgebung 


ohnedieß bewilligten Gleichftellung mit den Kameral- Nemz 


tern in Beziehung auf das BVorzugsrecht der Real: Gefälle 
und der aus dem Real-Verbande ſchuldigen Leitungen 
in den Gantungen der Gefaͤllpflichtigen: 


> ud 2 ru 
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a) die Befuguiß eingeräumt, gleich Unferen Föniglichen 
Kameral: Beamten, alle qutsherrlichen Einfünfte und 
Feiftungen, mit Ausfchluß der mit der Gutsverwal—⸗ 
tung in feiner Verbindung ftehenden Privat: Forderuns 
gen, den gegenwärtigen oder kuͤnftigen gefeglichen Bes 
ftimmungen gemäß, erefutorifch beizutreiben; desglei- 
chen wird ihm | 

b) auf dem Vermögen feiner Beamten und Verwalter 
wegen aller aus der Gutsverwaltung entfpringenden 
Berbindlichfeiten cben das Vorzugsrecht, welches den 
Gemeinden zufteht, bewilligt. 

$. 54. 

Erflärt fih der Graf für die Ausübung der Gerichts: 
barkeit; fo werden für die Einſetzung in diefelbe Unfere 
Bollziehungs » Verordnungen für die fürftlichen Häufer Thurn 
und Taris (Noten zu der Deffaration I. ©. 358 — 413 
des erften Theils) und Hohenlohe - Bartenjtein im Allge- 
meinen als Anfeitung und Norm dienen. Gleiche Anwen: 
dung auf den Grafen finden die leßteren ſchon jetzt bins 
fihtlich der Volizeiverwaltung, Forft: Gerichtsbarfeit und 
Fort» und Jagd-Polizey, fo wie diefelben Berhältniffe 
zutreffen. 

A > 

Zum Bebhufe der wirklichen Einfegung in alle diefe Rechte 
bat der Graf die Erfüllung der gefeslichen Vorbedingungen 
innerhalb 6 Monaten von diefer Unferer Deflaration an, 
ſoweit es fih aber von der Nechtspflege handelt, innerhalb 
eines Bierteljahrs von der Zeit der Erflärung ihrer Ueber: 
nahme an bei Unſern betreffenden Miniſterien nachzumetien. 


VU. Eigentbums- und grundherrlidhe Rechte. 


$.$. 56. u. 57. 

Diefe $. $. find, big auf den Schuß des S. 57., der 
Folgendes beitimmt, von den $.-$. 49 und 50 der Defla- 
ration unter V. (©. 460) nicht verfchieden. 

Dagegen wird die Aufhebung der Leiheigenfchaft und 
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fhon jest, jedoch unter Vorbehalt der mit der Zuftimmung 


des Grafen wegen der Entfchädigung und anderer Bejtim- 
mungen näher feftzufegenden Modalitäten, eintreten fünnen. 


$. $. 98. u. 59, 


Diefe $. $. find von den $. F. 51 und 52 der Deflas 
ration unter V. (S. 461) nicht verſchieden. | 


VIII. Befteuerung. 


$. $. 60, 61. 62. u. 63. 
Diefe $. $. find, bis auf den Schluß des S. 63, mit 
den 8.8.53 bis 56 der Deflaration unter V. S. 462. f. gleich 
lautend; diefer Schluß bejtimmt Folgendes: 


Diejenigen Koften, welche bei Epidemien und Viehſeu— 
hen durch die, unter der Leitung Unſeres Medicinal- Kolz 
legiums, den fönigl. Oberämtern und Gefundheitsbeamten 
obliegenden allgemeinen Veranftaltungen und damit ver: 


bundenen PBerrichtungen CS. 35 lit. n) in den gräflichen 


Amtsbezirfen veranlaßt werden, trägt in gleicher Art, wie 


es gegenüber von dem Föniglichen Oberämtern der Fall ift, 


die Stantsfaffe. 
$. 64. 

Wenn wegen der den Grafen mitangehenden öffentli- 
chen Laften eine Amt3-Verfammlung abgehalten wird; fo 
ift demfelben hiervon jedesmal Nachricht zu ertheilen, um 
den Verhandlungen durch feine Nentbeamten anwohnen und 
fein Sntereffe hierbei wahren, oder einen befonderen Be— 
vollmächtigten hierzu abordnen zu fönnen. Auch wird ihm 
jederzeit geftattet, von den: bei der Neyartition, namentlich 
bei den Kriegsfoften » Umlagen, zu Grund gelegten Dokus 
menten Einficht zu nehmen, oder nehmen zu laffen. 

| $. 65. 

Diefer $. fiimmt mit dem $. 57 der Deklaration unter 
V, (S. 463). überein. 


IX. Lehns-Verhaͤltniſſe. 


$. $. 66 u. 67. 
Uebereinftimmend mit den F. $. 58 und 59 der Deflaraz 
tion unter V. (©. 463). 


X. Diener:Berhältniffe, 


$. 68. 

1) u. D diefes S. fimmen mit diefen Nummern in dem 
$. 60 der Deklaration unter V. (S. 469 überein. 

3) Die unter gleichen Verhältniffen mit Unferen Staats: 
dienern angejtellten gräflichen Juſtiz-, Polizei- und Forft- 
beamten haben den Rang unmittelbar nach Unferen koͤnig— 
lihen Beamten gleicher Kategorie und find auch hinſicht— 
lid) des Gerichtsſtandes diefen gleichgeftellt. 

4) Diejenigen gräflichen Privatdiener, welche, ftänden 
fie in derfjelben Kategorie im Staatsdienfte, von der Ges 
richtsbarfeit der Drts- DObrigfeit erimirt feyn würden, ges 
nießen diefelbe Eremtion und find der Gerichtsbarfeit Un— 
ferer Oberamtsgerichte, - zutreffenden Falls der gräflichen 
Amtsgerichte, untergeordnet. 

Nach diefer Unferer Erflärung haben fih nun alle Eos 
nigliche Landesftellen und Behörden in Beziehung auf die 
Beurtheilung der finatsrechtlichen Verhaͤltniſſe des gräflis 
chen Hauſes Königsegg - Aufendorf in vorfommenden Fäl- 
Sen genau zu achten. 


1. Anhang. 


Dienftpragmatif für die Civil: Staatödiener der freien 
Stadt Franffurt. 


Wir Biirgermeifter und Rath der freien Stadt 
Frankfurt fügen hiermit zu wiffen, daß Wir, nach dem 
Borgang anderer Staaten, die öffentlichen Dienftverhält- 
niffe der hiefigen Givil- Staatsdiener, auf verfafjungs- 
mäßigen Befchluß der gefesgebenden Berfammlung vom 
39. September d. J., durch nachfolgendes Gefe aufs’ neue 
zu ordnen und gehörig feitzufesen, Uns bewogen gefunden 
haben: 

se 

Staatsdiener find alle Perfonen, die von dem Senat 
zu Öffentlichen Dienftleiftungen ernannt und beftellt werden, 
ind dafür einen Gehalt, fey es mit oder ohne andere 
Emolumente, aus der Staasfaffe beziehen. Sie theilen 
fi) in Staatsdiener erfter Klaffe, und in Staatsdiener 
zweiter Klaſſe. Zu den Staatsdienern erjter Klafje wer- 
den alle gezählt, die fi) durch afademifche Studien, oder’ 
doch ſonſt durch befondere wiffenfchaftliche Bildung zum 
Staatsdienft vorbereitet und geeignet haben. Zu diefen 
Staatsdienern eriter Klaffe werden demnach namentlich ge: 
zaͤhlt: 1) Aktuarien aller Suftiz und. Berwaltungs-Aemter, 
2) Ardivar, 3) Baumeifter, 4) Bibliothefar, 5) Kanzlei- 
Rath, 6) Chauſſee-, Waffer- und Wegbau-Snfpeftor, 7) 
der rechtögelchrte Konfiftorial-Rath bei dem Konfijtorium 
A. C. und der rechtsgelehrte Beifiger der Fatholifchen Kir: 
chen und Schul» Kommiffion, 8) Kriminal-Rath, 9) Fis- 
cal, 10) Hypothefenbichführer und dejfen Adjunft, 11) 
Ingroſſiſt der Stadt-Kanzlei, 19 Kirchenbuchführer, 13) 
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Landamtmann, 14) Lehrer (ordentliche) am Gymnaſium, 
15) Lotterie-Direftor, 15) Münzmeifter und Münzwardein, 
17) Oberfoͤrſter, 18) Oberlehrer der Schulen, 19) Phyſiker, 
20) Polizei: Amts-Afjeiforen, 21) Rathsſchreiber, 22) die 
Recheneifchreiber, 23) Stadtamtmänner, 24) Stadt: Accou: 
eur, 25) Sefretarien der Gerichte, 26) Stailmeifter. Zu 
den Staatsdienern zweiter Klaſſe gehören dagegen alle, 
deren Dienjiverrichtungen eigentlich nur mechanifch find, 
nur Routine, aber feine jireng wiffenfchaftlihe Bildung 
erfordern, überhaupt die folche Stellen befleiden, wozu ſich 
Perfonen eignen, die fih urfvringlich zu einem andern 
bürgerlichen Beruf beftimmt hatten. Bei etwaiger Greirung 
neuer Stellen wird deren Qualität, ob fie zu den Stants- 
dienern erjter oder zweiter Klaffe gehören, gefeglih mit 
beſtimmt werden. 
— 

Die Staatsdiener erſter Klaſſe werden auf Lebenszeit 
angeſtellt. Aſpiranten zu ſolchen Stellen muͤſſen, wenn ſie 
nicht ſchon eine Prüfung in ihrem Fache vor einer hieſigen 
Stantsbehörde beftanden haben, um ihre Wahlfähigkeit 
darzuthun, vorher eine Prüfung ihrer Fähigkeit zu diefen 
Stellen bejtehen; alle aber ohne Unterfchied, auch die eine 
Prüfung beſtanden haben, find für das erfte Sahr nur auf 
Probe angeftellt, und erſt daun, wenn fie ihre Stelle ein 
Sahr zur Zufriedenheit ihrer vorgefegten Behörden beffeidet 
haben, als definitiv und unmwiderruflih ernannt zu be> 
trachten. 

5.3. 

Anwartfchaften auf Staatsdienfte fönnen nur vom Se— 
nat, im Einverfländnig mit Löblicher ſtaͤndiger Bürger; Re- 
präfentation, eräjeilt werden. 

$, 4. 


Befoldungen und Venfionen der Staatsdiener koͤnnen 
im Wege der Erefution nur zur Hälfte mit Arreit beftrickt 
werden. 

0 
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Staatödiener muͤſſen auch Nebenaufträge, wenn fie ih— 
rem Gefchäftsfreis nicht gänzlich fremd find, ** beſon⸗ 
dere Verguͤtung uͤbernehmen. 

Gb. 

Wenn auf gefeblichem Wege an dem Wirfungsfreis der 
Behörden Veränderungen, feyen es Erweiterungen oder 
Befhränfungen ihrer Wirkſamkeit, vorgenommen werden, 
fo fünnen die Dabei angeftellten Staatsdiener, wegen ihrer 
daraus erwachfender mehrerer Beschäftigung, fo wenig be- 
fondere Vergütung oder Erhöhung ihres Gehaltes anfpre- 
chen, als ihnen im umgefehrten Falle bei minderer Be— 
fhäftigung an ihrem Gehalt etwas gefürzt werden kann. 
Werden Stellen auf gefeglichem Wege ganz aufgehoben oder 
eingezogen, fo muß, der fie befleidet bat, fich eine andere 
Anstellung, jedoch unr in ohngefaͤhr gleicher ER 
gefallen laffen. 

g.:3% 

Staatsdiener erfter Klaffe fünnen nur wegen Dienft: 
untreue und ſolchen gröberen Amts- und Dienftpflicht> 
Verlegungen, die unter die $. 9 bezeichneten Disciplinars 
Bergehen nicht gerecynet werden fünnen, oder wegen Die- 
ciplinar = Bergehen nur dann, wenn alle Grade der Disci— 
plinar» Strafen ($. 9), um fie zur Pflichterfüllung zu vers 
moͤgen, ſchon vergeblich verhängt worden waren, — und 
zwar nur durch richterlihes Erkenntnis, ihrer Stelle mit 
Verluſt allen Gehalts, und ohne alle Entfhädigung, ent- 
fegt werden. Die Entjegung mit Verluß allen Gehaltes 
it aber nothwendige Folge jeder wegen eines gemeinen Ver— 
brechens zuerfannten Zuchthaus » oder Rorreftionshangftrafe, 
fo wie die Susyenfton vom Dienft und Gehalt unmittels 
bare Folge jeder richterlich und rechtskräftig erfannten Spe- 
cial-Inquiſition it. Während einer foichen koͤnnen höchfteng 
Altmente für den Inquiſiten aus feinem Gehalt beftriiten 
werden. 
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$. 8. 


Bei Anfchuldigung oder Verdacht einer Dienftuntreue 
oder Amtsverletzung bat die dem betreffenden Staatsdie— 
ner zunächft vorgefegte Behörde, die erfte vorläufige Un— 
terfuchung. Dieſe Behörde fann darauf frei fprechen oder 
eine Dieciplinarfirafe verhängen. Iſt aber auf höhere 
Strafe zu erfennen, wozu gerichtliche Special-Unterfuchung 
nöthig it, fo bat diefe Behörde die Sache an die kompe— 
tente Gerichtsbehörde abzugeben. 

$. 9. 


Gegen Nachläßigfeit, Unfleiß, Ungehorfam und andere 
dienftwidrige und das Subordinationg- Verhältnig im Dienft 
verlegende Handlungen aller Staatsdiener finden Disci— 
plinarftrafen Statt, welche die unmittelbar vorgejeßten Be— 
hoͤrden verhängen. Discipfinarftrafen find mündliche oder 
fchriftlihe Verweiſe, Zurechtweifungen und Geldjtrafen. 
Gegen Staatsdiener zweiter Klaffe fann in folchen Fällen 
ſtatt Geldftrafe auch eine ihr gleichfommende Gefaͤngniß— 
ftrafe verfügt werden. | 

— 7 

Gegen Disciplinarſtrafverfuͤgungen finden keine Rechts— 
mittel mit aufſchiebender Wirkung, ſondern nur einfache 
Beſchwerdefuͤheung bei dem Senate Statt. 

5. 11. 

Bei einem Benehmen, welches das bei Verrichtung ei— 
nes Staatsdienſtes erſter Klaſſe erforderliche Anſehen oder 
Zutrauen ſchwaͤchet oder mit der beſondern buͤrgerlichen 
Dienſtehre unvertraͤglich iſt, kann, wo die Disciplinarſtra— 
fen der unmittelbar vorgeſetzten Behoͤrde erfolglos geblie— 
ben ſind, auf vorgaͤngige Berichterſtattung dieſer Behoͤrde 
vom Senat auch eine Suspenſion vom Dienſt und Gehalte 
bis auf drei Monate verhaͤngt, und, wenn dieſe ebenfalls 
nicht fruchtet, ein ſolcher Staatsdiener der Erſetzung ar 
ber vor Gericht gejtellt werden. 
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Alle Staatsdiener zweiter Klaffe werden nur auf Wis 
derruf vom Senat angeftellt. Die Widerrufung einer An- 
ftelung fann andy nur vom Genate ausgeben, und zwar 
nur auf vorgängige Berichterftattung der zunächft vorgefeß- 
ten Behörde, woraus hervorgeht, daß alle Disciplinarftras 
fen ihren Zweck verfehlt haben. Der Widerruf hat Ber: 
luft allen Gehaltes und jeder Entfchädigung zur Folge. 


S.. 1% 

Alle Staatsdiener fönnen zu jeder Zeit mit Verzicht auf 
Rang, Titel und Gehalt ihrer Stelle ihre Entlaffung ge- 
ben, es fey denn, daß fie, wenn fie rechnungspflichtig find, 
noch Feine Rechnung abgelegt, oder wenn fie Arbeitsruͤck⸗ 
fände gelaffen, diefe noch nicht erlediget und aufgearbeitet 
haben. 

$. 14. 

Staatsdiener erfter Klaffe Fönnen nach vierzig Dienft- 
jahren, auch wenn fie noch dienftfähig feyn follten, ihr Amt 
mit Beibehaltung ihres Ranges, Titels und ganzen Gehal- 
tes niederlegen. 

Waͤhrend der erften zehn Dienftjahre haben diefelben, 
bei unverfchuldet eingetretener Dienjtuntauglichkeit , ein 
Recht auf Quiescirung mit Beibehaltung eines Drittheils 
ihres zulegt bezogenen Gehalts, von zehn bis zwanzig Dienſt⸗ 
jahren ein Recht mit zwei Drittheilen, und zwanzig big 
dreißig Dienftjahren mit dem vollen Gehalt in Ruheftand 
verfegt zu werden, fo wie diefelben unter ſolchen Verhaͤlt⸗ 
niffen bei eingetretener und nachgemwiefener Dienftuntaug- 
lichkeit auch ohne ihr Berlattgen vom Senat, je nad ihren 
Dienftjahren mit einem Drittheil oder zwei Drittheilen oder 
mit dem ganzen Gehalt quiescirt werden koͤnnen. Der: 
diente Staatsdiener Eönnen auf ihr Anfuchen in gerechter 
Anerkennung ihrer geleifteten Dienfte, ohne Ruͤckſicht auf 
Dienftjahre, bei eingetretener Dienftunfähigfeit vom Se— 
nate auch mit DBelaffung ihres vollen Gehaltes emeritirt 


werben, fo wie diefes auch früher fchon in den Befugniffen 
des Senats gelegen bat. 
FR 1,7 

Wenn Staatödiener erjier Klaffe, die quiescirt oder 
emeritirt werden follen, außer ihrem firen Gehalt noch Emo— 
lumente genoffen“ haben, fo find diefe im Einverſtaͤndniß 
mit löblicher ſtaͤndiger Bürger »-Repräfentation, zu bejtims 
men und anzufchlagen. 

| $s. 16. 

Zur Dienftzeit, wo ſolche in Anfchlag fommt, find alle 
Sabre, welche ein Staatsdiener überhaupt dem Staate ge— 
dient bat, nicht alfo allein nur Diejenigen der Stelle zu 
zählen, worin er quiescirt werden fol. 

ER 

Auch Staatsdiener zweiter Klaffe können für Treue und 
Fleiß und lang geleitete Dienjte von dem Senat wie Staats 
diener erſter Klaffe behandelt werden, und nad) den für 
dieſe fejtgefeßte Dienjtzeit - Kathegorien oder auch mit allem 
Gehalt quiescirt werden, wie diefes auch früher fchon von 
dem Senat verfügt werden Fonnte. 

Beſchloſſen in Unferer großen Rathsverfammlung 
am 6, Dftober 1829. 


Ein volftändiged Sachregifter wird eheftend nad): 
geliefert, 








j 
| 


Be 


Br De 


zu dem I. und II. Theil von Zangen die Verfaſſungs— 
Gefeße deutfcher Staaten. 


U. 


Abgeordnete zum Randtag, f. Kam: 
mern, deren Beſtandtheile ff. 
Adel im Königreich Bayern, Bi 
© deswegen. Th.T. S. 200. 5.1 “4 
— deſſen — Th. I. ©. 

- 280. $. 1 
_ "ri Grade, Th. 1. ©. 281. 


— — * a u. Rechte, 
—h. I. ©. 232, $. 8, ff. 
— —*— Bern. zb. 1. 5, 283, 


— 54 Suspenſion Th. I. S. 
284. $, 21, 

— in Bapern, autsherr!. Gerichts: 
barfeitdeffelben. Th. 1:©.285. ff. 

_ un aD überhaupt. Ih. 


_ Rede» deffeiben überhaupt, Th, 
. 641, 


— — ——— deſſelben 
der deutſchen Bundesakte. Ih. I 
©. 644. 


— ar deffeiben in 
Bayern. Th. I. ©. 645, 

— in Hannover, anna 
deſſelben hinfichtlich der Patrimo— 
nialgerichtsbarfeit. Ih. 1. ©.668. 

— —— in Württem— 

berg, ni je deffelben, 

— altlandfäfliger, in EDER, 
deſſen Reg overhaltniſſe. zb. I 


S. 713. 


II. DB, 


Adel, ritterfchaftliher, in Bader 
u ag Th. L 


— landſäſſiger, in Baden, deſſen 
ee. zb. I. ©, 


— 8 REN Heſſen, 
=. — — Th. 


— hemicher und landſäſſii⸗ 
ger, im Großherzogthum Heſſen, 
deſſen Rechtsverhältniſſe. Th. I 
2733, I. 

— im Fürftenthum Waldef, Pa— 
 trimoniafgerichtsbarfeit der Fa— 
milie Dalwigf. Th. I. ©. 768. 

Anlagen der Ritter» und Land- 
fchaft in Mecklenburg unter fich, 
wann und unter welchen Umſtän— 
den diefelben erlaubt find. Ip. II. 
S, 320. 8, 41. ff. 

Apanage der a Th. J. 
S. 60. Abſchn. 3. Einl. 

Be in — Th. J. S. 73. 
$.. 1. f. Sb 1.7 67. 
— — Württemberg. 

35.1 © 82. f. 2. —- ın 
Kurbefen. Th. 1. ©. 101. $. 12. 

Aremberg, Herzog von, Preuß. u 
Hannöver Standesherr, Th. L 
©. 225. 233. 367 u. 369. ff. 

Aufenthalt, Freiheit hinfichtlich dei: 
felben für die jStandesherren 
nach der Bundesakte. Ih. J. 
S. 203. 
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Aufenthalt, Freiheit hinfichtlich def: in Bere: Detmold. Th. II. S. 
felben für die Standesherren in 246, 
preudeh. 25. 1. ©. en . 2% Auftöfung. des geſetzagebenden Kür: 

- in Bayern, Ih. 1. ©. 324. pers in Frankfurt. TH. IT. ©. 248. 
6.5. — in Hannover. Th. J. Ausschuß, Tanditändifcher, in Würt- 
©. 343. $. 6. S. 368. — in temberg für diejenigen Gefdaͤfte, 
Württemberg. Th. J. S. 390. deren Beſorgung von einem Land— 
6.5. ©. 414. 423. 426. 443. tage. zum andern zur BAND: 
465. 482. 490. 493. 505. 513. brochenen Wirkfamkfeit der Re— 
522, Ih. II. S. 706. — in Ba: präfentation nöthig ift. Ih. IL 
den. Ih. I. ©. 535. $.6. © S. 280. $. 40. fl. 

559. 571. — in Kurheffen. Th. — ———— in Baden. Th. 
1. ©. 576. 4), — im Sept. 11. ©. 289, $. 24. 
Heften. Th. I. ©. 592. $. 7. — der engere, in Mecklenburg, 

— Freiheit hinſichtlich deſſelben für Zuſammenſetzung und Rechte def- 
den deutſchen Adel nach der Bun:  felben. Th. U. ©. 315. 8. 23. ff. 
desafte. Th. I. ©. 644. — Tandftändifcher, in S. Weimar, 

— Sreiheit hinfichtlich deſſelben fir Zuſammenſetzung deffelben und 
den Adel in Bayern. ZN. IL feine Rechte. Xh. I. ©, 336, 
©. 648. $. 30. ff. 

— Freiheit hinfichtlich deffelben für — landſtändiſcher, in Braunfchweig. 
den ritterſchaftli An Adel an 8.139, — in ©. 8er 
Württemberg, IH. J. ©. 689. burg. Th. IT. ©. 336, $. 30, ff. 
ER ©. = $. N ; 

— Freiheit hinſichtlich deſſelben für — N Hildburghauſen, deſſen 
den landſäſſigen Adel in Würt— Geſchäitskreis. Th. II. S. 403. 
temberg. Th. 1. S. 713. 26. 

— Freiheit binfichtlich deifelben für 
den ren, Adel m 
Baden, Th. I. ©. 715. $. 3. er 

5:8 

— Freiheit ind der Wahl — engerer, der Randftände in Mal: 
deffelben für den Adel im — def. Th. IT. ©. 422. $. 6. 7. 
Heſſen. Th. 1. ©. 74.1.5. — der Landſtände in Kinpe: Det: 

Auflöfung des Landtaag in Preu- mold, Wahl und Wirkungskreis 


Ben S. Hildbnrahaufen, Depu— 
tirte Defjelden, ihre Ernennung 
und Remuneration. Th. ID. S. 


ßen. Th. 1. ©. 211.9. 9. — deſſelben. Th. H. ©. 429 $. 2%. 
in Baiern. Th. II. ©. 214. 9.3. ©. 451. $. 14. 
S 9.9. ©..216. 1, ,— = perpetuirliche Aktivität) der 


in Württemberg. Th. II. S. 101. 
$. 31. ©.217.$. 2. — inBa: 
den. zb, 1. ©. 165: $. 23... 
219. $.2 — — Th. 
11.6. 116, ©. 221. 13; 
— im Gral, Se zh. Il. 
©. 119. 7. © 222, %.1. 
— in ©. Weimar. Th. * ©. 
147. 9.53. &.230. 0,7. — in 
Naſſau. Th. II. S. 33, — in 
©. Koburg. Th. II. ©. 235. $. 
2. — in S. Meiningen. Th. 
1. © 29. 8. —in©. 
Baneabenfen: Ih. II. ©. 240, 
F. 4. — — Rudolſtadt. Th. 
1. ©. 242. J. — in Liechten— 
ſtein. Ar ir. 8,243. 1 — 


— Kommiffionen, 


Stände in Tyrol. 
434. $. 10, 


Th. I. ©. 


— Bürger:, oder fländige Bür— 


ger-Repräſentation in Frankfurt. 
Th. I. ©. 438. $. 3. ff. 


Ansfhüfe des Landtags in Preu— 


Ben, zur Bearbeitung — 
——— Th. I. S. 444. 


$. 2 
— der Kammern in Bayern, zur 


Bearbeitung befonderer Gegen 
ftände. Ip. IL. ©. 455. 9. 25. ff. 
der Kammern 
in Mürttemberg, zur Bearbei: 
tung J onderer Gegenſtände. Th. 
II. ©, 466. $.6. — in Baden. 
Th. II. S. 47 9 9. 3. 8,471, $. 9, 


Ausſchüſſe der Landſtände in Kur: 
heſſen, zur Bearbeitung befonde: 
rer Gegenſtände. Th. I. ©. 
472. 9.45. 

— der Kammern im Großh. Heſ— 
jen, zur Bearbeitung beſonderer 
Gegenftände. Ih. II. ©, 476, 
$. 7. ©. 477. $. 8. ff. 

— der Raudftände in S. Weimar, 
zur Bearbeitung befonderer Ge: 
genftände. Th. II. ©, 437. $. 
14. fi. 

— Kommiſſionen, der Landftände 
in Brauufchweig, zur Bearbri: 
tung befonderer Gegenstände. Th, 
1. ©. 49. $. 23. ff. 

— der Landftände in Nafjau, zur 
Bearbeitung befonderer Gegen: 
ftände. Th. I. ©. 504, $. 14. 
ff. — in S. Koburg. Th. 1. 
S. 5%.$.6. — in S. Hild— 
burghauſen. Ih. I. ©. 533. 
$. 4. 

Ausftener der Prinzeſſinnen iu 
Bayern. Th. I. ©. 176. $. 11. 
— in Württemberg. Ih. I. ©, 
91. Rote 7. 

Auswanderungsfreiheit der Bewoh— 
ner Deutſchlands. Th. J. S. 143. 

— in Baiern. Th. I. ©. 158. $. 
18. — in Württemberg, Th. 1. 
©. 1688. 9. 6 u. 14. ff. — im 
Großh. Baden. Th. J. S. 172. 
6.6. — im Großh. Heſſen. 
36.1 ©. 179. $. 14. — im 
Herz. S. Koburg. 3.1. ©, 
187. 7” 12. — in Frankfurt. 

Auswärtige Verhältniffe der Stan: 
desherren in Wreußen. Ih. I. 
©. 2357. $. 211. — in Bayern 
nach der Deflaration von 1807. 
3. 1. ©. 211. $. 16-19. 
— in Bayern nah dem Edift 
von 1818. Ih. 1. ©. 377. $. 15. 
— iu Hannover. Th. I. ©. 348. 
$. 19. ©. 369. — in Würt: 
temberg. Ih. I. ©. 393. $. 16. 
(j. audy die folgenden Deklarg— 
tionen eben jo in Th. I. ©. 
7656. — in Kurbefien. Ip. 1 
©. 578, — im Großh. Deifen. 
zb. 1. ©, 601. $. 19, 
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B. 


Baden, ehemalige Markgrafſchaft, 
nunmehriges Großherzogthum. 
Th 1. ©. 11. Note 1. ©. 171. 
526. 714. 

— Marfarafenvon, Badifhe Stanz 
desherren. Ih. I. ©. 238. 

Bapern, ehemaliges Kurfürftliches, 
nnn Königl. Haus. Th. I. S. 6. 
Note 1. 

Beamte, ftandesherrliche, Verhält— 
niffe derfelben in Preußen, Th 
I. ©. 271. $.56. — in Bayern. 
Th. 1.. 6.-221. 223. 297. $.51. 
ff. ©.339. $.61.ff. — in Han: 
nover. Ih. I. ©. 349, $. 3. 
©. 352. $. 3. ©. 369. u. 370, 
— in Württembera. Ih. I. ©. 
397. fi. $. 35. fi. ©.412. 5.60. 
f. auch die folg. Defl. in dieſem 
u. dem II. Ih. ©. 715. — in 
Baden. Th. L ©, 541. $. 29, 
ff. ©. 552. $. 73. °— in Sur: 
beiten. Th. I. ©. 580, 586. 

— der abdelihen Watrimonialges 
richtsherren, Verhältniſſe derfel- 
ben in Bayern. Th. I. ©. 297. 
$. 51. ff. ©. 50. $. 123. ff. 
— in Hannover. Ih. 1. ©. 675. 
$. 31. ff. — in Württemberg. 
36.1. ©.697.$.%.f. — im 
Rp. Heſſen. Th. I. ©. 746, 

. 18. ff 


— Staats-, Beſtimmungen hin: 
fihtlich derfelben ıc. ſ. Staats⸗ 
diener, 

Befreiungen der 
in Preußen. Ih. J. 
12. — in Bayern. Th. 1. ©, 
337. $. 53. — in Württem: 
bera.. Ih. I. ©. 410. $. 33. f. 
auch die folg. Dekl. in diefem 
und im II. Th. ©. 766. — in 
Baden. Th. J. ©. 548. 6. 63. 
— im Großh. Helfen. Th. 1. 
©. 632. $, 65. 

Begnadigungsrecht des Königs von 
Württemberg. Th, I. ©. 85. $.9. 

— des Großh. von Baden. Th. 7. 
ee. 5 

— des Kurfürften von Heilen. Th. 
I. ©. 100, $. 5. 

Bentheim: Steinfurt, Preuß. und 


Standesherren 
S. 2350, $. 
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Hannover. Standesherr. Th. 1. 
©. 225. 233. 341. ff. 

Bentheim:Zedtenburg oder Bent: 
heim Rhede, Fürſt von, Preuß, 
Standesherr. Th. 1. ©. 226. 

Bentif, Grafvon, Otdenburgifcher 
Standesherr. Th. J. ©. 244. 

Beobachtung der Verfaſſung u. des- 
fallfiges Verſprechen, |. Verfaſ— 
fung und Gewähr der Verfaffung. 

Berg: u. Hüttenrechte der Standes» 
herren in Preußen. Th. I. ©. 
257. $. 22. — in Bayern. Th. 
I. ©. 366. $. 49. 

Berg: und Galinenrecht in den 
ra win in Ba: 
den. Ih. 1. 6. 58 ff. 
©. 564. Vie 

Berg: u. Yüttenrechte der Standes: 
herren im Großh. Heſſen. Th. J. 
S. 630, $. 62. 

Beſchlüſſe der Stände in Preußen 
(in den verfchiedenen Provinzen), 
nöthige u der Deputirten 
dabei. Th.Il. ©. 443, 446. 447. 
448. 449. $. 

— und wechfelfeitige Mittheifungen 
der zwei Kammern in Baier, 
auch Erforderniife m. Gültigkeit 
derſelben. Th. I. ©, 459. $. 
40. ff. ©. 460. $. 48. 

— Erforderniffe zur Gültigfeit der: 
felben in der Ständeverfammfung 
in Württemberg. Th. 11. ©. 467, 


$. 11. — in Baden, Th. II. 
©. 470. $. 7. — in Kurheſſen. 
Th. I. ©. 473. 12. fe — 


im Großh. Heſſen. Th. ü. ©, 
478. $. 14. — in ©. Weimar. 
Ih. I. ©. 485. 9.3... — in 
Naſſau. Th. I. ©. 498. $. 4. 
©, 513. $. 34. ©. 522, $. 21. 
von Braunfchweig. Ih. 1. ©, 
493. 9. 15. ff. — in S. Ko: 
—F —h. TI. ©. 527. 6.0. 

n ©. Meiningen. Th. H. 
530, .7.8. — in S. em 
burahaufen. Th. 11. ©. 333; $.5. 
— in iechtenftein. Th. 11. ©. 536. 
— in Walde. Th. 11.©.538. $. 
3. — in Lippe: Detinoid. Ip. 
U. ©. 539. $. 5. 

— Erforderniffe zur Gültigkeit der: 
felben im rer Körper 
in Fraukfurt. Th. 1. 8,542, $.2. 


 — 


Beſoldungen der ftändifchen Beam: 
ten, f. den Titel diefer Beam: 
ten, als Sekretar, Syndikns ıc. 

Beftandtheile des Landtags, ſ. Land⸗ 
tag. 

Beftenerung der Standesherren und 
ihrer Güter. Th. I. ©. 250. $. 
12. ©. 297.8.,23; 

— und grundherrliche Rechte der 
SC in Bayern. Th. I. 
©. 336. $. 49. ff. 

— der Etandesherren in Mürt: 
temberg. Th. IT. ©. 410. $. 53, 
©. 420. 425. 440. 461. 479, 
428. 496. 503. 510. 519. 528. 


f. auh Th. U. ©. 774. — in 
Baden. Th. I. ©, 547. $. 58. 
ff. ©. 565. 573. — in Sur:- 
hefien. Th. I. ©. 55. — im 


Großh. Heſſen. Th. L ©. 631. 
6.63. — in Bayern. Th. 1. 
©. 661. $. 68. 

— hinfichtlih des ritterfchaftlichen 
und altlandfäffigen Adels in 
Württemberg. Th. I. ©, 711. 
$. 60. ff. 

— des ritterfchaftlichen und Po: 
fälligen Uvels in Baden. Th. I 
&, 721. $. 19. ©. 728. $. 13, 

— des ritterichaftlichen Grundei: 
eigenthums in Kurheſſen. Th. I. 
©. 585 u. 731. 

— des ritterfchaftlichen und land: 
fäfligen Adels im Großh. Heſ— 
fen. Th. I. ©. 762. $. 42, 

Beifaffen in Frankfurt. Th. T. ©. 
195. $. 6. 

Bömelbera, Sreiherr von, Preuß. 
Standesherr. Th. 1. ©. 2%6. 

Bramfchweig: Wolfenbürtel, Her: 
zogl. Hans. Th. J. S. 25. Note 1. 

Buchhandel, Sreiheit defjelben, des— 
fallſige Beſtimmuugen in Bayern. 
Th. 1. ©. 163. 9. 1—12. 

— Freiheit bee im K. - 
temberg. Th. J. ©. 169. 6. 

— im Großh. Heſſen. u 
©. 180. $. 24. — in Natan. 
Ih. I. ©: 185. 

Büchernahdrud, Beſtimmungen 
ne in der Bundes - Are. 
Th. J. S. 148. 

Bürgerausfehuß in Frankfurt, defz 
fen Wirkungskreis, ſ. Airkungss 
kreis ıc, 


Bürgermeifter, zur derfelben 
in Srankfurt. Th. ©. 127. 8.8. 
—  Obliegenbeiten gerieben in 


Srankfurt. Ih. I. ©. 138. $. 9. 
C. 
Caſtell, Graf von, DBapyerifcher 


Standesherr. Ih. L ©. 31. 

Geremoniel, Kanzlei-, hinfichtlich 
der Standesherren ic. ſ. Kanz— 
lei: Geremoniel. 

Chauſſee- und Brürfengeld, Bezug 
dejjelben durch die Standesher: 
ren in Preußen. Th. I. S. 261. 
$. 30, 

— beziehen die Gutsherren in 
Bayern nit. Th. II. ©. 316, 
$. 116, 

Chriftlihe Konfeffionen, gleiche 
Rechte derfelben in Bayern. Th. J. 
&.575. $. 24. — in Württem— 
berg. Th. I. ©. 594. $. 1. 
in Baden. Th. II. ©.598. $.2. 
— in Kurheifen. Th. I. ©. 174, 
$. 5. — im Großh. Heffen. 
3b. 1. ©. 178, S. 10. Ip. II. 
©. 610. $.2. — inE®. fo: 
burg. Ih. I. ©. 187. $. 9. 
<h. I. ©. 615. $. 1. 

— in Franffurt. Th. I. ©. 194, 
$. 5. Th. II. ©. 621. $. 6. 

Eivillifte des Regenten im Allge— 
meinen. Th. I. ©. 60. 3. Einf, 

— des K. von Württemberg. Th. 
I. ©. 85. $. 4. 

— des Großherzogs von Baden 
und Wirkſamkeit der gig 
binfichtlich derjelben. Ih. 1. 
u — 

— des Sroßherzogs von Heilen 
und Wirkſamkeit der Landſtände 
hinſichtlich dieſes Punkte. Th. I. 
©. 105. $.5. Th. H. S. 303. $.15. 

Eivil = und Militaͤrdienſte eines an— 
dern Staats, freie Befugniß deß— 
halb für die are, nah der 
Bundesacte. Th. 1. ©. 143. 
für die Standesherren und den 
übrigen Adel, ſ. Militär- und 
Civildienſte ıc. 

Eivil:, Mititär: und Kirchenäm: 
ter, Berechtigung dazu für alle 
Bayern. Th. J. ©. 156. $. 5. 
— für alle Württemberger, Th. 1, 
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©. 166. $. 4. — füralleBad- 
ner. ne 
für alte Heſſen. Ih. I. ©. 178. 
$.9. — füralle — Th. L 
S. 184. — für alle ©. Ko: 
burger. Th. I ©. 187. 

Civil » Staatödiener, ſ. Staats— 
diener. 

Groy, Herzog von, Preuß. Stan: 
desherr, Th. J. ©. 227, 


D. 


Dauer der Gültigkeit der Wahlen, 
ſ. Wahlen der Landſtände und 
Dauer der Gültigkeit derfelben. 

— des Landtags, f. Landtag, Daner 
deſſelben ꝛc. 

Deputationstage in Mecklenburg. 
Th. II. S. 226, 6. &. 

Deutiher Bund, DVerhältniß der 
deutichen Staaten zu N 
im Allgemeinen. Th. I. 43. 

— Orden, Mitglieder und er 
deifelben. Ih. 1. ©, 147. 

Deutfche Staaten, Derzeichnig der— 
felben. Th. I. ©. 147. 

— Verhältniß derfelben zum deut- 
fchen Bund, ausaefprochen in den 
Verfaſſungs- En von K. 
Bapern. Ih. 1. ©. 6. 8. 2% 
— K. Hannover. Th. I. ©, 46, 
8.3. — 8. — Th. 
J. ©, 47. 2 3 An 
den. Th. J. ©. 48. 8.5. — 
Gr. Heilen. Th. J. ©. 48, 8.6. 
— Gr. —— zb. I. ©. 
49. 8.7. — Sacdfen-Weimar: 
Cifenach. Th. I. ©. 50. 8. 8& 

9. Braunfhweig. Th. J. S. 
51, K. 9 9. Sachfen: fo: 
burg. x I. ©. 52. Ko: 
9. Eshien: ———— Th. I. 
©. 58. K. 1 H. Sachſen⸗ 
—— Th I. ©. 53. 

‚13. — Fürſt. Waldek. Ih. 
r ©, 54 8.14. — Fürf. 
Schwarzburg-Rudolitad. Ih. 1. 
8.55. 8.15. — Fürf. Schaum: 
burg-Lippe. Th. I. &.55. K. 15. 
— Fürſt. Lippe: Detmold. Th. J. 
©. 55. K. 15. — Freie Stadt 
Sranffurt. Ih. I. ©. 55. K. 15. 

Diäten nnd Reifefoften der Land: 
tags: Abgeordneten in den ver— 


— 
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fchiedenen Provinzen der preuß. 
Monarchie. Ih. II. ©. 251.252, 
253. 255.256. 257 11,258, 
Diäten und Reifekoften der Mit: 
alieder der Kanımer der Abgeord: 
u in Bayern, Th. II. ©, 268, 
.47. 
— der Ständemitglieder ꝛc. in 
——— zb. I, ©. 283, 
7 


— der nicht durch Geburt berech— 
tigten Mitglieder der Stände— 
Verſamminng im Gr. Heſſen. 
©. 308. $. 30. 

— der Landſtände in S. Weimar. 
Th. U. ©. 333. g, 17. — in 
Brannfihweia. Th. II. ©. 363. 
$. 443. — im 9. Naſſau. Ip. 
1. © 367. 9.6. — in S. 
Koburg. Ih. TI. ©. 376. $. 9. 

— der Landftände mit Einfchluß 
der Beamten in S. Meiningen. 
Th. I. ©. 387. $. 13. 

— der Landftände in Hildburg: 
haufen. Th. IL ©. 397. $. 12. 

— der Abgeordneten und des Di: 
rectors in Lippe: Detmold. Th, 
1.7 6,431. 8.13. 

Diener, ftandeshperrliche, f. Beam: 
te. 

— Staats-, Beſtimmungen hin— 
ſichtlich derſelben ꝛc. ſ. Staats: 
diener. 

Dienſt-Pragmatik, ſ. Staatsdiener, 
gg hinfichtich derfel: 

en ic. 

Dietrichftein, Fürft von, Würt— 
tembergifcher Standesherr. Th. 

' A7B.,033. 

Dispenſations- und Konceffione: 
gelder, Bezug derfelben durch die 
Standesherren in Preußen. Th.TL. 
&.261.$. 29. — im Kurf. Deifen. 
Th. J. ©. 361. $.62. — im Gr. 
Heffen. Th. I. ©. 627, 8. 57. 

Domänen, Stenerfreiheit der Do— 
mänen der Standesherren, f. Ei: 
genthum und Eigenthumsrecht. 

— im Allgemeinen. Th. I. ©. 
544, ff. 

— in Preußen. Th. II. ©. 546. 

— Staats, in Bayern. Th. IL. 
©. 549. $. >. 

— in Baten. Th. IL. ©, 554, $. 


1.2. — im Gr. Heſſen. Th. 
Il. ©, 555. $. 1. ff. | 

Domänen in Meckienburg, Bei: 
träge von denfelben zu den Lan: 
—— Ih. IL. ©, 556 
u. 557. 

— im Gr. ©. Weimar, Th. I. 
©. 557. im 9, Braun 
fhweia. Th. IL. ©.558. — im 
9. Naſſau. Th. IL. ©. 558. 
— im 9. ©. Kobura. Ih. D. 
©. 559. — im 9. ©, Meinin- 
gen. Ih. II, ©. 560. — im 9. 
©. Altenburg und Grundaefer 
darüber. Th. II. ©. 560. 1.561. 

Dpmänengefälle im Zürft. Liechten: 
ftein. Th. II. ©. 566. 

Domänengut in Württemberg. Th. 
1I. ©. 563, $. 4, 


E. 


Ebenbürtigkeit der Standesherren 
in Dreußen. Ih. L ©. 247. 
— in Bayern. Ih. I. €. 322, 
$. 1. — in Hannover. Th. 1. 
S. 342. $.1. — in Wiürttem: 
berg. Th. 1 ©. 338 .1.©. 
413. 422. 425. 442. 465. 481. 
490. 497. 504. 512.521. — tu 
Baden. Th. L ©. 534. $. 2. 
©. 559, 571. — in Kurheſſen. 
Ih. . © 576. — im ©r. 
Heften. Th. I. ©. 590. 9. 2. 

Ehrenwache der Standesherren in 
Preußen: Th. L. ©. 350. $. 10. 
— in Bayern nach der Deflarat. 
von 1807. Th. I. ©. 218. $. 58. 

— der Standesherren in Bayern. 
Ih. 1. ©, 377. $.13. — it 
Hannover. Th. I, S. 343. $.5. 
©. 368. — in Württemberg. 
Th. 1. ©. 393, $. 14. 

— Crlaubniß zur Erridtung einer 
folchen für die Standesherren im 
Gr. Heften. Th. 1. ©.593. $. 11. 

Eid, Huldigunas:, ſ. Huldigung ic. 

— Bürger:, Beiſaſſen- u. Schußs>, 
in Sranffurt. Th. J. ©. 1%, 


—J 
— des Senats in Frankfurt. Th. 
I. ©. 191. $. 1. 

— des NRegenten und des Reichs: 
verweſers wegen Beobachtung 


der Verfaͤſſung, ſ. Verfaſſung u. 
Gewähr der Verfaſſung, ſ. Ver— 
faſſung. 

Eid der Landſtände in Bayern. 
Th. I. ©. 87. 9.83 — in 
Württemberg. Ih. II. ©. 272, 
F. 4. — in Baden. Th. II. ©, 
284. 69. 2. — im - Heilen. 
Th. I. ©. 300, $. 6 

— der Landräthe in Mecktenburg. 
Ih. II ©. 312% $. 14. 

— der Landftände in Braunfchweig. 
u H. ©, 3177. 5.4. —ı 

©. Koburg. Ih U. ©. 370. 
6. "9, — in Wade. Ip. II. 
S. 420. $. 3. — in Lippe— 
Detmold. Th. II. ©, 428. 6. 1 
©. 429. $r A. 

— der Mitglieder des geſetzgebenden 
Körpers in — Th. IL 
©. 435. $. t 

Eigenthum, Sicherheit —— in 

ayern. Th. J. S. 156. 

— Privat-, Abtretung —5 
zur öffentlichen Zweckmäßigkeit 
in Baiern. Th. J. ©. 156. $.8. 

— Sicherheit deſſelben in Würt: 
temberg. Ih. I. ©. 168. $. 6. 

— Privat-, Abtretung deſſelben 
zu Öffentlichen mn in Würt: 
temberg. Th. 169. $. 12. 

— der Badener, — deſſel— 
ben. Ih. I. ©. 172. $. 7. 

— Abtretung deffelben zu öffentli- 
chen Zwecken in Baden. Th. 1. 
©. 173. $. 10. 

— Sicherheit deifelben in Kurheſ— 
fen. Th. 1. ©.174. 5.4. — im 
Gr. Heffen. Th. J. ©. 179. $.13. 

— Abtretung deijeiben zu öffentli— 
hen Zwecken im Gr. Heſſen. 
—h 1. ©. 179. $. 17. 

— Sicherheit deffelben im 9. Naſ— 
fau. Th. 1. ©. 185. $. 11. — 
im 9. ©. Koburg. Th. 1. 
187. $. 11. 14. 

— Abtretung deſſelben zu öffentli— 
hen Zwecken in ©. SKoburg, 
zb. I. ©. 188. $. 14. 

— und Eigenthumsrechte der Stan: 
Desherren in Preußen. Th. J. 
©. 256. $. 21. fi. ©. 273. 8.61. 
— der —— und Standesher— 

ren * Bayern. Th. I. ©. 285. 

4. ff. &,315, $, 111. ©,336, 
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$. 49, — der Stannesherren in 
Hannover, Ih. I. ©. 360. $. 56. 
©. 374. — der ftandesherrli- 
chen Häuſer in Württemberg. 
Ih. L. ©. 193, 409, $. 51. f. 
©. 418. 425. 439. 460. 478. 
438. 495. 502, 509. 519. 926, 
Ip.1.©,7 — in Baden, Th 
1. ©.535.0,9, ©, 551. 9.69. 
S. 559. 571. — der Standesher- 
ren in Kurheifen. Th. I: ©. 584. 
Cigentbums = und grumdherrliche 
Rechte der Standesherren im Gr. 
Helfen. Th. L ©. 627. $. 57. 
— des ritterichaftlichen Adels in 
Bayern, Th. I. ©. 285, . 2 
©. 315. $. 111. ©. 664. 9. 7. 
— des ritterfchaftlichen und land 
fälligen Adels in Württemberg. 
Ip. 1. ©. 707. $. 45. 
Eigenthumsrechte des ritterfchaftfi- 
chen und landfäligen Adels in 
Baden. Th. IL. ©. 717. 724. — 
in Heſſen. Th. I. ©. 759. $.39 
Einguartirungs:Freiheit der Stan— 
desherren in Preußen. Ip. 1 
©. 359. $. 25. — in Bayerır. 
39.4. ©. 327... 512. —in 
Türttemberg. Th. &,446.$. 12. 
Entftehung der Verfaſſung, ſ. Der: 
faſſung. 
Episfopal= oder ‚pe erarchiſche Sy: 
ſtem. Th. I. ©. 568, 
Erbach, Grafen von, Gr. Sei. 
Standeeherrn. 3h. 1. ©. 241. 
— Graf von, Würtemb. Stander: 
desherr, wegen der Graffchart 
Wartenbera-Roth. Ih, I ©, 
236. 425. ff. 

Erb-Landmarſchälle, Zahl derfelben 
in Medienbutg. 35.11. ©. 314. 
$. 20. f. auch Land-Marſchall. 

E:bverbrüderung, Mei enburgiſche. 
S. 108. 


S. Erbverordnung des Kurfürſten von 


Brande — 
©, 61. r, 

Erfor — der Landſtände, 
Kummern ꝛc. und Landſtände, 
Zahl und Erforderniſſe derſelben. 

Eröffnung des Landtags, ſ. Land— 
tag, Beſtandtheile, Eröffnung 
und Schluß deſſelben. 

Erſtgeburtsrecht im Allgemeinen, 
zb. 1. ©, 58, 


von 1473. Ip. I 
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—— y — Th. 
.S. 61. Not 

— vr R: Bayern, 535 deſſel⸗ 
ben ar — desfalls. 
Th. J. ©. 63. $. 5 

— im K. —— "SH. I. ©, 82, 
Note 2. — im 8. Württem: 
berg. Ih. I. ©, 86. $. 11. 
in Baden. Th. I. ©. 83, Note 
5. — im Kur. in an. I. 
©. 100. $.6. — im Gr. Hef: 
fen. 26. 1. ©. 105. $. 6. — 
in Heſſen. Th. J. S. 106. Note 
5. — in den Mecklenburgiſchen 
Linien. S. 108. Note 3. — in 
dem Gr. S. Weimar. S. 109. 
Note 3. — in dem H. Braun— 
ſchweig- — S, 112. 
Note 2. — im H. Naffaͤu. S. 
113. Note 3. — in dem 3 
S. gel be Haus. Th. I 
©. 116. $. 6. und Note 3. 
in dem 9. ©. Meiningifchen 
Haus. Ih. I. ©. 118. Note 3. 
— in den 9. ©. hear 
ſiſchen Haus. Th. ©. 119. 
Note 3. — in dem "Fürf. Lip- 
pefhen Haufe. Th. I. ©. 121. 
Note 3. — in dem Waldecki— 
fhen Haufe, Th. L ©. 121, 
Note 4, 

Erziehung der Prinzen und Prin— 
zeffinnen des königl. Hauſes in 
Bayern. ſ. Minderjährige Prin— 
zen ꝛc. 

— des minderjährigen Könias in 
Württemberg, ſ. Minderjähriger 
König. 

%- 


Familien-Fideikommiß, f. Fidei— 
kommiß. 

Familienrath in der königl. Eur 
lie in Bayern, Tb. 1. ©. 
F. 1. ff. — in —— 
Ih. I ©, 91. 

Samilienftatut, f. Hausgeſetz. 

Familienverträge der Standesher— 
ren in Preußen. Th. I. ©. 256. 
(. 20. — in Bayern. Th. 1. 
©. 3%6.5.9. — iu — 
Th. I. ©. 346. $. 13. S. 369, 

— in den kandeöherrtichen Hän 
fern in Württemberg, Ip, 


©. 392. $. 10. ©, 415, 444, 
4235. 445. 466, 483. 491. 498, 
>05. 513. 523. 

Samilienverträge in den ſtandes⸗ 
herrfichen Häufern in en 
Th. J. ©, 535. $. 8 ©. 559. 
571. 

— der Standesherren in Kurhefz 
fen. Th. J. ©.576.5. —im Gr. 
Hefen. Ih. J. ©. 59. 6. 10. 

— des Adels in Bayern. Th. 1. 
©. 648. 

— des ritterfchaftfichen und land⸗ 
Kin — Adels in PEN 

Th. 1. ©. 692, 6. 

— des — —— Adels in 
Baden. Th. J. ©. 716. 9. 5. 
— des Adels im Sa Heilen. Th. 

I. ©, 740, 8.3 

Fideikommiß, — -, in Bayern. 
3b. 1 ©. 73. . 4 © 7 
Zit. VII $.1.26.1.©.547.$.2. 
— in a ° Th. I. ©, 
552, $. — Bir Hildburghaus 
fen. Ip. nr. . 562, 

Finanzgewalt —— der Stan⸗ 
desherren in ui Ih. L 
S. 259. $. 2 — in Bayern. 
nach der Neefarafion von 1807. 
Th. 1. ©. 218. 9. 59—72. 
in Bayern nach der Deflaration 
von 1818. ©, 336. $. 52. 
in Hannover. Th. I. ©. 364, 
$.75. — in Württemberg. Th. 
1. ©, 410. $. 53. (fe auch die 
andern —— — in 
Baden. Th. I. ©. 547... $. 60, 
(f. auch die andern Deflaratio- 
nen.) — in Kurbeffen. Th. I. 
©. 585. — im Gr, Hefien. Th 
I. ©. 631. $. 63, 

— hinfihrlich des Adels in Bayern. 
Th. 1. ©. 658 .$.56.f. — in 
Mürttembera. Th. I. ©. 711. $. 
60. ff. E. 728. $. 13. 
Baden. Ih. 1. ©. 721. $. 19, 
in Kurhefien. Th. 1. ©. 731, 
im Gr. Hefjen. Th. I. ©. 757. 


38. 

Fiekus, ſteht vor den ordeutlichen 
Gerichten in Bayern. Th. J. ©, 
157. 12. — im Königreich 
Württemberg. h. LE. 170. 
$. 19. — in Baden, Th. J. ©. 

173. % 


— 


— in 


Fiskus, fteht vor den Gerichten im 
Gr. Heſſen. Th. I. ©. 181. \. 


% — im 9. Naſſau. Ip. 
©. 184. 

Fonds des Stiftungs= und Kirchen: 
vermögens, ſ. Stiftungen, mil: 
de, ıc. 

Sorftgerichtsbarfeit in den ftandeg- 
herrlichen Bezirken in Bayern, 
Th. 1. ©. 330. $. 26. 

— und Sorfiverwaltung in den 
fandesherrlihen Bezirken in 
Württemberg und echte der 
Standesherren im Fall der Ver: 
zichtleiftung auf die Forſtgerichts— 
barkeit, Th. I. ©. 401. $. 34. ff. 
©. 419. 436. 457. 471. 478, 
487. 494, 495. 502. 509. 515. 
519. 524. Th. II. ©. 770. 

— und Forſt- und Jagdpolizei in 
den flandesherrlichen Bezirken in 
Baden. Ih. 1. ©. 546. 6. 52. 
©. 562. 573. 

— in den flandesherrlichen Bezir: 
Fen in Kurhefien, nicht nament: 
lich erwähnt. Ih. I. ©. 580, 

— und Forſt- und Kagdpolizei in 
den standesherrlichen Gebieten 
7 Heſſen. Th, 1. ©, 619, 


2% den Bezirken de3 Adels in 
Bayern. Th. I. ©. 656. $. 47. 
— in Mürttemberg. Th. I. ©. 
706. $. 42. — in Baden. Th. 
I. ©. 720, $.17. ©.727. $. 12, 

— — Heſſen. Th. J. S. 755. 

3 


Forſtverwaltung und Forſtgerichts— 
barkeit in den ſtandesherrlichen 
Bezirken, ſ. Forſtgerichtsbarkeit. 

Frohnden in Preußen. Th. J. S. 
154. Note. 

— Aufhebung derſelben in Bayern. 

— 1. ©. 156. $. 7. 

— in Württemberg, f. Leibeigen: 
ſchaft. — in Baden, f. Leibei: 
genichaft. 

— Aufhebung derfelben im Gr. 
Helen. Th. I. ©. 179. $. 16. 
— deren Ablösbarkeit im 9. ©. 

Koburg. Th. I. ©, 187. $. 13, 

Frohnd- und Dienſtzwang, Aufhes 

nn beiden im 9, Naſſau. 


123%. 
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Fugger-Babenhauſen, Fürften und 
Grafen von, Baner. und Mürt: 
temb. Standesherr. Ih. L ©, 
239. 231. 2337. 

Fürſtenberg, Fürſt von, Württemb,, 
Bad, und Hohenzollern Sigma: 
ringisher Standesherr, Th. I. 
©. 233, 238, 244, 534, 


®. 


Geburten in dem Eönigl. Haus in 
Bayern, Verhandlungen desfalls, 
Ih. 1. ©. 70. $. 1. ff. 

Gefälle, autsherrliche, und befon- 
dere desfalliige Rechte der Stan: 
des = und Patrimpnialgerichtg- 
herren, ſ. Eigenthum und Eigen— 
thumsrechte. 

Geheime:Ratb in Württemberg. 
Ih. II. ©, 653. 

Gemeinde-, Kirchen- und Stif: 

tungsangelegenheiten in den ſtan⸗ 

desherrlichen Bezirken in Preu— 

ßen. Th. I. ©. %61. $. 37..32, 
8.268, $.51.f. — in Bayern, 
Th. L ©. 309. 9. 93. ff. ©. 
310.8. 96. ff. ©. 335, 9. 43, : 
— in Hannover, Th. J. ©. 356. 
ſ. 44. ©. 359. $.52. ff. 
Württemberg. Ih. I. ©. 404, 
$. 52. ff. ©. 408. 6.48. ff. Ip. 
I. ©. 770. f. auch die folgens 
den Deklarationen. — in Bas 
den. Ih. I. ©. 544. 6. 46, ff. 
©. 548. 9.63. ff. — in fur: 
heifen. Ih. 1. ©. 583.- — im 
Gr. Hefien. Th. I. ©, 617.5, 
43. ©. 622. $. 50%: ff. 

Rechte der Gutsherren hinficht- 
lich derfelben in Bayern, Th, 1. 
©. 310. $. %. ff. ©. 654. 6. 
31. ©, 657.$.50. — in Würt⸗ 
temberg. Ih. I. ©. 700. $. 33, 
— in Baden. Th. I. ©, 717. 6. 
10. ff. ©7235. am 
Gr. Heilen. Th. L ©, 750, 
$. 28. ©. 755. $. 36. 
Gemeindelaften, Beitragspflicht zur 

denfelben, j. Gemeinde» ıc, Ans 

gelegenheiten. 

Gericht, oberftes, Bildung eines 
ſolchen und desfallfige Beſtim— 
mung, der B. A. Th. J. S. 145, 


52 


— 
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Gerichte, gutsherrliche in Bayern. 
LE Arten derfelben, Th. 
1. ©. 291. $. 31. ff. 

— Unabhängigkeit derfelben in 
Bayern. Th. 1. ©. 157. $. 
11. — im 8. Württemberg. 
sh. 1. ©. 170. $.21. — in 
Baden. Th. J. ©. 173. 9. 8. 
— in Kurbeffen. Th. 1. ©. 175. 
$.10. — im Gr. Heſſen. Ih. 
1. ©. 180. $. 22. — im ©r. 
S. Weimar. Th. I. ©. 182. 
— im 9. Naſſau. Th. J. ©. 154. 
— im 9. ©. Koburg. Th. 1. 
©. 188. $. 17, 

— ſtandes- umd patrimonialge— 
richtsherrliche, ſ. Gerichtsbar— 


keit. 

Gerichtsbarkeit über die Mitalies 
der des Fönigl. Hauſes in Bayern. 
35.1. ©. 80. $. 1.f. — in 
Württemberg. Th. I. ©. 9. 

Gerichtsbarkeit der Standesherren 
nach der Bundes: Akte. Ih. 1. 
©. 204, 

— der Standesherren nach der 


Bayer. Deklaration 1807. Th. 


1. ©.. 212. $. 26. ff. 

— der Standesherren in Preußen, 
<h. 1: ©. 264 9. 38. ff. 

— der Guts- und Standesherren 
in Bayern. Th. 1. ©. 289. $. 
25. ff. ©. 328. $. 18. ff. 

— Ausübung derfelben in zweiter 
Inſtanz und Entfagung daranf 
von Seiten des Zürften von Lei: 
ningen in Bayern, Th. T. ©. 
340. 

— Ausübung derfelben in den ſtan— 
desherrlihen Bezirken in Han: 
nover. Th. I. ©. 353, $. 31. ff. 
©. 371. 

— Verwaltung derfelben in den 
ftandesherrfihen Bezirken in 
Miürttemberg und Rechte des 
Standesherrn im Fall der Der: 
zichtleiftung auf die Gerichtsbar— 
barkeit. Th. 1. ©. 394. $. 19. 
ff. ©. 415. 424. 429, 438. 447. 
466. 476. 483. 492. 495. 499. 
502. 506 509. 513. 517. 524. 
Th: II. ©. 768. fi. S. 772. 

— Berwaltung derjelben in den 
ftandesherrlihen Bezirken in 
Baden und Entfagung darauf in 


einigen Berirfen. Th. 1. S. 639. 
$. 24. fi. ©. 556. 960. 572, 

Gerichtsbarkeit, Verwaltung ders 
fetben in den ſtandesherrlichen 
Gebieten in Kurheffen. Ih. I. 
&.579. — im Gr. Heffen. Th. 
I. ©. 604. $. 24. fi. 

— Derwaltung derfelben in dei 
Gebieten des Adels in Bayern. 
Sh..I S.280 5, >. f. ©. 
649. $. 10. 

— des Äüdes in Hannover. Th. T, 
S. 669. $. 1: fl. 

— des ritterfchaftlihen und Land» 
fäffigen Adels in Württembera 
und zugeficherten Rechte ım Fall 
der Verzichtleiſtung auf jene. Ih. 
1. ©. 69. $. 19. ff. ©. 69. 


N: 
* ritterſchaftlichen und land— 
ſaͤſſigen Adels im Gr. Heſſen. 
Thp. GS. 744 $. 14 fi. 
Gerichtsnutzungen der Standesher: 
ven in Preußen. Th. 1. ©. 261. 


a 
—— Guts- und Standesherren 
in Bayern. Th. I. ©. 315. $. 
112, ©. 336. $. 50. \ 
_ ver Standeeherren in Hanno— 
ver. Th. I. ©. 351. $. 27. ©. 
361. 5.60. — il MWitrttembera. 
Ih. 1. ©. 400. $. 31. (f. auch 
die folg. Deklar.) —_ iM Ba: 
den. Th. I. ©. 551. S. 70. (f. 
auch die folg. Deklar.) — M 
Kurbeffen. Ih. I. ©. 551. — 
im Gr. Heften. Th. I. ©. 627. $.57. 
— des Wels in Bayern. Th. 1. 
©. 663. $. 4 um Hannp- 
ver. Th. 1. ©. 683. $. 46. — 
in Württemberg. Th. 1. ©. 7107. 
‚45. — im Gr. Heilen. Th. J. 
©. 746. $. 17. ? 
Gerichtsftand der Glieder der Fo: 
nigl. Samilie in Bayern. Th. 1. 
SS. 0 re Würt⸗ 
tembera. Ih. J. ©. 91. Note. 
— der Glieder der Eurfürftt. Heſſi— 
fchen Familie, Ih. 1- ©. 104. III. 
_ ver Standesherren und ihrer 
Familie in Preußen. Ih. 1. ©. 
251. fi. 13. ff — ir Bayern. 
zb. 1. ©. 324.$.6.f. — nm 
Hannover, Th. 1. ©. 344, $. 8- 
©, 368, 


— — 


Gerichtsftand der Standesherren 
und ihrer Familie in Württem: 


berg. IH. I. ©, 391. $. 7. S. 


414, 423, 427. 444. 465. 482, 
491. 498. 505. 513. 522, — in 
Baden. Th. I. ©. 537. S. 16. 
©. 559, 571. — in Kurheſſen. 
Th. 1. ©. 57. — im Gr. 
Heſſen. Th. I. S. 594. $. 13. 

— des Adels in Bayern. Th. T. 
S. 649. — in Württemberg. 
Th. 1. ©. 693. 5.16. — in 
Baden. Th. I. ©. 719. 6. 15. 
©. 724... — im Gr, Heſ— 
fen. Ih. I. ©. 743. |. 9. 

GSerichtsverfaffung, Oraanifation 
derjelben in dem Herz. Aremberg: 
Meppen in Hannover. Th. I. 
©. 377, $. 1. ff. 

— in den ſtandes- und patrimo— 
niafherrlihen Bezirken, ſ. Ge— 

richtsbarkeit. 

Geichäfte auf den Pandtagen in 
deu verfchiedenen Provinzen 
der preußifchen Monarchie, Be: 
handlung derfelben. Th. UI. ©. 
443. ff. 

— auf den Landtagen in Bayer, 
Behandlung derjeiben. Th. I. 
©. 450. ff. 

— auf den Landtagen in Hannover, 
re derfelben. Ih. II. 


Geſchäfts-Ordnung der Landfkände 
in Württemberg. Th. U. ©. 
464 — 469. — in Baden. Th. 
11. ©, 469-471. — in Sur: 
heſſen. Ih. II. ©. 472 — 474. 
— im Gr. Heften. Th. II ©. 
474—451. — im Gr. Medlen: 
burg. Ih. II. ©, 481— 483, — 
in ©. Weimar. Th. U. ©, 
453 — 488. — in Braumfchweig. 
Th. II. ©. 488-497. — in 
Naſſau. Th. IL ©. 497 — 523. 
insbefondere der Landesdeputir- 
ten. ©. 499. ff. insbefondere der 
Herrenbanf. ©. 517. ff. 

— der Landfkinde in ©. Koburg. 
Zr u. ©, 524-523. — in 

. Meiningen. Th. II. S. 528 — 
531. — in ©. Hildburghanfen, 
Th. I.S. 531— 535. — in Lied: 
tenftein. Th. II. ©.336. — in 
Walde, Th, LI. ©, 536— 538, 
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Geſchäfts-Ordnung der Landftände 
in Lippe- Detmold. Th. II. ©, 
5335 —540, — in Tyrol, Th. U, 
©. 540. 

— des gefesgebenden Körpers in 
Srankfurt. Th. II. S. 541 — 543, 

Geſetze 2c. Publifarion in den ſtan— 
desherrlichen 2c. Bezirken, ſ. Ge— 
fesgebungg = Gewalt. 

— primatifche, Abichaffung derfel- 
felben in Frankfurt. Th. L ©. 
191. $. 2. 

Geſetzbuch in Bayern. Th. I. ©, 
157. $. 14. — im Gr. Heſſen. 
2%. 1 2381.78. 27. 

Sefebesentwürfe, welche von dem 
K. von Banern an die Stände 
arktanEDerREt. Ih. II. ©, 453, 

16 


— welche von dem K. von Würt- 
temberg an die Stände gebracht 
werden. Ih. II. ©. 467. $. 13. 
©. 218. $. 5. 

— welche von dem Großh. von 
Baden an die Stände gebracht 
werden. Th. II. ©. 469. $. 1. 

— welche von dem Kurf. von Heſſen 
an die Stände gebracht werden, 
=1.H 6, 472.6. 3, 

— welche von dem Großh. von 
Heften an die Stände gebracht 
werden Th. I. ©, 223, $, 5. 
©. 475. $. 4. 

— welche von dem Großh. von 
S. Weimar an die Stände ge- 
bracht werden. Th. II. ©, 230, 
$. 56. 

— melde von dem Herzog von 
Braunſchweig an die Stände ge= 
bracht werden. Th. 11, ©. 494, 
$. 21. 

— welche von dem Herz. von Naffau 
an die Sände gebracht werden. 
Th. 11. ©. 498. $. 4. ©. 519, 
$. 12. 

— welche von dem Herz. von ©. 
Koburg an die Stande gebracht 
werden. Th. I. ©. 236. 6. 5. 
©. 525, $. 4, 

— welche von dem Herz. von Mei— 
ningen an die Stände gebracht 
werden. Th. II. ©. 530. $. 10, 

— welche von dem Herz. von ©. 
Hildburghauſen an die Stände 
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gebracht werden. a 1. ©,532, 
$.1. 8.533. $. 4 

Gefebesentwürfe, weiche von dem 
Fürſten von Waldef am die 
Stände gebracht werden. Th. I. 

. 84537. $.. 1. 

— welche von dem Zürften von 
Rippe: Detmold an die Stände 
gebracht werden. Th. IL ©. 246, 

. 6. 


Gefesgebenter Körper in 3 
furt. Th. I. ©.124. Th. II. 
204. $. 1. ©. 248. 

Gefengebungs: Gewalt, Publika— 
tion der Geſetze in den ſtandes— 
herrlichen Gebieten in Preußen. 
Zh. I. ©. 270. $. 55. ff. 

— und Oberaufficht in den ſtandes— 
herrlichen DBezirfen in Bayern 
nad der Deklaration von 1807, 
Ih. TI. ©. 211. Na 
der Deffaration von 1818. Th. I 
©. 331. $. 29. ©. 333. $. 37. 

— in den ftandesherrlichen Gebie— 


ten in Württemberg. Th. I. ©. 
397. $. 3. ©. 406. $. 43. — 
in Hamover. Ih. J. ©, 357, 
6.46. — in Baden. Th.I S. 
547, $. en — in Kurheſſen. 
3. 1 ©. 58 — im Gr, 
Heilen. Th. 1. ©. 602, 5.20. ff. 
©. 631. $.63. 


— und Oberauffiht in den Orten 
des Adels in Bayern. Th. J. ©. 
649. $. 8. ꝛc. — in Württem— 
berg. Th. I. ©. 697. $. 24. ©. 
702. $. 34. — im Er Heſſen. 
Ih. 1. ©. 743. $. 

Gefengebungs - acht, — ——— 
liche in Mecklenburg. Th. II. 
©. 226. $. 10. ff. 


— ſ. auch Rechte in Beziehung anf 


den Landtag. 

Geſetz- und Regierungsblätter in 
den flandesherrlichen Bezirken in 
Preußen. Th. II. ©. 270. $.55. 
— in Bayern, nach der Dekla— 
Br von 1807. Th. J. ©. 212, 


— "in Een flandesherrlichen Bezir- — 
fen nach der Deklaration von 
1818. Th. II. ©, 302, $. 70, 
©. 323. $. 17. 

— inden flandesherrlichen Bezirken 
in Hannover. Th, II. S. 349. $,21, 


Geſetz- und Regierungsblätter in 
den ſtandesherrlichen RE in 


Württemberg. Ih. IL 394. 
$.18. — in Kurheffen. Th. IL, 
©. 579,6). — im Gr, Heffen, 


Ih. II. ©. 602. $. 20. 

Gewähr der Verfaſſung in’ Preu— 
ßen. Th... ©. 727. — in 
Bayern. Th. IL S. 728. — in 
Hannover. Th. II. ©. 731. 
in Württembera. Th. II. 8,731, 
— in Baden. Th. IL ©. 735. 
f. — im Gr. Heffen. Th. II. 
©. 739, ff. — in Medlenbura. 
Ih. II. ©. 743. ff. 
Meimar. Th. IL ©. 753. 
in Braunfchweig. Ih. U. S. 
755. — in Naſſau. Th. II. ©. 
757. — in ©. Koburg. Th. II. 
S. 757. — in S. Meiningen, 
zb. II. ©. 759. — in Ss 

Hildburghauſen. Th. II. S. 761. 
— in Schwarzburg Rudolſtadt. 
Ih. I. S. 762. — in Waldeck. 
Th. II. S. 763. in Lippe— 
Detmold. Th. I. ©. 763. 
in Frankfurt. Th. II ©. 764. 

Gewerbs- und Handelsprivilegien, 
ausfchließlihe im K. Württem— 
bera. Th. L. ©. 169, 5. 13. 

r — im ©. Hefien. Th. J. ©, 
151. $. 

Gewiff ——— im K. Bayern. 
Th. 1. ©. 156. $. 9. — in 
Württemberg. Th. J. ©. 168, $. 
6 u.9%. — r Baden. Th. I. 
©. 173. $. — im Gr. 
Heſſen. Th. 178, $. 11. 
— im 9. —— Th. I 
©. 187. $. 

Sich, Srafimn, Bayeriſcher Stan⸗ 
desherr. Th. J. S. 232. 

Glaubensbekenntniß, Wahl deſſel⸗ 
ben in Bayern, Th. IL. ©,572, 

5 


.-5. fl | 
— (Religionsbefenntniß) in Ba— 
den. Th. IL ©. 599. $. 7 
Glaubensbefenntriffe in Württem— 
berg. Ih. II. ©, 594. $. 1. 
(hriftliche Konfeffionen) im Gr. 
Heſſen. Ih. I. ©. 610, $. 1.2, 
im 9. ©. Koburg. Th. I. 
©. 615. $. 1. 2, 


— 


— 


Glött, Fugger, A 2; Bayer, 


Standesherr, Th. I . ©. 231, 


Grundeigenthum, Befugniß daſ— 


ſelbe außerhalb des Staats, den 


man bewohnt, zu erwerben. Th. 
S. 143. 


Großherzogliche Würde, —A 


derſelben in Baden. Ip. 1. 

11. — in Heflen. Ip. 1. 9 * 
— in S. Weimar. Th. J. S. 
23. Note 2). 

— in Mecklenburg. Th. J. &. 108, 
— in Oldenburg. Th. J. ©. 41. 
Mote 1). 

Gutsherren in Bayern, Rechte der: 
felben, welche ſich auf das Eigen— 
thum beziehen, ſ. Eigenthum und 
Eigenthumsrechte. 

Gutsherrlihe Beamten, f. Beam: 


ten. 

Grundherrlihe. Rechte und Be: 
fleuerung der Standesherren, f. 
Befteuerung ic. und Cigenthum 
und Eigenthumsrecdhte der flan- 
desherrlihen Häuſer ıc. 

Gutsherrliche Rechte und gutsherr— 
fihe Gerichtsbarfeit, f. Eigen: 
thum 2c. und Gerichtsbarkeit ıc. 

Gutsunterthänigkeit, Aufhebung 
zen. im Medlenburgifchen. 
Th. I ©. 133. 


Handels= und Gewerbsprivilegien, 
ausfchließlihe im 8. Württem- 
berg. Th. I. ©. 169. $. 13, 
2 Gr. Hefien. Th. J. ©, 181, 


— ( Koͤnigl. Haus), — 
Bed, defielben, Th. L ©, 


1) 
Pausgeies A 
Th. 


—————— Th. J. S. 90. 
— großh. Badiſches. 
.%. ff. — kurf. Dei: 
fihes, zh. I. ©. 102, ff. 
großh. Heſſiſches. Th. 1. ©. 107, 


Deirathen der Prinzen und Prinz: 
zeflinnen des — ar in 
Bayern. Th. 1. Be 5: 

— in — ———— — I. ©. 
A. Note. — des Furfürftlichen 
4* in Heſſen. Th. J. S. 103. 


— 


eu Banerifches. 


königl. 
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Heifen, das alte und neue, Th. T. 
©. 15. 8. x% Note 1). ©. 105, 
Note 2), © . 106. Note 5). 

Hochberg, Grafen von, ihre Er: 
ee zu —— Bad. Prinzen. 


Hofſtaat — Fönigt. Haufes in 
Bayern. Th. I. ©. 77. 5.1. 
— in RE Th. L S. 
85. $. 4 

Hoheitsrechte des Regenten in Be— 
ziehung auf die Standesherren 
in Preußen. Th. L ©. 47. 6. 
1. ff. — in Bayern nad der 
Deklaration von 1807. Th. I. 


=: 2112: 212.21 265,237. 
218. — in Hannover. Th. L 
©. 348. $. 18. ©. 364. $. 74. 


— in Württemberg. Ih. J. S 
388. $. 1. ©. 412. $. 58. 
— in Baden. Th: I. ©. 539, $. 
23. — in Kurheſſen. Th. J. S. 
578. ff. — im Gr. Heſſen. Th. 
1. ©, 590. $. 1. ©. 602. 6. 20 
©. 604 $. 24. 

— des Regenten in Beziehung auf 

die adelichen Patrimonialgerichts= 
herren in Bayern. Th. I. ©. 647. 
. — in Mürttemberg. Th. I. 
S. 702. 93 34. nr im = 
Heſſen. Th. I. S. 742, $.7. © 
743. ff. 

_ — Frankfurt. Th. J. S. 194. 


— Schillingsfürſt, Fürſt 
a Bayerifcher Standesherr, 
Th. 1. ©. 230, 

— Sartberg, Hohentohe- Kirchberg, 
- Hohenlohe: Langenburg, Hohen 
‚ Iohe:Dehringen, Hohenlohe-Wal⸗ 
denburg u. Bartenftein, Hohenlo= 
he = Waldenburg = Waldenburg, 
Sürften von, Württembergifche 
Standesherren. Th. IL ©, 233 u. 
234. 441, 464. 481, 490, 497. 

Holzappel, Graffchaft, dem Sohn 
des Ersherzons Stephan Franz 
Viktor von Defterreich gehörig, 

' nafaniihe IE 


——— in Bayern. Th. II. ©, 
723. — in Württemberg. Th. 
I. ©. 87, $. 14. &, 167. $. 2. 
— in © Reime, Th J. ©, 
111, $, 3, 


2 
— 
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Huldigung in Braunſchweig. Th. 
I. S. 111. 6. 1. * Ko⸗ 
burg. Th. J. S. 116. $. 7 


iu ©. Hildburghauſen. Th. L 
©. 119. $. 3. — in Walde, 
h.1 ©. 121. — in Frank: 


furt. Th. 1. ©. 190, $. 1. 

— der Standesherren in Preußen. 
Rebe 8:2 u it 
Bayern (nach der Deklaration von 
1807.) Th. I. ©. 210. $. 15. 
— in Hannover, Th. I. ©. 347. 

.$. 16. ©. 369. . — in Würt: 
tenmberg. Th. I. ©. 359, 8. 1. 
(ſ. auch die folg. Def.) — in 
Baden. Th. I. ©. 539, 6. 23. 
(f. auch die folg. Dekl.) — in 
Kurbeffen.. Ih. L ©. 577. 2 
— im Mt Hefien. Th. J. ©. 
590. $. 9 

— des Adels in Bayern. Th. J. 
©. 645. — im Gr, Heſſen. 
Th. 1. ©, 763, 


J. 


Indigenat in Bayern. 
155. 159. $. 1. ff. 
— in Bayern, desfallfige Beftim- 
mungen. Th. I. ©, 159. $.1 

bis 19, 
— im K. — — Walſee 
—— Th. J. S. 167. 


$. 1 
— im Gr. Hefien, desfallfige Be— 
flimmungen, Th. I ©, 177, $. 
x bis 7. 

— im 9.©. MERKE: Th. 1. ©, 
"186. F. 1 bis5 

— * Frankfurt. Th. I. ©, 194, 


Sohanniter Orden, Mitglieder def: 
felben. Th. I. ©, 148, 

Iſenburg, Fürften und Grafen von, 
MWürttembergifche, Kurheflifche 
und Gr, Hefjifhe Standesher: 
ren. Th. J. &, 236, 239, 240 u. 
242, 422. ff. 

Jüdiſche Unterthanen, Beftimmung 
der B. A. in — Beziehung. 
Th. J. S. 146. 

— ZFrankfurts. a, ” ©, 195. 


$. 6. 
Juſtizgewalt der Standesherren und 


zb. 1. ©.- 


des übrigen Adels, f. Gerichts- 
barkeit, 


K. 


Kammern, zwey, in Mir Th. 

II. ©, 70, $. 1. 3.9.1. 
— zwei, in Baiern, AR Beftund- 
theile und Erforderniffe der Ab: 
geordneten. Th. Il. ©. 70, 71, 
$. 2 3. 7.576, 72, 
$. 12, 

— zwei, in Hannover, deren Zu— 
fammenfesung und Erforrernift 
der en Ih. I. ©. 90, 

— zwei, in Württemberg, deren 
Zufammenfesung und Erforder— 
niffe der Mitalieder, Th. II. ©, 
94.9.1.2. ©. 9. $. 6. ff. 

— zwei, in Baden, deren Zuſam— 
 menfegung und Erforderniffe der 
— 7——— Ih. I. ©, 101. $. 


— zwei, im Gr. Heffen, deren Zu— 
fammenfesung und Erforderniffe 
der Mitglieder, Th. IL. ©. 116, 
RE 7 

— eine, in S. Weimar. Th. I. 
©. 134. 0. 5. 

— zwei, in Braunfchweig, f. Sek— 
tionen ic. 

— zwei, in Naffau, deren Zuſam— 
menfegung und GERNE der 
Mitglieder. Th. U. ©. 155. $. 
1. ff. ©. 159 u. a 

Kammergut. Ih. II. ©. 544. ff. 

— in Württemberg Th. II. ©. 
552. $.1.f. — in 3 
hauſen. Th. II. ©. 5 

KantonalBerfaffung, —5* — ung der⸗ 
ſelben in Bayern, Th. J. S. 666. 
$. 82. ff. 

Kanzlei-Ceremoniel der Standes: 
—— in Preußen. Th. J. S. 

9. $. 6. 

— — der Standesherren 
in Bayern, Th. I. ©. 323. 5. 
ZEN 

— der Standesherren in Hanno: 
ver. Th. I. S. 342. $.3. ©. 367. 


— hinfichtlich der fürftlichen Stan- 
desherren in Württemberg, Th. 
1. ©, 3%, 8. 1. fi, : 





mu mi. ——— 


Kanzlei⸗Ceremoniel hinfichtlich der 
Standesherren in Baden. Th. 1. 


©. 536. f. 14 ©. 557. 559. 
571. — in Kurheſſen. Ih. I. 
S. 567. 2). — im Gr. Deifen, 


Th. I, ©. 592. $.6. 

— hinfichtlich des Adels in Baden. 
Th. 1. ©. 719. $. 14. ©. 727. 
F. 11. — im Gr. Heſſen. Th. 
I. ©. 741, S. 4. 

Kaufunger Stiftunas- Fonds, Ur: 
fprung deifelben. Th. I. S. 734. ff 

— Rechte des Adels in Kurheſſen 
in Beziehung auf diefe Stiftung. 
—h. 1. ©. 731. 

— Rechte des Adels im Gr. Heil: 
fen auf diefe Stiftung. Th. 1. 
©. 574. fi. 

Kinder, religiöfe Erziehung der 
Kinder aus gemifchten Ehen in 
Preußen. Th. I. S. 569 und 
570. — in Bayern, Th. 11. 
©. 573. $. 12. ff. 

— aus gemifchten Ehen, religiöfe 
Erziehung in Hannover. Th. II. 
©. 591. $.1.f. — in Baden. 
Th. I ©. 59. $. 8. ©. 607. 
— in Kurheffen. Th. II. S. 608, 
— im Gr. Heften. Th. II. ©. 
611. — inS. Weimar. Th. I. 
S. 612. — in Nafau. Th. II. 
©. 614. — in Waldeck; Tp. II. 
&. 617. — in Franffurt. Th. 
1I. S. 624. 

Kirchberg und Weifenhorn, Graf 
von, Bayer. und MWürtemberg. 
—— 22 
237. 

Kirche, Begriff von derfelben. Th. 
II. ©, 567. s 


— erhältniß derfelben zum Staate 
im Allgemeinen. Th. II. ©. 568. 
— Verhältniß derfeiben zum Etaate 
in Bayern. Ih. IL. ©. 571 u. 


5850. — in Württemberg. Th. 
11. ©, 59. ff. — in Baden. 
1, S. 603. — in Kurheſſen. 


Th. I. ©. 583. — im ©. Hef: 
fen. Th. I. S. 611. — in S. 
Koburg. Th. II, ©. 616. 
Kirchen, die verfchiedenen Kirchen 
in Sranffurt, ihre Vorſtände ıc. 
Th. II. ©, 619, 
Kirchengebet und Trauerfeierlich: 
Feiten für die Standesherren in 
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Bayern (nach der Deklar. von 
1807). Th. I. ©. 207. 6. 6. 
Kirchengebet und Trauerfeierlich— 
Feiten für die Standesherren in 
Preußen. Th. I. &. 250. $. 8. 
9, — in Bayern (nad der De: 
Flar, von 1818). Ih. I, ©. 323, 
$.4. — in Hannover. Th. 1. 
©. 542 u. 543. ©. 3. (f. auch 
die and. Dekl.) — in Württem— 
berg. Th. 1. S. 3%, $.4. (1. audy 
die and. Deklar.) — in Ba: 
den. Th. I. ©. 537. $. 15. (f. 
auch die and. Deflar.) — in 
Kurheſſen. Ih. I. ©. 576. 3). 
— im Gr. Heffen. Th. 1. ©, 

590. $. 4. 

— in den Gebieten des Adels in 
Württemberg. Th. I. S. 694, 
$. 18. — in Baten. Th. J. ©. 
716, 9.7. — im Gr. Heſſen. 
Th. 1. ©. 742. $. 8. 

Kirhengewalt, Staats-, in den 
ftandesherrlihben Bezirken in 
Bayern (nab der Deflar. von 
1807.) Th. 1. €. 216, 6. 49 
— in Preußen. Ih. I. ©. 78, 
$. 51. ff. — in Bayern. Ip. 1. 
©. 335. 9.43. fe. — in Han: 
nover. Th. I. S. 359. $. 52. — in 
Württemberg. Ih. 1. S. 408.8. 
48. ff. — in Baden. Th. J.S. 544, 
F. 46. ff. — in Kurheſſen. Th. 
1. ©. 583. F. — im Gr. Hef: 
fen. Th. I. ©. 622. $. 50. 

— in den Bezirfen des Adels in 
Bayern. Th.I. &.657.$.50. — 
im &r Heilen. Ih: J. ©. 755. 9. 30. 

Kirchen: und Schulangelegenheiten, 
f. Gemeinde - Kirchen 2c. Ange: 


legenheiten. 

Kirhenvermögen, f. Gemeinde: 
Kirchen: und Stiftungs-Angele— 
genheiten. 


Kirchen- und Stiftnngsvermögen, 
ſ. Stiftungen, milde ꝛc. 
Kirchheim, Graf von, Bayer. und 
Württemberg. Standesherr. Ih. 
IL. ©,.231.:233%. 
Kollegial-Spftem. Th. II. ©. 568. 
Kolloredo - Mangfeld, Fürſt von, 
Württemberg. Standesherr. Th. 
1. ©. 235. Ki 
Kommunallandtage und Freisjtäns 
difhe Verſammlung in den em: 
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zefnen Provinzen der preußifchen 
Monarchie. Th, II ©. 66 u. 69. 

Kommunaltaften, 1. Gemeinde: 
Angelegenheiten. 

Konfiskation, Dermögens=, in 
Bayern. Th. I. ©. 157. $. 13. 
— im. 8. Württemberg. Th. I. 
©. 170. $. 20. — in Baden, 
Th. 1. ©. 173. 9. 13. im Gr. 
Heſſen. Th. J. ©.181.$.29. — 
in Frankfurt. Th. J. S. 193. $. 
3. ©.1%. $. 7. 

Königsegg : Aufendorf, Graf, von. 
MWirttemberg. Standesherr. Th. 

1.6&. 236. Th. II ©. 766. ff. 

Königswürde, Anuahme derjelben 
in Preußen. Th. I. ©, 62. 
in Bayern. Th. I. ©. 6, Note. 
— in Hannover. Th. J. © 8. 
Tote 2). — in Württemberg. 
Th. 1. S. 9. Note 3). 

Konftitnirung , vorläufige, der 
Kammer der Neichgräthe in 
Bayern. Th. II ©, 260. $. 5. 

— der Kammer .der Reichsräthe 
in Bayern. Th. IL ©. 261. 


— 


%. ex 
— der Kammer der Abgeorditeten 
in Bayern, Th. U. ©, 261. 


5% 

— der zwei Kammern der Stände 
in Württemberg. Th. I. ©, 
27 

— des Landtags in Baden. Th. 
1. ©. 219. — in furhefien, 
Th. II. ©. 29. ©. 5. 6. 

— der erften und zweiten Kammer 
im Gr. Heſſen. Th. II. ©. 299 
u. 300. $.2 u. 4 

— des Landtags in Mecklenburg. 
Th. IL. ©. 309, 2. — in 

‚S. Weimar, Ih. II. ©. 328. 
F. 2. — in Braunfchweig. Th. 
1. S. 346. 1. 2.3.4. — im 
9. ©. Koburg. Th. I. ©. 368. 
$.2.3.4. — im 9. ©. Mei: 
ningen. Ih. II. ©. 383. $. 2. 
— in S. Hildburghaufen. Th. 
11. ©. 393, $. 2. 

Konvokationstage in Mecklenburg. 
Th. U. ©. 226. 8. 

Körperichaften zur Aufnahme des 
ritterfchaftlfihen Adels in Würt: 
temberg. Th. L ©. 689. $. 
1.4 


Koften, welche durch Ausübung der 
ſtandesherrlichen Regiernugs— 
rechte entſtanden, Aufbringung 
derſelben. Ih. I. ©. 272. $.58. 

Kurfürftenthum Heſſen, Beltand: 
theile defjelben. Th. J. ©, 9. 
$. 1. ©. 102%, $. 1. 


L. 

Ladung der Mitglieder zu dem 
Provinzial Landtage in den ver— 
ſchiedenen Provinzen der preußi— 
ſchen Monarchie. Th. II. S. 210. 
$.1. ©. 49. 252. 254, 255. 
256.25% 

— der Mitglieder der zwei Kam: 
mern in Bayern. Th. II ©. 
214. 9. 2. — in Rürttembere. 
3.1 © 217. 4. 1. — it 
Barden. Th. I. ©. 219. $. 2. 

— der Mitalieder des Landtaas 
in Kurhefien. Th. IL ©, 220 
n.:221. $.:1. fi. 

— der Mitglieder der zwei Kam— 
mern im Gr. Hefjen. Th. I. 
©. 222, 9. 1.22 

— der Landftände in Mecklenburg. 
3.1. ©2242 1 —- u 
S. Weimar. Th. I. S. 229, 
F. 1 u. 2. — in Braunſchweig. 
35.1: 
Naſſa I. ©. 2333. 1.1. 
— in ©. Koburg. Th. I. ©. 
235. $.2. — in S. Meiningen. 
Ih. 1..8. 238.5 1m. 2. 
in S. Hildburahaufen. Th. U. 
©. 239 u. 240. $.1. — IS. 
Rudolſtadt. Th. I. S. 242. — 
in Liechtenftein. Th. I. © 243, 
9. 1. — in Waldeck. Ip. J. 
©. 244. 9. 2. — in Schaum⸗ 
burg Lippe. Th. J. ©. 244. |. 
1. — in Lippe-Detmold. Th. 
1.©.235.$.1.f. — in Ty— 
rot. Th. 1. S. 247. $. 1. 

— der Mitglieder der gejebgeben- 
den Verfammlung in Frankfurt. 
Th. 1. ©. 248, 

Randes- Ausgaben oder fogenannte 
Meceffarien in Medlenburg. Th. 
11. ©. 374. %. 55. ff. | 

Landes: Hanptmann, Ernennung deſ⸗ 
keiten in Tyrol, Th, II. ©, 247, 
9. 3. 








Landeskaſſe in S. Koburg, Rech: 
nungsweſen derſelben. Ih. II. 

Landes: Convente in Mecklenburg, 
wenn diejelben Bor find. Th. 
U. ©, 319. $. 38 

Land: Marichall, Ber: deſſel⸗ 
ben in den einzelnen Provin— 
zen der preußiſchen Monar— 


—F —h. I. ©. 210. $.2. 
211— 213. 


— Dauer der Gültigkeit der Wahl 
deifeiben in S. Weimar, Th. II. 
©. 141. $. 31. 

— in S. Weimar, Wahl deifelben 
> — Gehülfen. Th. II, S. 


— ne dejfelben in S. Mei- 
ningen. Th. II. ©. 338, $. 5. 
Lande Marfhälle, ihr Verhältnis in 
— Th. IL ©. 514. 

$. 18. 


Londrath in ©. Hildburghauſen, 
Ernenung und Beſoldung deſſel— 
ben. Th. II. ©. 405. $. 31. 

— in ©. Aurtnrabanien., vo 
_ BWirfungekreis. Th. U, 
Hs 


Landräthe, ihr Verhältniß in Med: 
fenburg. Th. I. ©. 314. 8. 
18. fi. 

— REN Weimar. Th. 11. ©. 341. 

3 


Landichaftlihe Kammer in Walde. 
Th. II. ©. 423. $. 8. 
Landſchafts⸗ in S. — 
burghauſen. Ih. II, ©.239. $. 1 
— im F. Eine: Detmold. Ih. 1. 
8.23.14 
Landiharts: Kaflier in ©. Hild— 
burahaufen. Th. IL ©. 494. 


$. 29, 

Landſchafts-Kollegium in a en 
mar. Th. II. ©. 334. $. 2 

Landftandichaft der Standes Herren 
nah der DBundesafte. Ih. 
©. 203. 

— der Beeren in Bayern. 
Th. 1. ©, 70, $. 2.4). — in 
—— Th. I. S. 366. $.78. 

mi — in Württemberg. 
— 94. 6. 2. 2). — in 
Baden. Th. 1. &.102. $.2.2). 

— im Gr. Hefjen. Th. I. ©, 
117. $. 2. 2), 

IE — 
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Landitandichaft der ehemal. reiches 
ritterfchaftlichen Familie 20 der 
Bundesafte. Th. I. S. 644. II. 

— des ritterfchaftlichen Adels in 
— Th. J. S. 688. J. 


— des ritterfchaftlichen und land— 
fälligen Adels in Baden, Th, I. 
©. 715. $. 2. 

— des Adels im Gr. Heſſen. Th. 
I. ©..739. 


Sanditändifche Derfafungen, des— 
fallſige ge * Art. 
13. der B. Ih. 1. ©. 145. 

— nn Organifation des 
—— Inſtituts. Th. II. 


Landſtände, die Wahlen —— 
und Erforderniſſe der zu Wäh— 
lenden, ſ. außer die hier folgen— 
den Artikel auch Wahlen ꝛc. 

— in Prenfen, Art, Zeit und Ort 
der Berfammfung derfelben, Th. 
I. ©.:210. $, 1. ©, 211. $,8, 
S. 212. 213, 

— in Preußen, Erforderniffe der: 
felben. Th. II. ©. 30. $.5. ff. 

— in Banern, Art und Zeit der 
Verſammlung derfelben, Th. II. 


©. 214... 11.2. 
— in Bayern, Erfordernifie * 
ſelben. Th. II. ©. 73, 9. 1. ff. 


— in Hannover, —— der: 
jelben. Ih. U. .$ 3 

— in ae Zah und Er: 
forderniffe derfelben. Th. II. ©, 
4 und 95. 6. 2. ff. S. 95. $. 


8. ff. 

— in Württemberg, Zeit der Ver: 
fanmlung derſelben. Th. 11. S. 
217. 1. 

— in Baden, Zahl und — 
niſſe Fer Ih. I. €, 101. 
f. $. vu —2 ff. 
Gi 6. = u. 16. 

— in Baden, Zeit der Verſamm—⸗ 
lung derfelben. Th. IL ©, 219. 

— ir Kurheſſen, Zahl und —— 
derniſſe derſelben. Th. II. ©, 106. 
(.2u 3. 

— in Kurheſſen, Zeit der Ders 
fammlung derſelben. Th. IL S. 
20 9:23. 


33 
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Landftände im Gr. Helfen, Zahl S. 179, $. 3, ©, 180. 6 
- und Erforderniffe derfelben, Th. u. 7. 
1. ©. 116. ff. $. 2 u. 3. ©. Landftände in ©. Hifdburghaufen, 
118. $.5. 6.8. ©. 119. $.1.©. Zeit der —— derſelben. 


4227. Th. I. ©. 240. 8. 1 

— im Gr. Heilen, Zeit der Zu: — in Pe Rudoiſtadt. Th. 
_ fammenberufung derfelben. Ih. TI. ©. 18% 

11. ©. 222... 2. — *  Schwarzburg: Rudolftadt, 


— in Mectenbura, Fahreszeit und Zahl derſelben. Th. 11. ©, 182, 
Ort der Verſammlung. Th. I. 1. 
©. 131. $. 1. ©. 2235. 9. 4. 5. — in Schwarzburg: Rndolftadt, Zeit 

— in Mecdlenburg, Zeit der Wer: der ZT deifelben. Th. 
—— derſelben. Th. II. S. II. S. 242. II, 

224. |. —_ u Siechtenfkein: Th. II. ©, 184, 
— in ©. Weimar. Th. II. S. 133. — in Liechtenſtein, Zeit der Ver— 
— in S. Weimar, Zahl und Er: - fammlung und Erforderniffe der: 

forderniffe derfelben. Th. II. ©, felben. Th. 11. S. 15.%.2, S. 

134, $. 6. ©. 139. $.22. 243. 8.1. 

— in S, Weimar, Zeit und Ort — in Walde. Th. II ©. 185. 
der Verfammlung derfelben. Th. — in Waldee, Zeit der Verſamm— 
11. ©. 229. $. 2. ©. 230. $. 3. lung und Erforderniffe derfelben. 

— in Braunfchweig. Ih.I1.©. 148. Ih. II. ©. 186. $. 3.4. ©, 243. 

— in Braunfchweia, Zahl und Er: F. 1. 

-forderniffe derfelben. Th. I. S. — in EL Lippe. Th. IT, 

149. $. 3. ff. ©. 152. $. 8. ©. 1 
— in draunfchweig, Zeit der Ber: — in ee Lippe, Zeit der 

fammtung derfelben. Th. II. ©, WVerſammlung und Erforderniffe 

232. 4. 2, derfeiben. Th. il. S. 189.8. 2 
— in Raſſau. Th. II. ©. 155. ©. 244. 8. 1. 

— in Naſſau, Sahl und Erforder: — inLippe-Detmold. Th.IL.S,191. 
niffe derfelben. Th. II. ©. 155. — in LippeDetmold, Zahl und Er: 
$. 2. ff. ©. 157. $.6. - forderniffe derfelben. Th. 11. © 

— in Naffaı, Zeit der Verfamm: 192, 8. 2u.4. 
hung derfelben. Th. II ©. 233. — ınippe:Detmold, Zeit der Ver: 
$. 1 ſammlung derfelben. Th. II. © 

—— 8. Kabıra. Ih. En E.162.f.e 345.8. 2 

— it oburg, Beſtandtheile, — in Tyrol. Ih. II. ©. 203. 
—— und Na 7 Aufi⸗ 

— Auflöſung der Verſammlung der, 

— 8. Koburg, Zeit der Ver— — — MR — 
ammluna d en. LI. yweig, uſammenſetzung un 
—F $.1 * en — Rechte deſſelben. Th. 11. ©. 353. 

— in &. Meiningen. Th. I. S. 170. 8. 23. 

— in S. Meiningen, Zahl und Landtag, Beſtandtheile deſſelben in 
Eigenſchaften derſelben. Een 17; verschiedenen Provinzen der preu: 
©. 171.8. 6. ©, 172. 8.8. ff. Giſchen Monarchie und zwar 

— in®. Meiningen, Zeit der Ver: I. in der Darf Brandenburg und 

fammlung derfelben, zb. I. ©, bem — er 

‚238. S. 1. II a Königreich Preußen 

— in ©. Hildburghanfen. Th. I. 2.1.8. 55. fi. 
©. 178. 111. in dem Herzogthum Pommern 

— in ©. Hildburghanfen, Zahl und und Fürftenthum Rügen, Th. II- 
Erforderniffe derfelben, Th. U, ©, 38, ff, . 





% den Rheinpropinzen. Th. II. 
V. in der Provinz Sachen, Th. IL. 
©. 46. 


VI in der Taain Weſtphalen. 
Ih. I. 0. fi. 

VII. im em Poien. 
Th. 11. ©. 55. fi. 

Vi. in dem Herzogthum Schle— 
fien, der Grafihaft Glatz und 
dem preußifchen erfaroichum 
Oberlauſitz. Th. 11. 59, 

Landiaa, Eröffuung — 5* in den 
verſchiedenen Provinzen der — 
ßiſchen Monarchie. Th. II. 

210. 250. 252. 254. 255. 256. = 

— Schluß deifelben in den einzelnen 
Provinzen der preußischen Monar⸗ 
die. Th. 11. ©, 210. S. 9, S 
211 — 213, 

— Bertandrheile, Eröffnung und 
Schluß deifelben in Bayern. Th. 
IL ©. 70. 8. 1. ff. ©. 214. 8. 3. 

— in Hannover, Beftandtheile, Er: 
Öffnung und pam dejjelben. Th, 
11.6.9. 8.1. ©. 2. 

— in Mürttembera, Bertandtheile, 
Eröffnung und Schluß deifelben. 
Th. 1. ©. 94.95. S. 217. $. 2. 

— Baden, Beitandtheile, raum: 
und Scyluß —— Ih. 11. 
101. ff. 219. $. 2 
— in Kurbeifen, Bertandtheils, Er: 
Öffnung und Schluß deffelben. Ih. 
ll. ©, 106. 220 und 221. 

— im Gr. Heilen, Beftandtheile und 
Gröffnuna deſſelben. Th. Il. ©, 
117. ff. ©. 300. $.6. ©. 223, 


8.6. 

— in Medlenbura Beitandtheile, 
Erin und Schluß deilelben. 
20. 1. ©. 230, $. 4. ©. 328. 


$.2 

—in®. MWeimar., Beitandtheile, 

ee und Schluß deifelben. 
Zh. 1. ©. 134. $. 4. 6. 

— in —— Beſtandttheile, 
Eröffnung und Schluß deſſelben. 
Th. II. ©. 149. fi. ©. 232, 5. 

6 


— in Naſſau, Beftandtheile Eröff: 
nung uud Schluß deilelben, Ih, 
1. ©. 155. ff. 

— in S. Koburg. Th, II. ©, 162, 

‚m 8.235, $.4 
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Landtag in S. —A Ih. II. 
©: i71. ff. ©. 2 m: 

— in ©. Bilkpurahaufen, Ih. M. 
©. 179. 240. $. 2. 4. 

— — Rudolſtad. Th. 
11, 

— in —— Th. * S. 184, 

— in Waldeck. Th. II, 186. 

— in Schaumburg-Lippe. 2. 1.©, 
189. ff. 

— in Livpe-Detmold. Th. II.S. 192. 

— in Tyrol. Th. II. ©, 203. 

— (gefeggebende Verfammlung) in 
Franffurt, Beitandtheile, Eröff: 
nuna und Schluß derjelben. Ih. 
11. ©, 204, 

Landtag, Dauer deffelben in Preu: 
fen. Th. I. &.210.8.3, — in 
Bayern. zh. 11. ©. 215. J. 9. — 

in Kurheſſen. Th. I. ©, 121. $. 
6. —in —— Ih. U. 
©. 246. $.7 

— (aefepaebende Verfammlung in 
Sranffurt) Dauer derfelben. Th. 
11. ©. 248. 

— Auflöfung deifelben, f. Auflöfung. 

Landtage, ordentlihe und außer: 
ordentliche in Preußen. Ih. IL, 
©. 210.$.1. — in Bayern. Th. 
11. ©. 214.8.1, — in Würt: 
temberg. Th. II. ©. 217. $. 1. 

— in Baden. Th. I. ©. 119. $.1. 
— in Kurheiien. Ih. II. ©, 224, 
$.2.3. — im Gr. Heffen. Th. 
11. ©. 222, 3. 2. — in Mecklen— 
burg. Th. 11. ©. 225. $. 6. 
in ©. Weimar. 2% Il, ©. 229, 
8.2. ©. 134. J. 2. — im H. 
Draunfchmeig, Th. I. ©. 232, 
8.2. m 9. Naſſau. Ip. 11. 
©. 333 u. 234. s.1.5 — in 
©. Koburg. Th. i1. ©. 235. $.1. 

7 S. — Th. U S. 

J. 4. S. 238. $.1. — in 
—— “Th. 1. S. 
— im $. Eupen: 
fein. * —J S. 243. 8.4 
im F. Waldeck. Th. II. ©. 243, 
J. 1. — in Ari Detmold. Th. 
11. ©. 245. $ 

Lehnsverband — Standesherren 
in Bayern nach der Deklar. von 
1807. Th. J. S. 224. $. 87. 

_ * ern in —— 


— 
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Lehnsverband, hinfichtlich der Stan: 
desherren, in Bayern nad der 
Deflarat ai * 1818. Ih. I. 
S. 338. $. 57. — in Hannover, 
Th. 1. ©. 365. $. 77. 

— der Standesherren in Würt— 
Be: Th. I ©. 412. $. 58 
1. S. 418, 425. 441. 463, 
—* 496. 504. 510. 520. 
527. Th. I. ©, 775. 

— der Badiſchen Standesherren, 
Th. 1 ©. 555. $. 84 ꝛ⁊c. 

— hinfihtlih der Standesherren 
in Kurhefien. Th. I. ©. 586. 
im — Heſſen. Th. J. S. 637. 


$. 7 

— diſhtuich des Adels in Bayern. 
Th. J. ©. 665. 9. 19. ff. — in 
MWiürttembera. Th. I. ©. 708. 
$..46. — in Baden. Th. I. ©. 
723, 8.28. 6.730. $.18. — im 
Gr. Heffen. Th. 1. ©. 763. 6.43, 

Leibeigenfchaft, Aufhebung derfel: 
ben in Preußen. Ih. I. ©, 153. 


Tote 1), — in Bayern. Th. 
1. ©. 156. $. er — in Würt— 
temberg. Th. J. ©. 168. $. 7. 


— in Baden, s. I. ©. —— 
5 — * ha Heffen. Th.1 
©. 179. $. — im Meckfens 
burgifchen. 5. I. ©. 183. 
im 9. Naſſau. Ih. J. ©. 18 

Leiningen, Fürſten von, — 
ſche, Badiſche, Gr. Heſſiſche und 
— Standesherren. Th. 
1. ©. 230. 238. 239. 241. 242 
und 2453. 571, 

— Fürſt ven, Gtandesherr in 
Bayern, Entfagung dejjelben auf 


die zweite Inſtanz, j. Gerichte: 
barfeit. ꝛc. 
Leyen, Fürft von der, Badiſcher 


und Naffanifcher Standesherr, 
Th. 1. ©. 2339 u. 243. 

Riechtenftein, Fürſtliches Haus, Ur: 
ſprung deffelben. Th. I. ©, 32, 
K. 16. Note 1). 

Rippe, Fürftlihes Haus, Urfprung 
deifelben. Th, I. ©, 33, K. 18. 
Tote 1). 

Looz und Eorswarem, Herzog von, 
Preußifcher Standesherr, Ih. 1, 

Ban » 7° 

Löwenftein, Fürſten von, Bayeri— 

ſche, Mürttembergifche, Badiſche 


und Gr. Heſſiſche Standesher— 
ren. Th. 1. ©, 230, 236. 239 
und 241, 7 


M. 


Mecklenburg „AGroßh. * Ur⸗ 
2 deſſelben. Th. I. S. 18, 


Milde Stiftungen, Fonds derſel— 
ben ꝛc., ſ. Stiftungen, milde ꝛc. 
Militär dienſt— — —— in Würt⸗ 


temberg. Ih. Il. ©. 652. Note 
2). — im Sr. Heſſen. Th. U. 
©. 702, 


Pilitärgewalt in den Bezirken der 
Standesherren in Preußen. Th. 
I. ©. 246. 6). — in Bayern 
nach der Deflar. von 1807, Th. 


I. ©. 17, 9.56. ff. — in 
Hannover. Ih. I. ©. 363. $. 
71. — in Kurheſſen. Th. J. 
S. 584, 


— in den re des Adels in 
Bayern. Th. I. ©. 665. $. re 
— im Dr Helen. Ih. I 
756. $. 3 

Dititärnfichtigfeit der Deutfchen 
im — Th. J. S. 148. 
A. 

_ F ünterthanen in Bayern. Ih. 
1. ©. 168, $.15.f. — in Würt— 
tembera. Ih. L ©. 168. $. 5. 
— in Kurheffen. Th. I. ©. 174, 
1.2. — im Gr. Hefien. Th. J. 
©. 179. $. 18. 19. — in Naf: 
fan. Th. 1. ©. 184,185. — in 
©. —— Ih. I. ©, 188. $. 
15. 16 

— Befreiung der Standesherren i im 
ge Hinficht in Preußen. Th. 

©.250. 9. 12. — in Bayern. 
SL. © 208. 9. 8. — in 
Hannover. Th. T. ©, 343, 5, F 
— in — 9 Th. J. S. 
* $.1 — Baden. Th. 

S. 336: $. — im Or, 
Seren. Th. LT. E. 592, $. 8. 

— ap des Adels in Bayern. 
—h.1. ©. 665. 9.46. — in 
Baden. Th. 1. ©. 715. $. 3. 

_ * Adels im Gr. Heſſen. Th. 

742. Note 3). 

Mitar und Givildienfte eines 

andern Staats, freie Befugniß 





in ſolche zu treten. Th. I. ©, 
143. 2). ©. 203. Note 15. 

Militärs und Eivildienfte eines an: 
dern Staats, freie Befugniß der 
Standesherren in folche zu tre: 
ten in Bayern nach der Deflar, 
von 1807. Th. I. ©. 208, $. 8, 
— iu Württemberg. Th. L S. 

— in Baden. Th. 
I. ©. 535. $, 6. im Gr, 
Hefien. Th. I. ©. 592. $. 8. 

Minderjähriger König und min: 
derjährige Prinzen und Prin: 
zejlinnen in Bayern, Erziehung 
derjelben. Th. I, ©, 65, 9. 12. 
©. 72. $. 1. ff. 

— König und minderjährige Glie: 
der des Königl. Haufes in Würt: 
temberg, Erziehung bderfelben. 
Th. J. © $. 21, ©. 91, 
Note. 


Minderjährigfeit des Nachfolaerg 
in der Regierung in Kurheifen. 
Th. I. ©, 101. 9.8. ff. ©. 102. 
$.4 — im Gr. Heffen. Th. 1. 
©. 107. 9.9. — in Braun: 
ſchweig. Th. J. ©, 112, $. 2, 
— in ©. Weimar. Th. 1. ©, 
111, 9. 4 — in ©. Koburg. 
Th. I. ©. 116. $. 8, iz in S. 
Meiningen. Th. I. ©. 118, 6. 
3. — in ©. Hildburghaufen, 

Th. J. S. 120. $. 3. 


N. 


Nachfolge in der Regierung, f. 
Succeffion. 

Nachgeborne, deren Apanage, f. 
Apanage, 

Nachſteuer, Freiheit davon in Ge: 
mäßheit der Bundesakte, Th. I. 
©. 143, D. 


* [2 — 


Neipperg, Graf von, Württem— 
bergiſcher Standesherr. Th. I. 
S. 237. 521. ff. 

Nordendorf, Graf von, Baperi- 
fher und Württemberg. Stan- 
deöherr. Th. I. ©, 232, 237. 


i D, 


Deftentlihe Sitzungen der zweiten 
Kammer der Landftände in 
Bayern, Th, I. S, 451, $. 7, 
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Deffentlihe Sisungen der zweiten 
Kammer der Landftände in Würt: 
temberg. Th. 11. ©. 465. $. 3. 

— der Kammern in Baden. Th. II. 
©. 471. 8. 10. 

— der zweiten Kammer der Land: 
ftände im Gr. Heften. Th. U. 
S. 481. $. 22. 

— der Landitände in Naffau. Ip, 
ll. ©. 498, $. 3, Note. , ©, 
523. 53% 

— der Stände in S. Weimar, 
— Verordnung. Th, II. 


©. i 
Deffentlichkeit der Berathfchlagun: 
gen in Lippe: Detmold, Th, II. 
©. 539, $. 4. 
Dettingen:Spielberg u, Dettingen: 
MWallerftein, Fürften von, Baye- 
rifche u. Württembergifche Stanz 
desherren. Th. I. ©. 2301. 234, 
Ordunng, Aufrechthaltung der Ord: 
nung in den fändifchen Ver— 
fammlungen, f. Polizei ꝛc. 
Orttenburg, Graf von, zu Tam: 
bad, Bayeriſcher Standesherr, 
Th. I. ©. 232, 


Pappenheim, Graf von, Baperi- 
fher Standesherr. Th. J. ©. 232. 

Patrimonialgerichtsbarfeit ꝛc. der 
Standesherren und des Adels, 
f. Patrimonialherrliche Gerecht— 
fame und Gerichtsbarkeit ıc. 

Patrimonialherrlihe Gerechtfame 
der Standesherren nach der Bun- 
besafte. Th. I. ©. 204. 4), 

— der Standesherren in Bayern 
nach der Deklar. von 1807. Th, 
!’a:3L E 

— der Standesherren in Preußen, 
Th. 3. ©. 364. ff. 

— der Standesherren in Bayern 
nach der Deklar. von 1818, Th. 
1 6.301... ©: 328. in 
Hannover. Th... S. 353. ff. — 
in Württemberg. Th. J. S. 394. 

in Baden. Th. I. ©, 539. ff. 

— in Kurheſſen. Th.I. ©. 579. 

ff. — im Gr. Hefien. Th, I. 

©. 604. ff 


— des Adels nach der Bundes 
afte, Th. J. S. 644. 
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Patrimonial Gerechtfame des Adels 
in Bayern. Th. 1. —— ff 
— in u Hannover. Th. LS 6099. 
ff. in Württemberg. Th. 1. 
©, 694, ff. — in Baden, Th. 
1. ©. 717. fr — im Gr. Hef: 
fen. Th. J. S. 744. ff. — in 
Waldeck. Th. 1 S. 768. 

Penfionen geiftlicher und weltli- 
cher Individuen, Beſtimmung 
deswegen in der Bundes: Afte, 
Th. L ©. 147. C. 

— der ffandesherrlichen Diener in 
in Bayern nach der Deklar. von 
1807, Ih. 1:©,.:221: 8,75; 

— der ftandesherrlichen Diener in 
Preußen. Th. I. ©. 276. $. 64. 
— in Bayern nach der Deflar, 
von 1818. Th. I. ©. 340. $. 64, 
— in Hannover. Ih. I. ©. 350. 
6. 25. d) — in An rttanpern. 
Ih. I ©. 404. $. — in 
Baden. En 1. ©. nr $. 77. 
— im Gr. Heffen. Ih. I. ©. 
611. $. 34. ©. 636. $. 75 

Nenfionirung der Staatsdiener in 
Preußen. Th. II. ©. 640. 
in Bayern. Th. II. ©. 648. ff. 
$. 22. — in Württemberg. Th. 
1. ©. * 666. — in Baden. 
Th. II. ©, 677. ff. — in fur: 
heiten. 8* II. S. die — im 

. Heften. Th. . 693. 

©. 703. ff. — u "Wei: 

60? "Xp. 1. ©. 708. in 

Naſſan. Th. II. S. 711. — in 

S. Koburg. Th. I. ©, 716. ff. 

— im Fürf. Waldel. Th. U. 
&. 723. 

Perfönlihe Sicherheit und Zreiheit 
in Bayern. Th. I. ©. 156. $. 8. 
— in Württemberg. Th. I. ©. 
168. $.6. — in Baden. Th. J. 
€. 172..$.7. Zb. 1..©..228. 
$, 19. — in Kurheſſen. Th. 1. 
©. 174. $. 4. Ih. U. ©. 296. 


— 


$. 13. — im Gr. Heſſen. Th. 
1. © 19. 9.13. — im H. 
Naſſau. Th. 1. ©. 185. — im 


— S. Koburg. Th. J. S. 187. 
11. 
Merfönliche Vorzüge der Standes- 
bet nach der Bundesakte. Th. 
1. ©, 201, a). 


Perfönliche Vorzüge der Standes= 
herren in Bayern aa der De: 


Far. von 1807. Ih. I. ©. 206, 
Sa 
— der Er; ne in Preußen. 
Th. J. ©. 247.f. — in Bayern 


nach iR Deklar. von 1818. Ih. 
I. ©. 322, ff. — in Hannover. 
35.1 S. 141. ff. — in Würt: 
temberg. Th. I. S. 388, ff. Th. 


11. ©. 766. — in Baden. Th. 
1. ©. 534, f. — in Kurheffen. 
Th. I. ©. 576. 9 — im Gr, 
. Heffen. Th. 1. ©. 590. ff. 


— des Adels in Se Th. J. 
647. ff. — in Württemberg. 
Ih. L ©: 689, fe — in Ba: 
den. Ih. I. ©. 716. & — im 
Gr. Heffen. Th. J. ©. 740. ff. 

Polizei, Handhabung —5 — in 
der ſtändiſchen er in 
Preußen. Th. ©. 444. $. 3. 

— in Bayern. in S. 451. 
5.6, — in Württemberg. Ih. II. 
©. 464. de 1. — in Kurheffen. 
er 11. ©. 473. $.8.9, — im 

Hefen. Th. UI. ©, "474, 
ns * — in Braunſchweig. Th. 
U. S. 489. $.3. — in Naſſau. 
Ih. II. ©, 489, 6. 2. ©.503. $. 
1% in — Koburg. Th. I. 
S. 524. $. — in S. Mei— 
ningen. Ih. * ©. 529. 9. 5. 
— in S. Hildburghauſen. Th. II. 
S 532. $. u — in Lippe: 
Detmomd. Th. II. ©. 538. $. 1. 


Molizei: Verwaltung in den ſtan— 
desherriichen Bezirken nach der 
Bundesakte. Th. I. ©. 204. 4). 


— in den ftandesherrlichen Bezir— 
fen in Bayern nach der Deflar. 
von 1807. Ih. 1. ©. 214. $. 37. 

— in den ftandesherrlichen Bezir— 
fen in Preußen. Th. I. ©. 266. 
$. — in Bayern nach der 

3.1. ©, 

— in Hannover, 
Ih. I: ©. 355. $. 40. fi. ©. 
372. — in Württemberg und 
echte der Standecherren im 
Fall der Verzichtleiftung * die 

Polizei-Verwaltung. Ih. I 
403. $.39. fi. S. 416. 424. 433. 
438, 451, 470. 477, 485. 492 


Deklar. von 1818, 
330. $. 26. 


235. 500. 502. 507. 509. 514, 
518. 54. Th. 1. ©. 770. 772, 
Polizei: Verwaltung, Wusübung 
derfelben von den Gutsherren 
= Bayern. Th. I. ©. 306. $. 


— in den ftandesherrlichen Bezir- 
fen in Baden und Entfaaung 
daranf. Th. I. S. 543, $. 40 fi. 
©. 561. 573. 

— in den ftandesherrfichen Besir: 
fen in Kurheſſen. Th. I. S. 581. 
— im Gr. Heffen. Th. I. ©, 
611. $. 37. fi. 

— Yusübung derfelben von den 
Guteberren in Bayern. Th. 1. 
©. 306. $. 84. 

— in den Bezirken des Adels in 

“Bayern. Th. I. ©. 252. $. 21. 
ff. — in Württemberg. Ip. L 
©. 700, $. 31. ff. 

— in den Bezirfen des Adels in 
Mürttemberg und Rechte deſſel— 
ben im Fall der Nerzichtleiftung 
auf jene. Th. I. ©. 705. $. 41. 

— in den Bezirken des Adels in 
Baden. Th. 1. ©. 717. $. 9. 
©. 718. $. 14. S. 726. $. 11. 
— in den Bezirken des Adels im 
* Heſſen. Th. L ©, 749, $. 
2 


Pragmatif, Civildienſt-, f. Staats: 
diener, Beſtimmungen hinjicht: 
lich derſelben ꝛc. 

Präſident (Landtags-Marſchall) 
der Landſtände in Preußen, Lei— 
tung der Geſchäfte durch den— 

ſelben. Th. II. ©. 444. $. 3. 

— erfter, der Kammer der Reichs: 
pr in Bayern. Th. II. ©. 214. 


— zweiter, der Kammern der Reichs: 
räthe in Bayern. Th. 1. ©. 
260. $. 6. 

— erfter und zweiter, der Kanımer 
‚der Abgeordneten in Bayern. 
Th. IL ©, 261. $. 12. 

— der erfien Kammer in Würt: 
temberg. Th. H. ©. 217. $. 3. 

— Vice, der erften Kammer und 
erfter und zweiter Präfident der 
zweiten Kammer in Württem: 
— Wahl derſelben. Th. II. 


’ ’ v % 
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Prifident der erften Kammer der 
Landſtände in Baden. Th. II. 
S. 219. \. 4. 

— der zweiten Kammer der Stände 
in Baden, Wahl deffelben. Th. 
11:8, 234.9.4..' 

— PMice:, der Stände: Berfamm: 
fung in Kurheffen, Wahl deifel: 
ben. Th. II. ©. 294, $. 1. 

— der Stände: DVerfanmlung in 
Kurheſſen, Obtienenheiten deffel= 
ben. Th. Il. ©. 473. $. 9. 10. 

— der Stände: Verfammlung im 
Gr. Heſſen, Obtiegenheiten dei: 
feiben. Th. II. ©. 474. $. 1. 

— der Stände: Derfammlung in 
S. Weimar, Obliegenheiten def: 
feiben. Th. II. ©. 484. $. 1. 

— und Dice: Präfident für jede 
Erfrionder Landſtände in Braun: 
ſchweig, Wahl diefer Beamten, 
Ih. 11. ©. 348. 9.8.9. 

— der Stände: Verfammlung in 
Braunfhweig, Obliegenheiten 
deifelben. Th. II. ©. 489, $. 3. 

— Wahl und demnäcftige Ernen— 
nung deffelben durch den Reaen- 
ten in Naſſau. Th. II. S. 234. 
$. 3. ©. 500. $. 3, | 

— der Herrenbank im 9. Naffaır, 
Ernennung defjelben,. Th. IL. ©, 
364. 8. 1. 

— der Landes-Deputirten im 9. 
Naſſau, Wahl und Ernennung 
deifelben. Th. Il! ©. 364. $. 3. 

— der Stände: Berfammlung in 
Naſſau, Obtieaenheiten defjelben. 
Th. I. ©. 502, $. 9. ©. 517. 
$. .3 ff. 

— (Landfchaftg-Direftor) und Se: 
cretär der Landftände in ©. Ko: 
bura, Wahl und Bertätigung 
diefer Perfonen. Th. 11. ©. 368. 
ar | 


— der Stände - Verfammlung in 
S. Koburg, Obliegenheiten def- 
feiben. Th. I. S. 524. $. 1. 

— (Land-Marfchall) und zwei Vor: 
fteher in ©. Meiningen, Wahl 
und Beſtätigung diefer Perfonen, 
Th. 11. ©. 384. $. 3, 

— der Stände: Berfammlung, in 
S. Meiningen, Obliegenheiten 
defielben. Th. II. S. 529, $. 3, 
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Präſident (Landfchafts: Direktor), 
Landfchafts: Syndifus und Land: 
ſchafts-Kaſſier, Wahl und Be: 
ftätigung diefer Perfonen in ©. 
Omen. Ih. I. ©, 394, 

6 


$. u. I. 

— (Landichaft3:Direktor) und Land: 
ſchafts-Syndikus, Befoldung die: 
fer Perfonen in ©. Hildburg: 
haufen. Th. II. ©, 395, $. 5 
u. 6. 

— der Stände -DVerfammlung im 
©. Hildburghaufen, Obliegenhei: 
ten defjelben. Th. IL ©. 532, 


5.1. 

— (Direktor) des Landtags in 
Walde, Wahl deifelben und des 
Syndikus. Ih. I. S. 419. $.1. 

— (Direktor) des Landtags und 
Syndikus deſſelben in Kippe: 
Detmold, Wahlund Beftätigung 
diefer Perfonen, Th. II. ©. 429, 


6; 

— der Stände-DVerfammlung in 
Rippe: Detmold, Obliegenheiten 
deifelben. Th. II. ©. 583. $. 1. 

— (Erbland:Marfchall) der Land— 
ffände in Tyrol, Th. II. S. 432, 


6, 4. 

Präfidenten der beiden Kammern 

in Bayern, Obliegenheiten ders 
feiben. Th. II. ©. 450. $. 1. 

— der Kammern in Württemberg, 
Obliegenheilen derfeiben. Th. IL. 
©. 464. $. 1. 

— der zwei Kammern der Land: 
ftände im Gr. Heffen. Th. 11. ©, 
222.$.3.5.299. $.2. ©.300.$.4, 

Mreßfreiheit, Beftimmung deßwe— 
gen in der Bundesafte und des— 
falfiger Bundestags = Beichluß. 
Ih. I ©. 148. ff. 


. 19. 

— desfallfige Beſtimmungen in 
Bayern. Th. I. ©, 163, $.1 
bis 12. 

— im 8. Württembere. Ih. 1. 
©. 169. $. 10. — in Baden. 
Th. 1. ©. 173. $. 12. — im 
Gr. Heilen. Ih. I. ©. 180. $. 

24 — im Gr. ©. Weimar. 

Th. I ©. 1322, — im Herz. 

Raſſau. Th. T. &. 185. — in 

Srankffurt. Th, I. ©. 193, 5, 3. 


Preußen, Königl, Haus, Urfprung 
deffelben. Th, I. ©, 4. Kap. 1. 
Note 1). 

Prinzen und Prinzeffinnen, das 
TS derfelben, f. Heira— 

en. 

Privat:Angelegenheiten der Stans 
desherren und Beamten, dafür 
f. Beamten ic, 

Privat-Vermögen der Glieder des 
Eönigl. Haufes in Bayern. Th. 
1. ©. 7. 5.1. fi 

Privat-Eigenthum, Abtretung def- 
jelben zu öffentlichen Zweden, ſ. 
Eigenthum x. 

Provinzial:Landtage, Zeit der Ver: 
fanmlung der Stände zu den 
felben in den einzelnen Provinz 
zen der preuß. Monarchie, Th. 
II. ©, 210, 

Provinzialftände in Peeußen, Ent: 
ftehung derfelben, Ih. L ©, 5. 


ap. 1. 
Pücler:Limpurg, Graf von, Würt⸗ 
tembergifcher Standesherr, Th. 
1. ©, 238, 


Q. 


Quadt-Isny, Graf von, Wüuͤrt⸗ 
tembergiſcher Standesherr. Th. 
1. ©. 237, 512. ff. 


R. 


Rang der Gemahlin des Souve— 
raͤns. Ih. I. ©. 59, Abſchn. 3. 
Einl. 

Rathsſtellen in Frankfurt, Quali: 
fifation zu ſolchen. Th. I. ©. 125. 


Rathswahlen in Frankfurt. Ihe J. 
©. 126. $. 5. 

Kechberg, Graf von, Württember- 
gifch. Standesherr. Th.1.©. 237. 

Rechte des Königs in Beziehung 
auf die Landtage in Preußen. 
Th. II. ©. 210. $. 3. 6. 

— des Königs in Beziehung anf 
den Landtag in Bayern. Th. II. 
©. 215. $. 9. ff. 

— des Königs in Beziehnng auf 
die Landftände in Dnunover. Th. 
II. &, 216, 
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Rechte des Königs im Beziehung Rechte und Pflichten der Land: 
auf die Landitände in Württem: ſtände in Kurheifen, ar 11. ©, 
berg. Th. I. ©. 217. S..2. fi... ge RE im — 
— des Großherzogs in Beziehung Th. I. =.” — in 
auf 2 zaa in Baden. Th. —— — H. & 310, $, 
1. ©. 219. $. 2. 5—8. 7. — in S. Weimar, * 
— des in Beziehung auf ©, 330, $. 10. ©, 534, 
die Landitände gi Kurheſſen. Th. S. 34. Sf. 42, — de 
I. ©. 221. $.5 ff. fhweig. Th. II. ©, 337. $. 7. 
— des Großherzogs in Beziehung ©. 348. $. 11. ©. 350, $. 17, 


auf den Landtag im Gr, Bee 18. S. 358. $. 32, & — im 9, 
Th. II. ©. 222, 5 1. S. Naffau. Ih. II. ©, 364, $. 4, 
223. 5.5. ff. 5. — in ©. Koburg. ©, 369. 
— des Regenten in Beziehung S 8. ©. 370. F. 10. ff. —in 


auf die Landftände in Mecklen— 
burg. Th. II. ©. 226, $. 10. ff. 
— des Großherzogs in Beziehung 
auf die Landftände in S. Wei: 
mar. Th. II. ©. 230. $. 4. ff. 
— des Herzogs in Beziehung auf 
die Landitände * H. Braun— 
(ehmeig, Th. I. ©.232, $.3.f. 
— in Naffau. 3. uU. ©, 233 
3. S 1u. 5. — in ©. 


Koburg. h.1. ©. 235. 6.2. fi. 
— in ©. Meiningen. Ih. 1. 
© 233.|.2. —in©. er 


burahaufen. II. ©, 239, 
1.© :$.6 


Er a ACIAIIDER, Th. II. ©. 385, 
$. 8 = * er arte 
haufen. a. IT. 


96. 6.9. ff. 
— in — — "x 11. 
ee — in 


Waldeck. Th. IT. ©, 419, $. 2. 
f. — in — 4 

S. 416. 6. 1. ff. ir 
Schaumburg:£ippe. ru IT, 

7 u . Detmold, 8 
I. ©, 49. $.5.f. — in Ty⸗ 
rol. Th. I. ©. 432. $. 2. ff. 
— des rg Körpers 
in Sranffurt. Th. IL ©, 436, 


* $. 2; 

— des gürfen in Beziehung auf Rechte und Pflichten und Zahl der 
die Landſtände in S. Rudolſtadt. Landräthe in Mecklenburg. Th. 
Th. I. ©. 241. — in Liech- II. ©. 512. $. 13, _ 
tenftein. Th. H. ©. 243. Rechte und Wirkungskreis der land- 

— des Fürften in Beziehung auf Shaftlihen Wbtheilungen und 
den Landtag in Walde. Th. Ir. Beamten in r- — Th. 
S. 23. — in Schaumburg: „I. ©. 388. 8. 15. 

— in Reshtern-Limpurg- Spedfeld, Graf 

Lippe-Detmolv. =. I, 9.245. vm, — Standesherr. 
— in Tyrol. Th. 1. S. 247. 3.1. ©. 232, 

— der Landftände in S. Hildburg: —— in den ſtandesherrli⸗ 


Lippe, Th. II ©, 244. 


haufen, nähere Bertimmungen chen Gerichtöbezirfen, |. Ge: 
über die Ausübung derfelben, Ih, richtsbarkeit. 

I. ©. 399. $. 18. fi. — in Bayern. Th. J. S. 

* und Pflichten der Stände . 2 


— De Württemberg, Th. I, 
87. $. 15. ff. S. 90. Note 7 
— während der Minderjährigkeit 
des Regierungs- mean in 
— der Landſtände in Bayern. Ip. Kurheſſen. Th. J. ©, 101, S. 
I. © 252.5. 18 f. — in 8 . 9. 
Hannover. Ih. II. &.268. 5.1. — während der Minderjährigkeit 
fie — in Württemberg. Th. II. oder anderen Verhinderung des 
©. 273. $.6. f. — in Baden, NRegierungs: ampelaers im er 
Th. II. ©,285, 6. 3. ff, Hefien, Th. I. ©, 107. 5, 9 
u - 54 


in den verjchiedenen Provinzen 
der preuß. Monarchie. Th. II. 
Sn 250. 252, 254, 255 u. 256, 
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Regentichaft während der Minder: 
jährigfeit oder anderen Verbin: 
derung des Regierungs: Nachfol- 
gers in ©. Weimar. Th. J. ©. 

— in Braunfchweig. 
Ih. 1.6. 112, $.2. — inS. 
Koburg._ Th. I. ©. 116. 5. 8. 
— in ©. Meiningen. Ih. I. 

3: 108,008; in ©, Hild- 
burghaufen. Th. I. ©, 119.$.3, 

— f. auch TOR RTIGR Ic 

Regierung. Th. 1. 

Regierungsblätter a 1% ffandes: 
herrlichen Bezirken, ſ. Gefeß: 
und Regierungsblätter. 

Regierungsfolge. Th. I. ©, 58. 

Regierungsrechte, Ausübung der: 
durch die IT BIRD EREEN. 

.1. ©. 264, 

Regierunggrechte der — — 
ren in Preußen, Aufbriugung der 
Koſten, welche durch die Aus— 
übung derſelben entſtehen, ſ. 
Koſten. 

Rechtspflege in den ſtandesherrli— 

chen Bezirken, f. Gerichtsbarkeit. 

Reichsräthe, die Kammer der, Be: 
er derfelben. Th. II, 


0. $. 

— bike und lebenslängliche in 
Bayern. 3.1. ©, 71.1.4 
©. 89. $. 1—3. 

Reichsverweſung, ——— > 
false im 8. Bayern. Th. I 
65. $.12.©.79. 9.1. fi. 

— im $. a Ih. I 
©. 88. $. 15. S. 90. Note 7). 

— ſ. aud) — — * 

Reiſekoſten, Diäten und, ſ. Diäten. 

ei Erziehung der Kinder, 
ſ. Kinder ıc, 

Religions = und aa sa 2 
in Bayern. Th. 1. 156. $.9. 
oe mee ff— — in 
Württemberg. Th. 1. ©, 168, 
$. 9. Th. IL. ©. 19. 


’ [7 


Religions: und a: ur 
ten 2 Bayern. Th. II. 


S. 

Rheinfchiffahrts Oktroi, die er 
auf gerwiefenen Renten. Th. I 
©. 147, 

Riedeſel, An Riedefel zu 
Eifenb ach, Beſtimmung der 
Kechtsverhäftniffe diefer Samilie 
im Gr. Heffen. Th. J. 5.765, ff. 

— $reiherren Niedefet zu Eifen- 
bad, der Senior diefer Familie 
ift Mitglied der erften Kammer 
der a NZ im Gr. Heſſen. 

Th. U. ©. 117. 


©. 


Sachſen, Umfang des alten. Th.1. 
©. 23, Note 1). - 

Salm: —— Salm-Salm und 
Salm-Kyrburg Salm: Kraut: 
heim und Galm = Reiferfcheid 
Krautheim, FZürften von, Preu— 
Bifche,, Mürttembergifche umd 
Badifche Standesherren. Th. T. 
©. 227 n. 228. 234 u. 235. 
239. 259. 

Schwarzburg-Rudolſtadt, Fürftli- 
ches ri Ba deſſelben. 

Th. I. ©, 31. Note 1). 

Sayn⸗ ——— Hohenſtein und 
Sayn-Wittgenſtein-Berleburg, 
Fürſten von, Preußiſche a 
desherren. Th. I. ©.228. $.1 

Scaesberg, Graf von, Wirtien, 
——— Standesherr. Th. I 


— Herrſchaft, dem Sohn 
des Erzherzogs Stephan Franz 
Viktor von Oeſterreich gehörig, 
un — Standesherrſchaft. 


———— Graf von, genannt ERS, 
SR gef Standesherr. Ih. I 


242 

— Schluß des Landtags, f. Landtag. 

. Schönborn, Graf T Baer 
Standesherr. Th. I. ©. 232. 

. Säit: und inorieaalbei- 
ten, Rechte der Gutsherren und 
Standesherren hinfichtlich derfel- 
ben, f. Gemeinde : Etiftungs: Ic. 
Angelegenheiten. 





F 


f> 


den, Auseinanderfesung der: 
en binjichtlih der Standes: 
erren in Preußen. Th. I. ©. 
6. $. 3. — in Bayern nad) 
der Deflar. von 1807. Th. 1. 

— in Bayern. 
zb. L ©. 338. $. 60, ff. 

— Mbtbeilung derielben huichtlich 
der Grafen von Leininaen: Bil: 
* und Leiningen-Neudenau 
n Baden. Th. J. ©. 574. 

— er Standesherren in Kurheifen, 
Ausſcheidung derjelben. Th. I. 


©. 586, 
— der Standesherren im Gr. Def: 
jen, — derſelben. Th. 
. ©. 636. $. 7 
— —— ſ. Sats ſculden. 
Schntz für die Verfaſſungen, ſ. Ge: 
währ der Verfaſſungen ꝛc. 
Schwarzenberg, Fürſt von, Baye— 
riſcher und Württembergifcher 
Standesherr. Th. J. ©. 231.234, 
Sefretär der Landitände in. Kurheſ— 
fen, Annahme deijelben. Th. II, 
ie N 
— der Kandftände „Wahl deſſel⸗ 
ben in Fr ie Th. UI. 
©. 348. $. 8 
— Aut kfetden in — Koburg. 
Th. II. ©. 368. $. 4. ff. 


— ———— deifelben in ©. 
. Koburg. Th. I. ©. 276. 5.31. 
— Befoldung .. in ©. So: 
burg. Th. 1. ©. 379. $. 34. 

— ſ. auch ren ꝛc. 

Sekretäre, Wahl derſelben in der 
Kammer der —— in 
Bayern. Th. II. ©. 260. $. 6. 

— der Kammer der ——— 
in Bayern. Th. IL ©.261. 5.13, 

—.der Kammern in Bayern, Ob- 
liegenheiten derfelben. zh. 11. 
©. 450. 


. — der Kammern, MWahlderfelben]in 


Württemberg. Th. 11. ©.273.$.5. 
— Wahl derfelhen in der erften — 
Kammer der Landftände im Gr. 
Heilen. Th. II. S. 299, |. 2. 
— Wahl derfelben in der ‚weiten 
Kammer der Landftände im Gr, 
Hefien. Th. II. ©. 300. $. 4. 
— Wahl und Obliegenheit derjel- — 
ben in Naſſau. Th. II. ©, 500, 


. * 
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Seftionen, zwei, der Landftände 
in —— Th. U. S. 149. 
$. 2 

Senat in BrauEiurt und Wirkungs: 
——— — 

10. 

Simultan: Gebrauch * Kirchen 
in Bayern. Th. II. ©, 588, $. 
90. 


Sisordnung der Abgeordneten bei 
den Provinziallandtagen in den 
einzelnen Provinzen der preußi— 
ihen Monarchie. Th. II. S©.250, 
252 — 257. 

— der Reichsräthe und Abgeord- 
ten in Bayern. Th. Il. ©, 261. 
$. 8. ©, 262. $. 16, 

— der erften und der zweiten Kam: 
mer in Württemberg. Th. II. 
©..271. 1. 272, $. 3. 

— der —— in S. Weimar. 
Th. II. 329. 9. 8. — in 
Sräunfihtei, Th. IL ©. 347. 
$. 56. — in ©. Koburg. Th. 
I. ©. 369, $. 1%, — in ©. 
Meiningen. Th, I, ©, 384, 


Hild⸗ 
395. 


+. 
— der Deputirten — S. 
burghauſen. Th. S. 


$. 

— der Mitglieder des geſetzgebeu— 
den Körpers * Fraukfurt. Th. 
1. ©. 435. $. 

Solms- —— Solms-Lich, 
Solms-Laubach und Solms-Rö— 
delheim, Fürſten und Grafen 
von, Preußiſche, Württembergi⸗ 
ſche und Gr. ve fche Standes: 
herren. Th. 1. ©, 225 u, 229, 
235 u. 236. —— 240 4,241, 

Staats-Angehörige, deutiche, alt- 
gemeine Rechte und „Prien 
derfelben. Th. I. ©. 142 

— in Bayern, allgemeine "Rechte 
und Pflichten derfelben, Ih. 1. 
©. 151.5, 
in Hannover, allgemeine Rrchte 
und Pflichten derfelben. Th. I. 
©. 166. 


— in Württemberg, allgemeine 
ie und — derſelben. 
in — allgemeine zn 
und Pflichten derjelben, Th, I 
©, 171, fi. 
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Staats: Angehörige in Kurheifen, 
allgemeine Rechte und Pflichten 
derfelben. Th. I. ©. 175. ff. 

— im Gr. Hefjen, allgemeine Rechte 
ae m derfelben, Th. 7. 

— in S. Weimar, allgemeine a 

md Pflichten derfelben, Th. I 

— in Medlenburg,, allgemeine 
ne en — derſelben. 

— in Sn — Rechte 
und Pflichten derſelben. Th. I 
©. 183. ff. 

— in S. Koburg, allgemeine Rechte 
& — derſelben. Th. J. 


— in Frankfurt, allgemeine Rechte 
und Pflichten derſelben. Th. J. 
©. 192. ff. 

Staatsbürgerliche Rechte u. Pflich- 
ten, f. Staats: Angehörige it. 
Staatsdiener, Beſtimmungen hin: 
fichtlich derfelben in Preußen, 
Th. II, ©. 639. — in Bayern. 
Th. II. ©.641. ff. — in Würt: 
temberg. Ih. IL ©. 751. 
in Baden. Th. II. ©. 675, 
in Kurhefien. Ih. II. ©. 688. 

— im ©r, Heffen. Th. II ©, 
690. — in ©. Weimar. Th. l. 
9 708, — im 9. Naſſau. Th. 

1. ©. 184, Th. II. ©. 708. 

m 9. ©, Koburg. Th. II. ©. 
T1A. — im F. Waldeck. Th. II. 
©. 723. — in der freien Stadt 
Sranffurt. Th. II. ©. 776. 

Staats:-Zinanz- Gewalt in den ſtan⸗ 
desherrlichen Bezirken in Bayern 
nach * Er: von 1807. Th. 
J. ©, L = ff. — m 
Preußen, zu I. ©, 259. $. 26, 
— in Bayern — der Deklar. 
von 1818. Ih. I. ©. 336. $.52. 
fi. in Württemberg. Th. J. 
S. 410, $.53. — in Hannover. 

Th. J. ©, 364. $. 75. 76. 
in Baden. Th. I. ©.547. $ nn 
fe. — in Kurheſſen. Th. 1 
584. H. im Gr. Heffen. SH 
J. S. ST $. 63. ff. 

— in den Bezirken des Adels in 
Bayern, zb. I. ©. 658, $, 


+ — 


— 


Staats-Finanz⸗ Gewalt in den Be⸗ 
zirfen des Adels in Württem— 
berg. Th. I. ©. 711. $. 60. ff. 
— im Baden. Th. I. ©. 721. 
$. 19, — = Gr. Heſſen. Th. 

©.-757. 38, 

—— —3 I. S. 56. Abſch. 

3. Ein 

Staats-Gerichtshof zum Schuß der 
Verfaſſung in Württemberg. Th. 
U. 735 

Staatsgewalt. Th. 6 ©. 

Staatsgut. Th, II. — ff. 

— in Bayern, — deſ⸗ 
ſelben. Th. II, 547. ff. 

— in Bayern, Bertußerung def: 
feiben. Th. II. ©. 548. 

— (Domänen) in Württemberg. 
Th. I. © 5. — im Or, 
Heſſen. Th. I. ©. 555. 

— f. auh Domänen. 

Staatshoheit. Th. 1. ©. 57. 

Staats = Juftizgewalt in Bayern 
nach der DeElar, von 1807. Th. 


1.9, 7 
— in Preußen, A der 
. 266. 


ey zh. I 
— in Bayern, Dunhtti der 
ee 2 Ih. 1. ©, 329, 
— * Hannover „ binfi Rn der 
kiss, zb. I. ©, 354, 


$. 2 
— in Württemberg, ef —5 der 
———— Th. I 397. 


5. 2 

— in Baden, —— der Stan- 
desherren. Th. I. ©, 560. $. 
26. fi. 

— in Kurheſſen, gr F 
Standesherren. Th. J. © 
— im Gr. Heſſen, inf ih —* 
 Standesherren. Th. I 

— f. aud) Gerichtsbarkeit ic. 

—— ſ. Kirchen⸗ 
gewalt ꝛc. 

Staats:Polizei-Gemalt Rai 
des Adels in Bayern. Th. L 
652, 8. 21. ff. 
— in den mupneiberrigen € Gebie⸗ 
ten in Kurheſſen. Th. J. S. 581. 

— im Gr, Heſſen. Th. J. S.bii. 


+ + 








Staats: Polizei: Gewalt, |. auch 
Polizei: Verwaltung ꝛc. 
EB ee in Preußen. Th. I. 
546 


— in Banern, Gewährleiftung der 
Stände Besen. Ip. II. 
264, ; 

— in — Gewährlei- — 
ſtung der Stände deswegen. Th. 
1. ©. 277. $. 32, ff. 

— in Baden, Gewährteiftung der 
Stände deswegen. Th. I. ©, 
268. $. 11. ©. 290. ff. 

— in Kurbefien, — — 
der Stände deswegen, Th. I 
©. 298. $. 27. ff. 

— im Gr. Hefien, mn 
der deswegen. Th. 1. 
©. 305. $. 21. 

— in s. Weimar, en er 
der Stände — Th. I 
©. 330, |. 

— in Braunf dhrneio,Gewährleiftung 
der Stände deswegen. Th. II. 
©. 356. 

— in ©. Koburg, Bein 
der Stände deswegen. Ip. I 
©. 373. $. 18. aa. 

— in ©, Meiningen, Gewaͤhrlei— 
ftung der Stände deswegen, Th. 
I. ©, 385. 0,2% 

— in S. Hildburghaufen, — 
fige Beilimmungen. Th. II. 


— in — —— Beftim- 
mungen. Th. IL 425. $. 13. 

Stadion "Rarkhaufen, Graf von, 
MWürttembergiicher Standesherr. 
Ih. I. ©, 237. 

Städte in Preußen, melde Ab: 
geordnete zum Landtage wählen, 
zh. II. ©.31, $.11.12, ©, 33, 
6. 20, 

— in Bayern, welche Abgeordnete 
zum Landtage wählen. Th. II. 

. 71. $.7. S. 72. 9.9, 6,81. 
s 21. 
— iu Hannover, welche Aegeord— 
* — mn. wählen. Ih. 
93. $.5 

— in WBürttembero, welhe Ab- 
geordnete zum Landtage wählen. 
Th. II. ©, 95, 9. 6, ©, 9, $. 


[7 * - 
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Städte in Baden, welche Ab— 
—— zum Landtag wählen. 
2. Bi. ©. 103. $. 12. ©.104. 


$. 

— in urheſen, welche Abgeord— 
nete zum gr be wählen. Ih. 
1. ©, 106. $.2. ©. 109. $.16. 
im Gr. Heffen, welche Abaeord- 
nete zum Landtage wählen. Th. 
1. ©, 117. $.3,. ©. 224.5. 11, 

— 11 &. Weimar, welche Abgeords 
nete pen} Landtage wählen, Th. 
11. ©. 134. $.3. ©, 136. $. 11. 

— in Bronanndle, welche Ab: 
geordnete 2. Landtage wählen. 
Th. 1. ©. 149, 6. 2. S. 151. 
$. 5. ©, 153, $. 11. 

— in ©. Koburg, welche Abgeord: 

nete zum rg wählen. Ih. 
II. ©. 162. $. 2 

— in ©, Meiningen, welche Ab⸗ 
geordnete wählen. Ih. II. ©, 
tl ge ©. 175. 514 
— in ©. Hildburghaufen, ..- 
ee wählen. Th. I. 
179. $. 3. ©. 180. $. 8. 

— in S. Rudolftadt, welche Ab: 
renden wählen. Th. II. ©. 183, 


$. 

— in Waldech, gen Abgeordnete 
wählen. Ih. II. 186. $. 1. 

— in Schaumburg: Fe welche 
— ——— wählen, Ih. II, ©, 


— —* — Detmold, welche Ab— 
geordnete wählen. Th. 11.6©, 
192, * 

Stadt: Sondiken, un derſel⸗ 
ben. Th. I. ©. 126. $. 6 

Stände, —— =, in den ver⸗ 
fchiedenen Provinzen der preu- 
Bifchen nn ihr Wirfungs- 
Freis, Rechte und Pflichten 
der Gandrtäube, 

— drei, in der Mark Branden- 
burg und dem Markgrafthum 
Niederlaufis. Th. II. ©. 27. 28, 

— drei, in Oſt- und u 
und Litthauen. Th. I. 

— drei, in Alt-, Neu— F — 
u und Rügen. Th. II. 


— vier, in dem Gr. Niederrhein 
und den EN Jülich, Eleve und 
Berg. © 


312 


Stände, in gr Provinz 
Sachfen. Th. II. ©. 46. 

— vier, in —— Th. I, 
©. 50, 


pet im Gr. Pofen. Ih. 11. 
56. 

— vier, in dem 9. Schlefien, der 
Grafſchaft Glab und der erg 
graficheft Oberlaufig. Th. IL 


— Ba in * Weimar. Th. II. 


©. 134. — 
— drei, m. ©. —— 
Th. 11. ©. 171. $ 


— vier, in — 3. Siku auſen. 
Th. U. ©. 17 en 
— drei, im 5. ©. Siena. Th. 

II. ©. 182. $. 
— — im F. gichtenein Th. 
154, $. 1 


— Se im 5 Waldeck. Th. II. 
©. 186. $. 

— — 5. Zonenting⸗ Lippe. 
— drei Kloten Berfien —— 
Detmold. Th. II. 192. $.2 
— vier, in Tyrol. Br I. &,203. 

1. 


$. 

Stand, dritter, in une Detmold, 
Th. m. ©. 19, 9. 8 

Standesherren, Begriff derſelben. 
.6. 21. 

— Rechte — nach der Ber 
desafte. Th. I. ©. 201— 206 

— Verzeichniß been in den einzel: 
nen Staaten in — be⸗ 
findlichen. Th. J. S. 225. ff. 

— — —— ui in Preußen. 
Sb. 1. ©. 245, 

— in — Ausführung des 
 Diefelben betreffenden Edifts, Th. 
.'©. 247. ff. 

— ai Bayern, le 
derfelben nach der Deklar. von 
1807. Th. I. S. 206 — 224. 

— in Bayern, Rechtsverhältniffe 
derfelben nach dem Edift von 
1818. Th. I. ©, 322, ff, 

— in Hannover, vr Rechtsver- 
Da Th. 1. ©. 348, 6. 18, 


— in Württemberg, Rechsverhält: 
herfelben, Th. 1. ©, 381, Th. II. 


Standesherren in Baden, Rechts: 
— derſelben. ẽ6. I. S. 


— in Kurheſſen, Fegeü— 
derſelben. Th. J. S. 5 

— im Gr. Heſſen, —— 
niſſe derſelben. Ih. J. ©. 586 

Standesherrliche —— im 
H. Naſſau. Th. J. ©. 6 — 
im 9. Oldenburg und Ale 3. 
Doheagelieen -Sigmaringen. Th. 

649 


Ständiihe Verfaſſung in Deal: 


—* im Allgemeinen. Ih. | 


ff. 

— in 5 en 
darüber auf — Wiener Kon: 
greß. Th. I1. i 

— in —— Beftimmungen 
darüber im der deutfchen Bundes 
afte und in der Wiener Schluß: 
afte. Th. II. ©. 12, fi. 

— verfchiedene Drganifation der: 
felben in Deutfchland, Th. I. 

6 


©. 16. ff. 
Ständifche VBerfammlung, Auflö— 
funa derfelben, f. Auflöſung. 
Ständifches Amts-Perſonal, ſ. Se: 
Fretär, Syndifus ꝛc. 
Stellvertreter. der Landftände in 
—— Ih. II. ©. 107, 2 
— Weimar. 2. he 
135. sn ©. 142. $. 3 


in ©, Koburg. Th. II. E = 


9. 23. — in S. Meiningen. 
Th. 11. ©, 172. $. 7 2773 in 
S. Hildburghaufen. Th. IL. ©, 
179. F.5. —in * Detmold. 
Th. II. ©. 192, $. 5 

Sterbfälle in dem Eönigl. Haus in 
Bayern, —— desfalls. 

— in dem königl. Haus in Bayern, 
—— Trauer-Reglement. 

Th. I. ©. 71. Rote 1). 

— in den Sami- 
lien, ſ. Kirchengebet und Trauer- 
feierlichkeiten ꝛc. 

Sternberg, Graf von, Württem— 
bergifcher Standesherr. Th. I. 
©, 238. 

Steuern, direkte, Erhebung derfel: 
ben durch die a in 
Preußen, Th. I. S. 359. 5.26 


Steuer, Erhebung derfelben in den 
fandesherrlihen Gebieten und 
in den Bezirken des Adels, ſ. 
Staats: Finanzgewalt. 

Steuer:Freiheiten, Aufhebuug der: 
felben, f. Staats - Angehörige, 
allgemeine Rechte und Verbind— 
lichkeiten derfelben. 

Stiftungen, milde, Fonds derfelben 
in Bayern. Th. 1. ©.571. 579. 
— in Württemberg: Th. II. ©. 


594. — in Baden. Th. 1. ©. 
598, 2. — im Gr. Heffen. 
Th. I. ©, Pe — in S. fo: 
burg. Th. II. . 616, 


Stiftnngs-, Kirchen und Gemein: 
deangelegenheiten, echte der 
Standes = und Patrimonialge- 
richtsherren hinfichtlich derfelben, 
f. Gemeinde = 2c. Angelegenheiten. 

Stollberg - Roßla und Stolberg: 
Wernigerode, Grafen von, Gr. 

eſſiſche Standesherren, Th. F 


. 242, 
Subftituten der ——— zn Kur: 
heiten. Th. U. ©. 107. $. 5. 
— der —— 9 auch Stell⸗ 
vertreter ꝛc. 

Succeſſion in der Regierung, Be⸗ 
ſtimmungen desfalls in Preußen. 
Th. J. S. 61. 


— Betimmungen 5 im K. 


Bayern. Th. I. ©. 64. $. = ir 
©. 72. $. 1. a — in Hanno: 
ver. Th. 1. 6.82. — in Wirt: 


temberg. Th. I. ©. 86. $. 11. a 
- — im Gr. Baden. Th. I. ©. 
93. $. 8. ©.94. ff. — in Kur: 


hefien. Th. L ©. 102, — im- 


Gr. Hefien. Th. I. S. 106. — 

in Medlenburg. Ih. I. ei 108, 

— in Weimar. Th. 1. — 
— in Braunſchweis. * 2 


111. — in Vaſſau. Ip. I. 

113, — in ©. Koburg. Th. Er 
©. 116. — in ©, Meiningen. 
Th. 1. S. 118. — in S. Hild— 


burghauſen. Th. L €. 119. — 
in Waldef. Th. I. ©. 121. — 
in Schaumburg - Lippe, Lippe: 
Detmold, ©. Rudolſtadt, Liech⸗ 
tenftein u. Tyrol. Th. J. S. 121. 
Syndikus der Landſtände in Kur— 
denen, Annahme deffelben, Th, I. 


[2 ’ * . 
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Spyudifus, Wahl und Obliegenheit 
deifelben in = Weimar. Th, U. 
©. 333. $. 

— Befoldung deifeiben in ©. Bei: 
mar. Th. IL ©, 334, $. 21. 
— Landſchafts-, Wahl — 
in Sraunchweig, Th. U. ©,361, 


$. 4 

— —— ⸗, in S. — 
Funktionen deſſelben. Th. U. 
384. 5 6. 

— Landichafts-, in S. Hildburg: 
Bam Fern deſſelben. Th. 11. 


4. $ 
— —— in S. Hildburg: 
—— ech defjelben, Th. 
. ©. 39. $. 6. 
— ——— defeiben in Wal- 
def. Th. I. ©. #18, $. 1. 

— Mahl —* in Lippe-Det— 
mold. Th. II. ©, 429. $. 2. 
— Befoldung — in Lippe 
Detmold. Th. 11. ©. 432, 6. 16. 

— ſ. auch Sekretär ꝛc. 


T. 


Territorial-Syſtem. Th. II. S. 568. 

Thronfolge, ſ. Succeſſion. 

Thurn- und Taxis, Fürſt von, 
Bayeriſcher, Waͤritembergiſcher 
und Hohenzollern- —— 
ſcher Standesherr. Th. I 
231 u. 234. 244. 388. ff. 

Zitel des K. * Bayern. Th. J. 
©. 62. Note 3). 

— des K. * Württemberg. Th. 
J. S 85. Note 3). 

— des Großh. von Baden, Th. J. 
©. 92. Note 4). 

— des Kurf. von Heffen. zh. I. 
S. 100. Note 4). 

— des Großh. von Heſſen. Th. I. 
©. 105. Note 4). 

— des Regenten der Mecklenburg. 
Rinie. Th. IL ©. 108, Note 2). 

— de m: von S. Weimar. 
Th. I 109, Note 1). 

— des ne von Braunſchweig. 
Th. I. ©. 111. Note 1). 

— des Herz. von Naffau. Th, 1. 
©. 113. Note 2). 

— des re von Liechtenftein, 

. ©, 121, Note 2). 


ne 
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Titel * Fürſten von Waldeck. 
Th. J. S. 120. Note 1). 

— der $ürften von Lippe, Th. I. 
S. 121. Note 2). 

Titel und Wappen der Standes: 
herren in Bayern nad) der De: 
klar. von 1807, Ih. I: ©. 3.4, 
— in Preußen. Th. 1. ©, 248. 

. — in Bayern nach der 
Deklar, von 1818. Th. 1. ©. 
323. — in Pe: Ih. 1. 
©. 342. $. 2% ge — in 
Württemberg. =. I. ©, 389, 
$. 2. ff. (ſ. aud die ee —* 

— in Baden. Th.J. 

536. $. 12. (f. auch die I 

— in Kurbeffen. Th. 
I. ©. 576.A. — im Gr. Heffen. 
Th. I. ©. 5%, 613: 

_ beB Adels in Bayern. Th. 1. 
S. J — im Gr. Hefien. 

Ih. 1. ©. 74. 9. 4. S. 764, 


Zörring- Guttenzell, Graf von, 
Württembergiicher Standesherr. 
5:1. ©. 437; 

——— beim Ableben 
von Standesherren ꝛc. in neigen 
ßen. Ih. I. ©. 250. $. > 
in Bayern, Me 1. ©, ES 6.4. 
— in Ben Ih. I. ©. 343. 
$. 3, ©. 36% — in Württem: 
berg. Ye der 
414, 423. 426. 443. 465. 482, 
490. 498. 505. 513. 522. 

— beim Abfterben von Standes: 
herren ꝛc. oder Mitglieder ihrer 
Samilien, ſ. Kirchengebet ꝛc. 


U. 


union der Landſtände in Mecklen— 
Ka De ze Th, II. 


— der Landftände in a 
Ih. I. ©, 132. $. 1. ff. 

Unterſaſſen, ftandeeherrliche, 
Preußen, en. derfelben. Th. 1. 
©. 363, $. 3 


_ Kanpesherrliche, in —— 


E⸗ derſelben. Th. J. S. 262 


$. 5 
— Rechte und Pflichten 
derſelben, ſ. Staatsangehörige TR 


— in Hannover, 


— Entſtehung  derfelben 


V. 


Veräußerung der Eigenthumsrechte 


der — in Preußen, 
Th. 1. ©, 273... 61 62, 


Verfaſſun in —— Entſtehung 


derſelben. Th. I 
gr ng der- 
felben. Th. : Rehn PURE, 


— in Dacn, © — derfelben, 


“ “ 


— in Snpegen Entftehung der- 
felben. Th. 1. & on 


— im Gr. Fe, en Entftehung der: 


felben. Zh. I 


— in den beiden Gr, Secienburg, 


Euhlteging derjelben. Th. 


u se . Weimar, Entſte— 
hung derfelben. Th. J. S. 23. 

im H. 
Braunſchweig. Th.I. ©. — 

im > — Th. I. ©. 26. 
— .S. Koburg. * I. 
©. 27. ie * ©. Meinin⸗ 
gen. Th. J. im 2 
©. Hitsburghäufen. 35, I. ©, 


30. — im 8. ©. Rudolftadt, 
35.16.31. — im 8, Liech⸗ 
—* — ©. 32, im 


8——— ante H. I. 


— 33. n. Lippe = Detmold. 
Ih. I. S 34, — für Tyrol. 
Th. L © 35. — der freien 


Stadt Franffurt. Th. L S. 36. 
— Beobachtung derfelben und des— 
falffiges Verfprechen des Königs 
von Bayern und a Reichsver- 
wefere. Th. L ©, 68. 6. 24, 
©. 67. $. 18. Th. II. ©. 728. 
— und Beobahtung derfelben und 
desfallſiges Verſprechen des Kö- 
nigs von Württember au des 
N Ih. E81, 
du 14, ©, 88, $. 18. sh. 11. 
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— Beobachtung derfelben und des- 
fallſiges Verſprechen des Regen: 
ten in Baden. Th. II. ©, 736. 

— Beobachtung derfelben und des- 
faltfiges Verfprechen des Kurf. 
von Heffen und der etwaigen 
Zerpa mt. Th. 1. ©, 101. 
‚11. ; 


Le u 


Verfaſſung, Beobachtung derjelben 
und desrallfiges Verſprechen des 
Regierungs: achfolaers und des 
* im Gr. Heſſen. 8— 
1. ©, 106. $. 7. ©, 107. $. 9 
Th. U. ©, 740, 741, 

— Beobachtung derfelben und des: 
falle es Verſprechen der Bun: 
ten in Mecklenburg. Th. 


4 — derſelben und des: 
fallſiges Verſprechen des Re— 
gierungs-Nachfolgers und des 
Verweſers der Regierung im 
Gr. ©. Weimar, Th. I. ©. 
109. $. %. ©, 111. $. 4. 

— Beobachtung derfelben und des— 
faltfige Verſicherung des jedes- 
maligen Landesherren in en 9. 
Braunfhweig. S. 111. $. 

— Beobachtung derfelben und bes 
falffiges Verſprechen des Reaie- 
rungs:Nachfolgers oder des Re: 
—— ——— ware > 9. 


Koburg. u L 
1. im 5 S. „Meiningen. 
x, 1. S. 118. $. 2 — in 


dem 9. Altenburg —E Hild⸗ 
burghauſen). Th. S. 119. 


Verfafungen, Entſtehung —— 
im Allgemeinen. Th. J. S. 

— vom Königreich Sachſen Ind 
er deutichen Staaten. Ih. 1. 


Verhaftungen in Bayern. Th. I. 
©. 156. $. 8. —— Wüuͤrt⸗ 
temberg. Th. I. ©, 168. 9. 8. 
— in Baden. z T. ©. 17. 
6. 12. — in Kurheſſen. Ip. T. 
©. 174. 5.7. — im Gr. Heſ⸗ 
fen. Th. I. ©. 180, $ 23. — 
im 9. ©. zh. I. ©. 

— im 9. Naſſau. 


Ih. 1, ‘©. 185. 

Werhättniß” der deutfchen Staaten 
sum deutfhen Bund, f. deutiche 
Staaten. 

we * der Prinzen und Prins 
zeffinnen, ſ. Heirathen. 

Vermögens - Konfecationen =. T 
Konflecation ꝛc. 

Verträge, Familien =, in den ſtan— 
desherrlihen Häufern, ſ. Sami: 
lien-Verträge x, 

11. 2», 
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Berträge, Familien-, in dem res 
gierenden Däufern, r. Hausgeſetz. 

— —— in Frankfurt. 
Th. 1. ©. 181. 6. 11. 

Vo ahrigkeit des Königs und der 
Prinzen und a im 
K. Bayern, * I. &,65. $. 11. 
©. 76. $. 1. 6. 79. 

— des K. von — Th, 1. 
©. 83. 


— des Königs und der Prürzen 
und Prinzeffinnen im K. Würt: 
temberg. Th.1. ©. 87. $. 13.8.91. 

— der Landesherren im K u 
ftenthum Heſſen. Th. 1. ©. 100, 
ya A > Fu U) A Pu 7 

— des Negierungs:Nachfolgerg in 
dem Haufe Heſſen-Darmſtadt. 

Th. I. ©. 107, Note 6). 

Dormundfchaft über die königl. 
Prinzen und Prinzeffinnen im 
Bayern. Th. I. S. 79. $. 1. ff. 
— in Württemberg. Th. I. S. 91. 

— über die Prinzen und Prinzef: 
finnen in Kurgefien. zb. J. S 
101. 8.83. ff. ©. 

— und Heneniichaft. im Großh. 
Heilen. Th. I. ©. 107. $. 9. 
— im Haus ©. Weimar. Th. 
I. ©. 111. $.4. — im Haus 
Braunfhweig. Ih. 1. ©. Jia 
— im Haus S. Koburg. Th. I 
S. 116. $.8. — im Haus 8. 
Meiningen. Zh.1. ©. 118. $.3, 
5. äh er. % Hildburahanfen. 

Sorriundfehäften in den ftandes- 
herrfihen Familien in Bayern 
nach der Deffar. von 1807. Th. 
1. ©. 210, F 13. — — 
ßen. Th. J. 254, 6. — 
in Bayern. 3 I. S. 326, * 
in Hannover. Th. I. ©, 346. 6 
14. — in MWürttembera. Th. J. 
S. 392, $. 11. — in Baden. 
zb. 1. ©. 539. 9.2, — in 
Kurheſſen. Ih. 1. ©. 577. 9). 
— im > Hefien. Th. J. ©, 
597, $. 


W. 


Wahl der Präſidenten, Sekretäre 
ze. der landſtandiſchen Verſamm— 
luugen, ſ. Präſident, Sekretär ı 


55 
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Wahlen der Landftände und Eıfor: 
derniffe der zu Wählenden im All— 
gemeinen. Th. II. ©, 27. ff. 

— der Landftände, Dauer derfelben 
und Erforderntife der zu Wählen: 
den in den verfchiedenen Provin- 
zen der preußifchen Monarchie und 
zwar 

I. in der Mark Brandenburg und 

dem Marfgrafthum Niederlau— 
fit. Th. U. ©, 30, 8.5. ©. 33, 
$. 23. ff. 

II. in dem Königreich Prenßen. 
Th.11.©.36.5.5..©.38.5.23. 

III. in dem Derzogtbum Pommern 
und Fürftenthum Rügen. Ip. Il. 
©.38.$.5.f. ©. 40, $. 23, 

IV. in den Rheinprovingen. Th. I. 
©..40. $.5.ff. ©. 45. $. 23. 

V. in der Provinz Sachſen. Th. II. 
©. 46. 8.5.ff. ©.49. 8.23. 

VI in der Provinz Weftphalen. 
Th. 11. ©. 50. 8.5. ff. ©. 54. 

$. 23. 

VII im Großberzogthum Poſen. 
Th. II.S. 55. J. 3. ff. ©.58. 5.22. 

VIII. in dem Herzogthum Schle— 
fien und in dempreußiſchen Mark— 
grafthum Niederlauſitz. Th. II. 
©, 59. $.5. ff. ©. 63. $. 24. 

— der Abgeordneten zur zweiten 
Kammer der Raudfkände inBayern 
und Dauer der Wahlen. Ih. IL. 
©.72.%.11.©.73. $.13. ©.74. 
5. ff. 

— der Abgeordneten in Hannover 
und Dauer der Wahlen, Ih. II, 
©. 92. ff. 

— der Landftände in Württemberg 
nnd Dauer der Gültigfeit derfel: 
ben. Th. II. ©, 97.8. 16. ff. ©. 
100, $. 29. 

— Dauer der Gültigkeit derfelben 
in Baden. Th. II. ©. 104. $. 17. 

— befondere Vorfchriften bei den 
Wahlen aus den verfchiedenen 
Ständen in Kurbeffen. Th, II. 
©, 107. 8. 11. ff. 

— Dauer der Gültigfeit derfelben 
in Kurhefien. Th. I. ©, 115. 
g.'29, 


— befondere Vorfchriften bei den 
Wahlen im Gr, Heffen, Th, IL 
S. 119, 1. ff, 


Wahlen, Dauer der GültigFeit der: 
felben im Gr, Heffen. Th. II. ©, 
124. $. 12, 

— der Landftände in S. Weimar, 
Borfehriften hinſichtlich derfelben. 
35. I. ©, 137. $. 14. ff. 

— der Landftände in S. Weimar, 
Erforderniffe der zu Wählenden 
und Dauer der Gültigkeit der 
Wahlen. Th. M. ©. 139. $. 22, 
f. ©. 141. 8. 30. ©, 142. 8. 34. ff. 

— Grforderniffe der zu Wählenden 
in Braunfchweig. Th. IL. ©, 152, 


$. 8. 
— Vorſchriften hinfichtlich derſelben 


in Braunfchweig. Th. 11. S. 153. 


$. IE 

— Vorſchriften hinfichtlich derfelben 
in Naſſau ımd Dauer der Gül— 
tigkeit der Wahlen. Th. II. ©. 
157.8. 6. ©. 158, $.7. ©; 159 
u. 160, 

— Dauer der Gültigkeit der Wah— 
len in S. Koburg. Th.1I. ©, 163, 


$. 3, 

— Erforderniffe der zu Wählenden 
in &. Koburg. Th. II. ©, 163, $. 
4.ff. ©. 165. 8. 10. 

— Borfchriften hinfichtlich derfelben 
in ©. Koburg. Ih. II. ©. 164, 
F. 8. S. 166. $. 15. ff. ©.169, $. 
25.7. 

— GErforderniffe der zu Wählenden 
in ©. Meiningen, Th. I. ©.172, 
s.8 fl. 

— Daner der Gültigfeit derfelben 
in S. Meiningen. Th. II. ©. 177, 

25 


— — chriften hinſichtlich derſelben 
in S. Meiningen. Th. II. S. 174. 
$. 18. ff. ©.177.8. 31. ff. 

— Erforderniffe der zu Wählenden 
in ©. Hildburghaufen, Th. I. ©. 
180. $. 6. ff. ’ 

— Dauer derfelben in ©. Hildburg: 
haufen. Th. H. ©. 181. $. 12. 
— Vorſchriften hinfichtlich derſelben 
in Hiltburghaufen, Th. II. S. 181. 

$. 13 u. 14, 

— Vorſchriften hinfichtlich derferben 

im F. S. Rudolſtadt. Th. IL, ©. 
183. $. 4. J 

— Dauer der Gültigkeit derſelben 
im 5. ©. Rudolftadt, Th. S. 
1 


? 6 


Wahlen, Erforderniffe der zu Wäh— 
fenden in Waldeck. Th. 11. ©. 186. 


. 3. ff. 

_ porhbriien hinfichtlich derfelben 

in Waldef, Th. 1. S. 187, 
u | 

ne der Gültigkeit derfelben 
in Waldeck. Th. 11. ©. 183. F. 10. 

— Vorſchriften hinfichtlich derfelben 
in Schaumburg⸗Lippe. Th. IL. ©. 
190. S. 6. 

— Erforderniffe der zu Wählenden 
in Schaumburg-Lippe. Th. IL, ©. 
189 u. 190. $. 2. 5. 

— Borfchriften hinfichtlich derfelben 
in Lippe-Detmold. Th. II. S. 193. 
$. 9. ff. u. S. 196. IL. $. 1 — 36. 

— Erforderniife der zu Wählenden 
in Lippe-Detmold. Th. 11.©. 194. 
$.14. ff. 

— Dauer der Gültigfeit derfelben 
in Lippe-Detmold. Zh. 11.5, 196, 
$. 23. 

— und Erforderniffe der zu dem ge— 
ſetzgebenden Körper in Frankfurt 
zu Wählenden. Th. II. ©. 203. 

— der Mitglieder des gefeggeben- 
den Körpers in Franffurt. Th. I. 
©. 204. $. 2. 

Wahlbezirke im Sr. Heffen. Th. IT. 
©. 126. ff. — in S. Weimar. 

Th. U. ©. 135. g. 8.f. 

— für den Stand der Bauern in 
S. Den Th. U. ©, 174, 

1 


$. 16. 

Wahl: Kolleg, Bildung eines fol: 
hen in Frankfurt. Th. II. S. 205. 
°. 3. 

Wahlrecht, Güter inS. Meiningen, 
anf welchen daſſelbe ruht. Th. II. 
©. 172.8. 11. 

Walbott- Bafjenheim, Graf von, 
Bayerifher, Württembergifcher 
und Naffauifher Standesherr. 

Th. J. S. 232. 237 u. 243. 

Waldburg-Zeil-Trauchburg und 
Waldburg:-Wolreag: Mafdiee und 
Waldburg-Zeil-Wurzach, Fürften 
von, Württembergifche Standes 
berren. Ih. IL. ©. 234. 235. 

Waldeck, Fürſtl. und Gräfl. Haus, 
Urfprung deſſelben. Th. I. ©, 32, 
Kap. 17, Note 1), 
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Waldek = Pyrmont, Graf von, 
Württembergiſcher Standesherr, 
Sh. I. ©. 236. 413. ff. 

Matdenburg: Waldenburg und Wal: 
denburg:Bartenftein, Fürſt von, 
MWürttembergifcher Standesherr. 
Th. 1. ©. 234. 

Wappen und Titel der Standes: 
herren, f. Titel und Wappen ıc. 

MWartenbera: Roth, Graf von, ſ. 
Erbady, Graf von. 

Wegziehen, freie Befugniß indiefer 
Hinfiht. Th. I. ©. 143. 

Wied Neuwied, Fürft von, Preußi- 
fcher und Naflanıfcher Standes— 
herr. Th. I. ©. 229. 243. 

Windiſchgrätz, Fürftvon, Württem— 
bergiſcher Standesherr. Th. I. 
©. 236. 

Wirkungskreis der Landftände, des 
Ausfchuffes ꝛc. f. auch Rechte und 
Plichten. 

— des Bürger: Ausfchuffes in Frank— 
fürt. Th. I. ©. 440. 6. 6. 

— der Randitände, ſ. Rechte und 
und Pflichten der Landftände, 
Wittgenftein, Fürften und Grafen 
von, Preußifche nnd Württember- 
giſche Standesherren. Th. I. ©. 

228 u. 236. 

Mitthum der regierenden Königin 
in Bayern. Th. I. ©. 76. $. 12. 

— im 8. Württemberg. Th, 1. ©. 
80,5, 22, 

MWohnfise des Adels in Bayern. 
Th. J. S. 648. 

— der Standesherren und der Ade— 
lichen, Freiheit hinſichtlich deſſel— 
ben, ſ. Aufenthalt ꝛc. 

Württemberg, Königl. Haus, Ur— 
ſprung deſſelben. Th. LS. 9. K. 
4. Note 1). 


3. 

Zehenten, Ablöſung derſelben im H. 
Naſſau. Th. J. S. 184. 

Zeit der Verſammlung der Stände 
zu den Landtagen, ſ. Landſtände. 

Zinneberg, Fugger, Graf von, 
Württembergiſcher Standesherr. 
<h.1. ©. 237. 

Zuhörer bei den Berfammlungen der 
zweiten Kammer in Bayern. Th. 
11. S. 451, $. 7, ©, 453, &. 15 
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Zuhörer bei den DVerfammlungen Zufammenfunft der Landftäude in 
der Landftände, f. Deffentlide S. Weimar, außer den Landta- 


Situngen ic. gen. Th. II ©, 231. 6. 8. 
Zufammenkunft der Landftände, nach — in Yalan Sb. 1 @ er 

porherigem Einberufen, fe La: in.©8 Koburg. Th. I. & 

— 235. 5. 2. — in S. Meinin: 


— ber Landſtände nach dem Schluß gen. Ih. IT. S. 240. 6. 8. 
der ter in Preußen, in &. Hildburghaufen. Th. II. 
Th. I 211. ©. 24. $.5. — in Liechten⸗ 
— dar se der —— ſtein. Th. IL. ©. 243. 9. 2. — 
in Bayern. Th. II. ©. 216. 9. tu Lippe⸗ Detmold. Th. 1. S. 
12. — in Baden. 5. 1.&, 246. 9. 9. 
219, 9.3. — im Gr, Heſſen. Zwingenberg, TE 
a BSG, 222, 6.1. im Gr, Baden, Tb, I 558, 
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Drudfehlerverzeihniß. 


11. Band. 


ftatt erhalten lies erheben 
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» 
» 
* 
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- 


wu vun 
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I Due" ee 


erden l. Paiferlich 
Faiferlichen I, Faiferlich 

1. März I. 1. Mai 

bei betreffenden I. bei ben betreffenden 

erwirft I. erwirbt (Note 4.) 

neuen l. neuern 

einem l. einen 

VI 1, IV. 

Domino I. Dominio 

19%, — 19. 

Grey I, Croy 

Lorz [. 2ooß 

Kimaft I, Kienaft 

Pücklar I. Püdler 

ae Geſchlechts- I. Majorats- und Ge 


$. 13. [Preiee Kapitels l. I. 6, 13, dieſes Kapitels 
nach⸗ I. nächſt⸗ 
erläuchtende I, erläuternde 


fehe i. ſehn. 
$. 11 1, $. 12, 


9. 7.1.98 

Föniglichen * Großherzoglichen 
Vauenburg I. Naumburg 
Eidegſtatt I, Eibesſtatt 
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Seite. Zeile. 
111 9 v. o. zu dem Worte „vorgelegt fehlt folgende Note: 
Hier feheinen in der oben alfegirten Duelle, wor: 
aus das Obige mit wörtlicher Webereinftimmung 
abgedruckt ift, die Worte zu fehlen: „welcher dem 
gewählten Abgeordneten.“ Man vergleiche 
hiermit die $$. 5 u. 28, diefes Kapitels, 
112 20 » » flatt neue lies neun 
111 8 » » hinter dem Worte „Staatsbürger ift einzufchalten: 
Wählbar ift jeder in der Gemeinde wohnende 
Staatsbürger : 
423 10 » » nah dem Worte „Wahlzettel“ iſt einzufchalten: 
.. gefammelt 
125 3 v. u. ſtatt Saats-Minifteriums lies Minifteriums 
125 4» » » Schorndorf l. Sterndorf 
129 3 v. o. vor das Wort „Ockſtadt“ ift ein Komma zu ſetzen 
129 8 » » flatt Oels I. Des 2 
1293 7 » » vor das Zeichen ( gehört das Wort: mit 
136 18 » » ftatt Bacha l. Vacha 
9 I 2.5. ». 94:5) 
1453 17 v. o. » Auflöſung I. Auslöſung. 
150 16 » » » Diederhof I. Oberhof 
155017 » » » Unterhof l. Niederhof 
10 13 v. u. » Sacfen:Koburg und Gotha IL, Sachfen: Mei=_ 
ningen und Hildburghaufen 
1832 18 2.0. » Nichterklärung I. Nichtigerflärung 
15 18 »» .»9%.2.3410345, 
186 nn 5 » der I, die 
137 13 » » » den Randes-Nepräfentationen I, der Landes-Re— 
präfentation feinen 
192 22 » » » Käppel l. Cappel 
393 %12 » » rn Berk den 
194 6 » » » Elefation  Elofation 
4195 18 » » » MDerein I, Termin 
19712u. 13 v. u. » Testen I. letztern. 
198 2 v. o. >» Stimme l. Stimmen 
201 8 v. u. »Wahl-Akt I. Wahl-Art 
215 14 .0.. 6 A 
16 8 » der Verfaſſung I. die Verfaſſung 
2718 10 » » .» ihren I, ihm 
> 1 183 ‘. 5.1.6. i 4 
221 18 » » » der Wahl. die Wahl 
3 6 »°» Aufloöſung Aufhebung 5 s 
337 1 v. u. das letzte Komma anf diefer Geste gehört ftatt hin⸗ 
ter „‚unbefchader” hinter das Wort „es“ I, 
"346 16 v. o. fehlt hinter dem Wort „Ankunft“ dad Wort „dies 
360 14 » » ſtatt darauf I. dadurch 
365 9 6. u. beſcheinigten Abgaben l. beſcheinigten Angaben 
375 5 » 2 wenn ſich l. wenn ſie J 
331 8 » » nach dent Wort „Ausſchluß“ fehlt das Komma 2 
557 16 » » nach dem Wort „Urkunde müffen „Tit. X. $. 5.“ 
— if 
457 2 » » flat geiefewn I. gewieſen 
5066 4» » fehlt nach dem Wort „Verſammlung“ das Wort 
„und“ F 













a den —*— — iſt ft 
ruckt, iſt in den das Her zogthum Gad 
effenden Kapiteln die Uebericheift Herzogt 

tt daß fie heißen follte: „Herzogthun et 
er — Sachſen⸗-Koburg 
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